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Zur Frage der 
Arbeitsloſenverſicherung in der Schweiz. 


Bon N. Neichesberg, Bern. 





I. Allgemeines. 

Die Arbeitslofenverfiherung entipringt dem Wunfche, Berfonen, 
welche wegen Mangels an Arbeitsgelegenheit vorübergehend in Not 
geraten, ausreichende Unterftügung angedeihen zu laſſen, und zwar 
in einer Form, durch welche die gewährte Unterftüung den Wohls 
tätigfeitscharafter verliert und die Annahme derfelben als die Aus— 
übung eines dem Notleidenden zuftehenden Rechtes erfcheint. Die 
verfchiedenen Maßnahmen, die von Behörden und Privaten zur 
Belämpfung der Ürbeitslofigfeit jemweilen ergriffen wurden, ermiefen 
fih im Laufe der Zeit namentlich nach zwei Seiten bin als unzu— 
länglih: einmal gelang e8 nur felten fo viel Mittel aufzubringen, 
als man derer zur wirkſamen Linderung der durch die Arbeitslofig- 
feit verurjachten Notlage größerer oder geringerer Bevölkerungsſchichten 
bedurfte; jodann aber hing die Hülfeleiftung im großen und ganzen 
von der Barmherzigkeit der befjer fituierten Mitbürger ab, wodurch 
viele Notleidende, welche die dargebotene Unterftügung in Anſpruch 
nehmen mußten, fich zurüdgefegt und in ihrer perfönlichen Ehre 
gefränkt fühlten, indem fie das Empfangene als ein Almofen betrach- 
teten. Und diefe Mängel der Arbeitslofenfürforge traten immer mehr 
zu Tage in dem Maße, als die Erkenntnis fich verbreitete, daß die 
Arbeitslofigkeit ihre Wurzel in der wirtfchaftlichen Berfaffung der 
Gegenwart habe und die Arbeit3lojen die fchuldlofen Opfer diejer 
Berfaffung feien. Aus diefer Erkenntnis erwuchs aber für die Gefell- 


' Aus dem I. Bande des vom Verfaſſer herausgegebenen „Handwörterbuch der 
Schweiz. Bollswirtichaft, Sozialpolitit und Verwaltung”. 
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Ichaft die Pflicht, für eine Organifation der Hülfeleiftuug zu forgen, 
welche die gedachten Mängel auf ein Minimum reduzierte. Im 
Suden nad einer foldden Organifation fam man von felbft auf 
das Berficherungsprinzip, welches fich bereit8 in mehrfacher Hinficht 
geeignet zeigte, da8 frühere Syftem der Armenunterftäßung aufzu> 
löfen und e8 durch dem modernen Empfinden beſſer entjprechende 
Formen zu erjeßen. 

Die Anwendung des Berficherungsprinzip8 auf dem Gebiete 
der Arbeitslofigkeit erwies fich jedoch bedeutend fchmwieriger als auf 
fonftigen Gebieten des fozialen Geſchehens. Die Hauptfchmwierigfeiten 
beitanden in folgendem: einerfeit fehlte es an ficheren Grund: 
lagen zur Beitimmung des Umfanges und der Dauer der zu erwar- 
tenden Arbeitslofigfeit, maß durchaus notwendig erjcheint zur Be- 
rechnung des ökonomiſchen Schadens, der gededt werden follte; 
andererfeitS liegt die Herbeiführung von Arbeitslofigkeit fo fehr in 
der Macht des Menfchen, hängt fo jehr von feinem Willen ab, daß 
es nicht immer möglich ift, zu unterfcheiden, ob der betreffende Fall 
eine Zufälligfeit im Sinne der Verficherungstechnif ift oder fich viel- 
mehr als der Ausfluß eines Willensaftes der Betroffenen darftellt. 
Letzteres tritt allerdings auch in mand) anderem Verſicherungszweige 
zu Tage; jo ift e8 3. B. nicht immer leicht feitzuftellen, ob eine 
Feuersbrunft ohne Berfchulden des Intereffenten entitanden ift oder 
ob nicht vielmehr Branditiftung von Seite desjelben vorliegt; ebenfo 
ſchwierig ift e8 ferner zu fonftatieren, ob nicht etwa Selbftmord die 
Urfache des Todes des Verſicherten gemejen ift, u. dergl. mehr. Allein 
in diefen und ähnlichen Fällen wirft entweder die Furcht vor ange— 
drohter fchwerer Strafe oder der Selbjterhaltungstrieb fo ſehr zurüd- 
baltend, daß man die felten vorflommenden Ereignifje. diefer Art bei 
Feltftellung der rechnerijchen Grundlagen der betreffenden Berfiche- 
rungszweige fügli außer Acht laſſen kann. Anders verhält es fich 
mit der Arbeitslofigfeit, mo jene Faltoren nicht in Betracht fommen 
fönnen. Immerhin find die gedachten Schwierigkeiten auch bier nicht 
unüberwindbar. Hat man doch auf dem Gebiete der Arbeiter-Kranken— 
verficherung mit ähnlichen VBerhältnijjen zu kämpfen gehabt, indem 
auch dort der Umfang des vorausficgtlichen Schadens nicht von vorne 
herein feitzuftellen war und man mit der Möglichkeit der Simulation 
durchaus rechnen mußte. Die Statiftit der Arbeitslofigkeit, die zur 
Zeit allerdings noch jehr mangelhaft ift, wird bei richtiger Hand— 
babung mit der Zeit gewiß zur Fundierung des in Rede jtehenden 
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jüngſten Arbeiterverſicherungszweiges vieles beizutragen in der Lage 
fein, während auf der anderen Seite durch eine zweckmäßige Organi— 
fation der Arbeitslofenverficherung den Gefahren, welche ihr auß der 
willfürlich herbeigeführten Wrbeitslofigfeit drohen, wird begegnet 
merden fönnen. In den unten zu befprechenden Anftalten und Projekten 
find bereit8 manche wertvolle Anfäge in diefer Richtung enthalten. 


II. Geſchichtliches. 


Mit dem Gedanken betreffend die Verficherung gegen die Folgen 

der Arbeitslofigfeit bejchäftigten fich einige Nationalölonomen bereits 
feit geraumer Zeit. Allein da8 Berdienft, den Gedanken in Taten 
umgufeßen, gebührt unzweifelhaft der Schweiz und in erfter Linie 
der fchmweizerifchen Arbeiterfchaft, auß deren Mitte die erfte Anregung 
zu einem bezüglichen Verſuch hervorging. Es war der Stongreß der 
Schweizerifhen ſozialdemokratiſchen Partei, der zu Oftern 1891 in 
Dlten abgehalten wurde, der den Beſchluß faßte, es fei die Jnitiative 
zu ergreifen auf Einführung eines befonderen Artikels in die Bundes» 
verfaffung, welcher jedem Schweizerbürger das Recht auf ausreichend 
Iohnende Arbeit gewährleijten würde. Der auf dem Kongreß be- 
fchloffene Wortlaut diefes in die Berfaffung aufzunehmenden Artikels 
enthielt u. a. folgenden Paſſus: 
„Insbeſondere jollen Beftimmungen getroffen werden: .... d) für 
fihere und ausreichende Unterjtügung unverjchuldet ganz oder teilmeife Arbeit3- 
fofer, jei e8 auf dem Wege der öffentlihen Berfiherung gegen die Folgen 
der Arbeitslofigkeit, ſei es durch Unterftügung privater Berfiherungsinftitute 
der Arbeiter aus öffentlichen Mitteln.“ 

Der Schluß diefes Sabes könnte allerdings zur Annahme ver- 
leiten, als beftänden bereit8 vor dem Eingreifen der gedachten nis 
tiative im Schoße der ſchweizeriſchen Arbeiterfchaft Inftitute, welche 
die Berficherung gegen die Folgen der Arbeitslofigfeit beforgten. Dem 
iſt jedoch keineswegs jo. Wie namentlich in den gut organifierten 
engliſchen Gewerkſchaften, jo mird allerding® auch in einzelnen 
ſchweizeriſchen Gewerkſchaften den arbeitslojen Mitgliedern ein An 
fpruch auf eine gemijfe Unterjtügung zuerkannt. In der großen Zahl 
der Fälle ift aber diefe Unterftügung, abgejehen davon, daß fie ſich 
in ziemlich befcheidenen Grenzen bewegt, durchaus dem Zufall aus» 
‚geiegt, indem e8 an Syitem und ficheren Grundlagen fehlt. Gerade 
dieſer Umſtand war e8 denn auch, der in den Reihen der ſchweize— 
rischen Arbeiterjchaft die Jdee der Arbeitslofenverfiherung populär 
machte, zu deren Einführung eine Gewerkſchaft, der bernifche Hand» 
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langerbund, der ſich bemühte die Unterftügung feiner arbeitslofen: 
Mitglieder auf dem Prinzip der Berficherung aufzubauen, den direkten. 
Anstoß gab. 

1. Die Arbeitslofenverfiherung in Bern. Anfangs 
der 90er Jahre machte fich in verfchiedenen Städten und größeren 
Ortfchaften der Schweiz eine ftarfe Arbeitslofigkeit geltend. Dies 
veranlaßte Behörden und Private, dem Problem größere Aufmerkſam⸗ 
feit zuzumenden. In Bern veranftaltete der Sefretär der Arbeiter- 
union, Dr. med. N. Waffilieff, im Winter 1891/92 eine Enquete über 
die. Urbeitslofigfeit, welche das Borhandenfein einer überrafchend- 
großen Zahl von Arbeitslofen dofumentierte. Dieſes Ergebnis führte 
zur Bildung eines freiwilligen Hülfsfomitee® aus Bürgern der ver- 
ſchiedenen Geſellſchaftsſchichten, daß fi u. a. zur Aufgabe ftellte, 
nad wirkſamen Mitteln zur Belämpfung der Arbeitslofennot zu 
forfhen. In diefer Kommiffion, welche ihre Studien im Laufe des 
Sommers und des Herbites des Jahres 1892 vornahm, entwidelte 
Dr. Wafjilieff den Plan einer Arbeitslofenverficherungslaffe, die er 
im Schoße de8 bauptjächlich zu diefem Zwecke gegründeten Hand— 
langerbundes ins Leben zu rufen beabfichtigte, und erbat für diefelbe 
die Unterftükung der Kommilfton. Er bedurfte diefer Unterftügung 
deswegen, weil der Handlangerbund, der kurz nad) feiner Gründung. 
bereit8 zirfa 700 Mitglieder zählte, troßdem feinen Verpflichtungen 
den arbeitSlojen Mitgliedern gegenüber, die gerade in diefer Arbeiter- 
fategorie einen überaus großen Prozentſatz zu bilden pflegen, ohne 
fremde Hülfe vorausfihtli nicht Hätte nachkommen fünnen. Die 
nachgefuchte Hülfe wurde dem Handlangerbunde zu teil, indem die 
Kommilfion befchloß, den Stadtrat zu erfuchen, zu Handen der Arbeits= 
Iofenfaffe diefer Gemwerkichaft eine angemeffene Subvention auszu— 
richten. Diefer Beichluß nun war die unmittelbare Urfache der 
Erörterung der Arbeitslojenfrage im bernifchen Stadtrate, die in 
legter Linie zur Errichtung des erften öffentlichen Jnftituts für Vers 
fiherung gegen die Folgen der unverfchuldeten Arbeitslofigkeit führte. 


Diefes in der Geſchichte der Arbeitslofenfürforge fehr bedeutende 
Ereignis fam unter folgenden Umftänden zu ftande. In Ausführung 
des vorerwähnten Beichluffes ftellte die fogenannte Arbeitslojen- 
fommiffion mit Eingabe vom 16./23. September 1892 beim Gemeinde: 
rate der Stadt Bern folgende Anträge: 


1. Es ſei an Arbeiterorganifationen, welche die Unterftügung ihrer 
Mitglieder bezweden, jährlich die Hälfte der ausgerichteten Unterftügungen 
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bis auf den Gejamtbetrag von Fr. 5000 nad feitzufegenden reglementarifchen 
Beftimmungen aus der Gemeindelafje zurüdzuvergüiten. 2. Zur Ausarbeitung 
eines bezüglihen Reglementes, welches dem Stadtrat zur Genehmigung zu 
unterbreiten wäre, zur Förderung der Selbſthülfe der Arbeiter bei Arbeits- 
lofigkeit durch Berficherung, zur Oberaufſicht über die Arbeitslofenkaffen und 
Zuerfennung des Oemeindebeitrages jei eine Kommiſſion zu bezeichnen, deren 
Mitglieder zur Hälfte dur den Gemeinderat und zur andern dur die 
Arbeiterunion gewählt würden, während dem Stabtpräfidenten der amtliche 
Borfig zu übertragen jet. 


In der Eingabe wurde insbeſondere auf den Handlangerbund 
bingewiefen, und deffen auf Verficherung feiner Mitglieder gegen die 
Folgen der Urbeitslofigkeit ausgehenden Beitrebungen wurden als 
wertvoll für die Gemeinde bezeichnet, indem diefelben u. a. eine 
Entlaftung der Armentafje zur Folge haben dürften. Der Gemeinde- 
rat beauftragte den Vorſteher der ftädtifchen Armendireftion, die 
Eingabe zu begutachten, und eignete fich ſpäter die von dem letzteren 
zu Handen des Stadtrate® ausgearbeiteten Anträge an. Diefelben 
lauten: 


1. Die ftädtiihe Armendireltion wird angewiefen, auf Rechnung der 
Spendkaſſe an die Arbeitslofenfaffe des Handlangerbundes für den Winter 
1892/93 und 1893/94 einen Beitrag von je Fr. 3000 auszurichten, welcher 
bei außerordentlicher Arbeitnot bis auf Fr. 5000 erhöht werden fann. 
2. Die Ausrihtung diefer Beiträge erfolgt unter folgenden Bedingungen: 
a) die Mittel der Arbeitslofenkaile dürfen nicht verwendet werden zur Unter: 
- ftügung ſolcher, welche ihre Arbeitslofigfeit durch Faulheit, Yiederlichkeit, 
Unverträglichkeit, Ungehorfam u. dgl. felbit verjchuldet haben; b) fie dürfen 
auch nicht verwendet werden zur Unterftügung jolcher, melde infolge von 
Lohnſtreitigleiten (Streifs) arbeitslos geworden find; ec) zur Kontrolle ift 
die ftädtifche Armendireltion berechtigt, den Sigungen der Berwaltung der 
Arbeitslofentafie beizumohuen oder fi dabei von einem Beamten des Armen: 
bureau vertreten zu laflen. hr oder dem vertretenden Beamten fteht gegen 
Unterftügungen, welche im Widerſpruch zu lit. a) und b) geleiftet werden 
wollen, ein unbedingtes Vetorecht zu; d) vierteljährlich ſoll die Arbeitslofen- 
faffe der ftädtifchen Armendireftion über ihre Berhandlungen fpezifizierte 
Rechnung ablegen; e) im Falle mißbräuchlicher Unterftügung fünnen weitere 
Veiftungen der Gemeinde jederzeit eingeftellt werden. 3. Diefer Beſchluß ift 
dem Stadtrate zur Öenehmigung zu unterbreiten. 


Zu bemerfen ift, daß die von der Armendireltion aufgeftellten 
Bedingungen, unter welchen die Subvention der Gemeinde an den 
Handlangerbund entrichtet werden jollte, im mwefentlichen mit den 
bezügliden Beitimmungen de8 Statut der Arbeitsloſenkaſſe des 
Handlangerbundes übereinftimmten. Im Stadtrate ftießen jedoch die 
mitgeteilten Anträge auf lebhafte Oppofition, namentlich von jeiten 
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der konſervativen Mitglieder desſelben. Unter anderem hob man 
hervor, daß die an Arbeitervereine ausgerichtete Subvention nur den 
Mitgliedern derſelben zu gute kommen würde, während die dem 
Verein fern gebliebenen Arbeitsloſen leer ausgehen müßten; es hieße 
ſomit, die letzteren zwingen, ſich der Arbeiterbewegung anzuſchließen, 
was doch nicht von allen Parteien als wünfchenswert erachtet werden 
fönne. In der Situng des Stadtrates vom 16. Dezember 1892 wurden 
die Anträge des Gemeinderates an eine Kommiſſion vermwiejen, in 
deren Schoße das Projekt auftauchte, eine allgemeine Arbeitslofen- 
verficherungsfaffe zu errichten und fie unter ftädtifche Verwaltung 
zu ftellen. Die Kommiſſion arbeitete felbft einen bezüglichen Statuten 
Entwurf aus, den fie dem Stadtrate in der Sigung vom 13. Januar 
1893 vorlegte. Zur Begründung diefes Vorgehens ſagte der Referent 
der ftadträtlichen Kommilfton u. a. folgendes: 

„Die Kommiffion ift voll und ganz mit den Beweggründen einver: 
ftanden, melde den Gemeinderat veranlaßt haben, fih um diefe Frage zu 
intereflieren und Stellung zu derjelben zu nehmen. Wohl Hat Arbeitslofigfeit 
Ihon manchen braven Arbeiter und mit ihm jeine Familie moraliih und 
finanziell ruiniert. Die ftadträtlihe Kommiffton teilt auch ganz den Stand- 
punkt, daß Krankheits- und Unfallverfiherung nicht genügen, wenn es nicht 
zugleich gelingt, die Arbeitslofigkeit jelbit und deren üble Folge zu befeitigen 
oder doch zum menigiten auf das möglichft geringe Maß zu befhränfen. ... 
Nach der Anficht der ftadträtlihen Kommifjion ift e8 faum denkbar, daß die 
Arbeitslofenkaffe den Handlangern allein zu ftatten kommen fol. Bielmehr 
wird diefelbe auch andere Berufsarten unterftügen müſſen. Die Hülfe darf 
nicht auf die Mitglieder eines einzelnen Verbandes beſchränkt bleiben. Die 
Aufgabe ift eine allgemeine und muß in ihrer Allgemeinheit aufgefaßt und 
durchgeführt werden. Deshalb ift e8 auch Pflicht der Gemeinde, einen Ber: 
jud zu machen und felbft eine Arbeitslofenfaffe zu errichten. Nachdem wir 
bereit im WrbeitSnachweisbureau eine Organifation gejchaffen haben, um 
für Arbeitsbefhaffung zu forgen und diefelbe zu vermitteln, ift es wohl das 
Nächftliegende, dag die neu zu gründende Kaffe ald neuer Zweig mit diefem 
Inſtitut verbunden wird.“ 


Rod in der gleihen Sigung erhob der Stadtrat die Anträge 
feiner Kommiſſion zum Beſchluß, nahm die Statuten der „Verfiche- 
rungsfafje gegen Arbeitslofigkeit in der Gemeinde Bern“ mit wenigen 
Abänderungen an und erklärte diefelben auf die Dauer von zwei 
Jahren, vom 1. April 1893 an, in Kraft. 

Nach diefen Statuten ift die Verficherung eine freimillige, die 
von jedem in der Gemeinde Bern ſich aufhaltenden oder niederge- 
laſſenen Arbeiter jchmweizerifcher Herkunft in Anſpruch genommen 
werden kann. Derjelbe hat einen monatlichen Beitrag in der Höhe 
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von 40 Ets. zu bezahlen, wofür er im Falle der Arbeitsloſigkeit in 
der Zeit von Anfang Dezember bis Ende Februar im Laufe von 
zwei Monaten vom dritten Tage jeiner Arbeitslofigfeit an eine Unter⸗ 
ftüßung in maximo von Fr. 1 täglich, wenn er einzeljtehend ift, und 
Fr. 1.50, wenn er Angehörige zu unterhalten hat. Die Arbeitgeber 
find zur regelmäßigen Beitragsleiftung an die Berficherungstaffe 
nicht herangezogen. Die Gemeinde dedt den jährlichen Fehlbetrag 
der Kaffe im Marimum mit Fr. 5000 per Jahr. 

Die Statuten find, wie erwähnt, bloß für die Dauer von zwei 
Jahren in Kraft erklärt worden. Es galt alfo zunächſt den Verſuch 
zu wagen. Am 3. März 1895 murde ein neues Reglement erlaffen 
und mit dem 1. April desjelben Jahres erhielt die Verſicherungskaſſe 
definitiven Charakter. Das neue Reglement verſchmolz die Verfiche- 
rungskaſſe mit dem vor Jahren gegründeten ArbeitSnachmeisbureau 
und ftellte beide Anftalten unter die Leitung einer und derfelben 
Kommilfion. Der monatliche Beitrag der Berficherten wurde auf 
50 Et8. erhöht und der jährliche Beitrag der Gemeinde auf Fr. 7000 
feſtgeſetzt. 

Im Jahre 1900 wurde die Arbeitsloſenverſicherung einer Reors 
ganiſation unterworfen. Die Beobachtungen, die man in den vorher—⸗ 
gehenden Jahren gemacht hat, haben verfchiedene Mängel in der 
Drganifation der Anjtalt offen gelegt; auch rief die jteigende Arbeits- 
Iofigfeit der legten Winter große Beforgnis für die Zukunft hervor. 
Im Schoße der Bermwaltungstommilfion wurden daher Anregungen 
gemacht, die auf Neugeftaltung diefer Anftalt hinzielten. Aus den 
bezüglichen Beratungen ging fodann das gegenwärtig in Kraft be= 
ftehende Reglement vom 4. Mai 1900 hervor, welches allerdings 
feine grundlegenden Wenderungen berbeiführte. Die Abweichungen 
vom früheren Zuftand beftehen bloß darin, daß die Gemeindebehörde 
das Recht zuerkannt erhielt, die im Dienfte der Stadtverwaltung 
ftehenden Arbeiter zum Beitritt zur Wrbeitslofenverficherung zu 
zwingen, und daß der Beitrag der Berficherten, von denen nunmehr 
die das 60. Altersjahr zurüdgelegten Arbeiter ausgefchloffen wurden, 
auf 70 Ets. im Monat und der jährliche Beitrag der Gemeinde 
auf Fr. 12,000 erhöht wurde. Die allgemeine obligatorische Arbeits— 
lofenverficherung einzuführen, wie die8 von mandjer Seite als 
wünfchensmwert hingeſtellt wurde, war die Gemeinde nicht in der 
Rage: e8 fehlte hiezu die Kompetenz. 

Resteres zu erlangen, war der Zweck einer von Dr. N. Waffilieff 
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in der Situng des Großen Rates des Kantons Bern vom 15. März 
1899 eingereihten Motion, die folgenden Wortlaut hat: 

„Die Regierung wird eingeladen, Bericht und Antrag einzubringen, ob 
es nicht tunlich wäre, den Gemeinden, melde es begehren, das Recht einzu- 
räumen, analog der Bildung der Gemwerbegerichte unter der Mitwirkung des 
Staates die obligatorifche Berficherung gegen Arbeitslofigkeit einzuführen und 
Arbeitsämter zu fchaffen, melde den ArbeitSnachmweis zu regeln und die 
obligatorifche Arbeitslojenverfiherung zu führen hätten“. 

Am 20. September desjelben Jahres wurde die Motion vom 
Großen Rate erheblich erllärt. Der Motiongfteller ſelbſt arbeitete 
kurz darauf ein Projelt eines in Bern zu errichtenden Arbeitgamtes 
aus und reichte dasſelse der Direktion des Innern ein, welche vom 
Regierungsrate mit der Begutachtung der mitgeteilten Motion be= 
traut wurde. 

In einer öffentlichen Berfammlung, die am 14. Dezember 1899 
ftattfand, erflärte der Vorfteher der Direktion des Innern, Regie— 
rungsrat Ed. v. Steiger, er fei mit dem Grundgedanken des Wafifilieff- 
ſchen BProjeltes, von dem unten näher die Rede jein wird, einver- 
Itanden und hoffe, e8 werde fi) aus demfelben etwas Gute und 
jegensreiches für den Stanton und die Ortfchaften, welche die Sache 
verwirklichen, jchaffen laſſen; e8 handle fich bloß darum, diefelbe in 
richtige Form zu bringen, zu welchem Behufe er eine Kommiſſion 
einfegen wolle, worauf eine Geſetzesvorlage von der Regierung aus— 
gearbeitet werden ſolle. Die Beratungen der tatfächlich eingefegten 
Kommiffion fcheinen jedoch zu einem ganz anderen Refultate gelangt 
zu fein, was daraus folgt, daß der Regierungsrat durch Zufchrift 
vom 3. November 1900 auf Antrag der Direktion des Innern dem 
Großen Rate empfahl, der oben mitgeteilten Motion Waſſilieff Feine 
weitere Folge zu geben, in welchem Sinne denn aud) der lebtere in 
feiner Sigung vom 25. Februar 1901 beichloß. Ausschlaggebend war 
hiebei die Befürchtung, e8 würde ein außergewöhnlich ftarfer Zuzug 
von ausmärtigen Arbeiten in diejenigen Gemeinden ftattfinden, welche 
die obligatorische Arbeitslofenverficherung einführen follten. 

Troß diejes abjchlägigen Beſcheides wurde die Motion Wafftlieff 
am folgenden Tage von einem Parteigenojjen desfelben, dem Finanz: 
direftor der Stadt Bern, Guftav Müller, wieder aufgenommen und 
in etwas abgeänderter Form eingereicht. Die Motion Müller lautet: 

„Der Regierungsrat wird eingeladen, die Frage zu prüfen und darüber 


Bericht zu erftatten, ob nicht den Gemeinden die Autonomie zur Errichtung 
obligatorifcher Arbeit3lofenverficherungsfaffen erteilt werden könne.“ 
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Diefe Motion wurde in der Großratsfigung im März 1902 
wiederum erheblich erlärt. Inwiefern diefer Beſchluß nun zur Weiter: 
entwidlung der bernifchen Arbeitslofenverficherung beitragen werde, 
wird die Zukunft zeigen. Vorderhand bildet derjelbe den Abſchluß 
der Geſchichte dieſes BVerficherungszmeiges auf bernifchem Boden. 

2. Die Arbeit3lofenverfiherung in St. Gallen. 
Die Stadt St. Gallen war die erfte, welche den Berfuch wagte, die 
obligatorifche Urbeitslofenverficherung auf fommunalem Boden durch» 
zuführen. Wenn der Berfuch zunächt al mißlungen erachtet werden 
muß, fo jcheint jedenfalls nicht das denfelben zu Grunde gelegte 
Prinzip daran Schuld geweſen zu fein, fondern vielmehr, wie Kenner 
der ft. galliihen Berhältniffe überzeugend nachgewieſen haben, die 
mangelhafte Organifation und Bermwaltung der Berficherungsanftalt. 

Auch in St. Gallen war e8 die Arbeiterfchaft, welche die An— 
regung zur Einführung der Arbeitslofenverficherung gab. Nach der 
Errichtung der Arbeitslojenverficherungslaffe in Bern wurde die 
Frage auf verfchiedenen Urbeiterverfammlungen diskutiert und es 
ftellte fich bald heraus, daß man allgemein eher für eine auf dem 
Dbligatorium aufgebaute Arbeitslofenverficherung eintreten würde. 
Ein von Rechtsanwalt Heinrich Scherer in St. Gallen außgearbeiteter 
bezüglicher Plan wurde von einer eigens zu diefem Zwecke einberufenen 
großen Arbeiterverfammlung am 10. September 1893 mit wenigen 
Abänderungen gutgeheißen. Nun galt e8 zunächſt, die geſetzliche 
Grundlage für da Obligatorium zu gewinnen, worauf denn aud) 
eine von der demofratifchen Fraktion des Stantonsrates am 21. No— 
vernber 1893 eingebracdhte und von demfelben mit großer Mehrheit 
erheblich erflärte Motion binzielte. 

Durch diefe Motion veranlaßt, machte fich die Kantonsregierung 
fofort an die Arbeit und legte bereit8 am 24. April 1894 dem ſtantons⸗ 
rat einen „Geſetzesvorſchlag über die Verficherung gegen die Folgen 
der Arbeitslofigkeit* vor. Am 19. des darauffolgenden Monat8 murde 
der Entwurf zum Geſetz erhoben. 

Das Geſetz gibt den politifchen Gemeinden das Recht, entweder 
für fi) allein oder in Verbindung mit anderen Gemeinden durch 
Beichluß der politifchen Bürgerverfammlung die obligatorifche Ver— 
fiherung gegen die Folgen der Arbeitslofigkeit einzuführen, und jegt 
zugleich die Grenzen feſt, innerhalb welcher fich eine folche Berficherung 
zu bewegen babe. Die Beitragspflicht ift für alle Arbeiter, deren 
durchſchnittlicher Bohn Fr. 5 nicht überfteigt, ftatutiert; beitragspflichtig 


——— 


ſind bloß die verſicherten Arbeiter, deren wöchentlicher Beitrag je 
30 Ets. nicht überſteigen darf, nicht aber die Arbeitgeber. Die ver— 
ficherten Arbeitslofen haben einen Anſpruch auf mindeftens Fr. 1 
per Arbeitstag, im Maximum für 60 Arbeitstage während eines 
Jahres; mit der Berfiherungsfaffe ijt ein Arbeitsnachweisbureau 
zu verbinden. Die Auslagen der Verſicherungskaſſe werden beftritten 
aus den Prämien der Arbeiter, durch allfällige Schenkungen, durch 
die Zufchüffe der betreffenden Gemeinde von höchſtens Fr. 2 per 
Berficherten, durch Beiträge des Kantons und allfällige Beiträge der 
Eidgenofjenfchaft. 

Nun war die Bahn frei für die geplante Errichtung der Ar- 
beitslofenverficherungsanftalt der Gemeinde St. Gallen. Zunächſt 
war allerdings beabfichtigt, eine folche Anftalt in Gemeinfchaft mit 
den Nachbargemeinden Tablat und Straubenzell, in welchen viele in 
St. Gallen beichäftigte Arbeiter wohnen, ins Leben zu rufen. Als 
aber die beiden leitgenannten Gemeinden, die urfprünglich in diefer 
Hinficht Geneigtheit zeigten, e8 fchlieklich ablehnten, mit in der Sache 
zu fein, da entſchloß fich die Gemeinde St. Gallen, allein vorzugehen ; 
fie durfte diefen Schritt umfoeher wagen, als e8 ſich für fie nicht 
darum handelte, durch die Errichtung der Anftalt der Gemeinde neue 
Laſten aufzuerlegen: das Gemeindebudget war bereits eine Reihe von 
Jahren mit einem ziemlich bedeutenden Ausgabepoften zu Gunſten 
der zu unterjtüßenden Arbeitsloſen belaftet. 

Das bereit3 oben erwähnte, von der Arbeiterjchaft gutgeheißene 
Statut einer ArbeitSlofenverficherungsanftalt, anı dem bereit8 während 
der Verhandlungen mit den Delegierten der ft. galliichen Nebenge- 
meinden manche Abänderungen vorgenommen murden, bildete die 
Grundlage des vom Gemeinderate der Bürgerverfammlung vom 
23. Juni 1895 vorgelegten Reglementes, von welch legterer nun die 
probemweije Einführung der Berficherung auf die Dauer von zwei 
Jahren gemäß diefem Reglemente bejchloffen wurde. 

Leider zeigte es fich ſchon während des erjten Tätigkeitsjahres, 
daß ſowohl in der Organifation, wie namentlich in der Leitung und 
Berwaltung der Arbeitslofenverficherungsanftalt manche ſchwerwie— 
gende Mängel vorhanden waren, die das ganze Unternehmen gefähr- 
deten. Die ebertragung der VBermaltung der Anftalt an das jtädtifche 
Armenfelretariat jchädigte deren Anfehen, indem dadurch die ohnehin 
in manchen Streifen verbreitete Anficht, al8 wäre die Verficherung 
nicht8 als ein Wohltätigfeitsinftitut, neue Nahrung erhielt. Dem 
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Arbeitsnachweis wurde von der Verwaltung wenig Aufmerkſamkeit 
geſchenkt. Die Beiträge von Seiten der Arbeiter liefen unregelmäßig 
ein, indem viele Arbeiterfategorien, innerhalb welcher die Arbeits» 
Iofigfeit ein verhältnismäßig feltener Gaft ift, darüber ungehalten 
waren, daß fie die höchſten Beträge zu zahlen hätten, ohne dafür 
irgend ein Mequivalent zu erhalten, während die Arbeitgeber über: 
haupt von jeder Vaft befreit feien. Aus diefen und ähnlichen Gründen, 
von denen noch unten die Rede fein wird, machte fich überall eine 
jtarfe Unzufriedenheit über die Verſicherungskaſſe geltend, die ſchließ— 
lich zur Aufhebung derjelben führte. Durch Beſchluß der Bürger- 
verfammlung vom 8. November 1896 murde die Liquidation der 
Kaffe auf den 30. Juni 1897 angeordnet. 

Selbftverftändlih fonnten fi die Freunde der Arbeitslofen- 
verficherung bei diefem Beichluß nicht beruhigen. Es war augen 
fcheinlich, daß bei beſſerer Einficht und gutem Willen der in Betracht 
fommenden Faktoren der Wrbeitslojenverficherung dieſes Schidfal 
erſpart geblieben wäre. Und man nahm fich daher vor, die Angelegen- 
beit weiter zu verfolgen, um eine gefeftigtere Grundlage für bie 
Berfiherung zu gewinnen. Um aber in diefer Richtung ficher vors 
gehen zu können, fchien e8 vor allem nötig, eine eingehende und 
umfaflende Unterfuchung der Berhältniffe in der ft. galliichen Ber- 
fiherungsanftalt durchzuführen. Der Vorfteher des Volkswirtſchafts— 
departementes des Kantons St. Gallen, Regierungsrat Th. Curti, 
fam einer entfprechenden Anregung von Seiten des Komitees ber 
fantonalen demofratifchen Partei entgegen und betraute mit der 
Durchführung der bezügliden Erhebung Dr. E. Hoffman, damals 
Bfarrer in Stettfurth. Der fehr inftruftive Bericht des letzteren wurde 
als Heft XI der „Statiftif des Kantons St. Gallen“ im Jahre 1898 
der Deffentlichkeit übergeben. 

3. Die Arbeitslofenverfiherung in Bafel. Wie 
überall in der Schweiz, jo machte fich auch in Baſel feit 1890 die 
dringende Notwendigkeit geltend, der Frage der Arbeitslofenfürforge 
in fteigender Weife die Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Auch der Regies 
rungsrat des Kantons Bafel-Stadt fonnte fich diefer Notwendigfeit 
nicht entziehen. Nachdem er in den Wintern der Jahre 1891/92 und 
1892/93 das fantonale Budget mit einem größeren Ausgabepoften 
zu Gunften der Unterftüßung der Arbeitslofen belaftete, beſchloß er, 
einer Anregung aus Wrbeiterfreifen Folge leiftend, der Frage der 
Arbeitslofenverficherung näher zu treten und beauftragte am 8. Februar 
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1893 das Departement des Innern über eventuelle Gründung einer 
bezüglichen Anſtal Bericht zu erſtatten. In Ausführung des an ihn 
ergangenen Auftrags, erſuchte der Direktor des vorerwähnten Depar⸗ 
tements den damaligen Profeſſor der Nationalökonomie und Statiſtik 
an der Univerſität Baſel, Georg Adler, die nöttgen Unterſuchungen 
vorzunehmen. Die von letzterem mit viel Geſchick und Sachkenntnis 
ausgearbeiteten Vorſchläge wurden ſodann von einer vom Departement 
des Innern eingeſetzten neungliedrigen Kommiſſion durchberaten und 
bildeten die Grundlage des vom Regierungsrat genehmigten und 
dem Großen Rate am 3. November 1894 vorgelegten „Geſetzesent⸗ 
wurfes betreffend die Verficherung gegen Arbeitslofigfeit“. 

Der Entwurf baut die Verficherung auf dem Prinzip des 
Obligatoriums auf und dehnte dasſelbe auf die Arbeiter der dem 
eidgenöffifchen Fabrifgejege unterftellten Betriebe und des Bauges 
werbes aus, befreite aber vom Berficherungszmwange diejenigen Arbeiter, 
deren Jahreslohn Fr. 2000 überfteigt, ſowie Lehrlinge und Volontärs 
unter 18 Jahren, deren Jahreslohn weniger als Fr. 2000 beträgt, 
ferner diejenigen, deren Arbeitsvertrag auf weniger als eine Woche 
befchränft ift; die verficherten Berfonen müſſen Kantonsbürger oder 
im Gebiete des Kantons jeit mehr als ein Jahr niedergelaffen fein. 
Beitragspflichtig find ſowohl die Arbeiter als die Arbeitgeber. Die 
Berficherten zerfallen in zwei Gruppen: zur erften gehören diejenigen, 
welche in dem Fabrilgeſetze unterftellten Betrieben bejchäftigt find; 
zur zmeiten die Bau- und Erdarbeiter. Die Prämien ſowohl als die 
Reiftungen der Berficherungsanitalt find nad Gruppen und Lohn— 
Haffen abgeftuft. Die Einnahmen der Anftalt fegen fi) aus den 
obligatorifchen Beiträgen der Berficherten und der Arbeitgeber, dem 
Beitrage des Staates, den etwaigen Schenktungen und Legaten zus 
fammen. Die Dauer der Unterftügungberehtigung im Laufe eines 
Rechnungsjahres ift auf 91 Tage, vom fiebenten Tage der Arbeits- 
Iofigfeit an gerechnet, bejchräntt. 

Diefer Gefebesentwurf fand im großen Rate im allgemeinen 
eine gute Aufnahme Mit Beihluß vom 14. März 1895 mies der— 
felbe den Entwurf an eine Kommiffion zur Beratung, welche aber 
erſt am 23. April 1896 dem Großen Rate Bericht erjtattete und 
eine Reihe nicht unmefentlicher Abänderungen am regierungsrätlichen 
Entmwurfe vorzunehmeu den Vorſchlag machte. 

Inzwiſchen nahmen auch außerhalb des Ratsſaales die ver- 
fchiedenen Intereffenten- Gruppen zum Entwurfe Stellung. Die 
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jozialdemofratifche Bartei des Kantons Bafel-Stadt begrüßte die 
Borlage lebhaft und befchloß, diefelbe zu unterftügen. Jedoch wurden 
in einer am 10. Februar 1895 angenommenen Refolution u. a. 
folgende Forderungen geltend gemacht: 

„In erfter Pinie find die Beiträge der Berficherten um ungefähr ein 
Drittel bi8 zur Hälfte der im Entwurfe vorgejehenen Anjäge zu ermäßigen 
— mobei zu erwägen, ob nicht die Zahl der Yohnklaffen vermehrt werden 
jollte — und ift dementjprechend der Beitrag de3 Staates zu erhöhen. In 
zweiter Linie ıift der Entwurf in nachftehenden Punkten abzuändern: a) Die 
Berfiherung ift, zum mindeften fafultativ, auszudehnen auf die im Kanton 
niedergelaflenen, aber außerhalb desjelben regelmäßig beichäftigten Arbeiter 
und Arbeiterinnen, ſowie auf die Arbeiterichaft des Stleingewerbes; b) für 
die Wahl der Arbeitervertreter in die Verwaltungskommiſſion ift fämtlichen 
verfiherungspflichtigen Arbeitern und Arbeiterinnen das Wahlrecht einzu: 
räumen; c) bet Ausiperrung von Arbeitern von fetten der Arbeitgeber iſt 
die Arbeitslofenunterftügung ebenfall® auszuzahlen; d) diejenigen Berficherten, 
welche mehrmals im ‚Jahr kürzere Perioden als Woche arbeitslos gemejen 
jind, haben gleichfalls Anſpruch auf Unterftügung. Die Arbeiterfchaft muß 
unter allen Umftänden feithalten am Prinzip der Selbjtverwaltung der Arbeits: 
loſenkaſſe durch die verfiherten Arbeiter und Arbeiterinnen, wonach zum 
mindeften die Mehrzahl der Mitglieder der Verwaltungsfommijfion von der 
Arbeiterfchaft jelbit und aus ihrer Mitte zu wählen find.“ 

Der Katholikenverein ebenjo wie der evangelijch-foziale Arbeiters 
verein ftellten fich auf den Boden der Vorlage. Letzterer ſprach jedoch 
die Befürdtung aus, daß manche Arbeitgeber, um der Zahlung von 
Beiträgen zu entgehen, die Anjtellung von nichtverficherungspflichtigen 
Arbeitern (alfo von nicht niedergelaffenen Fremden) vorziehen würden; 
zugleich wünfchte der evangelifch-joziale Verein, e8 möchten die Brämien 
der Berficherten herabgefeßt werden. 

Als Gegner der Borlage trat der Handwerker⸗- und Gewerbes 
verein auf. Ende April 1895 befhloß er die Großratskommiſſion 
zu erſuchen, auf den Entwurf nicht einzutreten, eventuell denjelben 
dem Referendum zu unterftellen. 

Die Abänderungen, welche die Großratskommiſſion vorgenom= 
men bat, beftehen in der Hauptfadhe in Folgendem: Die Berfiche- 
rungspflicht wird auch auf die in Bafel wohnenden aber in auswärtigen 
Betrieben bejchäftigten Arbeiter ausgedehnt, infofern die betreffenden 
Firmen in Bafel domiziliert find; jede von der Aufenthaltsdauer 
abhängige Einſchränkung der Verfiherungspflicht wird fallen gelaſſen, 
Hingegen wird gegen Mißbrauch die Beitimmung getroffen, daß die 
Mitglieder erſt nach Ablauf eines Jahres unterftügungsberechtigt 
werden; folche aber, die vor ihrer Mitgliedfchaft ſchon ein Jahr im 


Kanton gewohnt haben, werden e8 nach jech® Monaten. Bom Ber- 
ſicherungszwang follten jolche Arbeiter befreit werden fünnen, die 
fonft einer Verſicherungskaſſe angehören, welche ihnen ähnliche Vor— 
teile bietet, wie die jtaatliche Verfiherung. Statt in zwei, wurden 
die Berficherten in drei Gruppen geteilt, um dem verfchiedenen 
Riſiko mehr Rechnung zu tragen. 

Der Große Rat z0g den Kommiſſions-Entwurf in den Sigungen 
nom 11. und 25. März und 6. Mai 1897 in Beratung. Aber auch 
diefer Entwurf beliebte nicht in allen Stüden. Bielmehr wurde eine 
Anzahl PBaragraphe an die Kommilfion zur nochmaligen Ermägung. 
zurüdgemiejen. 

Nicht weniger als zwei Jahre brauchte die Kommiſſion, um 
über die im ganzen bereit3 genügend abgeflärte Angelegenheit jchlüffig 
zu werden. Am 20. April 1899 ftellte fie ihren zweiten „Bericht 
und Gefeßesentwurf betreffend Errichtung einer Verſicherungskaſſe 
für Arbeitslofe* zu. Die Kommiffion hat allerdings e8 für zweck— 
mäßig erachtet, den ganzen Entwurf und nicht nur die zurüdge- 
mwiefenen PBaragraphe einer erneuten und forfältigen Prüfung zu 
unterziehen, allein die vorgefchlagenen Neuerungen find im großen 
und ganzen von geringfügiger Bedeutung. Der Marimallohn, der 
noch zur Verſicherung verpflichtet, wurde von Fr. 2000 auf Fr. 1800 
berabgefeßt, hingegen der Lohn der unter 18 Jahre ftehenden Lehr— 
linge und PBolontärs, der noch von der Verficherung befreit, auf 
Fr. 300 erhöht. An Stelle von drei find vier Gruppen von Ver— 
fiherten feitgejegt worden. Die Unterftüßungsdauer wurde von 
90 Tagen auf 70 Tage oder 10 Wochen herabgefeßt. Die Unter 
ftügung fol fi nicht nad dem Wochenlohn richten, den der Ber: 
ficherte bezogen hat, fondern nad) der Lohnklaſſe, für die er bezahlt hat. 

Auch diejer zweite Entwurf ftieß im Großen Nate auf große 
DOppofition. Bon fatholifcher Seite (Dr. Feigenwinter) wurde der 
Antrag auf Nichteintreten geſtellt, um auf folche Weife, wie behauptet 
mwurde, den Weg zur ftaatlichen Unterftügung von Arbeiterorganis 
fationen, die den Arbeitslofen Hülfe gewähren, zu ebnen. Nichts— 
deitomweniger wurde der Entwurf mit ganz unmwejentlichen Abände- 
rungen am 23. November 1899 mit 46 gegen 12 Stimmen zum 
Gele erhoben. Ein Antrag, das Gejeh dem Neferendum zu unter- 
breiten, wurde mit großer Mehrheit verworfen. Das Referendum 
murde aber troßdem durch Sammlung der nötigen Zahl von Unter- 
fchriften dur den Handwerker- und Gewerbeverein herbeigeführt. 


— 1 — 


Ungeadhtet deſſen, daß das Gefe von den Zeitungen aller Parteien 
befürwortet wurde, wurde e8 doch in der Bollsabftimmung vom 
17./18. Februar 1900 mit 5458 gegen 1119 Stimmen verworfen. 
Das Ergebnis der Abftimmung hatte allgemein überrafcht, am meijten 
aber der Umſtand, daß auch die Maſſe der Arbeiterfchaft dem Geſetze 
ihre Unterftüßung verjagte. 

Kurz darauf ftellte Nationalrat E. Wullichleger im Großen 
Rate folgende Motion: 

„Der Regierungsrat wird eingeladen, zu prüfen und beförderlich darüber 
Bericht zu erftatten: 1. ob von Staatswegen ein Fonds zur Unterjtügung 
unverſchuldet arbeitSlojer Bürger und Einwohner anzulegen und, abgejehen 
von etwaigen Schenkungen und Vermächtniſſen, durch jährliche Einlagen des 
Staates zu fchaffen je. Wenn ja, 2. wie hoch die jährlihe Einlage des 
Staates in diefen Fonds zu bemefien fer; 3. nach welchen Örundfägen der 
Fonds verwaltet und verwendet werden follte, wobei insbejondere zu erwägen 
wäre, ob und unter welchen Bedingungen an berufliche Vereine oder Ver— 
bände von Arbeitern und Angejtellten, die fi mit der Arbeitslojenverfiche: 
rung befaffen wollen, oder zugleich an berufliche Arbeiter: und Angejftellten- 
vereine (bezw. Berbände) und berufliche Unternehmervereine (bezw. Verbände), 
die gemeinfam die Arbeitslojenverfiherung betreiben wollen, Beiträge verab— 
folgt werden fönnen.“ 


Die Motion wurde vom Großen Rate erheblich erklärt. Der 
Bericht des Regierungsrates fteht zur Stunde noch aus. 


4. Die Urbeitölofenverfiderung in Züri. Der 
Große Stadtrat faßte am 16. Januar 1895 folgenden Beſchluß: 

„Der Stadtrat wird beauftragt, eine Vorlage betreffend Berficherung 
gegen Arbeit3lofigfeit auf Grund der obligatorischen Berficherung aufzuftellen.* 

Für die Einführung der - obligatorischen Arbeitslojenverficherung 
für die Stadt Zürich beftand die gleiche Schwierigkeit, wie für die 
Stadt St. Gallen, indem das Obligatorium nur auf Grund eines 
bezüglichen fantonalen Gejeßes ausgefprochen werden konnte, welches 
erft geichaffen werden mußte. Bei der Feltitelung der Grundzüge 
der fünftigen Urbeit3lofenverficherung mußten daher die Beitimmungen, 
die im fantonalen Geſetze Aufnahme finden follten, und diejenigen 
einer bezüglichen ftädtifchen Verordrung ftreng auseinander gehalten 
werden. 

Bei näherer Prüfung der Ungelegenheit erwies es fi als 
notwendig, zunächft durch Ausarbeitung der Berufsftatiftif, für welche 
in der Bollszählung vom 1. Juni 1894 das nötige Material ges 
fammelt worden war, ſich über die Zahl der Verficherungspflichtigen 
Klarheit zu verichaffen. Im März 1895 wurde das ftädtifche ftatiftifche 


Amt mit diefen Unterfuchungen betraut und der Vorſteher desfelben, 
Dr. Thomann, erhielt hierauf den Auftrag, auf Grund der Ergebniffe 
derfelben einen Entwurf einer Berordnung betreffend Arbeitslojen- 
verficherung auszuarbeiten. Der vom letteren vorgelegte, dem Basler 
Geſetze nachgebildete Entwurf, wurde fodann von der Sektion der 
Bermwaltungsabteilung durchberaten und in einen fantonalen Geſetzes— 
entwurf und in einen ſolchen einer ftädtifchen Verordnung zerlegt. 
Erfterer wäre, nachdem er die Zuftimmung des Großen Stadtrates 
gefunden hätte, vom Stadtrat als Snitiativantrag bei der Kantons— 
regierung eingebracht worden. 

Bevor der Stadtrat zur Behandlung der Entwürfe fchritt, holte 
er über diefelben Gutachten bei dem Schweiz. Arbeiterfefretariate und 
dem Schweiz. Gemwerbejefretariate ein. Der Vorſteher des letzteren, 
MW. Krebs in Bern, fam der Aufforderung am 15. September 1896, 
derjenige des Arbeiterfefretariates, H. Greulich in Zürich, am 10. No: 
vember desjelben Jahres nah; außerdem lag ein Gutachten von 
Dr. 9. Eurti in Züri vom 17. November 1896 vor. 

W. Krebs erklärte, er jei der Anficht, der Geſetzesentwurf ent- 
ſpreche allen billigen Anforderungen und gegebenen Berhältnifjen 
und dürfe als eine richtige Löſung der jchwierigen Frage angefehen 
werden; er wünfche bloß, daß die Verwaltungskommiſſion fo zu 
beitellen wäre, daß die drei mitwirkenden Faktoren: Gemeinde, Ver— 
fiherungspflichtige und beitragspflichtige Arbeitgeber, je zu gleichen 
Zeilen, jtatt im Verhältnis zu ihren Leiftungen, wie e8 im Entwurf 
beißt, vertreten jein follten. In Bezug auf den Entwurf einer ftäd- 
tifchen Verordnung machte er geltend, daß es ratfam wäre, diejenigen 
Baugewerbe genau zu bezeichnen, welche in die zweite Gruppe gehören, 
damit jeder Berficherungs- und Beitragspflichtige von vorneherein weiß, 
welcher Öruppe er zugeteilt werden würde. Im Ferneren glaubte er, daß 
die Brämienanfäße im allgemeinen etwas zu hoch feien, jedenfalls jollten 
die Anſätze in der zweiten Gruppe (Baugewerbe) reduziert werden, viel- 
leicht auf Koften der unteren Lohnjtufender erften Gruppe. 

Hermann Greulih ftand dem Projekte gleichfalls ſympatiſch 
gegenüber. Das Unternehmen müßte zwar notwendigerweije den 
Charakter eines Verſuches tragen, allein bei gutem Willen könnte 
daraus ein guter Beitrag zur Zöfung der überaus jchwierigen Frage 
der Arbeitslofenverficherung werden. Die bejte Löfung wäre aller: 
dings die VBerficherung nach felbftverwaltenden Berufsgruppen; hierzu 
fönne das Brojelt, wenn e8 einmal angenommen werde, die will- 
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kommene Uebergangsſtufe bilden, wenn etwa die Beſtimmung ge— 
troffen würde, daß Verſicherungspflichtige, die einer freiwilligen 
Arbeitsloſenverſicherung angehören, deren Verſicherungsbedingungen 
und Leiſtungen von den Aufſichtsorganen als genügend erachtet 
werden follten, vom Eintritt in den obligatorifchen Berficherungss 
verband entbunden werben fünnten, wobei jedoch folchen Berufsklaſſen 
der Anſpruch auf entiprechende Beiträge der Brinzipale, der Gemeinde, 
des Kantons und des Bundes zuzuerfennen wäre. Gegen die Aus— 
dehnung der Berficherungspflicht auf das meibliche Geſchlecht hegte 
Greulich Starke Bedenken, indem er glaubte, daß infolge der Schmwierig- 
feit der Kontrolle über das mirkliche Vorhandenſein von Arbeits- 
lofigfeit zu befürchten ſei, daß arbeitslofe Arbeiterinnen fich oft zu 
einem ohne um Arbeit bewerben würden, der neben der Unterftügung 
gerade zum Leben binreichte, was eine allgemeine Herabdrüdung 
der Löhne zur Folge haben könnte. Ferner wünſchte er, daß bei 
eintretendem Arbeitsmangel zuerft die Wanderarbeiter zu entlaffen 
feien, da letztere „gefügiger find und mit Fleinerem Lohn vorlieb 
nehmen“ und daher von den Wrbeitgebern den Einheimifchen bevor= 
zugt werden; die ftärkere Entlaffung von Einheimifchen, unter denen 
eö viele Verheiratete gäbe, würde die Berficherung arg fchädigen. 
Auch mit Bezug auf die Vertretung der Arbeiterfchaft in der Ber- 
waltung der Berficherungsanftalt wünfchte Greulich eine Menderung 
in dem Sinne, daß die Arbeitervertreter nicht vom Großen Stadtrat, 
fondern von der Mrbeiterfchaft gewählt würden und zwar durch die 
Wahlkörper der gewerblichen Schied8gerichte. 

Das Gutachten von Dr. Arthur Eurti verbreitet fich hauptfächlich 
über zwei Punkte. Erjten® wendet e8 ſich gegen den Ausſchluß von 
der Berficherung der ausländifchen Wanderarbeiter im Baugewerbe, 
weil diefe Beftimmung zu eng erjcheine; vielmehr follte ftatutiert 
mwerden, daß alle Berfonen, die nicht fortdauernd während zwei oder 
drei Jahren in Zürich gewohnt haben, von der Verficherung aus: 
geichloflen feien. Der zweite Punkt betrifft die Berufslaſſen, die als 
Erſatz für die obligatorische Verficherung dienen folltee Dr. Eurti 
will derartige Privatfaffen überhaupt nicht auflommen laffen, da 
eine rationell durchgeführte Verficherung auf eine größere Zahl von 
Berfiherten angemwiejen fei. Im Ferneren fchlägt er vor, die Ver— 
fiherten in drei, ftatt in zwei Gruppen zu teilen, und wünſcht, daß 
zwifchen der Berficherungsanftalt und dem zu fchaffenden Arbeits- 


nachmweisbureau eine enge Beziehung hergeftellt werde. 
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Der Kleine Stadtrat arbeitete nun unter Berückſichtigung der 
gekennzeichneten Gutachten die Entwürfe aus und unterbreitete die- 
felben mit Weifung vom 13. Oftober 1897 dem Großen Stadtrate. 
Bom lebteren wurden diefelben an eine elfgliedrige Kommiſſion ge— 
wiefen, welche die von ihr bereinigten Entwürfe am 5. April 1898 
dem Großen Stadtrate mit folgenden Anträgen übermittelte. 


1. Der Entwurf zu einem Gejege betreffend Arbeit3lojenverfiherung 
wird als nitiativbegehren dem Santonsrate eingereiht. Dem Geſetzesent— 
mwurfe ift auch der Entwurf zu einer Verordnung betreffend Arbeitslofen- 
verfiherung in der Stadt Zürich beizulegen. 2. Der Stadtrat wird einge: 
laden, nah der Einführung der Arbeitslojenverfiherung die Ermeiterung 
derjelben auf die weiblichen Arbeiter möglichft bald in Ausficht zu nehmen. 


Mittlerweile haben die zunächſt intereffierten Sreife zu den 
Entwürfen Stellung genommen. Die Wünfche der Arbeiterfchaft 
fowohl, ald des Gewerbeſtandes wurden der Stadtratlommiffion 
durch bezügliche Eingaben zur Kenntnis gebradt. 

Die Arbeitskammer der Stadt Zürih, als Vertreterin der 
organifierten Arbeiterjchaft, erklärte fi) mit den Vorlagen grund- 
jäglich einverjtanden, verlangte aber eine entjchiedene, rationelle 
Arbeitseinteilung in Bezug auf ftädtifche und fantonale Arbeiten. 
In der Eingabe derjelben an die Kommiſſion heißt e8 unter anderem, 
wie folgt: 

„Die Arbeitsfammer erklärt ausdrüdlih ihre Zuftimmung zu den im 
Entwurfe der Verordnung enthaltenen Beftimmungen über die Organe der 
Berfiherung, und zwar ſowohl bezüglih der Zufammenfegung als auch des 
Wahlmodus derjelben. Ste müßte eine Verordnung als unbillig ablehnen, 
in der die Arbeiter nicht entjprechend ihren Yeiftungen und dem Zmwed der 
Anftalt in deren Verwaltung vertreten wären. Die Arbeitsfammer erblidt 
in der allgemeinen Berfiherung nur ein Uebergangsftadium zu einer nad) 
Berufsgruppen gegliederten Berfiherung, der meniger Uebelſtände anhaften 
werden, als der allgemeinen Verfiherung, und deren Organe vor allem befjer 
tn der Yage wären, unverfchuldete von verjchuldeter Arbeitslofigfeit, den 
Arbeitölofen vom Müpiggänger zu unterfcheiden. Die Arbeitsfanmer hält 
folgende Erweiterungen der Vorlage für notwendig: Ausdrüdliches Verbot 
der Abwälzung der Prämien der Arbeitgeber auf die Arbeiter unter irgend 
einem Borwand und irgend einer Form, Verpflichtung der Arbeitgeber, bei 
eintretendem ArbeitSmangel zuerjt die Wanderarbeiter zu entlaffen, und zwar 
im Intereſſe der hiefigen Arbeiterfchaft, fowie der Kaſſe. Ausdehnung der 
Berechtigung Arbeitslofer zum Bezug von Entihädigung von 60 auf 75 Tage 
jährlih. Weitere Herabfegung der Prämien der nicht arbeitslos Werdenden 
auf ein Viertel des Betrages nach jechs Jahren und auf einen Beitrag von 
dr. 1 jährlih nah Ablauf von zehn Fahren, in deuen fie die Kaſſe nicht 
in Anfprud genommen haben, Verpflichtung der Arbeitgeber und der Gemeinde 
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zu Beiträgen an die freien gewerfichaftlichen Kaffen gegen Arbeitsloſigkeit 
im Verhältnis zu den im Entwurfe feftgeftellten Leiſtungen an die ftädtijche 
Berfiherungsanftalt.* 

Im Namen des Gewerbeftandes der Stadt Zürich unterzeichneten 
die bezügliche Eingabe an die Kommiſſion: der Borftand des Ges 
mwerbeverbandeg, der VBorftand des Vereins gegen unlauteres Gefchäfts- 
gebahren und der VBorftand des Berbandes der Ladeninhaber. Die 
Eingabe plaidiert auf Berwerfung der Entwürfe und fchließt mit 
folgenden Worten: 

„Wir glauben auf Grund der Boten in der Berfammlung (gemeint 
it eine von dem Borftande des Gewerbeverbandes einberufene öffentliche 
Berfammlung) und der vorerwähnten Tatjahen des beftimmteften verfichern 
zu können, daß der zürcheriihe Gewerbeftand der Vorlage auf der jegigen 
Orundlage niemal® feine Zuftimmung geben wird, dagegen eradten wir es 
für angezeigt, wenn der Große Stadtrat die fantonale Behörde dazu aufs 
fordert, e8 möchte die angeführte Erweiterung des kantonalen Gewerbegeſetzes 
eingeführt werden im Stmme der Organiſation von Berufsverbänden, denen 
jeweilen nad gewiſſen allgemeinen einheitlichen Geſichtspunlten aud die Für- 
ſorge für ihre arbeitslofen Berufsangehörigen überbunden wäre.“ 

Die Stellungnahme des Gemwerbeitandes machte offenbar einen 
tiefen Eindrud auf die Mehrzahl der Mitglieder des Großen Stadt- 
rates. Am 9. Juli 1898 wurde vom Großen Stadtrat troß glänzen 
der und energijcher Verteidigung der Entwürfe namentlich von Seiten 
des Kommiffiong-Mitgliedes Dr. Oscar Wettftein mit 54 gegen 42 
Stimmen Nichteintreten in diefelbe befchloffen. 


5. Die Urbeitslofenverfiherung in Laufanne. Am 
20. Februar 1893 ftellte im Stadtrat von Laufanne E. Baccaud, 
Kantonalbankdirektor, mit fünf andern Mitgliedern diefer Behörde, 
folgende Motion: 

„Seftügt auf Art. 52 des Reglementes beantragen die Unterzeichneten 
dem Stadtrate, den Bemeinderat einzuladen, Bericht und Antrag zu ftellen 
betreffend Errichtung einer Berfiherungsfaffe gegen Arbeitslofigfeit, ähnlich 
derjenigen, die von der Stadt Bern verfuchsmweife auf zwei Jahre, vom 1. April 
an, eröffnet werden follte.“ 


Diefe Motion wurde in der Stadtratsfigung vom 27. März, 
nachdem fie vom Motionsfteller begründet wurde, an eine Kommiſſion 
zum Bericht gemwiefen. Am 4. April entledigte fich diefelbe des an 
fie ergangenen Auftrages, indem fie einftimmig befchloß, die Motion 
zur Annahme zu empfehlen. Am 29. des darauffolgenden Monats 
Schloß ſich der Stadtrat der Anficht feiner Kommiffion an. Mit 
Beriht vom 4. Dezember desjelben Jahres teilte der Gemeinderat 
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dem Stadtrate mit, daß er der Frage der Errichtung einer Arbeits— 
Iofenverficherung feine unausgeſetzte Aufmerkſamkeit fchenke, daß: er 
jedoh noch nicht in der Lage fei, in diefer Beziehung beftimmte 
Vorſchläge zu machen. Bis zur Stunde ift jedoch in Sachen nichts 
weiter gefchehen. 


III. Aeberſicht über den Inhalt der Arbeitslofenverfierungs- 
Geſetze und Gefebesentwürfe. 


1. Umfang der Berfidherung. Der Eintritt in die Ver— 
ficherungslaffe der Gemeinde Bern beruht, mit einer einzigen Aus— 
nahme für die Gemeindearbeiter, die zum Eintritt verpflichtet find, 
auf Freimilligfeit. Mitglied der Kaſſe kann jeder in der Gemeinde 
Bern fi aufhaltende oder niedergelafjene Bürger, melcher arbeits- 
fähig und das 60. Altersjahr nicht Überfchritten hat, werden. In 
St. Gallen, Bafel und Züri), wo das Obligatorium die Grundlage 
der Verſicherung bildete, ift die Berficherungspfliht auf bejtimmte 
Schichten der Arbeiterfchaft beſchränkt. Die Einführung des Ber- 
ſicherungszwanges ift im allgemeinen dadurch gerechtfertigt, daß nur 
auf diefem Wege es möglich erjcheint, eine größere Anzahl von 
Arbeitern die Wohltaten der Berfiherung teilhaftig werden zu laſſen. 
Bei fakultativer Verficherung würden fih nur jene Elemente zur 
Verficherung melden, die der Gefahr, arbeitslos zu werden, am 
ebeiten ausgeſetzt find, wodurch die Kaffe ſchwer belaftet würde, ohne 
daß man die Gemwißheit befäme, allen Mrbeit3lofen geholfen zu haben. 
Außerdem liegt e8 nahe, daß der Arbeitgeber bei eintretender Flau— 
beit der Geichäfte zunächſt die Verficherten entlaffen dürfte, was 
wiederum auf die Kaffe jehr drüden würde. Bei VBorhandenfein des 
Berfiherungszwanges fallen diefe Befürchtungen außer Betracht. 

In St. Gallen waren diefem Zwange alle in der Gemeinde 
St. Gallen domilizierten Yohnarbeiter, deren durchſchnittlicher Tages- 
verdienft Fr. 5 nicht überftieg, unterftellt; ausgefchloffen von der 
Berfiherung waren die Lehrlinge und die minderjährigen Arbeiter 
mit unter Fr. 2 Tagesverdienft. Bafel dehnte die VBerficherungspflicht 
auf die Arbeiter der dem eidgenöffifchen Fabrifgefege unterftellten 
Betriebe, ſowie auf die Bau= und Ecdarbeiter, deren Jahresverdienit 
nicht mehr als Fr. 1800 beträgt, und ſchloß die Lehrlinge mit einem 
Jahresverdienit von weniger al8 Fr. 300 und die vorübergehend 
bejchäftigten Berfonen von der Verficherung aus; auch die außerhalb 
des Kantons befchäftigten, aber in Bafel wohnhaften Arbeiter, deren 


Arbeitgeber im fchmeizerifchen Handelsregifter eingetragen und im 
Stanton domiziliert find, wurden zur Verficherung herangezogen. In 
Zürich war der Kreis etwas weiter gezogen, indem bier beabfichtigt 
mar, alle das 16. Altersjahr zurüdgelegten unfelbftändig erwerben 
den männlichen Berfonen, die in der Stadt wohnen und bajelbft in 
Handwerks⸗, Industries, Fabrikation», Baus und fonftigen Gewerben 
aller Art bejchäftigt find, fomwie, mit Ausnahme der landwirtſchaft⸗ 
lihen Taglöhner, die Taglöhner und Handlanger aller Erwerbszweige, 
deren durchfchnittlicder Tagesverdienft Fr. 5 nicht überfteigt, ver- 
fiherungspflichtig zu machen. Für die Arbeiter des Baugewerbes 
hört jedoch die Verficherungepflicht erjt auf, wenn ihr Jahreslohn 
mehr als Fr. 2000 beträgt. Ausgeſchloſſen waren auch hier minder- 
jährige Arbeiter mit einem durchfchnittlicden Tagesverdienft von 
meniger als Fr. 2. St. Gallen, Bafel und Zürich befreiten von der 
Berficherungspflicht diejenigen Perſonen, die nachweislich von einır 
privaten Berficherungsanftalt ähnliche Vorteile, wie fie die öffentliche 
Berficherung gewährte, zu beanfpruchen das Recht hätten, wobei Zürich 
folchen Anftalten einen angemejjenen Beitrag in Ausficht ftellte. 

2. Die Einnahmen der Berfiherungsanftalt. Die 
für die VBerficherungsanftalt notwendigen Mittel follten gewonnen 
werden: a) durch Mitgliederbeiträge; b) durch Beiträge der Arbeit- 
geber; c) durch Subvention von Seiten der Gemeinde und des 
Kantons (letztere ift in der Berner Arbeitslofenkafje nicht vorgefehen) 
und durch allfällige freiwillige Zuwendungen. Außerdem hoffte man 
auf eine angemeſſene Submention von Seiten de8 Bundes. Die 
Berteilung der Laften unter die Beteiligten ift jedoch nicht überall 
gleich. Bern bat bloß zmei fejte Einnahmepoften: die wöchentlichen 
Beiträge der Verficherten in der Höhe von 70 Ets. und den jährlichen 
Beitrag der Gemeinde, welcher die Summe von Fr. 12,000 ausmacht. 
In St. Gallen wurden die Beiträge der Verſicherten nach Lohnklaſſen 
abgeftuft, und zwar zahlte jeder Berficherte eine Wochenpräumie bei 
einem Lohn bis und mit Ye. 3 — 15 Et8., bei einem folchen bis 
und mit Fr. 4 — 20 Ets. und bei einem ſolchen bis und mit 
Fr. 5 — 30 Ets. In Bafel und Zürich wurden die Beiträge auch 
noch nach der Zugehörigkeit zu den verfchiedenen von den bezüglichen 
Statuten fonftruierten Gefahrenklaffen bemeffen. In Bafel waren 
die BVerficherten in vier Lohn- und ebenjoviel Gefahrenklaffen einge- 
teilt. Die erſte Lohnklaſſe umfaßt diejenigen, deren Wochenlohn bis 
und mit Fr. 12.— beträgt; die zweite diejenigen, deren Wochenlohn 


—— 


von Fr. 12.— bis und mit Fr. 18.—; die dritte diejenigen, deren 
Wochenlohn von Fr. 18.— bis und mit Fr. 24.—; die vierte die— 
jenigen, deren Wochenlohn mehr als Fr. 24.— beträgt. Zur erften. 
Gefahrengruppe gehören die Arbeiter in den der Arbeitslofigleit am 
mwenigften ausgeſetzten dem Fabrifgefet unterftellten Betrieben, die 
nicht zum Baugewerbe gehören; zur zweiten Gruppe die Arbeiter in 
allen übrigen dem Fabrikgeſetz unterjtellten Betrieben, die nicht zum 
Baugewerbe gehören; zur dritten die Bauarbeiter in der regelmäßigen 
Arbeitslofigkeit am wenigſten ausgeſetzten Betrieben; zur vierten alle 
übrigen Bau- und Erdarbeiter, die vorwiegend auf die Arbeit im. 
Freien angemiefen find, und deren Arbeitsbetrieb von den Witterungs- 
verhältniffen abhängig ift. Die möchentlichen Beiträge derjelben 
betragen: 
In Lohnklaſſe I. 2. 3. 4. 

Für die erfte Gefahrenklaffe 2’, Cts. 5 Ete. 10 Ets. 15 CEts. 

„zweite 5 10 , 15 320 

„ dritte 10 20, 0 „ 2 „ 

„»  » bierte e 15 25, 40, 50, 

In Zürich waren bloß zwei Gefahren-Gruppen aufgeſtellt: die 
erſte umfaßte alle Arbeiter der verſicherungspflichtigen Gewerbe mit 
Ausnahme des Baugewerbes, zur zweiten gehörten die Arbeiter im 
Baugewerbe. Der Beitrag der verſicherten Arbeiter beträgt wöchentlich: 
a) für die Verſicherten der erſten Gruppe in der erſten Lohnklaſſe bei 
einem Taglohn bis und mit Fr. 3. — 10 Et8., in der zweiten Lohn 
Haffe bei einem Taglohn von Fr. 3 biß und mit Fr. 4. — 15 Et8., 
in der dritten Lohnklaſſe bei einem Taglohn von Fr. 4 bis und mit 
Sr. 5. — 20 Ets.; b) für die Verficherten der zweiten Gruppe in 
der erften Zohnklaffe bei einem Taglohn bis und mit Fr. 3. — 20 Ets., 
in der zweiten Lohnklaſſe bei einem Taglohn von Fr. 3 bis und mit 
Fr. 4. — 30 Ets., in der dritten Lohnklaſſe bei mehr als Fr. 4. 
— 45 6t8. 

Hat St. Gallen die Arbeitgeber von Beiträgen an die Ber- 
fiherung befreit, fo haben Baſel und Zürich auch die Arbeitgeber 
zur obligatorifchen Beitragsleiftung herangezogen. Man war dajelbit 
der Meinung, daß die Arbeitgeber zu Beiträgen zur Arbeitslofenver- 
fiherung gewiſſermaßen moralifch verpflichtet jeien, weil fie ja großen 
Nuten aus. der Tätigkeit des Arbeiter in den Tagen feiner Beichäf- 
tigung ziehen. In Bafel follte der Arbeitgeber für jeden feiner ver— 
fiherten Arbeiter der erften und zweiten Gruppe 10 Ets., für jeden 


er a, 


der dritten und vierten Gruppe 20 Ets. wöchentlich bezahlen. Zürich 
mwollte diefelben zu Beiträgen von 10 Et8. bezw. 30 Ets. verpflichten. 

Was die Gemeindefubvention anbelangt, fo betrug diefelbe in 
St. Gallen per Mitglied pro Jahr und im Marimum Fr. 2, in 
Zürich, gemäß aufgeftellter Rechnung im Marimum Fr. 70,000. 
Bom Staate wurden der Berfiherungslaffe St. Gallen und Zürich 
angemeffene Beiträge in Ausficht geftellt, in Bafel follte der Staat 
Fr. 30,000 jährlich beitragen. 

3. Die Leiftungen der Berfiherungsanftalt. Die 
Verficherungsanftalt jucht den arbeitslos gewordenen Mitgliedern in 
erſter Linie paffende Arbeit zu verfchaffen, jedoch dürfen nicht folche 
Stellen angeboten werden, melde durch Streit der Arbeiter oder 
durch Ausfperrung von Seite der Arbeitgeber frei geworden find. 
it keine Arbeit vorhanden, fo hat die Anjtalt den Berficherten 
während einer beftimmten Zeitdauer Taggelder auszubezahlen und 
zwar in Bern im Marimum für zehn Wochen, feit 1898/99 aber 
nur für ſechs Wochen, in St. Ballen höchſtens für 60 Arbeitätage 
im Jahre, in Bafel 70 Tage, wobei hier die Beitimmung getroffen 
wurde, daß Mitglieder, welche im Laufe eine Rechnungsjahres 50 
Zage hindurch oder länger die Arbeitslofenunterjtügung empfangen, 
im nächſten Jahre erft dann wieder ein Anrecht auf Leiftungen der 
Kaffe haben, wenn fie vom Zage nach Empfang der letzten Unter- 
ftüßung an gerechnet, mindeitens 26 Wochen lang in Arbeit geweſen 
find und ebenfo lange zur Kaſſe der Berficherungsanitalt Beiträge 
bezahlt Haben; in Zürich follte die Unterftügung höchſtens für 75 
Tage gewährt werden. Die tägliche Entſchädigung wird jedoch nicht 
vom erften Tage der Arbeitslofigkeit an verabfolgt. In Bafel beginnt 
die Unterftügung mit dem vierten Tage, nachdem der Berficherte 
feine Arbeitslofigfeit bei der Berficherungsanjtalt angemeldet hat. 
Bei den übrigen Anjtalten noch fpäter: St. Gallen mit dem jechiten, 
Zürich mit dem fiebenten Tage und Bern nad) einer Woche wirklich 
fonftatierter Arbeitslofigkeit. Anſpruch auf Unterftügung bat jedoch 
nicht ohne weiteres jeder verficherte Arbeitslofe, vielmehr ift bei allen 
Kaſſen eine Karenzzeit, allerdings von verfchiedener Länge, vorgefehen; 
in Bern beginnt die Bezugsberedhtigung erft nad achtmonatlicher 
Zugehörigkeit zur Kaffe; in St. Gallen für Niedergelaffene und 
Ichweizerifche Aufenthalter, nachdem fie ſechs, für ausländifche Auf- 
enthalter, nachdem fie zwölf Monate ununterbrochen die ftatutarifchen 
Beiträge bezahlt haben; in Zürich und Bafel werden die Mitglieder 


nad Ablauf eines Jahres unterftüßungsberechtigt, wobei in Bafel 
ſolchen Berfonen, die vor ihrer Mitgliedfchaft ſchon feit einem Jahre 
im Santon gewohnt haben, die Karenzzeit um die Hälfte verkürzt 
wird, während in Zürich folche, die vor ihrer Wohnfignahme in der 
Stadt in einer anderen fchmweizerifchen Gemeinde Mitglied einer Ans 
ftalt für Verſicherung gegen Arbeitslofigfeit gewefen find und fich 
über eine diefer Wohnfignahme unmittelbar vorhergehende einjährige 
Beitragsleiftung ausweiſen können, bereit nad 13 wöchentlicher Mit- 
gliedfchaft und Beitragsleiftung entfchädigungsberechtigt werden. Alle 
einfchränfenden Beftimmungen find aus Furcht vor Zuzug von fremden 
und namentlich ausländijchen Elementen getroffen worden. In Bezug 
auf etwaige Unterbrechung der Mitgliedfchaft ift ſowohl in Zürich 
als in Bafel die Beitimmung getroffen, wobei nad) Wiedeintritt in 
den Verficherungsverband das Mitglied unter gewiſſen Bedingungen 
feine vollen Anfprüche wieder erhält, die e8 im Momente der Unter- 
bredung inne batte; das gleiche gilt für Mitglieder, welche wegen 
Unfalls, Krankheit oder Militärdienftes von der Beitragspflicht 
befreit find. 

Der Anſpruch auf die Unterftügung ift verwirkt, wenn Die 
Arbeitslofigfeit durch grobes Selbjtverfchulden enftanden und die 
Folge von freimilligem Austritt oder Streif ift (im leßteren Falle 
für die Dauer deöfelben), ebenfo, wenn der Verſicherte feine Arbeit 
infolge von Krankheit, Unfall oder Militärdienit verloren hat. 

Die Höhe der auszubezahlenden Taggelder richtet fi) ſowohl 
nad dem Betrag der Brämie (mit Ausnahme von Bern, wo, wie 
erwähnt, eine einheitliche Prämie vorgefehen ift) al® nach dem 
Familienjtand des Bezugsberedhtigten. In Bern liegt die Sache am 
einfachiten, indem dem entjchädigungsberecdhtigten Arbeitslojen während 
der eriten 30 Tage der Arbeitslofigkeit ein Taggeld von Fr. 1.50, 
wenn er alleinftehend ift, und von Fr. 2.—, wenn er für meitere 
Familienglieder zu ſorgen bat. Für etwaige weitere arbeitslofen 
Tage wird das Taggeld je nah dem Stand der Kaſſe durch die 
Bermaltungstommiffion bejtimmt. In St. Gallen beträgt die tägliche 
Entjchädigung bei einer Wochenprämie von 15 Ets. Fr. 1.80, bei einer 
jolden von 20 Ets. Fr. 2.10 und bei einer ſolchen von 30 Ets. 
Fr. 2.40. In Zürich beträgt das Taggeld: in der erften Lohnklaſſe: 
a) für alleinftehende Arbeitslofe Fr. 1.20, b) für Arbeitslofe, die 
für Angehörige zu forgen haben, Fr. 1.50; in der zweiten Lohnklaſſe: 
a) Sr. 1.50, b) Sr. 1.80; in der dritten Lohnklaſſe: a) Fr. 1.50, 


b) Fr. 2.20. Hat ein Verficherter während der der Arbeitslofigfeit 
vorausgegangenen 26 Beitragsmochen verfchiedenen Lohnklaffen ans 
gehört, fo richtet fich die Entſchädigung nach derjenigen Lohnklaſſe, 
auf welche die meilten Beitragswochen fallen. Bei gleicher Anzahl 
von Beitragswochen für verjchiedene Lohnklaffen richtet fich die 
Entſchädigung nad) der höheren Lohnklaſſe. Am komplizierteften find 
die Berhältniffe in Bafel. Die tägliche Unterftügung geftaltet fich 
bier folgendermaßen: 
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x) Das unverheiratete Mitglied, der Witwer, bezw. Die 
Witwe ohne Kinder unter 14 Jahren oder Die vers | 
heiratete frau erhalten —— . 10.70 0. 80 0. 90 

b) Der Witwer bezw. die Witwe mit einem ober — N 

| als einem Kinde unter 14 Jahren, oder der ver⸗ 

heiratete Mann ohne Kinder oder mit einen: Kinde— 

unter 14 Jahren, fofern nicht deilen Frau aleich- | 

zeitig eine regelmäßige, volle, tägliche Beichäftigung 

gebende Arbeitsſtelle verſieht oder jelbit Arbeits: 
| lofenunteritüßung bezieht, erhalten . . . —1 1.20 1. 40 
| in legteren Fällen erbält der verheiratete Mann 0 70 0. 80 0. 90 


e) Der verheiratete Mann mit mehr als einem Kinde 
unter 14 jahren, jofern nicht deſſen Frau gleich 
| zeitig eine regelmäßige, volle tügtiie ng 





gebende Arbeitsitelle veriicht, oder ſelbſt Arbeits 
lojenunterftüßung beziebt, erbält - - : 2 =» .111.30!1,50'1.7012, 
| in leßteren Fällen erbält der verheiratete Mann |!1.— |1.20 1.40 1.50 


4. Drgane der Berfiherung. Diefelben find: a) die 
Kommilfion und b) der Verwalter. Mit Ausnahme von Zürich, mo 
die Kommiſſion aus 17 Mitgliedern befteht, fett fich diefelbe überall 
aus 9 Mitgliedern zufammen. Die Berficherten wählen in Bern drei, 
in Bafel fünf, in St. Gallen fieben und in Zürich gehn Kommiſſions— 
mitglieder. Die übrigen Sommiffionsmitglieder werden zum Teil 
von den Arbeitgebern, zum Zeil von den Gemeindebehörden (in 
St. Gallen ausschließlich von diefen) gewählt und zwar in Bern 
und Bafel je zur Hälfte, während in Zürich bloß der Präfident vom 
Stadtrat gewählt wird, die übrigen ſechs Mitglieder aber von den 
beitragspflichtigen Arbeitgebern. Die Amtsdauer der Kommiſſion 
beträgt in Bern vier, in Bafel drei Jahre, in St. Gallen und Zürich 
fällt fie mit derjenigen der Gemeindebehörden zufammen. Die 
Kommiffionsmitglieder erhalten in Bafel und Züri Situngsgelder 
von je Fr. 2.— bezw. Fr. 4.—. Die Kommiffion leitet die Anftalt 


nah Maßgabe der Beitimmungen der bezüglichen Reglemente, übt 
die unmittelbare Aufſicht über die Verwaltung aus und entfcheidet 
bei allfälligen Streitigkeiten betreffend Beitragspflicht oder Entſchä— 
digungsberechtigung. Sie hat die vorgejehenen Berichte des Verwalters 
entgegenzunehmen und an die Behörden zu übermitteln. Die unmittel- 
bare Verwaltung der Anſtalt wird durch den Bermalter beforgt, der vom 
Gemeinderate (in Bafel vom Regierungsrat) auf unverbindlichen Vor—⸗ 
ſchlag der Kommiſſion auf eine bejtimmte Amtsperiode gewählt wird. 

5. Reſervefonds. In Bafel und Züri) war die Bildung 
von Refervefonds in der Höhe von Fr. 200,000 bezw. Fr. 300,000 
vorgefehen. Diejelben follten aus den etwaigen Ueberſchüſſen der 
Sahresrechnungen zufammengelegt werden und dazu dienen, die all: 
fälligen Fehlbeträge bei Abſchluß der Jahresrechnung zu deden oder, 
nachdem die Stejervefonds die angegebene Höhe erreicht haben würden, 
die Beiträge der Berficherten und der Arbeitgeber zu vermindern, 
bezw. die Leiftungen der Berficherungsanftalt zu erhöhen. 

6. Strafbeftimmungen. Zürich wollte Zumiderhandlungen 
gegen die Beitimmungen der ftädtilchen Verordnung betreffend Ar— 
beitslofenverfiherung mit Polizeibuße bis zur Höhe von Fr. 500 
beitrafen; Bafel bedrohte Zumiderhandlungen gegen das bezügliche 
Geſetz und die auf Grund desfelben zu erlaffenden Berordnungen mit 
Geldbuße oder Haft. 

IV. Einige Ergebniffe der Arbeitslofenverfigerung. 

Auf Grund der Jahresberichte der Bernifchen Verſicherungs— 
faffe gegen Arbeitslofigkeit ift e8 möglich, fich ein klares Bild über 
die Leiftungen diefes Inftitutes zu verfchaffen. Der Mitgliederbeitand 
fomohl als die Zahl der arbeitslos gewordenen Witglieder der Ver— 
fiherungsfaffe ift aus nachfolgender Zufammenftellung erfichtlidh : 
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1893/94 | — | 404 | 50 | 354 1825 29 !—| » | liis 92l 62 

1894/95 | 354 | 126 | 67 | 418 |375| 38 |—| 84 |329|143| 67 16 12261 55 
1895/96 | 418 | 357 | 226 | 544 |492| 45 | 7| 155 | 389 |174.197. 14 325) 60 
1896/97 | 544 |; 290 | 340 | 494 1448 42 | 4| 146 | 348 |137) 94 11 242 50 
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1898,99 | 431 | 285 | 128 | 543 1404, 44 | 5| 140 ja0aar2) 04 9 875160 
1 54 | ısı | 100 ses fe | ® | e| 07 280 ſaso 03 4 20 51 
1900/01 | 585 | 171 | 159 | 597 | 2  ® | ® | 791801275] 79) 231330 64 





u, ee 


Aus diefen Daten folgt zunächſt, daß ein verhältnismäßig großer 
Zeil der Berficherten der bernifchen Verſicherungskaſſe (zmifchen 
50—69°, während anderwärts 10°, angenommen murbde), von 
derſelben tatjächlich unterftügt wird; das hängt mit dem Umſtande 
aufammen, daß der Eintritt in die Kaſſe ein freimilliger ift, wes⸗ 
wegen fich in der Regel nur foldhe aufnehmen laſſen, die erfahrungs- 
gemäß in den Wintermonaten arbeitslos zu fein pflegen. Die Zahl 
der zu Unterftügenden würde wahrjcheinlich noch größer fein, wenn 
diejenigen, welche ſich zum Eintritt in die Verficherungstaffe melden, 
in derjelben auch längere Zeit verblieben. Aus Nachläffigleit oder 
fonftigen Urſachen kommen jedoch fehr viele Mitglieder ihren Ver— 
pflitungen nicht nach und gehen daher ihres Anfpruches auf die 
Unterftügung im Falle der Arbeitslofigkeit verluftig. Ferner lehren 
uns die Zahlen, daß unter den Berficherten der überwiegend größte 
Teil aus Kantonsbürgern bejteht, während die Ausländer faft gar 
nicht in Betracht fommen. Zieht man in Erwägung, daß unter- 
ftüßungsberechtigt nur diejenigen Verficherten find, welche mindefteng 
während acht Monate regelmäßig ihre Beiträge gezahlt haben, jo 
erhellt daraus, daß die von der Kaſſe unterftüßten Arbeitsloſen 
im großen und ganzen der einheimifchen anfälfigen Bevölkerung 
angehören. 

Ueber das finanzielle Gebahren der Berficherungstaffe gibt die 
Tabelle auf Seite 239 Aufſchluß. 

Ein Blid auf diefe Tabelle zeigt, daß die Berner Berficherungs- 
tafie auf ziemlich vagen finanziellen Grundlagen beruft. Der Ge- 
meindebeitrag reicht allein zur Dedung der nötigen Koſten bei weiten 
nicht aus; an Mitgliederbeiträgen erhält die Kaffe einen verhältnig- 
mäßig ſehr Eleinen Betrag; um auslommen zu können, muß die 
Kaffe zur privaten Wohltätigkeit Zuflucht nehmen, wodurd fie ihren 
eigentlichen fozialpolitifchen Charakter zum großen Teil einbüßt. 
Die BVerficherten, welche ein Recht auf Unterftügung von Seite der 
Kaffe erworben haben, erhielten zwar bisher die ihnen zulommenden 
Taggelder regelrecht ausbezahlt, allein die Kaffe ift nie vorher ficher, 
ob fie ihren Verpflichtungen gegebenen Falles nachzulommen in der 
Lage fein wird. Die Furcht vor diefer Eventualität führte im Winter 
1898/99 dazu, daß man die Taggelder nach den erften vier arbeits- 
Iofen Wochen berabjeßte, und zwar für Alleinjtehende von Fr. 1.50 
auf Fr. 1.— und für folche, die Familienangehörige zu ernähren 
baben, von Fr. 2.— auf Fr. 1.50. 
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Bei der Errichtung der Urbeitslofenkafje in St. Gallen legte 
man folgende Rechnung zu Grunde. Man ging davon aus, daß in 
‘St. Gallen rund 3000 verficherungspflichtige Perfonen vorhanden 
fein dürften, und zwar je 20° der erften und dritten Lohnklaſſe 
und 60°/o der zweiten. An Einnahmen erwartete man daher: von 
den Berficherten Fr. 33,000, einen Beitrag der Gemeinde in der 
Höhe von Fr. 6000 und einen folden vom Staate von Fr. 3000. 
Zufammen an Einnahmen Fr. 42,000. Demgegenüber ftanden an 
Ausgaben, indem man rechnete, daß im Durchſchnitt 10°/ der Ber- 
fiherten arbeitslos und die Entfehädigung für das Marimum von 
60 Zagen beziehen würden, folgende Beträge: für die Arbeitslofen 
der erjten Klaſſe Fr. 6480, der zweiten Klaſſe Fr. 22,650 und der 
dritten Fr. 8640; zufammen Fr. 37,800. Es blieb fomit ein Uleber- 
Schuß in der Höhe von Fr. 4200. 

In Wirklichkeit geftaltete fich die Sache etwas anders. Die 
Zahl der bejtändig Berficherten belief fich je nach der Jahreszeit 
auf 2800—3000 Mann. Bon diefen waren im erſten Berichtsjahre 
-430 und im zweiten 512 Berfonen arbeitslos. Entjchädigung erhielten 
jedoch bloß 363 bezw. 495 Mann. Der Prämieneingang ergab jtatt 
de8 erwarteten jährlichen Betrages von Fr. 33,000 im erften Jahre 
Fr. 21,684.30 und im zweiten Jahre Fr. 15,700.50. 8 ftellte fich 
dabei heraus, daß die wirkliche Verteilung der Arbeiter auf die ver- 
ſchiedenen Lohnklaffen der angenommenen durchaus nicht ent|pricht 
and daß namentlich die unterfte Lohnklaſſe bedeutend mehr Mit- 
‚glieder aufmeift, als erwartet wurde. Die Mitgliederbeiträge liefen 
jehr unregelmäßig ein. Bei einer großen Zahl von Mitgliedern bes 
durfte e8 mehrerer Mahnungen, ehe fie fich zur Zahlung entſchloß. 
Um dem vorzubeugen, bat man, nebenbei bemerkt, in Bafel die 
Beitimmung getroffen, daß Beiträge der Verficherten durch die Prin- 
zipale vom Lohn abzuziehen und an die Kaſſe zu entrichten feien). 
An Entfchädigungen zahlte die Kaffe den Betrag von Fr. 23,504. 25 
bezw. Fr. 35,387. 35 aus. Das Marimum der Entjchädigung bezogen 
im erjten Jahre 21,2°/. und im zweiten 37,9 °/o der Arbeitslojen. 
Der Durchſchnitt der Entfehädigung betrug Fr. 64.75 bezw. Fr. 77.08. 
Bon fämtlichen Arbeitslofen waren 56,2°/ über 30 Tage und 
43,8°%/ unter 30 Tage arbeitslos. Unter den fich als arbeitslos 
gemeldeten Berficherten waren im erften Jahre 118 bezw. 27,4 °/o 
Ausländer, im zweiten 132 bezw. 36°. Was die Dauer des Auf: 
enthalte der Arbeitslofen in St. Gallen anbelangt, fo hielt fich 
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ungefähr die Hälfte mehr als zehn Jahre dafelbit auf, faft 14°) 
zwiſchen fünf und zehn Jahren, 8,5 °/o wohnten dafelbjt bereits vier 
bis fünf Jahre: ſomit waren rund 72°/. der Arbeitslofen vier und 
mehr Jahre in St. Gallen domiziliert. Unter den Arbeitslofen waren 
die Saifonarbeiter mit 72,2°/o vertreten, während unter den 110 
Berufen, über melche die Arbeitslofenverficherung ſich ausdehnte, 
im erften Jahre 73 bezw. 66,4°/, und im zmeiten 62 bezw. 56,8°/o- 
überhaupt feine Arbeitslofe aufwieſen. 

Die Arbeitslofenverficherungstafje St. Gallen wurde, wie mit- 
geteilt, Ende 1897 aufgehoben. Die fchlechten finanziellen Verhältniſſe 
namentlich des zweiten Jahres laffen fi hauptfächlih daraus er- 
klären, daß, da die Schließung des Inſtituts bereits nach Ablauf des 
eriten Jahres befchlojfen wurde, einerfeit8 die Verficherten noch mehr 
als vorher mit der Zahlung ihrer Beiträge zögerten, während anderer- 
jeit8 die Arbeitslofen ſoviel al8 möglich von der Kaffe zu erhalten 
juchten. Dabei bewegte fich die Arbeitsvermittlung durch das Ver— 
fiherungsinftitut in den allerbefcheidenften Grenzen. 

Oben mwurden bereit8 die Anſichten Sachfundiger betreffend 
die Urſachen des Miklingens des St. Galler VBerfuches mitgeteilt. 
Die Haupturfache jcheint darin zu liegen, daß der Arbeitslofenver- 
fiherung, fo wie fie in St. Gallen durchgeführt und in Bafel und 
Zürich geplant wurde, ein falfches Prinzip zu Grunde lag: um die 
Einnahmen der Kaffe zu mehren, 30g man in den Kreis der Ber- 
fiherung auch folche Arbeiterfchichten, bei denen die Gefahr, arbeitslos 
zu werden, eine verhältnismäßig geringe ift, und verlangte von ihnen 
die Bezahlung der höchſten Prämien; umgefehrt bezahlten die Ver— 
fiherten der höchſten Gefahrklaffe die niedrigften Brämien, — ein 
Verfahren, welches der grundlegenden Anforderung jeglicher Ver— 
fiherung ſchnurſtracks zumiderläuft. Allerdings wäre es unbillig, 
von denjenigen Arbeitern, welche in die höchſte Gefahrklaffe einge— 
ordnet werden müffen, hohe Prämien zu verlangen: diefe Arbeiter 
gehören in der Regel zu den am fchlechteften bezahlten Kategorien. 
Allein der betretene Ausweg aus diefem Dilemma gehört nicht zu 
den glüdlichiten. Er führte vor allem dazu, daß in den Reihen der 
bejjer gejtellten Arbeiter fich eine feindliche Gefinnung dem Unter— 
nehmen gegenüber verbreitete, — ift doch der Lohn auch des befler 
geitellten Arbeiters nicht dermaßen hoch, daß er fich derartige Opfer, 
wie fie von ihm für das PVerficherungsinftitut verlangt wurden, 
auferlegen fünnte, ohne davon irgend welche Vorteile für fich zu 
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erzielen. In St. Gallen verfchärfte ſich die gelennzeichnete Miß— 
itimmung in den Reihen der Arbeiter noch dadurch, daß bie 
Arbeitgeber von jedweder Beitragsleiftung an die BVerficherungs- 
faffe befreit wurden. Diefe Stimmung war e8 aber, melde in 
erfter Linie die Aufhebung der St. Galler Verſicherungskaſſe herbei- 
führte. Der Zufammenbrudh des Inſtituts bedeutet jomit lediglich 
den Banlerott des erörterten Prinzipe. Die Löſung der Frage 
der Arbeitslofenverficherung wird folglich in Zukunft auf anderem 
Wege geſucht werden müſſen. 


V. Einige neuere Sölungsverfude und Vorſchläge. 


Aus der reichen Fülle derfelben feiern bier einige folche hervor= 
gehoben, die gewiſſermaßen als typifch bezeichnet werden können. 
Dabei beſchränken wir uns auf die Wiedergabe der Grundgedanten, 
ohne an denfelben Fritif zu üben. 

Der von Profeffor Georg Schanz in Würzburg gemachte Bor» 
Schlag auf die Einführung de3 fogenannten Sparzwanges gehört 
zwar nicht in das Kapitel der Arbeitslofenverfiherung, muß aber 
doch hier gefennzeichnet werden, weil er in manchen Berficherung3- 
projeften eine gewiſſe Rolle ſpielt. Da der Vorſchlag zunächſt für 
Deutſchland gemacht wurde, jo fnüpft er naturgemäß an dortige 
Berhältnifie an. Dem Sparzwange follte die franfenverficherungs- 
pflichtige Bevölkerung unterjtellt werden. Für jede verficherungs- 
pflichtige Berfon follten durch die Arbeitgeber gewiſſe Einlagen an 
die Krankenkaſſe abgeliefert werden, und zwar für jede nicht im 
Baugewerbe beichäftigte Berfon wöchentlich nicht unter 30 Pig. und 
für jede Berfon der letzteren Kategorie 10 °/o des bedungenen Lohnes; 
von diefen Beiträgen trägt der Arbeitgeber 10 Pfg. bezw. 10%, den 
Reit zieht er den Arbeitern bei der Lohnzahlung ab. Das jemeilen 
vorhandene Guthaben eines Arbeiters bei der Sparkaffe, welcher die 
Krankenkaffen die erwähnten Einlagen abzuliefern haben, bleibt bis 
zum Betrage von ME. 100 für den Fall der Arbeitslofigkeit geiperrt. 
Aus diefem gefperrten Guthaben erhält der Arbeitslojfe bis zur Er: 
Ihöpfung desjelben vom 5. Tage an Mi. 5 wöchentlich, wenn bei 
Beginn des Anfpruches das geiperrte Guthaben weniger als ME. 70, 
Mt. 7 wöchentlich, wenn es Mi. 70—100, und ME. 8 wöchentlich, 
wenn ed Mf. 100 oder mehr beträgt. Die mit dem Sparzwang 
verbundenen Koften werden von Staat und Gemeinde getragen. 


Die Vorteile feines Syftems fieht Georg Schanz darin, dak 
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dabei die ſchwierige und peinliche Unterfcheidung verfchuldeter und 
unverjchuldeter Arbeitslofigkeit, die bei der Verficherung notwendig 
erjcheint, vollftändig wegfällt. Ferner würden dadurch nicht diejenigen 
Perſonen, welche felten arbeitslos werden, zu Gunften der fchlechter 
geitellten belaftet. Schließlich fei diefer Modus leicht durchführbar, 
indem feine befonderen Berechnungen notwendig feien. Dem gegen- 
über wird hervorgehoben, dat das ganze Projekt ja darauf binaus- 
laufe, die Arbeiter zu zwingen, für ihre arbeitslofen Tage dadurch 
zu forgen, daß fie fich ihren Lohn gehörig verringern laffen. Bei 
einer anhaltenden Arbeitslofigkeit wird der gefperrte Betrag bald 
aufgebraucht fein; biß ein Guthaben von nennenswerter Höhe wieder 
beifammen ift, vergeht viel Zeit; bei einer mittlerweile eingetretenen 
Arbeitslofigkeit fieht fich der Arbeiter ohne jegliche Unterftügung. 

Das Syftem de8 Sparzwanges bildet die Grundlage der Ver- 
fiherungsprojelte von G. Denjean und Dr. N. Waffilieff. Die 
Koften der Arbeitslojenverficherung jollen nah Denjean von den Ars 
beitern, den Arbeitgebern und den öffentlichen Gewalten zu gleichen 
Teilen getragen werden. Die Prämien der Arbeiter richten fich nach der 
Höhe des Lohnes, die der Arbeitgeber nach der Zahl der beichäftigten 
Arbeiter; für fremde Arbeiter find vom Arbeitgeber höhere Beiträge 
zu zahlen und hat derjelbe für jeden entlafjenen Arbeiter einen gemifjen 
Beitrag an die Kaſſe, die als regionale Berufsarbeitslojenkaffe gedacht 
wird, zu entrichten. Die Prämien der Arbeiter werden als individuelle 
Spareinlagen, ebenfo werden die allfällig ausbezahlten Unterftügungen 
als individuelle Paſſiva der Arbeiter betrachtet. Die Zinjen werden 
auf das Nettoguthaben, welches bei Austritt aus der Kaffe zurück— 
bezahlt wird, verteilt. Die von der Kaſſe gewährleiſtete Unterftügung 
wird als ein Darlehen betrachtet, welches zurüdzubezahlen ift, ſobald 
fi die Situation des Betreffendeu gebeljert hat. Die Ausbezahlung 
der Taggelder beginnt erft nach einer Woche Arbeitslofigkeit, fie ift 
einer al der Lohn und wird nad) dem Familienftande des Unter- 
ftüßten abgejtuft. Bei Streif3 wird die Unterftüßung nicht ausbezahlt, 
während fie bei felbftverfchuldeter Arbeitslofigkeit auf die Hälfte oder 
ein Drittel reduziert wird. | 

Auch Dr. Waffilieff will die Koften der Arbeitslojenverfiche- 
rung auf die drei obengenannten Faktoren verteilen. Sein Syftem ift 
jedoch durchaus originell. Zunächft wird jeder in der Gemeinde be- 
fchäftigte und den Gruppen, melde die Wohltaten der Gemerbege- 
richte genießen, angehörende Arbeiter dem Sparzwange unterworfen 


— 33 — 


und bat durch wöchentliche Beiträge die Summe von mindeftens 
Gr. 30 aufzubringen. Ebenfoviel hat die Gejamtheit der Germwerbe- 
inhaber einer Berufsgruppe zur Kaffe für jeden ihrer Arbeiter bei- 
zufteuern. Wird ein Arbeiter arbeitslos, jo erhält er, wenn ihm von 
dem mit der Berficherungsfaffe eng verbundenen Arbeitsnachweis- 
bureau feine pafjende Arbeit verfchafft werden konnte, während der 
erften vier Wochen der Arbeitslofigfeit aus feinem Guthaben wie 
aus dem auf ihn entfallenden Beitrag der Arbeitgeber je Fr. 15 
wöchentlih. Dauert die Arbeitslofigkeit länger als vier Wochen, fo 
erhält der Wrbeitslofe, fall er Kantonsbürger ift, für die fünfte 
Woche Fr. 12, für welche der Stanton aufzulommen hat. Won der 
jehften Woche an Haben nur ſolche Kantonsbürger Anſpruch auf 
Entſchädigung, welche in der Gemeinde niedergelafien find. Sie er- 
halten gleichfalls Fr. 12 per Woche, welche jedoch von der Gemeinde 
beizufteuern find. Hat aber das Sparguthaben des Arbeiter Fr. 30 
noch nicht erreicht, fo fteht dem betreffenden Arbeitslofen fein An- 
ſpruch auf Entfchädigung zu. 

Diefem in den Grundzügen mwiedergegebenen Projekte Waſſilieffs 
wird von E. Hofmann nachgerühmt, daß dasſelbe feine allzugroßen 
Opfer vom Arbeiter verlange und feine Anforderungen an die Soli- 
darität der Arbeiter ftelle; der Vorwurf, daß die Arbeitslofenver- 
fiherung die Arbeitslofigleit gemwiffermaßen produziere, falle Bier 
weg’; ebenfo jei die Angjt grundlos, daß diejelbe Zuzug vom Bande 
nach der Stadt vermehre; die Kontrolle über die Arbeitslofen fei 
mwejentlich erleichtert; die Frage des Arbeitsnachweiſes werde Leicht 
und gründlich gelöft, indem durch bezügliche Beſtimmungen die Ueber— 
fiht über den lofalen Arbeitsmarkt ermöglicht werde. Dem Projekte 
wird jedoch hauptfächlich folgendes entgegengehalten: die Bewegungs⸗ 
freiheit der Arbeiter werde dadurch ziemlich eingefchränkt, daß nur 
den Kantons⸗ und Gemeindeangehörigen die Unterftügung aus öffent» 
lichen Mitteln zu gute kommt; die am meiften Bedürftigen werden von 
der Unterftügung ausgeſchloſſen; die Arbeitgeber hätten ein Intereffe, 
folche Arbeiter zu bevorzugen, welche den geforderten Betrag von 
Fr. 30 noch nicht erfpart hätten, weil fie im Falle der Arbeitslofig- 
feit von folchen Arbeitern für die Folgen der Arbeitslofigfeit nicht 
auflommen müßten. 

Ein weiterer Borfchlag zur obligatorischen Arbeitslofenverfiches 
rung wird von E. Hofmann gemacht. Derjelbe will die obligatorifche 
Berfiherung bloß auf die Saifonarbeiter, als die der Arbeitslofigfeit 
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am meiften ausgefegten Perſonen, beſchränken. Es foll nur eine 
einzige Prämien und Entſchädigungsklaſſe ftatuiert werden; der 
Entfhädigungsanfprud fol in den Monaten November biß ein- 
Schließlich März geltend gemacht werden können. 


Der ſchweizeriſche Arbeiterfefretär Hermann Greulich befür- 
mortet ſowohl die freie Verſicherung durch die Gewerkſchaften als 
auch die obligatorische Verficherung auf dem Boden der Gemeinde. 
Seine dahinzielenden Borjchläge find folgende: 

a) Der Bund leiftet an organifierte, duch Statuten und Mitglieders 
zahl ausgemwiejene Gewerkſchaftsverbände der Arbeiter, die behufs Einführung 
der Arbeitslofenverficherung ihre Mitgliederbeiträge um 10 Ets. per Woche 
oder 40 Ets. per Monat erhöhen, einen Beitrag an den Gründungsfond 
von Fr. 2 per Mitglied, zahlbar nachdem die erhöhten Beiträge ein halbes 
Jahr lang von den Mitgliedern bezahlt wurden. Die Berbände haben fo- 
wohl ihre Ilnterjtügungsporfchriften, als auch alljährlich die Rechnungen mit 
den Belegen für die ausbezahlten Unterftüsungen an Arbeitslofe dem zu— 
jtändigen Departement einzureichen. Nach deren Gutheigung erhalten fie einen 
Bundesbeitrag, der der Hälfte der ausbezahlten Unterftügungen entjpricht. 
b) Der Bund leiftet einen Beitrag an die Gemeinden, welche die obligatorische 
Arbeitslojenverfiherung einführen, unter folgenden Bedingungen: 1. Die 
verficherten Arbeiter leiften ungefähr 60°/o der aufzubringenden Beiträge, 
die Einteilung in Klaffen ift Sache der betreffenden Gemeinde. 2. An den 
Net der aufzubringenden Beträge leiftet der Bund einen Drittel, jofern die 
Gemeinde und der Kanton auch einen Drittel beiträgt. 3. Die Gewerbs— 
inhaber werden nur zu einer entiprechenden Beitragsleiftung für Wander 
arbeiter herangezogen. Die verficherten Arbeiter wirken an der Verwaltung 
durch Vertreter mit, deren Zahl dem Berhältnis ihrer Beitragsleiftung ent— 
fpridt. 5. Die Statuten und Berfiherungsbedingungen jind dem Bundesrat 
zur Genehmigung vorzulegen. 

Die öffentliche Unterftügung folcher Gewerkſchaften, welche für 
ihre arbeitslojen Mitglieder forgen, ift bereit8 mancherort® im Aus— 
lande tatfächlich durchgeführt. Zwei Beilpiele mögen hier Erwägung 
finden. Seit 1896 richtet die Stadt Dijon Subventionen an Arbeiter- 
ſyndikate aus unter der Bedingung, daß diefelben fich eine Spezielle 
Beilteuer auferlegen, um ihre Arbeitslofenfaffen in regelmäßiger 
Weiſe zu jpeifen. Die Subvention wird den einzelnen Syndilaten 
jedoch nur dann zu Zeil, wenn ihre Spezialeinnahmen zum Zwecke 
der Ürbeitslojenfürforge fich al ungenügend erweifen. Dem Syndilat 
wird von der Stadt das Defizit gededt, und zwar darf die Sub— 
vention das Dreifache der erhobenen Beiträge nicht überfteigen (feit 
1900 ift die Subvention im Marimum auf den Betrag der erhobenen 
Beiträge herabgefegt). Als Entſchädigungen darf nicht mehr al 


Fr. 2 im Tage (mit Ausfhluß der Sonn» und Felttage) ausbezahlt 
werden. Der Arbeitsloje darf feine feinem Beruf entiprechende Ar- 
beit, welche mit dem tarifmäßigen Zohn bezahlt wird, ausfchlagen. 
Eine Unterftüßungsdauer wird den Syndilaten nicht auferlegt, jedoch 
müffen fie feit 1900 diefe Dauer auf ihre durch die gemeindliche 
Subvention verdoppelten Mittel bafieren. Die Frage der Selbit- 
Berjhuldung kommt gar nicht in Betradht. 

Ein etwas anders geartetes Syftem befolgt die Stadt Gent. 
Es wurde ein Spezialfonds gebildet, welcher ausfchließlich dazu zu 
verwenden ift, den Arbeitern zum Ermerb eine® ausreichenden Ar⸗ 
beitölofenbezuge8 zu verhelfen. Zu diefem Behufe greift derfelbe in 
zweifacher Weife ein: 1. indem er die Unterftügungsbeträge erhöht, 
welche von den Arbeiter» und Angeftellten-Ajjoziationen ihren arbeits- 
Iofen Mitgliedern bemilligt find; 2. indem er die Wirkſamkeit eines 
fpeziellen der Wrbeitslofigfeit gewidmeten Sparens fteigert. Der 
Spezialfonds erhöht die von den Aſſoziationen bemilligten Arbeits: 
lofenbezüge um eine ihren Betrag gleiche Subvention, mobei bie 
Arbeitslofenbezüge im Marimum für 50 Tage im Jahr und Fr. 1 
pro Tag auszubezahlen find. Arbeiter, welche außerhalb der Syndifate 
ftehen, fünnen, um der Subvention teilhaftig zu werden, Einlagen 
bei einer Spezialfparlaffa im Betrage von Fr. 50 machen, welcher 
Betrag gefperrt wird. Im Falle der Arbeitsloſigkeit dürfen fie 
höchſtens Fr. 1 erheben und erhalten gleichfalls eine tägliche Zulage, 
die im Marimum Fr. 50 im Jahr beträgt. 

Im Frühjahr 1901 wurde vom Basler Arbeiterbund auf 
Initiative des dortigen Arbeiterfefretär® Dr. N. Waffilieff eine 
Arbeitslofenkafle errichtet, welche einen durchaus eigenartigen Charaf- 
ter befißt. Die Hauptbejtimmungen der bezüglichen Statuten lauten 
folgendermaßen: 

Die Arbeitslojenfaffe des Arbeiterbundes bezweckt: a) den arbeitslofen 
Mitgliedern angemeffene Tagegelder zu verabfolgen, b) bei der aufgetretenen 
Arbeitslofigfeit ſchon frühzeitig an die Behörden :c. fi zu wenden und für 
genügende und anftändig bezahlte Arbeit zu jorgen, ec) den arbeitslofen, ſowie 
in der Arbeit ftehenden Kameraden das gemeinfhaftliche Zufammenmwirken zu 
erleichtern und alle arbeitöfchenen Elemente, welche die Arbeitslofenbewegungen 
in Mißfredit bringen, fernzuhalten, d) die Yöhne der arbeitenden Mitglieder 
während der Perioden der Arbeitslofigfeit zu ſchützen, d. h. gegen das Sinfen 
der Pöhne zu wirken, e) die Oeffentlichkeit umd die Prefje mit den Verhält— 
niffen der aufgetretenen Arbeitslofigfeit und der Lohndrückerei auf dem Laufen— 
den zu halten. Alle organifierten, wie aud den Fachvereinen nod fern: 
ftehenden Arbeiter, welche fih als Arbeiter ausweiſen fünnen und in Bajel 


wohnen und arbeiten, können der Kaffe beitreten. Die Arbeitsloſenkaſſe wird 
gefpiefen: 1. durch Monatsbeiträge der Mitglieder, 2. durch Fahresbeiträge 
der Paffiomitglieder, 3. durch Schenkungen, Sammlungen ꝛc., 4. durd Sub: 
vention der Yachvereine, 5. durch eventuelle Subvention des Staated. Jedes 
Mitglied hat monatlich nad folgender Skala der Kaſſe Beiträge zu leiften: 
1. Yohn bis 4 Fr. 40 Ets., 2. Lohn 4—5 Fr. 50 Ets., 3. Lohn über 
5 Fr. 60 Ets. Die Arbeitslojenkaffe wird von einem elfgliedrigen Vorſtande 
verwaltet. Jedes Mitglied der Kaffe bat fich, jobald e8 wegen Mangel an 
Arbeit entlajien worden ift, auf dem Bureau des Arbeiterfefretariats als 
arbeitslos anzumelden. ‚Bom Tage der Anmeldung laufen 15 Tage als 
Karenzzeit bis zur Inanſpruchnahme der Kaffe. Vorübergehende Beſchäfti— 
gung während diefer Zeit ift gewilfenhaft anzuzeigen. Zwei Tage der Be: 
Ihäftigung verlängern die Sarenzzeit um einen Tag. Iſt die Karenzzeit 
verftrichen und es iſt nicht möglih, dem arbeitSlojen Mitgliede paffende 
Arbeit zu verfchaffen, jo erhält er das Recht auf die Taggelder. Vorüber- 
gehende Beihäftiguug entlaftet die Kaſſe mit je ein Tag auf zwei Tage der 
Beihäftigung. Die Taggelder werden möchentlih oder 14tägig ausbezahlt. 
Die Taggelder werden ausbezahlt nur an ſolche Mitgliedern, welche der Kaſſe 
wenigjtens ſechs Monate angehören und ihren Verpflichtungen während diefer 
Zeit regelmäßig nachgefommen find. Wer mehr als drei Monate rüdjtändig 
ift, hat eine Buße von Fr. 1 zu bezahlen und falls er arbeitslos fich meldet, 
wird er jo viele Wochen in der Bezugsberechtigung zurüdgefegt, wie viele 
Monate er rüdjtändig war. Die Höhe der Taggelder wird von der Ber- 
waltung der Kafje gemeinfchaftlich mit der Arbeitslofentommiffion feftgejegt. 
Melden fich während fürzerer Zeit (eine Woche) mehr als !/s aller Mitglieder 
der Safe als arbeitslos, jo hat die Verwaltung jämtliche Mitglieder der 
Kaffe zu einer aufßerordentlihen Generalverfammlung zur Beratung über 
außerordentlihe Maßregeln einzuberufen. 


Dieje Kaffe erhielt von der Basler Regierung für den Winter 
1901/02 eine Subvention von Fr. 1000 ausbezahlt. Ob dieſe Kaffe, 
die der rechnerifchen Grundlagen vollftändig entbehrt, fich wird halten 
fönnen, wird die Zukunft zeigen. 

Auf einem von den mitgeteilten Verfuchen und Projekten ab— 
meichenden Standpunkte beruht der Vorſchlag, den feinerzeit der 
Berfafier dieſes Auffages in den „Schweizerifchen Blättern für 
Wirtſchafts- und Sozialpolitik“ gemadt hat. Der Grundgedanfe 
diefes Vorſchlages ift Übrigens nicht neu, er wurde vielmehr bereits 
auch von anderer Seite als Ausgangspunkt für die Begründung von 
Arbeitslojenunterftügungsmaßnahmen benußt. 

Daß die öffentlichen KHörperfchaften, der Staat und die Ge— 
meinden, gewiſſe Beiträge an die Arbeitslojenverficherung zu leiften 
haben, liegt nachgerade außer jedem Zweifel, wenn auch in Bezug 
auf die Begründung diefer Beitragspflicht die Anfichten noch immer 
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weit auseinandergehen mögen. Der ſpringende Punkt der ganzen 
Angelegenheit iſt unbeſtreitbar die Frage der Heranziehung von 
Privaten zur Tragung eines Teiles der Laſten dieſes ſozialen Werkes. 
Wer ſoll verpflichtet werden und in welcher Weiſe. In Betracht 
kommen bier ſelbſtverſtändlich nur die Arbeitnehmer und die Arbeits 
geber. Es handelt fi) demgemäß darum, feitzuftellen, ob Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer einen Zeil der Koften der Verficherung zu tragen 
hätten, oder ob bloß der eine diefer beim Produftionsprozek bes 
teiligten Faktoren beitragspflichtig fei, während der andere unbehelligt 
bleiben follte. Eine Löfung der Frage zu finden, bei welcher Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer zu gleicher Zeit befriedigt werden könnten, 
erjcheint vollftändig ausgefchloffen. Solange e8 bei der Arbeitslofen 
verficherung e8 darauf anfommen würde, beide Barteien zur Tragung 
der Koſten heranzuziehen, dürfte angefichtS des Referendums eine 
befriedigende Löſung faum gefunden werden fönnen. Der einzige 
Ausweg wäre nach unferem Dafürbalten der, daß man dafür Sorge 
trägt, die eine der ftreitenden Jntereffengruppen zu befriedigen, aber 
auf eine Art und Weife, die mit dem Gerechtigfeitögefühl der Un- 
beteiligten im Einflange wäre. 

Die befchäftigungslofen Arbeiter find das Opfer der herrfchen- 
den wirtjchaftlihen Berhältniffe; fie geraten ohne ihr Verſchulden 
in Bedrängnis, einfach infolge deſſen, daß fie auf einmal überflüffig 
geworden find. Dieſes „UWeberflüffigwerden* ift daß Reſultat des 
„Ueberflüſſigmachens“, das als eine der wejentlichen Eigenfchaften 
der modernen Produftionsmweife zu betrachten ift. Die Koften der 
Arbeitslofigkeit, als eines Beftandteiles dieſer Produktionsweiſe, müßte 
daher logiſcher Weife in erfter Linie von der Repräfentantin der» 
jelben, der nduftrie, getragen werden. Mit andern Worten, bie 
Beiträge, die zur Erhaltung der arbeitslo8 gewordendn Arbeiter 
notwendig find, wären unter die Rubrik der PBroduftionskoften zu 
fubjumieren, ähnlich mie e8 3. B. gegenwärtig in Deutfchland bereits 
mit den often gefchieht, welche durch die gewerblichen Unfälle, ver- 
urfacht werden. Die deutfche Jnduftrie fährt bekanntlich nicht ſchlecht 
dabei, fie Hat ihre Konfurrenzfähigkeit in feiner Weife eingebüßt. 
Die moderne Arbeitslofigkeit kann aber prinzipiell auf die gleiche 
Stufe geftellt werden mit den Unfällen, die im Schoße der modernen 
Induftrie entjtehen. Sie ift ebenfo unvermeidlich, wie die leteren, 
und wenn die Zahl der Unfälle durch beftimmte Vorbeugungsmaß- 
regeln auf ein Minimum reduziert werden kann, jo befigt hingegen 


die moderne Induftrie felber fein Mittel, den Umfang der Arbeits- 
lofigleit weſentlich einzuſchränken. Der Wrbeitslofigkeit wohnt im 
Gegenteil die Tendenz inne, fi) immer weiter auszudehnen, immer 
größere Kreiſe zu ziehen. Die Induftrie muß daher mit diefem Faktor 
rechnen; fie hat auch ein Intereſſe daran, die einmal beichäftigungs- 
108 gewordenen Arbeiter zu erhalten; denn bei dem fprunghaften 
Charalter, den die moderne Jnduftrie aufmeift, bei dem fteten Wechfel . 
der Konjunkturen, fommt es häufig vor, daß die foeben aufs Pflafter 
geſetzten Arbeiter bald wieder fehr wohl verwendet werden können. 
Die Unternehmerfchaft einerfeits, Staat und Gemeinde andererfeits, 
haben ſich alſo in die Koſten der Arbeitslofenverficherung zu teilen. 
Uebrigens ift nicht außer acht zu laſſen, daß, wenn, wie poftuliert, 
für die Arbeitslojenverfiherung jtaatliche und fommunale Mittel zur 
Verwendung gelangen follten, der Arbeiter eigentlic) auch feinen 
Teil dazu beitragen würde — fett ſich doch ein großer Teil der 
Einkünfte der öffentlichen Körperfchaften aus indireften Abgaben 
zufammen, zu denen die Arbeiterfchaft befanntlic verhältnismäßig 
mehr beifteuert als jede andere Gejellfchaftsklaffe. Die Frage des 
Obligatoriums dürfte unter diefen Umftänden leicht feine Löſung 
finden, indem es bloß darauf anfäme, die Einfommensgrenze der 
zu verfihernden feitzuitellen. Die Beiträge der einzelnen Unter— 
nehmer ließen fi etwa auf dem Wege des Umlageverfahrens be— 
ftimmen, unter Berüdfichtigung der bejchäftigten Arbeiterzahl, der 
Zahl der Arbeiterentlaffungen innerhalb einer gewiſſen Periode, der 
Häufigkeit der Arbeitslofigkeit in den betreffenden Branchen x. Auch 
die Forderung der Ürbeiterfchaft betreffend berufsgenoſſenſchaftliche 
Organifation der Berficherung ließe fich dabei leicht berückſichtigen. 


Das Toleranzprinzip in feiner 
univerſalgeſchichtlichen Entwicklung. 


Bon Dr. Ph. Wolter, Profeſſor an der Univerfität Bern. 





Wir verjtehen heute unter tolerantem Wefen eine milde, humane 
Gefinnung und feßen das Toleranzprinzip in feiner Anwendung auf 
religiöfe Berhältnifjfe gleich dem Grundſatz der Gemwifjensfreiheit des 
Einzelnen und der Freiheit des religiöfen Genoſſenſchaftslebens. 

Es iſt aber Elar, daß man damit dem Wort „Toleranz“ einen 
Sinn unterfchiebt, der ihm eigentlich nicht zulommt; denn Toleranz, 
Duldung im wahren Wortverftand ift etwaß recht mindermertigeß: 
die ausnahmsweiſe bewilligte Zulaffung von Berfonen, Sachen, Jdeen, 
die einem im Grunde recht widerwärtig find, und die in der Regel 
ausgeſchloſſen fein jollten. Der oder das von uns Tolerierte bat 
jedenfalls fein Recht uns gegenüber. In diefem Sinn fchrieb ſchon 
im Jahr 1786 jemand dem Profeſſor Schlözer in Göttingen eine 
ganze Abhandlung über „Toleranz ein unfchidliches Wort“; fie bat 
im 16. Bande des Schlözerfchen StaatSanzeiger Aufnahme gefunden. 
Der Mann jagt: „Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch) tolerieren 
wir eine Sache, die uns widerlich oder gar ſchädlich ift, und deren 
uns zu entledigen, wir nicht nur die Macht, fondern auch das Recht 
hätten; was wir jedoch aus freiem Willen nicht tun, weil das Un- 
angenehme dabei durch andermeitige Vorteile aufgewogen mird. 
Ebenfo und unter eben diefen Berbältniffen tolerieren wir einen 
Menjhen, zum Erempel einen Mietömann, der eine edelhbafte 
Krankheit bat oder fein richtiger Bezahler, aber fonft ein guter 
Mann ijt.* 

Und nun erörterte er fpeziell bezüglich der religiöfen Ideen, 
ob diefelben vom Standpunkt der jtaatlichen Gemeinjchaft aus als 
etwas widerwärtiges anzufehen feien, dem nur Toleranz zu Gute 
fommen könnte. Er findet fie im allgemeinen nicht widerwärtig, alſo 
nicht tolerangbedürftig und ftatuiert nur folgende Ausnahmen: 

„Zoleranz hat nur in zwei Fällen ftatt: wenn die Religions- 
partei erſtens Sätze befennt, die die Sicherheit de Staates beein- 
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trächtigen, oder zmweiten® Handlungen ausübt in der Ueberzeugung, 
daß es mefentliche Religionghandlungen jeien, die aber die übrigen 
inlommobdieren.“ 

Gemwährt die Gefellichaft folchen Leuten dennoch Zulaffung, ſo 
toleriert fie diefelben. „Hier ift wirkliche Toleranz freier Wille, 
Gnade und nicht Pfliht. Denn wer kann 70 (von 100) zumuten, 
fih (3. B.) fo oft die Ohren vollllingeln zu laffen, was die 30 freilich 
für fehr nötig halten, die 70 aber als lächerlich anfehen ?* 

In allen übrigen Fällen aber ift Toleranz gegenüber anderen 
Religionsgenofjen eine Beleidigung. Und fo ‚fchließt denn der Mann, 
felber ein guter Proteftant, mit der Apoftrophe! 

„Ihr alten Bopen aus Lögolas, nun Gottlob, meiſt zerftörten 
Schulen, die Ihr bie und da noch in einigen Winfeln unferes Erd- 
teile8 fputet, Ihr waret worden jo unverfchämt, von uns PBroteftanten 
zu behaupten, wir wären feiner Toleranz fähig, begreift doch: 
endlich, daß wir deren einft einmal bedürftig find! Zeigt uns 
einen einzigen Sa in unferer Lehre, bei dem man nicht ein guter 
Bürger, ein treuer Untertan, ein umgänglicher Menfch fein könnte; 
führt uns eine einzige gottesdienftliche Handlung an, durch die wir 
Euch infommodieren, wenn wir auch mitten unter Euch wohnen! 
— Folglid, auch da, wo Ihr noch die Stärkern jeid, flehen wir 
Euch nit um Toleranz als um eine Gnade an: wir fordern 
von Euch als eine Schuldigfeit, was Ihr ohne Tyrannei nicht ver- 
meigern könnt . .. Wir rufen nit Eure Menfchen- und Chriften- 
liebe auf; auch ohne Liebe dürft Ihr doch feinem Menjchen ein 
Menſchenrecht verweigern; und Religionsfreiheit, Religionsrecht 
ift ein® der unveräußerlichen Menfchenrechte, zu denen, wie zum 
Recht des Efjens, des Schlafens, des Gehens, des Denkens, nicht 
erft eine allerhöchite und allergnädigite Erlaubnis nötig ift.“ 

Der Mann hatte ja volllommen Recht, aber er war feiner Zeit 
ein wenig voraus in der Auffaflung von Toleranz, und er vergegen= 
märtigte fich wohl nicht, welcher Fortfchritt bereits durch die Duldung 
des Widermärtigen bezeichnet war, und mie ſehr die Toleranz jelbft 
im bejchräntteften Sinn jungen Datums it. 

Was vorchriftliches Altertum und altchriftliche Zeit aufzumeifen 
hatten an Anfägen zur Duldung, das war vollftändig verjchüttet 
durch das Mittelalter mit feinem deal des einen chriftlichen Ges 
meinweſens, worin Weltliches und Geiftliches, Staat und Kirche 
fi) durchdrangen und zufammenfielen, woraus es fein Entrinnen,. 
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von deifen Ordnungen e8 feine Abweichung gab für den einzelnen 
Menſchen oder für Gruppen von Menfchen; eines Gemeinmwefens, 
dem jede8 auch nur im Sleinjten ungehorfame, unfügfame, feine 
eigenen Wege gehende Individuum ein verruchter SHeßer war, und 
das mit feinem Ketzerrecht den letzten Funken von Schonung und 
Duldung auslöfchte, um jtatt ihrer die Flammen der Ketzerſcheiter— 
haufen und den Eifer zu ſonſtigem Ketzermord zu entzünden: im 
firchlichen Rechtsbuch fteht die Beitimmung Urbans II: „Wem e3 
begegnet iſt, aus Eifer für die Mutterflirche einen Menſchen um- 
zubringen, der ijt nicht al Mörder anzufehen; und eine andere, den 
legten Reft von Duldungsgefühlen verjcheuchende Defretale fagt: 
Wer einen Kleber kirchlich bejtattet hat, fol ihn zur Strafe mit 
feinen eigenen Händen (suis manibes) wieder herausfcharren und 
den Kadaver wegwerfen. Und dem kirchlichen Recht paßte fich ge— 
borjam das weltliche an; jo in den Konſtitutionen Kaiſer Friedrich® II. 
von 1220, 1232 und 1239 mit der Verordnung: „Reber follen öffent- 
lich verbrannt werden, damit ihre Seelen ſchon auf Erden das 
Höllenfeuer jpüren“, in den Ordnungen des Sachſenſpiegels und 
no dicht vor der Reformation in der Borfchrift der Bamberger 
Halsgerihtsordnung von 1507: „Wer durch den ordentlichen geift- 
lichen Richter für einen Heer erfannt und dafür dem meltlichen 
Richter Üüberantwortet wurde, der foll auf dem Feuer vom Leben 
zum Tode geftraft werden.“ 

So blieb die chriftliche Gefellfchaft und der Staat des Dccidents 
bis zum Beginn des 16. Jahrhunderts unter dem vollftändigen Bann 
des Syitems der Perhorreszierung aller und jeder Duldung. Tole— 
ranz war Verbrechen, und wer e8 beging, verfiel jelber der Inqui— 
fition. Und aus dem kirchlich und ftaatlich auferlegten Syftem war 
eine Denkweiſe der europäifchen Menfchen geworden, eine jeit 
Jahrhunderten eingewurzelte, von Generation zu Generation feſt 
vererbte. 

Auf einmal konnte diefer Alp nicht hinweggenommen werden; 
es bedurfte der fürmlichen Erziehung der Menjchheit zur Toleranz 
und zwar zu einer Toleranz, deren Begriff fich jtufenmweife, freier, 
weiter, humaner geftaltete über die engere Wortbedeutung meit hinaus. 

Am Eingang diefer neuen Zeit ftehen noch unverrüdt die beiden 
granitnen Säulen des alten Syſtems: 

die Bannbulle Exsarge Domine vom 15. Juni 1520, vom 
Papſt über Luther verhängt, und 
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die Reichsacht, über Luther und feine Anhänger durch den: 
Kaifer verhängt mit dem Edit des Wormfer Reichstages von 1521. 
Aber durch Stoß auf Stoß zerbrödeln fie, und Schritt für Schritt 
vollzieht fich beim weltlihen Faktor eine Umkehr in der Rich— 
tung der Duldung. 

Es war fchon eine Verlegung der bisherigen gefeglichen Orb: 
nung und zugleich ein Alt der Duldung, daß Luthers Landesherr, 
der Kurfürſt von Sachen, ihm nicht gleich felbft den Prozeß machte, 
ihn auch nicht außlieferte und ihn vor der Bollitredung der Acht 
ſchützte. 

Den erſten förmlichen und offiziellen Alt der Toleranz vollzog 
aber der Speierer Reichstag des Jahres 1526, indem er beſchloß: 
den Fürften, die diefes mit ihrem Gewiſſen vereinigen können, ijt 
e8 geftattet, an da8 Wormfer Edikt fich nicht zu binden, — alfo 
die Verfluchten und Geächteten ruhig gewähren zu laſſen. 

Auf dem Neichdtage von 1529 und 1530 drang dann zwar 
wieder die ftrenge Auffaffung duch, das Wormſer Edikt wurde 
erneuert, aber ſchon im Jahre 1532 ſah fich fogar der Kaiſer genötigt, 
durch den Nürnberger Religionsfrieden zum Duldungsftandpunft des 
Speierer Reichstage8 von 1526 zurüdzufehren. | 

Nochmals wurde im fchmalkaldifchen Krieg der Verſuch gemacht, 
die allgemeine Geltung des Verfolgungsſyſtems und nachher wenigſtens 
die einheitliche Ordnung des Interim zu erzwingen. Erft nach dem 
völligen Fehlichlag dieſer SKriegspolitif, der im Paſſauer Vertrag 
gebucht wurde, fam ein Frieden von einiger Dauer zuftande und 
zugleih ein neuer Fortjchritt nach der Seite der Duldung, der 
Augsburger Religionsfrieden vom Jahr 1555. 

Der Fortfchritt für die Sache der Duldung, der mit dem 
Augsburger Religionsfrieden geſchah, beitand darin, 

daß erſtens eine neue Klirchenorganifation neben der alten, 
die Kirche des Augsburgiſchen Belenntniffes neben der alten Kirche, 
von Reichswegen zugelaffen wurde. Die mittelalterliche Einheit, 
worauf die Nichtduldung beruhte, war damit aufgegeben; 

daß zweitens endgültig feftgeftellt wurde: die Reichsſtände, 
welche das Wormſer Edikt nicht beachten, fünnen nicht zu feiner 
Befolgung gezwungen werden; 

daß drittens die Reichsftände der beiden Barteien angehalten 
wurden, die Schärfe des alten Sleßerrechts in ihren Landen gegen= 
über den Angehörigen der anderen Partei zu mildern; die Katholiken 
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in proteſtantiſchen Landen, die Proteſtanten in katholiſchen ſollen 
nicht umgebracht, ſondern zur Auswanderung veranlaßt werden; 


daß viertens im Ferdinandiſchen Nebenrezeß zum Reichstags—⸗ 
abſchied verfprochen wurde: die proteſtantiſchen Untertanen geiſtlicher 
Fürften dürfen unter gewiffen Umftänden fogar im Lande bleiben. 


Alles in allem war für Duldung infofern ein Sieg gewonnen, 
als das Brinzip der abjoluten Intoleranz jeßt reichsgeſetzlich aufges 
geben, die kirchliche Ketzergeſetzgebung tatjächlih durchbrochen und 
eine gemilderte Form der Intoleranz auferlegt war. 

Bon einer ſolchen Duldfamtleit, die in der Wohltat beftand, 
Untertanen einer anderen, und zwar nur einer einzigen anderen 
Konfeifion nicht nad dem Ketzerrecht zu progejfieren, fondern nur 
aus dem Lande zu jagen, — bis zu dem Grade der Toleranz, der 
in der BZulaffung der Andersgläubigen beitand, war noch ein 
meiter Weg. Er wurde zurüdgelegt in vielen Zidzadgängen durch 
die Zeiten der Kontrereformation, dann über die Schlachtfelder, die 
Brandftätten, durch die verödeten Landichaften, durch all die graufigen 
Werke hindurch, die hauptjächlich religiöfer Fanatismus im dreißige 
jährigen Kriege angerichtet hatte, bis eine ernüchterte Generation 
beim meftfälifchen Frieden anlangte. 

Der meitfälifche Frieden meiterte den Boden der Duldung, 
indem er einem dritten Belenntnis, dem reformierten, eine gewiſſe 
Eriftengberechtigung im Reich gewährte, und er fteigerte den Grad 
ber Duldung bis zur Zulaffung der Andersgläubigen von jedem der 
drei Belenntniffe in den deutjchen Staaten, der Zulaffung in einem 
Berhältnis, für das der meftfälifche Frieden zum erften Mal in 
einem völferrechtlichen Alt der offiziellen Namen: Toleranz ge 
brauchte; er fchrieb vor: Katholiken follen in proteftantifchen, Luthe— 
raner und Reformierte jollen in fatholifchen Staaten Deutfchlands 
„toleriert“ werden (patienter tolerentur), fie behalten Leben und 
Eigentum, fie dürfen auch Hausgottesdienft halten. 


Bon nun an fchied man die Bewohner deutfcher Staaten in 
Rezipierte, die der offiziellen, der Religion de8 Landesheren ange- 
hörten, — und in Tolorierte, Angehörige einer der beiden oder beider 
chriſtlichen Konfeffionen, die außer der offiziellen zugelaffen waren. 
Ausdrüdlich aber war im Frieden noch eingefhärft, daß außer 
diefen drei chriftlichen Konfeffionen feine andere im Reiche toleriert 
oder gar rezipiert werden dürfe. 


Es. 


Es blieben alfo die Beſchränkungen für die Tolerierten, und 
es blieb die Ausfchliegung aller außerhalb der drei Konfeffionen 
ftehenden Chriften. 


Der Fortfchritt zur weitern Ermeiterung und Steigerung der 
Toleranz geſchah unter zwei Antrieben, einem politifchen und einem 
wiſſenſchaftlichen. 

Seit dem 17. Jahrhundert wurde es nicht mehr verſucht, einem 
ganzen Volk die Konfeſſion des Landesherrn aufzuzwingen, wenn 
nun beiſpielsweiſe zu einem Staat mit offizieller lutheriſcher Religion 
ein neuer Landesteil mit offizieller reformierter Religion durch Erb- 
ſchaft oder drgl. Hinzufam, dann ließ der Landesherr die Einwohner 
des neuen Landesteils bei ihrer Religion, und e8 gab nunmehr in 
dem vereinigten Staatsweſen zwei offizielle, rezipierte Religionen. 
Hehnliches gefchah, wenn der Landesherr die Konfeſſion wechſelte; 
auch dann entitanden zwei rezipierte Konfeſſionen, — die neue und 
alte des Landesheren. So war ſchon Brandenburg durch den Kon— 
feſſionswechſel feiner Hurfürften im Jahr 1614 zu den beiden rezi- 
pierten Belentnijfen, dem Iutherifchen und dem reformierten, ge— 
fommen. Das war der geringere Fortjchritt; der größere wurde 
bemwirft durch eine Umbildung wiſſenſchaftlicher Anfchauungen vom 
Staat, die in die Politik Eingang fand. 


Man ging von der Theorie aus, daß der Staat beruhe auf 
einem VBertragsverhältnis, das aufzufaſſen fei als ein Unterwerfungs- 
vertrag der einzelnen Staatsangehörigen unter das StaatSoberhaupt. 
Nun fragte e8 fih: Waren in diefes Vertragsverhältnis auch die 
religiöjfen Dinge eingeſchloſſen, hatten die Einzelnen auch in religiöfer 
Beziehung der Staatsgewalt fich ergeben ? 

Eine ältere Schule bejahte die Frage und fam fo zu dem 
Schluß: Das Staatsoberhaupt als Herr des Territoriums gebietet 
auch über die firchlichen VBerhältniffe feines Territoriums; — man 
batte das Syſtem des Territorialigmus. Eine jüngere Schule, deren 
Begründer Puffendorf war, verneinte die Frage; fie erklärte: Die 
Einzelnen haben bei ihrem Eintritt in den Staatsvertrag ihre religiöfe 
Freiheit der Staatsgewalt nicht geopfert, insbefondere auch nicht 
ihre Freiheit, mit anderen in genofjenfchaftliche, follegiale, religiöfe 
Verbindung zu treten. Der Staatsgewalt kommt aljo die Klirchen- 
gewalt nicht zu, das religiös-kirchliche Leben ordnet fich vielmehr 
in freien Berbänden; — da hatte man das Kollegialfyitem. Wurde 
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es ftaatlich angenommen und konſequent durchgeführt, jo war die 
Gewiſſens⸗ und Religionsfreiheit im modernften Sinn durchgeführt. 

Es übte zunächft wenigitens den praftiichen Einfluß aus, daß 
in einigen deutfchen Staaten zu den Tolerierten auch Seltierer ges 
rechnet wurden, die nach den Beftimmungen des weftfälifchen Friedens 
von jeder Zulafjung ausgeſchloſſen waren, wie Arminianer, Menno: 
niten u. f. w. 

Es fam zu feiner vollen Einwirkung erft, nachdem e8 fi in 
Deutſchland verband mit Evolutionen der Toleranzidee, die von 
draußen hereinmirkten. 

Diefe Evolutionen gingen aus von England. 

England hatte noch weniger als Deutjchland gleich mit der 
Reformation ein Regiment der Toleranz erhalten. Es hatte fi in 
England erft ein Staatskirchentum Heinrichs VIII. gebildet, das 
durchaus mittelalterlich Firchliche Prägung behielt mit Ausnahme 
der Sälularifationen und mit der Ausnahme, daß der König Bapft 
und König zugleih war; dann ein Staatsfirchentum Eduards VI., 
Elifabeth8 und der beiden erften Stuarts, in Berfaffung und Liturgie 
fatholifch und nur in der Lehrentwidlung den fontinentalen Refors 
mationgfirchen einigermaßen folgend; und kurze Zeit in der Aera 
des Krieges der Parlamentspartei mit Karl I. ein presbyterianifch- 
calminifches Staatsfirchentum nad ſchottiſchem Mufter. 

Gegenüber diefer ſtaatskirchlichen Ausſchließlichkeit bildete fich 
frühzeitig und entfaltete ſich immer reicher ein vielgeftaltiges, frommes, 
freie Beteiligung des individuellen religiöfen Sinnes anftrebendes 
Diffentertum; e8 wurde ein Träger des Duldungsgedanfens. Hierzu 
gehören die „Bibellefer“ der Zeit Elifabeths, hierzu jene Separatiften 
unter Browns Führung, die durch den Zwang der Staatskirche 
erbittert, al8 das „freie Volk des Herrn“ fich fühlend, erft zur Aus- 
mwanderung nad) Holland und fpäter als die Pilgerväter der Mais 
blume zur Wanderung über den Ozean fich entfchloffen; Hierzu ge— 
hörte John Miltons überragender Geift; hierzu jene einfachen, aber 
in fich gefeftigten Leute, mit denen Cromwell feine Schlachten fchlug, 
jene Independenten, die, Knechte nur ihres Gottes, im Staat die 
Republik, im religiöfen Qeben möglichfte perfönliche Unabhängigkeit 
wollten. 

Ihre Sache vertrat Erommell auf dem religiöfen Boden, als 
die Barlamentspartei ihnen wie allen das Syſtem des preöbyterianifchen 
Staatskirchentums aufzuerlegen tracdhtete. „Wenn der Staat Männer 
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erwählt, die ihm dienen follen“, ſchrieb er vor der Schladht bei 
Marſton Moor, „jo achtet er nicht auf die Meinungen. Es genügt, 
daß fie Willens find ihm zu dienen.” Nach dem Sieg bei Nafeby 
eröffnete er dem Parlament: „Ehrliche Leute haben Euch heute treu 
gedient, fie find zuverläffig. Ich bitte Euch im Namen Gottes, fie 
nicht zu entmutigen. Wer fein Leben für die Freiheit des Baterlandes 
wagt, der fol auf Gott wegen Gemwifjensfreiheit vertrauen.“ Und 
bald nachher verfündigte er: „Presbyterianer, Independenten, fie alle 
haben denfelben Geiſt des Glaubens und des Gebetes, fie find einig 
und durch ihre Parteinamen nicht getrennt ; fchade, daß e8 irgendwo 
anders if. Was die Einheit in den Formen betrifft, jo foll jeder 
Ehrift ... . tun, was fein Gemiffen ihm erlaubt. Unter Brüdern 
erwarten wir aber in geiftigen Dingen feinen Zwang außer dem der 
Erleuchtung und der Vernunft.“ 


Als Erommell nach vollendetem Sieg über das Königtum mit 
dem eriten großen Plan der Neuorganifation des Staatswejens 
bervortrat, da nahm in demfelben wieder der Duldungsgrundjat 
feine Stelle ein: Glaube und Gottesdienft follen frei fein für alle; 
Dekrete, die den Gebrauch des allgemeinen Gebetbuchs, den Beſuch 
der Kirche, die Durchführung der presbyterianifchen Staatskirchen- 
ordnung betreffen, follen aufgehoben werden; auch die römijchen 
Katholiken follen nicht dem religiöfen Zwange unterworfen fein. 


Und aud in feiner berrfchenden Stellung als Protektor ift 
Erommel der Sache der religiöfen Freiheit und Duldung treu ges 
blieben. Wenn er Bifchöflichen in England, Katholiken in Irland 
feine fchwere Fauft fühlen ließ, fo geſchah e8 nur um ihrer politifchen 
Gegnerfchaft willen. Er ift e8 endlich auch gewesen, der den Juden, 
die feit vier Jahrhunderten, jeit Eduard I., aus England verwieſen 
waren, den Wiedereintritt ins Land ermöglicht hat. 


Die Dienfte, welche Erommell der Sache der Duldung ermiefen, 
find nicht verloren gegangen, aber vielleiht mehr noch al® durch 
diejen Gewalthaber, der auf ein Kriegsheer der Frommen fich ftüßte, 
gewann die Toleranz durch den Wideritand friedlicher Scharen der 
Frommen von allerlei Richtungen gegen die neue Gejehgebung 
ftaatsfirchlicher Unduldfamleit, die unter der Regierung des zurüd- 
gekehrten Stuart Karl II. in der Korporationsakte und in der Teftalte 
fih darftellte.e Dem Widerftand wi nad) und nad) das harte 
Eyftem, und jeit Wilhelm IIL., feit dem Ende des 17. Jahrhunderts, 
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trat, außer in Irland, allmählich tatfächlich Duldung aller Hriftlichen 
Barteien ein. 

Dazu wirkten aber zwei ganz andersartige Faltoren mit: der 
kirchliche Indifferentismus und die Aufllärungsideen. 

Mit dem 18. Jahrhundert fam über die berrfchende Kirche eine 
innere Erjchlaffung, und befonders der höheren Klaſſen bemächtigte 
fih ein Geiſt der religiöfen Gleichgültigleit, der zur Verfolgung 
Anderdgläubiger untauglich machte. Es fam fo weit, daß Montesquieu 
bei jeinem Befuh in England um 1730 den Eindrud empfing, es 
gebe da Leine Religion mehr. Und ſchon viel früher festen die Ein» 
wirfungen der Aufllärungsideen an; fie begannen in der Zeit Cromwells 
mit der Tätigkeit eines Tailor, Hales, Chillingsmworth, die in dem—⸗ 
felben Maße, wie fie die Autorität des Kirchentums berabminderten, 
ihre Forderung verftärkten, daß kein Kirchentum den Anſpruch auf 
alleinige Geltung und Ausſchluß eines anderen erheben dürfe, daß 
Duldung und Gemiffensfreiheit herrſchen müffe. „Tut Einhalt“, fo 
rief Chillingsworth, „der Verfolgung, dem Berbrennen, Berfluchen, 
Berdammen der Menjchen, die Worte von Menfchen nicht als Gottes 
wort anerkennen, verlangt von Ehriften nur, an Ehriftus zu glauben 
und ihn allein Meifter zu nennen... . Proteitanten, welche dem 
Gemwiffen anderer Gewalt antun, find nicht zu entfchuldigen.“ 

Bon folchen Apoftrophen erhob fich die Duldungslehre zu ihrer 
fyftematifhen Begründung und Darlegung in Lockés Schrift von 
der Toleranz. 

Auf diefe Weile wurde die religiöfe Geſellſchaft allmählich 
durchtränkt von dem Sinn für Duldfamkeit, unter Mitwirkung des 
bei diefem Bolfe ungewöhnlich ſtarken Triebe nah Recht und reis 
heit, und unter den bejonderen Einwirkungen, die ausgingen von 
den Frommen, von den Gleichgültigen und von den humanen 
Aufllärern. 

Sehr ſpät wurde auch der engliihe Staat gezwungen, bie 
legten Rechte einer Gefetgebung der Intoleranz förmlich Hinmwegzu- 
räumen mit der Aufhebung der Teſtakte im Jahr 1828 und mit der 
Katholifenemanzipation des folgenden Jahres. 

Unterdeffen hatte der Geift, der von England kam, meiterge- 
wirft, vor allem nah Nordamerifa, nah Frankreich und 
nah Deutſchland. 

In die nordamerilanifchen Kolonien hatten fulzefive Gruppen 
aller jener frommen Seftierer Einzug gehalten, die in der Ferne die 
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religiöſe Selbſtändigkeit und Freiheit ſuchten, welche ihnen die Heimat 
verweigerte — die Separatiſten, die ſog. Pilgerväter, Reſte der 
Independenten, Quäfer, Baptiſten; dazu ſtaatskirchliche und nicht 
ftaat8fircchliche Bresbyterianer und Anglikaner und römifche Kotholiken. 

Da eine ausfchlieglich Fatholifche Niederlaffung nicht geduldet 
wurde, hatten die hauptſächlich aus Katholiken beftehenden Kolonisten 
von Maryland fich gleich anfangs im Jahr 1634 das berühmte Gejeg 
gegeben: „Keine Perfon, die an Ehriſtus glaubt, fol in irgendeiner 
Weiſe wegen ihrer Religion oder deren freien Ausübung beunruhigt, 
beläftigt oder verfolgt werden.“ Und überall wurde die Duldung, 
wenn auch bie und da fehr langjam, erzwungen durch die Mannig- 
faltigfeit der religiöfen Elemente, die nebeneinander leben mußten. 
In einem folden Wirrwarr von religiöfen Meinungen und Beteili- 
gungen wurde religiöfe Verfolgung eine Unmöglichkeit. 

Ihren endgültigen jtaatsrechtlichen Ausdrud fand die grund- 
ſätzliche Toleranz in dem erften Amendements zur Berfaffung der 
Vereinigten Staaten, da8 am 15. Dezember 1791 als Beitandteil 
der Berfaffungsurfunde angenommen wurde und worin es heißt: 

„Der Kongreß fol nie ein Geſetz geben, wodurch eine Religion 
zur berrjchenden erklärt oder die freie Ausübung einer andern ver— 
boten würde.“ 

Auf dem Boden Frankreichs halfen wie die englifche Auf 
Märunngsliteratur überhaupt, fo insbejondere die englifche Auf: 
klärungsidee der Toleranz einen gründlichen Wandel hervorzubringen. 

Bis zum Vorabend der großen Revolution boten die franzöfifchen 
Berhältniffe, vom Standpunkt der religiöfen Duldung aus betrachtet, 
einen überaus trübfeligen Anblid. 

In Frankreich hatte die Regierung Heinrichs IV. aus den Leiden 
der Hugenottenfriege die Lehre gezogen, mit dem Edikte von Nantes 
im Jahr 1598 einen Friedftaat zu ſchaffen auf der Grundlage der 
bürgerlichen Gleichitellung und der nur etwas befchränften religiöfen 
Gleichitellung der Proteftanten mit den Katholiken, alfo auf der 
Grundlage einer recht weitreichenden Duldung. 

Aber religiöfer Fanatismus und meltlicher Despotismus ver- 
einigten fih in der Regierung Ludwigs XIV., diefen fchönen Ge— 
danken zu nichte zu machen und auszurotten, was nicht zur Religion 
des Königs ſchwor. Und fo fah denn die Welt das Trauerfpiel der 
Dragonaden, der Firchenzerftörungen, der taufendfachen Greuel 
fonftiger Vergewaltigung, der Broteftantenemigration und der Auf- 
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hebung des Edikts von Nantes im Jahr 1685; ſie ſah, da wider 
Erwarten der Regierung auch jetzt noch das Ziel der gänzlichen 
Ausrottung nicht erreicht war, die Erneuerung der blutigen Greuel 
in den Gevennenkriegen, die Edilte verrüdter Graufamleit des neuen 
Königs Ludwigs XV., die Abſchlachtung zum Gottesdienft auf freiem 
Feld Berfammelter, den Stinderraub, den Mord an den Frauen von 
Gonftanca, den Skandal annullierter Ehen und enterbter Finder; 
fie ſah endlich no im Jahr 1761 das Schaufpiel des cheußlichen 
gerichtlichen Mordes mit NRäderung und Berbrennung, verübt an 
einem alten unfchuldigen Mann, dem Proteftanten Calas in Touloufe. 

Da endlich erhoben ſich die durch die Schule der Engländer 
gegangenen Aufflärungsfchriftfteller, Voltaire voran, im Jahr 1763 
erichien Boltaires traité de la tolerance, wedte die Nation, hielt ihr 
ihre Schmad vor, machte dem Denkenden die Schamröte ins Ange: 
ficht fteigen über die Barbarei, inmitten deren fie lebten. Aber noch 
fündundzwanzig Jahre währte e8, biß der Staat Frankreich der 
Sache der Duldung den erften gejeßlichen Tribut leijtete, bi8 an der 
Schwelle der Revolution im Jahr 1787 Ludwig XVI. den Broteftanten 
mwenigften® dieſes gejtattete, rechtmäßig Mann und Frau und Iegitime 
Eltern zu fein. 

Genau fo aber wie Frankreich felbft war Deutfhland Ein- 
flußgebiet der englifch-franzöfifchen Aufllärungsliteratur im allge: 
meinen und ben Aufflärungsideen über Toleranz im bejonderen. Nur 
mit dem Borzug für Deutfchland, daß hier gleich die Regierenden 
ergriffen wurden, die fürftlichen Vertreter des fogenannten aufge= 
Härten Abfolutismus: Friedrich d. Gr., Joſeph U. und eine Anzahl 
fleinerer ſogar geiftlicher Fürften. 

Jet mochte man die Konſequenzen aus der Buffendorfichen 
Theorie ziehen. Friedrich d. Gr. tat e8; er ließ fich vernehmen: 
„Dan kann einen armen Kerl wohl zwingen, eine gewiſſe Formel 
nachzubeten, welcher er jedoch feine innere Ueberzeugung verweigert; 
mithin bat der Verfolger nichts gewonnen. Wenn man aber bis 
zur Entjtehung der Geſellſchaft binauffteigt, fo liegt e8 Mar vor 
Augen, daß dem Herrfcher gar fein Recht über die fagon de penser 
aufteht.* Oder: „Die Religionen müfjen alle toleriert werden, und 
muß der Fisfal nur das Auge darauf haben, daß feine der anderen 
Abbrud tut; denn hier muß jeder nach feiner Façon felig werden.” 

Und danach handelte er: befreite im neuerworbenen Schlefien 
die PBroteftanten von Zwang und Rechtsverkürzungen und fchüßte 
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die Katholiken in ihren Rechten, ließ Mennoniten, Unitarier, Schwenk— 
feldianer und fonftige Selten zu und erflärte zum Schluß: „Alle 
dieje Sekten leben hier im Frieden und tragen gleichmäßig zum Wohl 
des Staates bei. E8 gibt feine Religion, die fich in Betreff der 
Moral weſentlich von den anderen unterfchiede; ſonach können fie 
der Staatsregierung alle gleich fein, und diefelbe kann einem jeden 
die Freiheit laffen, den Weg zum Himmel einzufchlagen, den er will. 
Er fol ein guter lintertan fein, das iſt alles, was verlangt wird, 
Falſcher Religionseifer ift ein Tyrann, der die Provinzen entoölfert, 
Toleranz eine liebende Mutter, die pflegt und in ihrem Gedeihen 
fördert.“ Auf feinen Grundfägen ruht das allgemeine Landrecht 
von 1794, da8 bereit® die Glaubens und Gemiffensfreiheit pro= 
Elamiert und zwar nicht als Gejchent des Fürften, ſondern als ange⸗ 
borenes Recht des Bürgers. 

Friedrich II. erließ kein förmliches Toleranzgeſetz. In dieſer 
Beziehung war ihm Joſeph II. voraus, der im Uebrigen durch den 
Zwang,“ den da8 römiſche Kirchentum in Oeſterreich ausübte, fich 
genötigt ſah, feiner Duldung viel engere Grenzen zu jteden. Er 
erklärte allerdings ftrads — und das war feine eigenjte Leberzeugung — 
„Die Sinne der abjcheulichen Intoleranz müffen gänzlich aus meinem 
Reich verbannt werden. Der Fanatismus foll künftig nur durd) die 
Berachtung bekannt fein, die ich dafür habe. Niemand wird mehr 
feines Glaubens wegen Drangfalen ausgeſetzt.“ Aber fein Toleranz- 
edilte vom Ende des Jahres 1781 für Defterreih, für Böhmen und 
Mähren, für die Niederlande, für Ungarn und Siebenbürgen ließen 
doc die Forderungen der wirklichen Gewiſſens- und Religionsfreiheit 
der wirklichen Duldung unerfüllt. Immerhin find fie ein ehrmürdiges 
und großartiges Denkmal der Hochherzigfeit und Menfchenliebe diejes 
guten Geiftes, der einmal über den Geſchicken Oeſterreichs gemwaltet hat. 

Es ift lehrreich, einen Einblid in diefe Toleranzgeſetzgebung 
zu tun. Er mochte in feinem Toleranzedikt vom 13. Oktober 1781 
anfangen: „S. Maj. überzeugt einerfeit8 von der Schädlichkeit alles 
Gewiſſenszwangs und andererfeit8 von dem großen Nußen, der für 
die Religion und den Staat aus einer wahren hriftlichen Toleranz 
entſpringt“ — viel weiter fam er nicht in diefem Ton, er mußte 
fortfahren mit der Ankündigung: „Der katholifchen Religion allein 
fol der Borzug des öffentlichen Religionserercitit verbleiben“, fie 
ift die „dominante Religion“, dem fatholifchen Ortspfarrer hat der 
Nichtlatholif die Stolgebühren zu entrichten, die Bezahlung für geiſt— 
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liche Handlungen, die der Nichtlatholif durch den Fatholifchen Pfarrer 
gar nicht vornehmen läßt. — Drei Monate fpäter, in einem Zirkular 
vom 31. Januar 1782 Hatte er hinzuzufegen: „S. Maj. wollen als 
ein Borrecht der berrfchenden Religion gnädigſt geitatten, daß der 
fatholifche Seelforger alatholiiche Kranke von fich ſelbſt und ohne 
daß er gerufen werde, einmal bejuche, ihnen feinen chriftlichen Bei— 
ftand anhiete* ..... .; in dem gleichen Zirkular mußte er beitimmen: 
wer einer nichtlatholifchen Gemeinde beitreten will, muß zuvor vor 
dem Ortsmagiftrat und einem fatholifchen Geiftlichen erfcheinen und 
einer Prüfung und Belehrung durch den letteren fich unterziehen. — 
Und ein Jahr fpäter wurde Joſeph II. dazu gedrängt, durch Zirkular 
vom 30. April 1783 zu verfügen: Perfonen, die aus der katholifchen 
Kirche austreten wollen, „Sollen ſechs Wochen lang in Klöſtern oder 
von ihren Pfarrern unterrichtet werden, mobei die Pfarrer anges 
wieſen find, alles mögliche zu verfuchen, fie von ihrem Irrtum 
zurüdzuführen.“ 

So allherrfchend blieb in dem Defterreich Joſephs II. troß all 
feiner Toleranz die römiſch-katholiſche Kirche. 

Den tolerierten Kirchen wurde nur ein „PBrivatererzitium“ ihrer 
Religion eingeräumt; und zu diefen tolerierten Kirchen wurden nur 
drei gezählt: „die augsburgiichen und helvetifchen Religionsver— 
wandten“, „Zutheraner und Reformierte“ und -„die nichtunierten 
Griechen.“ 

„Sollten aber“, fo hieß e8 in dem Zirkular vom 31. Januar 
1782, „einige Untertanen zu einer anderen, in dem Toleranzgeſetz 
nicht begriifenen Religion oder Sekte fi erklären wollen, jo ſeien 
diefe mit ihren Erklärungen auf der Stelle abzumweifen und ihnen 
zu bedeuten, daß eine derlei Religion nicht beftehe und je werde 
geduldet werden; daß Höchſt Sr. Maj. gänzlicher Wille und Befehl 
dahin gerichtet jei, außer den im Toleranzgejeg ausdrüdlich be= 
nannten dreien Religionen fonft feine andere zu dulden, daß daher 
alle diejenigen, die fich nicht zu der einen oder der anderen der 
geduldeten dreien Religionen bekennen würden, für fatholifch gehalten 
und geachtet werden müßten; und daß folglich derlei Untertanen 
feine Zufammenfünfte noch die Verrichtung eine® Gottesdienftes 
geitattet werden fünne.“ 

Was für eine Barbarei der Unterdrüdung mußte biß dahin 
geherrfcht Haben, daß Anordnungen, die noch viel Beſchränkungen 
und Vergemaltigungen mit fich fchleppten, als eine Erlöjung gefühlt 


wurden. Und ja freilich, e8 war für Defterreih unglaublich viel, 
was fie Angehörigen der drei Konfeſſionen boten: die durften „Bet- 
häuſer“ — ohne Gloden, ohne Türen, ohne Eingang nach der Gaffe, 
beileibe nicht „Kirchen“ — haben, fie waren in ihren Bethäufern 
frei bei Ausübung des Gottesdienftes und Spendung der Saframente, 
fie durften ihre Toten öffentlich beftatten in Begleitung ihrer Geiſt— 
lichen, fie konnten fih Schulen errichten; wenn fie fich verheirateten, 
brauchten fie nicht mehr einen Rekurs zu unterzeichnen, daß ihre 
Kinder fatholifch werden follten und endlich, jo jagt das Toleranz« 
Edilt vom 13. Oftober 1781, „Lönnen Acattolici zum Häufers und 
Güteranfauf, zu dem Bürger: und Meifterrechte, zu akademiſchen 
Würden und Zivilbedienftungen in Zukunft dispotendo zugelaffen 
werden .. . .“ 

Außer den Angehörigen der drei tolerierten chriftlichen Bekennt⸗ 
niffe waren es die Juden, denen Toleranzordnnungen Joſephs II. zu 
Gute fommen follten. Schon vor den Toleranzgefegen für Chriften 
erſchien am 13. Mai 1781, ein Reſkript Joſephs II. über die Ver— 
bejlerung der Bage der Juden. Da hieß e8: Die Juden follen, außer 
beim Gottesdienft, fich der Landesſprache bedienen, fie follen ihre 
Schulen haben, „jedoch ohne die mindefte Berirung ihres Gottes- 
dienftes und Glaubens, „und ich wäre nicht ungeneigt“, ihren Kindern 
die Frequentierung der ſchon bejtehenden öffentlichen Schulen nicht 
allein zu gejtatten, fondern wären jelbe auch dazu anzuhalten . . .“ 

„sn den Hauptjtädten wären die Bermöglicheren auch nicht 
von den höheren Schulen, und dort, wo llniverfitäten find, von 
feinem Studio, die Theologie ausgenommen, auszufchließen.“ 

„I. Es wäre ihnen der Aderbau, jedoch nur pachtmweife 
freigegeben. 

I. Könnten fie auch Fuhrleute abgeben. 

II. Unter den Handwerkern wären fie zu Schuitern, 
Scneidern, auch Maurern, Zimmerleuten ꝛc. bi8 zum Bad— 
meifter und Architelten zuzulajfen. 

IV. Wenn fie zeichnen fünnen, find fie zu Runfttifchlern 
und dergleichen, die Zeichenkunſt erfordernden Gewerben zu 
gebrauchen, ihnen auch die freien Künſte, als Malerei, Bild» 
hauerei u. f. w. zu erlauben. 

V. Da fie erfindfam find und leicht Compagnien ftiften, 
fönnen ihnen alle Arbeiten, die in Fabriken gejchehen müſſen 
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und wozu befondere und kojtbare Majchinen erforderlich find, 
eingejtanden werben; endlich auch 


VI. alle jenen Manufalturen, die als freie Arbeiten durch 
Geſetze erflärt find, al Spinnen, Weben der Leinenmwaren, 
Taffetmachern u. dgl. zu treiben geftattet werden. Uebrigens 
find auch alle demütigende und den Geift niederfchlagende 
Zwangsgeſetze, die den Juden einen Unterfchied der Kleidung 
und Tracht oder befondere äußerliche Zeichen auferlegen, 
zu befeitigen.“ 

Sofeph II. ging demnach darauf aus, den Juden alle Kränkungen 
möglichft zu erfparen, ihnen den Zutritt zu allen Bildungsanftalten 
und zu allen Berufen zu eröffnen, die der Zunftzmang noch frei ließ. 

Und des Kaiſers Judenduldung wurde zu feiner Zeit wohl 
noch überboten durch den Geift der Humanität, der aus den Juden⸗ 
verordnnungen eines geiftlichen Neichsfürften, des Kurfürften von 
Mainz uns entgegenweht. 

Um nicht zu verabfäumen, was zur Bildung und zum künftigen 
Glüd der Juden förderlich fein kann, jo verfügte die Mainzer Regie— 
rung am 9. Februar 1784, „geben wir denjelben frei, ohne es jedoch 
zu gebieten, daß die jüdifche Jugend, eben wie die chriftliche, ohne 
Unterfchied des Gejchlechts oder Alters, die chriftlichen Land» und 
Stadtichulen, Real» und Normaljchulen, namentlich in der furfürft- 
lichen Refidenzitadt Mainz und alle und jede Schulen befuchen möge. — 
Wir verjehen uns, die jämtlichen furfürftlihden Beamten werden 
diefe beftgemeinte Verordnung den Kriftlihen und jüdifchen Unter: 
tanen wohl erklären, damit diejelbe einesteil® weder dur) Mißtrauen 
oder Mikverftand vereitelt werde, andernteils, damit die erzielte alls 
gemeine Bildung und. Glüdfeligkeit durch wechjelfeitige Verträglichkeit 
und durch wechſelſeitiges Beimirfen in alle Wege befördert werde.“ 

Es waren tatfählich chriftlich- jüdische Simultanfchulen, die fo 
zuftande famen; eine weitere Verordnung ſchrieb ihnen vor: „daß 
die Schullebrer ſowohl als die chriftlichde Schuljugend worauf die 
Lehrer infonderheit zu fehen hätten, den jüdifchen Kindern ja nicht 
mit Verachtung, fondern mit gleicher Rüdficht begegnen, und daß 
beide die jüdifche Jugend liebreich behandeln follen.“ 

Mit Friedrich IL, Joſeph IL, den Eleinern Bertretern des auf: 
geflärten Despotismus und etwa noch mit Katharina I1., die für ſich 
den Anjchauungen eines Friedrich II. huldigte und Marmonteliche 
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Erpeltorationen über Toleranz überſetzte, nähern wir uns dem Zeit— 
alter der großen Revolution. 

Die Entwicklung des Toleranzgedankens im Leben der euro— 
päiſchen Völker bis zur franzöſiſchen Revolution iſt für uns abge— 
ſchloſſen; dieſe Entwicklung ſtand zuletzt weitaus am meiſten unter 
dem Einfluß der humanen Aufklärungsrichtung. Es iſt eine merk— 
würdige Sache um dieſe Aufkärung im Zeitalter des aufgeklärten 
Abſolutismus; ſie iſt uns in naiver, urſprünglicher, urkräftiger Aus— 
ſprache und Verteidigung der Ideale, auch des Ideals der Toleranz, 
weit voraus, aber ſie iſt gebunden an das ſpröde Subſtrat einer 
rückſtändigen Geſellſchaftsordnung und rückſtändigen Staatsformen. 

Dies ſpröde Subſtrat wurde nun auf einmal weggeworfen durch 
die franzöſiſche Revolution und im gleichen Augenblicke erzielte die 
Aufllärungsbewegung ihre volle Wirkung. 

Mit den übrigen Bejchränfungen und Vergewaltigungen fiel 
auch das Syſtem der religiöjen Beeinträdtigungen. Den Beichlüffen 
der Opfernacht vom 3. August folgte auf dem Fuß die Verkündigung 
der Menfchenrechte am 26. August 1789, unter den Menfchenrecdhten 
das unveräußerliche Recht auf Gewiſſensfreiheit, ausgefprochen in 
der Form: Niemand darf um feiner Meinungen willen, und wären 
es auch religiöfe Meinungen, beunruhigt werden. — Boltärianer und 
Fromme, janfeniftifch Gerichtete, vereinigten fich in der erften Na— 
tionalverfammlung und arbeiteten nun gemeinfam an dem weitern 
Ausbau des Werkes der religiöjfen Befreiung und Duldung aller 
Sonfeffionen, denn auch dem jüdifchen Belenntnis murden fie 
gemadt, und in der Verfaſſung von 1791 formulierte fie der 
allgemeine Grundfaß der „Freiheit aller Kultur.“ Alſo Gemwiffens- 
freiheit für den Einzelnen, Neligionsfreiheit für die Genofjenfchaften 
— eine Vollendung des Toleranzgedankens. Das Regiment des 
Schredens verfcheucdhte ihn nur für kurze Zeit — die Männer des 
Schredens verfchwanden, er fam wieder, gewann das Feld unter der 
Herrichaft der Direftorialverfaffung und behauptete auch unter der 
Gemwaltherrfchaft Bonapartes fein mildes Regiment. Und mit den 
Herren der Revolution, ja mit den Armeen Bonapartes zog er aus 
an den Ahein und über den Rhein an die Alpen und über die Alpen, 
nur nicht über die Pyrenäen. 

Die große Revolution bat ihn nicht wieder aus der Welt ges 
Schafft, ja im gewiſſen Sinn war die heilige Allianz, die Vereinigung 
eines römifchekatholifchen, eines ruſſiſch-orthodoxen, eine proteftan= 


tifjhen Monarchen ein Tribut an den Toleranggedanken; zu voller 
Stärle aber erhob er fich wieder mit den Bollsbewegungen der 
Revolution von 1848: in den Grundredten des deutjchen Barlaments 
zu Frankfurt ward er wieder formuliert wie einft in den Menſchen— 
rechten und in der Berfaffung von 1791 und nad) der Revolution 
gewährte ihm eine bleibende Stätte die preußifche Verfaffung vom 
31. Januar 1850, Heut feiert er Geburtstag; da fteht er: 

„Die Freiheit des religiöfen Belenntniffes, der Vereine zu Relis 
gionsgefelichaften und der gemeinfamen häuslichen und öffentlichen 
Religionsübung wird gemährleiftet, der Genuß der bürgerlichen und 
ftaatsbürgerlichen Rechte ift unabhängig vom religiöfen Belenntniffe.* 

Im Jahr 1861 zog Döllinger einmal ein Facit auß der Ge: 
fchichte der. Toleranz und ſprach fich über den Stand der Dinge 
mit den Worten aus: 

„Gegenwärtig proteftiert man allgemein und entjchieden gegen 
Staatlichen und politifchen Zwang in religiöfen Dingen. So oft irgend» 
wo in Europa (mit Ausnahme Rußlands, das auch hierin für privilegiert 
gilt) ein Akt fonfeffionellen Zwanges fich ereignet, entjteht allgemein eine 
Aufregung, eine Agitation zum Befuch einer Demonftration im entgegen= 
gejeßten Sinne findet gebahnte Wege und erreicht, wenn fie gut geleitet 
und beharrlich feftgejegt wird, faft immer ihren Zweck.“ 

Heute, denke ich, gilt auch Rußland nicht mehr als „privilegiert“ 
zur Intoleranz, und heute handelt es fich auch nicht um einen Aft 
fonfeffionellen Zwanges fondern um eine Flut von Vergewaltigung 
und Dlaffenelend. 

Und ihr gegenüber haben wir etwas mehr nötig als „allge- 
meine Aufregung“ und „Demonftration im entgegengefegten Sinn“, 
wir brauchen werktätige Denjchenliebe. 

An diefe Menſchenliebe ift appeliert worden in einer Zeit, wo 
die weſteuropäiſche Menjchheit nach unfäglichen Nöten des Kriegs, 
der Verheerung, des Hungers in vollendeter Armfeligkeit dahinlebte; 
und dennoh — fo groß auch die eigene Not — als e8 galt den 
Griechen beizuftehen, im griechifchen Unabhängigkeitstfampf, den Polen 
beizuftehen nach der Revolution von 1831, da öffneten fich noch die 
Herzen, da öffneten fich die Börfen, da zogen die Armen auß, den Armen 
zu helfen — da wurde ganz Wefteuropa ein Baterland für die Bolen. 

Soll es dereinſt in der Gefchichte heißen: Nachdem die Völker 
Weſteuropas reich und fatt und ſorgenlos geworden waren, — da 
verjchlofien fie ihre Herzen? 





III IIECE- — 


Soziale Chronik. 


Allgemeine Sozialpolitik. 


Schweiz. Den eidg. gejeggebenden Räten wird vom Bundesrat folgender- 
Bundesbeichlug betr. Einführung der Geſetzesinitiative in die Bundes- 
verfaffung vorgelegt: 

Die Bundesverfammlung der jchweizerischen Eidgenoffenihaft, nad Ein- 
fiht einer Botjchaft de Bundesrates vom 6. März 1906, in Anwendung. 
der Art. 84, 85, Ziff. 14, und 118 der Bundesverfaflung, beſchließt: 

Art. 1. Es werden in die Bundesverfaffung folgende Artikel eingefügt: 
Art. 93 bis: Flinfzigtaufend ftimmberechtigte Schweizerbürger oder acht Kantone 
haben das Recht, den Erlaß, die Abänderung oder Aufhebung eines Bundes- 
gejeges, jowie die Abänderung oder Aufhebung eines allgemeinen verbindlichen 
Bundesbefchlufjes zu verlangen. — Dem nitiativbegehren wird nur Folge 
gegeben, wenn die Bundesverfammlung erflärt, daß es weder gegen die 
Bundesverfaflung nod gegen die dem Bunde durch Staatöverträge auferlegten 
Verpflichtungen verſtoße. — Das Begehren um Erlaß eines Bundesgejeges 
oder eines allgemeinen verbindlichen Bundesbejchluffes kann, fomohl in der 
Form der allgemeinen Anregung, als in der Form des ausgearbeiteten Ent: 
murfes geftellt werden. — Wird das Begehren in der Form der allgemeinen 
Anregung geftellt, und it die Bundesverfammlung mit demfelben einverftanden, 
fo erläßt jie das entiprechende Gejeg oder den Bundesbeſchluß, welche gemäß 
Art. 89, Abi. 2, dem Referendum unterliegen. Sind nicht beide Näte mit 
dem Jmitiativbegehren einverftanden, fo ift die Frage, ob dem Initiativbe— 
gehren Folge zu geben fei, dem Volke zur Enticheidung vorzulegen. Spricht 
fi) die Mehrheit der ftimmenden Bürger für das Fnitiativbegehren aus, 
jo erläßt die Bundesverfammlung das Geſetz oder den Bundesbeſchluß, welche 
gemäß Art. 89, Abf. 2, dem Keferendum unterliegen. — Wird das Begehren 
um Erlaß oder Abänderung eines Geſetzes oder eines allgemein verbindlichen 
Bundesbejchluffes verlangt, und ift die Bundesverjammlung damit einver- 
ftanden, fo erhält der Vorfchlag unter Borbehalt des Art. 89, Abf. 2, Ge— 
jetesfraft. Sind nicht beide Räte mit dem Begehren einverftanden, jo iſt 
der Vorfchlag dem Bolfe zur Annahme oder Berwerfung vorzulegen. — Die 
Bundesverfanmlung fann bei Abjtimmungen über mittativbegehren, mit 
denen fie nicht einverfianden ift, dem Volke Verwerfung beantragen, oder 
ihm gleichzeitig mit dem Initiativbegehren andere Anträge unterbreiten. — 
Art. 93ter. Ein Bundesgefeg wird über das Verfahren und die innezu— 
haltenden Friſten bei Behandlung von mitiativbegehren das Nähere beftinmen. 

Art. 2. Art. 89 ift wie folgt abzuändern: Für Bundesgefege und 
Bundesbeihlüffe ift die Zuftimmung beider Räte erforderlih. Vorbehalten 
bleibt jedoh Art. 93 bis. 

Art. 3. Vorftehender Bundesbeihlug wird der Abftimmung des Volkes 
und der Stände unterftellt. 





TE. 


Arbeiterbewegung. 


Schweiz. Der außerordentliche Sozialdemofratifhe Parteitag in Olten, 
der hauptfählih zur Behandlung der Miltitärfrage einberufen murde, 
faßte folgende Beichlüffe: 

I. Die fozialdemotratifhe Partei der Schweiz erftrebt im Bunde mit 
den jozialdemofratifhen Parteien der andern Länder die Abſchaffung aller 
Kriegsmöglichkeiten und Kriegsmittel unter den zivilifierten Völkern. 

II. Solange diejer Zuftand nicht unter den Bölfern Mitteleuropas 
hergeſtellt ift, anerfennt fie ein Bolfsheer mit der ausfchlieglihen Beitimmung 
der Verteidigung des Yandes gegen Angriffe von außen. 

III. Die Partei proteftiert gegen die Berwendung von Wehrmännern 
bei Streif3. Da diejer Migbrauh in den legten Jahren tatjächlich vorge: 
fommen ift, verlangt fie Garantien gegen defjen Wiederholung. Sie wird 
dem Projekte einer neuen Militärorgantjation mit allen verfügbaren Mitteln 
Dppofition machen, infern diefe Garantien darin nicht niedergelegt find. So— 
lange ihr diefe Garantien micht gegeben find, rät fie den Soldaten, wenn 
diejen befohlen wird, ftreifende Arbeiter anzugreifen oder gegen jie die Waffen 
zu gebrauchen, den Gehorfam zu verweigern. Die jozialdemofratifche Partei 
wird in jolden Fällen nah Möglichkeit die finanziellen Folgen, die den 
einzelnen und feine Familien treffen, zu erleichtern fuchen und fich zu dieſem 
Zweck mit der gewerfjhaftlihen Organifation in Verbindung jegen. Die 
Partei hält dafür, daß die bejte Garantie gegen die Verwendung der Truppen 
ın Streiffälen in der unabläffigen, ſyſtematiſchen Aufklärung der Schweizer: 
bürger über das Wefen der modernen Arbeiterbewegung und die ausjchließ: 
liche Zmedbeitimmung des Heeres, ferner in der Verſtärkung der politifchen 
und gewerfichaftlihen Organiſation und damit der politifhen Macht des 
Proletariat3 in Gemeinde und Staat liegt. 

IV. Die Partei verlangt eine auf der allgemeinen Wehrpflicht aufge: 
baute Organifation des Wehrweſens, die mit den demokratiſchen Einrichtungen 
im Einflang fieht und der verfafjungsmäßigen Rechtsgleichheit nicht wider: 
ſpricht. Ste verlangt eine Verminderung der Militärausgaben und bekämpft 
ale Aufwendungen, die nicht unbedingt durch die Zwecke der Yandesverteidi: 
gung geboten find. 


Arbeiterſchutz. 


England. Ein am 11. Auguſt v. J. ſanktioniertes Geſetz bezweckt die 
Befämpfung der Arbeitslojigkeit durch Errichtung von eigenen 
Behörden, die Arbeit nachzuweiſen haben oder felbft Arbeitslofe bejchäftigen 
fönnen („Unemployed Workmen Act“). Die „Soziale Rundihau* (Sep- 
temberheft 1905) teilt hierüber folgendes mit: 

Für jeden Yondoner Verwaltungsbezirf (metropolitan borough) tft zu: 
nächſt je ein aus gemiffen Beamten des betreffenden Bezirkes zufanımenge- 
ſetzter Lolalausſchuß vorgefehen; an der Spige aller Yofalämter -Ausſchüſſe) 
der Grafſchaft Yondon fteht eine Zentralitelle, die aus Vertretern der Lokal— 
ämter und aus Mitgliedern des Londoner Grafſchaftsrates beiteht. 
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Die Lokalämter haben die Pflicht, ſich über den Stand des Arbeits— 
marktes in ihrem Bezirke ſtets auf dem laufenden zu erhalten und bei In— 
anſpruchnahme durch Arbeitsloſe, welche von ſeiten derſelben unbeſchadet ihres 
aktiven und paſſiven Wahlrechtes erfolgt, deren Anſuchen eingehend zu prüfen; 
ſie haben feſtzuſtellen, ob der Arbeitſuchende ernſtlich eine Beſchäftigung an— 
ſtrebt, vorübergehend aber aus Urſachen, die nicht von ihm abhängen, keine 
erhalten kann, und können ihm in dieſem Falle private Arbeitsgelegenheit 
nachweiſen. Iſt das Lokalamt der Anſicht, daß das betreffende Arbeitsgeſuch 
beſſer durch die Zentralſtelle erledigt werden könnte, ſo kann es das Geſuch 
an dieſe überweiſen; es iſt jedoch nicht befugt, ſelbſt Arbeitsloſe zu be— 
ſchäftigen. 

Die Zentralſtelle hat die Aufgabe, die Lokalämter zu beaufſichtigen und 
ſie in ihrer Vermittlungstätigkeit durch Einrichtung von Arbeitsnachweiſen, 
Stellenliſten ꝛc. zu unterftügen und die ihr unterbreiteten Fälle zu unterſuchen; 
fie hat das Recht, Arbeitjuhenden bei der Auswanderung oder beim Wegzug 
behilflich zu fein, ihnen vorübergehend Beihäftigung (und zwar in landmwirt: 
ihaftlichen Kolonien) zu verjchaffen oder in die Yage zu fegen, regelmäßige 
Arbeit oder fonftige Eriftenzmittel zu erhalten. Die BVBergütung für Die 
Arbeiten in den Kolonien muß, um mißbräuhlihe Anfuhen um Arbeit zu 
verhüten, weniger als der ortSübliche Lohn umgejchulter Arbeiter betragen; 
auch darf eine Perfon nicht länger als zwei Jahre hintereinander verjorgt 
werden, 

Der Zentralausſchuß erhält feine Geldmittel aus freiwilligen Beiträgen 
und aus örtlichen Abgaben; er ift berechtigt, Anleihen aufzunehmen und 
Zufchläge zu den Gemeindeftenern zu erheben. Der Ertrag aus den Abgaben 
darf jedoch, fjomeit e8 fihb um Beihaffung von Arbeitsgelegenheit handelt, 
nur in landwirtichaftlihen Kolonien verwendet werden. 

Für die übrigen Grafſchaften ift die Bildung der in Rede ftehenden 
Aemter freigeftellt. Alle diefe eventuell zu jchaffenden Lokal- und Zentralftellen 
unterftehen dem „Local Government“, welde für England — Schottland 
und Irland fallen nah der erften Vorlage des Entwurfes nicht unter die 
Beitimmungen — die Errichtung der vorftehend genannten Ausſchüſſe nad 
dem Vorbilde der in der Grafſchaft Yondon begründeten obliegt. Die inner- 
halb der einzelnen Grafſchaften bereit3 bejtehenden, den gleihen Zwecken 
dienenden Arbeitsfirforgeftellen fünnen in die neue amtlihe Drganifation 
mitübernommen werden. 


Diefe Beitimmungen, melde in dem von der Regierung im Unterhaufe 
eingebrachten Gefegentwurf enthalten waren, haben in einer am 4. Auguft 
ftattgehabten Komiteeberatung im Unterhaufe eine teilmeife Aenderung erfahren. 


Die Arbeitslofenunterftügung ſoll nur aus freiwilligen Geldfpenden 
erfolgen: aus öffentlichen Mitteln werden nur Arbeitslofenfomitee® und 
ArbeitSvermittlungsbureaur geihaffen ſowie Arbeitslojenfolonien auf dem 
Yande eingerichtet. Die Yöhne der auf diefen Kolonien bejhäftigten Arbeiter 
und die Unterhaltung der Kolonien follen aus freiwilligen Gaben beftritten 
werden. Um zu verhitten, daß Arbeitölofe der Unterftügung halber den großen 
Städten zuftrömen, wurde beifpielsmweife für Yondon die Beitimmung getroffen, 
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dag man dajelbft ein Jahr gewohnt haben muß, um Unterftügung zu erhalten 
und das nichtanfäjlige Arbeitslofe ihrem früheren Wohnort zugeführt werden 
fünnen. 

Hierauf bat das Gefeg, deſſen Wirkſamkeit auch auf Schottland aus: 
gedehnt worden it, die königliche Sanktion erhalten. 


Mittelfiandspolitiß. 


Schweiz. Der „Züricher Poſt“ mird aus St. Gallen gefchrieben : 

In nächſter Zeit wird auch der Kanton St. Gallen zur Sonder: 
beitenerung der Großbazare übergehen, obwohl führende Kreife fi 
von einer folhen Maßnahme nicht viel veriprehen; nur der Finanzchef ift 
warın dafür, weil es fich für ihn um die Erichließung einer neuen Einnahme: 
quelle hanbelt. 

Eine Delegiertenverfammlung gewerblicher Kreife des Kantons verlangt 
die Einführung einer Sonderftener für Großbazare nnd Warenhäufer, die 
einen Jahresumfag von mehr als 200,000 Fr. aufzumeifen haben und mehr 
als zehn Angeftellte beichäftigen. Im übrigen joll aber der Steuerrehnung 
nit der Umfag eines Geſchäftes zugrunde gelegt werden, jondern man hält 
fi dabei an äußere Merfmale, an die Zahl der Branchen, die ein Geſchäft 
führt, an den Umfang des Perjonals. Filialen von Gejchäften jollen jtärker 
belajtet werden als jelbjtändige Betriebe; die Höhe der Steuer joll wachen 
mit der Zahl der fteuerpflihtigen Warengruppen. Nach ihrer Angeftelltenzahl 
würden die Geſchäfte in Öruppen geteilt; ein Bazargefjhäit mit einem bis 
fünf Angeftellten fiele in die erfte, eim ſolches mit fünf bis zehn Angeftellten 
in die zweite, ein ſolches mit zehn bis fünfzehn Angeftellten in die dritte 
Klaffe und jo weiter. Selbitändige Bazargefchäfte der erften beiden Gruppen 
blieben, wie erwähnt, jteuerfrei, nicht aber Filialen mit gleichviel Perfonal. 
Der Fefiftellung der Angeſtelltenzahl wird ein Normalarbeitstag von zehn 
Stunden zugrundegelegt. Weberftunden und Sonntagsarbeit werden befonders 
angerechnet. Borgeichlagen wird zunächſt eine fefte Grundtaxe fiir Großbazare 
im Betrag von 500 Fr. Ferner wäre für jede jtenerpflichtige Angeitelltengruppe 
fo viel mal 200 Fr. pro Jahr zu entrichten, als Branchen über die frei: 
gegebene Zahl von acht hinaus geführt werden. Die Gemeindeiteuer würde 
nah den gleichen Örundjägen berechnet wie die Staatsſteuer, und neben 
diefer Sonderabgabe wären die ordentlihen Steuern nach wie vor zu leiften. 
Das hätte zur Folge, daß größere Bazargeichäfte, 5000 bis 10,000 Fr. 
Steuer zu entrichten hätten im Jahre. 

Deutfhland. Ueber die Erfahrungen, die man mit der Sonderbe- 
beitenerung der Großbazare in Deutichland gemacht hat, gibt im 
Auszug unten mitgeteilte Rede des Vertreter der fächfiichen Regierung, 
Mintfterialdireftor Geh.:Rat Dr. Rocher, Auskunft. Aus Anlaß der Beratung 
einen von feiten der Vertreter des Kleinhandels geitellten, auf Einführung 
einer folchen Beftenerung hinzielenden Antrages, führte Dr. Rofcher im mwejent: 
lichen folgendes aus: 

Die Hauptfrage, wie bei jedem Yeiden, ijt auch in der Angelegenheit 
die Not des Kleinhandels, diejenige nach der Haupturfache des Yeidend. In 
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Sadjen find bei einer Benölferungsvermehrung von 23 Prozent (1882— 1895), 
die Alleinbetriebe des Sleinhandels, in dem der Unternehmer ohne fremde 
Hilfe tätig ift, um 42 Prozent gewachſen. Die Kleinhändler mit einem Ge— 
hülfen haben fih in Sachen um 265 Prozent, die mit zwei Gehülfen um 
131 Prozent vermehrt! Das feien Zahlen, die berüdfichtigt werden müſſen. 
Wenn wir ung fragen, ob die vorgejchlagene Yandesumfagfteuer ihren Zwed 
erfüllen wird, die Großbetriebe in ihrem Wettbewerbe mit dem SKleinhandel 
zu ſchwächen, jo müffen wir uns umfehen, wie diefe Umfagfteuer bis jegt 
anderweitig gewirkt hat. In Bayern ift nah Einführung des Umfapfteuer: 
gefege8 in vier Jahren ein einziger von 44 Betrieben eingegangen, während 
die Normalanlage, da8 einzig maßgebende bei der Beiteuerung der Waren: 
bäufer bei einem einzelnen Warenhaus in derfelben Zeit im Durchſchnitt um 
21 Prozent gejtiegen war. In Preußen ift ja die Zahl der betreffenden Be- 
triebe um ein Drittel gefunfen, aber der Durhichnitt des Umfages um 20 
Prozent geftiegen. Yediglich die Heineren und mittleren Warenhäufer find zu 
gunften der großen gejhädigt worden. Ebenjo liegen die Berhältniffe in 
Sadjen. Man fam auch bier zu der Ueberzeugung, daß die Umſatzſteuer 
nicht geeignet ift, dem SHleingewerbe und Stleinhandel aufzuhelien und ein 
weiteres Umfichgreifen der Stonfumvereine zu hindern. Biel wichtiger, als 
den Grofbetrieb zu hemmen, ift e8, den Kleinbetrieb zu ftärfen und dies 
fann in der Hauptſache durch einen forporativen Zuſammenſchluß der Tüch— 
tigeren, Bertranenswürdigeren und Feiftungfähigeren im Kleinhandel gefchehen, 
wie dies jchon teilweife durch Benugung der Zentraleinlaufsgejellihaft Deutfcher 
Kolonialwarenhändler in Hamburg erfolge. Die Großeinfaufsgefellichaft 
Deutiher Konfumvereine in Hamburg hat ihren Umfag in den Jahren 
1900— 1904 um mehr alS das Vierfache geiteigert. Das tjı eine dringende 
Aufforderung für unferen Kleinhandel, fih zujammenzufchliegen, um durch 
billigeren Einfauf feine Bedürfniſſe in gewährleifteter Güte zu mäßigen Preifen 
zu deden. Noch eine andere Form der Gelbjthülfe gibt es, da find die 
Nabattjparvereine, jedoh nur die Bereine, das Nabattgeben im einzelnen 
fhadet in den meiften Fällen. Diefe Bereine fchränfen gleich vier Krebsſchäden 
ein: erftens dad Borgunweſen, — denn nur bei Barzahlung wird Rabatt 
gewährt —, ferner das Schleudern der Preife unter den Mitgliedern des 
Rabattjparvereind, drittens hindern jie die Ueberbietungen im Ffojtfpieliger 
Reklame, und endlich fördern fie den forporativen Zufantmenfchluß der kleineren 
Gewerbe- und Handeltreibenden, indem man jich untereinander nicht mehr 
al3 Konkurrenten, jondern als Berufsgenoſſen anfieht. Die Rabattiparvereine 
wirken aber nicht nur fürdernd auf den Kleinhandel, jondern auch fhädigend - 
auf die Konfumvereine. In Bremen 3 B. ſank der Umfag des Konfumvereins 
nach vorherigem raſchem Steigen um ein Bedeutendes nah Gründung des 
Rabatiſparvereins. In Sachſen ift man mit der Bildung folder Vereine noch 
weit zurüd. Wo man jie aber hat, macht man mit ihmen die beften Er- 
fahrungen. Die Hauptjache ift alſo Zufammeufchlug zu Einfaufsgenofienichaften 
mit Ausfheidung der untüchtigen Elemente im Kleinhandel und Gründung 
von Wabattjparvereinen. Das find beijere Mittel zur Stärkung der Klein» 
betriebe, auf die ces doch ankommt, al3 eine unmirfiame Warenhausjteuer. 
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Bewegung der Rapitaliftiiden Anternehmer. 


Schweiz. Unter dem Namen Arbeitgeberverband ſchweize— 
riſcher Maſchinen-Induſtrieller bat fih eine Genofjenfchaft mit 
Sig in Zürich gebildet. BZwed des Verbandes ift die einheitliche Behandlung 
und Erledigung von Fragen, die fih auf das Verhältnis von Arbeitgebern 
und Arbeitern beziehen. — Mitglieder der Genoſſenſchaft können phyſiſche 
und juriftiiche Perſonen fein, die jelbit oder deren Firmen dem Verein 
ſchweizer. MajchinenFnduftrieller angehören. jedes Mitglied zahlt einen 
Eintrittsbeitrag von 1 Fr. pro bejchäftigten Arbeiter. Der Jahresbeitrag 
wird für jedes Mitglied im Verhältnis zu der Jahreslohnſumme, welche es | 
in feinem Betrieb jeinen jämtlihen Arbeitern bezahlt, bejtimmt. 


Iranenfrage- und Frauenbewegung 


Dentihland. Zum Umiverfitätsftudium der Frauen in 
Preußen wird folgendes mitgeteilt: 

Das preußische Kultusminifterium hat eine Konferenz für das höhere 
Mädchenſchulweſen einberufen, welche mamentlih auch die Frage des Ueber: 
tritt8 an die Univerfität zu behandeln hatte, zu welchem Zwecke ſpeziell ein 
Oberlyzeum eingeführt werden fol. Die Konferenz entjchied fich dabei für 
einen vierjährigen Fehrgang. Das Oberlyzeum bietet einen dreifachen Weg 
al3 Borbereitung für das Univerfitätsftudium, einen lateinlofen (Oberreal— 
ichule), einen lateinischen Realgymnaſium) und einen lateiniſch-griechiſchen 
humaniſtiſches Oymnafium). Die beiden legtern fegen einen zweijährigen 
Borunterricht in den beiden legten Yahren des Pyzeums voraus. Das am 
Schluſſe des vierjährigen Kurſus durch eine Prüfung erworbene Reifezeugnis 
des Oberlyzeums verleiht diefelben Berechtigungen, melde den Abiturienten 
der höheren Bollanjtalten für die männliche Jugend zufallen. Als Ergebnis 
der Berhandlungen ift anzujehen die Normierung der heutigen höheren 
Mädchenſchule als zehnjähriges Lyzeum und die Anjchliegung eines vier: 
jährigen Oberlyzeums als Weg zum Eintritt in ein normales Univerfitäts- 
ſtudium und zugleih als VBeranftaltung für Erweiterung und Vertiefung der 
Ynzeumbildung. 
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Bücherbeſprechungen. 





Th. Curti: Le Referendum: Histoire de la législation 
populaire en Suisse. Geſchichte der Schweizerifchen Bolfsgejeggebung). 
Traduite par Jules Ronjat, Edition francaise revue et augmentee d’un 
appendiece par l'auteur. Paris, V. Giard & E. Briere. 1905. 

Die äußere Entwidlung der Schweiz hat jeit dem Wiener Vertrag von 
1815, aljo in ganzen neunzig Jahren feine wejentlichen Veränderungen auf: 
zumeifen. Das innere Bild der Eidgenoſſenſchaft aber ift ein gründlich anderes 
geworden. Was damals wie heute mit demjelben Namen einer republikaniſchen 
Staatsreform für überflählihe Betrachtung genügend bezeichnet ſchien und 
noch jcheinen mag, die politifche Struftur diejes Yandes hat fi in verhält- 
nismäßig ruhigem Verlaufe feiner Geſchichte aus einem Altertümer-Mufeum 
in den modernften Zufunft3-Mufterbau verwandelt. Soviel bedeutet der Um: 
ſchwung von der primitiven mündlichen Ausdrudsmweife der Volfsherrfchaft, 
der Yandsgemeinde, zum fchriftlichen Berfahren, dem Referendum. Oder in 
Anlehnung an das Motto diefer Naturgefhichte der Demokratie, das dem 
franzöfifchen Sozialiſten und TIheoretifer der direften Bolfsregierung V. Con— 
fiberant entſtammt, fünnen wir den Wertunterfchied zwilchen dem Ausgangs- 
und dem Endpunfte der Entwidlung der Demofcatie bezeichnen mit dem 
kurzen Sage: dort war fle (die Demofratie) nur gefühlt, hier iſt fie bewußt 
geworden. 

Die Kenntnis ihrer Entwidlung und die Ueberführung ihres Weſens 
aus bloßem Gefühlsbejige in das klare Bewußtſein der Zeitgenoffen hat für 
die weitaus meiſten Schweizer felber und erjt vecht für den größern Teil 
de8 deutjchen Sprachgebietes gerade das Bud Th. Curtis bewirkt, das zuerft 
1882 und dann 1885 erfdhien. Es iſt darum nicht bloß ein gelehrtes 
Dofument, es war und blieb ein Hebel des Fortichritts. Daß diefe praftifche 
Bedeutung der in ihrer Art erften und einzigen Darftellung des Referendums 
als der gefchichtlich und rechtlich beftbegründeten Form, in der der VBolfswille 
in Erjcheinung und Tätigfeit treten fann, erkannt und anerfannt wird, 
beftätigen die Ueberjegungen des Buches, deren ausgeſprochene Abfiht es ift, 
den Ländern, in denen die Volfsjeele ſich ehrlich jehnt und ringt nach mög- 
Iichfter Unmitrelbarkeit ihres Ausdrudes im ftaatlichen Yeben, Wegweiferdienfte 
zu leiten. 

Den Borfprung gewann merkwürdigerweiſe ein Ruſſe, Lwowitſch, der 
in die Sprache und politifche Yiteratur feines Yandes dieſes Schweizer Ge: 
ſchichts- und Lehrbuch der Demokratie einführte, die bisher nur Ueberfegungen 
franzöfifchersrevoluttonärer und deutjchsmarriftiicher Schriften fannte. (Die 
ruffiiche Ueberfegung in Petersburg, 1900 erichtenen, führt den Titel: Istoria 
narodnawo sakonodatelstwa). Und nun erft fommt die Heimat des Referen: 
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dums in den Beſitz einer wirklichen Kenntnis der demokratiſchen Inſtitutionen. 
Denn in Frankreich zum erſten Mal in Europa iſt eine richtige moderne 
Volksabſtimmung ergangen, fiber die Berfafjung von 1793. Aber nur wie 
eine verheißungsvolle Ausnahme hat fie fich dort am politiihen Horizont 
fometenhaft bliden laffen. In der Schweiz dagegen ift aus der alten Yands- 
gemeinde und meben ihr zugleich die fchriftlihe moderne Bolfsgejeggebung 
völlig zur Pebensgewohnheit geworden. Nicht eine Künſtelei prinzipienreiterifcher 
Köpfe, fondern das naturgemäße Ergebnis des tatjählichen Bedürfniſſes haben 
wir bier vor und. Und wie far und ficher tritt diefe Entwidlung in Curtis 
Schilderung zu Tage! Es lieft das Buch fi feineswegs al3 Streitichrift 
oder Apofogie, noch weniger aber tötet der Urfundengerud das lebendige 
Intereſſe an einer Sade, die aus dem Erdreich einer recht, alten Gefchichte 
zwar emporwuchs, aber mehr noch Anrecht an die Zukunft hat, als fie auf 
die Bergangenheit fi berufen will. Und die Ueberſetzung lieſt fih nicht 
minder angenehm als das Driginalwerf. Jules Ronjat, Privatgelehrter in 
Wien und Mitglied des Felibrige, des Bundes provenzaliicher Dichter, ift 
ein guter Kenner des Deutihen in jeinem Baterlande und ein glüdlicher 
Vermittler zwifchen dem deutichen und franzöſiſchen Geifte. Die Ueberfegung 
hat durch den Berfaffer noch außer einigen Zufägen einen äußerft lehrreichen 
und wertvollen Anhang erhalten, der dem deutichen Werte fehlt. Darin find 
die Refultate der Vollsabftimmungen im Bunde, in mehreren Kantonen und 
in den größeren Gemeinden beſprochen und mittels dieſes induftiven Beweis: 
verfahrens erhellt ji) der Ausblit auf die Fortbildung der unmittelbaren 
Volksherrſchaft in ihrer neuern, man darf beifügen: auch reinern, weil zu— 
verläjfigern Form des Referendum und der Jnitiative bis zu der feiten 
und frohen Ueberzeugung, daß das Referendum in der Schweiz frudhtbar an 
Ergebniffen geweſen ift; „es hat der öffentlihen Meinung und dem Geſamt— 
willen einen größern Einfluß auf die Gejeggebung und das ganze öffentlihe 
Leben gegeben, während die Räte nur zu jehr geneigt find, wenn jie von 
ihrer Macht Gebrauch machen fünnen, ſich in einen bejondern Stand umzu— 
wandeln, in eine Kate, die mehr von ihren Jntereffen, al3 vom Gemeinwohl 
eingenommen tft.“ Dieſe Beobadhtung hat übrigens fein Anderer als Gotte 
fried Keller auch gemacht und ihr in einer feinen Bemerkung im „Grünen 
Heinrih* Ausdrud verliehen. Und der war weiß Gott fein Schmeichler, 
auch nicht der Volksſouveränität gegenüber. Unter allen Umftänden bleibt 
das legte Wort in Kraft, in das Curti den Schluß des Anhangs zu diejer 
Ueberjegung und Ermeiterung ſeines Buches ausklingen läßt: „meit davon 
entfernt, die Demokratie zum Stilljtande zu verdammen, gibt das Referendum 
dem Fortjchritte jelber Stetigfeit.“ 

Es ift übrigens nicht die inmerpolitifche Geſchichte der Schweiz allein, 
auf die fich diejes Urteil ftügt. Die großen Völferfreiheitsbewegungen, die in 
Frankreih ihren Anſtoß empfingen, find in den Rahmen der Betrachtung 
aufgenommen und der amiüfanten, lebendigen Geſchichts-Darſtellung von den 
alten Yandsgemeinden — über die inzwifchen eine jehr eingehende und tüch— 
tige Monographie von Dr. H. Ryffel erſchienen iſt — bis zur franzöſiſchen 
Revolution und von da bis zur Gegenwart gehen theoretifche Erörterungen 
im Anſchluß an die Darlegung der Hauptjäge von Micheli, Rouſſeau, 


Rittinghaufen, Confiderant ald der Syftematifer der Lehre von der Bolfs- 
fouveränität zur Seite. Dem Legtgenannten entlehnen wir die folgenden 
prophetiihen und beherzigenswerten Worte: „Es ift Zeit, mit den Revolu— 
tionen zu endigen. Das fann aber nur gejchehen, wenn die Parteien unter: 
tauchen in die Nation. Der Kollektivwille des Volkes ift das alleinige Gefeg, 
welches das Volk jelbft für legitim anfehen fann ... . Merten denn die 
demokratifchen Führer nicht, daß die Delegation fie zu Ariftofraten und 
Monarhen macht? ... . . Sobald die Volksgeſetzgebung vom Volke begriffen 
ift, ftehen wir am Ende der politifhen Entwidlung ... . .e8 gibt feine 
Berfafjung auf dem Papier mehr, es gibt eine lebendige Verfaffung; fie 
beißt in Frankreich das franzöfiiche Volk, in Deutjchland das deutſche Volt. 
. ... Die verfhiedenen Arten von Sozialismus, die fchon vorhanden oder 
im Entftehen begriffen find, merdeu nicht mehr daran denken können, ſich 
diftatorifch anfzudrängen, ihre Verwirklichung zu fuchen durch eine dem ge: 
jamten nationalen Willen fremde Regierungsautorität. . . . Die verjchiedenen 
Arten von Sozialismus, oder mit andern Worten: die verfchiedenen VBorjchläge 
zur Löſuug der jozialen Frage werden mit Notmwendigfeit dazu geführt, das 
zu fein, was fie fein follen: Fdeen, die fich in der Nation frei entwideln.... . 
Da fie nicht mehr politiihe Parteien jein fünnen, welche die Macht erftreben, 
fo werden fie Schulen werden, welche um den Befig der Einſicht mit einander 
wetteifern. . .. Die tatlächliche Verwirklichung der Volksjouveränität öffnet, 
indem fie das demofratiihe Problem definitiv Löft, am beiten den Weg zur 
Löſung des fozialen Problems.“ 

Borläufig ift das Neferendum wenigſtens als Gemeindereferendum in 
einer Anzahl franzöfifher und italtenifher Städte eingeführt worden, in 
Belgien verlangte König Yeopold für gewiſſe Fälle ein referendum royal 
(Appell ans Volk ſtatt des füniglichen Vetos) und für Deutſchland empfahl 
das Referendum einmal die Schrift eines preußischen Beamten an Stelle 
der Kammerauflöfung, da es ein richtigeres Bild der Vollsmeinung geben würde. 

Die franzöfife Ueberfegung des Buches von Eurti ift ein hübſch aus— 
geftatteter Band der Bibliothöque internationale de droit public, melde 
die Herrn Mar Boucard, Beamter des Staatrats in Paris, und Gaſton Jözo, 
Profeffor in Yılle, herausgeben. Diejen, wie befonders den Ueberjeger, Herrn 
Ronjat haben wir Urſache dafür zu danken, daß fie durch ihre Publifation 
das führende Buch über das Referendum einem neuen Yeferfreife zugänglich, 
machten. 

Untervaz (Öraubünden). Arnold Knellwolf. 





förderung des Kleingewerbes in 
England, Oeſterreich und der Schweiz. 


Von Kurt Köhler, Bern. 


Einleitung. 


Das Material zu der folgenden Darſtellung der Veranſtaltungen 
zur Förderung des Kleingewerbes haben zum Teil Berichte über 
Studienreiſen geliefert, die auf Veranlaſſung des preußiſchen Miniſte— 
riums für Handel und Gewerbe in die einzelnen, oben genannten 
Länder unternommen worden find. Diefe Referate der Herren: 
Dr. 9. v. Seefeld (Schweiz), Geheimer Oberregierungsrat Simon 
(Defterreich- Ungarn) und des Beheimen Oberregierungsrates Dönhoff 
(England) find dann im Januar, refp. März 1904 dem preußifchen 
Abgeordnetenhaufe vom Minifterium gedrudt vorgelegt worden (Druck⸗ 
fache Nr. 70 und 142, Haus der Abgeordneten, 20. Begislaturperiode, 
I. Seifton 1904, J.-Nr. IIIa 720 und J.Nr. IIIa 2301). 

Leider war es nicht gut möglich, daß gebotene Material in 
einer vergleichenden Bearbeitung darzuftellen, da fonft 
bei der Inkonkruenz der Berichte eine Menge wichtiger Angaben und 
Beobachtungen hätten wegfallen müſſen. Es wäre entjchieden zu 
mwünfchen, daß derartige Studienreifen von vornherein nach einem 
beftimmten Plane vorgenommen würden, damit dann auch die zu 
liefernden Berichte, eine Einheitlichleit betreff3 der Bearbeitung der 
beobachteten vollswirtſchaftlichen Vorgänge und Zuſtände eines 
freinden Landes befäßen, die zu einem fchnellen Erfafjen und zu einer 
richtigen Beurteilung der in Frage jtehenden Materie unerläßlich 
notwendig ift. 


’ Aus dem Statiſtiſchen Seminar der lniverfität Bern. 
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Vielleicht darf gleich hier erwähnt werden, daß die Reſultate 
der Stubienreife des Geheimen Regierungsrates Dr. 9. v. Seefeld in 
die Schweiz mit den neueften Forjchungen auf dem zu behandelnden 
®ebiete verglichen und nach Kräften felbftändig ergänzt find'!, um 
ein möglichft einheitliches Bild des augenblidlichen Standes der 
Sleingewerbeförderung bier in der Schweiz zu liefern. 


I. England. 

Gleich eingehends ift hier darauf aufmerkſam zu machen, daß 
man eigentlich) von einer Sleingemwerbeförderung in England, d. h. 
der Heranbildung oder Hebung eines jelbitändigen Mittelftandes 
durch befondere, vom Staat betriebene Einrichtungen nicht fprechen 
kann. Eine direlte Gewerbealtion, wie wir fie in Defterreich, Deutjch- 
land und auch in der Schweiz fennen, finden wir in England nicht. 
Es kann fi) alfo bei einer Unterfuchhung über die „Sleingewerbe- 
förderung“ in England faft nur um den gewerblichen Unterricht 
handeln, d. 5. um Schulen, die eine gewerbliche Bildung höherer 
und niederer Art den „werdenden Handwerkern“ oder den im Ges 
werbsleben bereits tätigen Perſonen übermitteln follen. Und auch 
hierin unterfcheidet fi England vom Sontinent. Denn find in 
Defterreih, Deutfhland, Frankreich, der Schweiz die Schulen jet 
mebr oder weniger ftaatliche oder fommunale Einrichtungen, fo ift 
da8 Schulmejen in Großbritannien im großen ganzen doch mehr ber 
privaten Snitiative überlaffen. Und ein weiterer grundlegender Unter- 
ſchied ift der, daß in England fich fpeziell der gewerbliche Unterricht 
im Gegenfaß zum fontinentalen Syftem eng an den allgemeinen 
Unterricht anlehnt. Durch Einrichtungen von bejonderen Fachabs 
teilungen, die den allgemein bildenden Schulen, angeſchloſſen werben, 
erfegt man in Großbritannien zum größten Teil noch die bei uns 
befonders errichteten und befonders geleiteten Gewerbefchulen. Andrer⸗ 
ſeits beginnt man aber fon früh in England den Zeichen» und 
Werkftattsunterricht an den Elementarfchulen, ja fogar ſchon an den 
fogenannten Sindergärten zu pflegen. Dabei ift jede Schule faft den 
Iofalen Bedürfnifjen entjprungen und fo hat eine jede auch ihre Auf- 
nahme» und fonftigen Beftimmungen den Iolalen Bebürfniffen anges 
paßt, jodaß man vergeblich ein einheitliches Syitem in Bezug auf 

Vrgl. NReihesbergs „Handwörterbud der Schweizeriichen Volkswirt— 
ſchaft x.“ 
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die Lehrpläne. und Lehrziele fucht, ganz abgefehen davon, daß es 
beftimmte Gruppen von über das ganze Band verbreiteten Schulen 
nicht gibt, wie 3. B. in Deutfchland die Baugewerk⸗ und Mafchinen- 
baufchulen. 

Bereine, Gemeinden, Graffchaftsräte, Stiftungen find die Haupts 
träger des gewerblichen Unterrichtsmejens, das ſoweit e8 von einer 
ſtaatlichen Geſetzgebung getroffen ift, in England und Schottland 
und teilmeife auch noch in Wales unter anderen Geſetzen jteht. 

Die Tendenz nach Bereinheitlihung in Gefeßgebung, Organi- 
fation und Unterftüßung bezüglich des gewerblichen Unterrichtsweſens 
ift aber auch in England erwacht und man fucht jet diefelbe zum 
Abſchluß zu bringen (education Bill 1899 und 1902). Der gemwerb- 
Liche Unterricht felbit fand in dem Freund Watts, dem Profeſſor John 
Anderſon feinen erften Förderer. 1796 gründete diefer das joge- 
nannte Anderfon Eolleg in Glasgow, da8 die mathematifchen- und 
Naturwiſſenſchaften zum Gemeingut aller machen jollte. 

1799 richtete dann Dr. Birkbed, der auf den Lehrftuhl für 
Chemie und Naturkunde berufen worden war, für die Arbeiter 
von Glasgow eine bejondere Klaſſe für unentgeltlichen Unterricht in 
fogenannter mechanifcher und chemiſcher Philoſophie ein. 

1823 wurde dann diefe Klaſſe vom Anderſon Eolleg losgelöſt 
und wurde ‚Mechanis Inftitution“ genannt. 

1824 gründete dann Dr. Birkbed eine ähnliche Einrichtung in 
Zondon und von da ab folgten viele Städte dem gegebenen Bei- 
fpiele nad). 

Der erfte gewerbliche Unterricht wurde alfo den gemwerblichen 
Arbeitern zu teil und in der gewerblichen Ausbildung der breiten 
Maſſen kann fi noch heute England mit jedem anderen Staate 
mefjen. — Wenn freilich auch die mangelhafte elementare Ausbildung 
dem gewerblichen Unterricht nicht gerade dienlich fein fonnte. 

Seit 1836 gründete dann da8 Comitee oftrade eine Mufter- 
zeichenfchule und von 1841 mit Staatsfubvention Provinzialzeichen- 
fchulen. 

Die South-Kensington Behörde nahm dann in den 5Oger 
Jahren des 19. Jahrhunderts die Kunfterziehung in die Hand. Die 
Gewerbeausftellung im Sriftallpalaft in Bondon 1851, die nach den 
Intentionen Gottfried Semperß, der damals als politifcher Flüchts 
ling fih in England aufhielt, organifiert war, zeigte, daß England 
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bezüglich des Kunſtgeſchmackes noch weit hinter den ausſtellenden 
Nationen zurückſtand. Da begann dann die South-Kensington Behörde 
ihre eifrige Tätigkeit zur Förderung des technifchen und kunſtgewerb⸗ 
lichen Unterrichtes. 

ALS dann aber die Konkurrenz, namentlich Deutfchlands, mehr 
und mehr England bedrüdte, nahm fich feit 1887 der von Lord 
Hartington gegründete „NationalsBerein zur Förderung des tech- 
nifchen und höheren Unterricht8* der Sade an. 

Als Folgen feiner Agitation find wohl: die Technical Schools 

Act für Schottland 1887, die Technical Instruction Act für England, 
Wales und Irland 1889 und die Local Taxation Act 1890 (auch für 
Schottland geltend) anzuſprechen. 
Dabei verftand man unter „technical education“ „den Unterricht 
in den Grundfäßen von Wiſſenſchaft und Kunſt, fomeit fie auf die 
Induſtrie anwendbar find und in der Anwendung von beftimmten 
Zweigen von Wiſſenſchaft und Kunft auf befondere Induftrien und 
Betriebe.*! Der praltifche Gemwerbeslinterricht war damit ausge- 
fchloffen. Durch die Local Taxation Act 1890 wurden 10 Mille sh (welche 
aus der Erhöhung der Bier- und Branntweinfteuer berrübrten: 
Whiſty oder Beer Money) den Grafichaftsräten zur Förderung des 
gewerblichen Unterricht8 zur Verfügung geftellt, eine Summe, die 
nun alljährlich weiter bemwilligt worden ift. 

Seit 1899 endlich ſchuf man auch eine HZentralbehörde: den 
Boardof Education, dem als berichterjtattender Beirat das 
Consultative Comittee untergeordnet wurde. (15 Männer, 
3 Frauen.) 

„Die Technical Instruction Act (1889) wurde durch die Edu- 
cation Act 1902 aufgehoben. Jedoch wurde die Fortzahlung des 
Whiſty Money mit der Maßgabe verfügt, daß nunmehr diefe ganze 
Dotation ausſchließlich für Zwecke des über den elementaren (Unter 
richt bis 4 Uhr nachmittags) Hinausgehenden Unterricht? verwandt 
werden muß. Ebenſo wurde den Ortsbehörden das Recht der Steuer 
ausſchreibung belaflen, aber auch hier ein weiterer Fortfchritt dadurch 
gemadt, daß die Grafichaftsräte ermächtigt wurden, über den Betrag 
von einem Penny für das Pfund Hinauszugehen.“ 

Ehe ih nun zu den einzelnen gewerblichen Schulen felbft über- 
gehe, möchte ich noch auf die befondere Pflege des Zeichen» und 
HandfertigkeitSunterrichtes al8 Borbereitung für den gewerblichen 


' Diejes, wie alle andern Zitate entitammen den Berichten. 
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Unterricht in England aufmerkſam machen. Wohl nirgends beginnt 
man fo früh, den Zeichenunterricht in die Schulpläne einzuſtellen 
und das Zeichnen nad) Modellen oder nach der Natur Lultivieren 
zu laffen. Charakteriftifch ift fchon, daß die oberfte Leitung des 
Beichenuntervichtes „nicht der höchſten Vollsjchulbehörde (Education 
Departement) fondern der der technifchen und Kunjterziehung dienen 
den Zentralbehörde und nad) der Bereinigung der beiden im heutigen 
Unterrichtsminifterium der aus dem Science and Act departement 
Hervorgegangenen Abteilung diejes Minifteriums übertragen wurde.“ 


Obne in die innere Organifation des LZeichenunterrichtes ein- 
treten zu wollen, was uns viel zu weit führen möchte, ſoll doch nicht 
unerwähnt bleiben, daß in London befondere Kunſtklaſſen ge 
bildet worden find, die alle guten Schüler aufnehmen und befonders 
ausbilden. „Häufig wird bier bereitS das gemerbliche Entwerfen 
anter Berüdfichtigung der in dem betreffenden Stadtteil bejonders 
ftarf betriebenen Gewerbe geübt, jo werden Entwürfe für Tifchlerei, 
Metallarbeiten, Töpferei u. dgl. angefertigt.“ 


Neben dem Zeichenunterricht erfreut fich noch, wie ſchon ein« 
gehends hervorgehoben, der Handfertigleitsunterricht befonderer Pflege, 
befonders in der Zifchlerei, in der Metalle-Berarbeitung und im 
Modellieren im Ton. 


Unter beftimmten Bedingungen (2 Stunden wöcdhentlicher Unter 
richt, gute Ausftattung der Werfftätten, Arbeiten nach Entwurfs⸗ 
zeichnen, Lehrer mit Prüfungszeugnis, regelmäßige Beauffihtigung) 
gibt der Staat Subventionen. 

„Die niedere gewerbliche Ausbildung, d. 5. die Unter- 
mweifung von Lehrlingen, Gefellen, Arbeitern, Borarbeitern für die 
Zwecke ihres Berufes“ in praftifcher und theoretifcher Hinficht pflegen 
die AUbendfurfe, die an Sunftfchulen, technifhen Schulen und 
Telbft Univerfitäten überall eingerichtet find. Dabei ift zu merfen, 
daß in England fi) der größte Teil des gewerblichen Unterrichtes 
überhaupt am Abend abmwidelt, jo famen auf die 4424 Schüler (1901/2) 
der technifchen Schule in Manchefter nur 198 Tagesichüler! 


In diefen Zufammenhang gehören vor allem die fogenannten 
Mbendfortbildungsfhulen, deren Beſuch in England natürlich 
nur falultativ ift und auch den Mädchen freifteht. Hier werden nicht 
nur fremde Sprachen und Rechnen fondern auch Singen, Gymnaftil, 
bie und da felbft Tanzen neben vielen anderen Dingen gelehrt. 1900 
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follen in England 5263 derartiger Schulen eriftiert Haben, die durch» 
fchnittlich von 206,335 Schülern jährlich befucht wurden. 

Neben den Univerfitäten, die fih in England auch des 
niederen gewerblichen Unterrichte8 annehmen „und Abendunterricht 
für Lehrlinge und Arbeiter teils in mwiffenjchaftlichen Fächern, teils 
in der praftifchen Tätigkeit erteilen“, find hier auch die vollstüms 
lichen Hochſchulkurſe zu nennen, die fi) aber mehr der allge— 
meinen Ausbildung widmen. 

An alle diefe genannten Kurſe fchließen fih, was auch für 
englijche Berhältniffe befonder8 charakteriftifch ift, Brüfungen mit 
Beugnisverteilungen an. 

Neben diefen Beranftaltungen am Abend jucht man jet auch 
troß der Oppofition der trade unions den gewerblichen Tagesunter- 
richt zu Eultivieren. So bemühen fich die Hauptkunftgemwerbefchulen, 
die Schulen für Lithographie und Photogravure und die Tifchler- 
fachſchule in London, Schüler für den Tagesunterricht zu gewinnen. 
Als typifch ift hier noch meiter hervorzuheben, daß auch bei dem 
niederen gewerblichen Unterricht nie die praftifche Ausbildung, 
die Untermeifung im Gebrauch von den betreffenden Werkzeugen und- 
Maſchinen, vergeifen wird. 

Eine Scheidung zwiſchen niederem und höherem gewerblichen 
Unterridt in England ift jehr fchwer und, wenn fie gemacht wird, 
willlürlid. Schulen, wie Baugewerk⸗, Mafchinenbaus und Tertils 
fahfchulen, gibt e8 eben in Großbritannien noch nicht, fondern alle 
diefe Einrichtungen, die ung auf dem Kontinent fo geläufig find, 
find dort an die technifchen Schulen und an die Univerfitäten anges 
gliedert. Dabei ift vielleicht als befonders eigenartig hervorzuheben, 
daß bei den Zulafjungsbeftimmungen zu diefem, dem fogenannten 
„höheren gewerblichen Unterricht“ dienenden Einrichtungen bei weiten 
nicht jo hoher Wert auf eine vorangegangene, in der Praxis ver— 
brachte Zeit gelegt wird. Nur an ſehr wenigen Schulen befteht diefe 
Beitimmung, nur ſolche Schüler aufzunehmen, die bereits eine prak— 
tifche Zeit in ihrem Gewerbe abfolviert haben. 

Als nächſt höheres Mittel der gewerblichen Ausbildung können 
wir nun die Kunſtſchulen anfprechen, die ihre Begründung dem 
negativen Erfolge der Londoner Weltausftelung 1851 und der 
eifrigen Zätigfeit der South-Kensington Behörde verdanten. Daß 
Dotationsgefeg 1890 unterftüßte dann mächtig diefe Beitrebungen. 
Ueberall wurden zur Hebung des Gejchmades ſolche Kunſtſchulen 
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— und nicht nur in großen Städten — gegründet, ſodaß England 
zirka 230 folder Vollſchulen, 170 Zmeiganftalten und 1450 Kurfe 
mit zufammen gegen 140,000 Schülern befaß. Diefe Schulen ver- 
einigten in fich bis zu einem gemiffen Grade die Lehrpläne der 
deutichen Kunſtakademien und Kunftgewerbefchulen. Unter gemiffen 
Beitimmungen erhalten auch fie vom Staate Subventionen, die nach 
dem Schulbefuh und den Brüfungsergebniffen bemeffen merbden. 
Auch bei ihnen Liegt das Schwergewicht in dem Abendunterricht, 
mwährend der Tagesunterriht von Damen ꝛc. befucht wird, die fich 
bloß vervolllommnen wollen. So ftellt denn auch da8 weibliche Ele— 
ment einen fehr erheblichen Prozentfa der Schulbefuher. Charal- 
teriftifch für die neuen Aunftichulen, die vor allen der Londoner 
Graffchaftsrat ins Leben ruft, ift die Betonung der Wichtigkeit der 
MWerfftätten, wo vor allem auf die Ausführung der künftlerifchen 
Entwürfe gejehen wird. So hat man denn, um jedes Gewerbe mög» 
lichft pflegen zu können, Werkſtätten für Edelmetallichmiede, für 
Holzbearbeitung, Lithographie, Photographie, Buchbinderei, Glasmalerei 
u. ſ. w. gefchaffen. 

Nach den Kunftfchulen find dann die Pol ytechniks zu nennen, 
die neben dem gemwerblidhen Unterricht auch foziale und fportliche 
Momente pflegen. Bon einem Mr. Hogg ins Leben gerufen zur 
Erziehung von Lehrlingen, wurden derartige Polytechnils dann feit 
1882 mafjenhaft gebaut. In der neueren Zeit tritt der Zmed der 
gewerblichen Erziehung neben der fportlichen entjchieden in den Bor 
dergrund. In London jedenfalls find fie die Träger der technifchen 
Ausbildung für die im Ermwerbsleben jtehenden Bevölkerungsklaſſen 
durch ihre ftaunenerregende Bielfeitigfeit bezüglich der zu lehrenden 
Fächer. Alle Gewerbe faft biß zum Kochen und Nähen herab find 
nebeneinander vertreten und haben ihre Zaboratorien und Werfftätten, 
wo fie praftifch erlernt werden können. 

Da auch hier der Abendunterricht die Hauptſache ift, fo benußt 
man die am Tage frei ftehenden Räume u. ſ. mw. zu Mittelfchulen, 
Borbereitungsanftalten für Univerfitäten, Fachſchulen für die mannig- 
faltigjten Gewerbe u. f. w. 

Für geringes Eintrittögeld kann jeder auch Mitglied des Poly—⸗ 
technil8 werden und dann die dort ebenfalld eingerichteten Billards⸗ 
zimmer, Erfrifhungsräume u. ſ. w. benußen. 

In London beftanden 1903: 12 folcher Polytechnils mit einer 
EC chülerzahl von 30,000. Das gemeinfchaftliche Verwaltungsorgan 
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ift daß „London Polytechnic Council“, das alle wichtigen einſchlägigen 
Fragen u. f. mw. bearbeitet und überwacht. 

Tehnologifhe Muſeen, giht e8, außer in London, in den 
englifchen Städten nicht. Dagegen leiht das Kunftgemerbemufeum 
in London aus feiner zahlreihen Sammlung einzelne Stüde den 
Mufeen in den Provinzen. 

Zum Schluffe wird es fich verlohnen, noch einen Blid auf 
die Einrichtungen zu werfen, die fpeziell der Lehrerausbildung 
gewidmet find. Diefem Zwede dienen bejondere Kurſe, die an zahl» 
reichen technifchen und Kunſtſchulen während des Jahres abgehalten 
werden. Meift fällt der Schulbetrieb an den Sonnabenden aus, um 
ausmärtigen Lehrern zu ermöglichen, die betreffenden Kurſe zu bes 
fuchen, oder um den Lehrern felbjt Zeit zu fchaffen, in nahegelegene 
Orte zu reifen und dort zu dozieren. Außerdem haben fich die beiden 
Staatsanftalten: daß Royal College of Science und das Royal College 
of Art die Ausbildung von Lehrern zur Aufgabe gemadht. 

„In der „Board of Education Act* wurde die Einrichtung und 
Unterhaltung eines Regifter8 vorgejehen, in das die für Belleidung 
von Stellen an höheren Zehranftalten befähigten Berfonen eingetragen 
werden follen.“ Seit 1902 ift eine befondere Behörde, die Teachers 
Registration Couneil mit der Führung diejer Liften betraut 
worden, die aus 12 Mitgliedern männlichen und weiblichen Geſchlechtes 
beſtehen joll und für 3 Jahre ernannt wird. 


2. Oeſterreich-Ungarn. 


Ein bei weitem anders gejtaltetes Bild zeigt ein kurzer Ueber— 
blid über die Slleingewerbeförderung in der öfterreichifcheungarifchen 
Monardie. Iſt in England diefelbe fajt noch der Snitiative der 
Privaten, der Vereine, Korporationen u. f. mw. überlaffen, wie wir 
gefehen haben, und befchränft fi in Großbritannien die Unterftüßung 
des Kleingewerbes mehr oder weniger nur auf den gewerblichen 
Unterricht, jo hat in Oeſterreich-Ungarn der Staat mit reichen Mitteln 
und gutem Willen ſchon verhältnismäßig frühe dem bedrohten Hlein= 
gemwerbe durch die mannigfaltigften Mittel zu helfen gefucht. Vielleicht 
ilt, gerade im klaffenden Gegenfat zu England, nirgends eine eifrigere, 
ftaatlihe, direkte Gemwerbeförderungsaltion betrieben worden als _ 
im Kaiſerreich Defterreich. 

So zerfällt denn in Defterreich die Hleingewerbeförderung: 


erftens in die Förderung de8 gewerbliden Unter- 

richtsweſens; 

zweitens in die fogenannte direkte Gewerbeförderung. 

Aehnlich wie in Deutfchland bemühte man fich durch die geiftige 

Ausbildung derjenigen, die fi) dem Gewerbe widmen wollen, dem 
Kleingewerbe unmittelbar zu helfen. Schulen der verjchiedenften Art 
und Richtung follen eine gewerbliche und allgemeine Bildung in dag 
Volk tragen — um auf diefe Weife den ohne großen Kapitalbeſitz 
wirtfchaftlih produftiv Tätigen ein Kampfmittel im Wettbewerbe 
gegen die Fabrik zu geben. Wehnli wie in Deutfchland und in 
anderen Staaten ift da8 gewerbliche Schulmejen ftreng organifiert: 

a) Oberleitung: Minifterium des Kultus und Unterrichts, 
daneben beratend das Hanbelsminifterium und die Zentrals 
kommiſſion für Angelegenheiten des gewerblichen Unterrichtes 
(feit 1. Januar 1882), die Mitglieder jchlägt halb der Unter—⸗ 
richtsminifter, Halb der Handelsminifter vor, für 5 Jahre 
gewählt. Gehalt ausgefchloffen. Nur Präfenzgelder für 
Sißungen. Extra berufen können noch Fachleute werben, die 
dann volles Stimmrecht genießen. Außerdem find verpflichtet 
an den Situngen teilzunehmen: die Berwaltungsreferenten 
für gewerbliche Bildungswefen und die Inſpektoren der 
gewerblichen Lehranftalten. 

b) Neben der Zentrallommiffion fteht die „Zentrallommiffton 
für den Beichenunterriht*. Als amtlihes Organ dient 
„da8 Zentralblatt für das gemwerbliche Unterrichtsweſen in 
Deiterreich.” 

e) Die provinziellen Behörden find die Statthaltereien 
(in Niederöfterreich, Galizien die Landesjchulräte), ohne ent- 
Icheidende Befugniffe. Ihnen zur Seite ftehen die „Beiräte* 
aus Fachmännern und Bertrauensleuten. (In Niederöfters 
reich die „Gewerbeſchulkommiſſion.“) 

d) 2ofalbebörden find die Schulausfchüfle, die auß Ges 
mwerbetreibenden beftehen. 

e) Inſpektoren“ üben die technifche Beauffichtigung der 
gewerblichen Fachſchulen aus. Ihr Wirkungskreis ift nicht 
nach territorialen, fondern nach fachlichen Gemwerben geteilt. 
Sie üben das Infpektorat im Nebenamt aus (Profefforen 
oder Direktoren u. ſ. w.). 


f) Seit 28. Mai 1903 ift daß „Bebrmittelbureau für 
funftgewerblide Unterrichtsanftalten am öfterreichifchen 
Mufeum für Kunſt und Induſtrie“ eingerichtet, daß alle 
bierhergehörenden Lehrmittel zu beforgen bat. 

g) Die Zentraldireftion der k. k. Schulbücdherverläge in 
Wien Hilft bei der Herftelung und Herausgabe von Lehr- 
mitteln. 

Unter dieſen ebengenannten Behörden ftehen folgende ver- 

ſchiedene Schulen: 

1. Die Staatögemwerbejchulen, die ihrerſeits zerfallen in: 

a) höhere Gewerbeſchulen: 
b) Werfmeifterfchulen. 

2. Fachſchulen für einzelne gewerbliche Zweige. 

3. Die allgemeinen Handwerkerſchulen. 

4. Die gewerblichen Fortbildungsjchulen. 

5. Die Zentralanitalten. 

Ad. 1. Die höhere Gewerbeſchule Hat fich zur Aufgabe 
geftellt: „durch ſyſtematiſch geordneten fachlichen Unterricht und 
gleichzeitig durch den nötigen allgemein bildenden linterricht, Technifer 
vorzubilden, die fich als Betriebsbeamte in höheren Stellungen eignen 
(mittlere Technifer).“ 

Dagegen bezwedt die Werkmeiſterſchule „die Heranbildung 
intelligenter Arbeitskräfte (Werkmeifter) für gewerbliche, kunſtgewerb⸗ 
liche und induftrielle Aufgaben durch einen rein fachlichen Unter— 
richt.” Sie find deshalb auch meift Leuten geöffnet, die bereits im 
praftifchen Beben ftehen und fich nur noch theoretiich in ihrem Ge— 
mwerbe ausbilden möchten. 

Der erfolgreiche Befuch beider Schulen erſetzt meift den nad 
$ 14 der öfterreichifchen Gewerbeordnung erforderlichen Befähigungs- 
nachmeiß. 

Solche höheren Gewerbeſchulen und Werkmeifterfchulen beitanden 
als Staatsgewerbefhulen in: Wien, Salzburg, Insbruck, Graz, 
Trieft, Prag, Bilfen, Neichenberg, Pardubitz, Smichow, Brünn, 
Hohenftadt, Bielik, Lemberg, Czernowitz, Krakau — oder zu mindeften 
beitand eine von den obengenannten Schularten in den Städten. 
Die Frequenzziffer belief fih in Summa: 1903 an allen Schulen 
auf 11,998 Schüler. 

Die Hoffnungen, die man fich bei der Gründung der Anjtalten 
gemacht hat, fcheinen mehr oder weniger nicht in Erfüllung gegangen 
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zu fein, da man fich jet damit trägt, die Staatsgewerbefchulen in 
verfchiedene „Spezialfchulen“ aufzulöfen. 

Neben diefen Gewerbefchulen ftehen als zweite Kategorie die 
Fachſchulen für einzelne Gewerbe, die in den 7Oger und SOger 
Jahren entjtanden und die Zöglinge in dem Gewerbe für welches 
die Schulen gefchaffen find, vollftändig fachlich ausbilden, alfo die 
Meifterlehre erjegen. Diefe Fachſchulen find meift auch in Staats— 
händen und zerfallen 3. 8. in: 

Fachſchulen für Spigenarbeiten und Stiderei 
R „ Weberei und Wirkerei 
„ Seramifche- und Glasinduftrie 
und allgemeine Beichenfchulen (Wien, Brünn) u. f. m. 

Beſucht waren diefe von 10,607 Schülern, die mit der Abfol- 
vierung diefer Schulen felbftändig einen Betrieb führen dürfen gemäß 
$ 14 der öfterreichifchen Gewerbeordnung. Gerade dies aber, hat 
den Erfolg der Schulen in Zweifel geftellt, weil fie fo einen voll- 
ftändigen Erſatz der Meifterlehre fchufen und viel zu junge Leute 
als „Ausgelernte Gejellen“ entließen, die unreif ein Gewerbe jelbjt- 
ftändig zu treiben, fi anderen Berufszweigen zumandten — und 
fo dem Kleingewerbe jedenfalls verloren gingen. 

Daneben ftehen an dritter Stelle die „allgemeinen Hand— 
werkerſchulen“, die al8 Borbildungsfchulen gedacht find und 
deshalb ſolchen Kindern zur Verfügung ftehen jollen, deren Eltern 
mwünfchen, daß fie bald erwerblich tätig find, die aber doch noch eine 
intenfivere gewerbliche Borbildung erlangen follen. Bon den 11 vors 
bandenen Schulen find 6 ftaatlid, und nur 5 (alle in Böhmen) 
fommunal. Die Schülerzahl betrug: 1902/3 im ganzen 3651 Schüler. 
Die geringe Frequenz liegt in der Abneigung der Handwerker jelbft, 
ihre Kinder diefen Schulen anzuvertrauen und hat auch darin feinen 
Grund, daß nur 11 folder Schulen eriftieren. 

Sodann folgen die gewerbliden Fortbildungsſchulen, 
die obligatorifch zu befuchen find und die ihrerjeitß den verfchiedenen 
Berufen, denen fie dienen jollen, angepaßt find. Der ganze Unter— 
richt ift — namentlich der Zeichenunterriht — nad) dem Gewerbe 
des Schülers zugefchnitten. Sie befinden fich meift in Wien (1901: 36) 
und werden wohl auch von bejtimmten Innungen unterhalten. (Die 
Unterhaltungstoften tragen: die Gewerbetreibenden (45%), die 
Kommune Wien (20°,,), und der Zandesfonds (Gef. 28. November 
1868/87.) 
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Als Teste Anstalten find bier dann noch die gewerblichen 
Bentralanftalten zu nennen: 

a) Die Kunſtgewerbeſchule des öfterreihifchen Mufeums für 
Kunft und Induſtrie in Wien, feit 1863, 

b) Die Kunſtgewerbeſchule in Prag, feit 1885, 

c) Die graphifche Lehr» und Verſuchsanſtalt in Wien, feit 1888. 

d) Die Lehr» und BVBerfuchsanftalt für Vederinduftrie in Wien, 
feit 1874. 

e) Fachſchule für Kunftftiderei in Wien, feit 1874. 

f) Bentralfpigenkurs in Wien, feit 1879. 

&) Mufterwerfftätte für Korbflechterei in Wien, feit 1886. 


h) Das Technologiſche Mufeum in Wien mit feinen 4 Sektionen 
für die Holzindustrie, die chemifchen Gewerbe, die Metall» 
induftrie, die Eleltrotechnif. Zum Unterfchied von den oben- 
genannten Bentralftellen ift das technologifche Mufeum ein 
Unternehmen des niederöfterreichifchen Gewerbeverein (mird 
aber mit 100,000 Kronen fubventioniert vom Staate, und 
fol auch verftaatlicht werden). 

Für das gewerbliche Bildungswefen (exll. des faufmännifchen) 

ift ausgegeben worden vom Staate: 
1896: 5,149,838 Kronen 
1900: 7,905,010 e 
1903: 8,678,824, 

davon 1903: 

auf Staatsjchulen gemerbliche: 6,670,346. Kronen 

fubventionierte gewerbliche Schulen: 973,730 

Förderungsmittel (Mufeen u. j. w.): 1,034,748 , 

Die eigentlide Gemwerbeförderung felbjt unterfteht in 
Dejterreich dem Handelsminifterium und datiert erft feit 1891 ber, 
wo der Abgeordnete Dr. Menger im Reichdtage „die Einführung von 
Motoren und Arbeitsmafchinen, fowie von neuen Arbeitsmethoden 
im Slleingemwerbe, ferner Erridtung von Fachkurſen für verfchiedene 
Gewerbszweige, insbejondere für dag Schuhmachergewerbe anregte.“ 

Infolge diefer Anregung wurde in das Budget von 1902 eine 
Summe von 20,000 Kronen für Gewerbeförderungs-Zwecke eingeftellt, 
die dann von einer vom Handelöminifterium berufenen Sachverftändigen 
Kommifftion verwendet werden follten. Die Ausführung der von 
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dieſer Kommiſſion ausgearbeiteten Beſchlüſſe übernahm der ins 
Beben gerufene Beirat, der ſich auß gemerbeverftändigen Männern 
zuſammenſetzt. 

Am 30. Juni 1890 begann man mit der Eröffnung des Klein— 
gemwerbejaale8*, einer dauernden Ausftellung von Arbeitsbebelfen 
für da8 Slleingewerbe. Ferner wurden „Arbeitsbehelfe“: Motore 
und Nähmafchinen, an Gemwerbegenofjenjchaften abgegeben „und der 
Neft des zur Berfügung ftehenden Betrages zur Beichidung von 
Ausstellungen mit Motoren und Arbeitsmafchinen, ſowie zur Ges 
währung von Stipendien an Gewerbetreibende und Arbeiter zum 
Beſuche des Stleingewerbefaales verwandt.“ 


In einer außerordentlihen Sitzung des Gemwerbeförderungs- 
beirate8 vom 12. Juni 1894 ftellte man unter anderen die Forde- 
zungen auf: 

1. Kurſe mäßiger Dauer am technologifchen Mufeum zwecks 
Verbreitung technifcher Fortichritte, neuer Arbeitsmethoden 
und Behelfe u. f. mw. baldmöglichft einzurichten für Hand» 
werfer aller Kronländer. 

2. Wanderlehrer in die Kronländer zu fenden. 

3. Den bisherigen Kredit zur Förderung des Hleingewerbes im 
Budget 1895 auf 140,000 Kronen zu erhöhen u. f. m. 

Der Beirat erhob diefe Anträge dann einftimmig zum Bejchluffe. 
Seit 1897 kam als weitere Aufgabe des Gemwerbeförderungsrates 
die Pflege des Genoſſenſchaftsweſens und verjchiedene Maß- 
nahmen zur Beflerung des Lehrlingswejens hinzu. 

1895 wurde der Kredit von 40,000 auf 70,000 Kronen erhöht 


1896  „ z = = „ 271,000 ” 5 
1900 ” ” ” ” „ 299,040 ” " 
1903 = Pi - „ 677,000 z J 


Andere Korporationen ſtellten zum Zwecke der Gewerbeförderung 
weitere Mittel zur Verfügung und man gründete außerdem noch 
fogenannte „Gewerbeförderungß-Jnftitute.“ 

Die Maßnahmen zur Sräftigung und Stärkung des Stlein- 
gemwerbes in Defterreich zerfallen jegt in drei Gruppen: 

a) Technische Förderung des Gewerbes durch Einführung be= 

mwährter Arbeitsbehelfe (Motoren u. f. m.) und bemwährter 
Arbeitsmweijen. 
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b) mwirtfchaftliche Organifterung des Gewerbes durch die Fördes 
rung von Erwerbs- und Wirtfchaftsgenoffenfchaften und des 
gemerlichen Kreditweſens. 

c) Beeinflußung der Lehrlingsausbildung. 

Diefe Zwecke ſucht man zu erreichen durch: 

1. Fachliche Auskunftsftellen am technologischen Mufeum, Wien. 

2. Beranftaltung dauernder und zeitweiliger Ausftellungen von 
kleingewerblichen Motoren, Majchinen, Werkzeugen. 

3. Beranftaltung von Meifterkurfen und Erteilung gewerblichen 
MWanderunterrichtes. 

4. Meberlaffung von Mafchinen an gewerbliche Genoffenfchaften 
unter bejonder8 günftigen Bedingungen und Hebung des 
Abſatzes der Erzeugniffe diefer Genoffenfchaften. 

Erteilung von Darlehen an gewerbliche Rohſtoff⸗ 
Magazins, Produktiv⸗ und verwandte Genoffenfchaften. 

5. Beeinflußung der Lehrlingsausbildung. 

Um mit wenigen Worten noch auf die Wirkungen dieſer Be- 
jchlüffe einzugehen, jo muß gejagt werden, daß fie dem Hleingemwerbe 
bisher wohl am eheiten und beiten fchüßend und belfend unter die 
Arme gegriffen haben. 

Bon der Auskunftſtelle erhalten die &emwerbetreibenden 
jeden nur erwünfchten Rat in Bezug auf Einkauf von Mafchinen, 
bezüglich der Ermittelung der Bezugsquellen und Abfabgebiete u. f. w. 
Daneben jteht jedem &emwerbetreibenden die Fachbibliothef des 
Mufeums unentgeltlich zur Verfügung. 

Neben der Auskunftftelle ift die dauernde und zeitmweilige 
Ausftellung Heingemwerbliher Motore, Werkzeugmaſchinen und 
Werkzeugen befonder8 hervorzuheben... „Zugelafien zur Ausftellung 
werden: 1. Motoren biß zu 10 BPferdefräften. 2. Werkzeuge, Werk⸗— 
zeugmafchinen und Apparate für gewerbliche Betriebe. 3. Beheizungs- 
und Beleuchtungsgegenftände. 4. Lehrmittel, Modelle u. dergl. aus 
dem Gebiete der gewerblichen Technologie. 5. Technijche Neuheiten 
aller Art. 

Der Platz der Ausftellung ift für die Fabrikanten unentgeltlich. 
Koſten für FZundamentierungen u. f. w. Betriebsmittel, Aufbewahrung 
der Kiſten, die Feuerverficherung trägt die Ausftellungsleitung, ebenjo 
wie für die Auskunftserteilung, Bewachung, Reinigung und Bedienung 
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der Gegenftände die Leitung Sorge trifft. Dabei werden ausländifche 
Maſchinen nur zugelaffen, wenn fie wegen ihrer befonderen Kon⸗ 
ftruftion al8 Vorbilder dienen können, oder wenn gleichartige Mafchinen 
im Inlande nicht erzeugt werden. 

Die Zahl der Ausfteller fol in der Regel 100— 105, die Zahl 
der Gegenftände ſoll in der Regel 300 fein. 

Der Eintritt ift frei, Auswärtigen gewährt das Handels 
minifterium fogar Reifeftipendien. Die Zahl der jährlichen Befucher 
wird auf 14,000—15,000 angegeben. Bemerft ſei noch, daß bie 
Maſchinenhalle auch als Verſuchsanſtalt dient. 

Dauernde Ausftellungen ähnlicher Art find von den Gewerbes 
fammernsBereinen in Prag, Reichenberg, Brünn, Graz, Innsbrud, 
Klagenfurt, Steyer u. ſ. w. teil® auf eigene Rechnung, teils auf die, 
der in Frage fommenden Länder, eingerichtet worden. 

Andrerſeits veranftaltet da8 Technologifche Mufeum auch feiner- 
jeit8 außerhalb Wiens kürzere Ausjtellungen obiger Art oder unter- 
ftüßt nach Kräften anfehnliche Beranftaltungen diefer Richtung durch 
Entfendung von technifchen Beamten zur Bewältigung der Vorarbeiten 
u. f. wm. und ftellt Werfmeifter für die Ausftellungsdauer zur Ber: 
fügung. 

Seit 1891 fol ſich das Mufeum an 23 derartigen Ausjtellungen 
in genannter Form beteiligt haben. 

Wirkſamer als diefe Ausftellungen find mohl noch die Meiſter— 
furfe und der Wanderunterridt. 

Haben fich die Meiſterkurſe das Ziel geſetzt, ſchon erwerbstätige 
Gewerbetreibende mit den neueften Errungenfchaften der Technif, 
fowie mit einer geordneten Buchführung und Koſtenberechnung in 
Heinen und mittleren Betrieben vertraut zu machen (natürlich werden 
auch Gehilfen zu den Surfen augelaffen), fo find die Wanderkurſe 
dazu eingerichtet, um auch außerhalb Wiens die Gewerbetreibenden 
zu unterrichten. 

Man fuht daß genannte Ziel zu erreichen, erſtens durch 
praftijche Anmeifung in der Mafchinenbenugung und der Arbeits- 
methoden. Man bat deshalb Muftermwerkftätten mit einem Roftenauf- 
wand von 120,000 Kronen gefchaffen. Zweitens wird in den Kurſen 
gemwerbliches Rechnen, Buchführung, Kalkulation und Geſetzeskunde 
gelehrt. 

Bis zum Dezember 1903 follen in Wien 139 Meifterfurfe mit 
2021 Teilnehmern ftattgefunden haben und zwar: 
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Wanderkurſe fanden bisher (—1903) 193 mit 4113 Zeil- 
nehmern ftatt: 


für Shuhmader . . . . 134 
„ Schneider . ..:... 8 
» Bautifhler. . . .. 014 


„ Bapbinder . . . . . | 

Staatsunterftügung wird dieſen legteren Kurſen nicht gewährt, 
wohl aber erhalten fie Zufchüfle von den betreffenden Landesaus— 
fhüffen, Gemwerbefammern u. j. mw. 

Bemerft ſei noch, daß auch einzelne Handeld- und Gewerbe 
fammern neben dem Technologifchen Mufeum derartige Kurſe ins 
Beben gerufen haben (Prag, Reichenberg, Brünn (Prag 67: 1902), 
die unter beftimmten Bedingungen auch ftaatlihe Subventionen 
erhalten. 

Oeſterreich ift aber in feiner praltifchen Unterſtützung des 
Kleingewerbes noch weiter gegangen und bat, da den meijten Hand- 
mwerlern das notwendige Kapital zur Anjchaffung von Mafchinen 
fehlt, die Dampfmotore gegen ratenmweife Abzahlung zum Einkaufs: 
preife — zwar nicht dem einzelnen Handwerker, aber doch gewerblichen 
Vereinigungen der Meifter — überlaffen. Dabei ift über die rechtliche 
Form und die Mitgliederzahl diefer Bereinigungen feine nähere 
Beitimmung getroffen. 

„Die Maſchinen werden gegen zinsfreie Abzahlung de An 
Ihaffungspreifes, der Verzollungs- und Aufftellungskoften in meift 
10 Jahresraten überlaffen.“ Die erfte Rate hat nach dem erften 
Betriebsjahre ftattzufinden — doch kann auch der Ratenbezahlung 
eine 1— 3jährige Leihperiode vorausgehen. Dabei bezahlt der Staat 
noch die Trangportlojten, die Koſten der Feuerverficherung bis die 
Maſchine Eigentum der Genoſſenſchaft geworden ift. Die Betreffenden 
müffen fich verpflichten, die überlaffenen Mafchinen gut im Stande 
zu erhalten und etwaige Schäden fofort dem Technologiſchen Muſeum 
zu melden zur Reparaturvornahme. Das Minifterium behält fich vor, 
die Motore bei nicht ordnungsmäßiger Verwendung zurüdzuziehen. 
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Bis 1903 waren 176 gewerbliche Vereinigungen (Innungen, 
Wirtichaftsgenofjenfchaften u. f. mw.) mit Maſchinen im Werte von 
"700,000 Kronen unterftüßt worden. Bis 1901 folgende: 

51 Motore. 
280 Holzbearbeitungsmafchinen für Tifchler und Drechsler. 
123 Metallbearbeitungsmafdinen. 
179 Maſchinen für Belleidungsgewerbe (Schuhmacher, Schneider, 
Hutmadher). 
84 Textilmaſchinen (Weber, Tuchmader, Seiler). 
27 Mafdinen für andere Gewerbe (Müller, Bäder u. ſ. mw.) 


Außerdem unterftüßt der Staat in ganz einziger Art und Weife 
auch die Genofjenfchaften durch Gewährung von Gelddarlehen, wenn 
anter anderen 3. B. folgende Bedingungen erfüllt werden: 

a) Alle derartigen Vereinigungen müſſen als felbftändige Roh— 

ftoff-, Magazins, Produktiv⸗ und verwandte Genojjenfchaften 
auf Grund des Gefetes vom 9. März 1873 (R. ©. BI. Nr. 70) 
gebildet jein. 

b) Durch die Feitfegung jehr Heiner Ratenzahlungen auf die 
Geichäftsanteile, muß auch dem wirtſchaftlich Schwächſten 
die Teilnahme an der Genofjenfchaft möglich gemacht jein. 

c) Die Darlehen werden zu einem von Jahr zu Jahr feitge- 
fetten Zinsfuße gegeben und find binnen einer von Fall zu 
Fal beftimmten Zeit zurüdzuzahlen. 

Bis 1903 waren an 81 Genoſſenſchaften (Robftoffe, Magazin⸗ 

und Werkgenoſſenſchaften) Darlehen im Gejamtbetrage von 147,600 
Kronen (mit Zinsfuß zu 3"/. %/o) gegeben worden. Den Staat unter- 
ftüßen in diefer Hinficht wieder die PBrovinzialsBertretungen und 
gewerbliche Korporationen. (So hat die Handels- und Gemerbelammer 
in Reichenberg ſchon über 70,000 Kronen gegeben; der niederöjters 
reichifche Zandtag 200,000 Kronen; die Handelsfammer in Wien 
ftiftete einen Fonds von 200,000 Kronen und der Landtag Böhmens 
1898 auch 500,000 Kronen für den angegebenen Zweck.) 

Bur Pflege des Genofjenichaftsmejens jelbft Hat man die 
„Genoſſenſchaftsinſpektoren“ angeitellt, die bei Gründungen 
von gewerblichen Genoffenfchaften tätig find und dem Handels» 
minifterium über ihre Tätigkeit und Beobachtungen Bericht erftatten 

ollen. 
6 


Neben diefer durchaus praftifchen Tendenz der Gewerbeförde— 
rungsaltion legt man noch befonderes Gewicht auf die Erziehung 
und Ausbildung der Lehrlinge durch Ausstellungen von 
Lehrlingsarbeiten und Gründung von Zehrlingshorten 
(feit 1897). 

Die Ausftellungen von Lehrlingsarbeiten zerfallen in Lokal—⸗ 
und Bentralausftellungen, die die Lehrlinge zu tüchtigen Arbeitern 
ihres betreffenden Gewerbes anfpornen follen, dur PBrämierungen, 
Geldpreife (Sparlaffenbücher), gute Zenfuren, die für die Dauer der 
Lehrzeit ausfchlaggebend find. 

Bon 1299—1901 fanden 57 LRolalausftellungen mit 3749, 5 
Bentralausftellungen mit 1037 Bewerbern ftatt. 

Der jtaatlicde Gewerbeförderungsdienft des Handelsminifteriums 
zählte 1903: 17 technifche, 24 Bermwaltungsbeamte, 28 Fachlehrer,. 
Werkmeiſter und Borarbeiter. (Schluß folgt.) 


III 


Die Gemwinnbeteiligung der Arbeiter in 
indnftriellen Betrieben. 


Bom Saufmännifchen Berein in Bafel im Januar 1906 
prämierte Preisarbeit. 





Von Rudolf Baumann, Bajel. 


Benütte Quellen. 


Böhmert, Die Geminnbeteiligung, 1878. 

R. Einhaufer, Geminnbeteiligung, in der Zeitfchrift für die 
gefamten Staatswiffenjchaften, 1898. 

Biermer, in Elſters Handmwörterbuh der Bollswirtichaft. 
Artikel „Gemwinnbeteiligung.“ 

Wirminghaus, in Conrads Handmwörterbud der Staatswiljen- 
fchajten. Artikel „Beminnbeteiligung.“ 

Macrofty, Prämienſyſtem in der Mafchineninduftrie, in Soz. 
Braris, Bd. XII. ©. 905. 

Soz. Praxis: Diverfe Angaben aus den letzten Jahrgängen. 

Wegmann, in Reichesbergs Handwörterbuch der Schweiz. 
Bollsmwirtfchaft 2c. Artikel „Beminnbeteiligung“. 


Einleitung. 

Die Wegleitung des Kaufmännifchen Vereins zum Thema „Die 
Gemwinnbeteiligung in induftriellen Betrieben“ wünfcht eine Darftellung 
der Beteiligung der Arbeiter am Gejchäftsgewinne und Vorfchläge 
über die zmedmäßigfte Organijation dieſes Syftems. 

Ueber die Materie erxiftiert eine ſehr umfangreiche Literatur. 
Sie befteht in der Hauptfache aus Sammelwerken über die bisherigen 
Berfuche und ihre Refultate; wir haben diefen Werken eine Reihe 
von bejonders typifchen Verſuchen entnommen und fie zur Grund- 
lage unferer Erörterungen gemadt. Die Einteilung derjelben ent- 


ER: 


fpricht nicht ganz dem, was die Wegleitung des SKaufmännifchen 
Bereins im Auge hatte, und hauptſächlich mangeln der Arbeit detail- 
lierte und einläßlich begründete Vorfchläge für die Organifation der 
Gemwinnbeteiligung. Warum fie fehlen geht auß den Ausführungen 
jelbft hervor. 


I. 


Die Beteiligung der Arbeiter am Geminne iſt uralt. Jahr: 
hunderte lang auf Landwirtichaft und Fiſcherei befchräntt, fand fie 
fchließlih in der Neuzeit auch in Gewerbe und Induftrie Eingang, 
wenn auch nur allmählich und ohne daß befondere Anftrengungen 
gemacht wurden. Neuen Impuls erhielt die Angelegenheit durch eine 
Reihe in England und Nordamerika zu Beginn des verfloffenen Jahr: 
hunderts angeftellter Berjuche. Obwohl diefe fi, wie namentlich 
englijche Statiftilen bemweifen, nicht durchwegs bewährt haben, fand 
fi dennoch bald eine anſehnliche Zahl von Sozialpolitifern, die dag 
für Induftrie und Gewerbe damals jo viel wie neue Syftem lebhaft 
begrüßten und feine Verbreitung mit allen Mitteln betrieben. Und 
als dann hauptfächlich einer, der Gebäudemaler Leclaire in Paris, 
mit feinem Geminnbeteiligungsiyftem vorzüglich reüffierte, glaubten 
eine Anzahl von Bertretern jener Sreife, die Löfung der fozialen 
Frage gefunden zu haben.! Die jpätere Entwidlung des Anteilſyſtems 
bat indefjen diefen optimiftifchen Hoffnungen und Schlußfolgerungen 
nicht Recht gegeben. 

An Anftrengungen haben es die Anhänger des Syſtems troß 
vieler Mißerfolge bis in die jüngfte Zeit nicht fehlen lafjen. Bejondere 
Geſellſchaften hatten fich 3. B. in Frankreich gebildet’, und in Deutfch- 
land hatten die Förderer der dee ein Organ in Böhmerts „Arbeiter 


freund“ gefunden. 
II. 


Ueber den Begriff und das Weſen der Gewinnbeteiligung 
ſtimmen die Anſichten der Theoretiler und Praktiker nicht durchwegs 
überein. Die einen ziehen engere Grenzen, die andern hinwiederum 


So Geheimrat Dr. Engel 1867 in einem Vortrage über die Gewinnbe— 
teiligung (Berlin). 

°* Darunter: „Socièeté formée pour faciliter lötude pratique des diverses 
methodes de participation du personnel dans les benétices, de l’entreprise“ mit 
eigenem Organ: „Bulletin de la participation aux bénéfices.“ 


fubfumieren auch ſolche Syfteme unter den Begriff Geminnbeteiligung, 
die eigentlich mehr Prämienſyſtem oder Kapitalbeteiligung, oder aber 
MWobhltätigkeitsinftitutionen find. 

Die Geminnbeteiligung ergänzt den feiten Gehalt des Arbeiten 
den mit einem feft normierten Gewinnanteil. Sie fennt fomit ſowohl 
bedungenes (feften Arbeitslohn), als freies Einkommen (Anteil.) 
Iſt das bedungene Einfommen außgemerzt, mit andern Worten, ift 
die Löhnung nur vom Gewinn oder Berluft abhängig, fo ift der 
Arbeitende Unternehmer und bildet mit feinen Kameraden eine Bro- 
duktivgenoſſenſchaft. Die Beteiligung ift hier eine ganz andere, fie fällt 
nicht in den Rahmen diefer Abhandlung. 

Gratifilationen find feine Form von Geminnbeteiligung, mohl 
aber Tantiemen, wie fie feit langem ſchon höheren Angeftellten und 
Leitern fpeziell im Kaufmannsſtande ausgerichtet werden. Wo ein 
Gemwinnbeteiligungsiyftem richtig organifiert ift, fommt den Arbeitern 
nad bejtimmten Grundfäßen ein gemwiffer Anfpruch auf den Anteil 
zu; bei Gratififationen fehlt im Gegenfak zu Tantiemen, die in der 
Regel auf Vertrag beruhen, diefer Anfpruch; ihre Höhe und Beftim- 
mung hängen vom Willen des linternehmers ab. 

Es fommt vor, daß Arbeiter und Angeftellte am Bruttoertrage 
eine Unternehmens beteiligt werden, jo 3. B. Berläuferinnen in 
Ladengeichäften oder Leiterinnen von Filialen; auch hier kann e8 
fih, wenn ſchon die Abficht die gleiche ift, nicht um eine Beteiligung 
am Geminn handeln; der Gewinn hängt oft weniger vom Brutto= 
ertrage als auch von der Höhe der Produlktionskoſten, de8 Talents 
des Leiter, und, wie wir fpäter noch fehen werden, von den Sons 
jufturen ab. Der Geminn ift bier nicht zahlenmäßig feitgeftellt, 
folgli bedeuten diefe Zuſchüſſe auch feine Gemwinnbeteiligung. 

Ob auf Grund des Geſchäftsgewinnes berechnete Anteile, die 
nicht den Berechtigten felbft ausgehändigt werden, fondern zur Yeuff- 
nung und Unterhaltung von Unterftüßungsfonds, Penſionskaſſen zc. 
dienen, ebenfall® eine Form von Geminnbeteiligung ſei, darüber be— 
ftehen in den Streifen der Nationaldölonomen Differenzen. Die einen 
halten e8 zum mindeſten für zmeifelbaft; fie führen als Beifpiele 
an die Fälle, da die Bezugsrechte erlöfchen, wenn nicht eine gemiffe 
Anziennität im Dienfte erreicht wird. Andere dagegen find der 
Meinung, daß auch hier Gemwinnbeteiligung vorliege. 


Unſeres Erachtens ift eine Beteiligung am Gewinne nur dann 


gegeben — und man wird darin im Hinblid auf den Zweck derfelben 
beftärtt — wenn der Anteil den einzelnen Angeftellten befonders 
berechnet, und, falls er in Händen des Unternehmers verbleibt, ge— 
fondert verwaltet wird; d. h. wenn da8 einzelne Individum für fich 
am Geminn teilnimmt, nicht aber, wenn ein Prozentſatz des Gewinns 
den Arbeitern in der Gefamtheit zu gute fommt. Das lektere ift 
nicht der Fall bei der Barauszahlung des Anteil oder bei einer 
fonftigen für jeden einzelnen Arbeiter gejonderten Bermaltung, trifft 
aber dort zu, wo der Geminnanteil einem allgemein für die 
Arbeiter ganzer Betriebe errichteten Fonds, fei es nun eine Benfions-, 
Unterftügungs= oder Alterskaſſe, zufließt. In dem Falle wird ein 
beftimmter Teil des Reingewinns lediglich zur Errichtung zum Bes 
triebe gehöriger mwohltätiger Inftitutionen verwendet. 

In den Fällen, da die Auszahlung der angefammelten Geminn= 
anteile von der Errichtung einer gemiffen Anziennität im Dienfte 
abhängig gemadt ift, ift ftreng genommen ebenſowenig Gemwinnbe- 
teiligung vorhanden. Der Berechtigte kann hier nicht über feine 
Anteile verfügen, ja er weiß nicht, ob er fie je überhaupt erhält, 
denn der Auszahlung liegen Momente zu Grunde, die vielfach nicht 
vom Arbeitnehmer abhängen. Die ftrengere Auffafjung entipringt 
ferner zwei grundfäßlichen. Unterfchieden zwiſchen der Geminnbeteilis 
gung und diefer Form von Löhnung: Die Geminnbeteiligung ftellt 
eine Belohnung für vermehrte Arbeit dar oder follte fie wenigjtens 
darftellen; wo aber die Wuszahlung des Bonus (Geminnanteilg) 
noch an eine gemwiffe Dienstzeit gefnüpft ift, ift diefer Bonus nicht 
mehr Belohnung für vorzügliche Arbeit und damit vermehrten Ge— 
winn allein, fondern er ftellt dann hauptfächlich eine Entſchädigung 
(Prämie) dar für lange Dienftzeit. Es gibt immerhin Fälle, wo 
diefe Löhnung jo organifiert ift, daß, wenn auch nicht theoretifch, fo 
doc praftiich von einer Gemwinnbeteiligung gejprochen werden kann; 
es fommt alfo immer auf die Vorausſetzung des einzelnen Falles an. 

Wichtig ift ferner die Frage, ob da, wo die Arbeiter durch die 
Anteile zu Aktionären oder fonft durch Kapital am Gefchäft beteiligt 
werden, Gemwinnbeteiligung exiftiere. Die Gemwinnbeteiligung ift feine 
eigentümliche Unternehmungsform, denn die Arbeiter üben keinerlei 
Unternehmerfunftionen aus. Bei der Erwerbung von Gejchäftsanteilen 
erhält indefjen der Arbeiter gerade das, mas, eigentlich mit Unrecht, 
dem Weſen der Geminnbeteiligung abgeht: die Unternehmerqualität. 
Die Frage ift nun die: wird ein beliebiger Anteil zum Erwerb von 
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Geſchäftsanteilen verwendet, oder reſultiert der Lohnzuſchuß lediglich 
aus der Verzinſung ſolcher Geſchäftsanteile? 

Nun kann darüber kein Zweifel beſtehen, daß dort, wo ein 
beſtimmter Anteil zum Auflauf von Geſchäftsanteilen verwendet wird, 
Geminnbeteiligung vorliegt, denn durch die Gemwinnbeteiligung will der 
Arbeiter erjt Unternehmerqualität erwerben; er erhält eine wirklichen 
Bermögensvorteil aus feiner Betätigung als LBohnarbeiter. 

Beteiligung am Geminn durch Verzinfung von Gefchäftsanteilen 
ift dagegen nicht Gewinns fondern Sapitalbeteiligung. Und zwar 
geitaltet fich diefes Verhältnis in der Regel fo, daß die Unternehmung 
den Arbeitern und Angejtellten den Ankauf von Aktien und Gejchäfts- 
anteilen zu billigem Breife ermöglicht und diefe am Gewinn durch 
die Berzinfung diefer Gefchäftsanteile partizipieren läßt. Diefe Kapital- 
beteiligung findet fi} noch häufiger als die Geminnbeteiligung jelbit ; 
fehr oft find diefe beiden Syfteme auch miteinander kombiniert. 


Es fommt jedoch aud) vor, daß Geſchäftsinhaber die Dividenden 
einer beftimmten Summe folder Stapitalanteile rejp. Aktien, die fie 
zu Gunften der Arbeiter und ohne von diefen einen baren Gegenwert 
zu fordern, bereitgeftellt haben und die ftet8 im Befite der Gefell- 
Tchaften verbleiben, ihren Angeftellten gutjchreiben. Hier ift Gewinn— 
beteiligung anzunehmen, denn der Arbeiter erhält jeine Dividende 
nicht aus Beteiligung mit Kapital (er bezahlt ja nichts an die Altien) 
fondern fie ftellen eine Beteiligung der körperlichen Tätigkeit im 
Unternehmen dar, fließe fie nun als Dividende oder in anderer Weife. 


In mander Beziehung viel Aehnlichkeit mit der Gewinnbe— 
teiligung hat das Syitem der gleitenden Lohnffalen, wie wir es in 
vielen engliichen und nordamerifanifchen Betrieben hauptfächlich der 
Kohlens und der Eifeninduftrie eingeführt ſehen. Es bezwedt, die 
Arbeitslöhne mit der Marktlage und dem allgemeinen Gejchäftsgang 
in Uebereinftimmung zu bringen. Der Hauptbeftandteil der Skalen 
ift ein auf Grund des Durchjchnitts mehrerer Jahre feſtgeſetzter 
Normalpreis (der Erzeugnifje) und ein Normal lohn (der Arbeiter). 
Der Marktpreis, der fich um den Normalpreiß bewegt, wird durch 
Rechnungsſachverſtändige für den ganzen Diftrift oder Grafjchaft 
feitgejegt, und entiprechend deren Feltfegungen oszilliert der wirkliche 
Lohn jelbittätig um den Normallohn. 

Unter die Gemwinnbeteiligungsfyfteme kann die Lohnſkala ſchon 
deshalb nicht gezählt werden, weil fie ebenfall8 nicht den Lohn nach 
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dem Netto⸗, jondern nad) dem Bruttvertrage beftimmt. Auch bier 
gilt, was für die Anteile am Bruttoertrage weiter oben gejagt ift: 
Berlaufspreis und Gewinn find nicht identifh. Ein tüchtiger und 
umfichtiger Leiter und ein jparfames forgfältiges Berfonal vermag 
jelbft bei niedrigen VBerfaufspreijen noch etwelchen Gewinn zu erzielen, 
mwährenddem ein ungefchidter Chef und eine nachläffige Arbeiterfchaft 
bei verhältnismäßig günftigen Konjunkturen mit Berluft oder doch 
nur mit befcheidenem Geminn arbeiten kann. 


Wie unabgellärt und divergierend die Anfichten über das Weſen 
und den Begriff der Gemwinnbeteiligung noch find, zeigt eine Mit» 
teilung der Sozialen Braris, Bd. VIL, S. 812 unter dem hoffnungs⸗ 
vollen Titel: „Verbeſſertes Gemwinnbeteiligungsiyftem*. Es handelt 
ih um die Filzfabrik von Alfred Dolge in Dolgeville bei New-York. 
Nach der Mitteilung werden in diefem Unternehmen für bejonders 
gute Leiltungen auf Stüdlohn Arbeiterprämien!! zu Gunften von 
Lebensverficherung, Altersverforgung 2c. der Arbeiter zugeſprochen. 
Diefes Syftem ift alle8 andere eher denn Geminnbeteiligung ; nicht 
auf Grund des Gejchäftsgewinnes erhält der Arbeiter Zufchüffe, 
fondern infolge feiner perſönlichen effeltiven Arbeitsleiftung Wir 
haben e8 bier mit verfeinertem Stüdlohn in Verbindung mit dem 
Prämienſyſtem zu tun. 


II. 


Was ift nun der Zweck der Gemwinnbeteiligung? Man kann 
von Gutem und Schlimmen reden. Bon Schlimmem dann, wenn 
mit dem Anteilſyſtem bezwedt werden foll, die Arbeitnehmer ihren 
Drganifationen zu entfremden, und wenn damit etwa noch politifche 
Biele verfolgt werden wollen. Wenn ſchon Verſuche, die Arbeiter 
‚ihren Organifationen zu entziehen, in den heutigen Zeitläuften ein 
ausficht8lofes Unterfangen find und wenn dieſes Vorgehen ohnedies 
oft mit Recht verurteilt werden muß, jo follten doch nicht aus dieſen 
Gefichtspunften beabfichtigte Zwecke folder Art als fchlimme be= 
zeichnet werden. Nein! Wir erachten derartige Beltrebungen als 
unzuläffig und zu verwerfende darum, weil fie damit dem Geminn- 
beteiligungsfyften jelbft zum größten und gefährlichiten Gegner 
werden, ihm am meiften Abbruch tun. Diefen Gründen ift e8 zuzu— 
fchreiben, daß die organifterte Arbeiterfchaft der Beteiligung am 
Geminn fo wenig Interefje entgegenbringt und ſie manchenorts geradezu 
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bekämpft. Und im Hinblick auf das, was ſchon mit Hilfe der Ge— 
mwinnbeteiligung zum Nachteil der Arbeiterfchaft verfucht wurde, darf 
ihnen diefe Stellungnahme nicht verargt werden. 


Reden wir jedoch von den Aufgaben, die mit der Einführung 
der Gewinnbeteiligung bezwedt werben jollten. Es wäre da in 
eriter Linie von der Abſicht, die Mrbeiterfchaft zu längerem 
Berbleiben im Betriebe zu veranlaffen, eine größere Stabilität her- 
beizuführen, zu fprechen. Im Anjchluß an das oben gefagte nennen 
wir diefe Aufgabe an erfter Stelle deshalb, weil gerade fie fo oft 
der Borwand zum Beginn des Kampfes gegen die Arbeiterorgani- 
fation geworben ift. Ob mit Unrecht auf diefer oder jener Seite bleibe 
dabingeftellt. Jedenfalls ift ficher, und bleibt Iebhaft zu bedauern, 
daB viele Verfuche lediglich aus diefem Grunde ein vorzeitige Ende 
gefunden haben. 


Für den Unternehmer ift ein ftabiler Arbeiterftand von unges 
meiner Wichtigkeit. Diefe wird umfo größer, je mehr bejondere Hand⸗ 
fertigfeit zur Erzeugung der Ware notwendig ift, und je mehr 
Spezialitäten angefertigt werden. Der Betriebsinhaber kann in ſolchen 
Betrieben mit einem Leinen Stamm eingearbeiteter, erprobter und 
langgedienter Arbeiter viel mehr produzieren, und wird dabei in der 
Regel auch finanziell beffer fahren, als in gleichartigen Unternehmungen 
mit regem Mrbeiterwechfel. Auch wird meiftens das Berhältnis 
der Ürbeiter zu der Leitung bejjer; man lernt ſich eher verftehen 
und vertragen. 


Zur Zeit, da man in der Einführung der Geminnbeteiligung 
nod eine Zöfung der fozialen Frage erblidte oder ihr menigftens 
jonft große Wichtigkeit beimaß, war diefe Stabilität im Arbeiterftande 
von nur nebenfächlicher Bedeutung. Vielmehr begrüßte man das 
Anteiliyftem in erfter Linie al8 ein Mittel, den Lohnarbeitern die 
Früchte ihrer Arbeit beifer und volllommener zuzuwenden: fie follten, 
von dem Sprihmwort „Jedem da8 Seine“ ausgehend, an den oft 
enorm hohen Gewinnen ebenfall8 nach Maßgabe ihrer Arbeitsleiftung, 
des Lohnes reip. ihres Einfluffes auf die Höhe diefes Gewinns, 
partizipieren. Die Ausfiht auf hohen Gewinnanteil jollte Arbeiter 
und Angeftellte veranlaffen, ihrerfeit8 an Materialien möglichft zu 
fparen, die Produktionskoſten auf ein Minimum zu befchränfen, felber 
aber auch ihre ganze Energie und alle ihre Talente in den Dienft 
der Unternehmung zu ftellen, um jo die Nettoerträgniffe zu vergrößern. 
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Nun ift gewiß richtig, daß das Taglohnſyſtem in dieſer Hinficht 
bedeutende Nachteile hat: der Arbeiter erhält feinen feiten Bohn, der 
in der Regel dann no mit Rüdfiht auf das Unternehmerrififo- 
ziemlich niedrig gehalten ift, ausbezahlt, ohne Rüdfiht darauf, ob- 
die Gejchäftsrechnung mit einem mehr oder weniger beträchtlichen 
Plus oder Minus abſchließe. Man bat, um dieje Uebelftände zu 
mildern, Prämien und Akkordſyſteme eingeführt. Troßdem die 
Geminnbeteiligung eigentlich in erfter Linie berufen märe, dieje 
Ungleichheiten auszugleichen, fo ift fie doch durch die genannten Lohn⸗ 
arten mit ihren zahlreichen Varianten und fpeziell in der Groß- 
induftrie überflügelt worden. Neben vielen andern ift der vornehmſte 
Grund der: die Geminnbeteiligung redet wohl von zahlenmäßigem 
Anteil am Gewinn, nicht aber von zahlenmäßigem Anteil am — 
Berluit. (Fortfegung folgt.) 
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Soziale Chronik. 


Arbeiterſchutz. 


Italien. Zur Frage des internationalen Arbeiterſchutzes 
meldet eim italienifches Blatt folgendes: 

In Folgewirkung der am 15. April 1904 zwiſchen Italien und Frankreich 
abgejchlofjenen und am 8. Dftober 1904 ratifizierten Konvention über die 
reziprofe Behandlung der Arbeiter beider Länder im fozialgejegliher Hinſicht, 
find Bevollmächtigte von dem beiderjeitigen Regierungen ernannt worden, um 
die Grundlagen für eine weitere Vereinbarung über die Fragen zu ftudieren, 
die aus der Gefeßgebung über die Betriebsunfälle der italienischen Arbeiter 
in Franfreih und umgekehrt fich ergeben. Man glaubt, daß dieſe Berein- 
barung mit dem nahe bevorjtehenden Augenblif Geltung erlangen wird, wo 
die italienische Regierung ihre Abficht, die Organifation der Arbeitsinfpeftion 
zu vervollfommmen, aufgeführt haben wird. Eine vierte Vereinbarung, deren 
Borbereitung ſchon ziemlich weit gediehen ift, faßt die Garantien zur Ber: 
meidung von Perjonenunterfchiebungen und Zeugnisfälfhungen ind Auge. 
Endlih ift der Entwurf einer Konvention mit Belgien in Vorbereitung und 
e8 beginnen bereit3 die internationalen Vereinbarungen über die Regelung 
der Arbeitszeit und der fozialen Verjicherung, zu denen Franfreih und Italien 
die Initiative ergriffen und die auf dem Internationalen Verſicherungslongreß 
zu Wien Beifall gefunden haben, in Kraft treten. 

England Die liberale engliſche Regierung hat ſich unter dem Einfluß 
der nunmehr ftarfen parlamentarifchen Arbeitervertretung im Prinzip bereit 
erHlärt, eine ftaatlihe Alter8verjiherumg einzuführen. Die Yondoner 
„Morning Poft“ teilt darüber folgendes mit: 

Am 15. Februar empfing der Minifterpräjident im Beifein des Finanz: 
minifters im Minifterium eine Abordnung von Gewerfvereinern und Gemerf: 
vereinsjetretären. Die Abordnung verfolgte den Zmed, die Notwendigkeit einer 
nationalen Altersverjiherung für das englifche Voll, Männer und Frauen, 
darzutun. Die Öewerkvereine wünjchen, daß die Rente jedem Bürger oder 
Bürgerin vom fechzigften Yebensjahre an in Höhe von 5 Mi. wöchentlich gezahlt 
werde. Die Koſten follen vom Reiche getragen werden. Herr D. E. Cummings, 
Bertreter des Gewerkvereins der Keſſelmacher und Eijenfchiffbauer, führte die 
Abordnung ein. 

Der liberale Minifterpräfident Sir H. KCampbell:Bannerman teilte der 
Abordnung mit, dag alle Behörden Großbritanniens die Gewerkvereine als 
Bevollmächtigte der Arbeiterichaft anerkennen und im Falle von Arbeitsftreitig: 
feiten mit den Öemwerfvereinsjefretären unterhandeln würden. Einzelfälle 
müßten allerdings wie bisher behandelt werden. Er ſei auch der Meinung, 


u DE 


daß es von großem Borteil wäre, und daß es Mißverftändnijjen vorbeugen, 
Krankheitszuftände heilen und Streitigkeiten abfürzen würde, wenn die Be— 
hörden inbezug auf Beſchwerden ihrer Angeftellten dasjelbe täten, wie gewiſſe 
verftändige Arbeitgeber, nämlich: die Vermittlung der Gewerfvereinsvertreter 
anzuerkennen. 


Die ftaatliche-Altersverfiherung betrachte er mit Sympathie. Obgleich 
manche Yeute, die die Sache nicht näher ftudiert hätten, fagten, die Alters— 
verjicherung bedeute die Unterminierung der Unabhängigkeit des Bolfes, glaube 
er doch, daß die Alterverficherung fegensreih wirfen würde. Eine fo groß- 
zügige Reform würde dem Volke das Gefühl der Unabhängigkeit und Sicherheit 
für feinen Lebensabend geben, Männlichkeit und Mut in Gefahren heben. 


Woher das Geld für die Berfiherung fommen ſolle? Diejen intereflanten 
Geſichtspunkt zu erwägen, überlaffe er lieber dem Finanzminifter (Heiterkeit 
der Deputierten). Einfach ſchiene die Finanzierung des Projektes weder ihm 
noch) jeinen Kollegen. Sigungen über Sigungen aller Art hätten die Schwierig- 
feiten gezeigt. rund zum Kleinmut jet trogdem nicht vorhanden. Er wünſche 
allerdings nicht für einen von denen gehalten zu werden, die allerlei Projekte 
aushedten, ohne den Koftenpunft zu bedenken. Er glaube, daß es möglich 
werde, für einen fo mwohltätigen Zweck Staatsmittel flüffig zu machen, wenn 
nur die Regierung im allgemeinen fparfamer mwirtfchafte und meniger ehr: 
geizige und aufregende Politik treibe.. Doch ſolche Erwägungen gehörten 
weniger in den Geſichtskreis der Gemwerkvereine. Heute dürfe die Abordnung 
nit verlangen, daß er auf Heller und Pfennig nachweile, wie fi die Alters- 
verjiherung finanziell aufbauen werde. 

Der Finanzminifter Mr. Asquith ſchloß fih den Ausführungen des 
Minifterpräfidenten an. Die Regierung jympatbhifiere mit den Vorſchlägen 
der Gemwerfocreine und werde das ernfte umd eilige Problem der Altersver— 
fiherung möglichft raſch zu verwirklichen tradhten. jedes Wort, das über den 
gegenwärtigen Stand der Dinge und ihre Unhaltbarfeit gejagt werde, erwede 
ein zuftimmendes Echo in der Bruft der Regierung. Es wäre jedod eine 
Frage der Zedmäßigkeit, feine Hoffnungen zu nähren, ehe man fi nicht 
im Befige eine® genügend großen Fonds jehe, oder che man nicht wenigftens 
begründete Hoffnung auf Beſchaffung eines derartigen Fonds habe. Zurzeit 
müſſe er offen befennen, fein Geld für eine Altersverfiherung zu befiten 
und es beftehe auch feine vor dem Prüfftein der Vernunft ftichhaltige Hoffnung, 
Geld für diefe Zwede zu erlangen. Es gebe ja einen Weg und zwar nur 
einen einzigen Weg, um diefe und manche andere foziale Reform, die am 
legten Ende Geldfragen wären, zu verwirklichen. Diefer Weg fei, alle Extra— 
vaganzen in der auswärtigen Politif zu unterlaffen, die Staatsjchulden zu 
tilgen und die Staatsfinangen zu gefunden. Das wäre der erfte Schritt 
zum Ziele der fozialen Reformen und diefen Schritt würde die jegige 
Negierung tun. 

Die Abordnung der Gemwerkvereine dankte dem Minifter für feine Sym— 
pathie und die Dffenheit des Befcheides und verabjchiedete ſich jodann. 


Soziale Hygiene. 


Dentſchlaud. In Breslau hat die Stadtverordnetenverfammlung be- 
ſchloſſen, ein HädDLIfhes Wohnungsinspeftorat zuerridten. Aus der 
ftadträtlichen Begründung diefer Maßregelfeien hier folgende Stellen ausgeführt: 

Da die Baupolizei trog eifrigen und wirkſamen Einfchreitend doch 
gegenüber dem Umfange des Wohnungselends zumal in den alten Stadtteilen 
verfage, habe die ſtädtiſche Gejundheitsfommiffion aus ihrer Mitte einen 
Wohnungsansfhur gebildet, der nah Erkundigungen bei anderen Städten 
zunädft probemeije in einzelnen Straßen Wohnungsbefichtigungen nad) einem 
bejtimmten formularmäßig feftgelegten Programım vorgenommen habe. Die 
dabei zutage getretenen Mißftände hätten ergeben, daß eine im Ehrenamt 
nebenher geübte Wohnungspflege nicht ausreiche, fondern eine voll bejoldete 
Arbeitskraft eine® Gemeindebeamten dafür nötig fei. Demgemäß habe die 
Geſundheitskommiſſion einftimmig bejchloffen, vom 1. April nächften Jahres 
ab einen Wohnungsauffeher als befoldeten Gemeindebeamten anzuftellen, der 
eine Baugewerkſchule beſucht und die Berechtigung zum einjährigfreiwilligen 
Militärdienft erworben haben muß. Diefer ſoll einem Magiftratsdezernenten 
und der Gefundheitsdeputation unterftelt jein und nah deren Beſchlüſſen 
und Berfügungen fyitematifhe Wohnungsbefihtigungen vornehmen. Als 
Arbeitsmaterial follen ihm die eingehenden Anzeigen und Beſchwerden über 
geſundheitsſchädigende Wohnungen überwiefen werden und es follen von ihm 
ferner von Amts wegen dauernd Befihtigungen in Häufern vorgenommen 
werden, die entweder von der ftädtifchen Baupolizeivermaltung als itbelfländig 
bezeichnet werden oder ſonſtwie den Verdacht fchlechter Wohnungsverhältnifie 
erweden. Beigegeben jollen dem Wohnungsanffeher werden drei für beftimmte 
Stadtbezirke beftellte Unterfommiffionen des Wohnungsausſchuſſes, in denen 
je der für den Bezirk zuftändige Kreisarzt, der zuftändige Baupolizeiinfpeltor, 
ferner der Etadtarzt, ein Hausbefiger und ein Nichthausbefiger, legtere beiden 
als Ehrenbeamte, vertreten jein follen. In allen Fällen, in denen vom 
Wohnungsanffeher wichtigere Veränderungen der befichtigten Wohnungen für 
notwendig erachtet werden, ſoll eine örtlihe Nachprüfung der Wohnungs» 
verhäftnifie durch die für den betreffenden Bezirk zuftändige Kommiſſion 
erfolgen, und erft nad Abgabe des Gutachtens diefer Kommiffion follen 
weitere Maßnahmen ergriffen werden. Grundſätzlich ſoll daber Abhilfe der 
vorhandenen Mißſtände zunächſt durd Rat, Belehrung oder Mahnung ver: 
ſucht werden und erft im Falle diefe Mittel nicht ausreichen, foll das Erforder: 
liche wegen Herbeiführung baupolizeilihen Einfchreitens veranlaßt werden. 
Ueber die an vorhandene Wohnungen zu ftellenden Mindeftanforderungen 
follen maßvolle Normativbeitimmungen aufgeftellt werden. 


Bewegung der Rapitaliftiiden Anternehmer. 

Schweiz. Wie die Zeitungen berichten, bat der Arbeitgeberverband 
ſchweiz. Majchineninduftrieller beftimmt, daß Arbeiter, melche fich eines Streiks 
oder Streifverfuhs ſchuldig machen, während der Dauer von zwei Jahren 
in feinem dem Berbande angehörenden Firmen Anftellung finden dürfen. 
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Bewegung des Mittelſtandes. 


Schweiz. In Zürich fol eine Kleinhbandel3- und Gemwerbe- 
tammer ind Yeben gerufen werden. Eine vor kurzem abgehaltene Delegierten- 
verfammmlung der in Betracht kommenden nterefientengruppen konnte ſich 
allerdings nicht verhehlen, daß in manchen Fällen die Intereffen der Kaufleute 
und der Öewerbetreibenden fich gegenüberftehen, glaubte aber trogdem eine 
Einigung herbeiführen zu fönnen angefichts der gemeinjamen Feinde, als 
welche bezeichnet wurden: die großen Warenhäufer, die ſich immer ungenierter 
gebahren und breiter machen; die ambulanten Warenlager, oft Ableger diefer 
Warenhäuſer; die jih unheimlich raſch mehrenden Konſumgeſellſchaften und 
Genoſſenſchaften; die Abzahlungsgefchäfte mit ihrem unmoraliſchen Zahlungs- 
modus; die Schmuglonfurrenz, die durch fchwindelhaftes Anpreifen der Waren 
und gehäjfiges Heruntermachen verwandter Geſchäfte zum allgemeinen Aerger 
geworden find; die leichtfinnigen Schuldenmader, die Treu und Glauben 
mißbrauden. Es murde ein Statutenentwurf beraten, der im mejentlichen 
folgendes bejtimmt: Die Zürcheriſche Kleinhandels- und Gewerbefammer (eine 
Bereinigung zum Schuge und zur Förderung von Handel und Gewerbe im 
Kanton Zürich) wird gebildet au8 den Handels- und Gewerbeverbänden des 
Kantons Zürich mit ihren Mitgliederbeftänden. Der Zweck der Vereinigung 
ift die gemeinfame Prüfung aller in das Gebiet von Handel und Gewerbe 
eingreifenden Gejegesvorlagen, die Ueberwachung der Handhabung der Gejege, 
jomwie die intenfive Verfolgung aller das Intereſſe des Handels: und Gewerbe— 
ſtandes berührenden Tagesfragen. Sollten fi bei Behandlung von Maß: 
nahmen zwijchen Handelsjtand und Gewerbeftand größere prinzipielle Differenzen 
ergeben, die in der Delegiertenverfammlung nicht ausgeglichen werden künnen, 
jo ift die Verfolgung der betreffenden Angelegenheit den Berufsvereinen zu 
überlaſſen. Die Delegiertenverfammluug beftellt einen Borftand, beftehend aus 
dem Bureau und fünf weiteren Mitgliedern, die nicht der das Bureau be— 
ftellenden Berbandsfektion angehören dürfen. Die gefchäftlihe Yeitung der 
Bereinigung wird einer Verbandsſektion übertragen, die auß ihrer Mitte das 
Bureau beftellt. Jede Sektion wählt auf je 100 Mitglieder einen und auf 
jede8 angefangene Hundert einen meiteren Delegierten, im Marimum ſechs 
Delegierte. Jeder Berband entiendet mindeftens ein Mitglied in die Dele- 
giertenverfammlung. Die Delegierten werden zur Erledigung prinzipieller 
Fragen und zur Berichterftattung alle Vierteljahre, wenn nötig auch öfter, 
einberufen. Aljährlich findet eine Generalverfammlung ftatt. 
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Miscellen. 


Wiſſenſchaftliche Kurſe zum Studium des Alkoholismus. 


Dieſe Kurſe, veranſtaltet vom Zentralverband zur Bekämpfung des 
Alkoholismus, werden in Berlin vom 17. bis 21. April d. J. abgehalten 
werden. Das Programm iſt folgendes: 

Dienstag, den 17. April. Eröffnungsanſprache: Geh. Medizinalrat 
Profeſſor Dr. Rubner, Berlin. Alkohol als Nahrungsmittel. Geh. Medizinalrat 
Profeſſor Dr. Rubner, Berlin. Alkohol und Jugend (hygieniſch). Profeſſor 
Dr. med. Hartmann, Berlin. Alkohol und Seelenleben. Hofrat Profeſſor 
Dr. med. Sraepelin, Münden. 

Mittwoch, den 18. April. Alkohol und Jugend (pädagogisch). Direktor 
Dr. phil. Bergemann, Striegau. Alkohol und Arbeiterverfiherung. Regie— 
rungsrat Dr. Weymann, Berlin. 

Donnerstag, den 19. April. Geſchichte der älteren deutſchen Mäßig- 
keits- und Enthaltſamkeitsbewegung. Paftor Dr. Stubbe, Kiel. Einrichtungen 
und Beranftaltungen im Kampfe gegen den Alfoholismus. Dr. med. Paquer, 
Wiesbaden. Die Wirkungen des Alfohol3 auf die inneren Organe. Dr. med. 
Liebe, Waldhof-Elgershaufen. 

Freitag, den 20. April. Gefchichte der älteren deutfchen Mäßigkeits— 
und Enthaltjamfeitsbewegung. Paftor Dr. Stubbe, Kiel. Alkohol und Raſſen— 
hygiene. Dr. med. Ploetz, Schlachtenſee-Berlin. Altohol und Strafgejet. 
Oberarzt Dr. Juliusberger, Steglig-Berlin. 

Sonnabend, den 21. April. Belaftung der fommunalen Etats durch 
den Alkoholismus. Stadtrat Kappelmann, Erfurt. Schlußanſprache: Dr. von 
Strauß und Torney, Berlin, Senatspräfident des Obervermwaltungsgerichts. 
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Statiſtiſche Notizen. 


Die katholiſchen Arbeiterorganiſationen in der Schweſz. 


Hierüber wird im der „Monatsſchrift für chriſtliche Sozialreform“ im 
einem Artikel von Jul. Zimmermann folgendes mitgeteilt: 

„Der Berband chriftlichfozialer Arbeiterorganifationen der Schweiz hat 
fich feit der Gründung im Frühjahr 1904 fehr gut entwidelt. Dazumal 
zählte derfelbe faum mehr al3 5000 Mitglieder. Anfangs des Jahres 1905 
betrug der Mitgliederbeftand des Berbandes 16,000 und am Ende des Jahres 
ift diefe Zahl num auf 20,000 geftiegen. 

Nah den einzelnen dem Berbande angehörigen Organifationen zählt 
derfelbe gegenwärtig 21 Arbeiter: und 18 Arbeiterinnenvereine, dazu fommen 
dann noch die Gewerlſchaften, die 7 Branchen als gefonderte Gruppen und 
5 fogenannte gemijchte Gewerkſchaften umfafjen. Letztere werden jo benannt, 
weil fie die verjchiedenften Berufe in ſich vereinigen, die als einzelne noch zu: 
ſchwach find, am Orte eine eigene Öruppe zu bilden. Die 7 Branchengruppen 
verteilen fich auf folgende Ortsgruppen: Holzarbeiter 16, Metallarbeiter 20, 
Belleidungsbrande 8, Tertilinduftrie 6, Bauarbeiter 2, ftädtifche Arbeiter 2,. 
Maler 1. 

In größeren Induſtrieorten, wo jich bereit3 verſchiedene obgenannter 
Drganifationen gebildet, ſchließen fi dann diefelben, um einen fefteren Halt 
durch gegenfeitige enge Fühlung zu befommen, zu Ortsfartellen zuſammen. 
Solde finden wir bereit3 in St. Gallen, Zürih, Baden, Yuzern, Davos, 
Wil, Rorſchach, Goßau, Schaffhaufen und Frauenfeld. 

Was den Verband der hriftlihen Arbeiterorganijationen der Schweiz. 
am meiften vorwärts gebracht und was ihm auch iu Zukunft fein Terrain 
fihern wird, das ift jein gut ausgebautes Kaffa- und Unterſtützungsweſen. 
Eine Genofjenihaftsbanf mit über 600,000 Spargeldeinlagen und eine 
Senofjenihaftsdruderei, in der fämtlihe Truckarbeiten für den Berband 
gefertigt werden, das find große Unternehmungen, an die manch alter und- 
großer Verband nicht heranzutreten wagt und die die Führer der Chriftlich:- 
Sozialen der Schweiz bereit3 ſchon im legten Jahre verwirklicht haben.“ 
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Die Arbeiterfrage in Rußland. 


Von Dr. B. Totomianz (St. Petersburg). 


I. 


Bevor die ruffifche Induftrie die Form der Fapitaliftifchen 
Produktion, die wir jeßt bereitS vorfinden, angenommen, bat fie 
diefelbe Entwidlung durchgemacht wie die der übrigen Jnduftrieftaaten. 
Wenn wir den Entwidlungsgang der ruffifchen Induftrie mit dem 
der weſteuropäiſchen vergleichen, fo jehen wir neben mancher Ber- 
ichiedenheit eine durchgängige Analogie. Die Verſchiedenheit befteht 
darin, daß die ruffifche Jnduftrie infolge der fpäteren Entwidlung 
zum Sapitalismus noch nicht in allen ihren Broduftionsbrandhen 
die Form der Fabrikproduftion angenommen bat, und daß zugleich 
mit wirklichen Fabriken auch Webergangsformen wie Fabrifbureaus 
vorkommen, die fich nicht mit der Produktion felbft befaffen, fondern 
die Arbeit den in den Dörfern mohnenden Arbeitern vermitteln, wie 
es einft in Manchefter in der zweiten Hälfte des XVIU. Jahrhunderts 
üblich war, ferner auch die völlig primitiven Produftionsformen 
wie die Hausinduftrie, die jedoch raſch abwärts- und in der Yabrifs- 
produktion aufmwärtögeht, wo der Arbeiter, wie Marx jagt, jede 
Selbjtändigkeit, jeden Zufammenhang mit der produzierten Ware 
verliert und aus dem Eigentümer derjelben ein untergeordnetes, einer 
außerhalb jeiner Kontrolle jtehenden Organifation zugehörendes Atom 
wird, ein Sohmarbeiter, der feine Arbeit verkauft. Nach der Anficht 


, " Aus dem bei Nutten und Yoening in Frankfurt a. M. erichienenen inſtruk— 
tiven Werfe „Ruſſen iiber Rußland“. Der Abdruck der vorstehenden Abhandlung 
erfolgt mit Grlaubnis des Verfaſſers. Die Redaktion. 
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des kompetenteſten Kenners des ökonomiſchen Lebens Rußlands, Prof. 
G. v. Schulze-Gaevernitz, beſteht noch ein weiterer Unterſchied zwiſchen 
der ruſſiſchen und der weſteuropäiſchen Induſtrie. Im Weſten haben 
ſich die großen induſtriellen Unternehmungen allmählich aus den 
kleinen und mittleren entwickelt. In Rußland aber iſt die Großinduſtrie 
zum größten Teil mit einem Schlag „von Gnaden der Großkapi— 
taliſten“ entſtanden. Somit hat die Entwicklung der ruſſiſchen In— 
duſtrie bereits nach einer beträchtlichen Konzentration des Kapitals 
begonnen. Wenn wir ſogar die größte Baumwollſpinnerei der Welt, 
nämlich die Kränholmer in Narwa außer Acht laſſen, ſo iſt immer— 
bin die Durchſchnittszahl der Spindeln in Moskau und Wladimir 
größer als in England und Deutjchland. In Rußland bemerkt man 
auch zugleich fein jo raſches Wachjen der Großinduftrie wie in Weit: 
europa. Die Entwidlung der fapitaliftifchen Induftrie in Rußland 
zog nicht in gleihem Maße die Verdrängung der Handarbeit durch 
die Mafchinenarbeit nach fich, noch war jie von. den großen Erſchei— 
nungen auf dem Gebiete des wirtfchaftlichen Lebens begleitet, welche 
die wefteuropäifchen Vollswirtfchaftler veranlaßten, das Ende des 
XVIU. Jahrhunderts die Epoche der Ummälzung der Induſtrie zu 
nennen. Als die Grundurfache des Zurücbleibens Rußlands hinter 
dem Welten betrachten Dementjem und Schulge-Gaeverniß die Leib- 
eigenfchaft. Ihr zufolge hat die Periode der Hausproduftion in der 
ruffifhen Induftrie unverhältnismäßig lange gedauert. Erſt feit dem 
Jahre 1861 fam dieje in die Lage, die Produftionsform fich anzu— 
eignen, welche die weſteuropäiſche Induſtrie bereit® vor anderthalb 
Jahrhunderten angenommen hat. Die Befreiung der Bauern hat die 
Geldwirtichaft ins Leben gerufen, die eine unumgängliche Bedingung 
für die Entwidlung jeder Induftrie ift. Erft von diefem Jahre an 
datiert der rajche Verfall der Hausindujtrie und die Verwandlung 
in den Fabrifsbetrieb. Die Befreiung der Bauern machte ungeheure 
Rapitalien aus den Ablöfungsgeldern flüffig, die fofort in der In— 
duftrie und im Handel des Landes Verwendung fanden. Aber die 
Ablöfung der Handarbeit durch die Mafchinenarbeit Hatte bereits 
früher begonnen. Sie ging fehr langjam und unmerflich vor ſich; 
die Beibeigenenarbeit in den Gutsherren- und Boffejfionsfabrifen ?, 
die nicht den Gutsherren gehörten, waren zu billig, als daß fie die 

! Unter Pofjeifionsfabriten verftand man joldye Fabriken, die von der Regie— 


rung fubfidiert wurden oder von ihr die Erlaubnis befamen, Bauern zu kaufen 
wenn aud) die Fabrikbeſitzer ihrem Stande nad) dazu nicht berechtigt waren. 
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erſten Fabrikanten, ob ſie Kaufleute oder Adelige waren, zu bewegen 
vermocht hätte, ihr die Maſchinenarbeit, die mit größeren Geldkoſten 
verbunden war, vorzuziehen. Nichtsdeſtoweniger hatte der Prozeß 
der Ablöſung der Handarbeit durch die Maſchineninduſtrie ſchon im 
erſten Viertel des XIX. Jahrhunderts begonnen; in der Periode der 
raſcheren Entwicklung der kapitaliſtiſchen Produktion, die ſeit dem 
Jahre 1861 die billigen Arbeitskräfte der früheren Leibeigenen aus» 
beuten fonnte, bat er ein noch viel raſcheres Tempo angejchlagen. 

ALS die ruffifche Induſtrie die der weſteuropäiſchen ähnliche 
ökonomiſche Entmidlungsbahn betreten hatte, mußte fie auch diefelben 
Formen annehmen, welche die des Weſtens hatte, und Hat dies auch 
tatfächlich getan. Der Stübpunft, den die Vollsmaffen im Boden 
finden, der von manchen ruffifchen Delonomiften als Argument gegen 
die Möglichkeit der Bildung einer befonderen Arbeiters oder Prole— 
tarierflafje in Rußland, die immer die Begleiterjcheinung des Kapi⸗ 
talismus ift, angeführt wurde, ift noch jeßt ein Hemmnisfaltor, wenn 
auch nicht in fo hohem Grade, als man gewöhnlich annimmt. Die 
häufige Unzulänglichleit der Bodenparzele und der Verfall der 
Bandmwirtjchaft einerfeits, die geiteigerte Begünftigung der Induſtrie 
feiten8 der Regierung andrerfeits, jchmälern die Bedeutung des 
Bodeneigentums für die Ürbeiter in hohem Maße. Die Folge diefer 
Sadjlage ift die Bildung einer eigenen Klaſſe von Fabrikarbeitern, 
die wie zuvor als „Bauern“ gelten, die aber mit den eigentlichen 
Uderbauern nicht? zu tun und nur einen verſchwindend geringen 
Zuſammenhang mit dem Dorfe haben, dem fie feit Generationen den 
. Rüden gelehrt und wo fie auch bloß juridifche, in der Tat aber 
abjolut unrealifierbare Eigentumsrechte befigen. 

Diefe Entwidlung ift vor fi gegangen, ohne daß fie aus— 
ſchließlich vom Broteftionismus bedingt war. Schulze-Gaevernik 
behauptet fogar, die jetige induftrielle Entwidlung Rußlands wäre 
überhaupt undenkbar ohne die relative Handelsfreiheit in den 60er 
und 70er Jahren. Es wäre fonft unmöglich gemefen, in einer ver- 
hältnismäßig kurzen Zeit die unüberfehbare Oberfläche des ruffifchen 
Reiches mit einem Net von Eifenbahnen zu bededen, die ſowohl die 
Zufuhr von Rohftoff ald auch die Organifation des Abjates erleichtert 
haben und fomit die Grumdbedingung des Beitandes der nduftrie 
in Rußland geworden find. Der Ausgangspunkt der bezeichneten 
Entwidlung war die Enftehung eines ländlichen Broletariats, weil 
die Leibeigenen nach ibrer Befreiung feinen Bodenanteil befommen 
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haben, und die zahlungsunfähigen, abgabepflichtigen Bauern von der 
Dorfgemeinde gezwungen wurden, ihre Grundſtucke an die vermögen— 
deren Dorfgenoſſen abzutreten. Dazu kamen noch die Bodenumteilungen, 
die die Grundſtücke der Gemeindebauern ſo parzellierten, daß dieſe 
vom Ertrage des Bodens abſolut nicht leben konnten. Außerdem 
bat das ruffifche Dorf, wie M. Kowalewski fagt, troß der relativ 
ſpärlichen Bevölkerung einen Ueberſchuß an Arbeitsfräften, die aus— 
wandern müſſen. Nach den amtlichen Berechnungen für das Jahr 
1894, die in einem nördlih von Moskau gelegenen Rayon gemadt 
wurden, ift ein Aderbauer imftande, 4'/s Dekjatin zu bebauen. Sn 
der Mittelzone, wo die Sichel durch die Senfe erfegt ift, kann ein 
Ürbeiter 6 Dekjatin, in den jüdlichen Provinzen aber, mo die 
Erntezeit länger anhält, kann er ungefähr $ Dekjatin bebauen. Auf 
Grund diefer Daten find die ruffifchen Statiftifer, befonders die von 
den Semſtwos, die als die beiten ruffiichen Statiftifer gelten, zum 
Schluß gelangt, daß die Zahl der Arbeiter, die für den Aderbau 
in den 50 GouvernementS des europäilhen Rußlands erforderlich 
find, nicht größer als 13,481,864 fein dürfe, da wir aber mit 15'/s 
Millionen rechnen, fo haben wir einen Ueberſchuß von 2,074,756 
Ürbeitern. Die größte Zahl der unbejchäftigten Hände befindet fich 
in der dichter bevölferten induftriellen Zone, wo fie ein Viertel der 
Gejamtbevölferung ausmacht. Dann folgen die Schwarzerde-Gouver- 
nement3 und bejonders die drei öftlichen — das Kaſaner, Niſchni— 
Nomwgoroder und Simbirsker. Die jtatiftifchen Forfchungen ergeben, 
daß die Zahl der Perfonen, die feine Beichäftigung bei der Feld- 
arbeit finden, 15° der Gefamtbevölferung des Gouvernements 
Nifchni-Nomgorod, 14'/2%,, des Kaſaner und 20'/2°/o des Simbiräfer 
ausmacht. In den fieben Gouvernements, die den nördlichen Teil 
der Schwarzerdezone bilden, aljo in den Gouvernements Benfa, 
Drel, Tambow, Tſchernigow, Rjaſan, Tula und Kursk, beträgt der 
Ueberſchuß der Agrifulturbevölferung mehr als eine halbe Million, 
d. 5. 20°, der Gefamtbevölferung. Die Zahl derjenigen, die feinen 
Feldbefit haben, ſchwankt zwifchen 3,7 und 5 - 6°. In der Ukraine 
bildet die Zahl der unbejchäftigten Arbeitskräfte in den Gouverne— 
ment Charkow, Woronefch, Poltawa 24°/ der Gejamtbevölferung, 
in den drei Heinruffifchen Gouvernements (Kiew, Podolien und 
MWolynien) werden fie auf 386,000 geſchätzt. Gegenwärtig finden 
wir die größte Zahl von Arbeitslofen, die auswärts ihren Erwerb 
juchen müffen, gerade in der fruchtbarften Zone, in der fogenannten 
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Kornlammer Rußlands. Ihre Zahl beträgt 1'/. Millionen, d. h. °/ı 
aller arbeitslofen Wderbauern. Darunter find auch Bauern, die 
1 Debjatin pro Kopf befiten. Noch im Jahre 1878 zählten fie in 
der Schwarzerdezone, außer den Steppen Neurußlands (Beffarabien), 
gegen eine halbe Million, d. 5. */s der Bauernbevölferung. In dem- 
felben Rayon finden wir viele Bauern, die gar feinen Grundbefig 
haben. Im Gouvernement Kursk gibt e8 deren 37,000, in Boltama 
über 20,000 ufm. Somit gibt e8 im europäifchen Rußland mehr 
Broletarier, als feine Fabriken verwenden fünnen. In der Tat hat 
e8 laut den amtlichen Daten von 1892 in Rußland faum 1,132,000 
Fabrik» und ſonſtige Jnduftriearbeiter gegeben. Und zwar verteilte 
fich diefe Million folgendermaßen: 1. auf Polen 150,000; 2. auf 
die ruffifchen Fabriken und Betriebe, die eine Jahresproduftion von 
mehr als taufend Rubel haben: 519,686 Arbeiter, 177,092 Arbeis- 
terinnen und 22,761 Minderjährige, die noch nicht 16 Jahre alt 
waren; 3. auf die Fabriken mit geringerer Produftion — 95,673 
Arbeiter beiderlei Geſchlechts; 4. auf induftrielle Unternehmungen, 
deren Produkte mit einer Acciſe belegt find, wie Spiritus, Tabat, 
Bier — 148,860, und 5. in den Bergmwerfen 131,592 Arbeiter. 
Alfo — fagt M. Kowalewski — beichäftigt die Induſtrie bis— 
lang bloß die Hälfte der Arbeiter, die feinen Aderbau treiben. Auch 
W. Iljin bezeugt e8, daß es eine große Zahl von folchen Arbeitern 
gibt, indem er bejtätigt, daß es in Rußland und zwar bloß in den 
„inneren“ fünfzig Gouvernements, noch in den Y0Oer Jahren des 
verflofjenen Jahrhunders nicht weniger als 3',. Millionen Lohne 
arbeiter und Taglöhner gegeben bat. Außer den befiglofen Bauern, 
die weder Haus noch Feld haben, gab e8 noch vor zehn Jahren in 
den genannten Gouvernements von 10 Millionen Barernmwirtichaften 
über 3 Millionen, die feine Pferde Hatten. Somit find diefe Bauern 
nur nominell Aderbauer. In der letzten Zeit ift die von uns ange- 
gebene Arbeiterzahl natürlich gewachſen. Nach den Berechnungen 
M. Tugans-Baranomslis vom Jahre 1897 bildeten die Arbeiter in 
den ruffiichen Großinduftrien, darunter auch die Eifenbahner, gegen 
83/ der erwachſenen männlichen Bevölkerung, die Hleinproduzenten, 
d. 5. die Haußarbeiter und die ftädtifchen Handwerker 12°/ (3 Mil- 
lionen) der Einwohnerſchaft. Derfelbe Forſcher hat auf Grund von 
Zahlenangaben, die in den Handelsdofumenten enthalten find, feft- 
geftellt, daß der Handel nicht weniger als 1 Million erwachfener 
Männer, d. h. gegen 4°/o der der erwachſenen männlichen Bevölferung 
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des Landes beichäftigt. Vom Jahre 1882 bis 1895 ift bei uns die 
Steinfohlenproduftion von 891,000 Waggons auf 3,348,000 geftiegen, 
mobei in den großen Steinfohlengruben, die jährlich 5000 oder noch 
mehr Waggons erportieren, die Ausbeute von 388,000 Tonnen auf 
2,641,000 geftiegen ift, d. 5. fich etwa um das Siebenfache vergrößert 
bat. In den Kohlenwerken jedoch, die 1000-5000 Waggons expor⸗ 
tieren, ift fie nicht geftiegen. Die Zahl der Baummollfpinnereien, 
die über 50 Arbeiter bejchäftigen, ftieg in den 50 Gouvernements 
Rußlands in der Zeit vom Jahre 1866 bis 1894 von 168 auf 244, 
d. 5. fie vermehrte fi um 25°,. Die Zahl der dort befchäftigten 
Arbeiter wuchs von 32,004 (1866) auf 234,506 (1894), was einen 
Zuwachs von etwa 300°/o bedeutet. Im Jahre 1366 gab es Feine 
einzige Baummollfpinnerei, die 5000 Arbeiter oder noch darüber 
beichäftigt hätte, im Jahre 1879 gab es eine einzige derartige Fabrif, 
1894 deren 8 mit zufammen 54,981 Wrbeitern. Die Anzahl der 
Arbeiter in den großen Baummollfpinnereien bat fih im Laufe von 
15 Jahren (1879— 1894) um mehr als das Sechsfache vergrößert. 
Nach den Angaben Dementjews, die wir im Sammelkwerk „Rußland 
am Ausgange des XIX. Jahrhunderts“ finden, betrug die Gefamtzahl 
der Arbeiter in den Fabriken, Bergwerken und fonftigen Induftrien 
(zufammen 39,029) des ruffifchen Reiches, außer Finnland, 2,100,000. 
Die größte Zahl der Arbeitshände wird von den zwei großen In— 
duftriezweigen — der Zertil- und Montaninduftrie — in Anſpruch 
genommen, und zwar bejchäftigt die erftere 643,000, die zweite 
548,000 Arbeiter. Eine große Anzahl von Arbeitern bejchäftigt auch 
die Produktion der Nahrungsmittel (255,000), dann die Metallbes 
arbeitung (214,000) und die Keramik (143,000). In der Tertil- 
induftrie nimmt den eriten Plat die Bearbeitung der Baummolle 
ein, die 316,000 Arbeitern Arbeit verfchafft, dnnn folgen die Bear— 
beitung der Wolle mit 137,000 Arbeitern, die Flachsſpinnerei mit 
52,000 und die Seidenproduftion mit 38,000 Mrbeitern. Sn der 
Tahrungsmittelbrande ſteht an erjter Stelle die Zuderproduftion, 
die in 258 Fabrilen 101,000 Arbeiter beichäftigt. VBerhältnismäßig 
große Induftriebrandhen find auch die Müllerei mit 48,000 und die 
Branntweinbrennerei mit 30,000 Arbeitern. Mehr als die Hälfte 
aller Arbeiter, der Gruppe der Metallbearbeitung angehörend, nämlich 
120,000 Mann, arbeitet in den mechanifchen und Mafchinenbaufabrifen. 
In der Gruppe der feramifchen Induſtrie bejchäftigt nach den Ziegel— 
brennereien, die mehr als 66,000 Menfchen Arbeit verfchaffen die 
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Glashüttenbranche die größte Anzahl von Arbeitern, nämlich 37,540. 
Die Gefamtzahl der Arbeiter, die gegenwärtig in den Fabriken, 
Bergwerken, Steinfohlengruben bejchäftigt find, beträgt 3 Millionen. 
Außerdem gibt e8 noch gegen 500,000 Arbeiter und Angeftellte an 
den ruffiichen Eifenbahnen. Die Zahl der im Handel befchäftigten 
Arbeiter und Angejtellten erreicht ungefähr die Höhe von 525,000, 
mobei auf Odeſſa allein gegen 33,000 Handelsangeftellte fommen. 
Endlich gibt e8 300,000 Transportarbeiter außer den Eifenbahnern, 
von denen im Wolgabeden allein mindeftens 30,000 Beichäftigung 
finden. Die größte Zahl der Jnduftriearbeiter — 302,000 — ent: 
fällt auf da8 Moskauer Gouvernement, wo fi) nach dem Zenſus 
von 1902 in Moskau allein 120,606 Fabrifbarbeiter befanden. Dann 
folgen die Gouvernements: Perm, Wladimir, Petersburg, wovon 
die Stadt Petersburg gegen 150,000 Fabrikfarbeiter, da8 Gouvernement 
Betrifau, in dem Lodz allein ungefähr 100,000 Arbeiter befchäftigt, 
da8 Gouvernement Siem, wo e8 nad) den Angaben des Fabrifinfpeftors 
Mikulin 196,465 Arbeiter gibt, die Gouvernements Warſchau, Wjatka 
und dann Livland, deifen Hauptitadt Riga 40,000 Fabrilarbeiter zählt. 


II. 

Nachdem wir das Wachstum des ruſſiſchen Kapitalismus und 
die Zahl der Arbeiter in Rußland, die fehr beträchtlich ift und mit 
jedem Jahre anwädjlt, in® Auge gefaßt haben, wollen wir die Lebens— 
bedingungen der ruffifchen Fabrifarbeiter betrachten. Beginnen mir 
mit dem durchfchnittlichen Arbeitslohne. In den 80er Jahren be— 
rechnete Dementjew den durchichnittlichen Monatslohn des Arbeiters 
im Moskauer Gouvernement auf 11 Rubel 89 Kopeken. Man kann 
fih nun leicht einen Begriff davon machen, wie die Zebensverhält- 
nifje eine® Menſchen bejchaffen fein müßten, der zur Befriedigung 
aller feiner Bedürfniffe nur über 40 Kopeken täglich verfügen konnte. 
Der Durchſchnittsverdienſt des englifchen Arbeiters zu derfelben Zeit 
betrug 26 Rubel 64 Kopeken, und der des amerilanifchen (in 
Maſſachuſets) 56 Rubel 97 Kopeken. Die Durchfchnittszahlen für die 
einzelnen Jnduftrien waren folgende (1 Rubel = 100 Stopefen - Fr. 2.66): 

Monatslohn männlicher Arbeiter 
Mosfauer Son. Gngland Maſſachuſets 


Baummollipinnereien . . -. . . 15,58 41,48 52,11 
Rattunfabrilation . -». . . 2.1388 33,92 55,42 
Zuhmolleprodultion . . - . . 14,87 42,14 42,34 


Mafhinenbu . . 2 22020. .23,34 44,50 66,46 
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Trotz der größeren Anzahl von Feiertagen ift in Rußland die 
Zahl der Arbeitsjtunden im Monat infolge der längeren Dauer des 
Arbeitstages viel größer als in den obengenannten Bändern und zwar: 

im Gouvernement Moskau: 284,6 Stunden 
in England: 234,7 r 
in Maſſachuſets: 255,7 e 

Somit wurde in Rußland die Arbeitsftunde mit etwas mehr 
als 5 Kopelen bezahlt, während fie in England mit 20 Kopeken und 
in Amerifa mit 26 Kopefen bezahlt wurde. Zwar find einige Roh— 
produkte im Auslande Eojtipieliger als bei uns, aber dieje Preis- 
unterfchiede find laut den Angaben Dementjews nicht allzu hoch 
anzufchlagen. Wenn wir nämlich das Rind- und Schmeinefleifch und 
die Eier, die dem ruffifchen Volke nur felten zur Nahrung dienen, 
beifeite laffen, fo wird fich herausſtellen, daß nur die Slartoffeln bei 
uns billiger find, der Preis des Brotes aber derfelbe, und daß das 
Meizenbrot bei ung fogar teurer ift als in England und Maffachufets. 
Sped iſt in Amerika billiger, in England etwas teurer, Mil in 
diefen beiden Ländern billiger als in Rußland, von Hleidungsftüden, 
Hausgerätichaften, Yuder, Seife uſw. ſchon gar nicht zu reden. Die 
jpäteren Forfchungen ergaben, daß der durchſchnittliche Arbeitslohn 
bei uns geftiegen, daß aber gleichlaufend damit eine Verteuerung 
der zum Leben notwendigen Gegenstände eingetreten ift. Der gegen 
mwärtige jährliche Durchſchnittsverdienſt des ruffifchen Fabrikarbeiters 
wird auf ungefähr 194 Rubel bemeilen, bei Schwankungen von 89 
bis 606 Rubel (am Ende der 90er Jahre). Den höchſten Lohn be= 
fommen die Arbeiter der Mafchinenbrandhe — durchſchnittlich 525 
Rubel jährlih. Was die einzelnen Rayons betrifft, fo ift e8 am 
fhlimmften um den Kiewer Rayon beftellt, wo der jährliche Durch» 
fchnittslohn 134 Rubel beträgt: dann fommt der Wolgarayon mit 
156 Rubel, der Moskauer mit 170, da8 Weichjelgebiet mit 228 und 
endlich der Petersburger Fabrifrayon mit 265 Rubel Durchſchnitts— 
lohn. Die Hauptnahrungsmittel des mittleren ruffiichen Fabrifarbeiters 
find wie die der Bauern Brot, Sped und Del. Fleiſch verzehrt der 
Arbeiter jährlich höchitens 4 Pud für 15 Rubel, während fein eng— 
Iifcher Genoffe Eier, Mil, Butter, Tee und Zuder in beträdhlichen 
Uuantitäten genießt. 

Wenn wir nun nad den Urfachen des geringen Arbeitslohnes 
der ruffifchen Arbeiter fragen, jo müfjen wir die allgemeinen und 
induftriellen Lohnbedingungen Rußlands in Betracht ziehen. Die 
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Regierung kann nicht direft auf die Lohnerhöhung einwirken, fie 
befigt aber, wie M. Bernatzki jagt, mächtige indirefte Mittel. Die 
Erfahrung aller Länder und darunter auch die Rußlands zeigt, daß 
je höher die Bildung des Arbeiters ift, defto produftiver feine Arbeit, 
deito erfolgreicher feine Mühe und defto größer feine Belohnung fein 
fönnen. Die moderne Fabrikinduftrie bafiert auf einer vervolllommneten 
Technik, und beffere Mafchinen erfordern auch verjtändigere Menfchen. 
Einem Unmiffenden, einem Analphabeten wird fein gemiffenhafter 
Techniker den Umgang mit einer Mafchine anvertrauen. Und doch 
ift e8 befannt, wie niedrig in Rußland durch die Schuld der Regie» 
rung die Volksbildung im Vergleich mit den mwejteuropäifchen Bändern 
fteht; über °/, der ruffiichen Bevölkerung find Analphabeten. In 
den Fabriken des MWeichjelgebiete® machen die des Leſens und 
Schreibens fundigen Arbeiter weniger als die Hälfte, in den beften 
Moskauer Fabriken weniger als ein Drittel der gejamten Arbeiter- 
zahl aus. 

Eine andere anormale Erjcheinung, die den Arbeitslohn des 
ruffifchen Arbeiter8 herabjegt, ift die Einrichtung der Fabrikläden, 
der Fabrikfafernen, ferner die Geldftrafen, die die Fabrilanten den 
Arbeitern oft auferlegen, und fchließlich die feltene Auszahlung der 
Löhne. Die auch ohnedies niedrigen Arbeitslöhne verlieren, wie 
Brof. Iſſajew fagt, einen Teil ihrer Kaufkraft durch die Ausbreitung 
der Fabrifläden, befonders in Bentralrußland, die von manden 
Fabrifbefigern fälfhlih für Konſumgenoſſenſchaften ausgegeben 
werden, und in denen die PBreife der Gebrauchsgegenftände ſehr hoch 
find. In den Berichten der Fabrifinfpeftoren findet man eine ver» 
gleichende Zufammenjtellung der Preiſe von Waren, die in den 
fleinen Srämerläden, und derjenigen, welche in den Fabrikläden 
verfauft werden, und man erfieht daraus, daß die leßteren um 
20—40°/, teurer find. Um fi von der Ausbeutung durch die 
Fabrifbefiger einerſeits und durch die Krämer amdererfeits zu 
befreien, haben die Arbeiter eine befondere Art Konfumvereine, 
nämlich Küchen oder fogenannte Speifungsgenoffenichaften gegründet. 
Bon den 28 Genofjenichaften (Artels), die von Dementjew in feinem 
Buh „Die Fabrik“ angeführt werden, in denen ſich auch jugendliche 
Arbeiter befinden, betrugen in 18 @enofjenichaften die Nahrungs 
foften nicht mehr als fünf Rubel monatlich, die Durchſchnittskoſten, 
die als das arithmetische Mittel ausgerechnet worden find, betrugen 
4 Rubel 94 Kopefen. Ebenſo find die ducchichnittlichen Nahrungs 
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foften für ältere und jüngere Arbeiterinnen 4 Rubel, für Minder- 
jährige 3 Rubel 7 Kopeken monatlid. Wenn wir nun diefe Zahlen 
der Nahrungskoften, wie fie die Arbeiter bezahlen, mit den urfprüng- 
lihen Koften, wie fie die Fabrilanten zahlen, vergleichen, fo ergibt 
es fich, daß die Nahrungskoften der Minderjährigen bier mie dort 
in der Tat auch gegen 3 Rubel monatlich betragen, während in den 
Koften der erwachfenen Männer ein großer Unterfchied bemerkbar 
wird. Im erften Falle betragen fie nämlich 5 Rubel, im zweiten 
5 Rubel 20 Kopeken, fodaß die Fabrifanten die Arbeiter 1,20 Rubel, 
d. h. etwa 24°/ mehr, monatlich bezahlen lajjen. Wenn man nun 
in Betracht zieht, daß die Ernährung auf Fabrikkoften fich keineswegs 
durch beffere Qualität oder größere Quantität von der Nahrung ber 
fich felbftändig beföftigenden Arbeiter unterjcheidet, daß fie oft der 
Qualität nach fogar Hinter der letzteren zurüditeht, da im Artel 
„Bufälle“, wie verfaultes Mehl oder verdorbenes Fleiſch unmöglich 
find, daß die Waren infolge der Einführung des Zwangskaufes in 
den Fabrikläden, den Arbeitern zu unverhältnismäßig hohen Preiſen 
verfauft werden, und daß die Fabrikbefiger die Waren zu billigeren 
Breifen befommen — kann man dann aus dieſer Tatſache der 
Differenz von 24°/ einen anderen Echluß ziehen als den, daß die 
Form der Arbeitermiete mit Verköſtigung bloß eine indirekte Preis— 
berabjegung, eine Art Profit ift, der nicht aus der Produltion, 
fondern direft von den Arbeitern, und zwar in einer fie geradezu 
jchädigenden Weife gezogen wird? Das ift diefelbe grobe Arbeiter- 
ausbeutung von feiten des Fabrikbefiger, wie der Zwang es ift, 
bloß in feinem Laden zu faufen oder in einem andern, der dem 
Fabrifanten ein gewiſſes Prozent für die „Wrbeitsvermittlung“ 
garantiert. Aber diefe Ausbeutung ift eine verjchleierte und deshalb 
faum fontrollierbare. 

Auch die Fabriklafernen jeßen die Arbeitslöhne herab, befonders 
wenn die Fabrilanten dafür Mietgeld eintreiben. Die Arbeiter: 
mwohnungsfrage beruht in Rußland auf ganz andern Vorausſetzungen 
als in Weftenropa und Amerika. Weder in England noch in Amerika 
leben die Arbeiter in Wohnungen, die ihnen von den Fabrifanten 
zur Berfügung geftellt werden. Sie mieten ihre Wohnungen ſelbſt 
außerhalb der Fabrik, wogegen die meiften ruffifchen Arbeiter in den 
Fabriken jelbft wohnen. Bloß in Fabriken, die noch nicht ganz die 
Entwidlung zu induftrielen Manufalturen durchgemacht haben, alfo 
in folcden, wo noch Handarbeit verwendet wird, leben die Arbeiter 


unabhängig von der Fabrik in Mietwohnungen; in allen großen 
Fabriken dagegen überwiegend in ben Fabriken ſelbſt. Obwohl die 
Fabrilanten oft fein Mietgeld verlangen, wirkt diefer IImftand dennoch 
auf die Höhe des Mrbeitslohnes ein. Die Fabrikanten aber, die 
Mietgeld erheben, das manchmal höher, manchmal niedriger als die 
gewöhnliche Wohnungsmiete ift, ziehen daraus große Vorteile. In 
den großen Fabriken bilden die Wohnungen, die von den Fabrikanten 
eingerichtet werden, große vielftödige Kafernen mit zentralen dunflen, 
fchmalen und fchiefen Gängen und Zimmerchen oder „Kämmerlein“, 
die von einander durch Bretterverfchläge, die fchlecht zufammengefügt 
find und nicht einmal bis an die Dede reichen, gefchieden werden. 
Manche Safernen find in Kämmerlein geteilt, in denen Arbeiter- 
familien und alleinftehende Arbeiter wohnen. Die Zahl folder 
Kämmerlein ift gewöhnlich ſehr befchränlt, und der größte Teil der 
Arbeiter, darunter auch ganze Familien, wohnen in gemeinfamen 
Sclafräumen. Die Einrichtung der Kämmerlein entfpringt dem 
Wunſche, die Familie doch irgendwie abzufondern. Aber e8 wäre 
verfehlt zu glauben, daß in jedem Kämmerlein fich tatfächlich nur 
eine Familie befindet. Dies ift nur äußerft felten und nur in den 
befonder8 fleinen KHämmerlein der Fall. Gemöhnli aber wohnen 
in jedem Kämmerlein zwei, drei oder ſogar bis zu fieben Familien, 
und außerdem werden in vielen Fabriken alleinftehende Arbeiter, 
Männer oder Frauen, in dieje Kämmerlein geftedt, fo daß auch dieſe 
ſchließlich zu gemeinfamen Dormitorien werden, die fi) von den 
eigentlihen Schlafräumen nur durch ihre geringere Größe unter: 
fcheiden. Allgemeine Normen für die Einteilung der Arbeitermohnungen 
gibt e8 beinahe in feiner einzigen Fabrik, die einzige Schranke bildet 
wohl die phyfifche Unmöglichkeit, noch einen alleinftehender Arbeiter 
oder eine Familie mehr hineinzupferchen. Einer der Gründe, die die 
ruffifhen Fabrilanten bemogen haben, ſolche Kafernen zu bauen, 
war der Wunſch, den Arbeiter vom Boden loszureißen. Unter den 
in Rußland herrſchenden agrarifchen Verhältniſſen war e8 begreiflich, 
daß jede größere Fabrik, die jogar im Dorfe felbft gegründet wurde, 
ihren Arbeitern Wohnräume fichern mußte, die fie in den Dörfern 
nicht finden konnten. Wo die Fabrilanten feine Fabrikfafernen bauen 
wollen — das ift gewöhnlich bei den Befigern Heinerer Fabriken 
der Fall — und aus irgendweldhem Grunde feine lofalen, fondern 
eingemwanderte Arbeitskräfte verwenden, wohnen diefe in den Fabriken 
ſelbſt. Häufig verdingen fih in ſolchen Fabrifen die Arbeiter für 
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die Belöftigung, die fogenannte „Jahresbelöftigung“, und befommen 
dann auch eine Gratismwohnung. Dann fchlafen fie in denfelben 
Räumen, in denen fie arbeiten, und mwählen fi) die wärmften und 
trodenjten Stellen, 3. B. in den Ofenräumen der Färbereien, in den 
Trodenräumen der Lederfabrilen uſw. al8 Schlafftatt aus. Einen 
befonder8 ausgeprägten Typus dieſes Werfitattlebens bildet das 
Leben in den Mattenfabrifen. Als der Fabrikinipeftor Dementjem 
eine folche Fabrik betrat, geriet er, wie er fich ausdrüdt, „in einen 
MWald*. Er mußte die überall auf Stäben und an Striden umber> 
hängenden Binjen auseinanderfchieben und, umſichtig fi) langſam 
vorwärtß bemegend, mühſam die in einer zolldiden Schmutzſchicht 
flebenden Füße vom Boden heben, wobei er jedesmal in jchmuß- 
erfüllte Löcher geriet und auf Wafferfübel ftieß, die von Waſſerlachen 
umgeben waren, jeden Moment Gefahr laufend, die Kleinen Finder, 
die am Boden frochen, zu zertreten; fo fonnte er endlich zu einem 
der Fenſter, an dem die Arbeit vor fich ging, gelangen. 

Auf die Arbeitslöhne der ruffifchen Arbeiter wirkten auch die 
Geldftrafen', die ihnen auch jet noch von den Fabrifanten wegen 
jeder Kleinigkeit auferlegt werden, jpeziell wegen verjpäteter Abliefe- 
rung von Stüdarbeit, obwohl der Arbeiter feine Berfpätung ſchon 
dadurch büßt, daß er weniger verdient. In den vorgefchritteneren 
Teilen des ruffifchen Reiches, 3. B. im Weichjelgebiet, ift das Straf- 
ſyſtem nad dem Zeugnis des Inſpeltors W. Swiatlowski weniger 
verbreitet als in den übrigen Induſtrierayons. So 3. B. haben 40 
Buderbrennereien mit ungefähr 17,000 Arbeitern am Ende der 80er 
Sabre je 1'/ Taufend Rubel an Strafgeldern von den Arbeitern 
eingenommen, die dann zur Unterftüßung der Arbeiter verwendet 
wurden. Die große Baummolmanufaltur der Altiengeſellſchaft 
Sceibler in Lodz Hat bei einer Zahl von 6000 Arbeitern und 
1,903,807 Rubel jährlicher AUrbeitslöhne im Jahre 1886 8100 Rubel 
97 Kopelen an Strafgeldern eingenommen. Dieje Gelder werden von 
der Geſellſchaft dann dem Arbeiterunterftüßungsfonds überwieſen. 
Die Strafen werden für Ruheſtörung in den Fabriffafernen, für 
Verfpätung, für rohes und freches Benehmen gegenüber den Meiftern 
und den Sameraden und für die Beichädigung der Waren (nad) 


ı Nah den vom Finanzminifterium erlafienen Regeln iſt das Straffapital 
in den Fabriken für die Beftreitung der Bedürfnifie der Arbeiter beitimmt. ber 
dieje Negeln, wie audı jo manche andere, werden von den Fabrifanten nicht 
berücdfichtigt. 
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einer gewiſſen Taxe) zuerlannt. In manchen Fabriken bemerfte 
Swiatlowski einen unſympathiſchen Brauch, der darin beftand, daß 
namentlich ein Teil der Strafgelder demjenigen zufiel, der einen 
Sameraden denunzierte. Solche Fälle kamen in einer Baummoll- 
manufaltur und in einer Zuckerfabrik vor. Der letere Fall muß 
bejonder8 hervorgehoben werden. Als Grund zur Straferteilung 
betrachtet man in den Zuderfabrifen meiftenteil8 das Stehlen von 
Buder. Um diefem Unfug nun entgegenzuarbeiten, belohnt die Fabrik 
den Arbeiter, der feinen Kameraden denunziert hat. Mber wäre e8 
denn da nicht einfacher, jedem Arbeiter wenigſtens ein Pfund des 
Produktes, das er tatfächlich im Schweiß feines Angefichtes verdient, 
von vornherein zu geben? Der Arbeiter verjchwendet fein Leben und 
feine Kräfte in der Zuderfabrif, ift über und über mit Zuderftaub 
bededt und darf troßdem nicht einige Stückchen dieſes Stoffes, den 
er buchftäblich mit Fühen tritt, mit nach Haufe nehmen! Finden 
doch auch die Bierbrauereien die Möglichkeit, ihren Arbeitern täglich 
einige Krüge Bier zu verabreihen! Das Strafgeld für verdorbene 
Waren wird oft vom Fabrilanten demjenigen gegeben, der das Ber: 
dorbene wieder gut madt. Im Allgemeinen werden die Strafgelder in 
den meiften Fabrifen des Weichjelgebietes entweder zu Nut und 
Frommen der Ürbeiter jelbjt verwendet, oder e8 werden von den 
Fabrilanten damit die Unkoſten für Heilmittel beftritten. Manchmal 
aber treiben die Fabrikanten mit den Strafgeldern einen ſolchen Miß— 
brauch), daß fie fie fogar der Sirche ſpenden. Wie gering auch der Prozent⸗ 
fa der Strafgelder fein mag, jo ergeben fie dennoch fogar bei 
mäßiger Ausübung dieſes Rechtes feiten® der Fabrifanten, wie es 
im Weichjelgebiet der Yal ift, bloß im Warfchauer Rayon mit 
feinen 150,000 Arbeitern am Ende der 80er Jahre nach der Be- 
rehnung Swiatlowskis 125,000 Rubel jährlich, die den Befigern 
der industriellen Etabliffements zufloffen. Wenn wir num die Durch— 
fchnittsnorm des Arbeitslohnes auf 150 Rubel einfchäßen, jo können 
die Fabrikanten für diefe Summe noch unentgeltlich 800 Arbeiter 
halten. In den übrigen Induftrierayons find die Summen. der 
Strafgelder noch bedeutender und merden vollitändig von den 
Fahrilanten mit Beichlag belegt. So Iefen wir im Protokoll der 
Berfammlung der Moskauer Mafchinenarbeiter vom 21. Juli 1901, 
daß in Moskau allein ſich mehr als 200,000 Rubel an Strafgeldern 
angebäuft hatten, und in der Fabrif von Weichelt jchäßen fie die 
Arbeiter auf 20,000 Rubel. Bei der Beiprechung diejer Angelegenheit 
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in der bejfagten VBerfammlung bat ein Arbeiter die Frage aufge— 
mworfen, ob „man nicht die Summen des Strafgelderfonds für die 
Errichtung billiger Arbeitermohnungen verwenden fönnte. Aus eigenen 
Mitteln können mir fchwerlich derartiges tun. Wir müßten fonft 
nicht, für welche Bedürfniffe der Arbeiter die Summen eigentlich 
verwendet werden.“ 

Eine ſchlechte Wirkung auf den Verdienft der ruffifchen Arbeiter 
bat auch das Beftreben der Fabrikanten, mit den Arbeitern fo felten 
als möglich abzurechnen. Dagegen hätte der Brauch, den Arbeitern 
fo oft als möglich ihren Lohn auszuzahlen, wenigſtens einmal 
wöchentlich, das Gute, diefe der Notwendigkeit zu entheben, bei den 
Kleinkrämern die Waren auf Kredit zu nehmen und fie darum teurer 
zu bezahlen. Die ruffiichen Fabrikanten find auch deshalb beftrebt, 
die Löhne fo felten al8 möglich auszuzahlen, weil fie die Arbeiter 
an die Fabrilläden binden wollen. Infolgedeſſen fucht der Arbeiter, 
der Ware anftatt Geld befommt, diefe Waren an die benachbarten 
Krämer für die Hälfte des Preifes wieder zu verlaufen, um in den 
Befit von Bargeld zu gelangen. Somit bereichern fi auf Unkoften 
des Arbeiter zugleich der Fabrilant und der Kleinkrämer. Die Arten 
der Arbeitslöhne find in Rußland ſehr verfchieden — e8 gibt Ge— 
bälter, Stüd- oder Pudlohn und Taglohn. Sämtliche Arbeiter, die 
Gehälter beziehen, heißen „Jahresarbeiter“, obwohl die Verdingung 
mit Jahresgehalt ſehr jelten ift. Häufiger als diefe ift aber die 
Saifonverdingung, die jedoh im Berhältnis zur großen Arbeiter- 
maſſe ziemlich felten und nur in vereinzelten Induſtrien vorlommt. 
Die Saijonlöhne haben ihren Urfprung in der verjchiedenen Schäßung 
der Arbeit im Winter und im Sommer. Wiewohl e8 gegen das 
Grundgefeß der politifchen Oekonomie verftößt, find dennoch in den 
ruſſiſchen Fabrifen bie und da die Winterlöhne niedriger als die 
Sommerlöhne, obwohl die Bedürfniffe der Arbeiter während der 
Winterszeit infolge des rauhen Klimas viel größer und fomplizierter 
find, als im Sommer. Die Erklärung diefer eigentümlichen Erfchei- 
nung liegt in der Tatſache, daß ein gewiſſer Teil der rufftfchen 
Urbeiter fich noch nicht gänzlich vom Aderbau Iosgeriffen hat, wie 
auch in der Sitte der ruffifchen Fabriken, den Arbeitern freie Wohnung 
zu gewähren, wodurch eigentlich die theoretifche Regel des Verhält— 
niſſes zwifchen dem Arbeitslohn und den Bedürfniffen der Arbeiter 
paralyjiert wird. In Rußland koſtet es auch jet noch vielen Fabri— 
fanten Mühe, die Arbeiter in der Hauptzeit der Feldarbeiten in den 
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Fabriken zurückzuhalten, befonder8 aber in der fogenannten „tollen“ 
Mähzeit. Der Lohnunterfchied, der früher beinahe in allen Fabriken 
eriftiert hatte, verjchwindet mehr und mehr und hat ſich zur Stunde 
nur noch in wenigen Induftriebrandhen erhalten, beinahe ausſchließ— 
lich in ſolchen Fabriken, wo die Sitte der Saifonlöhne ſich bewahrt hat. 

Wir wollen jegt zur Frage nad) der Dauer des Arbeitstages 
übergehen. Wieviel Stunden täglich arbeitet der ruffifche Arbeiter? 
Bis zur Veröffentlichung des Gefehes von 1897, da8 die Dauer des 
Arbeitstages auf 11'/. Stunden bejchränfte, war die Arbeitsdauer 
laut Berichten übermäßig lang. Jetzt könnte e8 wohl fcheinen, daß 
die Erichöpfung des Arbeiter durch die Fabrik unmöglih gemadt 
worden. Daß Geſetz von 1897, das fchon an und für fich den 
Arbeitstag zu hoch normierte, wurde leider durch das Rundfchreiben 
des Finanzminifter® vom Jahre 1898, welches die Leberftunden im 
unbeſchränkten Maße geitattet, beinahe ganz aufgehoben. Durch diefes 
Zirkular ift, wie die Praxis zeigt, der Arbeitstag an vielen Orten 
gar nicht Eleiner geworden, da die Fabrifanten diejenigen Arbeiter, 
die feine eberftunden machen wollen, entlafjfen. Aus der „Sammlung 
der Berichte der Fabrikinſpekltoren für das Jahr 1902“ erfahren wir, 
daß in jenem Jahre 3273 Befchwerden eingebracht wurden „wegen 
des Zwanges, Leberftunden zu machen“. Angefichts diefer Sachlage 
werden wir wohl nicht der Wahrheit untreu werden, wenn mir 
behaupten, daß die gewöhnliche Arbeitsdauer wie früher 12 bis 14 
Stunden täglich beträgt, und daß ungeachtet der großen Zahl der 
Feiertage die ruffifchen Arbeiter mehr arbeiten als die wefteuropäifchen. 
In den 90er Jahren betrug die jährliche Stundenzahl in den ruffifchen 
Fabriken 3484 bis 3588, in den amerifanifchen 3070, in den eng» 
lichen 2810. Im Bergleich mit den englifchen und amerifanifchen 
Fabriken iſt die ArbeitSquantität in jeder ruſſiſchen Fabrik eine viel 
größere. Wenn wir zur Bergleichgeinheit die Fabriken mit Maſchinen— 
produktion nehmen, fo ergibt fih, daß in den amerikanischen Fabriken 
die Arbeitszeit um 15°/o, in den englifchen beinahe um 22°%/ kürzer 
it. Die große Anzahl von Feiertagen verkürzt gemwiflermaßen die 
übermäßige Arbeitszeit in unferen Fabriken ; ijt aber eine derartige 
Abkürzungsmethode auch vernünftig? In Amerika und England ift 
die Arbeitszeit der Fabrifarbeiter nicht bloß fürzer, als bei uns, 
fondern auch regelmäßiger und beſſer eingeteilt, fomohl nad) der 
Abwechslung der Mrbeitszeit und der Ruhepauſen als nach den 
Jahres⸗ und Tageszeiten. 
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Wenn wir uns nun von den allgemeinen Daten über die Dauer 
des Wrbeitstages in Rußland den detaillierten Zahlenangaben zu— 
wenden, fo werden wir in der vergleichenden Tabelle über die Dauer 
des Arbeitstages und die Höhe des Arbeitslohnes in den verfchie- 
denen Teilen des Reiches, die im Jahre 1896 vom Handels- und 
Anduftriedepartement herausgegeben wurde, folgende Daten finden: 
Bon 827 Fabriken, die im Jahre 1896 im Warfchauer Gouvernement 
funftionierten und 53,324 Arbeiter bejchäftigten, laffen nur 24 die 
Nachtarbeit zu; im Betrilauer Gouvernement, wo fich die beiden 
polnifhen Hauptzentren der Manufaktur, Lodz, und Sosnowice, 
befinden, eriftiert die Nachtarbeit überhaupt nicht. Anders verhält 
es fih in den echt ruffifchen Gegenden, vornehmlich aber in den 
Bentral-Gouvernements: Moskau, Twer, Wladimir u. a Wenn 
wir von den dem Jahre 1880 unmittelbar folgenden Jahren, als die 
Verkürzung der Nachtarbeit die Folge einer andauernden Kriſe war, 
die die Anduftrie der ruffifchen Induftrierayons, befonders aber die 
Moskaus und der Umgebungen, durchgemacht hat, abjehen, fo finden 
wir überall zwei Arbeiterjchichten, die einander ablöfen, und deren 
Arbeitszeit fo berechnet ift, daß die Fabrik 18 Stunden täglich un- 
unterbrochen arbeiten fann. In den Webereien, Spinnereien und 
Färbereien löſen fich diefe Schichten zweimal im Laufe von 24 Stun— 
den ab. Die eine arbeitet von 6 Uhr früh bis Mittag und von 
wieder 6 Uhr nachmittags bis Mitternacht, die zweite von 12 Uhr 
mittags bis 6 Uhr nachmittags und von 12 Uhr Mitternacht bis 
6 Uhr früh. Hie und da bemerkt man Heine Abweichungen, fo 3. 8. 
beginnt in manchen Fabriken die Arbeit um 7 oder um 8, oder fogar 
um 9 Uhr früh. Nach der Anficht der Fabrikinfpektoren ift die für 
die Arbeiter gefundheitswidrigite und unproduftivfte Arbeitseinteilung 
die, welche die Nachtruhe unterbricht, was bejonders bei häufigen 
Ablöfungen, die alle 3 oder 4 Stunden ftattfinden, empfindlich wird. 
Die meiften Moskauer Fabriken arbeiten 13 Stunden mit zweimaligem 
Ürbeitermwechjel, jo daß jede Schicht 9 Stunden täglich arbeitet. Die 
Ürbeit ruht von Mitternacht bis 6 Uhr früh. Aber es gibt auch 
ſolche Fabriken, die infolge einer befonderen Einrichtung der Majchinen, 
in erjter Linie der Defen, ununterbrochen arbeiten müflen. Dann 
wird mit zwei Ablöfungen Tag und Nacht gearbeitet. In der großen 
Nikolsker Baummwollmanufaltur non Sawwa Moroſow wurde Aſtün— 
dige Arbeit mit Erfolg durch die 18ſtündige mit zwei Ablöſungen 
erſetzt. Wie die Fabriksadminiſtration behauptet, iſt die Arbeit er— 


giebiger geworden. Jet produziert der Arbeiter in einer Stunde 
mehr als früher. Im Gouvernement Twer arbeiten die beiden Gruppen 
ungleihmäßig. Die Tagesihicht 12 Stunden, die Nachtſchicht 6 Stun- 
den. Bon den 11,688 Fabriken des Moslauer Gouvernements haben 
4548 erft vor kurzem volle 24 Stunden täglich gearbeitet. Bon den 
101,000 Arbeitern (1896) des Gouvernements Petersburg leiften 
80°/o keine Nachtarbeit mehr. Aber in den übrigen Gouvernements, 
3.8. im Charkower, arbeiten von 26,000 Urbeitern, 15,309 Tag und 
Naht. Diefe Ziffern find den offiziellen Berichten, die die Fabrik— 
infpeftoren dem Finangminifter erftatteten, entnommen. Aus denfelben 
Berichten erfieht man, daß der Arbeitstag in Polen überhaupt fürzer 
ift als in Rußland. In der Tat, im Warfchauer Gouvernement 
wird in den Zuderfabrilen 11'/. Stunden täglich gearbeitet, in den 
Branntweinbrennereien 7—9 Stunden in den Metallfabrilen 10 Stuns 
den, in den Montaninduftrien 10—12 Stunden (in 60°/o der Berg» 
werke 11—12 Stunden, in 40% 10—10'/; Stunden). In den 
MWebereien, Spinnereien und fonftigen Fabriken von Lodz, Zgierz 
(im Gouvernement Petrikau) dauert der Arbeitstag in 43 Fabriken: 
10—10!/.z Stunden, in 288: 11'/%—12 Stunden, in 245: 12'.—13 
Stunden. Diefe Arbeitszeit wäre eigentlich ſehr groß, wenn fie nicht 
um eine oder zwei Stunden für Frühftüd und Mittagefjen verkürzt 
wäre. In 57°/ der Spinnereien, in denen 83°,o jämtlicher Arbeiter 
beichäftigt find, dauert die Arbeitszeit bloß 11 Stunden, von 6 Uhr 
früh, bis 7 Uhr abends, mit einer Unterbrechung von 2 Stunden 
für das Mittageffen. Im ruffifhen Induftrierayon ift der Arbeits- 
tag im allgemeinen länger. In den meiften Fabrifen de Moskauer 
Gouvernement3 dauert er von 5 Uhr früh bis 8 Uhr abends, mit 
einer Unterbredung von 1'/,—2 Stunden. Das madt nun 13—13'/. 
Stunden wirklicher Arbeit aus. Der Arbeitstag ift dort fürzer, mo 
zwei Mrbeiterfchichten einander ablöfen. Dann dauert er 12 ober 
fogar nur 9 Stunden. In den Drudereien währt die Arbeit 12—13 
Stunden mit einer Unterbredung für Frühftüd und Mittageffen, 
oder 11 Stunden ohne Unterbredung. In den Metallfabriten wird 
13'/. Stunden im Tage gearbeitet. Dife Ziffern find den letzten Be- 
richten der Fabrilinpeftoren entnommen. Sie deden fi mit den 
Angaben des gemejenen Fabrikinſpektors Janshul für die Jahre 1884 
und 1885. Wir lefen bei ihm, daß in 151 Fabriken unter 217 die 
Arbeiter 11—14 Stunden täglich arbeiten. In den Woll-, Seide und 


Baummollipinnereien und »Webereien, ebenfall® in den Tapeten und 
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Rosmetikenfabrifen, in Glashütten und Nagelfabrifen erreichte der 
Arbeitstag das Marimum von 13—13'/s oder fogar 14 Sturiden. 
Einen längeren Arbeitstag finden wir in den Mattenfabrifen, den 
fürzeften (11—12 Stunden) in Drudereien, Mafchinenbau- und 
Borzellanfabriten, in Zabakfabriten und in den Werfftätten der 
Gold⸗ und Silberarbeiter. (Fortfegung folgt.) 


förderung des Kleingewerbes in 
England, Oeſterreich und der Schweiz. 


Bon Kurt Köhler, Bern. 


3. Die Schweiz. 


Wir fommen zu den Beranftaltungen, die die Schweiz zur 
Hebung des Kleingewerbes getroffen hat und werden finden, daß 
auch bier gemäß der politifchen Verfaffung und gemäß der wirt— 
ſchaftlichen Entwidlung des Landes die Hleingemwerbeförderung teil- 
weiſe anders geftaltet ift als in den eben beiprochenen Ländern. 

Wie in Frankreich, Deutichland, Defterreich zc. hatte das Hand⸗ 
mwerf in der Form unfere8 modernen Kleingewerbes im Mittelalter 
bis in XIX. Jahrhundert feine Organifation in den Zünften beſeſſen. 
Nachdem aber dann definitiv die franzöfifche Revolution durch die 
®.:®. vom 17. März und 17.—31. Juni 1791 den Grundfaß der 
allgemeinen Gewerbefreiheit feitgejegt hatte und fomit die Zünfte 
abgefhafft worden waren, begann man auch in andern Ländern, 
da8 Gewerbe frei zu machen von den Feſſeln, in die e8 allmählich 
durh die Zünfte gelommen war. Für die Schweiz ftellten die 
Vermittlungsakte 1803 den Sat auf, daß der freie Verkehr von 
Lebensmitteln, Tieren und Haufmannsgütern garantiert ſei. Durch 
die Bundesverfaffungen von 1848 und 1879 wurde dann das Zunft- 
weſen abgejchafft, daS jet mehrere Fachvereine und 4 große foziale 
Antereffenverbände zu erjegen fuchen. Diefe 4 Berbände, die die _ 
ganze Schweiz umfpannen, find: 

1. Der Handels- und nduftrieverein; 
2. der Gewerbeverein; 

3. der Bauernbund; 

4. der Arbeiterbund ; 





’ Aus dem Statiftiihen Seminar der Univerfität Bern. Vrgl. über 
dieien Gegenſtand auch die einschlägigen Artikel in Reihesberas Handwörterbuch 
der Schweiz. Volkswirtſchaft ac. 
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von denen nur der Handel» und Induftries und der Gewerbeverein 
Beiträge erheben. Der Bund unterjtüßt dagegen alle vier Interefjen- 
verbände zur Errichtung von Bureauß uſw. mit einer jährlichen 
Summe von 20— 25,000 Fr. Für unfere Zwecke fommt insbefondere 
die Tätigkeit de8 Gewerbevereineß in Betradt. Am 26. Oftober 
1879 war von Quzern auß an die einzelnen Vereine der deutſchen 
Schweiz die Einladung zur Gründung eine® neuen fohmeizerifchen 
Gemwerbevereines erlaffen worden. Auf der Berfammlung erfchienen 
darauf Hin am 16. November 1879, 19 Vereine mit 70 Delegierten. 
Die Statuten des neuen Vereine wurden dann am 18. Januar 1880 
in Zürich genehmigt. Statutarifh hat diefer Gewerbeverein die 
Aufgabe: „Die gemeinfchaftlicden Intereffen des gefammten ſchweize— 
riſchen Handwerker: und Gemwerbejtandes zu vertreten und zu diefem 
Behufe auch über die Fragen, welche das fchmeizerifche Handmerf 
und Gewerbe berühren, den Bundesbehörden begutachtend an die 
Hand zu gehen.“ 

1903 betrug die Zahl der Mitglieder zirfa 30,000 und die 
Einnahmen des Bereines beliefen fich 1903 auf 26,575 Fr., denen 
eine Ausgabe von 26,056 Fr. entgegenftand. Seine Hauptagitation 
gilt wohl dem Lehrlingsmefen, das fantonal und bundesgejeglich 
geregelt werden fol. Dabei bemüht fich der Verein beſonders in den 
Kantonen, die feine Geſetze betreff3 des Lehrlingsweſens bisher er- 
lafien haben. Nachdem nämlich 1894 ein eidgenöffifches Spezialgejeb 
für die im Handwerk und im Kleingewerbe bejchäftigten Berfonen 
vom Volke leider verworfen worden war, mußten fich die Kantone 
des Lehrlingsweſens annehmen und bisher haben dann auch folgende 
Kantone Lehrlingsgejege erlajjen: 

Neuenburg 21. November 1890, Freiburg 14. November 1895, 
Waadt 21. November 1895, Obwalden 1901, Zug 5. Mai 1904, 
Bern 19. März 1905, ebenfo hat der Stanton Wallis ein ähnliches 


- Gejeß angenommen. 


Das Arbeiterfchußgeje des Kantons Glarus vom 3. Mai 1892 
und die Gefeße betreffend den Schuß der Arbeiterinnen der Kantone 
Bajelftadt (1888), St. Gallen (1892), Zürich (1894), Luzern (1895) 
und Solothurn (1895) enthalten mehrere Verordnungen, welche auf 
den Schuß der Lehrlinge und Lehrtöchter Bezug haben. 

Die Aufficht über das Lehrlingsmwejen ift in Genf, Neuenburg, 
Waadt und Freiburg gemäß der obengenannten Gejete den Gewerbe: 
gerichten übertragen, fonft forgen Inſpektoren uſw. dafür, daß auch 
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wirklich die in den Gejegen anempfohlenen Berordnungen eingehalten 
werden und zur Anwendung kommen. 


Die erlafjenen Beitimmungen bezüglich der Oberaufficht des 
Staates betreffend: die Pflichten der Meifter den Lehrlingen gegen» 
über oder die Beitimmungen über den Eintritt in die Lehre und 
Dauer der Arbeitszeit und Organifation der Behrlingsprüfungen find 
natürlich je nach den einzelnen Kantonsgeſetzen verfchieden. 


Da wir ſchon bei dem Lehrlingsſchutz angelommen find, wird 
ed ſich verlohnen, gleich bier einen kurzen Ueberblick zu geben über 
die Maßregeln, melde man bier in der Schweiz in Betreff der 
Erziehung und Ausbildung der Lehrlinge getroffen hat. 


Auch diefer Seite der Sleingewerbeförderung bat fich der 
fchweizerifche Gewerbeverein angenommen, indem er jährlich 2500 Fr. 
für die Förderung der Berufslehre beim Meifter zahlt, von 
der Summe (10,000 Fr.), die ihm der Bund jährlich zu Abhal- 
tungen von Lehrlingsprüfungen zur Berfügung jtellt. Meiſter, die 
zur Durchführung einer regelrechten und erfolgreichen Berufzlehre 
einen Zuſchuß beanfpruchen wollen, müffen die Bedingungen erfüllen, 
die das Pflichtenheft des fchmeizerifchen Gemwerbevereines (1894) Stellt. 
Dahin gehört erjtens, daß jeder Behrvertrag auf der Baſis des vom 
Gewerbeverein 1899 in deutfcher, franzöfifcher und italienifcher 
Sprache herausgegebenen Normallehrvertrages abgeichlojfen und 
durch die Organe des jchmeizerifchen Gemwerbevereins auch genehmigt 
wird. Die Lehrlinge felbft müffen das 14. Lebensjahr zurüdgelegt 
haben und förperlich und geiftig dem zu erlernenden Gewerbe ge— 
wachſen fein. Die Lehrlinge werden fodann von befonderen Vers 
trauensmännern überwacht und über fie Bericht eritattet. 


Die Lehrmeilter werden auf dem Wege der öffentlichen Aus— 
fchreibung, nach genauer Erfundigung durch den Zentralvorftand, 
geworben. Für die Dauer der Lehrzeit und für einen Lehrling lönnen 
die Zujchüffe bis 250 Fr. betragen. 

Die am Abſchluß der Lehrzeit abzuhaltenden Behrlingsprüfungen 
find obligatorifh. Die in 24 Kreiſe geteilten in der Schweiz be- 
ftehenden Prüfungstommiffionen müffen fich die Aufficht des Gewerbe— 
vereines gefallen Iaffen und müffen nad feinen Bejtimmungen die 
Prüfungen abnehmen, wenn fie an der dem Gewerbeverein vom 
Bunde gewährten Subvention (von 10,000 Fr.) teilnehmen wollen. 
Die praltiichen PBrüfungsarbeiten, die Gefellenftüde, ſollen oder 
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beffer, werden meift eine zeitlang öffentlich außgejtellt, um auch ein 
weiteres Publikum an den Prüfungen zu intereffieren. 

Wenn man fi auch im allgemeinen nicht ungünftig über die 
Refultate diefer Prüfungen ausfpricht, jo beflagt fich der Berein 
doch, das etwa nur 20% der gewerblichen Lehrlinge die gewünſchten 
Prüfungen ablegen. (1899/1900 wurden im ganzen 1172 Lehrlinge 
und Lehrtöchter eraminiert). 

Neben der Berufslehre in den Meifterwerkitätten und den 
Prüfungen find in diefem Zufammenhange noch die Lehrlings— 
patronate zu nennen, wie fie in Zürich, Herisau, Frauenfeld und 
Schaffhaufen beftehen. Diefe Batronate forgen für die Unterbringung 
von Lehrlingen und Lehrtöchtern und für den notwendigen Schuß 
während der Lehrzeit. Die Schußbefohlenen werden angehalten die 
beftehenden Fachſchulen möglichit zu befuchen und ſich überhaupt 
geiftig und körperlich weiter auszubilden. Außerdem werden Unter— 
ftüßungen auf der Wanderfchaft gewährt, für Wohn» und Koftorte 
geforgt ufm. Die entjtehenden Ausgaben werden aus den Jahres 
beiträgen der beteiligten Gefellfchaften und Korporationen und aus 
Subventionen, Bermädtniffen ujm. beftritten. 

Heimftätten, wie man fie 3. B. in Defterreich errichtet hat, 
find in der Schweiz leider noch nicht gefchaffen worden. 

Alle diefe ſoeben befprochenen Einrichtungen find mehr oder 
weniger der hervorragenden und erfolgreichen Tätigkeit des ſchweize— 
riſchen Gemwerbevereines zu verdanken. Neben ihm verjuchten dann 
noch verjchiedene Genoſſenſchaften die Lage des kleinen Gewerbe— 
mannes zu heben, aber ohne rechten Erfolg. Mit Ausnahme der 
Konſumgenoſſenſchaften gingen alle diefe ins Leben gerufenen Roh— 
ftoff-, Werkzeug und fonftige Genoffenfchaften bald wieder ein. Die 
Kreditgenofjenfchaften und Leihfaffen, deren e8 in der Schweiz augen 
blidlih noch 33 gibt, fonnten wohl deshalb nicht die hochgeftellten 
Forderungen, die man bei ihrer Gründung gebegt hatte, erfüllen, 
meil die kantonalen Banken ihnen ihren eigentlichen Boden ftreitig 
machen und Kredit an die Sleingewerbetreibenden geben. 

Wie in den meiften anderen Ländern nimmt wohl auch bei 
uns in der Schweiz dad gewerbliche Unterrihtsmwejfen die 
führende Stellung in den Beranftaltungen zur Hebung des Slein- 
gewerbes ein. Das gewerbliche Unterrichtswefen in der Schweiz 
datiert fich feit dem Jahre 1751, wo in Genf die Ecole des Beaux-arts 
als erjte gewerbliche Fortbildungsfchule geichaffen wurde. Diefe 
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Schule ließ neben der fogenannten „hohen Kunſt“ auch den eigent- 
lichen „Gewerbekünſten“ Fürforge angedeihen. Diefem von Genf 
gegebenen Beifpiele folgten bald andere Städte und Kantone wetts 
eifernd nad) und fo gründete man in Bafel 1762 eine Zeichenfchule 
und dann 1780 in Zürich die fonntägliche Zeichenfchule. 1787 folgte 
dann St. Gallen mit feiner Handmwerkerzeichenfchule und 1789 Winter- 
thur mit feiner Zeichenfchule. 1796 entitand dann noch in Bajel die 
Zeichenfchule der Guten und Gemeinnüßigen. 

Im 19. Jahrhundert wurden dann noch viele derartige Schulen 
geſchaffen: fo in Zürich 1808, Bafel 1811, Mitlödi 1814, Genf 1814, 
Yarau 1820, Zaufanne 1821 zc., die Handwerkerſchule in Bern ent» 
ftand 1826. 

Wie diefe eben genannten Schulen ihr Entjtehen meift der 
Spnitiative der Privaten, Korporationen, Gemeinden uſw. verdanten, 
jo unterhielten diefe Gründer auch die Anftalten finanziell. Bis dann 
der Bund von fi) auß am 27. Juni 1884 den Entſchluß faßte, die 
gewerblichen, ſchweizeriſchen Bildungsanftalten zu jubventionieren. 
Unmittelbar veranlaßt war diejer Entſchluß bekanntlich durch die 
Gemwerbeenquete vom 26. April 1882. 

1884 wurden zum erjtenmal 43 gemerbliche Bildungsanftalten 
mit Fr. 42,609. 88 fubventioniert. 

1885 dann ſchon 386 Schulen, Kurſe, Mufeen mit 151,940 Fr., 
1900: 250 Schulen mit 831,999 Fr. 

Neben diefen ordentlichen Beiträgen werden auch noch aufer- 
ordentliche Beiträge geleiftet in Form von Stipendien für Schulbefudh, 
aux Teilnahme an Fortbildungs=- und Inſtruktionskurſen am Technikum 
Winterthur, Gewerbemufeum Marau, an der Ecole des arts et mötiers 
Fribourg, für Behrerbildungsfurfe ufm. Diefe außerordentlichen Bei- 
träge betrugen 1900: 38,950 Fr., daneben noch Beiträge für „bejondere 
Unternehmungen“ (Wandervorträge, Lehrlingsprüfungen zc.) 1900: 
24,235 Fr., davon dem Gewerbeverein für Lehrlingsprüfungen und 
die jogenannte Meifterlehre, 1900: 10,000 $r., ſeit 1902: 13,000 Fr. 

Nah den ftatiftifchen Angaben des Berichte de8 Geheimen 
Regierungsrates Dr. v. Seefeld und nah Huber „Jahrbuch des 
Unterrichtsweſens der Schweiz“ 1901 (Züri) 1903) beftanden in 
der Schweiz: 

3 Fachſchulen für die Tertilinduftrie ; 
10 Fachſchulen für Metallarbeiter, Uhrmacher, Mechaniker und 
verwandte Gewerbe; 
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2 Lehrwerkſtätten für Schreiner und andere Gewerbe; 
JHolzſchnitzſchule; 
6 Kunſtgewerbeſchulen; 
5 Handwerker⸗ und Gewerbeſchulen; 
4 Techniken; 
1 Verkehrsſchule (daneben 9 Frauenarbeitsſchulen); 
3069 Fortbildungs- und Refrutenfchulen: 
2464 mit obligatorifchem ; 
605 mit freimilligem Beſuch; 
65 Kaufmänniſche Fortbildungsichulen; 
18 Handelsſchulen (1 Handelsafademie ; 2 höhere Mädchen Handels= 
fchulen). 
Die Leiftungen des Bundes betrugen auch 1901 für das gewerbl. 
Bildungsmefen in den Kantonen: 


männliche Berufsbildung . - . . 912,167 Fr. 
meibliche Berufsbildung . -. . . 181,702 „ 
faufmännijche Berufsbildung. . . 343878 . 
1,437,807 Fr. 
Außerdem noch en der 
Santone . . - . 1,483,773 Fr. 
. der Gemeinden . . . =» 2. ..1,628,028 








alles zufammen: 4,549,608 Fr. 

Es wird fich lohnen, nad diefen allgemeinen Angaben etwas 
in das Detail zu gehen. 

Der Artikel 27 der Bundesverfaffung beftimmt: 

Der Bund ift befugt, außer der bejtehenden polytech- 
niſchen Schule eine Univerfität und andere höhere Unter 
richtsanftalten zu errichten oder folche Anftalten zu unterftüßen. 

Die Kantone forgen für genügenden Primarunterricht, 
welcher ausſchließlich unter ftaatlicher Zeitung ftehen joll. 
Derfelbe ift obligatorifch und in den öffentlichen Schulen 
unentgeltlich. 

Meiter beftimmt der Artifel, daß Angehörige aller Konfeffionen 
die öffentlihden Schulen befuchen fünnen und daß der Bund gegen 
die fäumenden Santone Zwangsmaßregeln treffen fann. 

Mit Ausnahme des Polytehnilums in Zürich unterhält nun 
aber der Bund feine Schule — und fo iſt die Yürforge für den 


öffentlichen Unterricht allgemein den Slantonen und Gemeinden. 
anheimgefallen. 
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Für unferen Zweck genügt es, darauf binzumeifen, daß eine 
Scharfe Trennung des allgemeinen und des gewerblichen Unterrichts 
in der Schweiz meift nicht durchgeführt ift. 

Selbſtverſtändlich bei der politifchen VBerfaffung der Schmeiz 
it e8, daß die Schulpflicht obligatorisch ift und meift vom vollendeten 
6. bi8 zum vollendeten 14. Lebensjahre dauert. 

Seit dem Bundesbeihluß vom 27. Juni 1884 ift, wie ſchon 
erwähnt, der Bund nun auch dazu übergegangen, die gemerbliche 
und induftrielle Berufsbildung mit YBundesmitteln zu unterftüßen. 
Die hierher gehörenden Artikel lauten: 


Art. 1. 


Art. 2. 


Art. 3. 


Art. 4. 


Art. 5—7 


Zur Förderung der gewerblichen und industriellen Berufs- 
bildung leiftet der Bund an diejenigen Anjtalten, welche 
zum Zwecke jener Bildung errichtet find oder errichtet 
werden, Beiträge aus der Bundeskaſſe. 

Wenn eine Anstalt noch andere als dieſe Beruf3- 
bildung 3. B. die allgemeine Bildung, zum Ziele hat, fo 
wird der Beitrag des Bundes nur für erftere ausgerichtet. 


Als Anftalten für die gewerbliche und induftrielle Aus— 
bildung find zu betrachten: 

Die Handwerkerfchulen, die gewerblichen Fortbil- 
dungsjchulen und Zeichenfchulen, auch wenn fie in Ver— 
bindung mit der Volksſchule ſtehen, die höheren induftriellen 
und technifchen Anftalten, die Kunſt- und Fachlchulen, 
die Mufter-, Modelle und Lehrmittelfammlungen, die 
Gewerbe» und Jnduftrie Mufeen. 


Der Bund kann auch an die Koſten von Wandervorträgen 
und an die Honorierung von Preisaufgaben über die 
gewerbliche und industrielle Bildung Beiträge leiften. 


Die Beiträge des Bundes belaufen fi je nad) dem Er— 
mefjen des Bundesrates bis auf die Hälfte der Summe, 
melche jährlich von den Stantonen, Gemeinden, Klorpora= 
tionen und Brivaten aufgebracht wird. 


beftimmen, daß der Bund die Verwendung der Summen 
beauffichtigt, ebenjo wie die Lehrprogramme, Berichte und 
Prüfungsrefultate. Außerdem will fich der Bund bei der 
Ausbildung von Lehramtsfandidaten der unter Art. 2 
genannten Anstalten beteiligen uſw. 


2 Je 


Art. 8 lautet dann wieder: 


In das Budget des Bundes wird ein jährlicher 
Kredit von 150,000 Fr. für die Unterftüßung der gemerb- 
lihen und induftriellen Berufsbildung aufgenommen. 
Diefer Kredit kann erhöht werden, wenn das Bedürfnis 
hierfür fich fühlbar macht und wenn die finanzielle Lage 
des Bundes es erlaubt. 


Die Ausgaben des Bundes für daß gemerbliche Unterrichts- 
weſen find aber inzwifchen auf 900,000 Fr. angemadjfen. 


Für die Kontrolle der unterftügten Schulen find 11 männliche 
und 4 weibliche Experten angejtellt, die die ihnen unterftellten Schulen 
mindeftens einmal im Jahr befuchen und dem Bunde Bericht erftatten 
müſſen. Lauten die Berichte über eine Schule ungünftig, ſo kann der 
Bund feine Subventionen einftellen, die Experten jelbft dagegen 
dürfen feine direkten Anordnungen geben. 


Zur Bereinheitlihung der Organifation des niederen gemerb- 
lichen UInterricht8 gab das eidgenöffiiche Indujtriedepartement 
definitiv am 1. Juli 1901 eine „Anleitung, betreffend Organifation, 
Lehrfächer und Unterrichtsbetrieb* heraus. Neben den Fächern, die 
die Fortbildungsfchulen einrichten follen, meilt die „Anleitung“ 
darauf hin, den Unterricht möglichft an Abenden und an Sonntagen 
aufzuheben. 

Ein obligatorifcher Fortbildungsfchulbefuch befteht noch nicht, 
nur erläßt man meiften® denjenigen, die die Fortbildungsichulen 
bejucht haben, die Refrutenfchule und außerdem verlangt man als 
Handgeld beim Eintritt von den Schülern 2 bis 8 Fr., die verfallen, 
wenn der Schulbejuch nicht regelmäßig ift. 

Hervorragendere Schulen diefer Gattung unterhalten Luzern 
und Bajel, die dortige allgemeine Gemwerbefchule zerfällt 
in 2 Abteilungen: 

1. in eine untere Abteilung für allgemeine gewerbliche Vor— 

bildung und 


2. in eine obere Abteilung mit dem Zwed: „Der theoretifchen 
und fünftlerifchen Heranbildung von tüchtigen Arbeitskräften 
für die Bedürfniffe derjenigen Kunſtgewerbe, für welche 
die Bedingungen einer gedeihlichen Entwidlung in Bafel 
vorhanden oder leicht zu gewinnen find. 
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Un der Schule werden außerdem auf Beranlafjung von Genoſſen⸗ 
ſchaften Kurſe in praftifchen Arbeiten für Schneider, Schuhmacher, 
Schloſſer, Typographen, Eoiffeure und Bäder abgehalten. 

Die Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule in Bern 
zerfällt ebenfalls in 2 Abteilungen. 

Die erjte Abteilung bildet die gewerbliche Fortbildungsfchule 
mit 3 auffteigenden Klaffen. Der Unterricht ift abends von 
7’a—9'/e Uhr. 

Die zweite Abteilung machen Fachlurfe für Handwerker aus 
(namentlich Sachzeichnen für Bauhandwerker, Mafchinenbauer, 
Möbeltiichler, Schloſſer, Deforationsmaler, im Modellieren, 
Holz. und Marmorimitationen uſw.) 

Ferner find ſolche Schulen in Luzern (mit 1902/3: 274 
männlichen, 168 meiblihen Schülern); in Zürich (mit 1902/3: 
zirka 2600 Schülern). 

Der Santon Genf bat fein gemerbliches Unterrichtsweſen nach 
einem eigenartigen Plan aufgebaut und die technifche Leitung einem 
befonderen directeur de l’enseignement primaire et professionel 
übertragen. 

In Genf ift der Befuch der Fortbildungsfchulen nad Abjol- 
vierung der Primarfchulen für zwei Jahre noch obligatorifch gemacht. 
Die nächſt höhere Stufe ift dann die Gewerbeſchule (Ecole professionelle), 
die den Jünglingen die Sefundarfchule erfegt. Das Abgangszeugnis 
von dieſer Gewerbeſchule, die einen zweijährigen Kurs befitt, be— 
rechtigt zum Eintritt in die Hunftgemerbejchule, die Uhrmacherfach— 
fchule, die Kunftichule, die Handelsfchule und mit gewiſſen Einfchrän- 
tungen in das Gymnafium. Das Schulgeld beträgt 10 Fr. pro 
Semefter. Der Zweck der Schule ift: allgemeine Bildung im praf- 
tifchen Sinne zu entmwideln. 

Mer fi an der école professionelle nicht beteiligen will, fann 
feine Ausbildung an den freiwilligen Abendkurſen (cours facultatifs 
du soir) fich holen, die im Winterfemefter gehalten werden. Abend 
lie Fachkurſe finden auch für verfchiedene Handwerfszweige in der 
Acad&mie professionelle ftatt, die von der Stadt Genf aus Mitteln 
einer Stiftung unterhalten werden. 

Beſonders zu merken für die theoretifche und praftifche Aus— 
bildung von Bauhandmwerfern ift die Ecole de metiers, die vom Stanton 
errichtet worden ift. 
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Die Ausbildung der Lehrer für den gewerblichen 
Berufsunterricht iſt laut Art. 5 des Bundesbeſchluſſes vom 
27. Juni 1884 eine Beranftaltung, zu der der Bund Zufchüffe gibt. 

Zu diefem Zwecke werden in Winterthur am Technikum in 
jedem Sommerfemefter Kurſe von 17wöchiger Dauer abgehalten. 
„Ein Kurſus im gewerblichen Freihandzeichnen und Modellieren 
wechjelt jahrweiſe mit einem im bautechnifchen und mechanijchstech- 
nifchen Zeichnen ab.“ (©. 32). Das Marimum der Teilnehmer ift 
jedesmal 20, die ſchon zeichnerifche Vorkenntniffe haben müſſen. 
Schulgeld wird nicht erhoben, die Teilnehmer haben nur für die 
Koften der Unterrichtsbedürfnijje aufzulommen — und empfangen 
außerdem Stantonales und Bundesitipendien. 

Ebenfo find im Gemwerbemufeum in Aarau Fortbildungsturfe 
für Handmwerlerfchullehrer eingerichtet und außerdem finden noch an 
verfchiedenen Orten Kurſe für Lehrer im praftifchen Arbeiten (in 
Pappe, Holz ufm.) Statt. 

Anzumerfen find bier no die Schulmufeen in mehreren 
Städten, wo neben einer permanenten Ausftellung von LZehrmitteln 
meift Bibliothefen mit Leſezimmern den Lernbegierigen zur Verfügung 
ſtehen. An erſter Stelle ift hier wegen feiner vorgüglichen Fachbibliothek 
und Lehrmittelfammlung für den gemwerblichen Unterricht das Peſta— 
lozzianum in Zürich zu nennen. 

Einen Schritt weiter noch als die Fortbildungs- und Gewerbe— 
fchulen bedeuten die Lehrwerkſtätten, die die technifche Aus— 
bildung des Lehrlings dort ergänzen follen, wo erfahrungsmäßig 
die Werkitattlehre nicht ausreicht. Die Lehrwerkſtätten find meijt mit 
den obengenannten Schulen verbunden. Diejenigen Werkſtätten aber, 
die eine völlige Ausbildung des Lehrlings fich zur Aufgabe gemacht 
haben, finden wir wohl am meijten in der Schweiz. Gerade bier 
finden fi folche Lehrwerkſtätten, die nicht8 mehr erftreben und wollen, 
als eine „ſchlichthandwerksmäßige Ausbildung von Lehrlingen.“ 

Bern Steht in diefen Einrichtungen an erſter Stelle. Hier 
umfafjen fie Abteilungen für Mechaniker, Spengler, Schlofjer und 
Schreiner. Der Kurſus ift Zjährig und kann in jedem Jahreskurſe 
von nicht mehr al8 10 Schülern bejucht werden, obgleich der Zujpruch 
und der Andrang viel ftärker ift. Die Schüler leben in einem mit 
den Werfftätten verbundenen Konvilt, deſſen Koften durch die zu 
zahlenden Gebühren gededt werden. Die Ausbildung iſt die, wie 
fie für gewöhnlich ein Kleiner Betrieb liefert; Mafchinen werden 
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zwar benußt, aber meift arbeitet man doch mit den alt hergebradhten 
Handwerkszeugen. Die in den Lehrwerkſtätten angefertigten Arbeiten, 
werden zu den ortSüblichen Preijen verkauft. (Doch arbeitet nur die 
Schreinerabteilung für Privatlundfchaft, die anderen für Großhändler). 

Neben diefer praftiichen Ausbildung erhalten auch die Infaffen 
volllommen theoretijchen Unterricht unter befonderer Berüdfichtigung 
der Buch und Rehnungsführung für ihr Gewerbe. Vom zmeiten 
Halbjahr erhalten fie Lohn, der teilmeife ausbezahlt, teilweiſe in 
Sparbüchern angelegt wird. 

Die Ausbildung eines Lehrlings fol 782 Fr. im Durchſchnitt 
foiten. 

Ganz ähnliche Anftalten wie in Bern, beftehen in Freiburg 
und Zürich. In Zürich für Holzarbeiter, in Freiburg für Schreiner, 
Steinmete und Mechaniker. 

Neben diefen Lehrwerkſtätten, fpielen eine große Wolle die 
Maſchinenbauſchulen, die aber in der Schweiz gerade meift mit 
anderen Fachſchulen verbunden find. Da man überhaupt eine genaue 
Trennung der einzelnen Schularten noch nicht durchgeführt hat, be= 
zeichnet man eine Mehrzahl von Fachſchulen mit Techniken, die 
in Burgdorf, Genf, Freiburg, Winterthur, Biel, La Chaux⸗de⸗Fonds 
uſw. eingerichtet find, und alle mehr oder weniger einzelnen oder 
mehreren Gemwerben gemeinfam eine Spezial-Behandlung zu teil werden 
laffen. Die innere Organifation zu befchreiben würde uns bier zu 
weit führen, da es fi ja nur um einen knappen Lleberblid handelt. 
Befonder8 hervorheben möchte ich doch noch die fogenannten Uhr— 
macherſchulen, mie fie in Biel, La Chaux⸗de-Fonds, Genf und 
Neuenburg bejtehen, die gleihfall mit Werkſtätten zur vollftändigen 
praktiſchen Ausbildung ausgeftattet find und die Schnitzerſchule 
in Brienz, die in dreijährigen Kurſen das Schnighandmwerf ohne 
Mafchinenanmendung teilmeife nach lebenden Modellen ihren Zög— 
lingen vermitteln mill. 

Die Kunſtgewerbeſchulen, als höchite und letzte Stufe des 
gewerblichen Unterrichtsmejens haben natürlid auch in der Schweiz 
ihre Pflege gefunden und haben fich gerade hier zu einer anerfenneng= 
werten Höhe entwidelt. Was fie von den meiften, fpeziell ſüddeutſchen 
Kunſtgewerbeſchulen unterjcheidet, ift das Beitreben, die praftifche, 
hbandwerfsmäßige Ausbildung auch hier in den Vordergrund zu 
fchieben. Das joll natürlich nicht ausfchließen, daß die Schweizerischen 
Kunſtgewerbeſchulen auch bezüglich der fünftlerifchen Leiftungen das 
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Höchſte erftreben. Zu nennen ijt bier bejonders die Kunſtgewerbe— 
fhule in Zürich, wo der leider fchon verjtorbene Direltor Lüthi 
feine Bejtrebungen dahin konzentrierte, die Schule in eine Reihe 
praftifcher Betriebe aufzulöfen, Dilettanten vom Schulbefuh ganz 
auszuſchließen und nur folde Schüler aufzunehmen, die bereits 
mindeſtens 2 Jahre praltifch tätig gemefen wären. Ferner die Kunft- 
gemwerbejchulen in La Ehaursde-Fonds und Genf, die fich beide der 
fünftlerifchen Hebung der Uhrenindujtrie befonder8 gewidmet haben, 
ohne dabei die Ausgeftaltung der anderen Gewerbe vergefjen zu haben. 


Fragen wir aber nun noch, bevor wir zu einem neuen Abfchnitt 
übergehen, nad) dem Erfolge aller diejer Anftalten und deren jegens- 
reichen Einwirken auf das Kunſtgewerbe im fpeziellen, fo hat das 
Kunfigewerbe in den leßten Jahren troß alledem in der Schweiz 
abgenommen — wenn ander mir dem Urteil de8 Direftorß des 
fantonalen Gewerbemuſeums, Bern, DO. Blom vertrauen fönnen.' 
Nah Blom überfteigt die Einfuhr von Erzeugniffen der angewandten 
Kunſt die Ausfuhr derjelben um 9,5 Millionen Franken und er faßt 
feine Anficht über den Stand des Kunſtgewerbes in folgenden Säßen 
jufammen: „Dan bat allerdings verjucht durch die Gründung und 
den Betrieb von Hunftgewerbefchulen diefe Gewerbebrandhen zu heben; 
allein das angejtrebte Ziel ift auß dem einfachen Grunde nur mangel- 
haft erreicht worden, meil die Schüler, faum diefen Schulen ent- 
wachſen, aus anerzogener Scheu vor der manuellen Tätigkeit, in 
großer Zahl zur hohen Kunft, zur Architektur oder zum Zeichenlehrer- 
ftand übergehen, ftatt fi) nun der Pilege des Kunſtgewerbes zu 
widmen. Die Lehrmerkftätten und ſolche Schulen, die als Lehrziel 
die Heranbildung von Zeichnern und Arbeitern für ganz beftimmte 
Berufe ins Auge faffen, Fönnen junge Beute nach irgend einer Rich: 
tung bin ausbilden oder fie in ihrem Berufe fördern; Lehranftalten 
dagegen, mit unklarem Biel, wie viele Runftgewerbefchulen, haben 
bis jetzt troß Fleiß und Tüchtigfeit der Vehrfräfte für die deforative 
Kunft nicht die erwarteten Refultate erzielt. In diefen Schulen wird 
zu viel gezeichnet und gemalt, zu viel Stil» und Formenlehre ge- 
trieben, dafür aber zu wenig praftifch gearbeitet. Daß auf diefe 
MWeife mehr unfruchtbare Theoretifer als produzierende Arbeiter 
erzogen werden, ift felbftverftändlich.“ 


ı Siehe Handwörterbuch der jchweizeriichen Volkswirtſchaft, Sozialpolitif und 
Verwaltung. Artikel „Kunftgewerbe*. Seite 844. 


— 127 — 


Neben diefen mehr oder weniger mdirelten Forderungsverſuchen 
des Stleingemerbes, bat man auch direft da8 Gedeihen des 
Handwerks zu heben gefucht. In diefe Art der Gemwerbeförderungs- 
aktion gehören: 

1. Die Einrihtung von Lehrlingsmwerfftätten. 

. Die Ausftellung von Lehrlingsarbeiten. 
. Die Herausgabe von Gewerbeblättern. 
. Abhaltung von Vorträgen. 
. Die Ausfunfterteilung. 
. Die offenen Zeichenfäle. 
. Die Beichaffung von Maſchinen. 

8. Die Erbauung von Gemerbemufeen. 

9. Die Abhaltung von Meifterkurfen. 

10. Die Einrichtung gemeinfamer Berlaufshallen. 

Was die Einrichtung von Lehrlingswerkſtätten anbelangt, 
fo ift bier in Bezug auf die Schweiz zu bemerken, daß früher dieje 
Einrichtung allgemeiner war. Der fchmweizerifche Gewerbeverein vor 
allen verwandte einen Zeil der ihm für die Lebrlingsprüfungen zu: 
fließenden Bundesfubvention, um mehreren Handwerksmeiſtern, die 
fi feinen Anmweifungen und feiner Aufficht bezüglich der Lehrlings- 
ausbildung unterwarfen, für die letztern Bergütungen zu geben 
(1899: 19; 1901: 5 Meiftern). Da aber unterdeffen die often der 
Lehrlingsprüfungen immer mehr wuchſen, jo fuchte der Gemwerbe- 
verein um eine Erhöhung von 10,000 auf 15,000 Fr. nad. Der 
Bund aber lehnte die Erhöhung ab und die fantonalen Regierungen, 
die man ebenfalld um Unterftüßung angegangen hatte, wollten außer 
6 auch feine weiteren Zuſchüſſe gewähren, jodaß die „Jubventionierte 
Meifterlehre* eingeftellt werden mußte. 

Die Ausfunfterteilungen follen den Zweck realifieren, 
„den befonderen Wünſchen und Bedürfnifien des einzelnen Gewerbe: 
treibenden direkt entgegenzulommen, indem ihnen in technifchen Fragen 
Rat und Auskunft erteilt wird.“ Derartige Einrichtungen befinden 
fi unter anderen auch bei den Kunſtgewerbemuſeen in Bajel, 
Bern, Winterthur x. 

Die Gewerbemufeen follen belebend auf die einzelnen Ge— 
werbszweige und durch Sammlungen hervorragender kunſtgewerb⸗ 
licher Erzeugnifje erzieherifch wirken. Schon der 1364 aufgelöfte 
fchweizerifche Handwerker und Gewerbeverein hatte eine Mufter- und 
Modellfammlung ins Leben zu rufen geſucht — jedoch ohne Erfolg. 


"1 Som wm N 
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1868 wurde dann auf die Snitiative des ftädtifchen Handwerker⸗ und 
Gemwerbevereines die fantonale Muſter- und Modellfammlung in Bern 
(jet Gemwerbemufeum) gejchaffen. Bern folgten Winterthur, Zürich, 
St. Gallen, die Kantone Bafel, Genf, Freiburg, Aargau. Daneben 
beitehen in Chur, Frauenfeld und Glarus nur allerdings unbedeutende 
Mufter- und Modellfammlungen. 

Der Gedanke in Buzern ein Zentralſchweizeriſches Ge— 
werbemufeum zu gründen, ift unferes Wiffens bisher noch nicht 
verwirklicht worden. 

Das Gemerbemufeum in Aarau ijt eine fantonale Anftalt und 
umfaßt eine Gemwerbe- und Handwerkerſchule, an welchen Fachkurſe 
für Deforationsmalerei, der Holz: und Bautechnik, für funftgewerb- 
liches Zeichnen, ferner eine Frauenarbeit3- und Dilettantenfchule, 
Sammlungen von Muftern und Modellen gewerblicher Produkte 
verfchiederer Stilrichtungen, eine Bibliothef mit Vorbilderfammlung 
und einen öÖffentlihen Zeichenfaal für Handwerker und Aunit- 
gemwerbetreibende. 

MWeiter erteilt das Mufeum unentgeltliche Auskünfte, jtellt Ent— 
mwürfe her, liefert und erprobt Majchinen, hält öffentliche Vorträge, 
Fachkurſe und Wanderaugftellungen ab. Außerdem überwadt e8 das 
fantonale Lehrlingsweſen und die Handwerkerſchulen des Kantones. 


In Baſel fteht das 1881 durch den Handwerker: und Gewerbe— 
verein gegründete Gemwerbemufeum mit der allgemeinen Gewerbe— 
ſchule (feit 1887 verftaatlicht) unter einer gemeinfamen Leitung. 
Durch Geſetz vom 16. Juni 1892 wurde die Einrichtung diefer 
Anſtalt feft normiert. Durch ähnliche oder diejelben Mittel wie vom 
Kunftgewerbemufeum zu Aarau juht man das Kleingewerbe zu 
unterftüßen und zu heben. 


Das Berner Mufeum eriftiert feit 1868 und wurde orga= 
nifiert im Jahre 1891. Während in Winterthur 3. B. die in der 
tehnologifhen Abteilung außgeftellten Maſchinen Eigentum des 
Mufeums find, das die Majchinen durch einen eigenen Motor ans 
treiben läßt, ftellen in Bern die Fabrifanten ſelbſt ihre Brodufte aus 
und tragen außer den Transportkoften auch noch eine Fleine Gebühr. 
Mit der Vorführung der außgeftellten Majchinen find Anweiſungs— 
furje verbunden, die zur weiteſten Berbreitung der betreffenden 
Motore möglichit mithelfen follen. (Belannt ift, daß die Käſereibe— 
triebe des Kantons Bern fich der gegebenen Lehren bedient haben 
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und bis zur Hälfte aller Käſereien ſich der Motore bedienen). Außers 
dem hält da8 Berner Gewerbemufeum auch Wanderausftellungen in 
den anderen Kantonsſtädten ab. 

Da8 Freiburger „Musée industriel“ befteht jeit 1888 als 
fantonales Inftitut. Der Kanton hat ihm feine Gemerbeausjtellung 
1892 in Freiburg zu verdanken und die Gründung der Gewerbeſchule, 
die ſeit 1899 zum Technikum ausgebaut iſt. 

Das Genfer „Musée des arts decoratifs“ iſt ſtädtiſch, ſeit 
1867 auch das Lauſanner „Musée industriel“, das 1862 von einer 
Madame de Rumine begründet wurde und ſomit das älteſte Inſtitut 
diefer Gattung in der Schweiz iſt. 

An das Induſtrie- und Gewerbemujeum in St. Gallen (ſeit 
1888) ift die Zeichenfchule für Induftrie und Gewerbe angegliedert. 
Es arbeitet vor allem für die einheimifche Stiderei-Snduftrie und 
feine vortrefflide und fehr wertvolle Sammlung von Tertil- und 
Stidarbeiten ift ja weit befannt. Außerdem find feiner Oberleitung 
die fantonalen Lehrlingsprüfungen und die Verwaltung des Lehr 
mitteldepot8 übertragen. 

In Winterthur befteht feit 1874 ein Gemwerbemufeum, mit 
dem die „Berufsjchule für Metallarbeiter” (1889) verbunden ift. Wie 
Thon einmal gejagt, find die in der technologifchen Abteilung aus 
geftellten Mafchinen Eigentum des Mufeums, welches die Motore 
durch eigene Triebfraft in Bewegung fett. Es ift aber wohl ein- 
leuchtend, daß unter der Tatjache, daß das Mufeum alle Mafchinen 
anfauft, die Mannigfaltigfeit der auszuftellenden Trieblräfte leidet. 

Als letztes der Gewerbemuſeen ift noch das in Zürich bier 
zu nennen, welches feit 1875 bejteht und dem eine Hunftgewerbefchule 
angeſchloſſen iſt. 

Am Schluſſe dieſes Abſchnittes iſt noch die Zentral-Kom— 
miſſion der Gewerbemuſeen Zürich und Winterthur 
zu erwähnen, die die gegenſeitige Förderung der beider ſchon in den 
genannten Städten beſtehenden Muſeen und die aufſteigende Ent— 
wicklung der Gewerbe ſich zum Ziele geſteckt hat. Zu dieſem Zwecke 
veranſtaltet ſie alljährlich ein Preisausſchreiben, um ſo Pläne und 
Entwürfe kunſtgewerblicher Gegenſtände zu erhalten und hält Meijter- 
und Inſtruktionskurſe ab. 

Die Gefamtausgaben für alle diefe obengenannten Mufeen 
beliefen fi auf 1902/3: zirfa 258,480 Fr.; die Bundesbeiträge: 
zirfa 89,800 Fr. 
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Die Meifterkurfe, die in Oefterreich und dann in Preußen 
eine ziemliche Bedeutung gewonnen haben, werden in der Schweiz 
nicht im gleichen Maße gepflegt: Wohl find hie und da an den 
Gemwerbejchulen befondere Kurſe von kürzerer Dauer eingerichtet 
(Freiburg für Wagenbauer 30 Stunden Fachzeichnen), außerdem 
veranftalten verfchiedene Fachverbände befondere Vorträge und praf- 
tifche Hebungen, fo die Schuhmacher (in Maßnehmen, Mufterfchneiden, 
Herrichten von Leiften, Anatomie des Fußes, Abgipfen), die Buch— 
binder (Handvergolden) und die Schreiner — aber es fehlt diefen 
Unternehmungen mehr oder weniger die notwendige Planmäßigfeit 
und Einheit. 

Was endlih die gemeinfamen Berfaufshallen für 
Handwerker anbelangt, jo iſt auch hier zu bemerfen, daß der ge- 
mwünjchte, nahdrüdliche Erfolg außgeblieben ift. Eine typifche Anftalt 
dieſer Art ijt vielleicht die Gewerbehalle der Kantonalbank in Zürich, 
wo die Gewerbetreibenden des Kantons Zürich ihre Waren zum 
Verkauf ausftellen. Eine Kommiffion prüft die eingehenden Waren 
und weiſt alle Gegenftände jchlechter Qualität zurüd. Die ange- 
nommenen Produkte bleiben. 1, auf Wunfch auch 2 Jahre liegen. Sind 
fie dann noch nicht abgenommen worden, jo müſſen fie zurüdge- 
nommen werden und außerdem muß für größere Gegenftände ein 
Platzgeld von 2°/0, für Heine ein folches von 4°/, des Verkaufswertes 
bezahlt werden. Beim Verkauf eines Stüdes fließt der Bank eine 
Provifion von 8°/o zu, die dafür die Verkäufer bezahlt und auch auf 
die außgeftellten Waren Darlehen bis zur Hälfte de8 Verlaufspreifes 
gibt. Der Umſatz diefes Inſtituts fol früher fich auf 380,000 Fr. 
belaufen haben, neuerdings ſoll er durch den Einfluß der Waren: 
bäufer auch abgenommen haben. 

Eine analoge Einrichtung, nur auf genoffenfchaftlicher Grund: 
lage, ift die Gemerbehalle der vereinigten Handmerfer in Winter- 
thur, die aber auch von den anfänglichen 35 Mitgliedern, die allein 
ausftellungsberechtigt find, auf 13 im Jahre 1903 zurüdigegangen ift. 

Die Höhe der Geldjummen, die in der Schweiz für Förderung 
des Kleingewerbes auß öffentlichen Mitteln ausgegeben wird, läßt 
fih bei der Bielgeftaltigfeit der autonomen Regierungen nur ſchwer 
angeben. 

Mir find hiermit am Ende unferer ſtizzenhaften, referierenden 
Darftellung der Gemwerbeförderung in England, Defterreich-Ungarn 
und der Schweiz angelommen. Und wenn wir nun unferen Blid 
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rückwärts menden und die beiprochenen Anftalten und Einrichtungen 
auf ihren Erfolg hin prüfen, den das Kleingewerbe aus ihrer Eriftenz 
ziehen könnte und gezogen bat, jo werden wir ziemlich unbefriedigt 
uns abmenden müffen. Man verfucht vieles an vielen Orten — aber 
e8 find eben alles nur Berjuche von oft recht zweifelhaften Gelingen. 
Das Hleingewerbe ift eben auch eine hiftorifche Kategorie und als 
folche den Entwidlungsgejegen unterworfen. Mit den Zeiten ändern 
fich die Bedürfniffe. Das Kleingewerbe in feiner alten Geftalt erhalten 
wollen — bieße einen altersſchwachen Greis ewig am Leben erhalten 
wollen. Die ideale Gemwerbepolitif führt nicht zum Ziel, fie muß 
Individualpolitik werden. Gewiß kann der Staat durch feine direkte 
Gewerbeförderungsaltion diejenigen Elemente, die fich nicht mehr in 
die neue Ordnung hineinzufinden vermögen, unterjtüßen und ihren 
Ruin wahrfheinlih auch aufhalten — die junge Generation aber 
muß für fich felbjt zu forgen lernen. Und doch erfcheint ung gerade 
in der Schweiz der Boden befonders günftig zu fein für eine neue 
Blüte des „Handwerks“. In feinen zahlreichen fließenden Gemwäffern 
bat ja die Schweiz genug Kräfte zur billigen Erzeugung der Elef- 
trizität und damit einer treibenden Sraft, die bequem in jede Werk— 
jtätte geleitet werden fann. Bielleiht fann jo da8 Handwerk auf 
neuer technifcher Bafis und mit Verwendung des genofjenfchaftlichen 
Prinzipeß einer beſſeren Zeit entgegengeführt werden. Jede Unter- 
ftüßung von oben ift, fo fchön fie auch fein mag, immer mit Miß— 
trauen gerade in Bezug auf feine fegensreihe Wirkung auf das 
Kleingewerbe zu betrachten. Die Staaten haben fchon Millionen dem 
gewerblichen Mittelftande in edler Abficht zugewandt, und doc ift 
der Erfolg erwiejenermaßen äußerft gering. So lange die Hand- 
mwerfer nicht aus fich ſelbſt heraus lebensfräftige Organifationen 
ſchaffen wollen, wird wenig erreicht werden; folange die Meifter und 
„werdenden Meifter“ nicht den Segen einer freien, genofjenfchaftlichen 
Berbindung zwecks Berbejjerung der eigenen, bedrüdten Lage erfannt 
haben, wird jede noch jo großartig organifierte, ftaatliche Gewerbe— 
förderungßaftion eine kurzſichtige Klaſſenpolitik — und rei an 
Enttäufchungen fein. 
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Soziale Chronik. 


Arbeiterſchutz. 


Schweiz. In Freiburg wird ein fantonales Arbeitsamt 
eröffnet. Es wird fih mit der Vermittlung von Stellen für männliche 
Arbeitskräfte befaffen und zwar ſowohl für Handwerk und Induſtrie, als auch 
für die Yandwirtichaft, wobei auch die Yehrlingsftellenvermittlung inbegriffen iſt. 
Die Vermittlung it für Arbeitgeber und Arbeitnehmer unentgeltlich, ſoweit 
fie fi) auf daß Gebiet des Kantons Freiburg eritredt. Außerfantonale Arbeit- 
geber haben bei Anmeldung von Stellenangeboten eine Gebühr von 50 Et3. 
zu entrichten. 

Auch Yuzern errichtet demmächft ein ſolches Amt. 


alien. In Mailand wird diefen Herbft der erfte internationale 
Kongrek für die Befämpfung der Arbeitslofigfeit ftattfinden. 
Es ift uns hierüber folgende Mitteilung zugegangen: Die „Societa Umanitaria“ 
von Mailand, welche gemäß dem Willen ihres Stifter8 P. M. Yoria, den 
Zweck hat durch Gewerbe: und Kunſtgewerbeſchulen, Arbeitsnachweiſe, Arbeits- 
(ofigfeitunterftügungsfafien, Arbeitsämter, technifchen Beiftand an den Genoſſen— 
Ichaften, Auswanderungsbureau, Arbeiterfolonten für Arbeitslofe, die ſchädlichen 
Folgen der ArbeitSlofigkeit zu mildern, hat die Jnitiative ergriffen, in Mailand 
am 28. und 29. September d. J. den erſten internationalen Kongreß für die 
Befämpfung der Arbeitslojigfeit einzuberufen. In allen Yändern, wo die 
fapitaliftifche und induftrielle Produftionsweife jehr entwidelt ift, wird Die 
Dringlichkeit und die Wichtigkeit der Frage der Arbeitslofigkeit immer mehr 
erkannt, jo daß heute ihrer Löſung die Gelehrten jowie die Sozialpolitifer 
rege Anteilnahme entgegenbringen. Obengenannter Kongreß bietet die Öelegen- 
heit für einen Ideenaustauſch über folgende Gegenftände an der Tagesordnung : 
a) Urſachen der Arbeitslofigfett; b) VBorbeugungsmittel gegen die Arbeits: 
lofigfeit,; ec) Mittel zur Bekämpfung der Folgen der Arbeitsloſigkeit. Damit 
die Verhandlungen des Kongreſſes bedeutend und erjprieglih werden, hat 
das Komitee den Gelehrten und Politikern, ſowie den Bertretern der Anftalten 
und Körperfchaften, welche mit der Frage der Arbeitslofigfeit fich befallen, 
perjönlide Rundjchreibeeinladungen zugefandt. Um den unmıllfürlichen Unter: 
lafjungen bei der Zufendung der Einladungen zu jtenern, gibt das Komitee 
befannt, daß diejenige, weldhe dem Kongreſſe einen Beitrag von perſönlichen 
Anfhauungen und Erfahrungen bringen wünfchen beim Sefretariat des Kon: 
greſſes (Dia A. Manzont 9), die nötigen Auskünfte erhalten können. Die 
perjönlihe Anteilnahmegebühr beträgt 10 Piren. Die Frift für die Zufendung 
der jchriftlichen Mitteilungen über die Gegenſtände an der Tagesordnung ift 
auf den 30. Juni d. J. feſtgeſetzt. 
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Itrauenfrage und Frauenbewegung. 


Deutſchlaud. In Berlin wurde, wie die „Soziale Praris“ mitteilt, 
anfangs diejes Jahres eine Ausfunftsitelle in Rechts- und Unter- 
ftügungsangelegenheiten für Bormünderinnen und Mütter 
vom Verband für weibliche Bormundichaft eröffnet. Der Verband will dadurd 
insbejondere ledigen Müttern und auch Schwangeren bei Geltendmadhung 
ihrer Rechtsanſprüche ſowie ın ihren fonftigen perjönlichen Angelegenheiten 
Beiftand leiften. Die Auskünfte werden von einem Gerichtsichreiber des 
Amtsgerichte und von Mitgliedern des Verbandes für weibliche Vormund— 
Schaft erteilt. Der Frauenrehtsihugnerband umfaßt laut 1. Jahresbericht 
jegt von 56 deutſchen Rechtsſchutzſtellen 41 und von den 3 öfterreichiichen 2 
(Wien und Prag,. Die 16 noch fehlenden Rechtsſchutzſtellen jind zumeift 
jolche, welche no am Anfange ihrer Tätigkeit ftehen. Der Berband hat ſich 
dem Bunde deuticher Frauenvereine angefchloffen und 4 Stimmen bei dem: 
jelben erworben. Yaut eingegangener Berichte find von dem Frauenrechts— 
ihugverband während des legten Jahres 10,896 Fälle bearbeitet morden. 
Auf Erjuhen der öfterreihifhen Vereine joll die erite Generalverſammlung 
des Rechtsſchutzverbandes in Wien ftattfinden. 


Soziale Hygiene. 


Deutichland. In Stuttgart haben die Aerzte beſchloſſen, eine jozial: 
hygieniſche Tätigkeit zu entfalten. Ste faßten folgende Rejolution: 
Krankenkaſſen, Gemeinweſen, gemeinnügige Inſtitute und Arbeiterorganifationen 
bei ſozialhygieniſchen Maßnahmen, Errihtung von Fürjorgejtellen u. f. m. 
beraten und durch ſolche gemeinnügige Arbeit einer Pflicht genügen, deren 
Erfüllung das Vertrauen der Gefamtheit zu den Aerzten heben und ihren 
Einfluß auf fozialem Gebiet ftärfen ſowie jchlieglih den Einfluß der Kurs 
pfuſcher ausjcheiden joll; ferner den Kollegen, die jih in jozialer Beziehung 
unterrichten wollen, hierzu Gelegenheit geben. Zunächſt ſoll eine Anzahl 
Unterfommifjionen jür aftuelle Fragen gebildet werden. I. Die Kommifjion 
joll einen Kriftallifationspunft für alle jozialhygienishen Beratungen bilden. 
Unterfommiffionen ſollen jich damit befaffen, eine jpezielle Frage jtändig zu 
ftudieren, um die Kommiffionen im gegebenen Augenblide raſch beraten zu 
fönnen. Il. Die Arbeiten der Kommiſſionen find fo einzuteilen, daß jedem 
Mitarbeiter das geiftige Eigentumsreht ın vollem Maße gewahrt bleibt. 
III. Durch die Aufftellung der Kommiſſionen werden die einzelnen Kollegen 
in feiner Weiſe in ihrer wiſſenſchaftlichen oder andermweitigen Tätigfeit auf 
ſozialhygieniſchem Gebiete eingeſchränkt. IV. Die Kommifjion jtellt nur eine 
zwangslofe Bereinigung dar. Die Gejchäftzleitung fällt dem Gefchäftsleiter 
zu, der die Anregungen weitergibt. Gebildet werden zunächſt aht Kommiſſionen: 
1. Tuberkulojenfrage ıes fol eine Umfrage über die der Fürforge bedürftigen 
Kranten bei den Kollegen veranjtaltet werden); 2. Walderholungsitätten ; 
3. Nervenfanatorium, Einfluß der Gemwerbetätigfeit auf Entftehung und Ent: 


— 134 — 


widlung von Nervenkrankheiten; 4. Fürforge für Kinder; 5. Chronijche 
Vergiftungen (von der Ortskrankenkaſſe jol Material über Bleivergiftungen 
erbeten werden; die Statiftif der Anilinfabrif joll benugt werden); 6. Alfohol- 
mißbrauch; Stotterfurje für Mitglieder der Ortskrankenlaſſe; 8. Zentralis 
firung des Krankenpflegerinnennachmeijes. 


— Sn verfchiedenen deutfchen Städten wurden in jüngjter Zeit Aus-— 
funft3= und Fürforgeftellen für Yungenfranfe ins Leben ge: 
rufen. Zunähft in Hannover zu nennen. Hier werden möchentlich zwei 
Sprechſtunden in der Poliklinit des Stranfenhaujes I abgehalten werden. 
Aufgabe derfelben ift es, die freiwillig fich meldenden oder von ihren Aerzten 
zugewiejenen unbemittelten Sranfen zu unterfuchen, fie über das Weſen der 
Tuberfuloje und die Verhütung der Anftekungsgefahr für andere zu belehren, 
ihnen Ratfchläge hinfichtlich ihres Verhaltens zu erteilen ſowie gegebenenfalls 
die Gewährung eines zmwedentiprechenden Heilverfahrens oder auch jonftiger 
Unterftügungen zu vermitteln. Den Wohnungsverhältniffen der Kranfen und 
ihrer Familie wird durch die Fürſorgeſchweſter befondere Aufmerkfamteit 
gewidmet werden, wohingegen eine eigentliche ärztliche Behandlung jeitens 
der Fürjorgeftelle nicht übernommen wird. Für die erfte Einrichtung haben 
die ftädtifchen Kollegien 3000 Marf bewilligt; die Mittel zum Betriebe 
werden aus einer Stiftung und der Armenkaffe fließen. — Ebenfo ift in 
Göttingen eine Fürforgeftelle eingerichtet, die an die Univerfitätspolifiinit 
angefchlofjen ift. — Eine Fürforgeftelle hat auch die Stadt Yinden. Ihre 
Erridtung ift einer Anregung des Hauptvereins für Volkswohlfahrt in 
Hannover zu verdanken, der den Verein für bedürftige Yungenfranfe in 
HannoversPinden als Träger des Unternehmens gewonnen hat. Die materielle 
Grundlage wird durch Zufhüfle der Yandes-Berficherungsanjtalt und der 
Stadt Finden geboten, wozu ſich noch Beiträge der genannten Bereine gefellen. 
Geeignete Räume für die ebenfalls wöchentlich zweimal abzuhaltenden Sprech— 
ftunden hat die Verwaltung der Diafoniffenftation Siloah in ihrer Poliklinik 
unentgeltlih zur Verfügung geftellt. 
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Statiſtiſche Notizen. 


Die Arbeifer-Genofenfdaften in England im Jahre 1904. 


Nah der Yabour Gazette vom Januar d8. J. beitanden im Jahre 1904 
im Vereinigten Königreich 2101 „Arbeiter-Genojienfchaften für Produktion 
und Betrieb“ mit 2,183,282 Mitgliedern — 8,8°/, der Geſamtbevölkerung. 
Ihr Gejamtfapital belief fih auf rund 780 Millionen Markt, davon 560 
Millionen Anteilfheine, 165 Millionen Anlehen und 55 Millionen Rejerve- 
und Berfiherungsfondse. Bei einem Totalumfag von mehr als 2 Milliarden 
betrug der Gewinn 204 Millionen Marl. Insgeſamt waren in den Vereinen 
101,992 Perfonen bejchäftigt. Die Genofienichaften zerfallen in Produftions- 
gejellihaiten, Großeinkaufsgenoffenfhaften uud SKonjumvereine. Ihre Ent: 
widlung in den legten 10 Fahren ift nicht ganz gleichmäßig geweien: Während 
der Geſamtumſatz fih um 90° (von 1080 Millionen auf 2050 Millionen) 
vergrößert hat, ift der der Konſumvereine um 76°/, (von 880 auf 1200 
Millionen Mark), der der Großeinkaufsgenoſſenſchaften um 96% von 275 
auf 520 Millionen Marfi, bei der Produftion aber nur um 157%/o (von 
125 auf 325 Milliouen) geftiegen. Die Herftellung von Waren im Eigen: 
betrieb erftredt fih auf Nahrungsmittel, Tabakfabrifate, Kleider, Wohnungen 
und ihre Ausjtattung, Textilwaren, Seife, Fichte, Buchdruderzeugnifie, Metall 
waren, Maſchinen, Schiffbauten ujm. In diefen Produftionsftätten waren 
44,502 Angejtellte und Arbeiter mit insgeſamt faft 49 Millionen Mark 
Löhnen tätig. 181 von 1285 Produktionsgenoſſenſchaften gewährten an 12,947 
Arbeiter 630,000 Mart Gewinnanteile, die 4 Großeinkaufsgenoſſenſchaften 
(2 in England und Wales, je 1 in Schottland und Frland) haben ihren 
Umfag in 10 Jahren verdoppelt; ihnen find 2053 Mitglieder angeſchloſſen, 
darunter 1513 Vereine; ihr Kapital beträgt 283 Millionen Mart, fie ver: 
fauften für 540 Millionen Markt Waren mit einem Gewinn von 10 Milli: 
onen; 5024 Perfonen waren bei ihnen tätig. Die Konſumvereine hatten 1454 
Yäden mit 2,078,178 Mitgliedern, 610 Millionen Mark Geſamtkapital, 1200 
Millionen Unfag, 190 Millionen Gewinn und 52,132 Angeftellten; dazu 
fommen noch 223 landwirtichaftliche Genoſſenſchaften mit 24,437 Mitgliedern, 
332 Urbeitern, 1'/, Million Kapital, 3'/ Millionen Umjag und 24,000 
Mark Gewinn. 
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Bücherbeſprechnugen. 


Dr. Friedrich Koch. Der Londoner Goldverkehr. Münchner 
voltsw. Studien, 73. Stüd). VIII und 118 Seiten. Stuttgart und Berlin, 
1905. Preis 2 M. 50 Pig. 

Die Studie von Koch, in der nach längerer Zeit der für den Volks— 
wirt ſtets interefjante Yondoner Goldverkehr wieder einmal eine zuſammen— 
hängende Darftelung erfährt (die legte Darftellung diefer Art, die von Send, 
ftanmt aus dem Jahre 1868), zerfällt in zwei Hauptteile. 

Der erjte ift der technifchen Seite des Pondoner Goldverfehrs gewidmet. 
E3 werden hier die technifchen Vorgänge beiproden, denen das Gold aus: 
gejegt wird, che es marftgängige Ware wird; es folgt eine Darftellung des 
Transport3 und der Berfiherung des Goldes; eine Darftellung der Organi— 
jation des Yondoner Goldhandels, insbefondere des Geichäftäbetriebes des 
jtarf zentralifierten Gewerbes der Yondoner Edelmetallbrofer, und der Uſancen 
der Bank in England im Goldverfehr beichließt den eriten Hauptteil. 

Der zweite Hauptteil behandelt die wirtfchaftliche Seite diefes Verkehrs. 
Koch unterſucht hier vorerft die Bedeutung des nenproduzierten Goldes und 
deſſen Anteil am gefamten Goldverfehr, die periodifhen Goldftörungen und 
die Goldbewegungen im Dienite des internationalen Waren: und Sreditver: 
fehrö, wobei er mehrmals Gelegenheit hat, auch auf die Fragen der inter: 
nationalen Wechfelfurje einzugehen und dabei im Einzelnen zu Refultaten 
gelangt, die von denen des legten Darjtellerd diefes ganzen Kompleres von 
Erfcheinungen, Heiligenftadt, abweichen. E3 folgt dann eine hijtorifche Dar: 
ftellung der Goldpolitif der Bank von England und zum Schluſſe eine 
Unterfuhung der Faktoren, die dem Yondoner Goldmarfte die dominierende 
Stellung im Goldverfehr fichern. 

Im Ganzen eine jehr inftruftive Arbeit, die in den Gegenftand recht 
zuperläffig einführt und die auch der Kenner des Gegenftandes mit Intereſſe 
leſen wird. 

Baſel. Dr. Jul. Landmann. 
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Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in 
indnftriellen Betrieben, 


Bom Kaufmännifchen Berein in Bafel im Januar 1906 
prämierte Preisarbeit. 





Von Rudolf Baumann, Baſel. 





(Fortiegung.) 


IV. 

Die Lohnſyſteme, wie fie heute üblich find, laſſen fich in folgende 

drei große Kategorien einteilen: 
1. Taglohnſyſtem. 
2, Die verfchiedenen Prämien- und Akkordſyſteme. 
3. Die reine Gemwinnbeteiligung. 

Es fommt dazu die Kapitalbeteiligung der Arbeiter am Unter⸗ 
nehmen; eigentliche Lohnſyſtem ift fie nicht; fie wird nur der 
Bollitändigleit wegen und meil fi) Gemwinnbeteiligung und Rapital- 
beteiligung oft nicht auseinanderhalten laſſen, bier aufgeführt. Ihre 
ausführliche Beiprechung bleibt einem befondern Abjchnitt vorbehalten. 

Während nun Taglohnſyſtem und Brämien- und Akkordſyſteme 
ledigli in feiten oder gleitenden Anfägen die perfönliche effektive 
Arbeitsleiftung des Einzelnen ohne jede Rüdficht auf den Gejchäfts- 
gewinn entjchädigen, jo bezwedt die Geminnbeteiligung, wie ſchon 
früher erwähnt wurde, die Löhnung des Arbeitnehmers vom Geſchäfts— 
gewinne überhaupt abhängig zu maden. 

Hier liegt aljo ein bedeutender Unterſchied vor. Will man nun 
zuerſt die Verſuche mit „reiner“ Gewinnbeteiligung beſprechen, jo 
wäre die Liſte derſelben ſehr bald erſchöpft. Denn in der Regel iſt 
die Gewinnbeteiligung kombiniert entweder mit Prämienſyſtemen oder 
aber mit Kapitalbeteiligung. Laſſen ſich derartige Kombinationen 
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demnach nicht trennen, fo wird dieß anderjeit3 notwendig in Bezug 
auf die verjchiedenen großen Berufögruppen. Und zwar find die 
Verſuche zu unterfcheiden nach denjenigen in handwerksmäßigen 
Betrieben, der Jnduftrie, im Handel. und in der Landwirtfchaft. Im 
Handels» rejp. Kaufmannsitande fennt man die Geminnbeteiligung 
in Form von Tantiemen; in der Landwirtichaft, auf den Großgütern 
und berrfchaftlichen Domänen (foweit nicht Allmendnußungen in 
Betracht fallen oder Genoſſenſchaften bejtehen) ebenfall® als Geld- 
und auch al® Naturalleiftungen; die volllommenjte Ausbildung hat 
die Geminnbeteiligung erfahren im Handwerk, bei den handwerks— 
mäßigen Unternehmungen. Zu dieſen find einmal zu zählen alle 
jene Betriebe, in denen vorzüglich die Handarbeit, reſp. die Tüchtigfeit 
der Arbeiter, für das Gedeihen des Geſchäfts wichtig find, alfo 
Malereien, Töpfereien, Stidereien, fofern ihre Herjtellung von Hand 
gefchieht, zc., dann aber auch große Betriebe mit geringem Kapital. 
An den leßtern hängt eben wiederum alle von der Hand» und 
Geiftesarbeit des Leiter und feiner Untergebenen ab; das Sapital, 
diefer Machtfaktor im heutigen Wirtfchaftsleben, fpielt feine oder nur 
eine unbedeutende Rolle. 

Die Erfahrungen, die in folchen Betrieben mit der Geminn= 
beteiligung gemacht worden find, find für die Beurteilung des 
Syſtems von großer Wichtigkeit. Wenn darum ſchon nur von der 
Geminnbeteiligung in der Induftrie hier die Rede fein fol, fo ift eine 
vergleichsweiſe Beiprehung jener Fälle trotdem nötig. Die zur 
Beiprehung herangezogenen Fälle find, weil beſonders typifch, in 
freier Wahl den reichhaltigen Sammelmerfen entnommen. 

Schon in Abjchnitt I ift bemerkt worden, wie fich das Anteil- 
ſyſtem aus den einfadhiten und primitivften Betriebsformen entwidelt 
und fich nad) und nach auch der höher ftehenden Berufßorganifationen 
bemäcdtigt bat. Als eine ſolche primitive und denkbar einfachite 
Drganifation charakterifiert fich die Seeftfcherei. Eine beftimmte 
Anzahl von Filchern hält eine Barke, fie arbeiten in Gemeinschaft 
und verteilen den Gehalt unter fih. Dadurch, daß diefe Fifcher mit 
ihren Schiffen oft wochen: ja monatelang der Betriebleitung und 
damit der Aufficht entrüdt find, hat diefe Leitung ein hervorragendes 
Intereffe an einem Mittel, das geeignet ift, die Arbeiter troß der 
mangelnden intenfiven Aufficht zu fleißigiter Tätigkeit anzubalten. 
Es erhält deshalb die Mannfchaft gemeinfchaftli einen gemiflen 
Anteil am Erlös ihrer Fangerträgniije, nad) Abzug aller Betriebs- 


— 141 — 


foften.! Urfache des Erfolges des Anteilfyftems in diefen Betrieben 
ift in erfter Linie der Wichtigkeit zugufchreiben, welche die Fang⸗ 
refultate auf den Gewinn ausüben. Im Gegenfat zur Induftrie, 
wo Gewinn und vermehrte Produktion nicht identifch find, wird 
bier der Gewinn um jo größer, je befriedigender die Fijcherträgniffe 
ausfallen. 

Dem gleichen Grunde verdankt auch das Gemerbe feine oft 
fehr jchönen Reſultate. Das hervorragendite Beifpiel einer zweck— 
mäßigen Geminnbeteiligung (freilich nicht einer reinen) erbliden wir 
in der Gebäudemalerei von I. Leclaire (jetzt Redouly & Eo.) in Paris 
eingeführt. Diefer Betrieb umfaßt alle Zweige der Gebäude- und 
Stubenmalerei. Arbeitseinteilung und Spezialifierung der verfchie- 
denen Arbeitsgruppen find bis ins Fleinjte ausgebildet. Leclaire 
hatte 1843 die Gemwinnbeteiligung eingeführt in der Hoffnung, dadurch 
die Arbeiter an feinem Gejchäfte möglichit zu intereffieren, und zwar 
nachdem feine entgegengefegten VBerfuche, durch möglichft geringen 
Lohn und unerbittliche Strenge den Arbeitern gegenüber das Geichäft 
zu heben, feblgefchlagen hatten. Er proponierte feinen Arbeitern 
folgendes: fie follten die Hälfte des Gejchäftsgewinnes, welcher fi 
nach Abzug von 5 °;o Verzinfung des Kapitals und 6000 Fr. Arbeits- 
lohn für feine Leitung ergeben würde, nad) Maßgabe des von ihnen 
im Jahre verdienten Lohnes erhalten. Dabei behielt er fich indeſſen 
vor, die Arbeiter, denn diefer Anteil zu Gute fommen follte, auf 
Grund des Dienftalter8 und ihres Verhaltens ſelbſt zu beftimmen. 
Dieje Borfchläge Beclaires fanden Anerkennung; troß des anfänglichen 
MWiderftandes der fgl. Regierung war e8 ihm ſchon im erften Jahre 
möglich, den von ihm ausgewählten Arbeitern durchſchnittlich 450 Fr. 
zu verteilen zu dem durchjchnittlichen feiten Lohne von 1050 Fr. 
Alſo immerhin ein beträchtlicher Zufchuß. Leclaire ift 1872 geftorben, 
feine Einrichtungen dagegen blieben. Bor jeinem Tode reorganifterte 
er fein Geſchäft. Er jchied zunächſt feine Arbeiter in folgende zwei 


Oft auh am BruttosCrträgnis. 

2 Die Stellungnahme der damaligen Regierung ii fonderbar genug: Sie 
verbot Yeclaire, feine Arbeiter in feiner Werfitätte zu verſammeln, um ihnen das 
Semwinnbeteiligungsiniten, das er einführen wollte, auseinanderzuiegen; und zwar 
auf Grund des Gejeges pom 22. Serminal des Jahres XI Diejes Geſetz war 
bauptiächlich gegen die Organijation der Zünfte gerichtet und beitimmte in Art. 15, 
das fein Engagement mit einem Arbeiter über die Dauer eines Jahres hinaus 
abaeichlofien werden dürfe, ausgenommen, es handle fih um Norarbeiter. 
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Rlaffen: 1. die „Elite“, beſonders würdige und Ianggediente Arbeiter ; 
2. die übrigen, bauptfächlich erft fürzere Zeit im Gefchäft tätigen 
Arbeiter. Die Angehörigen der Gruppe I erhalten zu den ohnehin 
beträchtlichen feften Löhnen vorweg einen Zuſchuß, der auf Ende des 
Jahres ausbezahlt wird. Nach fünfjähriger ununterbrochener Dienit- 
zeit haben diefe Arbeiter da8 Recht, der gegenfeitigen Hilfsgejelichaft 
beizutreten, welche durch ftatutarifche Zufhüffe aus dem Geſchäfts— 
gewinn, Eintrittsgelder (20 Fr.) und Gratifilationen zc. geſpieſen 
wird und die bezwedt, kranke Mitglieder oder arbeitsunfähige Arbeiter 
ausreichend zu unterftügen oder zu penfionieren. Die Angehörigen 
der zweiten Stategorie werden ebenfalls im Berhältnig zu ihrem Lohne 
am Reingemwinn beteiligt. 

Diefe Hilfskaffe nun, alfo ein Organ der Arbeiter, ift mit 
ihrem Kapital Teilhaberin (um 1872 zur Hälfte) im Gefchäfte. Sie 
übt alle Rechte folcher Teilhaber aus, insbefondere fteht ihr die 
Nevifion der Bücher und die entjprechende  Entjcheidung über die 
Verwendung des Reingewinnes zu. Dieſe Form ift heute Kapital— 
beteiligung, ift aber aus dem Anteiliyftem herausgewachſen dadurch, 
daß die Arbeiter durch Zufchüffe aus dem AOMSENINE zu Teilhabern 
geworden find. 

Das Unternehmen florierte, e8 befigt heute eine zuverläffige 
Ürbeiterfchaft, was zur Folge bat, daß fich der Umfang des Betriebes 
ftetig erweitert. Die Geminnbeteiligung und die Sapitalbeteiligung 
haben e8 möglich gemacht, Arbeiter wochen- und monatelang an 
auswärtige Pläße zu fenden, ohne daß ein fomplizierter und koſt— 
fpieliger Auffichtsdienft notwendig geworden wäre. 

Wir haben bier gefehen, wie zu einem gewiſſen Teile die Ge— 
mwinnbeteiligung zur Sapitalbeteiligung ausgewachſen ift. Und zwar 
ift die Beteiligung mit Kapital fo einjchneidend und die Arbeiter 
üben infolgedeffen fo weitgehende Unternehmerfunftionen aus, daß 
die Ummandlung diefe® Unternehmens in die genofjenjchaftliche 
Organifation nur noch als eine Frage der Zeit erjcheint. Im Hin 
blick auf die fprungmeife Zunahme der Sapitaleinlagen dieſer be= 
rühmten Hilfsgeſellſchaft, fcheint bei gleichbleibender Entwicklung dieſer 
Zeitpunkt in nicht fehr weiter Ferne zu liegen. 

Fragt man nun, was die großen Erfolge diejer eigenartigen 
Unternehmerorganifation herbeigeführt hat, jo wird die Antwort 
lauten müffen: die bis heute nahezu einzig daftehende Großmut und 
Uneigennüßigfeit eine® Unternehmers. Dann aber auch eine gewiſſe 


— 143 — 


Menſchenkenntnis Leclaires, dank der er bei der Einftellung von 
Arbeitern ftetS die richtigen Leute fand. Daß er gerade auf diejes 
Faltum außerordentlich viel Wert legte, ein Umftand, der von den 
Anhängern des Syſtems vielfach überjehen mird, bemeift feine 
Scheidung der Arbeiter in die zwei Klaſſen: der beffern und der 
fchlechtern, und dann der Vorbehalt, feine Elite jelber auswählen 
zu dürfen. Diefe Maßnahmen waren notwendig, wenn fein Gemwinn- 
beteiligungsiyftem Erfolg haben ſollte. Denn der größte Teil des 
Gewinnes wurde nicht den Arbeitern direft ausbezahlt, ſondern in 
die Hilfsfaffe eingelegt, wo er zum Geichäftsanteil wurde. Mit einer 
intelleftuell niedrig ftehenden Arbeiterfchaft fonnte er, da der Anteil 
diefen nicht direkt zulam, auf feinen Erfolg rechnen; das Intereſſe 
würde fich faum vermehrt haben. Dagegen fonnte dies wohl der 
Fall fein bei intelligenten und meitblidenden Arbeitern. Es jcheint, 
daß Leclaire diefe Erfahrungen ſelbſt gemacht bat, darauf deutet 
feine Reorganifationsarbeit. 

Allerdings Hat Leclaire troß feiner Großmut in finanziellen 
Dingen und troß feiner großen Aufwendungen zugunften feiner Arbeiter 
für fich jelber noch ein jchönes Vermögen erworben. Mber daß dies 
möglich war, hatte er der Watur feines Gejchäftes zuzufchreiben, 
das eigentlich ein großes Riſiko ausfchloß, deſſen Erfolg in erſter 
Linie von der Handarbeit feiner Untergebenen herrührt. Und gerade 
die leßtere bildet einen mweitern wichtigen Faktor zur Beurteilung. 
Für Stuben» und Gebäudemalerei find feine koſtſpieligen Mafchinen 
und Gebäude erforderlich, aller Erfolg ift neben der Tüchtigkeit und 
der Umficht des Leiters in allererfter Linie bedingt durch die Kennt— 
nilje, den Fleiß und die Sparſamkeit der Yohnarbeiter. Bedenkt man 
ferner, daß die Firma Leclaire fpäterhin im Gegenjaß zu ihrer kgl. 
Borgängerin von der faiferlich napoleonifchen Regierung fehr protegiert 
worden mar, ferner, daß eine in jo hohem Mae geachtete Firma, 
verbunden mit der aus der öffentlichen Belobung der Gemwinnbeteili- 
gung und der fchätenswerten Eigenjchaften des Leiter8 und feiner 
Arbeiter entjpringenden ungemwollten Reflame, beinahe immer für 
genügende Arbeit auflommen kann, und überlegt man, wie fehr die 
befondere Betriebsform diefes Unternehmens, die man meniger oft 
findet, für den endgültigen Erfolg ausjchlaggebend war, jo ergibt 
fi) notgedrungen der Sat: daß da8 beiprocdhene Syftem noch fein 
Rezept für die allgemeine Einführung der Geminnbeteiligung bilde. 
Bielmehr wird es in erfter Linie auf die Organifation des Unter: 
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nehmens im einzelnen Falle anlommen, ob fich eine Gemwinnbeteili- 
gung nach Art derjenigen Leclaires einführen lajfe, ja ob überhaupt 
die nötigen Grundlagen für die Einrichtung der Gemwinnbeteiligung 
vorhanden find. Damit wäre aber die unbedingt notwendige Großmut 
und Einficht des Gejchäftsinhabers, und die Intelligenz der Arbeiter 
noch nicht gegeben. Und fchlieklich beten auch die weniger Begabten 
um ihr tägliche Brot. 

Der unverfennbare Erfolg, den LZeclaire mit feinem Syſtem zu 
verzeichnen hatte, blieb nicht ohne Wirkung. Das allgemeine Interefje 
wendete fich mehr als bisher der Gemwinnbeteiligung zu, was zur 
Folge hatte, daß fich die Verſuche rafch vermehrten. Auch die In— 
duftrie beteiligte fi nun an den Erperimenten. Ein befonders inte- 
reffanter Fall, über den viel gefchrieben und geſprochen worden ift, 
ift derjenige der Firma Henri Briggs Son and Comp. in Wejtyorffhire, 
die dafelbft ausgedehnte Kohlengruben befigt. Diele Firma befchäftigte 
anno 1865 zirka 1200 Arbeiter. Die Handarbeit ift ziemlich wichtig ; 
70 °/o der Produktionskoſten entfallen allein auf Arbeitslöhne. Das 
Verhältnis der Gefchäftsleitung zu ihren Angeftellten war feit langem 
ein jehr gefpanntes geweſen. Zu verfchtedenen Malen hatten die 
Geichäftsherren diefe ausgefperrt und dadurch folgerichtig auch ihr 
Geſchäft jehr zurückgebracht. Die VBerzinfung des Kapitals fiel langfam 
auf 5°, ein für ein Kohlenbergwerk viel zu geringer Anſatz. 
Im Jahre 1865 verwandelten Briggs, die einjehen mochten, daß e3 
fo nicht weiter gehen könne, ihre Firma in eine Altiengefellichaft, 
führten dabei aber auch in richtiger Erkenntnis, wie fehr ein ftets 
unfreundliche® Verhältnis zu den Arbeitern den Ertrag des Unter 
nehmen beeinträchtige, die Gemwinnbeteiligung ein. Zwei Drittel der 
Aktien behielten die Briggs für fih, ein Drittel wurde unter dem 
Publilum und den Arbeitern zur Emmiffion aufgelegt. Vom Jahres- 
gewinne follte in eriter Linie eine Einlage in den Refervefonds 
entnommen, daß Sapital jelbft zu 10 °%/ verzinit werden. Die Hälfte 
des jo verbleibenden Reſtes hätten die Arbeiter nach Maßgabe ihrer 
Löhne anzusprechen. Diejenigen unter ihnen, die Aktien der Gejell- 
Schaft befiten, follten außer ihren Dividenden einen um die Hälfte 
größern Anteil als ihre Kameraden erhalten. 

Das Miktrauen der Arbeiter diefen Borfchlägen gegenüber 
war anfänglih ungemein groß. Das Mftienlapital im Befit 
der Wrbeiter war ſtets jehr unbedeutend, während im zmeiten 
Jahre der Gemwinnbeteiligung 80 °/o der Arbeiter am Geminn parti= 
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jipierten. ' Der Gemwinnanteil ſchwankte beträchtlich. Im erften Jahre 
1800 Pfund betragend, ftieg er anno 1869 auf 3462 Pfund, fiel 1870 
wieder auf 1740 Pfund, ftieg wiederum und erreichte im Jahre 1873 
feinen höchſten Stand mit 14,156 Pfund. In Brozenten zur Geſamt⸗ 
lohnſumme: 2—10'/2 0. Die Gefchäftsabjchlüffe wurden wieder 
bedeutend befjer, das Kapital verzinfte fi mwieder zu 13") ”/o im 
Jahre 1867/68, zu 15% im Jahre 1871/72. 

Troß dieſer Erfolge nahm die Gemwinnbeteiligung 1876 ein 
jähe8 Ende. Neue Streitigkeiten zmwifchen der Leitung und den 
Arbeitern waren die Urſache. Schon 1872 hatte man die Arbeiter 
vor die Alternative gejtellt, entweder dem Gemwerfverein, der den 
Betriebsinhabern ein Dorn im Auge war, fern zu bleiben, oder aber 
auf die Gewinnbeteiligung zu verzichten. Nachdem es den Arbeitern 
in den Jahren 1873 und 1874 zudem gelungen war, mit Hilfe ihrer 
Organifation fich verfuchter Lohnreduftionen zu ermehren, beichloß 
im Zorn darüber die Aktionärverfammlung im Auguſt 1875 die 
Aufhebung. 

Ein anderer Fall! In den Meffingwerlen von W. Borchert 
jun. in Berlin bejtand Geminnbeteiligung und Sapitalbeteiligung. 
Der Bonus betrug die Hälfte de Reingewinnes nach Abzug von 
6 °/ Kapitalzinfen, und murde den Arbeitern nach Art der Ent- 
löhnung (Tag- oder Stüdlohn) und der Höhe des Gehaltes zuge— 
wendet. Von 1868—1872 waren an Gemwinnanteilen an die Unter- 
beamten und Arbeiter im ganzen 51,769.5 Marl verteilt worden; 
in Prozenten der Löhne 5,3—16,0 %/o. Die Erfahrungen waren nicht 
fhleht. Speziell war es möglich, einen ftabileren Arbeiterftand 
heranzuziehen, währenddem Borchert vermehrten Fleiß und größeren 
Eifer nachweisbar nicht zu Eonftatieren vermochte. Im Jahre 1872 
begannen jedoch auch die Arbeiter Borcherts, nachdem die feiten 
Löhne allerfeits rajch in die Höhe gingen, die Arbeit zu mwechleln, 
und bald vermochte Borchert feinen Unterfchied mehr zwiſchen feinem 
und andern Betrieben ohne Gemwinnbeteiligung zu entdeden, weshalb 
er fih 1872 entfchloß, die Gemwinnbeteiligung aufzuheben. Someit 
das Gefchäft bedeutenden Gewinn abwarf, fchrieb er diefe Tatjache 





! Die Berechtigung zur Teilnahme an der Gewinnbeteiligung war an die 
Bedingung des Belites eines Lohnbuches (zirfa 1 Penny 12,5 Gts. Stoften) ge— 
fnüpft. Daß zu Anfang nicht einmal der dritte Teil der Arbeiter dieje Rappen um 
der Gewinnbeteiligung willen risfierten, zeigt recht deutlich, wie jehr dieſe Leute 
der Aufrichtigfeit ihrer Chefs mißtrauten. 
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feiner Umficht, den Konjunkturen, furz allen Umftänden zu, auf bie 
der Arbeiter feinen oder beinahe feinen Einfluß ausübt, mit andern 
Worten; die Gewinne waren feiner Meinung nach nicht das Werk 
feiner Arbeiter. Dagegen ließ er die Stapitalbeteiligung ftehen. 

Aus beiden Fällen, Briggs und Borchert, geht das Eine hervor, 
dab die Arbeiter e8 vorziehen, auf dem Wege der gewerkſchaft— 
lihen Organifation, die die Erhöhung der feften Löhne anftrebt, 
andere Zuftände herbeizuführen. Eigentlicher Erfolg läßt fi nur 
feitftellen in Bezug auf die Stabilität des Arbeiterftandes. Wo aber 
der Bogen zu ftraff gefpannt wird, zerbriht er. Das haben 
Briggs erfahren müſſen. Wenn Briggs Werke das Kapital fpäter 
beſſer verzinften, jo ilt dies einmal die Folge des bejjern Einver- 
nehmens mit den Wrbeitern, dieſes aber wiederum daß Refultat 
einer befjferen und hauptſächlich Hugeren Behandlung der Arbeiter 
von feiten der Unternehmer. Der finanzielle Erfolg der Geminn- 
beteiligung als Lohnſyſtem kann damit in diefem Falle nicht fehr 
hoch eingefchäßt werden; e8 ijt leicht denkbar, daß Briggs ohne 
Geminnbeteiligung einzig mit der Aenderung ihres bisherigen Ber: 
balten® gegenüber den Arbeitern ebenjo gute Rejultate erzielt hätten. 

Wie gering übrigens der finanzielle Erfolg der Geminnbeteili- 
gung in den Betrieben der Großinduftrie, die nicht Handmwerksmäßigen 
Charakter aufweifen, ift, und wie man darum daß Hauptgewicht in 
der Einführung des Anteilfyitens eigentli nur auf das Felthalten 
der Arbeiter im Betriebe legt, geht auch aus folgenden zwei Ver— 
ſuchen hervor. ! 

Zwei Londoner Gasmerfe, die South Metropolitan Gas Co. und 
die Cristal Palace Distriet Gas Co., die unter ganz gleichen Berhält- 
niffen arbeiten, befigen die Geminnbeteiligung jchon ſeit längerer 
Zeit. Auch ihre Syſteme weichen nur unmefentlich von einander ab. 
Nun will die erſtere Gefellfchaft mit ihren Verſuchen Erfolg erzielt 
haben, mwährenddem die zweite einen folchen nicht verfpürte. Wie 
fam da8? Das Syſtem ift kurz gejagt folgendes: Mit dem Berfonal 
werden mehrmonatliche biß einjährige Arbeitskontrakte abgejchloffen, 
deren Ablauftermine fich verfchieden ftellen und fich auf Wochen und 
Monate über das ganze Jahr verteilen. Der Bonus wird auf Grund 


ı Menn ein ftabiler Arbeiterftand mit der Sewinnbeteiligung erzielt werden 
fann, jo wird der Gewinn allerdings günftig beeinflußt; es wird aber nicht möglich 
jein, diejen Einfluß zahlenmäßig zu beitimmen und den Mehrertrag den Arbeitern 
zuzubalten. 
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bes Gaspreiſes refp. eines bejtimmten Normalpreife® (Standard) 
berechnet. Bei der erfteren Gefellichaft follte die Hälfte des Bonus 
“im Unternehmen verzinslich angelegt werden, fo lange, bis die 
Summe zur Ermwerbung eines Geichäftsanteiles hinreicht. Sobald 
die Arbeiter für 40,000 Pfund Gefellichaftsattien befigen, follen fie 
einen Vertreter in der Direktion erhalten. Die South Metropolitan 
Gas Co. hat da8 Syftem eingeführt al8 Gegengewicht gegen die 
Gemwerkvereine; e8 kam deswegen Ende des Jahres 1889 zu einem 
großen Streit und nacdhheriger Ausfperrung, was fich bis in den 
Februar 1890 hineinzog und ſchließlich mit der vollftändigen Nieder- 
lage der Gemwerlvereine endete. Alle Organifierten erhielten den 
Laufpaß. Seit diefem Zeitpunkt ift die Beteiligung eingeführt. Im 
Jahre 1896 betrug der ausbezahlte Bonus 8,5 °/ der Löhne. 

Laut ihrem eigenen Zeugnis hält die Gejellichaft die Geminn- 
beteiligung in ihrem Unternehmen für erfolgreich; fie rühmt haupt- 
fählih die gemachten Kohlenerfparniffe, den größeren Arbeitseifer 
und die Verbefferung der Arbeitsmethoden. 

Nicht jo die zmeite Gefellichaft, die Cristal Palace Distriet 
Gas Co. Hier betrug der Bonus im Jahre 1896 bloß 5°/o der Löhne. 
Im Gegenfaß zu denjenigen ihrer Konkurrenzgeſellſchaft, enthalten 
ihre Arbeitsverträge fein Berbot, Gewerkſchaften beizutreten. Weſent⸗ 
liche Berbefjerungen find nicht wahrgenommen worden, ebenfomwenig 
etwa eine Zunahme des Intereſſes der Arbeiter. 

„Die Urſachen diefer ganz verfchiedenen Urteile über gleich- 
artige Syfteme, angewendet in gleichartigen Berhältniffen, find noch 
nicht ganz erklärt“ — fo ungefähr lautet der erſte Sat in den 
Kommentaren über diefe Verſuche. Wir find nun der Meinung, daß 
die gefällten Urteile in Wahrheit nicht fo fehr verfchieden, daß 
dagegen, und wiederum im Gegenfab zu dem oben Gefagten, bie 
Berhältniffe, unter denen die Verſuche angejtellt worden find, 
denn doch nicht gleichartig waren. Der Chefingenieur der zweiten 
Gejelichaft tat den Ausfpruh „die Mehrzahl unferer Leute find 
gute Arbeiter und find es immer geweſen“. Wenn fi) darum feit 
der Einführung der Gemwinnbeteiligung bier fein bejonderes Intereſſe 
geltend machte, jo bemweift dieß einmal, daß ein finanzieller Erfolg 
in Gasanjtalten mit ihren rein mechaniſchen Funktionen nur ſoweit 
eintritt, als an Kohlen zc. geſpart wird. Die zweite Gejellichaft war 
von einem Streik verfchont geblieben, fie befaß geübte Arbeiter von 
jeher; wird zudem ein richtiger Auffichtsdienft ausgeübt (in diejer 
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Hinficht unterfcheidet fich vielleicht die erjtere von der zweiten Firma), 
fo leuchtet ein, daß die finanziellen Rejultate faum bedeutender fein 
fonnten, als fie waren. 

Die South Metropolitan Gas Co. dagegen beftand langmierige 
Kämpfe mit ihrer Arbeiterfchaft. Als erſte Folge war fie genötigt, 
da8 Perjonal durch Zuzug aus allen Himmelsrichtungen zu erfeßen. 
Daß diejes Berfonal anfänglih im Zufammenarbeiten weniger leiftete 
und jedenfall8 geringer war, als dasjenige der Cristal Palace District 
Gas Co., darf als ziemlich ficher angenommen werden. Alfo in einem 
Falle ein gutqualifiziertes Perfonal, im andern eine aus allen Eden 
des vereinigten Königreichs zufammengetrommelte Arbeiterfchaft. In 
diefer Hinficht waren alfo die Verhältniſſe durchaus nicht gleichartig. 
Dagegen waren die Refultate bezüglich der Geminnbeteiligung nicht 
jo jehr verfchieden. Allzugroßes Gewicht darf auf die Ausfagen der 
Zeiter der South Metropolitan Gas Co. nicht gelegt werden; denn 
diefe werden, nachdem wenige Jahre vorher ein großer Streik zu 
ihren Gunften fich entjchieden Hat, kurz darauf einen allfälligen 
Mißerfolg diefer oder jener Art nicht jo ohne weiteres einräumen 
wollen, und damit ihre Bofition den Gemerfichaften gegenüber 
gefährden. Angenommen aber, e8 verhalte fich in allen Teilen jo, 
mie die Geſellſchaft ausfagt, aljo, die Geminnbeteiligung hätte das 
Intereſſe mächtig gefördert ac. zc., jo halten wir dieſe Refultate eher 
bedingt durch die naturgemäße Entwidlung des durch die Kriſis 
jehr gedrüdten Unternehmens, und dann auch durch die bejjer wer— 
denden Leiftungen der Arbeiterichaft, welche Beilerung fich aus der 
zunehmenden Uebung ergibt. 

Diefe Annahme wird auch dadurch unterftügt, daß ſpäter troß 
de8 Gegenjaßes in der Beurteilung der Rejultate der Bonus bei 
beiden Gefellichaften gleich hoch war, nämlih 5 °. Wir glauben, 
der Chefingenieur der Cristal Palace District Gas Co. babe beffer 
geurteilt als die Leiter der andern Unternehmung. 

Befjeren Erfolg überhaupt verzeichnete 3. Nayrolles in Paris, 
bi8 vor wenigen Jahren Zweiggeichäft der Möbelftofffabrif A. Cautteau 
in Roubair, einem der größten Etablifjements des frangöfifchen Nordens. 

1882 führte Nayrolles die Stiderei in feinem Betriebe ein, in 
der Weije, daß mitteljt unechter Goldfaden die Konturen der Zeich- 
nungen erfaßt und dadurch dem ganzen eine bejjere Wirkung verliehen 
wurde. Dieje Arbeiten waren in der Folge während mehreren 
Jahre jehr gejucht; nach und nach ging jedoch die Nachfrage wieder 
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zurüd. Nayrolles jchrieb dieß der Gleichförmigkeit der Zeichnungen 
zu. Um fie zu befeitigen, führte er zuerft die Gewinnbeteiligung ein. 
"Dann jtellte er neue Maſchinen in Betrieb, die die Ausführung ab— 
mwechslungsreicher Deffins ermöglichten. &8 leitete ihn die Erwägung, - 
daß e8 den Arbeiterinnen gelingen werde, durch eigene Jdeen die 
Arbeiten abmechjelnder zu geitalten; dies zu erreichen galt es, 
die Arbeiterinnen an der Arbeit zu interejjieren. Dafür die Gewinn 
beteiligung. Unter den Arbeiterinnen veranftalte er Wettbewerbe, 
um neue Entwürfe für StidereisDeffins zu erhalten, die großen 
Erfolg hatten. Am Geminn beteiligt ift jede Arbeiterin, die irgendwie 
in der Rechnungsperiode im Gejchäfte tätig war. Der Anteil wird 
berechnet auf Grund der Arbeitsleistung, die nach vereinbarten Grund- 
fäßen allmöchentlich in ein Arbeitsbuch eingetragen wird. Verteilt 
wird ein Viertel des Gewinns. Die erften Mrbeiterinnen (Auf: 
feherinnen) erhalten einen Zufchlag von 10° für die Zeitverlufte, 
die fie durch die Kontrollierung der andern Arbeiterinnen erleiden. 
Die Direfirice endlich belommt einen Gehalt entiprechend dem Tag: 
lohn der beftbezahlten Stiderin und dem Gemwinnanteil der höchftbe- 
dachten erſten Arbeiterin. 

Hier iſt die Gewinnbeteiligung in ſehr zweckmäßiger Weiſe 
ausgebildet. Die Arbeiterinnen, von deren Leiſtungen in erſter Linie 
der Gewinn abhängt, werden zu großem Eifer und eigenem Nach— 
denken, die erſte Arbeiterin zu möglichſter Sparſamkeit in der für 
die Aufſicht verwendeten Zeit veranlaßt und die Direktrice endlich 
bleibt wiederum am vorzüglichen Gang des Ganzen intereſſiert. 

Unter ſolchen Umſtänden war ein Erfolg gegeben. Er wurde 
bedeutend hauptſächlich auch dadurch, daß die Anteile den Arbeite— 
rinnen in bar waren ausbezahlt worden. Dieſe ſelbſt waren beträcht— 
lich, Fr. 300-400 durhfchnittlih im Jahr, und auch die feiten 
Löhne vollzogen eine Auſwärtsbewegung. Die Arbeiten ſelbſt find 
fo vielgeitaltig und in künſtleriſcher Hinficht viel bejler geworden, fo, 
daß fie lange Zeit für die Konkurrenz unerreichbar blieben." 

Neben den bisher genannten find auch fonft viele, fehr viele 
Verſuche geicheitert. Warum? In erfter Linie ift e8 meifteng nicht 
gelungen, die Arbeiter mehr wie bisher am Geſchäfte zu intereffieren. 
Dieg am allerwenigiten da, wo etwa der Anteil oder fein größter 
Zeil, wenn aud hoch verzinslich angelegt und damit den Arbeitern 





Ob ſie es heute noch find, geht aus feiner der gedrudten Quellen hervor. 
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die direlte Verfügung über ihre Betreffnijfe genommen war. Dann 
hatten auch Unrentabilität des Betriebs, Lohnkämpfe und ähnliches 
den Verſuchen ein frübzeitige8 Ende bereitet. In diefer Hinficht 
bietet gerade der Fall Briggs bedeutfame Fingerzeige. Ebenfo ift e8 
in Betrieben gewiſſer Gejchäftsarten aus naheliegenden Gründen nicht 
immer möglich gewejen, einen ftabileren Arbeiterftand herbeizuführen; 
mar dann nach der Natur des Unternehmens ein finanzieller Erfolg 
nicht zu erwarten, und verjagte zudem auch jener Borteil, fo be— 
deutete die Gemwinnbeteiligung für den Unternehmer feinen Erfolg, 
für den Arbeiter aber ein jchlechtes Lohnſyſtem. Ale diefe Erwä— 
gungen haben zur Folge, daß ſich das allgemeine Intereſſe mehr 
den Stüdlohn= und Brämienfyitemen zumendet. Damit fommen die 
Geichäftsherren mehr oder weniger auch einem Wunfche der Arbeiter- 
Ichaft entgegen, welche im allgemeinen einen ausreichenden Lohn 
dem ſchwankenden Geminnanteil mit oft zu niedrigen Lohnanſätzen 
vorzieht. In England, mo die Geminnbeteiligung am verbreitetiten, 
in der Regel aber auch mit PBrämienfyftemen und Kapitalbeteiligung 
verquidt ift, beftanden zu Ende 1898 Anteilfyfteme in 93 Betrieben 
mit zirka 52,000 Arbeitern, Ende 1899 in 84 Firmen mit 55—57,000 
Arbeitern, Ende 1900 in 82 Betrieben mit zirka 54,000 Arbeitern. 
Bis 1899 ift die Geminnbeteiligung in 194 Fällen verfucht, in 99 
Fällen wegen den weiter oben aufgezählten Urſachen wieder abge 
Ichafft worden. , Alſo immerhin ein Beweis, wie troß der raftlofen 
Agitation zu Gunsten de8 Syſtems diefes nicht nur feine Fortfchritte 
macht, fondern fogar, was die Gemwinnbeteiligung an fich, das „reine“ 
Syftem anbelangt, zurüdgebt. (Fortfegung folgt.) 


LE 
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Die Arbeiterfrage in Rußland. 


Von Dr. B Totomianz (St. Petersburg). 


(Fortjegung.) 


II. 


Bei einer fo fchredlichen Lage der Arbeiterflaffe in Rußland 
ilt e8 fein Wunder, daß dieje zum bewährten proletarifchen Mittel 
griff, nämlich zum Streif, obwohl die Streife auch jetzt noch ftreng 
verboten find und geahndet werden. Kaum hatte der Kapitalismus 
in der den Reformen folgenden Zeit, geftügt auf die vom Frondienft 
befreiten Arbeiter, feiten Fuß gefaßt, als an verjchiedenen Orten 
große und bedrohliche Streife ausbrachen, die manchmal ſehr ftürmifch 
verliefen. Seit den 70er Jahren find die Arbeiterftreile ein ftändiges 
Element der Vollsbewegung geworden, und beinahe alle „Unruhen 
und Gährungen“ der legten drei Jahrzehnte waren von Streifaus- 
brüchen begleitet. Bon den Streifen der 70er Jahre waren bie 
bedeutenditen die Unruhen in der Newamanufaltur in Petersburg, 
die am 22. Mai 1870 außbraden. Die Streiflbewegung von 1870 
bat die Regierung und die Bourgeoijie dermaßen verblüfft, daß die 
„Nowoje Wremja“ an jenem Tage ihren Leitartilel (Nr. 168) mit 
folgenden Worten eröffnete: „Wuch bei uns ift ein Mrbeiterftreif 
ausgebrochen, auch uns hat Gott nicht verfchont.* Einen erniten 
Charakter trugen ferner die Streife in der Tuchfabrif des Barons 
Stieglig vom Jahre 1875 und eine Reihe von Streifen in verfchie- 
denen Petersburger Fabriken im Laufe der Jahre 1878 und 1879. 
Die Wirkung der Streilepidemie, die im März 1878 durch den Streif 
in der „Neuen Baummollipinnerei”, der durch die Herabfetung des 
Arbeitslohnes und die Einführung „der neuen Regeln“ hervorgerufen 
wurde, hat fich zu allererft in Petersburg fundgegeben. Das Jahr 
1379 war befonders reich an Streifen in den Provinzfabrifen, wobei 
am Streike von Serpuchow 4000, an dem von Kiew 2000 Arbeiter 
teilnahmen. Die Streife von 18834 und 1885 nahmen einen bejonders 
jtürmifchen Verlauf, wobei es oft zur Demolierung der Fabriken und 
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der Mafchinen fam. Der Herd diefer Streifbemegung ift nunmehr 
der Jaroslaw⸗Wladimirſche Rayon geworden, diefesruffiiche Lancaſhire, 
mit feinen befannten Induſtriezentren Iwanowo-Wosneſensk und 
Orechowo⸗Sujewo. Die auffallendfte, ftürmifchite nnd ftärkite Kund— 
gebung der Arbeitergärung und »Solidarität war der hiſtoriſche 
Morofomwftreit von 1885, als 8000 Arbeiter der Nikolsker Manufaktur 
Samma Morofoms in Orehomo-Sujemo in den Ausftand traten. 
Der Hauptgrund dieſes „Aufruhrs“ war der fyftematifche Mißbrauch 
der Gelditrafen, die eine jährlihe Summe von 300,000 Rubel oder 
noch darüber, d. 5. etwa 40 °/o der außgezahlten Arbeitslöhne, ab— 
gaben. Die Streilenden, die ihrer eigenen Leitung überlafjen waren, 
machten fi) an die Demolierung der Fabrifgebäude heran. Aber 
bald rüdte Militär aus Wladimir ein, e8 wurden Berhaftungen und 
Ausmweifungen vorgenommen, und in einer Woche war der Streif 
unterdrüdt. Ein Teil der Berhafteten wurde vor die Gefchworenen 
geitellt, die aber alle Angeklagten freifprachen. Die Gerichtsverhand- 
lungen haben eine Menge der verjchiedenjten Mißbräuche ſeitens der 
Fabrifleitung an das Tageslicht gefördert. Aber der Regierung wäre 
e8 natürlich nie eingefallen, diefe Mißbräuche zu befämpfen, fie hätte 
fie nicht publik werden laffen, hätte auch nicht die Verhafteten vor 
das öffentliche Gericht der Geſchworenen geftellt, wenn fie nicht durch 
den für fie „unheilverfündenden“ Ausbruch der Empörung feitens 
der 8000 Morofomfchen Arbeiter eingejchüchtert worden wäre. Diefer 
Schreden gab den Anftoß zur Veröffentlichung des Geſetzes vom 
3. Juni und der Vorfchriften vom 1. Oltober 1886. Diefes Geſetz 
und die Borjchriften janktionierten fozufagen beinahe alle Forderungen, 
die die Moroſowſchen Arbeiter zu Beginn ihres Streifes aufgeftellt 
batten. Es wurden Arbeitsbücher eingeführt, e8 wurden die willfürlich 
verhängten Strafen verboten, die Höhe der berechtigten Strafen 
mußte nunmehr von den Fabrilinfpeftoren beftimmt werden, dann 
wurde die Auszahlung des Lohnes in Waren oder Coupons (Trude 
ſyſtem) verboten, die obligate Lohnzahlung follte nunmehr nicht 
meniger al® zweimal monatlich ftattfinden, die Abzüge für Tilgung 
von Schulden, für ärztliche Hilfe u. a. wurden abgefchafft um. Die 
Pflichten der Fabrifinfpeftoren wurden bedeutend erweitert. Wenn 
die Streife von 1884 und 1885 durch ihren ftürmifchen Verlauf 
gefennzeichnet waren, fo waren e8 die von 1895 durch ihre große 
Anzahl, wobei die Ürbeiter bereit3 zur Einficht gelangten, daß die 
Maſchinen keineswegs an ihren Leiden fchuld feien und daß man fie 
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deshalb auch nicht zertrümmern dürfe. Das Jahr 1896 muß be— 
fonder® hervorgehoben werden wegen des Riejenftreifs in der Jeka— 
terinhofer Ruffiihen Triumphal- Baummollfpinnerei und in den 
übrigen Petersburger Fabriken, der am 24. Mai begann und fi in 
einen Generalftreif zu verwandeln drohte. Bon den Webern allein 
ftreiften 18,000 Berfonen. Die Regierung verlor volllommen den 
Kopf. In einer der Negierungsklonferenzen fragte der Finanzminifter 
Witte den Stadthauptmann Kleigels, ob er die Arbeiter zur Arbeit 
zwingen fönne. „Wenn die Arbeiter ſich auf der Straße zufammen- 
rotten“, erwiderte der Stadthauptmann, „und die Ruhe und Ordnung 
ftören würden, dann könnte ich ſchon mit ihnen fertig werden. Aber 
wenn fie zu Haufe figen, dann fann ich mit ihnen gar nicht8 anfangen.” 
Der Streik hielt gegen eine Woche an und wurde eingeftellt zum 
Teil infolge gewiſſer Konzeſſionen und der formellen Erklärung des 
Finanzminifteriums, daß das Gejeßesprojelt betreff3 der Normierung 
des Arbeitstages bald dem Reichsrate unterbreitet werden follte. 
Jedenfalls zwang der Streik die Kanzleimafchine mit Volldampf zu 
arbeiten, und faum fünf Monate nach der Beendigung des Streiks 
wurde daß Gejeh vom 2. Juni 1897 promulgiert, da8 den Arbeits- 
tag quf 11'/. Stunden feftfeßte. Dieſes Gefeg hat nicht bloß feine 
Wirkung verfehlt, fondern auch im Gegenteil an manchen Orten 
eine große Streilbemegung hervorgerufen. So vermocdten es die 
Ürbeiter in vielen Orten der weltlichen Provinzen noch vor der 
Veröffentlichung des Geſetzes vermitteld der Streife die Arbeitszeit 
nit auf 11'/., fondern auf 10’, 10 oder fogar 9'/. Stunden 
berabzudrüden. Nun wollten die Fabrifanten, auf das neue Geſetz 
geftüßt, die Arbeitszeit verlängern, ftießen jedoch dabei auf einen 
Streifwiderftand und mwurden auf der ganzen Linie befiegt. Die 
Ürbeiter haben nicht nur die bereit3 errungene Neduzierung des 
Arbeitstaged behauptet, fondern hie und da fogar eine weitere Redu— 
zierung durchgejebt. Ueberhaupt war die Zmifchenzeit von 1897 bis 
1899 in den weftlichen Provinzen fehr reich an Streifen. Im Jahre 
1897 gab es deren 42, wovon 32 für die Arbeiter günftig ausfielen. 
1598 — 44, darunter 36 gemonnene; 1899 — 67 Streife, darunter 
34 gewonnene. Die Forderung der Reduzierung des Arbeitstages 
erlangen in den Streifen immer größere Bedeutung. Im Jahre 
1896 gab e8 vier Streife, die auf diefer Bafis entitanden find, im 
Jahre 1899 gab es deren bereits 41. 

Die Daten über die Streife, die wir hier anführen, find nicht 
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den offiziellen Berichten, fondern der legalen und illegalen Breffe 
entnommen, da die legale Preſſe allein infolge der Zenfurfchmwierig- 
feiten, bejonder8 feiten® der Lolalzenfur nicht alle Daten über die 
Streife enthielt. Erſt feit der zweiten Hälfte des Jahres 1900 
erichienen in den Berichten der Fabrikinfpektion kurze Mitteilungen 
über die Ausftände der Arbeiter in den ruffifchen Fabriken. Aber 
auch bier jchillert die Befürchtung hindurch, mehr zu jagen, als es 
fi gebührt, und die Frage in ihr richtiges Licht zu rüden. Bon 
Juli 1900 bis 1902 (die weitern Berichte find noch nicht erfchienen) 
hatte die Fabrikinfpeltion mit 321 Streifen in 236 Etabliffements 
zu tun. Un diefen Streifen haben 82,324 Arbeiter teilgenommen. 
Und zwar verteilten fich diefe Zahlen folgendermaßen: 1900: 77 
Streife, an denen 90,281 Urbeiter fich beteiligten, 1901 gab es 121 
Streife in 129 Etabliffement8 mit 19,854 Streifenden, 1902 123 
Streife in 107 Etabliffements und 32,194 Streifende. Somit wird 
die Zahl der Streife jährlich größer und auch die Zahl der Strei- 
fenden. Das Berhältnis der Zahl der induftriellen Etablifjements, 
in denen geftreift wurde, zu der allgemeinen Zahl der Etabliffements, 
die der Fabrikinſpektion unterftehen, ſchwankt zwiſchen 0,74% und 
0,60 %/o, die Zahl der in den Streik getretenen Arbeiter war im 
Verhältnis zu der Gejfamtzahl der Arbeiter im Jahre 1900, 1,2 %/o, 
1901 1,06 °/o, 1902 1,88 °/o. Somit ift troß der Verminderung der 
Anzahl der Etabliffements, die vom Streik heimgefucht wurden, die 
Zahl der in den Ausſtand getretenen Arbeiter gewachſen, was darauf 
Ichließen läßt, daß die Streife nur in größern Etabliffement® und 
unter Beteiligung einer größern Mrbeiterzahl jtattgefunden haben. 
Wenn wir diefe Daten nach den Rayons gruppieren, auf die fich 
die indujtriellen Etablijfements, welche der Fabrikinſpektion unter= 
jtehen, verteilen, jo befommen wir folgende Tabelle: 


Gtablifiements — o Arbeiter 0 
Petersburger Rayon. . . 34 62 19,3 26,786 32,5 
Moskauer = — a ; 7; 54 16,3 10,585 12,7 
Warſchauer de GE 66 20,5 15,748 19,1 
MWolgaer ———49 28 87 1,731 23,3 
Kiewer a an ne SE 58180 6211 75 
Charkower — . 35 53 16,5 11,156 13,5 


Aus den — Daten erhellt es, daß die größte Anzahl 
von Etabliffements, in welchen in den legten zwei Berichtjahren 
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Streife ftattgefunden haben, der Kiewer Rayon 26,7% und der 
Barfchauer 21,6°/0 ergeben haben. Die übrigen Rayons, außer 
dem MWolgaer, Hatten eine beinahe gleiche Zahl der ftreifenden 
Etabliffements. Was die Anzahl der Streife in den einzelnen Rayons 
betrifft, fo gab e8 deren am meilten im Warfchauer Rayon, nämlich 
20,5 °/o der Gejamtzahl der Streife, an denen 15,784 Arbeiter teil- 
genommen haben, welche Zahl 19,1 °/, aller ausftändifchen Arbeiter 
ausmadt. Im Durhfchnitt famen auf jeden Arbeitsausftand 239 
Arbeiter. Bon den Gouvernements Hatte das Wilnaer die meiften 
Streife aufzumeifen. Die Urfachen diefer Erfcheinung find im Bericht 
nicht angegeben. Etwas weniger Streife gab e8 im Petersburger 
Rayon, 62 an der Zahl oder 19,3%, d. 5. etwa ein Drittel aller 
ftreifenden Arbeiter. Somit nimmt der Petersburger Rayon nad 
der Zahl der Streifenden den erften Rang ein, obwohl er nad) der 
Anzahl der Arbeiter überhaupt nur an zweiter Stelle fteht. Durdy- 
Ichnittlic” nahmen an jedem Streik 432 Arbeiter teil. An dritter 
Stelle .iteht der Kiemwer Rayon, wo e8 58 Streife (18 °/,) mit 6211 
Arbeitern (7,5°/0) gab: durchfchnittlih 107 Mann auf einen Streif. 
Dann folgen der Moskauer Rayon mit 54 Streifen (16,8 °/) und 
12,7 °/o der Ürbeiter, der Charkower mit 53 Streifen (16,5 %) und 
13,5 %0 der Ürbeiter. Im eriten Rayon betrug die durchfchnittliche 
Beteiligung der Arbeiter die Zahl von 196 Mann, im zweiten 210. 
Obfchon diefe Daten recht dürftig find, erfehen wir dennoch daraus, 
daß die größte Zahl der Streife und die gleiche Anzahl der Strei- 
fenden in den Rayons von Petersburg und Warjchau vorkommen, 
eine Tatjache, die auch alljährlich hervorgehoben wird. Der Moskauer 
Rayon tritt in diefer Beziehung bedeutend hinter den erjtern zurüd. 
Die Urfache der Streife in den ruffifhen Fabriken jcheint nach den 
unvollitändigen und ungenauen Angaben der Berichte überwiegend 
in den Forderungen der Arbeiter nad) Verkürzung der Arbeitszeit, 
welche die Kardinalfrage der Eapitaliftifchen Produktion bildet, gelegen 
zu fein. Mit diefer Frage find auch alle übrigen Bebensbedingungen 
des TFabrifarbeiters verbunden. Deshalb müßte die Inſpektion diejer 
Frage befondere Beachtung ſchenken und nähere diesbezügliche Angaben 
bringen, die bei der Unterfuchung der Frage der Arbeiterausſtände 
in der Gegenwart eine große Bedeutung erlangen fünnten. Leider 
finden wir diefe Angaben bloß im Beriht vom Jahre 1901, in 
denen von 1900 und 1902 fehlen fie vollftändig.e Bon den 121 
Streifen, die im Jahre 1901 ftattgefunden haben, find 39 (32,2 °,o) 
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infolge der Forderung der Ürbeiter nach Reduzierung der Arbeitszeit 
entjtanden, an denen 34,6 °/o der Arbeiter teilgenommen haben. An 
zweiter Stelle fteht die Frage der Vohnerhöhung — 26 diesbezügliche 
Streife (21,3 °/) unter Beteiligung von 2307 (7,6 /o) Arbeitern. 
Dann folgt die Unzufriedenheit mit den ArbeitSbedingungen, die eine 
Rohnreduzierung zur’ Folge hatten — 21 Streife (17,4 °/0) mit 982 
Streifenden. Ueber die übrigen 35 Streife fehlen nähere Angaben. 
Unter den Urfachen diefer Arbeitsausftände fpielte eine beträchtliche 
Rolle die rohe Behandlung der Arbeiter feitens der Fabrifleitung, 
bejonders bei der Durchjuchung, worauf die Arbeiter in Ermangelung 
anderer Wehrmittel zum Streik griffen. Die Berichte der Inſpektion 
bezeugen es, wie häufig in unfern Fabriken die Bejchwerden der 
Arbeiter über fchlechte Behandlung, ja fogar tätliche Mißhandlung 
vorlommen. Im lebten Jahre (1902), heißt e8 im Berichte, hat die 
Zahl folder Bejchwerden bedeutend zugenommen, und fie find auch 
als begründet befunden worden. Am häufigiten fommen diefe Be: 
fchwerden im Moskauer Gouvernement vor. Im Moskauer Rayon 
mar die Zahl derartiger Fälle in den früheren Jahren gewöhnlich 
nicht größer als 161, im Berichtsjahr (1902) wuchs fie auf 2146, 
wovon 2098 auf da8 Gouvernement Moskau entfallen. „Es verdient 
zugleich hervorgehoben zu werden“, bemerkt der Rayoninfpeltor, „daß 
der Grad der Berechtigung der eingebrachten Beichwerden, der im 
Jahre 1901 56° betrug, im Berichtsjahre auf 95 °/ geftiegen ift. 
Die Bergleihung diefer Vermehrung der Bejchwerden im Moskauer 
Gouvernement und die Steigerung des Grades ihrer Berechtigung 
läßt darauf fchließen, daß die Arbeiter unter dem Einfluß der oben 
erwähnten Bewegung (der Berfammlung der Arbeiter der mechaniichen 
Produktion) auf das Benehmen des Etabliffementsvermwalters ftrenger 
achten und wegen foldder Handlungen, die fie früher unbeadhtet ge— 
lafjen hätten, Bejchwerden erheben.“ 

Die Frage nad) der Dauer unferer Streife ift bei uns unbe— 
fannt und unbeantwortet geblieben. Im Bergleiche mit den aus— 
ländifhen Streifen find die ruffiichen von fehr furzer Dauer, was 
ja angefichts der Bedingungen, unter welchen in Rußland die Streife 
und die Streifenden gejtellt find, begreiflich ift. Die Gefchichte und 
die Statiftif der Streife belehren uns über die ungeheure Bedeutung 
des Beitrebens der Arbeiter, die Zahl der Arbeitsitunden zu reduzieren. 
Die Arbeiter haben ſehr oft ihre Wünfche durchgefegt und an manchen 
Orten, bejonder8 in den weſtlichen Provinzen, ift durch das Ge- 
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wohnbeitsrecht eine kürzere Arbeitszeit eingeführt worden, als die, 
die vom obendrein zu jpätt geflommenen Geſetze bejtimmt worden ift. 
Diefe Reduzierung des Arbeitstag hat aber keineswegs eine ent- 
iprechende Reduzierung des Mrbeitslohns mit fich geführt. In den 
meiften Fällen hat man fogar eine Steigerung des Lohnes verzeichnet. 
So variierte in den Webereien des Moskauer Gouvernements der 
Arbeitslohn folgendermaßen: jolange der Arbeitstag 15—16 Stunden 
dauerte, betrug der monatliche Verdienst durchſchnittlich 16 Rubel 
16 Ropefen; als man 14—15 Stunden täglich zu arbeiten begann, 
ftteg der Arbeitslohn auf 18 Rubel 89 Kopeken, d.h. er vergrößerte 
jih um 2 Rubel 70 Kopeken; nachdem eine neue Reduzierung des 
Arbeitstage errungen wurde, als er bis auf 13—14'/. Stunden 
fant, ftieg der Lohn auf 20 Rubel, alfo um ein Plus von 1 Rubel 
11 Kopeken, und er erreichte endlich die Höhe von 21 Rubel 61 Kopeken 
monatlich, ala der Arbeitstag auf 11',—12”, Stunden reduziert 
wurde. Aus der Vergleichung des Arbeitslohnes beim 15— 16ftündigen 
Arbeitstage und dem jetigen, nachdem der Arbeitstag nur 12—13 
Stunden dauert, d. h. um drei Stunden reduziert worden ift, erſehen 
mir, daß der Arbeitslohn von 16 Rubel 16 Kopeken auf 21 Rubel 
66 Kopefen, d. h. um’5 Rubel 50 Kopeken geftiegen it. Seitdem 
die Arbeiter in den meftlichen Provinzen den Kampf um den fürzeren 
Arbeitstag aufgenommen und darauf beftanden haben, daß die Ar—⸗ 
beitszeit fich nach der im Handwerkergeſetz normierten Dauer richten, 
d.h. 10 Stunden betragen fol, fonnte man auch die Lohnerhöhung der 
Schufter, Bürftenbinder und anderer Handwerker verzeichnen. rüber 
verdiente der Bürftenbinder 3. B. bei einer Arbeitszeit von 15 Stunden 
täglih im Winter und 13'/. Stunden im Sommer durdhfchnittlich 
2 Aubel 75 Kopeken wöchentlich, jet aber bei der Verkürzung der 
Arbeitszeit um 1—2—4 Stunden (in manden Werfftätten arbeitet 
man von 7 Uhr vormittags bis 7 Uhr nachmittgs, in manchen andern 
von 7 Uhr vormittags bis 8 Uhr nachmittag und wieder in anderen 
von 7—9 Uhr) befommen die Bürftenbinder um 50 Kopeken mehr. 
Dasfelbe ift auch bei den Schuftern und Setzern der Fall. 


IV. 

Die Streife haben aber nicht bloß den Arbeitstag zu reduzieren 
und den Arbeitslohn zu fteigern verholfen, jondern auch die Regie- 
rung zur Regelung der FFabrikgefeggebung gezwungen. Nach der 
Meinung Tugan-Barnanowslis und Kolzews beiteht die Eigentüm- 
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lichkeit der ruffifchen Fabrikgeſetzgebung darin, daß bei der Aus- 
arbeitung der Geſetze politifche und polizeiliche Motive mitgefpielt 
haben. Die hauptſächlichen Fabrilgefege verdanken ihre Entftehung 
zwei Motiven — der Fürforge für die Wahrung der öffentlichen 
Ruhe und Ordnung, die durch die Fabrikunruhen und Streife geftört 
werden, und dann der Fürforge für die Intereflen des Fabrifanten, 
die man nad Sträften zu fördern fuchte. Betrachten wir ung einmal 
diefe Geſetzgebung.“ Nach dem Gefee über die Verdingung der 
Urbeiter in Fabrilen und Werlitätten (3. Juni 1886), das fich 
urfprünglich vollinhaltlih auf die 18 Gouvernements, die in indu— 
ftrieller Beziehung am höchſten jtanden, erftredte, ift e8 verboten, 
den Arbeitern anftatt Geld in Goupous, Marken, Brot, Waren zu 
zahlen (das fog. Trudiyftem), ebenjo von den Arbeitern für die 
ärztliche Behandlung, die Beleuchtung der Werkftätten, die Benutzung 
der Werkzeuge während der Arbeit in der Fabrik Geld zu verlangen. 
Die Fabrifgefeggebung im engeren Sinne bat ihren Urfprung im 
Gejege vom 1. Juni 1882, betreffend die Minderjährigen, die in den 
Fabriken arbeiten, genommen. Dieſes Gejet verbietet, Kinder unter 
12 Jahren in die Fabrik aufzunehmen. Slinder von 12—15 Jahren 
dürfen nicht mehr als 8 Stunden im Tage arbeiten, außer der Zeit 
für Frühftüd, Mittageffen und Schulbefuh. Die Arbeitszeit Liegt 
zwiſchen 5 Uhr früh und 9 Uhr abends. Dasſelbe Geſetz verbot die 
Urbeit der Minderjährigen an Feier- und hohen Felttagen. Es wurde 
den höheren Behörden aufgetragen, eine Lifte der gefundheitsjchäd- 
lihen Beichäftigungen aufzuftellen und die Zulaffung Minderjähriger 
zu diefen Beichäftigungen zu unterfagen. Das Gefet verpflichtete die 
Fabrikbefiger, den minderjährigen Arbeitern, die fein Abſolvierungs— 
zeugnis von mindejtens einer einklaffigen Volksſchule befiten, nicht 
‚weniger als 3 Stunden täglich für den Schulbefuch freizugeben. Das 
Geſetz vom 12. Juni 1884 betreffend den Schulunterricht der Minder- 
jährigen, erörtert die Frage der zu eröffnenden Schulen und der 
dazu nötigen Mittel. Das Geſetz vom 3. Juni 1885 bat verfuchs- 
meife Frauen und Minderjährigen unter 17 Jahren die Nachtarbeit 
in den Baummoll-, Zeinwand- und Wollipinnereien verboten. Das 
Geje vom 24. April 1890 hat dies Verbot mit vielen Einjchrän- 
tungen fanftioniert, und die Arbeit der Minderjährigen geregelt. 

Es bat ji) durd das deutſche Buch von Nojenberg über die ruſſiſche 
Geſetzgebung in Weiteuropa eine faliche übertriebene Meinung gebilder, die jedod) 
von Sachkennern, wie B. Struve und N. Iſſajew, widerlegt worden ilt. 
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Behufs Kontrolle über die Ausführung diefer Fabrifgefege wurde 
am 1. Juni 1882 die Einrichtung der Fabrikinſpektion ins Leben 
gerufen. Das europäifche Rußland ift in 9 Fabrikrayons eingeteilt: 
Betersburg, Moskou, Wladimir, Kaſan, Woronefh, Charkow, Kiew, 
Wilna. Jeder von dieſen Rayons war von einem Fabrikinſpektor 
und einem Gehilfen verwaltet. Der erſtere mußte in der Rayonhaupt⸗ 
ſtadt, der zweite in einer anderen Stadt desſelben Rayons wohnen. 
An der Spitze der Inſpektionsbehörde ſtand der Generalfabrikinſpeltor. 
Alle dieſe Beamten unterſtanden dem Finanzminiſterium und gehörten 
zum Departement für Manufaktur und Handel. Das Geſetz ver— 
pflichtete die Injpeltoren, die Fabriken und Etabliffements zu befich- 
tigen, befonders diejenigen, in welchen Minderjährige arbeiten. Im 
Falle der Gejetesübertretung feiten® der Fabrifanten, waren die 
Inſpektionsbeamten verpflichtet, fie zur gerichtlichen VBerantmwortlichkeit 
zu ziehen. Den Fabrifinfpeftoren liegt es gleichfall3 ob, die für die 
Minderjährigen errichteten oder ihnen alfomodierten Schulen zu 
infpizieren. Dur das Geſetz vom 14. März 1894 ftieg die Zahl 
der Fabrifinfpeltoren auf 143, im Jahre 1903 errichtete fie 258. 
Außer diefen Obliegenheiten wurden fie noch mit der Inſpizierung 
der Dampfkeſſel betraut. Diefer erfte Schritt der ruffifchen Regierung 
in der Gefeßgebung zur Wahrung der ntereffen der Fabrikarbeiter 
bedeutete einen Schritt nach vorwärts. Aber die Vergleichung der 
ruffiihen Fabrifgefege mit den mwefteuropäifchen zeigt uns, daß wir 
noch fehr viel in diefer Beziehung tun müffen, um das Niveau der 
mefteuropäifchen Staaten zu erreichen. Der Arbeitstag der Männer 
mar urfprüngli vom Gefete nicht befchränft. E8 gibt bei uns 
auch feine Gejeße, analog den wejteuropäifchen, die die Frauen 
während der letzten Wochen ihrer Schwangerſchaft und der eriten 
Wochen nad der Entbindung in Schuß nehmen. Das Berbot der 
Nachtarbeit der Frauen und Finder ift bloß auf wenige Branchen 
ausgedehnt. 

In Weiteuropa bietet uns die Fabrikgefeßgebung das Bild einer 
unaufbhörlichen Vorwärtsbewegung. Bei uns dagegen hat das Geſetz 
vom 24. April 1890 viel ungünftigere Verhältniffe für Frauen und 
Jugendliche geichaffen, als es diejenigen waren, welche durch die 
Gefete von 1882 und 1885 eingeführt wurden. Hierher gehören auch 
die zahlreihen Einfchränkungen des Verbote der Nachtarbeit für 
Frauen und Jugendliche. Das Geſetz vom 24. April geftattet diejen 
Berfonen die Nachtarbeit in „bejonder® wichtigen Fällen“. Diefe 
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Einfchräntungen gewähren der Frauen- und Slinderarbeit fo viel 
Raum, daß nur ein Kleiner Teil von diefen fich in folchen Berhält: 
niffen befinden fann, in denen dem Buchftaben des Geſetzes gemäß, 
die Nachtarbeit ihnen verboten wäre. Wir wollen auch die ungünitige 
Uenderung, die daß Geſetz von 1890 für die Manufalturen und 
Fabriken, in denen die Beitimmungen über die ununterbrochene 
18jtündige Arbeitszeit zu zwei Arbeitsichichten in Kraft getreten 
find, eingeführt bat, bier verzeichnen. In ſolchen Etabliffements 
dürfen die Minderjährigen nunmehr nicht bloß 8 Stunden, wie es 
nach dem Gefeße von 1882 beftimmt wurde, befchäftigt fein, fondern 
9 Stunden; die Nachtarbeit für Frauen und Jugendliche wird nicht 
von 9 Uhr abends bis 5 Uhr früh gerechnet, fondern von 10 bis 4. 
Somit wird der gefeßlich beitimmte Arbeitstag um 1 Stunde für 
die Minderjährigen und um 2 Stunden für Frauen und Jugendliche 
verlängert. Das Geſetz vom 8. Juni 1893, das das Negulativ der 
Beziehungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer ergänzt, ift ein 
fernerer und fehr bedeutender Schritt nach rückwärts. Der Paragraph 
109 ift zu Ungunften der Arbeiter umgeftaltet worden. Nach den 
früheren Beftimmungen wurde der Arbeitsvertrag ungültig, wenn 
die Arbeit infolge eine® Brandes, einer Ueberſchwemmung, einer 
Dampffeffelerplofion und ähnliche Unglüdsfälle für eine „längere 
Zeit” eingeftellt werden mußte. In der neuen Faffung des Geſetzes 
wird von der Auflöjfung des Vertrages durch die „Arbeitseinftellung 
von mehr als 7 Tage“ infolge eine Unglüdsfalles gejprodhen. Das 
Geſetz Hat offenbar urfjprünglich eine längere Frift als die von 
7 Tagen im Auge gehabt, da e8 feine näheren Angaben über Die 
zur Auflöfung des Kontrakts erforderliche Dauer der Arbeitsein- 
jtellung enthielt. Man muß nod) bemerken, daß der Paragraph 109 
in feiner neuen Redaktion mit fich jelbft im Widerfpruche jteht. Ein 
Brand, eine Ueberſchwemmung, eine Dampffejjelerplofion fügen den 
Fabrifgebäuden einen fo großen Schaden zu, daß von einer Repa= 
rierung im Laufe eines Monat3 feine Rede fein kann, gejchweige 
denn in einer Woche. Der Paragraph 109 in der alten Redaktion 
hatte auch nur ſolche Brände, Ueberſchwemmungen und Erplofionen 
gemeint, die die Arbeit für eine längere Zeit unmöglich machen, dem 
Eigentümer großen Schaden zufügen und deshalb die Auflöſung des 
Arbeitsvertrages rechtfertigen. In feiner neuen Fallung hätte der 
Paragraph überhaupt von Unglüdsfällen nichts erwähnen follen, da 
er von folchen leicht reparablen Beichädigungen ſpricht. Denn in 
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diefem Falle wäre der Brand, von dem im Gefeh die Rede ift, ein 
folcher, der bloß einen Lleinen Teil des Fabrikgebäudes tangieren 
würde, oder die Ueberſchwemmung hieße bloß eine Heine Beſchädigung 
des Fabrikdamms durch einen Waſſerſchwall. Die neue Faffung der 
Gefegesparagraphen kann nur zur Berjchlechterung der Arbeiterlage 
führen, denn fobald der Arbeitslohn die Tendenz des Sinfens auf- 
weiſen wird, werden auch die Fabrifbefiger den geringften Brand 
oder die unbedeutendfte Ueberſchwemmung benüßen, um die Arbeit 
behufs Reparatur der Bejchädigungen einzuftellen, den Arbeitsvertrag 
zu brechen, und dann die Arbeiter für einen billigeren Lohn wieder 
aufzunehmen. Im Baragraph 110 finden wir auch eine für die 
Ürbeiter jehr ſchwere, neuhinzugefügte Beitimmung. Es heißt nämlich, 
daß der Arbeitsvertrag vom Leiter der Fabrik oder der Manufaktur 
gelöft werden fünne „infolge des Ausbleibens des Arbeiters zmei 
Wochen hindurch aus triftigen Gründen“. Betrachten wir nun die 
Umftände, die als „triftige Gründe“ gelten können, bedenken mir, 
daß die Urfachen des Ausbleibens des Arbeiters eine ſchwere Krank— 
heit, der Tod der rau oder der Slinder in der fremde, was mit 
einer längeren Abweſenheit verbunden ift, ein Brand, der die ganze 
Wirtfchaft des Fabrikarbeiters ruinierte, fein fönnen, bedenken mir 
ferner, daß die Regierung eine mehrere Monate dauernde Krankheit 
eines Beamten keineswegs ald Grund zur Entlaffung betrachtet, und 
wir werden uns dann überzeugen, daß der Paragraph 110, in feiner 
neuen Faffung, allzuftreng gegen die Fabrikarbeiter iſt. Die neue 
Redaktion des Paragraph 145 beftimmt präzifer die Strafen, denen 
die Arbeiter für „Berfäumniffe“ unterliegen. Früher durfte diefe 
Strafe den dreitägigen Lohn des Arbeiter nicht überjteigen, mobei 
es nicht genau bejtimmt war, wie oft eigentlich der Fabrikbeſitzer 
diefe Strafe in dem angegebenen Umfange auferlegen könne. Nach 
dem buchjtäblichen Sinne des Paragraphen 145 war es nicht aus— 
geihloffen, daß diefe Strafe zweimal wöchentlich auferlegt werde, 
wenn ber Arbeiter zweimal im Laufe der Woche fich ein VBerfäumnis 
zu fchulden kommen ließe. Die neuen Vorjchriften prägifieren die 
Summe, die den jechstägigen Lohn, als das Höchſtmaß der Straf- 
gebühr im Laufe eines Monats, nicht überjteigen darf. Die neuen 
BVorjchriften mildern die Strafe, die den Leitern der Fabriken und 
Manufalturen nad) dem Paragraph 1359? des Strafloder drohte, 
fal8 diefe durch ihre geſetzwidrige Handlung (Trudiyftem, willfür: 
liche Lohnreduzierung) einen Arbeiterausftand heraufbejhmworen, der 
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durch außerordentliche Maßnahmen unterdrückt werden mußte. Früher 
unterlagen fie einer Arreſtſtrafe bis zu 3 Monaten und konnten für 
immer da8 Recht verlieren, eine Fabrik oder ein Gemwerbeetabliffement 
zu leiten; jet fann ihnen das Recht nur für 2 Jahre entzogen 
werden. Es ift ja eine empfindliche Strafe, aber andrerjeits ift zu 
bedenken, daß Arbeiterausftände, die durch außerordentliche Maß— 
nahmen, wie durh Militärgewalt ufm., unterdrüdt wurden, Tote 
und Verwundete zur Folge haben; daß die Verurteilung der Rädels— 
führer der Unruhen zur Zwangsarbeit für .viele von den Beteiligten 
den gänzlichen Ruin bedeuten. Wenn wir nun die Schuld diefer 
Leute mit der des Leiters, der durch fein geſetzwidriges und oft 
unmenfchliche8 Vorgehen die Unruhen provoziert hat, vergleichen, fo 
werden mir der früheren Redaktion de8 Paragraphen 1359 ? den 
Vorzug geben. Die Schuld des Fabrikleiters kann manchmal fo groß 
und die Folgen der Unruhen fünnen fo jchwermwiegend fein, daß die 
Entziehung des Rechtes, jemals wieder eine Fabrik oder eine Manu 
faktur zu leiten, vollflommen gerechtfertigt erfcheint. Die Gefeßes- 
paragraphen zählen die Berfonen und die Behörden auf, an die fich 
die Inſpektion und die Iofale Schulbehörde wenden müffen, um die 
Eröffnung neuer Schulen für jugendliche Arbeiter oder die Akkom— 
modierung der bereit8 erijtierenden zu ermwirfen ; aber das Geſetz 
verpflichtet niemand, derartige Schulen zu gründen. Gar vieles ift 
dort erwünfcht, aber nichts ift vorgefchrieben. 

Die ruffifchen Fabrifgefege litten auch früher, wie Profeſſor 
Iſſajew fagt, an der unzureichenden Zahl des Perjonals der Fabrik— 
infpeftion, — e8 gab deren 34 für das ganze europäifche Rußland. 
Auf jeden Beamten der Fabrikinſpektion entfielen 1112— 1465 Fabriken, 
außer den Eleineren Betrieben. Bei der fchlechten Einrichtung des 
Verkehrs in Rußland kann ein Menſch unmöglich mehr als 200 bis 
240 Etabliffements infpizieren. Das Geſetz vom 24. April 1890 
fchreibt vor, die Regeln betreffend die Arbeit und den Unterricht der 
Minderjährigen auch auf die Betriebe der Handwerker auszudehnen. 
Aber diefe Gejeßesbeitimmung bleibt ein toter Buchjtabe, und zwar 
ſchon aus dem Grunde, weil die Fabrilinfpektoren nicht einmal die 
großen Betriebe genau beobachten können. Mit der Vergrößerung 
der Zahl der Fabrifinfpeltoren wird die wirkliche Kontrolle über 
die Beachtung der Fabrikgefege viel wirkſamer fein, als fie e8 
bisher war. 

Durch das Geje vom 2. Juni und den Erlaß des Finanz- 
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minifter8 vom 20. September 1897 ift die Längfte Dauer des Arbeits» 
tages an Wochentagen auf 11'/ Stunden, am Samstag und am 
Borabende der hohen Feiertage auf 10 Stunden feftgefegt worden. 
Wenn die Arbeiter auch zumeilen des Nachts beichäftigt find, fo 
darf ihre Arbeitszeit nicht 10 Stunden täglich überfchreiten. Bei 
18ftündiger Arbeit des Etabliffements, bei zwei Arbeitsfchichten kann 
die Zahl der Wrbeitsftunden bis zu 11 erhöht werden, jedoch mit 
der Bedingung, daß durchfchnittlich nach der zweiwöchentlichen Ab⸗ 
rechnung die Arbeitszeit eines jeden Arbeiters nicht mehr als 
9 Stunden täglich betrage. Für Arbeiter, deren Arbeit feine Unter—⸗ 
brechungen zuläßt, find Ausnahmen gemacht worden, jedod) darf 
die Zahl der Wrbeitsftunden in zwei aufeinanderfolgenden Tagen 
nicht größer als 24 fein. Dieſe Geſetzesvorſchriften werden durch 
zwei Minifterverordnungen entkräftet. Am 14. März 1595 geitattete 
das Finanzminiſterium den Fabrilleitern, mit den Arbeitern, unab» 
hängig vom Arbeitsvertrag, Uebereinkommen betreff3 der Sonntags- 
arbeit zu treffen. Die zweite Verordnung des Minifteriums (vom 
2. Juni 1903) behandelt die Produktion der unobligaten Ertraarbeiten. 
Wenn diefe ſämtlichen Arbeitern des Etabliffements oder einer 
großen Zahl von ihnen aufgetragen werden, dann muß eine fpezielle 
Erlaubnis der Fabril- und Bergmwerkbehörde eingeholt werden, die 
auch nur in jeltenen Fällen erfolgt. Wenn aber diefe Extraarbeiten 
einzelnen Arbeitern oder einer kleinen Zahl aufgetragen werden, fo 
fann der Fabrikleiter ohne weitere an die Urbeit gehen, wobei er 
jedoch ſofort dem Fabrikinſpektor Bericht darüber erftatten muß. 
Die erſte Verordnung bedeutet bei dem niedrigen Arbeitslohn in 
Rußland eine Erleichterung der Vertragichließung für die Sonntags- 
arbeit. Die Sonntagsarbeit vergrößert zwar den Berdienft der 
Arbeiter, führt aber im Endrefultate zu einer Reduktion des Arbeits- 
lohnes. Wenn der Arbeiter bei Wahrung der Sonntagsruhe 300 
Rubel jährlich verdient, jo wird ein Jahresverdienft von 75 Rubel 
für die Sonntagsarbeit die erſte Ziffer auf 275 reduzieren, d. 5. 
feine normale Werftagsarbeit entwerten. Das Jahreseinfommen der 
Familie wird durch die Sonntagsarbeit um 50 Rubel größer, wird 
aber durch einen teuren Preis erlauft, nämlich durch den Berluft 
der freien Zeit, die der Arbeiter zur Erholung und Selbftbildung 
nötig hat. Die zweite Verordnunng ſpricht von einer „geringen“ 
Arbeiterzahl. Diefes Wort läßt eine ſehr dehnbare Deutung zu. 
Man kann ja immer darauf bejtehen, daß 20—25°/ der Geſamt⸗ 
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zahl der Arbeiter einen geringen Bruchteil des Ganzen bilden. Und 
diefer Bruchteil macht in den größten Etabliffements Rußlands 200 
bis 500 Menfchen oder noch mehr aus. 

Das Berficherungsmefen ift in Rußland bloß in vereinzelten 
Snduftriebrandhen bekannt. Die Arbeiter laſſen fich gegen Unfall 
verfichern in den Handels- und Affeluranzgefellichaften, die von den 
Industriellen felbit in Riga, Odeſſa, Iwanowo⸗Wosneſſensk errichtet 
worden find. Die Gefete vom 15. Mat 1901 und 2. Juni 1903 
werden die meitere Entwidlung dieſes Gejchäftszmweiges fürdern. 
Das eritere von dieſen Geſetzen erjtredt fich auf die Arbeiter der 
Staatöbergmerfe und =Gruben. Laut den Beitimmungen dieſes 
Geſetzes erhalten die Ylrbeiter, die ihre Arbeitsfähigfeit in dem 
Montanmwerk infolge einer Verlegung oder ſonſtiger Förperlicher 
Befchädigung verloren haben, Penſion aus der Staatslaffe. Im 
Todesfalle der betreffenden Arbeiter wird die Penſion ihren reip. 
Familien ausgezahlt. Die Höhe der Penfion wird nach dem durch— 
ſchnittlichen Jahresgehalt der Beichädigten bemeifen. Falls nad 
der Berlegung oder der Krankheit vollftändige Arbeitsunfähigfeit 
erfolgte, wurde die Penfion auf ?/, des Gehaltes feitgefekt. Das 
Geſetz vom 2. Juni 1903 beftimmt die Verantwortlichkeit der Unter— 
nehmer der Fabrik, Manufakturene und Bergmerlinduftrien. Im 
Falle der Einbuße der Arbeitsfähigfeit für mehr als 3 Tage feitens 
des Arbeiters, ungeachtet des Alter und des Gefchlechtes, durch 
eine förperliche Bejchädigung während der Arbeit, muß der Arbeit» 
geber Schadenerfat zahlen. Wenn nah dem Unglüdsfall der Tod 
des Arbeiters eintrat, jo haben die Mitglieder feiner Familie An— 
ſpruch auf Schadenerfat. Der Eigentümer eines Unternehmens ift 
nur dann der Pflicht enthoben, die Arbeiter und deren Familien 
zu entjchädigen, wenn er nachmweifen kann, daß die Urſache des 
Unglüdsfalles eine böfe Abficht oder eine grobe Unvorfichtigfeit des 
Beichädigten war, die durch die Arbeitsbedingungen abjolut nicht 
gerechtfertigt werden konnte. Das Geſetz erflärt alle Verträge, die 
vor dem Unglüdsfalle abgeſchloſſen waren und zur Einfohränfung 
der Rechte der Arbeiter tendieren, für ungültig und anerkennt bloß 
zwei Entjchädigungsformen: Unterftüßung und Penſion. Erftere 
wird vom Tage des Unglüdsfalles bis zum Tage der Wiederher- 
jtellung der Arbeitsfähigkeit, lettere im Falle des vollftändigen Ver— 
luſtes der Arbeitsfähigkeit feſtgeſetzt. Wenn der Arbeiter jede Arbeits- 
möglichkeit überhaupt verloren hat, fo wird ihm eine Penfion im 
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Ausmaße von * feines Jahreseinfommens ausgezahlt. Außer der 
Unterftüßung oder der Benfion muß der Urbeitgeber dem Beichädigten 
auch die Heilungskoften erjfegen. Im Falle des Todes des verun- 
glüdten Arbeiter muß der Arbeitgeber die Begräbniskoften tragen 
und Benfion zahlen. Auf Benfion haben Anſpruch die Witwe, die 
Rinder — die ehelichen, wie die unehelichen — gleichfalls die Ver— 
wandten in der aßzendenten oder deözendenten Linie, die Brüder 
und Schweitern, wenn fie vom BVerjtorbenen ernährt waren. Alle 
diefe Rechte genießen auch die Techniker, Meifter, Unternehmungs- 
leiter, wenn ihr Jahresgehalt nicht höher als 1500 Rubel war. Das 
Geſetz dehnt die Wirkſamkeit diefer Beitimmungen auch auf die 
Unternehmungen der Semſtwos und der Munizipien aus. Das hier 
erörterte Geſetz wird eine große Bedeutung erlangen, wenn die ein 
beitlihe Ordnung in allen Unternehmungen der Staatsbehörden, 
der Eifenbahn- und Schiffahrtgejellichaften und in der Landmirt- 
wirtfchaft eingeführt werden wird. Die Statiftif der Unglüdsfälle 
weift hinlänglich darauf hin, wie notwendig ein im modernen, nicht 
bureaufratifchen Sinne verfaßtes Verſicherungsgeſetz wäre. Troß des 
primitiven YZuftandes diefer offiziellen Statiftil, die erft jüngiten 
Datums ift, Hat fie in der der Fabrikinfpektion unterjtehenden In— 
duftrie für das Jahr 1901: 27,135 Unglüdsfälle, in der Gruben- 
und Bergmerlinduftrie (1899) 13,321 Fälle ermittelt, ohne einige 
Manufalturen mitzurechnen, die in die Verwaltungsſphäre des Finanz— 
minifteriums8 übergingen und die bloß in den zwei Etabliffements, 
dem Putilowſchen und dem Nemaer, im Laufe des Jahres 1898: 
7693 Unglüdsfälle aufmeifen fonnten. Das find die Daten der 
offiziellen Statiftil, In der Wirklichkeit aber beträgt die Zahl der 
jährlihen Unglüdsfälle mindeftens 150,000. (Schluß folgt.) 
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ſSoziale Chronik. 


Erziehungs- und Bildungsweien. 

Schweiz. Der „National Zeitung“ jchreibt man aus Züri: Seit 
längerer Zeit ſchon befaßten ſich die zürcheriſche Hochſchullommiſſion und der 
Erziehungsrat mit der Frage der Zulajfung von Abiturienten der 
ſechszehn beftehenden ſchweizeriſchen Hau delsſchulen (Aarau, Bajel, Bellinzona, 
Bern, Ya Chaur-de-Fonds, Freiburg, Genf, Locle, Neuenburg, Solothurn, 
St. Gallen, Thun, Winterthur und Zürih) zum Hochſchulſtudium. 
Die Prüfung diefer Frage ift nunmehr zum Abfchluffe gelangt. Vierzehn der 
erwähnten Handelsfchulen find mit Bezug an die Schulzeit als gleichwertig 
zu betrachten. Nicht gleichwertig erfcheinen Bajel und St. Gallen. Die 
Handelsſchüler von Baſel haben jedoch einen jiebenjährigen ununterbrochenen 
Bildungsgang für höhere Studien durchzumachen, weshalb es ungerecht 
erichiene, Baſel von der-Öleichberehtigung auszuſchließen. Aehnlich günftige 
Argumente lafjen ſich — fo fährt der Erziehungsrat in feinem Beſchluſſes— 
entwurf aus — für St. Gallen nicht vorbringen; die Abiturienten der 
St. Galler Handelsjchule ſeien weniger gut vorgebildet als die der übrigen 
Schulen. Da eine Zurüdjegung diefer Schule, jo wird weiter ausgeführt, 
von den St. Galler Behörden als ein Akt der Unfreundlichkeit angejehen 
werden könnte, vertritt die ftaatsmwifjenfchaftliche Fakultät Zürich die Meinung, 
dag St. Gallen mit den übrigen Handelsſchulen in den gleichen Rang geftellt 
werden fol. Während fih die Fafırltät demnach für die Zulaffung der Abt: 
turienten der fämtlihen Handelsſchulen ausſpricht, nimmt fie hinfichtlich der 
Zulaſſung der Abiturienten der Mädchenhandelsihulen Zürih, Bern, Bajel 
und Genf eine ablehnende Haltung ein „im Hinblid darauf, daß die im 
Frage ſtehenden Anftalten weder mit Bezug auf ihre innere Organifation 
noh ihre Zweddeftimmung den andern Handelsſchulen gleichzuftellen ſeien.“ 
Diefe Mädchenhandelsihulen verfolgen nämlich, jo heißt es in der Begründung, 
in erfter Pinie den Zwed, ihren Schülerinnen neben Kenntniſſen der modernen 
Sprachen die faufmännifchen Fertigkeiten beizubringen, damit fie jofort als 
bezahlte Ungeftellte in den praftifchen Bureaudienjt eintreten fünnen. Anders 
die andern Mäpdchenhandelsfchulen, melde das Hauptaugenmerf auf eine 
allgemeine Bildung richten. Der zürcheriihe Regierungsrat beſchloß nun: 
An der ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakulität Zürich werden immatrifuliert die 
Schüler der vom Bunde fubventionierten fchweizeriihen Handelsjchulen, mit 
Ausnahme der Handelsfhulen für Mädchen, wenn fie ein befrtedigendes 
Abgangszeugnis der oberften Klafje der betreffenden Schule vorweiſen; wenn 
beim den betreffenden Schulen das Abgangszeugnis auß der oberiten Klaſſe 
bei zurüdgelegten 18. Altersjahr erworben werden kann. Wollen folhe Studies 
rende jpäter in eine andere Fakultät übertreten, jo haben fie ſich in den biefür 
nötigen Fächern nachträglich noch einer Prüfung zu unterziehen. 
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Arbeiterſchutz. 


Schweiz. Nach Informationen des „Demokrat“ wird das Juſtizdepar— 
tement des Kantons Luzern dem Regierungsrat beantragen, für ein 
kantonales Fabrikinſpektorat zwei Stellen zu ſchaffen, eine für 
einen Inſpektor, die andere für einen Inſpizienten ſpeziell für die weiblichen 
Arbeitskräfte, für den Kinderſchutz in den Fabriken und die Beaufſichtigung 
der dem Arbeiterinnenſchutzgeſetze unterſtellten Betriebe. Die finanzielle Be— 
laſtung des Staates werde auf zirka Fr. 8000 pro Jahr geſchätzt. 

Italien. Die Errichtung einer Gewerbeinſpektion ſieht ein 
Sefegentwurf vor, der Anfang 1906 im der Kammer verteilt wurde. Nach 
dem Entwurf, der 12 Artikel enthält, follen 15 Arbeitsinfpeftoren und 15 
Affiftenten angeftellt werden. Die hauptjächlichite Aufgabe diefer Beamten foll 
darın beftehen, die Durchführung der Gefege, betreffend Frauen: und Kinder: 
arbeit, jowie der Beitimmungen über die Arbeiter:Unfallverfihernng zu über: 
wachen. Ueberhaupt jollen fich die Inſpektoren allgemein mit den Fragen 
befaffen, welche aus dem Verhältnis zwiſchen Kapital und Arbeit entfpringen. 
Die Inſpektion wird dem Arbeitsamt unterftellt. Borläufig ift die Summe 
von Fr. 100,000 dafür ausgeworfen. Die 15 Inſpektoren müſſen Techniker 
fein, während die Ailiftenten auch aus den Neihen der Arbeiter entnommen 
werden fünnen. Bis vor furzem lag die Gemwerbeinjpeltion in Jtalien, die 
fih Hauptfählih mit der Kontrolle der Kinderarbeit und gewiſſer Unfall- 
verhütungseinrichtungen zu befaflen hatte, teil in den Händen der ftaatlichen 
Meineningenieure, teil3 in denen des technischen Perſonals der Unfallver- 
fiherungsgejellichaften. Nur drei Induſtrie- und Fachſchulinſpektoren, die 
durchjchnittlich nicht länger als drei Monate im Jahre auf die Inſpektions— 
tour gehen fonnten, mwidmeten fi) mährend diefer Zeit ausjchlieglich dem 
Auffichtsdienite. 

Fraukreich. Ein im „Bulletin de loffice du Travail“ verörfentlichtes 
Dekret des Präfidenten der franzöfifchen Republik ordnet die ſtaatliche 
Subpventionierung von Arbeitslojenfajien an. Nach Artikel 1 
des Dekretes partizipieren jene Kaſſen, welche ihre Mitglieder bei der Arbeits: 
lofigfeit, jei e8 am Orte, jei e8 auf der Reije oder bei Aufjuchen von Arbeits- 
gelegenheit an anderen Orten unterftügen, an den ftaatlihen Subventionen 
für Arbeitslofentajfen, wenn fie die im diefer Verordnung feftgelegten Veding— 
niffe erfüllen. Anſpruch auf die ftaatlihen Subventionen haben lediglich jene 
Kafien, deren Tätigkeit in der Unterftügung bei unfretmwilliger Arbeitslofigfeit 
infolge Mangels an Arbeitsgelegenheit beiteht. Nach Artifel 2 werden Sub: 
ventionen bewilligt: a) Kaſſen, deren Mitglieder dem gleichen Berufe, gleich- 
artigen Handwerfen oder in Zufammenhang jtehenden Gemwerben (bei Her- 
ftellung gewiſſer Produfte) angehören, unter der Bedingung, daß dic Zahl 
ihrer Mitglieder mindeitens 100 beträgt; b) lofalen Kaſſen, welche wie die 
erfteren zuſammengeſetzt find und mindeitens 50 Mitglieder zählen, unter der 
Bedingung, daß fie von den Gemeinden jubventiomiert find; e) in dem Ge— 
meinden mit weniger als 20,000 Einmohnern den lofalen Kaſſen, deren 
Mitglieder verfchiedenen Berufen angehören, unter der Bedingung, daß fie 
von den Gemeinden fubventtoniert find und mindeſtens 50 Mitglieder haben; 
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d) den Kaffen, welche als Neijeunterftügungstaffen von Verbänden errichtet 
murden und aus Beiträgen der dem Verbande angehörigen Vereinigungen 
erhalten werden, unter der Bedingung, daß die ordentlichen Einnahmsquellen 
diefer Vereinigungen aus den Beiträgen ihrer Mitglieder fliegen. Was die 
in den erjten drei Abjägen genannten Kaſſen betrifft, jo mwerden als Mit: 
glieder nur jene betrachtet, welche mit ihren Beiträgen nicht mehr als drei 
Monate im Riüditande find. Artikel 4 beftimmt, daß die Kaffe für die 
Arbeitslojen einen unentgeltlihen Arbeitsvermittlungsdienit zu organifieren 
hat. Im Artikel 7, welcher von den Statuten oder Gejchäftsordnungen der 
Kaffen handelt, enthält Punft e die Beitimmung, daß der Arbeiter verflichtet 
it, die ihm von der Kaſſe in feinem Beruf nachgemwiejene Arbeit anzunchmen. 
Artikel 9. Wenn die Arbeitslofenunterftüsung höher ift als 2 Fr. per Tag, 
wird die Subvention nur für diefen Betrag berechnet. Artikel 10. Wenn 
die Dauer der Unterftügung 60 Tage in einem Zeitraume von 12 Monaten 
überjchreitet, wird die Subvention nur auf Örundlage der jedem Arbeitsloſen 
während 60 Tagen bemilligten Unterjtägungen bemefjen. Artikel 12. Die 
Subvention darf 16 Prozent der Summe der in Gemäßheit der Statuten 
von jeder Kaffe während des Halbjahres ausgezahlten Unterjtügungen bei 
Beobahtung der Beftimmungen der Artikel 9 und 10 nicht überjchreiten. 
Das Marimum wird für jene Kaſſen um die Hälfte erhöht, deren Tätigkeit 
ſich auf mindeſtens drei Departements erjtredt und welche wenigſtens 1000 
aktive Mitglieder zählen. Nah Artikel 19 find die Kaſſen verpflichtet, dem 
Handelsminifter alle geforderten Aufflärungen zu geben und gegebenenfalls 
ihre bejondere Verrechnung über die Arbeitslojenunterftügungen einer Nepifion 
unterziehen zu laſſen. 


Frauenfrage- und Frauenbewegung 

England. Eine Yiga proletarijher Frauen wurde in Yondou 
im vergangenen Monat gegründet, um zujammen mit der Arbeiterpartei für 
die proletarifche Bewegung zu wirken. Als Mitglieder können aufgenommen 
werden die Frauen und Töchter von Mitgliedern der Arbeiterpartei, Gewerk— 
haften, Genoſſenſchaften, Gewerfjchaftsfartelle und ſozialiſtiſcher Organiſationen. 
Die Frauen jollen bei Gemeinde: und Parlamentswahlen zuſammen mit den 
Männern arbeiten. Sie ſollen fi) dur den Beſuch politiicher Berfammlungen, 
durch Diskuffionsabende und Flugblätterverteilungen in politifchen und fozialen 
Angelegenheiten bilden. Sie fjollen ein lebhaftes Intereſſe nehmen an den 
Arbeiten der Armenverwaltung, Schulfommiljionen, Notitandsfomitees und der 
Gemeinde: und Parlamentsmitglieder. Sie follen dafür eintreten, daß Frauen 
und Männer ihr volles Bürgerrecht erhalten. Ebenjo ſoll e8 ihre Aufgabe 
jein, über das Wohlergehen der in ihrer Nachbarichaft befchäftigten Arbeite- 
rinnen zu wachen und womöglich ihre geiellfchaftlichen und mirtjchaftlichen 
Bedingungen zu verbeilern. Es iſt die Pflicht der Mitglieder, Zweigvereine 
der Liga in ihren Wohnorten zu gründen. Zu diefem Zwede follen fie mit 
den lofalen gewerffchaftlihen und fozialiftiichen Organifationen in Verbindung 
treten. Der erfte Kongreß der Yiga wird am 21. Juni in Veicefter ftattfinden. 
Die Sekretärin ift: Mrs. Mary A. Macpherfon. 
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Statiftifche Votizen. 


Entwihlung der Baummwolllpinnerei in Mitteleuropa. 


Einer Arbeit von Profeſſor Oppel in der „Deutichen Rundſchau für 
Geographie und Statiftif* iſt zu entnehmen, daß dieſe Entwidlung in Mittel: 
europa (Deutjchland, Dejterreich:Uingarn, die Schweiz, Belgien, Holland und 
Ruſſiſch-Polen) im Zeitraum von 1887 —1905 folgendermaßen vor ſich ging: 
Die Spindelzahl der genannten ſechs Gebiete wuchs von 10,194,446 auf 
16,608,989, das iſt um 63 Prozent, und der jährliche Baummollverbraud 
fteigerte jih von 1,842,063 Ballen auf 3,019,369 Ballen oder um 64 
Prozent. Das mittlere jährlihe Wachstum betrug 356,802 Spindeln und 
64,470 Ballen. Die Anzahl der Spinnereien ftieg dabei nur von 640 auf 
688, die Zahl der Ortichaften mit Spinnereien bloß von 393 auf 400, die 
mittlere Spindelzahl einer Spinnerei aber von 16,000 auf 24,000. Mit 
Ausnahme von Ruſſiſch-Polen haben alle erwähnten Gebiete eine Vergrößerung 
der Betriebe aufzumeifen. Die Ausnahme bei Auffifch: Polen wird mit dem 
dortigen Betrieb der Vigognejpinnerer erflärt, der in kleinern Anftalten ſtatt— 
finde. In topographiicher Beziehung findet ebenfalls eine Konzentration ſtatt: 
bei den 10 Millionen Spindeln von 1887 waren 393 DOrtichaften mit 
durchſchnittlich je 26,000 Spindeln beteiligt; bei den 15 Millionen Spindeln 
pon 1905 aber 400 Ortſchaften mit durcdhichnittlih je 41,500 Spindeln. 

Von den einzelnen Staaten beziehungsmweile Provinzen des deutjchen 
Neihes und der habsburgischen Monarchie haben Ungarn und Weftfalen die 
relativ größte Zunahme der Spindelzahl aufzumeijen: Ungarn von 14,918 
auf 103,400, das ıft 590 Prozent, Weltfalen von 285,828 auf 1,172,222, 
das iſt 300 Prozent. ntereffant iſt der Umſtand, daß die Königreiche 
Sadjen und Böhmen fih in der Spindelzahl faft die Wage halten (Sadjen 
1887: 1,001,569, 1905: 1,949,313; Böhnen 1887: 1,079,695, 1905: 
1,937,275). Für die Schweiz ıft in den achtzehn Jahren eine Abnahme 
der Spindelzahl von 1,711,300 auf 1,538,452, das ift eine Abnahme um 
10 Prozent, zu fonftatieren. 

In dem erwähnten Gebiet von Mitteleuropa finden ſich 25 Spinnerei- 
pläge mit je 100,000 und mehr (bis zu 800,000) Spindeln. Die Schweiz 
ift dabei mit drei Plägen beteiligt: Flums mit 100,000, Winterthur mit 
151,052, Züri mit 311,100 Spindeln. Von den 25 Plägen find deren 
zwölf mit Spindelzahlen zwiſchen 100,000 (Flums) und 200,000 (Leipzig), 
ihrer dreizehn mit Spindelzahlen von 218,000 (Ehemnig) bis 825,224 
(Gent). Mülhaufen im Elfaß iſt dabei mit 532,626 Spindeln vertreten. 
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Die Baummollfpinnereien (Einzelgefchäfte) mit 100,000 und mehr 
Spindeln finden fih im erwähnten Gebiet 19; davon gehören elf zum 
deutſchen Reiche, je zwei zu Defterreih, zur Schweiz, zu Ruſſiſch-Polen und 
zu Belgien. Zuſammen haben jie 2,748,404 Spindeln oder zirka 17 Prozent 
der Gefamt-Spindelzahl Mitteleuropas, Die zwei ſchweizeriſchen Spinnereien 
diefer Kategorie find die Gejhäfte von Spörry & Cie. in Flums (100,000 
Spindeln) und von Heinrih Kunz in Zürih (191,000 Spindeln. Im 
Jahre 1887 gab e8 erit fünf Spinnereien diefer Größe (mit über 100,000 
Spindeln): je eine in Zürich, Yodz, Gent, Augsburg und Berlin, mit zu— 
fammen 903,332 Spindeln oder 9 Prozent der damaligen Geſamt-Spindelzahl 
Mitteleuropas. Der Umftand, daß feit 1887 die großen Spinnereien abjolut 
wie relativ beträchtlich zugenommen haben, bemweift ebenfalls die auch fonft 
fonftatierte Tendenz nah Sonzentration der mitteleuropäifchen Baummoll 
jpinnerei-nduftrie. 
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Die Gewerkſchaftskongreſſe zu Baſel. 


Von Robert Grimm, Arbeiterſekretär, Baſel. 





Allmählich vollzieht ſich auch in der Schweiz der Uebergang 
der Gewerkſchaften von bloßen Berufsverbänden zu einer höheren 
Phaſe der gewerkſchaftlichen Organiſation, zur Induſtrie— 
organifation. 

Die fortichreitende Jnduftrialifierung der Schweiz zwingt die 
Arbeiterfchaft aus dem Rahmen der beruflichen Vereinigung heraus 
zutreten. Mehr und mehr mird das Handwerk verdrängt dur) 
den induftriellen Großbetrieb. Der Arbeiter fteht nicht mehr unter 
dem Regime des Heinen Handwerkmeiſters, fein Arbeitsherr iſt der 
Großfapitalift, der zu Hunderten und zu taufenden die Arbeiter in 
großen Etabliffements befchäftig. Da werden neben einer großen 
Zahl fog. „ungelernter* Arbeitskräfte die Vertreter und Angehörigen 
der verjchiedenartigiten Berufe in demjelben Betriebe vereinigt. Will 
nun der Arbeiter feine Lohn» und Arbeitsbedingungen durch den 
gewerkſchaftlichen Kampf verbeffern, fo muß er mit allen feinen 
Nebenarbeitern, die mit ihm im gleichen Betriebe fchaffen, Fühlung 
ſuchen zur gemeinjamen Altion, und ferner mit Arbeitern gleicher 
oder verwandter Beichäftigung außerhalb feiner jegigen Arbeitsftelle 
in Verbindung ftehen, damit diefe ihn bei einem allfälligen Ausſtand 
nicht erfegen. Dann zwingen auch die verfchiedene Berufsgruppen 
und Betriebsfategorien umfaffenden Unternehmerorganifationen, den 
Arbeiter zu gleihem Zufammenfchluffe wie jene, wenn durch das 
Mittel der Organifation zum voraus auf einen fichern Erfolg des 
wirtſchaftlichen Kampfes gerechnet wird. 
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So ſehen wir denn als unvermeidliche Folge der ölonomifchen 
Entwidlung das Erftehen großer Jnduftrieverbände. 


An der Schweiz waren e8 die Metallarbeiter, melde 
zuerft einen Induftrieverband bildeten. Die Gründung des „Schmwei- 
zerifchen Metallarbeiterverbandes* fällt in das Jahr 1888. Bier 
Jahre beftanden neben ihm die Verbände der Gießer und Spengler, 
bis dann im Jahre 1892 die Fufion mit dem Dtetallarbeiterverbande 
erfolgte. Zwei Jahre fpäter traten die Schmiede und Wagner, die 
bis dahin eine über das ganze Gebiet der Schweiz fich erftredende 
Drganifation befaßen, ebenfalls dem ‚Metallarbeiterverbande bei. 


Die Erfolge de Metallarbeiterverbandes, in Bezug auf die 
Sanierung der Arbeitsverhältniffe, waren in den erften Jahren feines 
Deftehens gering, entiprechend der nur langfam vor ſich gehenden 
Mitgliederzunahme. Erft gegen das Ende der Neunzigerjahre wuchs 
der Mitgliederbeftand auf BViereinhalbtaufend. Als dann aber im 
Jahre 1900 die Handelskriſe die Metallinduftrie in Schwere Zudungen 
verfegte, um fie fchließli in der größten Schwäche zurüdzulaffen, 
fanf die Mitgliederzahl von 4629 (1898) auf 3910 im Jahre 1901 
und 3758 im Jahre 1902. Seither erhielt der Verband von Jahr 
zu Jahr eine größere Zufuhr von Mitgliedern, fo daß er numerifch 
das Jahr 1898 in einem verhältnismäßig kurzen Zeitraume überholte 
und fein Mitgliederbeitand im letten Jahre allein von 5929 auf 
11,187 ftieg. 

Dementjprehend trug denn auch der diegjährige Kongreß der 
Metallarbeiter, der mit einer Reihe anderer Delegiertenverfammlungen 
während den Ofterfeiertagen in Baſel tagte, ein lebhafteres Gepräge 
als feine Vorläufer. Und zwar nicht etwa nur wegen der vermehrten 
Delegiertenzahl. Die Verbandsangehörigen, einmal in der Organifa- 
tion durch den Klaſſeninſtinkt zufammengeführt, ftreben nun nad) 
einer tieferen Erkenntnis ihrer Maffenlage und diefes Streben zum 
Klafjenbewußtfein ift e8, das die Verhandlungen belebte. 


Der Berbandsvorjtand verjuchte feinerfeit8 mittelft einer Reihe 
von Anträgen und durch zwei gehaltvolle Referate: „Agitation und 
Taktik“ und „Die Verkürzung der Arbeitszeit in der Metalle und 
Maſchineninduſtrie“ einer beſſern Durhbildung der Maſſen gerecht 
zu werden. Und gerade dieſe Seite der gewerkſchaftlichen Tätigkeit, 
der bildende, erzieherifche Moment, wird wohl für alle Zeit die 
Hauptaufgabe der Verbände fein müfjen, wenn diefe innerhalb der 
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gegenwärtigen Gefellihaft die ihnen zugemiefenen Anforderungen 
— Berbefjerung der wirtjchaftliden Bebensbedingungen — erfüllen 
follen. 

Die richtige Erfaffung dieſes Gedankens gelangte durch einen 
Beichluß des Kongrefjes zum Ausdrud, wonach für die Schaffung 
einer Zentralbibliothel eine Summe von Fr. 10,000 verausgabt wird. 
Die Bücher, vorwiegend fozialiftifchen und fozialpolitifchen Inhalts, 
follen in den Sektionen mechjelmeife, als eine Wanderbibliothel 
zirkulieren. Damit fannn der inhaltlich zumeift mwertlofe Leſeſtoff der 
jeßigen Sektions⸗Bibliothelen paralyfiert werden. 


Ein nicht minder wichtiger Beichluß, womit verhindert werden 
fol, daß die Schulung und Bildung der Mitglieder nicht Schritt 
halte mit der äußerlichen Ausdehnung des Verbandes, ift der, durch 
welchen eine Trennung der bisher zmweifprachlichen, in 18,000 Exem⸗ 
plaren, möchentlich erjcheinenden „Metallarbeiterzeitung“, in zwei 
feparate Organe — deutſch und franzöffih — ftattfinden muß. 

In gleicher Richtung und zugleich agitatorifch wird die be- 
ſchloſſene Kreierung einer neuen (4.) Sekretärſtelle für die Oftfchmeiz, 
dem Zentrum der Mafchineninduftrie, wirken. 


Nah außen dofumentierte der Stongreß mit der Annahme einer 
Refolution, prinzipiell feine Stellung. Als in der legten Herbſtſeſfion 
der Bundesverfammlung im Nationalrate der Verband Beichimpfungen 
ihlimmfter Art über fich ergehen lafjen mußte, ohne an Ort und 
Stelle fi verteidigen zu können, verlangten die Zentralvorſtands— 
mitglieder in der Ürbeiterprejie eine Bemweisführung der erhobenen 
Anfchuldigungen. Indeß ift man biß heute eine Antwort ſchuldig 
geblieben. So prägifierte denn der Kongreß demgegenüber durch 
nachftehende Refolution feinen Standpunkt, der gleichzeitig die weitere 
Richtung der Entwidlung vorzeichnet. 


„Der am 13. und 14. April in Bafel tagende Kongreß des 
Schweizer. Dtetallarbeiterverbandes erklärt gegenüber den Angriffen 
des Vereins jchmweizer. Metallinduftrieller, bezw. deſſen Infpirators 
SulgersZiegler und feiner Trabanten, daß er feine Aufgaben: Ber- 
beiferungen der Arbeitsbedingungen, Verſtärkung des Einfluffes der 
Arbeiterfchaft auf die Regelung der Produktion und Vorbereitung 
der Grundlagen für eine neue Ordnung der wirtichaftlichen und 
ftaatliden Einrichtungen, auch in Zukunft unbeirrt und getreulic 
erfüllen wird.” 
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„Der Kongreß dokumentiert auf neue feine unerjchütterliche 
Solidarität mit den in gleicher Richtung fich bewegenden Organi- 
fationen aller Berufe des In- und Auslandes, und zwar fomohl 
auf Grund der fozialiftifhen Weltanfchauung, zu der er fich befennt, 
als auch in der Erwägung, daß dem internationalen Kapital eine 
internationale Organifation der Arbeiter gegenüber geftellt wer— 
den muß.“ 

„Dhne fi über die mehr aus Wut, als aus richtigem Ges 
rechtigfeitsfinn entſproſſenen Anjchuldigungen des Herrn Sulzer— 
Ziegler bezüglich des Rorſchacher Streiks zu entrüjten, fonftatiert 
der Kongreß, daß es bis anhin felbft in ehrlich gefinnten bürgerlichen 
Kreifen üblich war, derartige Behauptungen auch zu bemweifen.“ 

Erfreulichermeife find die Mitglieder des Metallarbeiterverbandes- 
nicht nur von dem Beſtreben erfüllt neue Anforderungen an ihre 
DOrganifation zu ftellen. Bon Kongreß zu Kongreß bemilligten fie 
auch neue Mittel und diefe® Jahr (1. Juli) wiederum tritt eine 
Beitragserhöhung von 10 Et8. pro Woche in Kraft. Der Wochen= 
beitrag beläuft fi) mit diefem Zeitpunkt auf 50 Et8., bezw. 30 Ets. 
für Angehörige der Verbandskrankenkaſſa. 

Die übrige Arbeit des Kongreſſes bejtund in der Behandlung 
von 81 Seltionsanträgen, die meiftenteil® den innern Ausbau und- 
die Konfolidierung der Unterjtüßungsinftitutionen (Kranken- und- 
Sterbefaffe, Reiſe- und Arbeitsloſenkaſſe) betrafen. 

So bedeutet der lebte Kongreß für den Metallarbeiterverband 
eine Näherung zu einer mit ſozialiſtiſchem Geifte erfüllten Arbeiter- 
organijation und als erfter ſchweizeriſcher Induftrieverband wird er 
der Arbeiterfchaft zum Vorbild dienen. 

Ein anderer Jnduftrieverband — der der Holzarbeiter — 
hielt ebenfall8 an den Dfterfeiertagen feine Delegiertenverfammlung 
ab. Nicht daß diefer Verband bereits jo umfafjend und dem Metall: 
arbeiterverbande numerifch gleich wäre. Indeſſen ift man auch da 
aus dem Stadium der Beruforganifation herausgetreten. 

Die Iofalen Schreinergehilfenvereine gründeten im Jahre 1873 
den Holzarbeiterverband. Bei der Stleinheit der Betriebe hatte jedoch 
die zentrale Organifation einen ſchweren Stand. Schon nach furzer 
Zeit löſte fich der damalige Verband auf. Und dazu mögen die 
beweglidhen, von Drt zu Ort ziehenden ausländifchen Mrbeiter. 
b:igetragen haben. 


— | 


Der heutige Holzarbeiterverband reicht zurüd biß 1886, dem 
Sabre feiner Gründung. Was von der Ausdehnung des Metallarbeiter- 
verbandes zu fagen ift, gilt auch bier. Hier wie dort ging die Ent- 
widelung biß in die erjten Jahre dieſes Jahrhunderts recht langſam 
vor fih. Eine Anzahl Meinerer Berbände, deren Mitglieder fich heute 
im Holzarbeiterverbande zufammenfinden, hinderten eine rafche Aus⸗ 
breitung diefer Organifation. Erft nachdem der mafchinelle Groß: 
betrieb das Baugewerbe zum teil erfaßte, wurde Raum gefchaffen 
für einen Induftrieverband. 

Zwar befiten aud jet noch die Zimmerleute, Glafer, Dach— 
deder eigene Zentralverbände, aber bereit8 zählt der Holzarbeiters 
verband außer den Schreinern, die Korb⸗ und Bürftenmader, An—⸗ 
fchläger, Holzbearbeitungs-Mafchiniften, Parkett: und Bodenleger zu 
feinen Mitgliedern. Daraus refultiert die Verdoppelung der Mit- 
gliederzahl jeit 1. Januar 1904. Sie betrug auf diefen Zeitpunft 
3306 und am 1. Januar 1906 6001. Gegenwärtig ift der Stand 
der Mitglieder auf 7016 angegeben. Die Erreichung diefer Zahl 
wurde ermöglicht durch den Anfchluß des Verbandes der romanifchen 
Schmeiz, der nach längerem vergeblidem Bemühen die Arbeitsver- 
hältniffe zugunften der Arbeiter zu verändern, die Vorteile der Zen- 
tralifation eingefehen hat. 

Nachdem die lektjährigen Kämpfe zur Erringung des Neun- 
und Neuneinhalbftundentages, den Verband arg erfchütterten, galt 
der Dfterlongreß in erfter Linie der innern Feſtigung fomie der 
Beihaffung der Mittel zu einer lebhaften Propaganda unter den 
Indifferenten. 

Die „Arbeiterſtimme“ diente bisher als offizielles Publikations⸗ 
organ des Verbandes. So gut e8 eben gehen mochte, konnten die 
wichtigsten Beichlüffe und Vorgänge auf diefem Wege den Mitgliedern 
vermittelt werden, für theoretifche Aufſätze jedoch fehlte der Platz. 
Dem ift durch einen Kongreßbeſchluß anders geworden. Ab 1. Juli 
1906 erjcheint eine eigene Holzarbeiterzeitung in deutſcher und 
frangöfifher Sprache. 

Daß feit 1. Dezember 1904 ftändige VBerbandsjelretariat wird 
erweitert durch die Schaffung einer zweiten ftändigen Sefretärftelle. 
Die Sektion Zürich erhält an die Koften ihre® permanenten Ber- 
mwaltungsbeamten einen jährlichen Beitrag von Fr. 400. 

Die Zerfahrenheit, die fich bei den Rohnbewegungen und Streils 
im vergangenen Jahre zeigte, führte zur Annahme eine vom Ben 
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tralvorftande vorgelegten „Streifreglement8*. Einerſeits drängte die 
Basler Ausfperrung die Holzarbeiter mit ihren verwandten Berufs- 
genoffen in den Kampf, dann bewog die günftige Periode im Bau- 
gewerbe die an größern Orten tätigen Verbandsmitglieder, durch 
Uebergang zur Offenfive die Situation auszunüßgen. So entitanden 
Bewegungen, deren Konſequenzen der Verband nur mit Aufwendung 
feiner legten finanziellen Mittel tragen konnte. Schon im leßten 
Jahre mußte eine Erhöhung der Beiträge von 20 auf 30 Ets. pro 
Woche erfolgen, feither trat eine abermalige Steigerung des Wochen 
beitrages von 10 Ets. ein, und mit Hilfe von Ertrafteuern gelang 
e8 den Ausfall, den die Bewegungen bedingten, zu deden. 

Der „Hriftliche Holzarbeiterverband“ gelangte an den 
Kongreß, mit dem Erfuhen um Abjchluß eines Uebereinkommens, 
zwecks gemeinfamen Vorgehens bei Lohnbewegungen. Bis jetzt lehnte 
der Verband als folcher e8 ab, mit den „Ehriftlichen“ zu paltieren. 
Wo immer fie ſich bis jetzt etwelchen Einfluß zu verfchaffen mußten, 
ftund ihre Tätigkeit im Widerfpruche zu den proletarifchen Klaffen- 
intereffen, weil fie in — bemwußter oder unbewußter — Berfennung 
der wirtfchaftlichen und gejellfchaftlichen Zufammenhänge, auf den 
Rampfcharalter ihrer Organifation verzichteten.. Wohl konnten die 
„chriſtlichen“ Gewerkſchaften an Orten, mo die fozialen Unterfchiede 
durch die politiſche Gleichberechtigung noch nicht fo ſtark empfunden 
werden, wie dort wo die fapitaliftifche Entwidlung auf einer höheren 
Stufe fteht, kleinere Erfolge aufweifen. In letter Linie aber madt 
die entgegengejeßte, einander außfchließende Stellung des Arbeiters 
und Unternehmers endlich auch den „Chriſtlichen“ begreiflich, daB 
der Kampf und die zur Geltung zu bringende Macht e8 ift, die auß- 
Ichlaggebend in die Wagſchale fällt. Der Holzarbeiterverband mußte 
daher, als Organijation, die auf dem Boden des Klaſſenkampfes 
fteht, ein Gegenfeitigfeitsverhältnis mit den „Chriftlichen“ ablehnen, 
zumal es diefen mehr um die fchriftliche, offizielle Anerkennung ihres 
Verbandes, ald um ein in allen Fällen gemeinfchaftliches Handeln 
zu tun war. 

Die Delegiertenverfammlung de8 Jentralverbandes der 
Ihmeizerifhen Zimmerleute hatte ebenfalld eine recht um— 
fangreiche Gejchäftslifte zu erledigen. 

1897 gegründet, legte fich diefer Verband im Jahre 1903 eine 
Reifeunterftügungslaffe zu und befaß in der Arbeiterftimme fein 
offizielles Preßorgan. 
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Durch eine Reihe mißglüdter Lohnbewegungen und Streits 
entmwidelte er fi nur langſam, indeß gelang e8 dank intenfiver 
Agitation den Mitgliederbeftand jeit Anfang 1904 (524) zu vers 
doppeln auf Ende 1905 (1280). 

Der Delegiertenverfammlung lag ein Antrag auf Berfchmelzung 
de8 Berbandes mit der Organifation der Holzarbeiter vor, ein Ans 
trag der nad) langer Debatte verworfen wurde. Die Gründe für 
diefen offenbar verfehlten Schritt, dürften in der Natur des Berufes, 
in ber zünftlerifchen Betriebsmweife im Zimmerergewerbe, zu fuchen 
fein. Die Arbeiter ftehen bier noch nicht in beftändigem Kontakt mit 
den übrigen Bauarbeitern. Ihre Arbeit führt fie höchftens auf dem 
Werlkplatze des Unternehmers mit berufsverwandten Leuten zufammen. 
Auf den Bauten arbeiten die Schreiner, Spengler ꝛc. erft nach Be— 
endigung der Bimmererarbeit. Da wird die fabrilgmäßige Produk⸗ 
tionsiweife außgleichend wirken müfjen biß die Selbftändigfeit der 
Bimmererorganifation aufgeht in dem madtvollen Berbande ber 
Holzarbeiter. 

Wenn in diefer Richtung aljo die Bemühungen des Zentral» 
vorftandes und des fchmweizerifchen Gewerkſchaftsbundes ergebnislos 
waren, jo ift in anderer Hinficht tüchtig am Ausbau der beftehenden 
Organijation gearbeitet worden. 

Am 1. Juli 1906 tritt ein ftändiger Sekretär fein Amt an. 
Seine Aufgabe wird außerdem die Bejorgung der NRedaltion des 
neugefchaffenen „Korrefpondenzblatt* bilden, daß an Stelle ber 
„Arbeiterftimme“ den geiftigen Verkehr unter den Berbandsgenoffen 
unterhält. 

Die daraus entitehenden Mehrausgaben werden durch eine 
Beitragserhöhung beftritten. 

Haben nun dieſe drei Kongreſſe die Berhältniffe in ihren 
Organifationen in vormwärtsftrebendem Sinne geregelt und deren 
Grundlagen erweitert und hatte die Mehrzahl der dem Gewerkſchafts⸗ 
bunde angehörenden Organifationen bereit früher eine praftijche 
Ermeiterung ihrer Tätigkeit vorgenommen, jo war eine gründliche 
Reorganifation de8 allgemeinen ſchweizeriſchen Gewerk— 
Ihaftsbundes etwas ganz felbitverjtändliches. 

Nicht ganz fo felbjtverftändlih, vor allem aber nicht klar, 
erfchien den Bertretern der Berbände, da8 wie und in welcher 
Weife die Reorganifation des Gewerkſchaftsbundes vorzunehmen fei. 
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Die Zweckbeſtimmung, nad den Beichlüffen des Oltener ton 
greſſes (1902) war folgendermaßen im Statut de Gewerkſchafts— 
bundes niedergelegt: 

„Gegenüber der umfaffenden und ftarfen Organifation der 
Unternehmer, Induftriellen und Gemwerbetreibenden ift eine gleich 
umfaflende und ſtarke Organijation der Urbeiterflaffe in der Schweiz 
von nöten. Erft dadurch wird fie befähigt: 

ihr Recht der Mitwirkung bei Aufftellung des Arbeitsvertrages 
und der Arbeitsbedingungen zu erringen und auszuüben 

ihre Bebenshaltung zu wahren und zu heben; 

ihre fittlichen Güter und ihr Menfchenrecht zu verteidigen 
und zu mehren; 

am mwachjenden Reichtum der Geſellſchaft gebührend teilzu- 
nehmen und 

als jelbittätiges Glied an der Weiterentwidlung der Gejell- 
Ichaft zu arbeiten. 

„gur Erreichung diefer Zwecke ſoll der Allgemeine Schmeizerifche 
Gemwerkichaftsbund alle gewerkſchaftlichen und beruflichen Arbeiter- 
organifationen der Schweiz umfallen, um durch die Mittel zweck— 
bewußter Zentralijation die Sraft der Verbände und Lofalvereine 
zu mehren und die Solidarität der Arbeiterflaffe der Schweiz zu 
verwirklichen.“ 

Und über die Organifation des Bundes bejagte Artilel 3 der 
Statuten: 

„Die Grundlage des Gemerfichaftsbundes bilden die Berufs: 
oder Snduftrieverbände. Lokalvereine werden nur aufgenommen, 
wenn für ihren Beruf oder ihre Jnduftrie fein Verband befteht, der 
dem Gewerkſchaftsbunde angehört. Einzelmitglieder werden nicht auf- 
genommen. Die Bundegleitung hat Rofalvereine des gleichen Berufs 
oder der gleichen Induftrie zur Bildung von Verbänden anzubalten 
und auch für die Organifation in Gegenden und Induftrien, wo 
diefelbe noch mangelt, mit allen Kräften tätig zu fein.“ 

Sodann konnten im Gewerkſchaftsbunde Mitglieder merden, 
die fog. „gemifchten Gemerkichaften“ die an foldden Orten ins 
Leben gerufen wurden, wo eine einzelne ſpezifiſche Lokalberufsorgani— 
fation nicht bejtund. 

Der Beitrag war für Mitglieder männlichen Geſchlechts auf 
zehn Gentimes und für weibliche Mitglieder auf fünf Centimes pro 
Monat feftgefet. 
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Dann beitund für Verbände, die ſelbſt feine Streikkaſſe beſaßen, 
eine Streifverficherung beim Gemerfjchaftsbund. Der monatliche 
Beitrag in diefe Verficherungsfajfe betrug pro männliche Mitglied 
zwanzig Gentimes und pro weibliche Mitglied zehn Centimes. Dafür 
erhielten die Mitglieder bei ordnungsgemäß angemeldeten und durch— 
geführten Streiks folgende Unterftügung: 

Zwei Franken pro Tag für verheiratete Mitglieder und für 
jedes Kind zwanzig Gentimes Zufchlag; ein Franken fünfzig Centimes 
für Ledige; ein Franken zwanzig Gentimes für weibliche, verheiratete 
Mitglieder und für jedes Sind zwanzig Gentimes Zuſchlag; ein 
Franken für ledige, weibliche Berfonen. 

Die Beitragsleiftung pro einzelne Mitglied und Monat tie 
inde8 auf den Widerftand derjenigen Verbände, die nur in den 
ſelteſten Fällen die Hilfe des Gewerkſchaftsbundes in Anfpruch nahmen. 
Um dieſe Berbände dennoh an den Gewerkſchaftsbund zu feileln, 
ſchloß das Bundesfommitee mit ihnen Spezialverträge ab, bezüglich 
der Beitragsentrichtung, jo daß an Stelle der monatlichen Beitrags- 
fumme ein Baufchalbetrag gejeßt wurde. Aber diefes dualiftifche 
Berhältnis trug nicht dazu bei, die Organifation zu feftigen. Bei 
den Verbänden und Organifationen mit monatlich bemejjener Bei- 
tragßleiftung verurfachten die Spezialverträge Mikftimmung und 
andererjeit8 war es dem Gemerfjchaftsbunde nicht immer möglich 
mit diefen Mitteln allein feinen Verpflichtungen nachzukommen. 

Diefe Verhältniſſe drängten zu einer Umgeftaltung des Gewerk— 
fchaftsbundes. Zu den vielen Reorganifationen, die im Laufe der 
Jahre mit mehr oder minder großem Geichid vorgenommen wurden, 
gefellte fich eine neue und zugleich gründlichere. 

Das Bundesfomitee ließ durch den fchmeizerifchen Wrbeiters 
fefretär Greulich einen neuen Statutenentwurf ausarbeiten. Der 
Entwurf lehnte fih in der Hauptſache an das beitehende Organis 
fationgjtatut an, unter Fortlaſſung aller Artikel über das Streifver- 
fiherungsmefen. Artikel 3 wurde gefürzt und follte insfünftig alfo lauten: 

„Die Grundlage des Gewerkſchaftsbundes bilden die Berufs- oder 
AInduftrieverbände. Einzelmitglieder werden nicht aufgenommen.“ 

Der Abſchnitt „Lohnbewegungen und Streils“ erfuhr eine 
vollftändige Umarbeitung, kraft mweldyer das Bundestomitee mehr 
eine regulierende Rolle als Zentrale aller Gewerkſchaftsverbände der 
Schweiz jpielen joll und den Berbänden eine größere Autonomie 
eingeräumt wurde. 
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Die übrigen Entwurfsbeftimmungen dedten ſich mit den Para— 
graphen des alten Statuts faſt vollftändig, Nur die Preßfrage 
fchaltete man ganz aus und überließ e8 dem Stongrek hierüber 
Anträge zu Stellen. 

Der Entwurf rief einer lebhaften Oppofition. Vornehmlich 
waren e3 die Zürcher Gemwerfichaften, die fich dagegen wandten. In 
einem Milieu tätig, wo die gewerkſchaftliche Bewegung fortgeſchritten 
ift, verlangten fie die Bildung einer Organifation, die der gewerk— 
ſchaftlichen Landeszentrale Deutjchlands, der „Generallommiffion 
der Gemwerfjchaften Deutſchlands“ entipricht, eine dee, die fchon 
dem Antrage des Gipfer- und Malerverbandes an dem Dltener 
Kongreß zu Grunde lag. Und zur Förderung dieſes Gedanfens mag 
wohl der Umftand beigetragen haben, daß in Zürich das Groß der 
Gewerkſchaften aus deutjchen Staatsbürgern beiteht, die die Leiftungs- 
fähigkeit der Gemwerkjchaften in ihrem Heimatlande fennen und die 
daher den fchmeizerifchen Gewerkſchaften diefelbe Befähigung für den 
wirtfchaftlichen Kampf geben möchten. Doch darf man die nationale 
Verſchiedenheit, ſowie die ökonomiſche Strultur der Länder nicht 
außer Acht laſſen und kann auch da nicht ohne weiter8 von einem 
Land auf das andere jchablonifiert und übertragen werden. 

In andern Städten wie Bafel, St. Gallen und Winterthur 
war man fich ebenfall® einig darüber, daß eine gänzliche Umgeftaltung 
des Gewerkſchaftsbundes nötig fei, ging aber nicht jo weit wie die 
Zürcher, die felbft die jetzigen Beamten abberufen und deren Stellen 
zur Neubefegung ausjchreiben wollten. 

Nach alledem was in den Gewerkſchaften geſprochen und in 
der Prefie gefchrieben murde, durfte man auf dem Kongreſſe eine 
lebhafte Ausſprache erwarten. Und in der Tat dauerte die Debatte 
über die Reorganifationsfrage an die zwölf Stunden. 

Das Bundeskomitee ließ durch feinen Referenten Greulich zum 
vornhinein erflären, daß es nicht auf Annahme des Entwurfes in 
feiner vorliegenden Form rechne, man möge heute nun bindende 
Grundfäge aufftellen, melde dann eine Redaltionstommiffion in 
einem Statut zufammenzuftellen habe. 

Demgemäß wurde beſchloſſen, nachdem vorerft folgender An- 
trag der Holzarbeiter zur Verwerfung gelangte: 

„Der Schweiz. Gewerkſchaftsbund in feiner jeigen Form ift 
aufzulöfen und nad Art der deutfchen Generallommiffion zu organifieren. 
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Der an den Gewerlichaftsbund zu zahlende Beitrag foll pro 
Monat und Mitglied 2 Rp. betragen. Weibliche Mitglieder bezahlen 
die Hälfte.“ 

Die Debatte bewegte fi nun auf Grund nachitehender fünf 
Gefichtspuntte: 

Wegfall der Streilverficherung; Aufgaben des Bundeskomitees 
und der Selretäre (Mgitation und Preſſe; Vermittlung bei Kon— 
fliften); Streifunterftügung und öffentlihde Sammlungen; Bunbes- 
beiträge; Allgemeines. 

Ohne Diskuffton ließ man die Streitverfiherung fallen. Sie 
it heute in allen Berbänden eingeführt und würde die Weiterent- 
widelung de8 Gewerkſchaftsbundes nur fchädigen. 

Bei Punkt 2, „Aufgaben des Bundestomitee und der Sefretäre”“ 
feßte eine heftige, aber äußerft verworrene Diskuffion ein. Allen 
Rednern ſchwebte als deal eine „Gewerkſchaftskommiſſion“ vor, 
beſtimmte Vorſchläge über die Geſtaltung derſelben fielen jedoch nicht. 

Ein Mangel wurde allſeitig empfunden, das Fehlen einer 
einheitlichen Leitung der ſchweizeriſchen Gewerkſchaftsbewegung. Die 
Führung lag bis jetzt nicht in den Händen des Bundeskomitee. Jeder 
Berband ging fo ziemlich auf eigene Fauft vor, was manchmal bei 
Zohnbemwegungen mißliche Situationen verurjadhte. 

An der Gewerkſchaftskommiſſion ſoll daher eine Inſtitution 
geichaffen werden, die nicht nur den Kontakt unter den einzelnen 
Verbänden berftellt, fondern Anregungen für jede Organifation gibt 
und das die Bewegung intereffierende Material verarbeitet zu ftatifti- 
ſchen Abhandlungen. Aus diefem Grunde und auch deshalb, weil 
die Holzarbeiter und Zimmerleute eigene Preßorgane fchufen, wodurch 
der Abonnentenftand der Arbeiterftiimme arg vermindert wird, foll 
ein Bentralblatt ähnlich demjenigen der deutſchen und öfterreichifchen 
Gemwerlichaften herausgegeben werden. 

Man einigte fich fchließlich auf die Annahme folgender Refo- 
Iution, die im mejentlichen die Aufgaben der neuen Organifation 
umfchreibt. 

„Die Aufgaben der Generallommilfion find: 

Aufklärung der verfchiedenen Berufsverbände über die Bunte, 
in welchen fi ihre Kampfintereffen berühren. 

Die Verbindung und Berftändigung zwifchen den Berufsver— 
bänden herzuftellen in den Bunlten, in welchen gemeinfames Handeln 
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von Borteil ift; dahin gehört namentlich die einheitliche Regelung 
allgemeiner Bewegungen. 

Die Agitation unter denjenigen Berufsarbeitern zu leiten und 
zu betreiben, welche aus eigener Berbandskraft nicht genügende oder 
nicht geeignete Agitation betreiben können. 


Die Förderung der Entwidlung derartiger Verbände zu allge— 
meinen ftarfen Jnduftrieverbänden, um fie auf diefem Wege zu 
befähigen, ihre fpeziellen Berufsintereffen ſelbſt zu regeln. 

Um die Erfüllung diefer Aufgaben zu ermöglichen, gibt die 
Gewerkſchaftskommiſſion eine monatlich zweimal erfcheinende, gemerf- 
Ichaftliche und fozialpolitifche Revue heraus, da8 „Korreſpondenz— 
blatt“, in welchem daß den ölonomifhen Befreiungsfampf 
der Arbeiterfchaft betreffende Material derart überfichtlich zufammen= 
gejtellt wird, daß fich hieraus allgemein megleitende Gefichtspunfte 
für die Bewegung ergeben.“ 

Durch die Annahme diefer Refolution ift zugleich der prinzipielle 
Standpunkt des Gemwerkjchaftsbundes gegeben und er dadurch wieder 
auf den Boden gejtellt, auf welchem er feit feiner Gründung bis 
zum Jahre 1900 fich bewegte. Die vielgepriefene Neutralität ift fomit 
und Hoffentlich für alle Zeiten gebrochen. Es wurde Wert darauf 
gelegt, da8 durch einen befonderen Beichluß zu prononcieren, mit 
dem ausdrüdlich feitgelegt ift, daß der Gemerkfchaftsbund eine 
Drganifation bilde „aller Berufs- und Induftrieverbände, die auf 
dem Boden des Klaſſenkampfes ftehen.“ 

Sp unerquidlih die Debatte an und für fih war, um fo 
eher ift das Refultat erfreulich. Freilich kann nicht erwartet werden, 
daß die Reorganifation auf diefer Grundlage nun aud) in praftifcher 
Hinficht ſofort durchgeführt werde, die organische Entwidlung wird 
erjt jpäter alle die Wünfche erfüllen, die man an das neue Gebilde 
ftellt. Nichtsdeftomeniger aber find heute die grundfäßlichen Bedin- 
gungen geichaffen, die eine Analogie des Gemwerkichaftsbundes mit 
der deutfchen „Generalkommiſſion“ verwirklichen laſſen. 

Ich bemerkte bereits, daß in der Gewerkſchaftsbewegung, eine 
einheitliche Führung fehlte. Zum Ausdrud kam diefe „Anarchie“, 
mie ein Redner meinte, namentlich bei Lohnbewegungen und Kon— 
fliften. Dem foll in Zukunft durch folgenden Beſchluß anders werden: 

„Die Organifationen find verpflichtet, mindeftens 14 Tage vor 
Einleitung von Lohnbewegungen und andern wirtichaftlichen Aktionen 
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hievon unter genauer Bezeichnung der aufzuftellenden Forderungen 
und genauer Angabe der beteiligten Arbeiter und der Organifierten, 
fowie über die beftehenden Arbeitöverhältniffe der Gewerkſchafts— 
fommiffion Mitteilung zu machen.“ 


Das Unterſtützungsweſen in Streiffällen erfährt eine Regelung, 
mit der Annahme eines Antrages des Bundesfomitees, der fo lautet: 


„In außerordentlichen, unerwarteten und unvorhergefehenen 
Fällen kann die finanzielle Beihilfe der übrigen organifierten Arbeiter: 
Ichaft angerufen werden. Zum Erlaß von Aufrufen für Geldfamms 
lungen und zur Ausgabe von Sammelliften ift auf Anrufen des 
zuftändigen Verbandsvorftandes, daß von mindeltens zwei andern 
Verbandsvorſtänden unterftüßt werden muß, einzig das Bundeskomitee 
beredtigt. Insbeſondere ift e8 den Iofalen MArbeiterunionen nicht 
geitattet obligatorifche Extrafteuern für Streils einzuziehen, wenn ein 
Streif nicht länger als drei Wochen dauert. Die gefammelten Gelder 
gehen an das Bundeslomitee und werden von ihm nad) Bedürfnis 
an den zuftändigen Verbandsvorftand abgeliefert. Allfällige Ueber- 
ſchüſſe folder Sammlungen find vom Bundesfomitee gejondert für 
weitere Streiffälle zu verwalten.“ 


Die Beichaffung der finanziellen Mittel rief ebenfalls einer 
lebhaften Debatte. Und das Charalteriftifche dabei ift, daß gerade 
von der Seite, die von der neuen Gewerkſchaftskommiſſion alles 
erwartete, ihr die ſchwerſten Aufgaben überbinden wollte, nur fo 
geringe Geldmittel zugeftanden wurden, die faum zur Beitreitung 
der Verwaltungskoſten gereicht hätten. 


Der Entwurf gliederte die Beitragspflicht in zwei Gruppen: 


„I. Verbände ohne feftbefoldete Beamte, die bei Lohnbewegungen 
des Beiftandes durch Delegation zur Unterhandlung bedürfen und 
Verbände mit feitbefoldeten Beamten; 


II. Berbände von Mrbeitern in öffentlichen Betrieben, ſowie 
folche, die in ihrer Mehrzahl aus Heimarbeitern beftehen.“ 

Dadurch hätten die Gemeinde» und StaatSarbeiter, ſowie das 
Berfonal der Transportanftalten fünf Centimes vierteljährlich pro 
Mitglied an die Gewerkſchaftsbundkaſſe abführen müjfen, alle andern 
Arbeiter mit Ausnahme der Heimarbeiter dagegen, fünf Gentimes 
monatlich. 

Mit Reht wurde in der Diskuffion hervorgehoben, daß die 
Arbeiter der öffentlichen Betriebe materiell ebenfo gut ftehen, wie 
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die Arbeiter der Brivatunternehmungen, daß fie ferner ihre verhältnige 
mäßig befjere Situation dem Wirken der Arbeiterbewegung verdanken 
und fie daher zur gleichen Beitragszahlung heranzuziehen feien wie 
die Arbeiter der erſten Kategorie. 

Der Kongreß pflichtete diefer Auffaſſung bei. Er fette den monat= 
lichen Beitrag zuerst auf drei und dann, nach geftelltem Wieder— 
erwägungsantrag auf vier Centimes pro Mitglied feit, räumte aber 
den Heimarbeitern in der Terilinduftrie, ſowie den weiblichen Mitgliedern 
infofern eine Bergünftigung ein, als für diefe der Beitrag um die Hälfte 
reduziert wurde. Der Beichluß unterliegt einer Urabftimmung. 

Die Frage der „direkten Aktion“ befchäftigte den Kongreß in 
feiner Samßtagfitung. 

Bekanntlich fteht ein Teil der franzöſiſchen Gewerkſchaften in 
einer Bewegung zur Erringung des adtftündigen Arbeitstages mittelft 
der „direften Aktion“, d. 5. durch die bloße Willensäußerung jedes 
einzelnen Arbeiter. Man will die Befähigung zur Durchführung 
des Achtftundentage® dem Proletariat nicht durch die erzieherifche, 
aufflärende Arbeit innerhalb der Organifation beibringen, fondern 
durch den Appell an das Gefühl der Maffen, denfelben erobern und 
auch feithalten auf den 1. Mai d. J. 

Was unermüdlicher, ſyſtematiſcher Agitation der Organifationen 
bisher noch nicht gelang — die Erwedung des Broletariats in feiner 
Mehrheit zum Klaſſenbewußtſein — meil die öfonomifhen Be— 
dingungen nicht erfüllt find, joll, nad den Befürmortern der 
„direkten Aktion“ auf einen im voraus bejtimmten Zeitpunft 
erreicht werden können. 

Und dann, jo jagen die Freunde der „Direkten“, bedarf es 
feiner langwierigen Unterhandlungen, feiner parlamentarifchen Tätig. 
feit mehr. Der Arbeiter nimmt fich einfach rein individuell, da8 was 
ihm von Rechts wegen gehört. 

In der romaniſchen Schweiz fand der Gedanke der „direkten 
Aktion“ anfangs einen fruchtbaren Boden. Eine Laufanner Konferenz 
der Gewerkfchaften am 9. Juli v. 9. ſprach fich prinzipiell für das 
„neue Mittel“ aus, empfahl aber den Sektionen vorerjt die Sache 
zu prüfen. Heute berrfcht darüber tiefes Schweigen und der 1. Mat 
wird ind Band ziehen, ohne vorläufig noch den allgemeinen acht— 
ftündigen Marimalarbeitstag zu bringen. 

In Zürich war e8 ein Häuflein Anardiften, dag mit bombaftifcher 
Reklame die „direkte Aktion“ empfahl, bis endlich der Lärm ob diefer 
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„neuen“ Taktik die Leitung des Gewerkſchaftsbundes veranlaßte, eine 
Delegiertenverfammlung einzuberufen im Oftober 1905. Bindende 
Beichlüffe fahte man nicht. Es wurde den Seltionen, gleich wie an 
der Konferenz der Gemwerfichaften der romanischen Schweiz, empfohlen, 
eine allgemeine Umfrage unter den Mitgliedern zu halten. Sämtliche 
Verbände, auch die der Weſtſchweiz, fprachen fich gegen die „direfte 
Altion“ aus. So war die Stellungnahme des Gewerkſchaftskongreſſes 
in Bafel zum vornhinein eine gegebene. 

Indes fladerte das Feuer noch einmal auf, einige ultra= 
radilale auf den Plan rufend. Aber mit erdrüdender Mehrheit 
(135 gegen 18 Stimmen) gelangte ein Antrag der Berner Deles 
gierten zur Annahme, der eine glatte Ablehnung der „direlten Aktion“ 
bedeutet. Er lautet: 

„Die Delegierten am Gewerkſchaftskongreß find der Ueberzeugung, 
daß nicht durch die „direfte Aktion“, fondern nur durch beftändige 
und praktiſche Organifationsarbeit eine Verkürzung der Arbeitszeit 
erreicht werden fann. Sie empfehlen daher den Gewerkſchaften, an 
ihrer bisherigen Taktik feftzuhalten, im Bemußtfein, daß dies ber 
einzig richtige Weg ift, welcher zunächſt zum Adchtftundentag und 
Schließlich zur wirklichen Volksfreiheit führt. Heute die „direkte Aktion“ 
ernsthaft zu propagieren, hieße nich® anderes, als was durch jahr- 
zehntelange, mühſelige und opfervolle Arbeit aufgebaut wurde, in 
einem einzigen Augenblid mutwillig aufs Spiel feten. Unter den 
beftehenden Berhältniffen würde durch die „direlte Aktion“ nicht der 
Arbeiterorganifation, wohl aber deren Gegner ein Dienst ermiefen. 
Wer e8 mit der Arbeiterfache aber ernft meint, kann dies nicht wollen. 
Der Gewerkſchaftskongreß lehnt es daher ab, ſich mit der „direlten 
Aktion“ näher zu befaffen und geht damit zur Tageßordnung über.“ 

Bon den andern Beichlüffen jei noch erwähnt, dat der Kon— 
greß über einen Antrag, die antimilitariftifche Propaganda in den 
Gewerkſchaften einzuleiten, zur Tagesordnung überging, dagegen 
folgenden, da8 Genoſſenſchaftsweſen betreffenden Beſchluß faßte: 

„Das Bundeskomitee wird beauftragt, der Propaganda für das 
Genoſſenſchaftsweſen die verdiente Beachtung zu ſchenken. Zu dieſem 
Zwecke ſoll es ſich mit den Organen des Verbandes ſchweizeriſcher 
Konſumvereine in Verbindung ſetzen behufs Subventionierung dieſer 
Beſtrebungen.“ 

Betrachtet man das Reſultat der diesjährigen Kongreſſe, ſo 
kann man unter Berüdfichtigung der gegebenen Verhältniſſe, damit 
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zufrieden fein. Wenn auch der Kongreß des allgemeinen Gemwerfichafts- 
bundes nicht alle Erwartungen erfüllte, die an ihn geftellt wurden, 
fo liegt doch feine Veranlaffung zur Unzufriedenheit vor. Man darf 
nicht vergefien, daß fich die Gewerkſchaftsbewegung der Schweiz in 
einem Stadium des Uebergangs zu einer höheren Form befindet, 
daß es geraume Zeit dauert biß die breiten Schichten der Arbeiter- 
Schaft nicht nur das Ziel, fondern auch die Mittel, die zu diefem 
Biele führen, erkannt haben. Daß fie die Mittel aber erfennen 
werden und erfennen müſſen, dafür bürgt die fortfchreitende Ent- 
mwidlung und Ausbreitung der fapitaliftiichen Produktionsweiſe und 
nit in letter Linie die Gemwaltaftionen des Unternehmertum®. 


Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in 
induftriellen Betrieben, 


Bom Haufmännifchen Verein in Bafel im Januar 1906 
prämierte ‘Breisarbeit. 





V. 

Die vorſtehenden Angaben über einzelne typiſche Verſuche bilden 
ein ſehr wichtiges Material für die Beurteilung des Syſtems. Und 
zwar hat man zu dem Zwecke auszugehen von der Stellung, welche 
der Unternehmer im Betriebe einnimmt, und dem Anteil, den dieſer 
an dem Nutzen des Geſchäftes hat; m. a. W. es wäre zu unter— 
fuchen, wieweit der Unternehmer Gewinn und Verluſt beeinflußt, 
und mwieweit die bei feinen Arbeitern der Fall ift. Darnach laſſen 
fih die Betriebe einmal in zwei große Klaſſen teilen: diejenigen mit 
Handarbeit und für Gegenftände des täglihen Bedarfs, und folche, 
die mehr fpelulativer Natur find und über große Sapitalien ver- 
fügen. Wenn eine ganz reinliche Scheidung auch nicht wohl möglich 
ift, jo immerhin doch eine annähernde. Zu der erfteren Sategorie 
laſſen fich zählen: die fog. „handwerfsmäßigen“ Betriebe, von denen 
weiter vorn ſchon die Rede ift, Betriebe mit geringem Kapital zum 
Zeil, alfo hauptſächlich Kupferftechereien, Lithograpbien, Drudereien, 
Stidereien, Spitenflöppeleien, Schuhfabriken x. Schließlich auch 
noch Kohlenbergwerke, ſoweit ihr Gewinn nicht durch die Syndilats- 
politif „gemacht“ wird. Der zweiten Kategorie find zuguzählen alle 
die großen fapitalfräftigen Unternehmungen der heutigen Wirtjchafts- 
epoche, mit ihren meitverzweigten Organismen. Dabei ift fehr zu 
unterfcheiden zwiſchen Vermehrung rein mechanifcher Arbeit, die 


möglichermweife für den Gewinn von Einfluß fein kann, die aber auch, 
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und zum Schaden des Unternehmens, die Leute zu früh abnüst, und 
der für den Geminn ficherlich wichtigern Verminderung der Produf- 
tionskoſten und den Berbefferungen im Betriebe ald Folge größerer 
Gefchidlichkeit und eines gefteigerten Gejchäftsfinnes® der Arbeiter 
und ohne Ueberarbeitung derjelben. 

An den fog. handwerksmäßigen Betrieben, alfo jenen der erften 
Kategorie, beeinflußt der Inhaber den Gewinn meniger, als in 
großen Betriebender zweiten Kategorie. Bei aller Intelligenz des 
Leitenden hängt im erjteren Falle doch jehr Vieles von dem Fleiße 
der Arbeiter ab, im zweiten Falle ift daS Verhältnis umgekehrt. Es 
würde zu weit führen, wollte man alle Merkmale, die dieſes Ver— 
hältnis beftätigen, anführen; es jei bier einzig verwiefen auf die 
Tatſache, daß in den größten Betrieben eben aus Gründen des 
Gewinns, mas zu beftimmen einzig Sache der Leitenden fein kann, 
fehr oft die Produktion eingeſchränkt wird, troß aller intelligenten 
Arbeiterſchaft. Da nüßt aller Fleiß und alle Gefchidlichkeit nichts 
mehr. Es wäre nun jehr verkehrt, bier einen allfälligen Gewinn 
der Arbeiterfchaft zuzufchreiben. Ganz gleich laſſen ſich Beifpiele in 
der andern Richtung anführen. 

Nun bat fih aus allen Verſuchen, die mit Geminnbeteiligung 
vorgenommen worden find, mehr oder weniger deutlich ergeben, daß 
diefe nur dort Erfolg erzielten, wo die Natur des Gefchäfts ein: 
bandmwerlsmäßige war, und daß alle Berfuche zum Teil veriagt 
haben, wo diefe Betriebsform nicht gegeben war. Ein Beifpiel dafür 
bietet Zeclaire, wo der fapitalarme Unternehmer allen Nußen aus 
der Arbeit feiner Untergebenen gezogen hat, und Nayrolles, der Dant 
des erwachenden Intereſſes feiner Arbeiterinnen fein Gefchäft wieder 
in die Höhe brachte. Auch Briggd bat in diefer Beziehung vollen 
Erfolg erzielt; daß die Gemwinnbeteiligung nachher wieder zu Ende 
ging, hatte andere Urſachen. Briggs hebt aber auch die Wichtigkeit 
der Handarbeit in feinem Betriebe hervor: es ift nicht gleichgültig, 
ob der Bergmann aus Intereffenlofigkeit zerfchlagene und mit Steinen 
untermifchte Stohlen zu Tage fördert, oder ob er fich die Mühe nimmt, 
nur größere Stüde, die profitabler find, zu brechen. Darüber, daß 
in ſolchen Betrieben die Gemwinnbeteiligung großen Nußen ftiften 
kann, befteht fein Zweifel. Freilich, den Arbeitermaſſen das Intereſſe 
an der Gemwinnbeteiligung und damit an der Entwidlung de8 Ge- 
ſchäfts einzuflößen, macht oft große Mühe, und ift doch fehr oft 
vergebene. Wo aber diefes Intereſſe nicht iſt, kann feine Geminn- 
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beteiligung auflommen. Das wurde jehr oft beobachtet; die Mehrzahl 
aller Berfuche waren an dieſem Indifferentismus der Arbeiter ge= 
fcheitert. Berhältnismäßig nur wenige Arbeiter verfügen über die 
Intelligenz, die ein folches Intereffe wach hält. Aus diefen Erwä— 
gungen ergibt fi der Satz, daß nur hochftehende, urteilsfräftige 
und einficht8volle (jog. ariftofratifche) Arbeiter die Geminnbeteiligung 
zu würdigen wiffen, daß diefe Intelligenzen vorläufig noch zu fpärlich 
vertreten find, um der Gemwinnbeteiligung, auch wenn die übrigen 
Borausfegungen vorliegen, zu bedeutender Verbreitung zu verhelfen. 
Diefes Intereffe ließe fich nur erreichen durch intenfive Belehrung 
der Arbeiter, und dadurch, daß diejen von feiten der Unternehmer 
möglichft viel Selbftändigfeit eingeräumt würde. Es ergibt fich aber 
auch, daß der Anteil ſtets ziemlich hoch gehalten fein fol und dabei 
möglichft geringen Schwankungen unterliege, jedenfalls aber nie unter 
ein gewiffes Minimum berabfinfe. Sobald der Bonus unbedeutend 
wurde oder mwegfiel und fich dadurch der Arbeiter für feine vermehrte 
Arbeit nicht mehr belohnt weiß (was ja aus irgend einem Berluft 
eintreten fönnte), fo erlahmt fein Intereſſe. 

Diefe Erörterung fpielt hinüber auf die große Frage: kann 
überhaupt von einem gerechten Geminnbeteiligungsiyftem gefprochen 
werden? Wir glauben nicht. -Denn ein gerechte Anteilfyften follte 
auch eine Beteiligung am Berluft in fich begreifen. Es wäre dies 
der Fall, kommt aber nie vor, wenn der Wrbeiter feinen Lohn aus 
Spekulation auf einen hohen „Bonus“ variabel machte. Eine fehr 
mangelbafte Berluftbeteiligung befteht nur infofern, als in Jahren 
Schlechter Konjunkturen der Arbeiter für feine wie in guten Jahren 
gleich vorzügliche Arbtit feinen Bonus erhält." Wir haben aber ſchon 
früher gefehen, daß die Arbeiter auf höchite fefte Lohnanſätze nicht 
verzichten wollen; im Berein mit dem linternehmerrifilo hat das 
zur Folge, daß die ausbezahlten Dividenden ſowohl im Verhältnis 
zu wirflidem Gewinn als aud im Berhältnis zur Lohnfumme 
meiften® außerordentlich niedrig bemeſſen find. Alles das zeigt Har, 
daß der Unternehmer einen allfälligen Berluft felber wird tragen 
= . Mit Recht ſagt etwas ironisch Einhauſer in jeiner Abhandlung über die 
Semwinnbeteiligung: „Das Argument von der Gerechtigkeit der Gewinnbeteiligung 
wird aus dem Munde derjenigen Schriftiteller jchwerlich eine beiondere Wirkung 
erzielen, die zugleich nicht müde werden zu betonen, wie vorzüglich das Produk— 
tionsintereife bei dem Syſtem fahre, daß die Gemwinnanteile nicht aus der Taſche 


des Unternehmers fliehen, fondern einen Zeil des von den Arbeitern infolge des 
Spitems erzeugten Mehrgewinns daritellen.“ 
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müffen. Gegen diefe Eventualität wird fich diefer wieder ſchützen, 
indem er in Zeiten guter Abjchlüffe den Lömenanteil des Gewinns 
für ſich beanfprudt. Dies ift ſoweit nur recht und billig. Allein der 
Arbeiter bleibt damit in feinem Anteil am Geminn in der Voraus— 
fiht auf jchlechte Jahre verfürzt, er erhält aljo, wie Einhaufer zu— 
treffend jagt, für mehr Arbeit weniger Lohn. 

Doch abgejehen von dieſen mehr theoretifchen Erörterungen, fo 
wird die Gerechtigkeit der Geminnbeteiligung auch illuſoriſch dadurch : 
weil e8 eben nicht möglich ift, den Anteil des Einzelnen am Gewinne 
zahlenmäßig nachzumeijen. Man generalifiert deshalb ohne Rüdficht 
darauf, ob der Gewinn in gleicher Weife außerordentlich tüchtigen 
wie nur mäßig fähigen Arbeitern zulommt. Man jagt freilich, daß 
die Anteile ja auf Grund des Lohnes verteilt würden und beruft 
fih auf den Umftand, daß in richtig geleiteten Unternehmungen 
mweniger fähige Leute eben weniger Lohn erhalten. Das ijt jedoch 
noch fein richtiger Maßſtab. Beinahe jeder Arbeiter hat feine ſpeziellen 
Fähigkeiten vor dem andern und es kann eine folche Fähigkeit einen 
Gewinn ſchließlich doch erheblich beeinfluffen, ohne daß der Arbeiter 
jedesmal andern Lohn bezöge. Außerdem aber ift heutzutage, da 
allerort8 und hauptſächlich in Induftrie und Gewerbe durch Kollektiv— 
verträge mit den Arbeitern beftimmte Minimallöhne firtert werden, 
die Neigung unverfennbar, alle Löhne zu verallgemeinern, ein Um— 
Stand, der notwendig eine jehr Schlechte Grundlage für die Beurteilung 
der Leiftung des Einzelnen abgibt. Je größer aber das Unternehmen, 
deito gleichmäßiger werden die Löhne. 

Die Geminnbeteiligung, gleich welcher Art, iſt heute nichts 
anderes als ein Lohniyften, dergeftalt, daß der Unternehmer die 
Gewährung eines Lohnzujchlages abhängig macht von einem ents 
Iprechenden Gejamt-Reingewinn. Iſt jedoch die Gemwinnbeteiligung 
ein bejjere8 Lohnſyſtem, als da8 Taglohn- oder das Akkordſyſtem? 

Es iſt allgemein befannt und jchon oben betont ıworden, einen 
wie großen Einfluß der Unternehmer felbft als unumfchränfter Leiter, 
als Sapitalift und Spekulant auf den Großbetrieb namentlich der 
Induſtrie ausübt. Der Arbeiter dagegen kennt fein Unternehmerrififo 
wie der Leiter, er will den effektiven Wert feiner Arbeit vergütet 
haben. Diefer Standpunft ift um fo richtiger, je größer der Einfluß 
de8 Kapitals und des Leiter auf den Geminn ift. Es ift jedenfalls, 
wenigſtens was Betriebe diejer Art betrifft, fonfequenter, die effektive 
Arbeit zu vergüten, al® die Bezahlung vom Gewinn abhängig zu 
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machen: haben wir im vorftehenden gefehen, daß es in der Induſtrie 
in den meijten Fällen nicht möglich ift, den Anteil der Arbeiterfchaft 
am Gewinn feftzuftellen und wenn es deshalb den Unternehmern 
überlaffen bleibt diefen Anteil nach Belieben anzunehmen, fo ift die 
heute verbreitete „Semwinnbeteiligung“ feine Gewinnbeteiligung fondern 
ein — noch dazu recht ſchlechtes — Lohnſyſtem. 

Eine weitere Schwierigkeit: Wie ift der jährliche Gewinn feit- 
zujtellen in Fällen, da auf Jahre berechnete Arbeiten übernommen 
erden? Betrachten wir als nächitliegendes Beifpiel den Bau unferer 
neuen Rheinbrüde. Für einen Betrag von fo und jo vielen Millionen 
Franken bat die Unternehmerfirma den Bau übernommen; fie arbeitet 
3 Jahre daran. Kann nun die Firma zu Ende des Jahres fagen, 
der Gewinn im abgelaufenen Jahre betrage X= Franken? Sie vermag 
daß nicht, denn vor Beendigung des Baues fann fie nicht wiffen, 
was fie an Nohmaterialien, an fonftigen Auslagen zc. zu berechnen 
bat, und außerdem trägt fie das Rififo für alle unvorbergefehenen 
Ereignifje, die ebenfo gut im dritten wie im erften Jahre eintreten 
und dadurd den Gewinn aller 3 Jahre zu Schanden machen können. 

Bon den Anhängern des Syitems ift, um auch die Arbeiter 
für dasfelbe zu intereffieren, die Einführung von Arbeiterausfchüfien 
vorgejchlagen worden, denen nach der Meinung der einen eine Pit: 
fontrolle der Gejchäftsbücher, die Feititelung des Neingewinnes und 
des Bonus, fowie eine Bertretung in der Leitung, nach andern bloß 
beratende Funktionen (Vorfchläge und Berbefferungen 2c.) zuftehen 
jollten. Beide Vorſchläge werden zurzeit noch von der Mehrzahl 
der Unternehmer mit dem Hinweis auf deren Autorität und die 
Disziplin abgelehnt. Man mag darüber zweierlei Meinung fein. 
Unſeres Erachtens wären derartige Ausſchüſſe fehr oft am Platze, 
allerding® mit nur beratenden Funktionen und mit volllommenem 
Oberbefehl des Inhabers. Was die Unternehmer an Einwendungen 
gegen jolche Ausjchüffe vorbringen, ift nicht immer ftihhaltig, in 
den meiften Fällen fehlt es lediglich an der richtigen Organifation. 
Allein, der Zufammenhang zwifchen Arbeiterausfhüflen und der 
Gemwinnbeteiligung ift doch ein zu lofer, um daraus auf einen Erfolg 
des Syſtems jchließen zu können; der Arbeiterausfhuß wird noch 
weniger die vom Einzelnen im Interejje des Gewinns geleiftete Arbeit 
beurteilen können al8 der Unternehmer, er wird in ſolchen Fragen 
nur über ungenügende Urteilsfähigfeit verfügen. Ganz abgefehen von 
den Neibereien, die vorfommen müffen, wenn der Arbeiterausjchuß 
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und nicht der Leiter Reingewinn und Bonus ermitteln würde. Alle 
diefe Nachteile find bejonder8 den Großbetrieben zu eigen; in hand— 
werlsmäßigen Heinen Betrieben fallen ihre Vorausſetzungen meg. 
Zwei Nachteile aber find beiden Kategorien gemein: einmal 
ift der Unternehmer bei notwendigen Entlaffungen gehemmt, ebenfo 
die Arbeiter, wenn fie befjere feite Lohnanſätze anftreben, anderfeits 
ift das Einkommen des Arbeiter ein zu ſchwankendes. Gerade diefer 
leßtere Punkt wird von einer großen Zahl von Sozialpolitifern heftig 
befehdet. Sie argumentieren: Der Arbeiter mit feinem ohnedies nicht 
ſehr hohen Lohn und mit- oft zahlreicher Familie erleidet allzu große 
Schwankungen in feinem Einkommen nicht. Hatte er, oder befjer 
gelagt die Firma, ein gutes Jahr, jo wird er dafür im folgenden 
zu vorfchneller Vebensentfaltung angeregt; jchliekt dann das folgende 
Jahr weniger gut oder gar fchlecht ab, fo leidet er fchweren Schaden. 
Stimmt. Wohl ift diefer Schaden in Betrieben, mo die Arbeit des 
Betreffenden für den Gewinn fehr viel ausmacht, weniger ſchwer 
und wird auch weniger eintreten; ander aber bei großen Betrieben, 
mo ein unglüdliche® Jahr troß guten und beiten Leiftungen der 
Arbeiter (oder vielleicht gerade wegen diejen, infolge Ueberproduftion) 
vorfommen fann und dann das finanzielle Gleichgewicht mancher 
Ürbeiterfamilie aus dem Konzept bringt. Selbſt die überzeugteſten 
Anhänger des Syftems haben dieje Nachteile erfannt und verfucht, 
ihnen durch die Beſchränkung der Gewinnbeteiligung auf fogenannte 
„Eliten“ zu begegnen, ein Mittel, das leichter in größern Betrieben 
durchzuführen ift, das aber auch vorausſetzt, daß die Zahl diejer 
Arbeiter feine zu große fei, und daß ihre Auswahl nicht von einer 
gemwiffen Anzahl von Dienftjahren, fondern von wirklicher Befähigung 
und Einficht abhängig gemacht werde. 
| Die Geminnbeteiligung hat jedoch auch ihre unbejtreitbaren 
Vorzüge. Und der mwidtigfte von allen ift die Erreichung eines 
ftabilen Wrbeiterftandes. In diefer Beziehung hatte die Geminn- 
beteiligung ziemlichen Erfolg aufzumeifen. Bis in die fiebziger Jahre 
des verfloffenen Jahrhunderts war diefer Erfolg fogar recht bedeutend ; 
je mehr dann die feften Löhne fich befjerten, deito mehr nahm er ab. 
Über nicht, daß er heute bedeutungslos wäre. Er wird immerhin 
bei richtiger Organifation des Anteilfyftems und mehr nod, wenn 
dieſes mit Sapitalbeteiligung fombiniert wird, nicht zu unterfchäßen 
fein. Ein vortreffliches Beifpiel dafür bieten die Arbeitsfontrafte der 
beiden Londoner Gaswerke. Diefe find auf einen konſtanten Arbeiter- 
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Stamm angemiefen, eine plößliche Kündigung oder ein Ausftand würde 
ihnen enormen Schaden verurfadhen. In einem Unternehmen ift die 
Stabilität der Arbeiterfchaft vielleicht weniger wichtig als in andern; 
wünſchenswert iſt fie immer. Sodann betrachtet der Unternehmer 
als einen Borzug, daß er dur das Syftem etwas vor Lohnbe— 
wegungen gejhügt werden fünnte. Ein folder Schuß ift jedoch in 
den wenigften Fällen gegeben. Namentlich laſſen fich mit der Gewinn⸗ 
beteiligung ſolche Bewegungen nie und nimmer außrotten, denn die 
Gemwinnbeteiligung ftüßt fi auf eine andere Bafis, als fie die 
Zohnbewegungen der Neuzeit anftreben. 

Auch die Erwedung des Intereſſes der Arbeiter an der Ent- 
widlung der Unternehmungen und die Vorteile, deren die Arbeiter 
dadurch in intelleftueller Beziehung teilhaftig werden, find nicht zu 
verfennen. Dies zu erreichen, follte mit allen Mitteln angejtrebt 
werden, daß dieß aber auch nicht leicht ift, wurde bereit8 erwähnt. 

Schließlich noch ein Wort über die Verſuche hauptſächlich in 
Amerila, die uns Europäern immer und immer wieder als nach— 
ahmensmwert empfohlen werden. Dieje lafjen fich, im Gegenjaß zur 
Meinung vieler, nicht ohne mweitere® auf europäifche Verhältniſſe 
anmwenden. Einmal hat dort die Induftrie ganz andere Formen ans 
genommen, als fie in Europa üblich find, und dann ift.der Arbeiter 
der neuen ein anderer als derjenige der alten Welt. In Amerika 
find die Arbeiter viel mehr auf fich felbft angewieſen; der Gejchäftsfinn 
ift ihnen fo fehr in Fleifch und Blut übergegangen, daß zahlreiche 
Verſuche mit Gewinnbeteiligung als erfolgreich tariert werden können. 
Ja, e8 ift dort gelungen, die Ürbeiterfchaft in großem Maßſtabe 
durch Kapital am Gefchäfte zu intereffieren, und zwar auch weniger 
hochſtehende Arbeiter. Ein folches aber ift in gleichem Maße in 
Europa noch ausgefchloffen. Alte Zeiten und Zuftände wirken noch nad). 

Aus allen diefen Umftänden ergibt fi von felbit, daß die 
Gemwinnbeteiligung in den heutigen Verhältniſſen nicht allgemein 
eingeführt werden kann. 

Allerdings fol nicht beftritten werden, daß es in manchen 
Fällen noch möglich fein dürfte, der Geminnbeteiligung Eingang zu 
verschaffen, wenn auf beiden Seiten, ſowohl beim Gejchäftsherrn, 
als auch beim Arbeiter gewiffe Vorurteile ſchwinden würden. Solche 
Vorurteile, die meiltens im ftarren Fejthalten an den bergebrachten 
Formen entftehen, hindern die Entwidlung des Syftems auch dort, 
wo die übrigen Vorausfegungen zum Gelingen vorliegen. Der 
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Unternehmer darf auf alle Fälle etwa eriftierende eigennüßige Inte— 
reifen nicht in den Vordergrund jtellen, er muß fpeziell alfo auf 
Maßnahmen zur Entfremdung der Arbeiter von den Organifationen 
verzichten, ja er muß, gleich wie Leclaire, feine Arbeiter, die er 
beichäftigt, als den notwendigften Beitandteil des Geſchäftes nebit 
ibm betrachten und nicht als ein Objekt, das er nad) Belieben 
mwechjeln kann. Die Arbeiter dagegen hätten ſich mehr Einficht anzu= 
eignen und an Stelle der bisherigen Jndolenz regeres Intereſſe zu 
bezeigen. Daß dies nicht der Fall ift, und wohl noch lange Zeit nicht 
der Fall jein wird, haben fich die Unternehmer allerdings zum großen 
Teile felbft zuzufchreiben, da fie bei möglichft niedrigen Löhnen beffer 
zu fahren wähnen; erfahrungsgemäß ift das gerade Gegenteil richtig. 
Solange diefe Erkenntnis nicht durchgedrungen ift, wird ſich die 
Geminnbeteiligung auch da, wo fie e8 fünnte und Erfolg hätte, nicht 
ausbreiten, fie wird ein MWohltätigfeitsinjtitut oder das vereinzelte 
Beugnis befonders qualifizierter Zeiter und Arbeiter fein; ein „kleines 
Mittel‘, wie hervorragende Ürbeiterführer die Geminnbeteiligung 
genannt haben. (Schluß folgt.) 
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Soziale Chronik. 


Erziehungs- und Aiſdungsweſen. 


Schweiz. Die Sektion Nidau des bernifchen Yehrervereins hat befchloffen, 
Für die Abſchaffung der Schulprüfungen einzutreten. Site hat ihre 
bezüglichen Anfihten in folgenden Thefen niedergelegt: 1. In anbetracht 
a) daß Schulinfpeftionen und Schuleramen al3 veraltete Einrichtungen, das 
Biel, das allgemeine Bildungsniveau zu heben, im feiner Weife erreichen 
und mit dem heutigen Anjchauungen nicht mehr im Einklang flehen, b) daß 
weder Zeit noch Stoff eine wirkliche Prüfung möglich machen und vielfad 
ganz mittelmäßige, aber vorlaute Schüler auf Koften der fleigigen und guten, 
aber fihüchternen Kinder glänzen und ihnen jo die Freude am Yernen rauben, 
e) daß Lehrer und Schüler in ihrer Arbeit gehemmt werden und die Charalter- 
und Gemütsbildung in den Hintergrund gedrängt wird, beichließt die Lehrer: 
ſchaft Nidau, mit allen Mitteln für die Abſchaffung der Schulinfpeftionen 
und Schuleramen einzutreten. 2. Die Schulbefuche, und zwar von Eltern, 
Behörden und Yehrern, jollen wiederum in Aufnahme gebradht werden. 3. Auf: 
gabe der Inſpektion jei: Die Beratung, die Belehrung (Mufterlektionen) und 
Berwaltung, mit Ausjchluß jeder Prüfung. 

Deutſchlaud. In den eriten Tagen des Oktober 1906 wird in Berlin 
ein Kongreß für Kinderforfhung und Jugendfürforge abge: 
halten werden. Derjelbe will für die ganze auf Verſtändnis, Schug umd 
entwidelnde Pflege der Kindheit und Jugend gehende Bewegung der Gegenwart 
einen feften Zufammenfchluß erftreben. Der vorbereitende Ausſchuß ladet daher 
ein alle Foricher auf dem Gebiete der Kinderforfhung und alle Vertreter der 
Jugendfürforge, alfo die Phyſiologen, Piychologen und Biologen, jowie die 
Vehrer und Veiter aller Schulgattungen, wie diejenigen der Fürjorgeanftalten 
für anormale und pathologiſch veranlagte Kinder und Jugendliche, der Anftalten 
für ſchwachſinnige, taubitumme, blinde, moralisch gefährdete, entartete, ver: 
wahrloſte, friminelle Kinder, wie auch die Kinderärzte, Piychiater, Juriften, 
nicht minder aber die an der Jugenderziehung direkt interejfierten Eltern, 
Vormünder und fonjtige Jugendfreunde. 

Der Kongreß joll jo organifiert werden, daß zwar aud alle bejonderen, 
einem der obengenannten Gebiete geltenden Bereine für ihre Beteiligung und 
die Erörterung ihrer Angelegenheiten Raum finden, jedoch Vorträge und 
Verhandlungen von möglihit allgemeinem Intereſſe in den Vordergrund 
treten. Im ganzen follen die zu haltenden Borträge weientlich der Art ſein, 
daß fie dem mit dem betreffenden Gebiete noch nicht Vertrauten eine An: 
Ihauung geben ſowohl von dem bisher darin Geleifteten wie von den 
jhmwebenden Fragen und den zu löjenden Aufgaben. 
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Es joll auf diefe Weife nit nur eine innere Berbindung für jest 
erleichtert, fondern womöglich eine organiſche Bereinigung für die Zukunft 
eingeleitet werden. 

Der Kongreß ift als folder für alle Yänder deutiher Zunge gedadt. 
Indeſſen fol die Teilnahme auch von Ausländern als Gäſte ſowie ihre 
Beteiligung an den Berhandlungen willkommen fein. 

Ein beftimmtes, im bevorftehenden Sommer zu veröffentlichendes 
Progranın wird über die Räume für die Verhandlungen, die Abfolge der 
Themen, die Bildung von Sektionen oder Gruppen und anderes Auskunft 
geben. Schon jegt ſei bemerkt, daß eine Beichränfung der verfügbaren Zeit 
durch einleitende Begrüßungen und begleitende Feitlichfeiten vermieden werden 
fol und daß der von den Teilnehmern zu entrichtende Beitrag auf 4 Mart 
fich belaufen wird, wofür fpäter die gedrudten Berhandlungen geliefert werden. 

Die Wahl der Referenten behält fih der mit den Vorbereitungen: 
betraute Ausſchuß vor. Ferner tft die Anmeldung teilnehmender Vereine 
ihon jegt erwünſcht. 

Anmeldungen und Anfragen find zu richten an eineß der drei, mit 
der Gefhäftsführung betrauten Vorftandsmitglieder: Dr. W. Münd, Prof., 
Berlin, 3. Trüper, Direktor, Sophienhöhe:Jena, Dr. W. Amert, Würzburg. 

Bereinigte Stantenv.N.A. In Amerika ift, wie den „Berl. N. Nachr.“ 
‚zu entnehmen ift, ein neues pädagogiiches Experiment verſucht worden. Die 
Kinder eines Schulgebäudes werden nämlich in derjelben Form organijiert, 
nach der die Verwaltung der amerifanifshen Städte vor fich geht. In einer 
ſolchen „Schulſtadt“ wählen die Kleinen mit direftem Wahlrecht fich einen 
Bürgermeifter, einen Stadtrichter,: Stadträte und eine gefeßgebende Körper: 
ſchaft, die fi) aus Vertretern der verfchiedenen Schufftuben zufammenfegt. 
In Philadelphia find 33 Schulen nah diefem Syftem organifiert, ebenfo eine 
größere Anzahl von Volksſchulen in New-York, Boiton, Syrafus und anderem 
Städten. Die Gefege, die durch dieje Kinderregierung feitgelegt merden, 
müffen mit den in großen Grundzügen fejtgelegten Anforderungen des 
Direftor8 und der Pehrer übereinjtimmen; aber im übrigen haben die Yehrer 
nur eine beratende Stimme oder die Wirkjamfeit einer höheren Inſtanz, die 
nur eintreten darf, wenn fie von den Schülern angerufen wird. 

Frank Parſons jhildert im „Century Magazin“ die Umgeftaltung einer 
Boftoner Mädchenſchule in eine Schulftadt. 7OO Heine Mädchen aus allen 
Klaſſen ftanden in dem großen Saal, erklärten durch begeifterte Rufe das 
Recht der freien Verwaltung für die Grundlage ihrer Schulftadt und be— 
ichmoren voller Feuer, Unordnung, Ungerechtigkeit, Auflehnung und Ungezogen- 
heit nicht mehr unter fich zu dulden. Mit großem Ernft und dent vollen 
Bewußtſein ihrer Pflichten fchritten fie dann zur Wahl ihrer Beamten. 
Bürgermeifterin wurde ein miedliches, luftig lachendes Mädchen mit einem 
runden Gefiht, das 12,» Jahre alt war. Als man fie kurz nach ihrer 
Wahl fragte, welche Bedeutung fie wohl darin fehe, daß fie Bürgermeifterim 
der Handodichule fei, erklärte fie: „Das bedeutet, daß ich darauf halten 
muß, daß jedes Mädchen ordentlich, fauber und artig ift. Das bedeutet, daß 
alles in Ordnung und guter Sitte gefhehen muß, jede Schülerin in ihrer 
Kleidung jauber und adrett ift und fie auch die Schulftuben und den Schule. 
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garten in Ordnung halten.“ Als geäußert wurde, daß jet eine ſchwere Auf: 
gabe, der fie doc mit einigem Bangen entgegenfehen müffe, da antwortete 
fie ruhig und jofort: „Nein, das ift ganz leicht, denn fie werden alle gute 
Bürger fein.“ Die danach ermählte Richterin, Mary Finn, fagte: „ch werde 
alle Bürger ermahnen, daß fie fi gut aufführen, und wenn jie das nidt 
tun, Dann werde ich fie beftrafen. Es müffen ſich alle anftändig benehmen.“ 
Die ganze Disziplin der Schule ift in. die Hände der Schülerinnen gegeben. 
Die Lehrerſchaft fteht nur fo über ihmen, wie etwa die allgemeine Yandes: 
verfaffung über dem Regiment einer Stadt fteht. Ya, die Selbftverwaltung 
ift fogar in den Schulen noch ausgedehnter mie in den meiften Städten, 
denn Parteiungen und Machenſchaften gegen die eingejegten Behörden werden 
nicht geduldet. Die Erfolge, die man mit diefen Echulftädten erzielte, jollen 
gut fein. Ordnung und Lerneifer jeien außerordentlich gefteigert worden; die 
Achtung vor dem Gefege entwidelte fi in den jungen Seelen ebenjo wie 
der Einn für Geredtigfeit und Gehorfam. Ungezogenheiten würden jeßt 
aufgefaßt als ein Bergehen gegen die Allgemeinheit, ald eine Beleidigung 
der Mitſchüler ſelbſt. 


Bauernbewegung. 


Schweiz. Die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsverbände Deutſchlands, 
Italiens, Oeſterreichs und der Schweiz haben in zweitägigen Verhandlungen 
am 20. und 21. April in Luzern die Grundlagen zu einem internationalen 
Bund landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaftsverbände feſtgelegt. 
Hiermit iſt, wie ed im „Zürcher Bauer“ Heißt, ein ſchon ſeit Jahren in den 
Kreifen der landwirtichaftlihen Genoſſenſchaften gehegter und bei verjchiedenen 
Anläffen, namentlih von Italien aus zum Ausdrud gebrachter Wunſch ver- 
wirfiiht morden. Durch den Zufammenjchluß jollen die vorhandenen land: 
wirtjchaftlihen Genofienfchaftsverbände in den europäiſchen Yändern, deren 
Arbeitsgebiete fi in jo vielen Beziehungen berühren, die aber zum großen 
Teil bisher in keinerlei oder nur im ſehr lojen Beziehungen zu einander 
jtanden, einander mäher gebracht werden. Insbeſondere follen die in den 
einzelnen Yändern in den vielen genoffenichaftlihen Betrieben gejammelten 
Erfahrungen gegenfeitig ausgetauscht und nutzbar gemacht, des Weitern fol 
alles einjchlägige Material von der Gejchäftsftelle des Bundes gefammelt, 
verarbeitet und veröffentlicht werden. Die Herbeiführung möglichiter Einheit: 
lichkeit in der Organifation der genoſſenſchaftlichen Statiftif, fomwie der Ausbau 
der genofjenjchaftlihen Organifation in den noch nicht genoffenjchaftlich be— 
arbeiteten Yändern bilden weitere Punfte des ArbeitSprogrammes. Diefen 
mebr theoretiichen Aufgaben dürften fich mit der Zeit auch folche wirtichaft: 
lichen Charalters anſchließen, ſoweit eine Yöfung derjelben auf internationalem 
Wege durhführbar it. Der Zufammenjhluß ift in Form einer Bereinigung 
unter Wahrung der vollen Selbftändigfeit der beteiligten Yandesverbände, 
ſowie unter Berüdfihtigung der beionderen Verhältniſſe und Bedürfniffe in 
den einzelnen Yändern erfolgt. 

Die Verhandlungen fanden unter dem Vorſitz des Generalanmwaltes des 
Reichsverbandes der deutichen landwirtichaftlichen Genoſſenſchaften, Geheimrat 
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Haas Darmftadt, ftatt. An der Tagung nahmen teil: 1, für Deutjchland 
Der genannte NeichSverband, vertreten durch feinen Generalanmwalt und jeine 
beiden Stellvertreter, Delonomierat Fohannfjen-Hannover, Generaldirektor 
Caſpar-Boblenz und Öeneralfefretär Gennes-Darmſtadt. 2. für Italien: Die 
Federazione Italiana dei Consorzi Agrari in Piacenza, vertreten durch 
ihren Bizepräfidenten Commendatore Riva, durd den Abgeordneten Profeflor 
Dr. Rainert und die Herren Dr. Reppi und Tivoli. 3. für Defterreih: Der 
Algemeine Verband landwirticaftliher Genoſſenſchaften in Defterreih zu 
Wien, vertreten durch feinen Anwalt Baron v. Störd:Wien. 4. für die 
Schweiz: Verband oftjchweizerifcher landwirtſchaftlicher Genofjenfchaften in 
Winterthur, vertreten durch feinen Gejchäftsführer Herrn Schrämli-Steinmann ; 
Berband landwirtichaftliher Genofjenfchaften des Kantons Bern, vertreten 
durch feinen BVorfigenden Nationalrat Jenny und Gefchäftsführer Knuchel 
Berband landwirtſchaftlicher Genofjenfchaften der Zentralſchweiz in Sempach 
durch die Herren Gefchäftsführer Yang und Bifang; der Genoſſenſchaftsver— 
band des zürcherifchen landmwirtichaftlihen Kantonalvereins in Winterthur, 
vertreten durch Herrn Oberjtleutnant Baer, und der Genofjenjchaftsverband 
des thurgauiſchen landwirtichaftlichen Vereins, vertreten durch feinen Gefchäfts- 
führer Hüeblin. 

Mit der Ausarbeitung eines Statut3 und allen weiteren Vorarbeiten 
wurde der deutiche Reichsverband in Darmftadt betraut. Der erfle inter: 
nationale landwirtichaftlihe Genofjenihaftstag ift für das Fahr 1907 in 
Ausfiht genommen. 


Arbeiterbewegung. 


Deutſchlaud. Die Sozialdemokratifche Fraktion des deutſchen Reichs: 
tages hat Ende Februar d. F. einen Geſetzes-Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Haus: und Heimarbeiter und die Haußges 
werbetreibenden eingebracht, welchen wir der Wichtigkeit diefer Materie 
halber bier abdruden wollen. 

s 1. Im Sinne diefes Geſetzes find: a) Heimarbeiter diejenigen 
Perfonen, welche allein oder mit Famtlienangehörigen in der eigenen Wohnung 
oder in fremder Wrbeitsftätte (Plagarbeiter) im Auftrag und für Rechnung 
von Unternehmern oder Hausgemwerbetreibenden gewerblich tätig find, und 
zwar auch dann, wenn fie die Roh: und Hilfsftoffe felbft beſchaffen, b) Haus: 
arbeiter diejenigen Perfonen, welche im Auftrag und für Rechnung von 
Hausgewerbetreibenden in deren Wohnung oder Arbeitsjtätte gewerblich tätig 
find, und zwar auch dann, wenn fie die Roh: und Hilfsftoffe jelbft beſchaffen, 
ce) Hausgewerbetreibenden diejenigen Perjonen, welche im Auftrage und für 
Nehnung von Unternehmern oder vorübergehend für eigene Rechnung in 
eigener oder fremder Wohnung oder Arbeitäftätte Hausarbeiter oder Heim: 
arbeiter bejchäftigen. 

$ 2. Räume, in denen Haus» oder Heimarbeiter mit der Anfertigung, 
Bearbeitung, Berpadung, Ausbefferung, Reinigung oder Zurichtung gewerb— 
licher E’zeugnifie befchäftigt find, fird jo einzurichten und zu unterhalten, 
daß dieſe Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Geſundheit geſchützt find. 
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Insbeſondere müſſen die Räume hell, troden, heizbar und leicht zu lüften 
jein und mindeſtens 12 Kubikmeter Luftraum für jede darin beichäftigte 
Perjon enthalten. Zum Schlafen oder zum Kochen dürfen fie nicht benugt 
werden. Die vorjtehenden Beltimmungen ftehen weitergehenden landesgejeg- 
(hen Borjchriften nicht entgegen. 

8 3. Ber an Hausgewerbetreibende oder Heimarbeiter Arbeitsitätten 
vermietet, hat dieſes der nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Ortsbehoͤrde 
innerhalb drei Tagen zu melden. 

8 4. Hausgewerbetreibende und Heimarbeiter, welche Räume der in 
S 2 bezeichneten Art innehaben, haben hiervon der nach den Landesgeſetzen 
zuftändigen Ortsbehörde unverzüglich Anzeige zu machen und derjelben die 
Räume genau zu bezeichnen. Die Ortsbehörde hat über die erfolgte Anzeige 
und darüber, daß die Räume den Beftimmungen des S 2 diejes Gejeges 
entjprechen, innerhalb drei Tagen nad erfolgter Anzeige eine Beicheinigung 
in zwei Eremplaren kojtenlos auszuftellen. Die Beicheinigung muß eine 
Angabe über den Kubikinhalt der zu benugenden Räume enthalten und über 
die Perfonenanzahl, welche nach den Beflimmungen des 8 2 diejes Gefeges 
darin beichäftigt werden darf. Entiprechen die Räume den Beitimmungen des 
8 2 dieſes Geſetzes nicht, jo iſt die Beicheinigung zu verjagen. 

S 5. Unternehmer und Hausgewerbetreibende dürfen nur folhe Haus— 
gewerbetreibende oder Heimarbeiter bejchäftigen, welche ihnen die behördliche 
Beicheinigung ihrer Arbeitsränme vorlegen. Sie haben eine Yilte der von 
ihnen bejchäftigten Hausgemwerbetreibenden und SHeimarbeiter mit Angabe der 
Arbeitsräume derfelben anzulegen und der nad den Yandesgejegen zuftändigen 
Ortsbehörde einzureihen. Wenderungen und Ergänzungen diefer Liſte find 
innerhalb drei Tagen, nachdem fie eingetreten, der Behörde anzuzeigen. 

$ 6. Die nah den Yandesgefegen zuftändige Ortsbehörde hat ein 
Gefamtverzeihnis der Heimarbeiter und Hausgemwerbetreibenden ihres Bezirkes 
anzulegen und eine Abjchrift desjelben der Gewerbeinipeftion ſowie auf Vers 
langen den Berufsorganifationen der Unternehmer und Arbeiter einzuhändigen. 

S 7. Unternehmer und Hausgemwerbetreibende, welche Hausarbeiter oder 
Heimarbeiter beichäftigen, haben für jeden von ihnen beichäftigten Heim- oder 
Haußarbeiter ein Lohnbuch anzulegen. Auf diefes Lohnbuch finden die Be— 
— — des 8 114 der Gewerbeordnung entſprechende Anwendung. Das 

Lohnbuch bleibt in den Händen des Haus- oder Heimarbeiters. 

8 8. Die gewerbliche Herſtellung oder Bearbeitung von Nahrungs— 
und Genußmitteln durch Hausgemwerbetreibende oder durch Heimarbeiter ift 
unterfagt. Ferner kann durch Beichluß des Bundesrat die Heritellung oder 
Bearbeitung von Waren durch Hausgemwerbetreibende oder durch Heimarbeiter 
verboten werden wenn durch dieje Heritellung das Leben oder die Gejundheit 
der bei derjelben beichäftigten Perfonen gefährdet wird oder wenn durch die 
bergeftellten oder bearbeiteten Waren eine Gefährdung des Lebens oder der 
Geſundheit der Konfumenten eintreten fann. Der Beſchluß des Bundesrats 
ift durch das Neich3-Gefegblatt zu veröffentlihen und dem Weichstage bei 
feinem nächſten Zujammentritt zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

S 9. In der Heimarbeit und im Hausgemwerbebetrieb darf die Arbeits- 
zeit nicht vor 6 Uhr morgens beginnen und nicht über 8 Uhr abends, am 
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Sonnabend fowie an PVorabenden der Fefttage nicht über 5 '/; Uhr nad: 
mittagd dauern. An Sonn- und Felttagen iſt jede Arbeit unterfagt, ausge» 
nommen diejenige, welche in Notfällen oder im öffentlichen Intereſſe unver— 
züglih vorgenommen werden muß. 

$ 10. Die $$ 135 bis 138 der Gewerbeordnung finden auf die in 
der Heimarbeit oder im Hausgewerbe befchäftigten Kinder, jugendlichen Arbeiter 
und die Arbeiterinnen entſprechende Anmendung. 

$ 11. Berfonen, welche in Fabrifen oder im Hausgewerbebetrieb be— 

ihäftigt find, darf Arbeit zur Verrihtung außerhalb der Fabrik oder des 
Hausgewerbebetrieb8 nicht übertragen werden. 
j $ 12. Arbeiten des Reiches, der Einzelftaaten und der Gemeinden 
dürfen nur an folche Unternehmer vergeben werden, melde diefe in eigenen 
gewerblichen Betrieben unter Ausschluß jeglicher Zmwifchenunternehmer aus: 
führen und fich verpflihten, bei der Ausführnng derjelben die Tarifverträge 
oder die von den Berufsorganiſationen der Arbeiter fejtgejegten Yohn- umd 
Arbeitsbedingungen zu erfüllen. 

8 13. In jedem Hausgemwerbebetrieb, in dem mehr als fünf Perjonen ° 
befjchäftigt find, ift eine Arbeitsordnung gemäß SS 134a bis 134g der 
Gewerbeordnung zu erlajfen und auszuhängen. 

8 14. Haudgemwerbetreibende und Heimarbeiter fowie deren mitarbei» 
tende Familienangehörige find verfiherungspflidtig. Sie unterliegen den für 
Berfiherungspflichtige im Kranfenverfiherungsgejeg, im Invalidenverſicherungs— 
gejeg und in den Unfallverfiherungsgefegen gegebenen Borjchriften. Die 
näheren Beltimmungen erläßt der Bundesrat mit der folgenden Maßgabe: 
a) die Unternehmer gelten als Arbeitgeber der Hausgewerbetreibenden, melde 
in ihrem Auftrag und für ihre Rechnung direft oder durch Zwifchenperjonen 
beſchäftigt find, b) die Unternehmer find verpflichtet, die Berficherungsbeiträge 
für die von ihnen bejchäftigten Heimarbeiter und Hausgewerbetreibenden und 
für die bei legteren in Arbeit ftehenden Haus: und Heimarbeiter ſowie deren 
mitarbeitende Familienangehörige zu zahlen, und berechtigt, fich den gefeßlichen 
Beitragsanteil diefer Heimarbeiter von diefen, der Hausgemwerbetreibenden 
und der bei denfelben in Arbeit ftehenden Haus: und Heimarbeiter von den 
Hausgewerbetreibenden erftatten zu laffen: Die Verordnungen des Bundesrats 
find durch das Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstag bei 
feinem nächſten Zufamveentritt zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

8 15. Sofern im Hausgemwerbebetrieb oder in der Seimarbeit im 
einer Werkitatt, einem Zimmer oder einer damit verbundenen Wohnung 
Perfonen beishäftigt werden oder jich aufhalten, die mit anſteckenden Krank— 
heiten behaftet find, jo hat der Inhaber folcher Räume der Gewerbeaufſichts— 
behörde davon ſofort Mittetlung zu machen. Dieje hat ji) unverzüglich davon 
zu überzeugen, ob die mit einer derartigen Krankheit behafteten Perjonen 
mit den zu bes oder verarbeitenden Materialien oder Öegenftänden derart 
in Berührung kommen, daß die Gefahr einer Uebertragung nad außen hin 
befteht. Zutreffenden Falls bat fie eine Desinfektion der in diefen Räumen 
vorhandenen Materialien und Öegenftäude anzuordnen. it die Desinfektion 
nicht ausführbar oder im .VBerhältniffe zum Wert der Materialien und Gegen: 
ftände zu fojtipielig, jo fann deren Vernichtung angeordnet werden. Den 
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Schaden und die Koſten, welche durch die Desinfektion oder Vernichtung 
entſtehen, hat der Unternehmer zu tragen, für deſſen Rechnung die Materialien 
oder Gegenſtände be— oder verarbeitet werden. 

$ 16. Die Aufſicht über die Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen 
unterfteht der Gemwerbeinfpeltion und deren Hilfsorganen unter entjprechender 
Anwendung des $ 1395 der Gewerbeordnung, jowie den durch die Mit» 
glieder der gewerblichen Berufsorganifationen der Unternehmer und Arbeiter: 
in direfter, gleicher und geheimer Wahl zu diefem Behuf gewählten Vertretern. 
Die Zahl diefer Vertreter beftimmt die nach den Yandesgefegen zujtändige 
Ortsbehörde; fie muß fo bemefjen fein, daß durch dieſe Vertreter jeder Betrieb 
des Hausgemwerbes und der Heimarbeit monatlich mindeftens einmal fontrol- 
liert werden fann. Die Ortsbehörde erläßt das Wahlreglement nah An: 
hörung der in Frage kommenden Berufsorganijationen der Unternehmer 
und Arbeiter. 

8 17. In den Räumen und Arbeitsftätten der Heimarbeit und des 
Hansgemerbebetriebs ift der Tert dieſes Geſetzes, ſowie ein Eremplar der 
im $ 4 vorgejchriebenen Beicheinigung in Plafatform an geeigneter, allen 
beteiligten Arbeitern zugänglicher Stelle auszuhängen. 

$ 18. Unternehmer oder Hausgewerbetreibende, welche Haus: oder 
Heimarbeiter zwingen oder zu zwingen verſuchen, freien Hilfskaſſen oder 
Privatverficherungen beizutreten oder jich als felbjtändige Gewerbetreibende 
anzumelden, um fih dadurch der Verpflichtungen auf Grund $ 14 diejes 
Gejeges zu entziehen, werden mit Geldftrafe nicht unter 100 Marf und bis 
zu 300 Mark und im Unvermögensfalle mit Haft bejtraft. Diejelbe Strafe 
trifft denjenigen, welcher die im nad) 8 15 obliegende Mitteilung unterläßt 
oder Materialien oder Gegenftände verbirgt, um fie der in $ 15 vorge» 
fchriebenen Desinfektion oder Vernichtung zu entziehen. 

8 19. UWebertretungen der SS 2 bis 11, fowie der SS 13, 14, 17 
diejes Geſetzes werden mit Geldftrafe nicht unter 100 Mark bis zu 2000 Marf, 
ım Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu drei Monaten bejtraft. 

8 20. Für die Entjcheidung von gewerblichen Streitigkeiten zwiſchen 
Heimarbeitern, Hausarbeitern und SHaußgemwerbetreibenden einerjeit3 und 
ihren Arbeitgebern andrerſeits jowie zwiſchen Heimarbeitern, Hausarbeitern 
und Hausgemwerbetreibenden desjelben Arbeitgebers find die Gemwerbegerichte 
zuftändig. In $ 5 des Gemwerbegerichtögejeges, lautend: |, Zur Zuftändigfeit 
der Gewerbegerichte gehören ferner Streitigkeiten der im $ 4 Abi. 1 Wr. 1bis 5 
bezeichneten Art zwiſchen Perſonen, welche für bejtimmte Gewerbetreibende 
außerhalb der Arbeitsftätte der letzteren mit Anfertigung gemwerblider Er- 
zeugniſſe beichäftigt find (Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende), und ihren 
Arbeitgebein, ſofern die Beihäftigung auf die Bearbeitung oder Verarbeitung 
der den erfteren von den Arbeitgebern gelieferten Rohftoffe oder Halbfabrifate 
beichränft iſt. Das gleiche gilt den Streitigkeiten der im $ 4 Abi. 1 Nr. 6 
bezeichneten Art zwiſchen jolhen Hausgewerbetreivenden unter einander, 
Streitigfeiten derjenigen Hausgewerbetreibenden, melche die Rohſtoffe oder 
Halbfabrifate ſelbſt bejchaffen, unterliegen der Zuſtändigkeit der Gewerbe: 
gerichte, joweit died durh das Statut beſtimmt iſt.“ Werden im Abj. 1 
Sag 1 die Worte „sofern die Beihäftigung auf die Bearbeitung oder Ber: 
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arbeitung der den erfteren von den Arbeitgebern gelieferten Rohſtoffe oder 
Halbfabrifate bejchränft iſt“ und im Abi. 2 die Worte „fomweit dies durch 
das Statut beſtimmt iſt“ geitrichen. 

8 21. Auf Antrag von Arbeitern der Heimarbeit, der Hausarbeit 
oder des Hausgemwerbebetriebe8 oder ihrer Organijation hat das Gewerbe: 
gericht als Einigungsamt für den Bezirk feiner Zuftändigkeit die Yohnanfäge 
in der Branche, melde e8 angerufen hat, für eine beftimmte Dauer feftzu- 
jegen. An Orten, an denen ein Gewerbegericht nicht befteht, müſſen Kom— 
miffionen gebildet werden, welche auf entjprechenden Antrag diefe Feftiegung 
erwirten. Die näheren Beitimmungen erläßt der Bundesrat mit der Maßgabe, 
dag die Kommiffion zur Hälfte aus Unternehmern und zur Hälfte aus 
Arbeitern, unter Borfig eines Bertreter8 der Gewerbeinſpektion, beftehen 
müffen. Die Verordnungen des Bundesrats find durd das Reichs-Geſetzblatt 
zu veröffentlichen und dem Reichstag bei jeinem nächſten Zuſammentritt zur 
Kentnisnahme vorzulegen. Die Lohnſätze dürfen nicht niedriger feſtgeſetzt 
werden, als die in den Fabriken und Werkftätten für entiprechende Arbeit 
gezahlten. Sie find von den Einigungsämtern bezw. den Kommiſſionen zu 
veröffentlihen und find nad ihrer Veröffentlihung für Unternehmer und 
Arbeiter der betreffenden Branche während der Dauer, für welche ſie feft- 
gejegt find, rechtsverbindlich. 

















Die Arbeiterfrage in Rußland. 


Bon Dr. B. Totomianz (St. Petersburg). 


{ Schluß. ) 





V. 

Nunmehr wollen wir die Arbeiterorganiſation und die Arbeiter⸗ 
bewegung Ruflands ins Auge fallen, wobei wir bei der Beiprechung 
der Arbeiterbewegung hauptfächlich die Bewegung der lebten Zeit 
beachten werden, da fie nicht nur für Rußland, fondern fogar für 
die ganze Kulturwelt von großer Bedeutung ift. 

Indem wir an die Schilderung der proletarifchen Organifation, 
d. h. der Arbeitervereine herangehen, müffen wir fonftatieren, daß 
die ruffifche Regierung bis jebt der Forderung des Volles nach Ber: 
fammlungs- und Bereinsfreiheit nicht nachgelommen ift. Anftatt des 
Anmeldungsſyſtems herrſcht noch immer das bureaufratifch-polizeiliche 
Bemwilligungsiyftem, wodurd) die Gründung eines noch fo unbedeu- 
tenden und harmlofen Bereines die Bewilligung der Gouverneure 
und der Minifter erheiſcht. Die Statuten der Vereine, die eingereicht 
werben, liegen jahrelang in den Slanzleien von Petersburg, während 
bungrige Arbeiter in den Straßen liegen, wie e8 im Winter 1904 
in Warfchau und Lodz der Fall war, als die induftrielle Krifis, die 
Folge des ruffifchejapanifchen Krieges, der von der Regierung zur 
Stärkung des Abfolutismus heraufbeſchworen, ausgebrochen war. In 
Lodz bat jogar folgende empörende Bergemwaltigung des ſchon jeit 
langem beftehenden „Zweiten Sparkaſſenvereins“ ftattgefunden. Diefer 
legale Berein, der nach feinen Statuten berechtigt war, Spenden 
entgegenzunehmen und vom Reingewinn gewiſſe Summen für Zmede 
des „Öffentlichen Nutzens“ abzuziehen, wollte im September 1904 
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eine Hilfsaktion für die Arbeitslofen organifieren. Als der Polizei- 
meifter von Lodz davon Wind bekam, wandte er fih an den Berein 
mit einem Brotefte, indem er erflärte, daß die Handlungen des 
Bereind mit den Statuten nicht übereinftimmten, da „unter Zweden 
des öffentlihen Nutzens unmöglih SHilfeleiftungen an arbeitslofe 
Perſonen mitinbegriffen fein können.“ Demzufolge wurde der Berein 
gezwungen, von feinem Vorhaben abzufehen. Aber troß der Schwierige 
feit, eine Konzeſſion zu erlangen, troß der Hinderniffe, die die Regie- 
rung den bemilligten Vereinen bei der Ausübung ihrer Funktionen 
in den Weg legt, ijt die Tendenz der Arbeiter und Handwerker, fich 
zu organifieren, fo groß, daß die Regierung oftmals, um der Geheim- 
bündelei vorzubeugen, der Entſtehung der Hilfsvereine feine über- 
mäßigen Schwierigkeiten in den Weg legte, beſonders in den großen 
Anduftrierayons, wie 3. B. in Polen oder im Uralgebiet. Im Jahre 
1898 waren von den 38,380 Arbeitern in PBrivatbergmerfen und 
sBetrieben Polens 22,676 (59 °/o) in Hilfsvereinen organifiert. Die 
eriten Kaſſen find im Jahre 1859 gegründet worden. Die Hauptquelle 
ihrer Einkünfte bilden die obligaten Abzüge vom Bohn der Arbeiter 
im Ausmaße von 1'/,.—3"/s %/o. Die zweite Quelle bilden die Beiträge 
der Fabrikleitungen. An 9 von den 13 Kaſſen, die vor den 90er Jahren 
beitanden, haben fich die Unternehmunggeigentümer mit Beiträgen 
beteiligt. Aber auch in den Vereinen, an denen die Fabrikleitung 
feinen Anteil nahm, war die Direktion an der Verwaltung der Kaffe 
beteiligt, oder der Direltor verwaltete die Kaſſe perfönlid. Damit 
fihern die Beiträge der Arbeiter ihnen keineswegs den Anteil an 
der Kaſſenverwaltung, die die Fabrikleitung auch ohne Beitragszahlung 
ausüben darf. Mit andern Worten, die Arbeiter find einfach des 
Eigentumsrechtes auf das Geld, das fie in die Bergmwerffafje beige- 
tragen haben, beraubt, welches Recht die Bergwerkdireftion an fich 
geriffen hat. Wir haben bier fomit nicht mit Kaffen zur gegenfeitigen 
Unterftüßung zu tun, fondern mit einfachen Unterſtützungskaſſen. Das 
Geſetz vom 9. März 1892 legte den Bergwerkbeligern die Zahlung 
für die ärztliche Behandlung ihrer Arbeiter auf. Vor der Einführung 
des Geſetzes wurde die ärztliche Behandlung aus den Slaffageldern, 
d. h. von den Arbeitern felbft bezahlt. Nach der Einführung diefes 
Geſetzes entzogen manche Unternehmer diefe Angelegenheit der Kajjen- 
verwaltung, indem fie ihre Beiträge in die Kaffe einftellten. Nach 
dem Geſetze 1892 fahren die Hafen fort, den Mitgliedern der Ar- 
beiterfamilien ärztliche Hilfe zu gewähren, wozu das Geſetz den 
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Unternehmer nicht verpflichtet hat. Ferner geben bie Kaſſen ihren 
Mitgliedern und deren Familien die Koften der Beerdigung in der 
Höhe von 2 bis 50 Rubel. Invalide und Arbeitsunfähige belommen 
gleichfalls von den Kaſſen eine Unterftügung von 1 Rubel 24 Kopeken 
bi8 15 Rubel monatlih. Wo die lebenslänglichen Benfionen einge- 
führt find, befommen die Witwen gegen */. der Invalidenpenfion, 
die Finder biß zu 14 Jahren 45 Kopeken biß 4 Rubel 50 Kopeken 
monatlid). 

Endlich gewähren die Kaſſen auch einmalige außerordentliche 
Unterftügungen in verfchiedenen Notfällen. Der Grund zu den Unter: 
ftüßungslaffen in den Uraler Bergmwerföbetrieben ift durch das Geſetz 
vom 8. März 1861 gelegt worden. Nach diefem Reglement müffen 
in den Staat8betrieben Bergmwerkvereine gegründet werden, mit einem 
Kuratorium, beftehend aus einem von der Direktion ernannten Ob= 
mann und vier auß der Mitte der Bereinsmitglieder gewählten Mit- 
‚gliedern, die lokale Hausbefiter fein müffen, an der Spite. Dem 
Kuratorium liegt ob: 1. die Streitigkeiten und Mißverftändniffe zu 
fhlichten, die zwifchen der Fabrikleitung und den Arbeitern megen 
der Arbeitdeinführung, Gehalts oder Stüdlohnauszahlung, Abzüge 
und Geldftrafen wie auch der. zu mwahrenden Ordnung entitehen 
fönnen; 2. die Unterſtützungskaſſe zu verwalten. Mitglieder des 
Bereins können alle Arbeiter und Gejellen fein, die einen Vertrag 
mindeften® für die Dauer von einem Jahr abgejchloffen haben. 
Tagelöhner und proviforifche Arbeiter können in den Berein nicht 
aufgenommen werden. Die Staffengelder werden berbeigeichafft aus: 
1. 2—3 P/oigen Abzügen vom Wrbeitslohn, 2. einem ebenfogroßen 
Beitrag der Fabrikleitung und 3. aus den Geldjtrafen. Unterftügungen 
werden verliehen an: 1. Kranke, 2. Invalide (als Penſion), 3. an 
"Arbeiterwitwen und »flinder, 4. als proviforifche Unterftügung an 
Invaliden, die feine PBenfion befommen haben, und 5. in einigen 
außerodentlichen Unglüdsfällen. Nach dem Reglement vom 4. Juni 
1862 wird in Privatbergbetrieben die Gründung derartiger Gejell- 
fchaften dem beiderfeitigen Uebereinfommen der Fabrifbefiter und der 
Arbeiter überlaffen. Aber die Unterftüßungsfaffen bedürfen eines 
Reglements, das ihre Funktionen genau beftimmen würde. Erjt am 
9. April 1881 hat der Minifter für Aderbau und Staatsdomänen 
daß auf fie bezügliche proviforifche Reglement und am 26. Mai 1893 
endlich das jetzt geltende, definitive Reglement beftätigt. Das provi— 
forifche Reglement von 1881 fchloß in den Operationsfreiß der 
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Bergmerkunterftügungstafien die Nusgabe von Darlehen an die Mit— 
glieder und die Entgegennahme ihrer Einlagen ein. Mehrere Kaſſen 
befaßten fi vom Anfang an mit der Verforgung ihrer Mitglieder 
mit Zebensmitteln ufm., mit Mehl und Holz. Da aber diefe auf 
den Konſum bezüglichen Operationen nicht vom Gefege in die Funfs 
tionen der Kaſſen aufgenommen worden find, jo find fie auch durch, 
das Reglement vom 2. Juni 1896 über die Bergmerllonfume verboten. 
worden. Die Begründung dieſes Verbote8 war folgende: Das Kapital 
der Penſionskaſſen wie auch aller Vereine, die fich zur Auszahlung 
von ftändigen Unterftüßungen verpflichten, muß ftabil bleiben; es 
darf nicht verjchiedenen Zufällen, die diefe Stabilität gefährden 
fönnten, ausgefegt fein... . Wenn aud für die Bergmwerfvereine 
eine gewiſſe Ausnahme von der allgemeinen Regel der Unantaftbarkeit 
des Grundkapitals gemacht worden ſei, jo ſei e8 nur zu dem Zwecke 
geſchehen, damit die Kapitalien bei Mitgliedern, wenn diefe mehr 
zablten, als die Wertpapiere einbringen fünnten, plaziert würden. 
Aber erſtens wäre es geftattet, nur ein Drittel des Barkapitals in 
Darlehen zu plazieren, zweitens wäre die Rüderftattung der ent» 
lehnten Summen durch den Arbeitslohn des Entlehner® und der 
jenigen, die für ihn haften, gefichert, wa8 man von der Kapitals— 
zirkulation in Konfumoperationen, die eigentlich einen rein gejchäft- 
lihen Charakter tragen, nicht behaupten fünne. Ein fommerzielles 
Geſchäft könne aber nie die Garantie bieten, daß e8 einen Reinertrag 
von 10—15°/o abmwerfen werde, diejer Prozentjat könne auch Eleiner 
fein und fogar ein negativer werden. Dieje Behauptungen find nicht 
ftihhaltig. Denn erjtens hat die Leihoperation in demfelben Maße 
einen lommerziellen Charakter als die Konſumgeſchäfte. Dann ift 
dur die Erfahrung ermwiejen worden, daß die Konfumoperationen 
ftabiler find als die Zeihoperationen. Wo die erfteren fich entwidelt 
haben, haben fie den Kaſſen große Dienfte geleiftet. So 3. B. bildet 
in dem Sljimer Berein den größten Teil der Saffeneinfünfte der 
Ertrag von den Slonfumoperationen. Nur dieſe haben e8 ermöglicht, 
daß der Berein jeine Bilanz ohne Defizit ziehen fonnte. Dagegen 
hat die Leihoperation des Olonetzker Vereins einen Verluſt von. 
3576 Rubel 65 Kopeken zur Folge gehabt und zwar durch unvor= 
fihtige Ausgabe von Darlehen. Aus diefem Grunde ift daß Verbot 
der onjumoperation unbegründet und ungerechtfertigt. Die finanziellen 
Beziehungen der Benoffenfchaften zu den Betriebsdirektionen find bei 
weitem nicht normal. Manche Direktionen zahlen ihre obligaten. 


Beiträge für daß laufende Jahr erft am folgenden, in manchen Kaſſen 
wie 3. B. der Jljimer werden die Staatögelder erjt mit einer Ber: 
fpätung von einigen Jahren verrechnet. Manche Genoffenchaften 
freditieren ihre Fabrikdirektion und zwar ohne Berzinfung. Im Jahre 
1897 funftionierten 16 Bergmwerflafien, 1862—65 find 2 gegründet 
worden, 1866: 9—10, 1873: 2, 1886: 1 und 1895: 1. Bon diefen 
Kaffen befinden fih 14 im Ural, eine im Kaukaſus und eine im 
Olonetzker Gouvernement. 

Solange der Fabrifarbeiter fi von der Scholle noch nicht 
losgeriſſen bat, ſolange er bloß in der Fabrik arbeitet, während fein 
Familienleben im Dorfe verläuft, folange bat er auch die Genoffen- 
ſchaft nicht nötig. Die Kranken und Arbeitsunfähigen werden ge- 
wöhnlich aus der Fabrik nach dem Dorfe zurückgeſchickt. Die nächte 
Stufe in der Entwidlung der ruffifhen Fabrik ift die Heberfiedlung 
des Arbeiters ſamt feiner Familie in die Fabrif. Das Band zwifchen 
ihm und dem Dorfe wird zerrifien. Der Ürbeiter arbeitet nicht bloß 
in der Fabrik, er Lebt dort zugleich mitfamt feiner Familie. Der 
Fabrikant baut für die Arbeiter Fabriffafernen, eröffnet einen Fabrik⸗ 
laden, baut eine Hirche und ein Spital. Kurzum, daß Leben des 
Arbeiter wird vom Fabrikanten eingerichtet. Auf diefer Stufe der 
wirtſchaftlichen Entwidlung bedarf fchon der Arbeiter der Unter- 
ftügung im Falle von Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit. Diefe 
Unterftüßung bekommt er in den Unterftüßungsfaffen der Fabrif, 
denen er beizufteuern verflichtet ift, an deren Verwaltung er aber 
infolge feiner völligen Abhängigkeit vom Fabrikanten nicht beteiligt 
ift. Auf der folgenden Entwidlungsftufe aber befreit er fein Privat» 
leben vom Einfluße des Fabrikanten. Er hat mit dem Fabrifanten 
bloß während der Arbeit in der Fabrik zu tun. Außerhalb des 
Fabrikgebäudes ift er, wie Gatiſchtſchew fagt, ein freier Bürger wie 
der Fabrikant felber. Die Kaſſen zur Unterftügung der Arbeiter 
mwerden zu Arbeiterfaffen für gegenfeitige Unterftügung, in denen die 
Arbeiter über ihr Geld frei verfügen können. Unter den Fabril- 
arbeitern Polens und ber Oftfeeprovingen waren bereit8 früher an 
den Fabriken private Arbeiterunterftügungsvereine gegründet. Der 
Einlauf der Hafen fette fih zufammen aus Geldftrafen, Beiträgen 
der Unternehmer und Zwangsabzügen vom Arbeitslohn im Ausmaße 
von 1—3°/s oder 4—10 Kopeken wöchentlih. Der Fabrilant zahlte 
30—40°/o der Summe der Beiträge der Arbeiter oder den fonftigen 
mangelnden Betrag. Die Kaffe wurde von der Fabriladminiftration 


verwaltet. Aus den Mitteln der Kaffe erhielten die Arbeiter ärztliche 
Behandlung, Heilmittel, Geldunterftügungen, manchmal Beerdigungs- 
koſten. Da diefe Kaſſen nicht Iegalifiert waren, jo hielten die Fabri— 
kanten dieſe nüßliche Einrichtung vor den ruffifchen Behörden geheim. 
Durch die Einführung des Geſetzes vom 3. Juni 1886 im Jahre 1891 
find die Abzüge vom Arbeitslohn für ärztliche Behandlung verboten 
und die Kaſſen felbft von der Inſpektion gejchloffen wurden. Nur 
in einzelnen Fällen haben fich aus diefen Kaſſen in der Folge freie 
Hilfskaffen entwidelt. 

Bon diefen Hilfskaffen Bolens ift der Unterftüßungsverein der 
Angeftellten und Techniler in den Fabrilen der Etadt Tomafchem 
(Gouvernement Betrilau), der im Jahre 1891 gegründet murde, 
hervorzuheben. Diefer Verein verleiht Unterftüßungen an Kranke, 
für Beerdigungen, an notleidende Mitglieder, befaßt ſich auch mit 
dem Stellennachmweis für diejenigen unter feinen Mitgliedern, die 
unverfchuldetermeife ihre Stelle verloren haben. Im Jahre 1893 ift 
ein folcher Verein mit denjelben Funktionen von den Meiftern der 
MWebereien, Spinnereien, Appreturwerlitätten und Färbereien von 
Lodz gegründet worden. Wirkliche Mitglieder können nur die Meifter, 
die Eigentümer und Kompagnons der Lodzer Fabriken fünnen nur 
beitragende Mitglieder fein. Hilfskaſſen, die auch nichtzurüdzuerftattende 
Darlehen gewähren, waren in vielen Wilnaer Fabrifrayons, befonders 
aber im Grodnaer Gouvernement vorhanden. Die Mittel dazu liefen 
von den Beiträgen der Arbeiter (1—3 Kopeken vom Rubel), den 
Strafabzügen und den Beiträgen der Arbeitgeber ein. Bon den 
Städten de8 Gouvernement® Grodna, in denen Wrbeiterhilfsvereine 
vorhanden find, wollen wir Bialyſtok, Michajlowo, Knyſchin, 
Chorofhtih und Suprasl hervorheben. Im lebteren Orte ift im 
Jahre 1886 fogar eine Hilfsfaffe der Tucharbeiterinnen gegründet 
und bejtätigt worden. In der Gouvernementsftadt Grodna felbit 
eriftiert eine Hilfskajje unter den Wrbeitern der Tabalmanufaltur 
Schereſchewslis. Dieſe Hafen, die früher in jeder Fabrik ertra 
gegründet waren, wurden dann zu einer einzigen großen Kaſſe ver- 
ſchmolzen. Aber die Statuten diefer Kaffe find erft im Jahre 1885 
von der Regierung gejetlich anerfannt worden. Die Statuten der 
Kaffe der Weber und Spinner von Bialyftof, der größten unter 
diefen allen, find im Jahre 1885 beftätigt worden. Die Mitglieder 
der Kaffe waren gegen 1000 Mann. Der Beitrag zu 20 Kopelen 
im Monat wurde während der Epidemien verdoppelt. Die Kaſſe 
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gab den Kranken 2 Rubel 80 Kopelen wöchentlich im Laufe eines 
Jahres, 18 Rubel für die Beerdigungskoften eines ihrer Mitglieder, 
12 Aubel für die Beerdigungsfoften feiner Frau, 6 Rubel für die 
feines indes. Im Gouvernement Kowno bejtehen Hilfskaffen in 
der Stahlgießerei von Rekoſch in Kowno (feit 1880), in der Aftien- 
gejellfichaft der Metallfabriten im Kownoer Bezirk (feit 1883), in den 
Eifenwarenfabrifen der Gebr. Tilmans in Kowno (feit 1899). Die 
Komnoer und Grodnaer Gouvernements nehmen nad) ihren Arbeiter- 
organifationen einen ganz befonderen Pla unter den ruffischen 
Gouvernements ein und gehören eher zu den fulturellen Grenzmarlen 
Rußlands als zum inneren Rußland. Auch an den Fabriken der 
Oftfeeprovinzgen gibt e8 Hilfskaffen. Seit dem Jahre 1877 find in 
Kiga 5 Hafen gegründet worden. Die bedeutendfte unter ihnen ift die 
Unterftüßungs= und Beerdigungskaſſe in der ruffifch-baltifchen Waggon- 
fabrif, die im Jahre 1877 gegründet wurde, und der „Frühlings- 
verein“. In Libau gibt es 4 Kaſſen. In den eigentlich ruffifchen 
Gouvernements find fie nur dürftig verbreitet. Die Entwidlung der 
Hilfskaffen Hat erft in der Mitte der 90er Jahre begonnen. Die 
erite Kaſſe war in Tula von den Wrbeitern der Patronenfabrif im 
Jahre 1885 gegründet worden. Über der Zentralpunft für derartige 
Erperimente wurde Charkow. Bereit8 im Jahre 1885 wurde dafelbit 
der Plan zur Gründung einer Hilfskaffe an der Mafchinenbaufabrif 
von Helferih-Sale ausgearbeitet. Die Arbeiter diefer Fabrik nahmen 
ebenfall® an der Organifation des „Charkower Hilfsvereins“ großen 
Unteil, der im Jahre 1898 entjtanden ift. Der Verein hat wirkliche 
Mitglieder, beitragende Mitglieder und Ehrenmitglieder. Wirkliche 
Mitglieder können Schloffer, Drechsler, Schmiede, Tifchler, Eifen- 
gießer und ſonſtige ftändige Fabrifarbeiter werden. Es gibt drei 
Kategorien der Bereingmitglieder — je nachdem die Beitretenden 
1 Rubel, 75 Sopefen oder 50 Kopeken monatlich zahlen. Die Mit- 
glieder von der erjten Kategorie fünnen am zmeiten Sabre des 
Beitandes des Bereind 11 Rubel monatlich befommen; in den 
folgenden Jahren wird je 1 Rubel hinzugefügt, bis nach Ablauf von 
10 Jahren; die von der zmeiten Stategorie befommen 8 Nubel 
25 Kopeken mit einer jährlichen Zugabe von 75 Kopeken; die von 
der dritten Sategorie befommen 5 Rubel 50 KRopefen und 50 Kopeken 
Zulage. Nach 20 Jahren der Beitragsleiftung werden die betreffenden 
Mitglieder weiterer Zahlungen enthoben. Die ordentlichen Mitglieder 
find verpflichtet, die Vereingleitung über alle ihnen bekannten vafanten 
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Plätze, die von den VBereinsmitgliedern bejegt werden fünnten, Nach» 
richt zulommen zu laffen. Die Bereinsleitung hilft auch den Mit- 
gliedern durch Vermittlung 'von Stellen. 1902 wurde dem Berein 
ein Arbeitsnachweisbureau beigegeben. Unterftüßungen werden an 
ordentliche Mitglieder und an deren Familien je nach dem Gutachten 
der Leitung gewährt. Arbeitslofen wird im Laufe von 2 Monaten 
Unterftügung gegeben, die weitere muß von der Generalverfammlung 
bemilligt werden. Ueber den Tag und Ort der Generalverfammlung 
muß der Chef der Iofalen Polizei verftändigt werden. In der Ver— 
fammlung können nur die in der Einladung beftimmten, zum 
Wirkfungsfreis des Vereines gehörenden und dem Polizeichef befannt- 
gegebenen Fragen verhandelt werden. Derzeit zählt der Charkower 
Verein gegen 1000 Mitglieder, darunter größtenteils mechanifche 
Arbeiter. Der Berein fördert auch die geiftigen Intereſſen der 
Arbeiter, er gründete eine ziemlich große Bibliothek und ergriff die 
Snitiative zur Einberufung eines Kongreſſes der Vertreter fämtlicher 
ruffiicher Hilfsvereine. Vor einigen Monaten ſchloß er fich durch 
eine Rejolution den politiichen Forderungen der Freiheitsbewegung 
in Rußland an. 

Beionders große Verbreitung finden die Hilfskaffen und »Vereine 
bei den Eifenbahnern. Bis zu den 80er Jahren waren fie jelten. 
Aber das Gefet vom 30. Mai 1888 über die Penfions- und Spar= 
faflen der ruffifchen Eifenbahnen verpflichtete jede Eifenbahngejell- 
Schaft, Penſionskaſſen oder Hilfs- und Sparkaffen für ihre Arbeiter 
und Angeftellten zu gründen. Der Unterfchied zwiſchen diefen Kaſſen— 
typen ift der, daß die Hilfskaſſen nur eine einmalige Unterftügung, 
die Penſionskaſſe lebenslängliche Benfion gewähren. Die Kaſſen 
unterstehen größtenteil® der Kontrolle des Eifenbahnminifteriums 
und werden von Ausfchüffen verwaltet, deren Obmann die Verwalter 
der Bahnen, und deren Mitglieder zur Hälfte ernannt, zur Hälfte 
von den Kafjenmitgliedern gewählt werden. Für die Bahnarbeiter 
und Angeftellten ift der Mitgliederbeitritt obligat. Die Eifenbahn- 
gejellichaften fteuern ’/, der Saffenmittel bei, die Arbeiter und An» 
geitellten bis ?/s, indeffen gehört in der Verwaltung der Kaſſe der 
Eifenbahngefellichaft mehr als die Hälfte aller Stimmen. Mit anderen 
Morten, die Mitglieder werden um ihr gutes Recht geprellt. In 
einer der Berfammlungen der Arbeiter der mechanischen Indujtrien 
in Moskau vom Jahre 1901 murde darauf hingewieſen, daß Die 
Eiſenbahnkaſſen ungulänglich funktionieren. Die Arbeiter meiden fie, 
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da den Berechnungen in den Penſionskaſſen nicht der ganze Verdienſt, 
ſondern der Taglohn zugrunde gelegt wird, wobei aber die Eiſen— 
bahnverwaltungen am Ende der Friſt den Lohn des Arbeiters 
reduzieren, um ihn vor der Penſionsfriſt los zu werden oder die 
Zulage zu ſeinen Erſparniſſen ſeitens der Eiſenbahn zu verringern. 
Manchmal werden die Arbeiter einfach entlaſſen, damit man ihnen 
keine Penſion zu zahlen brauche. Zu Beginn des Jahres 1898 betrug 
die Zahl aller Eiſenbahnkaſſen nach der Berechnung von Reitlinger 
gegen 250,000. 

Unabhängiger von den Behörden und der Adminiſtration ſind 
die Eiſenbahn- und Fabrikkonſumvereine der neueſten Formation, 
die ſich nur in ſeltenen Fällen aus den früheren Fabrikläden ents 
widelt haben. Die theoretifche Propaganda der Konſumvereine it 
im Jahre 1869 vom ruffifhen Marriften N. Sieber, den Marx für 
einen feiner beften Schüler bielt, eingeleitet worden. Er bat eine 
Brofhüre über die Konſumgenoſſenſchaften“ (Kiew 1869) und dann 
einige Artikel über diefe Frage im „Kiewljanin“ vom Jahre 1870 
veröffentlicht. Bon den 951 Konfumvereinen, die in Rußland erxiftieren, 
entfallen 181 auf die Fabriken, 46 auf die Eifenbahnen, welche zu— 
fammen gegen 150,000 Mitglieder und Abnehmer aus der Arbeiter- 
Elafje zählen. Den größten Konfumverein bat die Bermer Eifenbahn- 
gejellichaft; er zählt gegen 12,000 Mitglieder. Erſt neulich bat der 
Gouverneur die Bibliothef dieſes Vereins gefchloffen. Dann find 
auch Gewerkſchaften von Arbeitern, die außerhalb der Fabrilen 
ſtehen, frequentiert, wie 3. B. von den Buchdrudern und Kommis. 
Die Buchdruder find übrigens die Pioniere der Arbeiterorganifation. 

Aus dem vorigen ift erfichtlih, welche Schwierigkeiten bie 
legalen Wrbeiteraffoziationen in Rußland zu überwinden batten und 
noch haben. Wenn die Regierung auch welche bewilligt, jo gejchieht 
es nur dazu, um fie für ſich außzubeuten und die Entftehung illegaler 
Affoziationen zu verhindern. Wir fahen, daß die Arbeitervereine 
Rußlands gegenfeitige Hilfe, nicht Kampf zum Zweck haben. Deshalb 
find die illegalen Vereine troß der graufamen Berfolgungen jeitens 
der Regierung eine unvermeidliche Ergänzung der legalen geworden. 
In den weſtlichen Provinzen ſtand der fozialdemofratifhe „Bund“ 
vom Anfang an in enger Berbindung mit der gewerkſchaftlichen 
Bewegung des jüdifchen Proletariats, das am meiften für die Orga 
nifation geeignet ift. In der zweiten Hälfte der 90er Jahre und zu 
Beginn des Jahres 1900 Haben ſich unter dem Einfluß der ſchnell 
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um fich greifenden Streifbewegung in den meitlichen Provinzen 
zahlreiche Arbeiter⸗, Kaſſen“ und auch gewerbliche Verbände gebildet, 
von denen die der Borftenmader und Gerber im Slajfenfampf der 
Urbeiter der weſtlichen Provinzen eine große Rolle fpielen. Der 
Verband der Gerber entitand infolge des allgemeinen Gerberitreifs 
in Smorgonj, der zwei Monate anhielt und die Solidarität der 
jüdischen, polnifchen und Litauifchen Arbeiter bewies. Als die Regie— 
rung fah, daß die Arbeitervereine troß der drafoniihen Maßnahmen 
immer mehr anmuchfen, verfiel fie (diesmal in der Perſon des 
Minifter8 des Innern) auf einen türkifchen Kniff, der den Namen 
„Subatowtum“ nach dem Chef der Moskauer Bermachungsabteilung 
Subatom erhielt. Diefer begann nicht bloß in den Fabriken die ge= 
wählten Arbeiterälteften und allerlei Vereine zu organifteren, fondern 
fogar Repetitionen von Streifen und Maffendemonftrationen zu ver= 
anftalten. So find ſolche fünftlid) in den Fabriken von Goujon und 
Danilow hervorgerufen und eine ungeheure Arbeiterdemonftration 
von 50,000 Mann, die einen Kranz auf das Denkmal Aleranders 1. 
auflegten, arrangiert worden. Der Agent Subatows, Schajemitjch, 
gründete in Odeſſa einen Arbeiterverein, der zur Zeit des General- 
ſtreils, dieſes grandioſen Streils vom Juli 1903, der von Baku 
ausging und ganz Südrußland umfaßte, eine gewiſſe Rolle fpielte. 
Natürlich find die Fabrilanten, die nichts von der „höheren Politik“ 
veritanden, durch diejes Treiben jehr beunruhigt worden. Die Suba- 
tomfchen Berfuche, wie auch feine Berjönlichkeit, jchienen ſehr verdächtig. 
Die Taktik der Stadt und Gouvernementsbehörden gingen fchroff 
auseinander. Während die Bewachungsabteilung in Moslau ihre 
Emiffäre in die Fabrilen von Moskau und de8 Gouvernements, ja 
fogar der benachbarten Gouvernements ausjfandte, um Arbeiterorgas 
nifationen zu gründen und Streifrepetitionen zu arrangieren, befahl 
der gemwejene Mosfauer Gouverneur, der jeßige Minifter des Innern, 
Bulygin, diefe Emifjäre jenfeit® des Weichjelbildes der Stadt zu 
verhaften und fie dem damaligen Bolizeimeijter Trepomw zu über- 
geben. Diejer befreite fie jedoch fofort wieder, und fie gingen wieder 
auf Erkurfionen aus, biß der Skandal zu auffallend wurde und 
Subatom aus Moskau weggeichafft werden mußte... Dann aber bat 
diefe eigentümliche Tätigkeit in Moskau aufgehört. Beinahe dasſelbe 
wiederholte fi) dann in Peteröburg, wo die Unternehmungen Suba— 
tows von Plehwe gutgeheißen und gefegnet wurden. Der Boden 
war bier geeigneter als in Moskau, und auf dieſe Weiſe verbreitete 
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fih ein behördlich geſchützter „Polizeifozialismus“, der eine Reihe 
von Organifationen ins Beben rief, an deren Spibe folche energifche 
und tüchtige Agitatoren ftanden, wie der Prieſter Gapon. Die zu 
Beginn des Jahres 1901 genehmigte „St. Petersburger Vereinigung 
der Fabrik» und Mannfalturarbeiter” zählte am Ende desfelben Jahres 
bereit8 gegen 10,000 Mitglieder mit Monatsbeiträgen von 50 Kopeken 
bis 1 Rubel, mit 11 Filialflub8 in den verfchiedenen Teilen Beters- 
burg3 und in Kolpino. Dieſen 10,000 Arbeitern fchloffen fich gegen 
15,000 andere an, die die in den Klubs abgehaltenen Berfammlungen 
befuchten. Der Petersburger Generalftreil, der am 9. und 10. Januar 
(21.—22.) ungefähr 1050 Etabliffements und 250,000 Arbeiter und 
Arbeiterinnen umfaßte, dann das fozialiftifche Programm Gapons 
zeigten, daB e8 zu gefährlich fei, mit Feuer zu fpielen, da eben diefe 
meifterhafte Organifation die Arbeiter der Revolution näher brachte. 
Mebrigens haben das viele früher vorausgejehen, da es noch nie 
vorgelommen ift, daß die Bureaufratie, die ihren Zielen ganz unge— 
eignete Mittel dienftbar machen wollte, fi nicht in ihr eigenes 
Netz verwidelte. 

Der Brand, der an zwei entgegengejetten Enden Rußlands 
ausgebrochen war, in Petersburg (im Januar) und in Balu (im 
Dezember), wo der allgemeine Streil gegen 90,000 Arbeiter der 
Naphthagruben und fonftiger Betriebe vereint hat, wuchs und umfing 
bald alle Induftriegentren de ungeheuren Reiches. Aber die Leitung 
gehörte nicht mehr der legalen Organifation Gapons, fondern haupt- 
ſächlich den heimlichen fozialiftifchen Organifationen. Dabei richtete 
fi die grandioje Bewegung des Proletariats, die die gefamte Kultur 
mwelt verblüffte', nicht nur gegen die fapitaliftifche Ausbeutung, 
fondern auch gegen das unerträgliche politifche Regime. In letzterer 
Beziehung ift befonder8 charakterijtiih der Streit von Dwinsk 
(Dünaburg). In diefer Induftrieftadt wurde Mitte April an ſämt⸗ 
lichen Fabriken und Werkftätten die Arbeit eingeftellt, die Kommis 
verließen die Gejchäfte, die Hausbedienten die Häufer. Die Apotheler- 
gehilfen und die Bädergefellen arbeiteten nicht. Das Lofalblatt und 
die Telegramme blieben aus. Der Empfang der Waren an den 
Eifenbahnftationen mußte eingeftellt werden. Alle Gefchäfte, Bureaus 
und Bibliothefen waren geſchloſſen. Dem Streik jchloffen fi auch 

' An der Bewegung nahmen auch ſolche zum Stande der Arbeitenden gehörige 


Berionen teil die in Wejteuropa fidy von Streifen fernhalten, 3. B. Hausbediente, 
Näbherinnen uſw. 
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die Schüler der höheren Hlaffen an. In der Refolution, die fie in 
einer vom Direltor der Schule gejtatteten Berfammlung gefaßt 
haben, drüdten fie die Solidarität ihrer Wünfche mit denen aller 
ruffifchen Bürger aus. In der Stadt wurden in großer Anzahl 
Aufrufe verbreitet mit der Ueberfchrift: „Auf zum Kampfe“, „Auf 
die Straßel* Täglich wurden in der Stadt regierungsfeindliche 
Demonftrationen veranftaltet. Militärpatrouillen zu Fuß und zu Pferd 
poftierten die ganze Zeit hindurch in den Straßen. Es foll dort 
gegen 20 Tote und Berwundete gegeben haben. Am 19. und 21. Februar 
fanden die Beerdigungen der getöteten Arbeiter ftatt. Taufendlöpfige 
Mengen von Ürbeitern und Jntelleltuellen folgten den Särgen der 
GBetöteten. Am Friedhof wurden Reden gehalten und Lieder gefungen. 
Es waren ftürmifche Tage. Die Bourgeovifie hat buchftäblich gehungert 
und durfte nicht ausgehen. Am 21. Februar, nachmittags, erjchienen 
Proflamationen, die von der „ruffifchen jozialdemotratifchen Partei“ 
und vom „Bund“ gezeichnet waren. Es hieß dort, die Arbeiter hätten 
duch ihren fünftägigen folidarifchen Streif die ganze Stärke des 
Dwinsker Proletariats gezeigt und ftellten noch an demfelben Tage 
den „politifchen* Streik ein. Sämtliche Gejchäfte wurden wie Zauber= 
ichlag fofort wieder geöffnet, und das Leben trat allmählich in das 
gewöhnliche Geleiſe ein. 

Das Ergebnis diefer Bewegung, die lange noch nicht abge= 
ichloffen ift, und die den früheren Kampf der rufjifchen Studenten 
ſchaft (im ganzen etwa 70,000 Berfonen) und der vorgefchrittenen. 
ruffiichen Intelligenz, die in diefer Hinficht höher fteht, als die aller 
anderen Völker, wir fagen, das Ergebnis diejer revolutionären 
Bewegung ift der nahe Anbruch der politiichen Freiheit und die 
Berbeiferung der Lage der arbeitenden Klaſſen. Diefes letztere, fich 
ausfchlieglich auf die Arbeiter beziehende Refultat werden wir bier 
berühren. In den Eifenbahnmerfftätten hat die Regierung feit Mitte 
April überall den neunftündigen Arbeitstag eingeführt. Dies gejchah. 
auch in den Werkſtätten der Marine-Berwaltung. Die Naphtha— 
induftriellen von Baku haben gleichfall8 den Arbeitstag auf 9 Stunden. 
reduziert und den Wrbeitslohn erhöht. Dasfelbe geſchah in den 
Fabriken von Warſchau, in der Obuchomwer Stahlgießerei in Peters— 
burg und in den Drudereien von Minsk und Poltama. Der acht— 
jtündige Arbeitstag wurde in Petersburg eingeführt und zwar: in 
der Fabrik für militärärztliche Mittel, in der Patronenfabrif, in der 
Möbelfabrit von Melzer. Dann wurde der Achtitundentag eingeführt. 
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in der Karjukower Zuckerfabrik Brodskis in Sosnik, in den Zuder- 
fabrifen des Gouvernements Kiew, in den Wladimoftofer Bergmerfen, 
in den Bergmwerfen von Ddeffa, in den Schmieden von Bobrujst, in 
der großen Manufalturenfabrif der Gebr. Moroſow in Twer (8'/, St.), 
für die Seber in Samara und Tomsk, für die Handelsangeftellten 
in Lodz und die Trammayarbeiter von Tiflis. In einer großen 
Anzahl von Fabriken (in Charkow, Odeſſa, Riga), dann in den 
MWerkftätten von Kiſchinew und in Gefchäften von Tomsk ift der 
Behnftundentag eingeführt worden. Den Arbeitern ift e8 gleichfalls 
gelungen, in vielen Orten die Erhöhung des Arbeitslohnes und die 
Befeitigung der Fabrilantenübergriffe durchzufegen. So ergab fi 
in einer Konferenz der Fabrifanten vom 18. April in Kowno, die 
vom Gouverneur anläßlich der Arbeiterunruhen einberufen worden 
war, daß der Arbeitslohn für 73°/, aller Arbeiter de8 Gouvernements 
erhöht und die Arbeitszeit um 5'/. Stunden wöchentlich für 79 %/o 
der Arbeiter reduziert wurde. Natürlich find diefe Lohnerhöhungen 
keineswegs fo bedeutend im Verhältnis zu den hohen Dividenden, 
die die ruffifhen Induftrien den Fabrilanten abwerfen. So 3. B. 
betragen die Dividenden der Naphthainduftrien von Nobel in Baku 
70°. Es ift ja leider nicht zu verfennen, daß der Gewinn von 
Induftrielapital in Rußland, wo das Sapital teuer ift und die 
Intelligenz dem Staatsdienfte zuftrebt, größer jein muß, als in 
MWefteuropa, wo die Jnduftrie alt und das Kapital billig ift. Aber 
die übermäßigen und mühelo® erworbenen Gewinne verlangjamen 
den technifchen Fortichritt und ermöglichen den Fabrilanten, in der 
trägen Gemohnheit zu verharren. Das Fehlen der ausmärtigen 
Konkurrenz wirft in Rußland um fo jchädlicher, als auch bis vor 
furzem der zweite Faltor, der im Weiten neben der Konkurrenz den 
technifchen Fortichritt förderte, fehlte, nämlich die Arbeiterbewegung, 
die einen Drud von unten ausübt. Nach den Behauptungen von 
v. Schulge-Gaevernig verdanken in England viele Entdedungen ihre 
Entftehung für den Schuß des Kapitals gegen den Arbeitslohn. 
Die technifche Höhe, die Amerika erreicht hat, beruht zmeifelgohne 
auf einem hohen Arbeitslohn und der hohen Stellung, die fich Die 
Arbeit dort errang. 

Somit hängt die ölonomifche und politifche Zukunft Rußlands 
von der ruffifchen Arbeiterbewegung ab, der fich auch da8 Bauerntum 
anfchließen wird, das für die fozialiftifchen Jdeen nicht minder 
empfänglich ift, ald das italienifche oder ungarifche. Leider gibt e8 
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noch in Rußland keine vereinigte, große ſozialdemokratiſche Partei, 
die ihrem Arbeitsprogramm nicht nur die Experimente der deutſchen 
Sozialiſten, ſondern auch der belgiſchen und italieniſchen zugrunde 
legen würde. In einer ſolchen Partei würden nicht nur Plechanow, 
Arelrod, Saffulitih, Parvus, Martow, Lenin, Tſchernow, Ruffanom, 
Rubanowitſch, ſondern auch Gapon, Poſſe, Akimow, Kritſchewski 
und andere Sozialiſten, die ihre Feder in den Dienſt der großen 
Sache der politiſchen und beſonders der wirtſchaftlichen Befreiung 
des Proletariats geſtellt haben, Platz finden. ! 


‚Als Hilfsquellen zu dieſem Aufſatz dienten außer verſchiedenen Berichten 
und Notizen in der periodifchen Preſſe folgende Werke: E. Dementjew: „Die Fabrik, 
was fie der Benölferung gibt und was fie ihr nimmt“, Moskau 1897; A. Iſſajew: 
Prinzipien der polit. Oekonomie, Petersburg 1905; M. Tugan-Baranowski: Die 
ftatiftifchen Bilanzen der inbuftriellen Entwicklung Rußlands, Petersburg 1898; 
Id.: Rußland am Ausgange des XIX. Jahrhunderts, 1900; M. Kowalewski: Die 
wirtichaftlihe Struktur Rußlands, 1901; W. Swjatlowsti: Der Fabrifarbeiter, 
Warihau 1889; G. v. Schulze-Gaevernig: Volkswirtichaftlihe Studien aus Ruß— 
land; W. Iljin: Entwidlung des Kapitalismus in Rußland, Petersburg 1899; 
M. Lunz: Die Arbeiterfrage und die Fabrifgejeggebung in Rußland, in der Zeit: 
ſchrift „Rußkoje Bogatitwo*, Heft 4, 1904; R. Yuremburg: Die induftrielle Ent: 
widlung Polens, Petersburg 1899; M. Tugan-Baranowski: Die rufliihe Fabrik, 
Petersburg 1903 (auch deutih); G. Tigranow: Die Tätigkeit der Bergwerkvereine, 
Petersburg 1895 und 1907; N. Reitlinger: Hiftoriiche Skizze der Maßnahmen zur 
Verfiherung der Gijenbahner, Betersburg 1900; A. Mikulin: Die Organijation der 
gegenjeitigen Hilfe, Odeffa 1900 ; S. Gatiſchtſchew: Die Hilfsvereine in Nußland, 
Petersburg 1902 (aus der Zeitichrift „Anduftrie und Gejundheit”); A. Kolytſchew: 
Die Handelsangeftellten und ihre Not, Jaroslaml 19055 W. Poſſe: Theorie und 
Praris des Sozialismus, Genf 1905; Martow: Abjolutismus und Streife, Genf 
1902; Stolzew: Das Gefeg vom 2. Juni, Genf 1897; Der Bakuftreif im Dezember 
1904, Genf 1905. 
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Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in 
indnftriellen Betrieben. 


Bom Haufmännifchen Berein in Bafel im Januar 1906 
prämierte Preisarbeit. 


Von Rudolf Baumann, Baiel. 


(Schluß.) 


VI. 

Größern Erfolg haben unſtreitig neben dem Taglohn⸗ und 
Stücklohnſyſtem die auf Kapitalbeteiligung und Prämien fußenden 
Lohnſyſteme. Dem Gewinnbeteiligungsſyſtem kommt am nächſten die 
Kapitalbeteiligung. Beide Syſteme laſſen die Arbeiter partizipieren 
am Gewinn des Betriebes. Während aber die Ausdehnung der 
Gewinnbeteiligung ſtationär bleibt, breitet ſich die Kapitalbeteiligung 
hauptſächlich in Nordamerika immer mehr aus. Wir haben bereits 
in Ziffer IV gejehen, wie die Kapitalbeteiligung ſehr oft mit dem 
Anteiliyftem oder aber mit Prämien fombiniert wird, und haben 
auch Fälle unterfcheiden können, da die Stapitalbeteiligung der Arbeiter 
zu einem madtvollen Faktor im Betriebe herausgewachſen ift (Leclaire), 
während fie in andern Unternehmungen wieder mehr Bagatellfache 
blieb und bleiben wird. Während eben die einen die wirkliche 
Beteiligung der Arbeiter am Geſchäfte anftreben (mit der Produktiv⸗ 
genoffenjchaft als notwendigem Endergebnis), legen die andern einzig 
Wert auf eine befcheidene, für die Leitung ohne Einfluß bleibende 
Teilnahme, die aber genügt, ftabileren Arbeiterftand herbeizuführen. 
Daß die erftere Form von Beteiligung jehr vorteilhaft ift, jo lange 
noch gewiſſe felbftändige Leiter den Oberbefehl in Händen Haben, ift 
wegen dem da8 Intereſſe jehr fördernden Endziele, anzunehmen. 
Sobald aber da8 Unternehmen am Scheidewege fteht, wo die abjolute 
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Betriebsform in die genoflenjchaftliche übergeht, dürfte auch der 
Erfolg auf feinem Höhepunfte ftehen. Nachher gilt das Sprichwort: 
„Biel Köpf’, viel Sinn“, mit all’ feinen verhängnisvollen Folgen. 

Wohl am leichteften läßt fich die Kapitalbeteiligung in Aktien— 
gejellichaften und ähnlichen Organifationen einführen. Es find denn 
auch Fälle von Kapitalbeteiligungen in ſolchen Betrieben viel zahl» 
zahlreicher al3 in denjenigen von Einzelperjonen. Es erflärt fich 
das ſehr einfach aus der klaren und unzweideutigen Beſtimmung 
über den Geminnanteil in Altiengefellfchaften und auch darum, meil 
in Aftiengefellihaften perjönliche Rüdfichten (auf den Inhaber zc.) 
entweder wegfallen oder doch fehr in den Hintergrund treten gegen= 
über den Intereſſen der Altionäre. 

Sieht man Leclaire ab, der allen Ernites der Produktivgenoſſen— 
Schaft zuftrebte, jo findet man als den Zwed der Beteiligung der 
Arbeiter einzig das Beftreben, die Arbeiter am Betriebe zu intereffieren 
und fie dort zu halten, nicht aber, um ihnen ſpäter einen entfcheidenden 
Einfluß auf die Gefchäftsleitung einzuräumen. So hat der befannte 
amerifanifche Stahltruft die Stapitalbeteiligung eingeführt, um die 
Arbeiter feiner zahllofen Einzelbetriebe für da8 Ganze zu intereffieren. 
Die Organifation macht jedoch, entjprechend dem bisherigen Verlauf 
ber modernen Wirtichaftspolitif einen feinen Unterjchied zwiſchen 
Beamten in leitenden und verantwortlichen Stellen und den Ange- 
hörigen der großen Arbeiter und Angeſtelltenmaſſen. 

Sie geht von der richtigen Erwägung aus, daß in dem koloſſalen 
Betriebe die Funktionen der leitenden Männer am wichtigſten find, 
und das es hauptjächlich gilt, diefe auch für das Unternehmen zu 
begeiftern, nicht nur, fie an dieſem feltzubalten, während für die 
Arbeiter nur das leßtere in Betracht fallen fann. Zu dem Zwecke 
wird dem Jahresgewinn eine gewiffe Summe (1902: 2,000,000 Doll.) 
entnommen und diefer Betrag zum Auflauf von Vorzugsaltien ver— 
wendet. Diefe Altien find zu 7 Prozent verzinslich und werden den 
Arbeitern zu billigem Kurſe, der jedoch nach den Börfennotierungen 
variiert, überlaffen. Getilgt wird die Summe durch monatliche 
Gehaltsabzüge; fobald der Titel bezahlt ift, erhält der Arbeiter die 
unbeſchränkte Verfügung über diefen. Eine höhere VBerzinfung fommt 
den Altien feinesfall® zu. Diejenigen Arbeiter, die zu Ende des 
Jahres noch im Befite der Aktie find und fich duch Zeugnis über 
die ununterbrochene und erfolgreiche Tätigkeit im Truſte ausweiſen, 
erhalten eine Brämie von 5 Dollar pro Aktie. Die Prämie, die 
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für jede von Ürbeitern gezeichnete Vorzugsakltie hereit geftellt wird, 
fallt für Aktien, deren Inhaber nicht mehr im Dienfte des Truftes 
ftehen, in einen Fonds, der vierteljährlich unter die Angeftellten 
verteilt wird. Bei einem Anlaufspreis von 82,5 repräjentiert alfo 
die Altie inklufive der Prämie eine Berzinfung von 12 Prozent. 
(Diefen Angaben find die entfprechenden Zahlen von 1902 zu Grunde 
gelegt, neuere exiſtieren gedrudt nicht). 

Die verantwortlichen Leiter und Beamten dagegen erhalten 
feinen firen Zufchuß, jondern prozentuale Anteile an dem nad) Abzug 
der Einlagen in den Refervefonds, der VBerzinfung der gewöhnlichen 
und Vorzugs⸗Aktien verbleibenden Reingeminne. Ye größer der Ge- 
winn, umfo größer der Prozentfag. Dieſe Anteile werden in einen 
Fonds gelegt, deſſen eine Hälfte den Beamten in vierteljährlichen 
Zeilzahlungen ausbezahlt, die andere Hälfte zum Anlauf von Vorzugs⸗ 
Altien verwendet wird. Der Beamte genießt fogleich die volle Divi- 
dende diejer Altien, diefe felber geht auch zur Hälfte in jeinen Beſitz 
über, während die andere Hälfte ihm nad) Berfluß von fünf Jahren 
zuſteht. Tritt ein folcher Beamter vorher aus, jo geht er diefes 
Hälfteanteils verluftig, der nun den übrigen Beamten gleichmäßig 
anfällt. 

In ähnlicher Weife ift die Hapitalbeteiligung eingeführt in zwei 
großen amerikaniſchen Eifenbahngefellichaften, der Illinois Central 
Railroad feit 1896 und in der Northern Railway. Beide verlaufen 
Altien und verzinjen fie zu feſten Säßen, 4 und 7 Prozent. So 
wären noch viele Fälle aufzuzählen. 

Dies find die beiden großen Kategorien von Sapitalbeteiligungen, 
nämlich, diejenigen nach Art Leclair mit allmählicdem Uebergang 
der Arbeiter zu den Unternehmern, und diejenigen in diefen großen 
Betrieben, wo folche Arbeiter und auch Beamte nur in geringem 
Maße Unternehmerqualität erreichen. Dies ſchon deshalb, weil es 
den Inhabern zufteht, die Summe der Aftien, die in die Hände der 
Arbeiterfchaft zu gelangen haben, zu beftimmen. 

Was nun die Organifation der SKapitalbeteiligung und der 
Gemwinnbeteiligung diefer letztern Betriebe anbelangt, jo ergibt fi 
aus ihr fehr deutlich, daß die Beteiligung der Arbeiter einzig ein 
„Sparhafen“ und dabei ein Mittel ift, ihn an den Betrieb zu fetten. 
Dadurch, daß die Aktien nach feiten Säßen verzinft werden, gleichviel 
ob ein bejonders günftiges Jahr dahinter liegt, ift deutlich gezeigt, 
daß nicht beabfichtigt ift, den Mrbeitern befonderes Intereſſe am 
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Betriebe einzuflößen. Diefe Tatjache wird auch von den beteiligter 
Gejellichaften zugeftanden. Sie entjpricht aber auch dem, was gegen= 
mwärtig erreichbar und möglich ift und ein Bedenken kann nur ob- 
walten über das Riſiko, daß die Arbeiter laufen, indem fie der 
Unternehmung ihre Spargelder anvertrauen. Für die Unternehmer 
bedeutet fie eher Vorteil, indem fie dadurch in den Beſitz von Kapitalien 
gelangen. Neben dem Umijtand, daß feit verzinit wird, ift dieſe 
Beteiligung als Lohnſyſtem auch unvolllommen deshalb, weil Arbeiter 
der unterften Gehaltsfategorie gleich viel Aktien erwerben fönnen. 
Bon einer Belohnung von bejonderer gemwinnbringender Tätigkeit ift 
demnach feine Rede. Selten auch erlangen die Arbeiter Einfluß auf 
die Geichäftsleitung. 

Bei den verantwortliden Beamten ift die Kapitalbeteiligung 
mit der Geminnbeteiligung fombiniert. Einmal ſoll der Beamte im 
Sintereffe des Unternehmens Aktien erwerben, dann ſoll er aber auch 
neben der Dividende einen befondern Gemwinnanteil erhalten. Das 
entjpricht ganz dem, was in den vorftehenden Abjchnitten über die 
Gemwinnbeteiligung gejagt ift, nämlich: daß die Leiter eines jo großen 
Unternehmen? den Geminn mehr beeinflujjien. Was die Gewinn— 
beteiligung felber anbelangt, jo ift fie allerdings auch nicht ſehr 
vollkommen ausgebildet, aber jedenfalls eher am Plate, als bei der 
großen Maſſe der Arbeiter. 

Yedenfall kann die reine Kapitalbeteiligung nicht als Lohn— 
ſyſtem aufgefaßt werden, fondern fie gebt neben einem ſolchen ber. 
Diefes letztere gut zu organifieren dürfte dafür bürgen, daß auch die 
Kapitalbeteiligung ihren Zielen gerecht werden kann. Die beim 
Stahltruft kurz gefchilderte Organifation dürfte in dieſer Hinficht 
ſehr angebradt fein. Leider find biß heute noch feine genauen 
Refultate befannt geworden, wenigftens feine, die gedrudten Quellen 
zu entnehmen mwären. 


vn. 


Am beiten fährt der Arbeiter, wenn ihm die effektive, geleiftete 
Ürbeit vergütet, fein Einkommen fomit nicht von unberechenbaren 
Faktoren abhängig gemacht wird. Taglohn, Stüd- (Akkord⸗) Lohn 
mit feinen zahlreichen Abarten, alle diefe Syfteme bezwecken diefe 
direlte Vergütung. Gerade die beiden erfteren Syfteme haben eine 
ungeheure Verbreitung gefunden, und auch das Prämienſyſtem erfährt 
eine Entwidlung, gegen die diejenige der Kapitalbeteiligung und der 
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Geminnbeteiligung in kurzem feinen Vergleich mehr aushalten wird. 
Jedem der drei Syfteme haften gewiſſe Bor» und Nachteile an; das 
eine ift am Plate da, wo da® andere unzweckmäßig, ja ruinds wäre. 
Am fchlecteiten, wenn auch am meitverbreitetiten ift mohl das 
Taglohnſyſtem; e8 bietet befonders fähigen Köpfen fpeziell in der 
jegigen Zeit gar feinen Anfporn, wogegen doch immerhin Stüdlohn- 
und PBrämieniyftem, wenn wohl bin und wieder angefeindet, noch 
einen folchen Reiz in fich bergen. Den einen großen Vorzug haben 
aber alle drei: fie geben dem Arbeiter ein fireß, genau zu berechnendes 
Einlommen, und er weiß, daß, je mehr feine perfönliche Tätigkeit 
zunimmt, er wenigſtens bei den beiden le&ten Syitemen in jedem 
feriöfen Gejchäfte die Früchte feines Fleißes vergütet erhält, ohne 
Rüdfiht auf Fehler und Nacläffigkeiten feiner Kollegen und auf 
die Fähigkeiten der Leitung. Der geſchickte Arbeiter hat in allen 
diefen Fällen feine UInterhaltungspflicht gegenüber untüchtigen Arbeitern, 
und anderjeit8 wird es diejen leßteren Arbeitern nicht möglich, fich 
auf often der Arbeit diejer fähigeren Leute zu erhalten. Und reden 
wir ausfchliegli von den Stüdlohn- und Prämienſyſtemen, fo ift 
zu beobadten, daß dieje den Arbeitern ein größeres Interefje an 
ihrer Arbeit einflößen, al® es die Geminnbeteiligung für das 
Unternehmen vermag. In Betrieben mit großem Berfonal kommt 
e8 auf das gleiche heraus, ob fich das Intereſſe der Arbeiter auf 
die vor ihnen liegende Arbeit oder auf das Geſchäft als ganzes 
fonzentriert; auch im leßtern Falle werden fie nichts meiter tun 
fönnen, als möglichft gute und möglichſt raſche Arbeit zu leiften. 

Es wäre unmöglich, bier alle Prämienſyſteme zu beiprechen. 
Die Stücklohnſyſteme find bekannt. Sie wechjeln in ihrer Organifation 
je nach der Brandhe und dem Geſchäftsumfange. Ganz gleich die 
Brämienfyfteme, nur ift bier dem freien Ermefjen des Leiter noch 
größerer Spielraum gelaffen. Die Prämien erftreden fich ſowohl 
auf die Erfparniffe an Material und Werkzeugen, als auch auf die 
Erjparnifje an Zeit. In der Einführung der Prämien in großem 
Maßſtab find uns auch bier die Amerilaner vorangegangen und 
zwar iſt e8 ein Syſtem, daß in der dortigen Majchineninduftrie 
eingeführt ift und einen großen Umfang anzunehmen verfpridt. 
Nach diefem Syftem, das neueften Datums auch auf die Admirali— 
tätswerften der Union ausgedehnt worden ift, wird dem Arbeiter 
ein gewiſſes Werkſtück zugemiejen, und für dieſes auf Grund lang- 
jähriger Erfahrung die normale Arbeitszeit zum Voraus beftimmt. 
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Stellt der Arbeiter dieſes Werkſtück nun vor der feſtgeſetzten Zeit 
fertig, ſo erhält er eine Prämie nach beſtimmtem Plane; je größer 
die Zeiterſparnis, deſto größer die Prämie. Dies mag ſehr zweck— 
mäßig fein. Um Strudelei und Haft zu vermeiden, hätte eine intenfive 
Aufficht zu walten. Die Feftfegung der Arbeitszeit für ein einzelnes 
Werkſtück jet große Erfahrung voraus; machen fich in diefer Be- 
urteilung zu große Unterjchiede geltend, jo wird ftatt des vermeint- 
lichen guten Zwecks Streit und Hader entitehen. 

Sicher ift, daß alle diefe Syfteme von den Arbeitern der Ge— 
mwinnbeteiligung im allgemeinen noch vorgezogen werden, und e8 ift 
nicht zu verfennen, daß fie beiden Teilen größere Befriedigung 
gewähren als das Anteiljyftiem, in der Großinduftrie am eheften. 
Es wird deshalb auch unabläffig an der Bervolllommnung diefer 
Syiteme gearbeitet und das, wie die Statiſtiken ausmeifen, mit 
beträchtlihem Erfolg. Auf jeden Fall wird auch hier die vorgefaßte 
Meinung, mit der man an die Einführung folcher Syfteme herantritt, 
für den Erfolg in erſter Linie maßgebend fein. 


VII. 


Fallen wir das Ergebnis unjerer Erörterungen zufammen, fo 
ergibt fi daraus in eriter Linie, daß die Berbeitung der Gewinne 
beteiligung auf allgemeiner breitefter Grundlage nicht möglich ift, 
ihre Ausdehnung demnah in nächſter Zeit nicht wejentlich größer 
werden wird. Soll die Gemwinnbeteiligung mehr als nur eine Wohl: 
tätigfeitsinftitution, und ein gerechteres Lohnſyſtem fein als die bisher 
befannten Syfteme, fo ift dies einmal nur möglich da, wo der Betrieb 
ein „handwerksmäßiger“, d. h. ein folcher tft, in dem Gewinn oder 
Berluft fich beinahe ausfchliegli aus der perjönlichen Tätigkeit 
der Arbeiter ergibt, fpeziell auch in fapitalarmen Unternehmungen. 
Se größer und Fapitalfräftiger das Geichäft, je mehr die fpefulative 
Natur des Betriebs vorfticht, umfo eher verfagt die Geminnbeteili= 
gung entweder volljtändig, oder aber fie vermag fich über ein Wohl— 
tätigfeitsinftitut oder ein fchlechte® Lohnſyſtem nicht zu erheben. 
Dabei wird durch die fortwährende Konzentration der felbjtändigen 
Betriebe und der Kapitalien und durch die ftete VBervolllommnung 
in der Technik die Zahl der bandmwerlsmäßigen Unternehmungen 
mehr und mehr verringert, wodurch auch der Geminnbeteiligung 
viele ihrer Entwidlung günftige Momente entzogen werden. 

Dadurch, daß der Arbeiter nicht zahlenmäßig auch am Berluft 


partizipiert, und weil deshalb der Unternehmer für fein moralifches 
und finanzielles Rifilo einen entfprechenden Gemwinnanteil fordert, 
ift der bedeutendfte Grund der außerordentlichen Beſchränkung der 
Gemwinnbeteiligung gegeben. Die Arbeiter aber an diefem Berluft 
partizipieren zu laffen, geht ſchon deshalb nicht an, weil daß geringe 
Einfommen des Arbeiter, das knapp für die Dedung der notwen- 
digften Bedürfniffe Hinreicht, eine weitere Beichräntung für einzelne 
Jahre nicht erleidet, und weil die Arbeiterfchaft heute im allgemeinen 
in ihrer gefchäftsmännifchen Ausbildung noch nicht fo weit vorges 
jchritten ift, um derartige Schwankungen als unvermeidlich zu tragen. 

Wo aber die Gemwinnbeteiligung möglich ift, wäre bei ihrer 
DOrganifation hauptſächlich nad) möglichft direfter Einwirkung des 
Geminnanteild auf das Einkommen des Arbeiter zu trachten, ſoll 
das Syſtem gut funktionieren, am beften durch Barzahlung des Anteils. 
Ebenfo empfiehlt es fi, wenn ſchon Maßnahmen zum Feithalten der 
Arbeiter im Geſchäfte im Intereffe de8 Ganzen zugeftanden werden 
müffen, mit derartigen Maßregeln nicht zu weit zu gehen, die Arbeiter 
nicht von Organifationen 2c. abzudrängen. Man benimmt den Arbeitern 
damit ein großes Mißtrauen; fo lange dieſes befteht, ift eine gejunde 
Entwidlung des Syjtems überhaupt undenkbar. Handelt e8 fih um 
einen Betrieb mit intelleftuell höher ftehenden (ariftofratifchen) Ars 
beitern, ein für den Erfolg ebenfall3 nicht unmejentlicher Umftand, 
fo wäre diefen Arbeitern Gelegenheit zum Borfchlage von Verbeſſe— 
rungen zu bieten, Wettbewerbe unter ihnen zu veranftalten zc. ꝛcc. Dem 
Arbeiter einen maßgebenden Einfluß auf die Leitung einzuräumen, 
erfcheint einmal aus betriebstechnifchen und dann aus organifatorifchen 
Gründen dagegen nicht tunlid. Sodann wäre unbedingt die Herabs- 
fegung der Löhne bei Anlaß der Einführung der Geminnbeteiligung 
zu vermeiden; diefe eher noch zu erhöhen, dürfte zweckmäßiger fein, 
und würde auch mit den Erfahrungen harmonieren, die in dieſer 
Hinfiht ſchon gemacht worden find. 

Stet8 aber wird die Möglichkeit oder die Unmöglichkeit der 
Gemwinnbeteiligung vom gegenfeitigen guten oder böfen Willen und 
der Einficht der beiden Barteien abhängen, ebenfo von der befondern 
Natur des Betriebs und der Betriebsmethode. Allgemein gültige 
Regeln über die Organifation der Geminnbeteiligung zu geben, ift 
nit möglid. Man vergleiche in diefer Beziehung nur die ver- 
Ichiedenen Verſuche der verjchiedenen Branchen und die verfchiedenen 
Organifationen innerhalb eines Berufszmeiges. 
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Die Kapitalbeteiligung in auf Rechnung von Einzelperfonen 
geführten Betrieben einzuführen, feßt ein noch größeres Maß guten 
Willen von Seiten der Inhaber voraus. Sie ift bier auch nicht 
empfehlenswert. Wird fie eingeführt, fo ift das Endergebnis die 
Produktivgenofjenichaft. Dieje kann aber in den heutigen Verhältniffen 
im allgemeinen nicht bejtehen. Im andern Falle ift der Kapitalanteil 
nichts, als ein Sparhafen, der dem Unternehmer in der Regel größeren 
Vorteil bringt und bei dem der Ürbeiter zudem ein beirächtliches 
Riſiko läuft. Höherſtehende Arbeiter werden dieje Stapitalanlage 
indeffen wohl vorziehen, wenn damit auch die Geminnbeteiligung 
in irgend einer Form verbunden ift, und zwar um fo eher, je größer 
die Opfer find, die die Unternehmung ihren Arbeiterfapitaliften bringt 
durch Prämien ꝛc.) 

Stüdlohn- und Prämienſyſteme, in beſchränktem Maße auch 
Sapitalbeteiligung haben der Gemwinnbeteiligung gegenüber den großen 
Vorteil, daß die VBorausfegungen für ihre Verbreitung zur Zeit weit 
eher gegeben find; wir haben aber auch gejehen, wie man allgemein 
die Bezahlung der effektiven Arbeitzleiftung dem geichäftlichen 
Riſiko vorzieht. 

Gerade der legtere Umftand ift zumal in den heutigen Beit- 
läuften das einzig richtige und e8 werden deshalb nur Lohnſyſteme, 
die auf diejer Bafis aufgebaut find, oder die den Arbeitern wenigſtens 
das Rifilo für die Tätigkeit ihrer Vorgeſetzten benehmen, auf meite 
- Berbreitung hoffen fünnen. Der Geminnbeteiligung aber mangelt 
diefe Vorausſetzung. 


Soziale Chronik. 


Arbeiterſchutz. 


Schweiz. Zur Beratung der Kranken-und Unfallverſicherung 
"waren vor furzem in Olten Bertreter des Arbeiterbundes, Bauernverbandes, 
Gemwerbevereind, Handel: und Ynduftrievereind und der Krankenkaſſen ver: 
fammelt. Als Grundlage zu den Beratungen dienten Vereinbarungen, welche 
vorgängig unter den Vertretern der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer, 
je unter fi, getroffen wurden, und Zwed der Verſammlung war das Auf: 
ftellen einheitlicher Bedingungen für die zu fchaffende Kranken: und Unfall: 
verfiherung. 

Man begamı, mie in der Preffe mitgeteilt wird, mit der Kranken— 
verfiherung. Die Diskuffion darüber war eine jehr lebhafte und gewiß auch 
fruchtbare, denn fie wird unzweifelhaft zum Ausgleich beftehender Gegenjäge 
beitragen. Das Obligatorium wurde von allen Zeiten als das deal der 
Löſung erfannt, indeſſen blieb jchlieglih die Auffaſſung ohne Widerſpruch, 
daß davon abzuſehen ſei, indem dasſelbe auch die Annahme einer neuen 
Vorlage gefährden dürfte. Sehr viel zu ſprechen gab die Entſcheidung über 
die Frage, ob die Bundesfubvention nur zuhanden der Verſicherten beſtimmt 
fein ſoll, oder ob Nichtverficherte daran partizipieren dürfen. Das Vorgehen 
in legterem Sinne wurde an Hand einer Menge ethifcher Gründe warm 
befürwortet. Die Anhänger der erjteren Berfion machten geltend, daß eine 
Berwendung der Bundesgelder eine von der Kranfenvperfiherung unabhängige 
Unterftügung der unentgeltlihen Arztung oder Krankenpflege x. genannt 
werden müßte; daß eine jolche Unterftügung nad dem Wortlaut des Art. 34 bis 
der B.-B. nicht mit der Berfiherung verflodhten werden dürfe, daß man mit 
einem ſolchen Borgehen die Berficherung nicht fördern, fondern hemmen 
wirde, indem das Volf das Bedürfnis, fich zu verfichern, weniger empfinden 
würde, wenn e8 au ohne Berfiherung Arzt, Verpflegung ufm. unentgeltlich 
hätte. Allfällig zum Voraus eine Grenze zu ziehen, wo man mit der Ver- 
teilung der Bundesfubvention beginnen oder aufhören folle, hielt die Mehrheit 
nicht für möglich, zum mindeften micht für opportun. 

Die über diefen Punkt gemaltete Diskuffion führte zu verfchiedenen 
Anträgen, von melden jchlieglid der nachſtehende die Stimmenmehrheit auf 
fich vereinigte: 

„Der Bund richtet den Kantonen nad; Maßgabe ihrer Bevölkerungs— 
zahl für die Sranfenverfiherung Subventionen aus, unter der Borausjegung, 
daß die bisherigen fantonalen Aufwendungen nicht vermindert werden.“ 

Weitere behandelte Fragen waren weniger grundjäglicher Natur und 
ftießen daher auf weniger Widerfiand. Da fein Abjchnitt fertig beraten 
werden fonnte, jo ſoll die Beröffentlihung der mweitern Beſchlüſſe erſt nad 
der nächſten, im Monat Juli ftattfindenden Sigung erfolgen. 
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— Der Berband ſchweizeriſcher Yehrlingspatronate hatan 
feiner diesjährigen Delegiertenverfammlung in Bern folgende Refolution 
angenommen: 


„l. Die Regelung des Lehrlingsweſens durch die fantonale Geſetz— 
gebung, namentlih zum Zwecke erhöhter Berufstüchtigfeit und vermehrter 
Fürforge für ein gedeihliches Verhältnis zwiſchen Yehrmeiftern und Pehrlingen, 
ift jehr zu begrüßen. 

„2. Um jedod) einerfeitS die wünjchbare Einheit in der Gejeggebung, 
anderjeit3 eine allgemeine Regelung des Lehrlingsweſens und vermehrte 
Fürjorge im gefamten Echweizerlande zu erreichen, betrachtet es der Verband 
jchweizerifcher Yehrlingspatronate als minjchensmwert, daß die fantonale Ges 
ſetzgebung beförderlich durch ein Bundesgefeg über die Förderung der Berufs- 
lehre, bezw. durch das ſchweizeriſche Gemwerbegejeg ergänzt und ausgebaut werde, 

„3. Die Fürjorge für das geiftige, fittliche und förperlihe Gedeihen 
der gemwerbetreibenden Jugend durd das Mittel der Yehrlingspatronate und 
Lehrlingsheimftätten verdient vermehrte Förderung und Unterftügung durch 
Bund, Kantone und Gemeinden.“ 


Dänemark. Sämtlide im däniſchen Reichstage eingebrachten Anträge 
auf Schaffung einer Arbettslofenunterftügung, bezw. Subven— 
tionierung der ArbeitSlojenunterftügungsfafjen wurden feiner 
Zeit der dur das Gefet vom 27. März 1903 gejchaffenen Kommiffion für 
Invalidität: und Arbeitslofenverfiherung zur Berichterftattung übergeben. 

Die Kommifjion hat nunmehr, wie der „Soz. Rundſchau“ zu ent: 
nehmen ift, nach Beendigung ihrer Arbeiten einen neuen Öejegentwurf über 
Arbeitslofenfaffen mit einem umfangreichen Motivenbericht vorgelegt. 

Während die bisher eingebrachten Öejegentwürfe ftets das Moment 
der fachlichen Begrenzung der einzelnen ArbeitSlojenverfiherungsfaffen neben 
dem örtlichen feithielten, will der neue Entwurf auch Kaffen mit nur örtlicher 
Begrenzung jchaffen, um augenjcheinlich das flache Yand nicht von den Bes 
günftigungen des Gejeges auszuſchließen. 

Was die Subvention der Arbeitsloſenkaſſen anbelangt, follen die Mit- 
glieder jener Arbeitslofenfaffen, die regiftriert werten fönnen und damit 
Anſpruch auf Staatszuſchüſſe erlangen, im allgemeinen alle jene Bedingungen 
erfüllen, die auch für die Mitgliederichaft einer regiſtrierten Krankenkaſſe vor— 
gejchrieben find. Außer diefen ordentlichen Mitgliedern fieht der Entwurf auch 
beitragende vor, deren BVBerhältniffe zwar gegenwärtig fo günftig jind, daß 
fie ordentliche Mitglieder mit Anfpruh auf Wrbeitslofenunterftügung nicht 
werden fönnen, dur ihre Beitragsleiftung aber bei einem Sinfen ihres 
Einkommens fofort ordentlihe Mitglieder werden können. 


Die Staatszuſchüſſe follen in der Höhe eines Drittel8 aller bei den 
anerfannten Arbeitölofenkaffen eingezahlten Prämien mit höchftens 250,000 Kr. 
pro Jahr geleiftet werden, wie auch die Verteilung auf die einzelnen Kaſſen 
im Berhältnifje zu den eingezahlten Prämien zu erfolgen hätte. Außerdem 
können nad) dem Entwurfe auch die Gemeinden für ihre VBerforgungsberech- 
tigten Zuſchüſſe bis zu einem Siebentel der von diefen gezahlten Prämien 
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gewähren. Als Karenzzeit für die Mitglieder find 6 Tage vom Eintritt der 
Arbeitslofigkeit feftgefegt, Die jedoh nah den Statuten auf 15 Tage erhöht 
werden fann. Die Unterftügung soll nicht unter 50 Dere fallen und pro 
Tag 2 Hr. nicht überfteigen. 

Eine Unterftügung ift bei den ftaatlih fubventionierten Arbeitslojen: 
kaffen nah $ 13 des Gefegentwurfes in folgenden Fällen ausgeichloffen : 
1. Bei Arbeitslofigkeit infolge von Wrbeitsfonflitten, 2. im Falle der Er: 
trankung, 3. bei Berlaffen der Arbeit ohne zwingenden Anlaß, Trunlſucht, 
Unverträglichkeit gegenüber den Arbeitsgenoffen und dem Arbeitgeber, 4. bei 
Leiftung des Militärdienfted, 5. bei Verbüßung einer Strafe, 6. mährend 
der Unterjuhungshaft, 7. bei Erhalt einer ftändigen Armenunterftügung und 
Ichlieglich 8. wenn Mitglieder ſich meigern, eine ihnen von der Kaffe zuge— 
gewiefene ihren Fähigkeiten entiprechende Arbeit anzunehmen. 

Zur Ueberwahung und Durchführung des Gefeges ift auch in diefem 
Geſetzentwurfe die Schaffung der Stelle eines Arbeitslofeninipeftors ſowie 
die Bildung eines Arbeitslofenverfiherungsrates vorgefehen. 


Srauenfrage und Frauenbewegung. 

Schweiz. An der legtjährigen Oeneralverfammlung des Bundes 
jhweizer. Frauenvereine wurde u. a. zur Frage des Schußes der Heim- 
arbeiter folgender Beichluß gefaßt: 

In Erwägung: 1. daß für eine baldige und günftige Beeinflußung 
der Berhältniffe in der Heimarbeit durch die ſchweiz. Frauen in erjter Pinie 
ihre Konjum oder Kaufkraft in Betracht zu ziehen ift; 

2. daß diefe Eigenfchaft einen wirffamen Einfluß auszuüben nur imftande 
it, wenn fih eine möglichft große Anzahl Konjumenten auf diefelben Be- 
dingungen für deu Ankauf der Waren einigt; 

3. daß eine Kontrolle der Arbeitsverhältniffe im Sinne dieſer Bes 
dingungen am beften und eimfachiten durch Produzenten und Konſumenten 
gemeinfam an Hand einer Kontrollmarfe gefchieht; 

befchliegt die Generalverfammlung des Bundes fchmweiz. Frauenvereine: 

„Der Bund jchmweiz. Frauenvereine möge das durch die Gewerlſchafts— 
„organifation der Schweiz einzuführende „Label“ unterftügen. Diefes „Yabel“, 
„eine Marke, fol als Reklamezeichen an denjenigen Waren angebradht werden, 
„melde unter Lohn- und Arbeitsbedingungen hergeftellt find, die dem Geifte 
„des moderneren Arbeiterichuges und der Humanität entiprechen. 

„Zu diefem Zwecke beauftragt der Bund feine Kommiffion für Heim: 
„arbeit (event. erweitert) die jemeilen an die Herausgabe eines Labels ge- 
„fnüpften Bedingungen zu prüfen. 

„Stimmt die Kommifſion den Bedingungen zu, jo hat fie nach vor: 
„beriger Berftändigung des Bundesvorftandes Zırfulare an die Bundesvereine 
„zu verfenden, durch melche dieje Vereine von der Label in Kenntnis gefegt 
„und veranlagt merden, ihre Mitglieder und ein weiteres Publikum dahin 
„aufzuklären und zu inftruteren, daß den mit ſolchen Kontrollmarfen verfehenen 
„Waren bei Einfänfen unter allen Umftänden der Vorzug zu geben jei.“ 
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Mitteilungen über die Internationale Vereinigung für den 
gefeßl. Arbeiterf hung und das Internaf. Arbeitsamt. 


Die Britifhe Sektion derinternationalen Bereinigung 
für gefeglihen Arbeiterſchutz hielt ihre erite Jahresverjammlung in 
London am 2. Mai d. J. ab. E3 wird der „Soz. Praxis“ darüber gejchrieben: 
Profefjor Dliver, der die Berfammlung als Präſident eröffnete, nachdem 
Mr. Sidney Webb ihm den bisher von ihm geführten Vorfig abgetreten 
batte, hob den unpolitifhen Charakter des Verbandes hervor. Sein Zmed 
und Biel, jagte er, ſei lediglich der engliihen Arbeiterfchaft die Kenntnis 
und das Berftändnis der Erfahrungen und Beftrebungen anderer Nationen 
im Gebiet des Arbeitsfchuges zu ermöglichen und ihr damit die Beflerung 
ihrer eigenen Yage zu erleichtern. In der feiten Ueberzeugung, daß nur im 
Meinungsaustaufhe und dem Zufammenarbeiten aller Nationen, die einzelne 
Gewinn ziehen fünne, freue er fich bejonders, daß die englifche Arbeiterjchaft 
nunmehr auf eine einjährige gemeinjame Arbeit mit andern Nationen zurüd- 
bliden fünne. Der Minifter des Innern Mir. Herbert Gladftone, gab fodann 
in längerer Rede jeiner Freude über die Beitrebungen des Berbandes Aug: 
drud. Das größte Intereſſe, fagte er, gehöre natürlich der Hebung des eigenen 
Bolfes, diefe aber fünne man nur wirflich fürdern, wenn man die Yage uud 
Vebensbedingungen anderer Völker fenne und die dort herrfchenden Vorteile 
ſoweit möglih nachahme. Der Borteil, der in der genauen Kenntnis der 
rechtlihen und allgemeinen Berhältniffe anderer Yänder und befonders in 
einer engen Verbindung mit ihnen liege, jet für jede Regierung glei groß. 
Er jelbft Habe erſt kürzlich wieder beim Studium der Arbeiterverjicherung 
diefe Erfahrung gemacht. Er freue ſich deshalb, der Berfammlung die Bereit: 
willigfeit der englifchen Regierung, internationalen Arbeiterjchugverträgen und 
dahinzielenden Konferenzen beizutreten, erflären zu fönnen. Denn internationale 
Konferenzen feien die Mittel, wodurd das allgemeine Wiffen in der ganzen 
ziilifierten Welt vermehrt werde, und es ſei nur auf diefem Wege möglich, 
daß man die Yage der Arbeiter beffern fünne. Die freundlichen Beziehungen 
der Yänder untereinander träten in den Arbeiterfragen bejonders hervor. 
Sir John Macdonald, einer der bedeutenditen englifchen Gelehrten für ver- 
gleihende Rechtswiſſenſchaft, begründete eine einjtimmig angenommene Reſo— 
lution, welche die Haltung der Regierung freudig begrüßt. Der Eonfervative 
Lord Pytton ftimmte bei. In kernigen Worten verjicherte fodann der Arbeiter: 
abgeordnete Mr. Shadleton (Labour Party) der Berfammlung, die Arbeit 
des Internationalen Verbandes fei „just the very thing we need“ (gerade 
das, was wir brauchen). 
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Statiftifche Motigen. 


Die Auswanderung aus der Schweiz im Jahre 1905. 
(Nach dem bezüglichen Bericht des politifchen Departements.) 


Bon den fchweizerifhen Ausmwanderungsagenten find im Berichtsjahre 
5049 Schweizerbürger und in der Schweiz mohnhajt gemwefene Ausländer 
nad überjeeifchen Staaten befördert worden. Auf die einzelnen Kantone 
verteilen fih die Auswanderer des Jahres 1905 wie folgt: Züri 748, 
Bern 1005, Yuzern 120, Urt 39, Schwyz 160, Unterwalden ob dem Wald 39, 
Unterwalden nid dem Wald 5, Glarus 50, Zug 57, Freiburg 57, Solothurn 
104, Bajelftadt 309, Bafellandihaft 106, Schaffhauſen 76, Appenzell A.-Rh. 
68, Appenzell J.:Rh. 7, St. Gallen 421, Graubünden 151, Aargau 154, 
Thurgau 114, Teifin 549, Waadt 167, Wallis 242, Neuenburg 169, 
Genf 152. Zujammen 5049. Betrag der den Agenten einbezahlten Wechjel- 
jummen Fr. 500,899. 13. 

Während die Auswanderung aus der Schweiz im Borjahre gegenüber 
1903 einen erheblichen Rüdgang (17, °/o) zu verzeichnen hatte, weilt die 
Zahl der Auswanderer des Berichtsjahres eine Zunahme von 231 oder 
4,70 °/o auf. Berglichen indefjen mit früheren Perioden, fann jie trogdem 
nicht al3 außergewöhnlich hoch bezeichnet werden. Es wanderten nämlich aus 
durchfchnittlih per Jahr 6415. Die Auswanderungsziffer von 1905 ſteht 
fonah noh um 1366 unter dem Durchſchnitt der Zahl der Auswanderer im 
jüngften Bierteljahrhundert ; einzig im Zeitraum von 1895—1900 war fie, 
hauptſächlich infolge einer damal8 in den Bereinigten Staaten von Amerifa 
herrſchenden wirtichaftlichen Kriſis geringer, Hierbei ift zu beachten, daß die 
Bevölkerung der Schweiz von 1880— 1889 um 3,7 ”/oo, und von 1889— 1900 
um 10,7 oo jährlich zugenommen hat. Uebrigens iſt in jener Ziffer auch 
eine Anzahl von Perfonen inbegriffen, die nicht ald Auswanderer im eigent» 
lihen Sinne des Wortes zu betrachten find, indem fie fi entweder nur für 
eine bejtimmte Zeit nah einem überſeeiſchen Staate begaben, oder fih nur 
vorübergehend in der Schweiz aufgehalten haben: Ihre Zahl kann auf einige 
hundert geichägt werden. Nichtsdeſtoweniger erfcheint die Auswanderung aus 
der Schweiz im Vergleich zu derjenigen einiger andern europätfchen Staaten, 
deren mirtichaftliche Yage nicht günftiger tft, und insbefondere in Anbetradt 
der großen Zahl von Ausländern, die in der Schweiz ihr gutes Auskommen 
finden, ziemlich bedeutend. 

Au der Zunahme der Auswanderung des Berichtsjahres find haupt- 
jählich die Kantone St. allen (120), Zürich (58), Yuzern (50), und Freiburg 
(36) beteiligt, während die Kantone Uri, Schwyz, Aargau und Neuenburg 
eine nennenswerte Abnahme aufmweiien. 
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Für ihre Beförderung haben die Auswanderer des Berichtsjahres den 
Agenturen Fr. 1,397,402.55 bezahlt (Ir. 104,125. 75 mehr als die des 
Borjahres), 288 Berjonen haben ihre Billette aus überſeeiſchen Staaten erhalten 
und 18 Kinder wurden unentgeltlich befördert. 

Mas die Ausmwanderungdziele anbelangt, jo hat im Berichtsjahre 
die Auswanderungsbewegung eine Feine Berfchiebung erfahren, indem nad) 
Eüdamerifa und Canada eine größere Anzahl von Perſonen ausmwanderte als 
in den jüngften Jahren. 

Nah den Bereinigten Staaten haben fit) 4296 Auswanderer 
begeben, die 85,09 °/o der Gejamtausmwanderung repräfentieren, gegen 4268 
oder 89,17 °/o im Borjahre. Am meiften bevorzugt werden von den Staaten 
der Union: New Port (2468), Californien (454), Wisconfin (249), Illinois 
(189), Ohio (167), Pennſylvania (143) und Joma (70). Es ift aber anzu: 
nehmen, daß von den Ausmanderern, die New York als Endziel angegeben, 
fpäter eine Anzahl nah den weftlichen Staaten gezogen tft. 


Im Berichtsjahre hat die Auswanderung nah Canada nidt unbe- 
deutend zugenommen. Während nod) vor wenigen Jahren mur eine ganz 
unbeträdtlihde Anzahl von Perfonen aus der Schweiz nad diefem Staate 
ausmwanderten, iſt fie im Berichtsjahre auf 118 geftiegen. 

Nah Zentralamerika haben fih aud im Berichtsjahre nur eine 
fleine Anzahl jchweizerifcher Auswanderer begeben. Es handelt ſich meift um 
dem Kaufmannsſtande angchörige Perfonen, die dort in von Europäern ges 
leiteten Unternehmungen und Gefchäftshäufern Anftellung finden. Nach Meriko 
wandten ſich 10, nach Guatemala 4, nad Cuba 2, nach der Inſel Trinidad 
(englische Befigung) 8, nah St. Thomas (dänifch) und Portorico je 1 Aus: 
wanderer aus der Schweiz. 

Südamerika. Nad den Vereinigten Staaten von Amerika find es 
hauptfählih einige Staaten Südamerikas, insbeſondere Argentinien und 
Drafilien, die feit etwa 30 Fahren eine größere Anzahl ſchweizeriſcher Aus: 
manderer anziehen. Indeſſen ift die Auswanderung nad diefem Teile Amerifag 
weit mehr als die nad) irgend einem andern Teile der Welt großen Schmwanfungen 
unterworfen gemejen. 

In den beiden legten Jahren hat fich die jchmeizeriiche Auswanderung 
nad Argentinien, deſſen Öetreidebau jeit geraumer Zeit an Ausdehnung und 
Ergiebigkeit bedeutend zugenommen hat und das fich auch auf andern Ge— 
bieten einer fortwährenden Entwidlung erfreut, wieder ctwa3 vermehrt. Sie 
erreichte die Zahl 471 (im Fahr 1904: 308). 

Brafilien, das in der früheren Geſchichte der jchweizerifchen Answanderung 
6. Fahrzehnt des vorigen Jahrhunderts) ein höchſt unerfreuliches Blatt 
ausfüllt, wird von fchmweizeriihen Ausmanderern wenig aufgefucht. Im vers 
flofienen Jahrzehnt wanderten durchichnittlih per Jahr 41 Perfonen dahin 
aus, gegen 241 im Jahr 1881, und 104 noch im Jahre 1891. 

In den Provinzen Santa Catharina und Rio Grande do Sul, wo 
vor längerer Zeit der hanſeatiſchen Koloniſationsgeſellſchaft und andern deutjchen 
Unternehmern Kolonien gegründet wurden, haben fich in den letten Jahren 
au eine Heinere Anzahl jchweizerifcher Yandwirte angefiedelt. 
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Nach Chile, wohin fich infolge der oben erwähnten Maßnahmen im 
den Jahren 1883— 1886 über 2000 Auswanderer aus der Schweiz begaben, 
ift im Berichtsjahre niemand ausgewandert. 

Nah den oben nicht aufgeführten Staaten Südamerikas begaben fich 
20 Perſonen, nad) Uruguay 12, nad Columbia 6, nad Peru und Benezula je eine. 

Andere Auswanderungsziele Während die Auswanderung 
nach Nord» und Südamerika fich zum großen Teile aus der landmwirtichaft: 
lichen Bevöllerung und aus dem Gewerbeſtande rekrutiert, begeben fich nad 
den Befigungen europäifher Staaten in Aſien, nah China (Shanghai) 
Japan, Afrika und Auftralien vorzugsweife dem Kaufmannsftande angehörende 
Perjonen, daneben auch Techniker. Einzig gewiffe Teile von Auftralien 
werden auch noch von Yandwirten aufgefudt. Es begaben fih im Berichts- 
jahre nah Algier 2, nah Weftafrifa I, und nah Südafrifa 13, 
nah aſiatiſchen Yändern 22 (Ceylon, Java, Manilla, Sumatra, Hong: 
tong, China, Japan). 26 Perfonen wandten fih nad Auftralien. 

Die Auswanderer des Jahres 1905 nah dem Berufe. 
Bergbau, Steinbruh u. dergl. 18, Land-, Vieh: und Milchwirtſchaft 1629, 
Gartenbau 33, Kohlenbrenneret, Waldarbeit 5, Müllerei 16, Bäderei 87, 
Zuderbäderei, Chocoladefabrit 26, Mepgerei 88, VBierbrauerei 21, Bearbei- 
tung des Tabats 6, Schneiderei 162, Weignäherei 5, Bug: und Blumen 
macherei 11, Schuhmacherei 24, Wirkerei, Striderei 1, Wäſcherei, Glätterei 21, 
Baukunft, Bauunternehmung 18, Kalk: und Ziegelbrennerei 5, Steinhauerei 
42, Maurerei, Gipferei 82, Dachdederei 1, Holzfägerei 6, Zimmerei 46, 
Schreinerei, Olajerei, 88, Schlofferei 39, Flach- und Deforationsmalerei 40, 
Sattlerei 17, Hafnerei, Erftellung von Oefen 4, Spenglerei 16, Küferet 7, 
Korb: und Sefjelflechterei 1, Buchdruderei 14, Buchbinderei 12, Spinnerei, 
Weberei u. dergl. 91, Stiderei 75, Färberei 6, Öerberei 4, Uhrenmaderei 92, 
Mafchinenbauerei 59, Optiker und Kleinmechaniker 78, Eijengießerei 7, 
Schmiederei 34, Wagenbau 11, Handel, Schreiber, Commis u, dergl. 399, 
Gaftwirtfchaftsmefen 225, Straßen: und Waflerbau 8, Eifenbahnbau und 
«Betrieb 42, Poſt, Thelegraphie 2 Spedition, Fuhr- und Botenweſen 16, 
private Rechtspflege 1, öffentliche Beamtung 4, Polizei 2, Weibel, Wächter 
u. dergl. 1, Menjchenheiltunde 7, Hebammenweſen, Schröpferei 4, Seeljorge, 
Nonnen 48, Unterricht 76, Krankenpflege u. dergl. 15, Padträgerei, Holz: 
fpalterei 3, häusliche und perjönliche Bedienung 320, Taglöhnerei ohne 
nähere Bezeichnung 11, Arbeiter, Yabrifarbeiter ohne nähere Bezeihnung 32, 
Rentner, ohne Beruf 449, Studenten 19, alle übrigen Berufe 158, 159 
Perfonen ohne jede Berufsangabe, wovon 9 Männer, 94 Frauen und 56 
Kinder. Gejamtzahl 5049. 
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Bücherbeſprechungen. 


Bernhard Böhi. Der Finanzhaushalt des Kantons 
Thurgau in den Jahren 1803—1903. (Huber & Co. in Frauenfeld). 

Analog der vor einigen Jahren erichienenen Arbeit von Staatsjchreiber 
Müller in St. Gallen: „Der ft. gallifche Staatshaushalt in feiner Entwidlung 
von Jahrzehnt zu Jahrzehnt“ hat Bernhard Böhi eine Arbeit über den 
Kanton Thurgau verfaßt. Er jchildert in fyftematifcher Weife das Finanz: 
weſen des Kantons im allgemeinen, daS Bermögen und die Schulden, Ein: 
nahmen und Ausgaben. Die Arbeit befist hauptfächlich hiftorifchen und 
ftatiftifchen Wert. Der Autor verfolgt die Entwidlung der einzelnen Ber: 
mögens-Einnahne= und Ausgabepoften. Man findet weniger jyitematifche 
Darftellung des heutigen Finanzhaushalts mit Tritifcher Beleuchtung und 
Analyſe der einjchlägigen Öejeggebung oder Gefeggebungspolitif. Der Autor 
Icheint die8 nah der ganzen Anlage der Arbeit auch nicht beabjichtigt zu 
haben. Jedenfalls iſt dies eine Aufgabe, die noch zu löfen bleibt und für 
die vorliegende Arbeit eine gute Bafis bildet. Der Kanton Thurgau ift 
befanntlih als jelbitändige8 Staatsweſen erwachſen aus einer ehemaligen 
Landvogtei, die unter der Oberherrjchaft dev 8 alten Orte jtand, bis er 1803 
danf der Mediationsverfaffung ein jelbftändiger Kanton wurde. Napolen 1. 
verdankt er tatjächlih die Freiheit. Eine Reihe von Berfafjungsrepifionen 
griff tief in das politifche Yeben des ſich raſch entwidelnden jungen Kantons 
ein. Finanzpolitiſch die bedeutfamjte Aftion des legten Jahrhundert3 war 
die Sekularijation der reihen Kloftergüter von 1848, die heute 
nod) den finanziellen Rüdgrat nicht nur des Kantons Thurgau, fondern aud) 
anderer Kantone bildet. Daß konfeſſionelle Motive bei dieſer Aktion nur als 
deforatived Beiwerk dienten, um dieſe jehr einträglihen Gewaltakte in den 
betreffenden Kantonen etwas anjtändig zu drapieren, war von jeher unjere 
Ueberzeugung. Sicher tjt joviel, dag mit den Kloftergütern unendlich viel 
Gutes geftiftet worden ift und noch wird, jedenfall® mehr als wenn fie in 
den Händen der urjprünglichen Befiger geblieben wären. So bemerft Bernhard: 
„Die reichen Einkünfte aus den fekularifterten Klöſtern ermöglichten nun 
eine großzligige Politif auf dem Gebiete des Erziehungs- und Sanitäts: 
weſens“. Dieje ganze Entwidlung zahlengemäß auf allen Gebieten nachge— 
wiefen zu haben, iſt das Berdienft der Bernhardichen Schrift. Auf eine 
Wiedergabe ftatiftifcher Daten verzichten wir. Sie legen beredte3 Zeugnis 
ab von der überaus ehrenvollen Entwidlung des Kantons im legten Jahr: 
hundert. Die jehr fleigige Arbeit verdient volle Beachtung und Verbreitung 
in intereffierten Kreifen. Dr. 3. Steiger, Bern. 
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Verzeichnis der in der Bedaktion eingelaufenen Drukfchriften. 


Adler, Emma. Die berühmten Frauen der franzöjijhen Revolution 
1789—1795. Mit 9 Porträts. Wien 1806, E. W. Stern. 280 ©, 


Apprentissage (L’) dans les industries de l'ameublement. Rapport. 
(Office du travail). Paris, 1905. Impr. nationale. XXIII + 65t p. 


Benz, Guftav, Pfarrer. Zur Revijion des eidgenöſſiſchen Fabrik— 
geieges. Bajel 1906. Friedrich Neinhardt. 71 ©. 


Bilder aus der deutſchen Heimarbeit. Herausgegeben von ber literariichen Kommiſſion 
der deutichen Heimarbeitsausftellung. Xeipzig 1906. Felix Dietrich. (Soz. 
Fortihritt Nr. 63/64). 31 ©. 


Böhi, Bernhard. Der Finanzhaushalt des Kantons Thurgau in den 
Jahren 1803-1903. Frauenfeld 1906. Huber & Gte. 222 ©. 


Boun, Dr., Morig, Julius. Die engliſche Kolonijation in Srland. 
Stuttgart und Berlin 1906. % G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger. 
1. Bd. VII -[- 397 ©. 2. Bd. 320 ©. 


Damaſchke, Adolf. Joh. Heinr. Beftaloazi und Adolf Diefterweg. Zwei 
Männer zur Sozialreform. (Soz. Fortichritt Nr. 59). Yeipzig 1905. Felir 
Dietrihd. 16 ©. 


Eiche, F. Sind unjere Wanderarmen arbeitsicheu? (Soz. Fortichritt 
Nr. 60). Leipzig 1906. Felix Dietrid. 16 ©. 

Fuchs, Prof., Dr. Carl Johannes. Volkswirtſchaftslehre. 2. Aufl. Leipzig 
1905. (Sammlung Göſchen). Göſchenſche Verlagshandlung. 140 ©. 
Fürth, Henriette. Weitere Beiträgezustinderarbeitund Kinderſchutz. 
(Soz. Fortichritt Nr. 61/62). Xeipzig 1905. Felix Dietrid. 29 ©. 


Gefel, Silvio. Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen 
Arbeitsertrag durd die Geld- und Bodenreform, Leipzig 1906 
Bernhard Hermann. 234 S. Preis 3 ME. 


Goldſcheid, And. Verelendungs- oder Meliorationstheorie. Berlin 
1906. Verlag der Sozialdemofratiihen Monatshefte. 54 ©. 


Gruner, E. H., Ingen. Die Ausnußung der Wafjerfräfte der Schweiz. 
Bajel 1906. Helbing und Lichtenhahn. 38 ©. 


Hafner, Dr., Karl. Schule und Kirche in den Strafanftalten der 
Schweiz. Züri 1906. Art. Inſtitut Orel Füßli. 86 ©. 
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Hugenberg, Dr., A. Bank- und Streditwirtichaft des deutſchen Mittel— 
ftandes. Miüncen 1906. 5%. F. Lehmann. 121 ©. 

Jahrbuch der Fürforge. 1. Jahrg. 1906. Herausgegeben von der Zentrale für 
private Fürſorge Frankfurk aM. Dresden 1906. DO. ®. Böhmert. 130 S. 

Jahresbericht (XIX.) des leitenden Ausſchuſſes des Schweiz. Arbeiter- 
bundes und des Schweiz. Arbeiterjefretariates für das Jahr 
1905 nebft Protokoll der Sigung des Bundesvorftandes. Züri 1906. 
Berlag der GrütlisBuchhandlung. 100 S. 

Katſcher, Leopold. Einträglihe Arbeiterfreundlichfeit. Zeitgemäße Mahn 
rufe. (Soz. Fortichritt Nr. 57/58). Leipzig 1905. Felix Dietrid. 32 ©. 

Michels, Dr., Robert. Patriotismus und Ethik. Leipzig 1906. FFelir 
Dietrih. 32 ©. 

Neve, Oskar. Die deutjhen Arbeitersyahverbände. (Soz. Fortichritt 
Nr. 65). Leipzig 1906. Felir Dietrid. 15 ©. 

Nüſcheler, Dr., Heinrih, Eduard. Die Zürcher Kantonalbank 1870—1904. 
(Zürder volfswirtichaftlide Studien, herausg. von Prof. Dr Heinrid 
Herfner. 9. H.). Zürich 1906. Raider & Co. 204 ©. 

Drtloff, Dr., Hermann. Deutfhe Konſumgenoſſenſchaften im Neuen 
Zentralverband und die Hamburger Großeinfaufs=-Gejell- 
ihaft. Xeipzig 1906. Jäh & Schunke. 78 ©. 

Wentabilität der Shweizeriihen Landwirtſchaft. Unterjuhungen 
betreffend die — Bericht des ſchweiz. Bauernjefretariates an das ſchweiz. 
Zandwirtichaftsdepartement. Bern 1906. 8.9. Wyß. 116 ©. 


Sammlung nationalöfonomifcher Aufſätze und Borträge. Herausgegeben von 
Dr. Magnus Biermer, Profeſſor der Staatswirtichaften an der Univerfität 
Gießen. 1. Bd., 9.9. Der Streit um die ruffifhen Finanzen 
der Gegenwart. Gießen 1906. Gmil Roth. 47 ©. 

Schiele, G. W. Ueber den natürlihen Urfprung der Sategorien 
Nente, Zins und Arbeitslohn. Berlin und Leipzig 1906. Hüpeben 
und Merzyn. 100 ©. 

Staats⸗-Rechnung des Kantons Solothurn für das Jahr 1905. E. Gaßmann, 
Solothurn. 69 8° ©. | 

Summarifcher Bericht über die Handeld: und Gewerbefammer in Brünn über 
geihäftlihen VBerbältnijje in ihrem Bezirke während des 
Jahres 1905. Brünn 1906. 225 ©. 

Wohnungs: und Gefundheitöverhältniffe (Die) der Schuhmacher. Herausgegeben 
vom k. k. Arbeitsitatiftiichen Amte im Handelsminifterium. Wien 1906. 
Alfred Hölder. 182 ©. 

Beitlin, Dr., Leo. Dr. Gottlieb Schnapper Arndt, Vorträge und Auf 
jäge, Tübingen 1906. 9. Lauppfche Buchhandlung. 320 ©. 
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Die Entwicklung und 
Pflege der Verſicherungswiſſenſchaft. 


Von Mil Richter, Leipzig. 


Theorie und Praxis ſtehen auf dem Gebiete des Verſicherungs⸗ 
weſens in einem gegenſätzlichen Verhältnis zu einander. Während 
die praktiſche Ausführung des Verſicherungsgedankens eine jahr- 
bundertelange Entwidlung aufzumeifen und befonder8 in der Neuzeit 
eine Ausdehnung und Mannigfaltigleit der Anwendung erfahren hat, 
die faum auf einem anderen Ermwerbsgebiete erreicht worden ift, 
fehlt e8 bis zur Gegenwart faft völlig an einer mwiffenfchaftlichen 
Pflege. Noch vor kurzem konnten wir an einer anderen Stelle auf 
einen an dem grünenden Baume der deutfchen Berficherungspraris 
ichnell und fräftig emporgewachfenen Zweig binweifen, und noch 
immer treibt diefer Baum junge Blätter und Blüten. Neue Probleme 
entitehen unter dem Drude der mwirtfchaftlichen Kämpfe, den Ber- 
fiherungsunternehmungen reichlich Boden zu neuem Erwerb und zur 
Ausdehnung ihrer Intereffeniphäre zuführend. Befonders ift e8 bier 
das faufmännifche Leben, daß infolge des ihm innermohnenden jpefu= 
Iativen Triebes das von ihm einzugehende Riſiko auf die Schultern 
der Berficherung abzuwälzen jucht. So harren befonders das Problem 
ber Streditverficherung, das infolge der Ausdehnung des Freditver- 
kehrs im gefchäftlichen Leben entftand, und dasjenige der Auffichts- 
ratSverficherung, durch die fich die Mitglieder von Altiengefellichaften 
und andern Unternehmungen im Falle von Berluften jchadlos zu 
halten fuchen, noch der Löſung. Auch die Inhaber von Aktien und 
anderen Wertpapieren wollen fich gegen Berlufte verfichern — alles 
Probleme, die, wie noch viele andere, aus dem Boden der Verfiche- 
rungspraxis fprießen. 

15 
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Außerdem Hat aber das Berficherungsmwefen auch nach der 
rechtlichen Seite hin bedeutende Fortichritte gemacht. Erft vor einigen 
Sahren trat in Deutfchland der Staat felbit ins Mittel, um das 
private VBerficherungsmejen zu regeln, indem er eine Auffichtsbehörde 
einfegte, die e8 in allen feinen Funktionen zu beauffichtigen bat und 
der die Berficherungsunternehmungen Rechenschaft abzulegen haben. 
Ya der Staat ging noch weiter. Erjt vor kurzer Zeit verließ ein 
Gefeßentwurf der Reichsregierung die deutjche Prefje, der genaue 
Beitimmungen für den fogenannten PVerfiherungvertrag, wie er 
zwifchen Berficherungsnehmern und den Berficherungsgefellichaften 
abgeichloffen zu werden pflegt — welcher Art das Berficherungs- 
verhältnis auch immer ift — feitlegte und der, ſobald er Gejetesfraft 
erlangt haben wird, von einjchneidender Bedeutung für Millionen 
von Verficherten beziehungsmeife ihr Eigentum oder fonftige Gegen= 
ftände verfichernden Berfonen ift. Die gleiche Bedeutung diefes Ge- 
ſetzes erftredt fich auch auf die zahlreichen Berficherungsunternehmungen 
des Auslandes, namentlich Amerikas, Englands und der Schweiz, 
die in Deutfchland ihre Verſicherungsgeſchäfte treiben, und fchließlich 
ift er ebenfo wichtig für das große Heer von Berficherten und Ber: 
fihernden. Daneben befteht in Deutfchland eine ausgedehnte foziale 
BVerficherungsgefeßgebung, die fich weit über die faufmännifchen, 
gewerblichen und induftriellen Kreiſe erjtredt. Hierbei ilt befonders 
auch die internationale Gefeßgebung zu erwähnen, deren Kenntnis 
im großlaufmännijchen Leben, namentlih im Export, eine nicht 
unbedeutende Rolle ſpielt. 

Alle diefe rechtlichen Senntniffe zu verbreiten, ift eine der 
wichtigften und lohnendſten Aufgaben der Verſicherungswiſſenſchaft. 
Allein in ihr Gebiet fallen noch mwejentlicy andere Fragen. So iſt 
e8 befonders die Statiftil, die überaus interejjante Auffchlüffe über 
mwirtfchaftliche, foziale, hygieniſche und andere Dinge gibt, wenn fie 
wiffenfchaftlich nach diefen Gefichtspunften bearbeitet wird. Denn 
während die Verfiherungsmathematif in der Hauptjache im Gefichts- 
freife des Fachmann liegt, umfaßt die Verficherungsmedizin foziale 
und hygienische Interefjen, die in die weiteſten Kreiſe des Volkslebens 
eingreifen. Gerade die Ausdehnung des Verſicherungsweſens liefert 
ein fo reiches ftatiftifche8 Material, daß die Verſicherungswiſſenſchaft 
in ihm eine reiche Quelle der Belehrung und Forjchung findet, deren 
Ergebniffe wieder zu Nutz und Frommen der Allgemeinheit dienen. 
Es ift demnach feine Frage, daß die Löfung all diefer Probleme 
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und Fragen, die fich in allen Ländern den Erwägungen der Wiffen- 
ſchaft gebieterifh aufdrängen, dem materiellen und fittlihen Wohl 
der Völker zugute fommt. 

Dieje gewaltige Ausdehnung des Verficherungsmwefens in recht- 
licher, fozialer, Hygienifcher und technischer Hinficht Hat auch der 
Berficherungsmiffenichaft einen großen Wirkungskreis gefchaffen und 
ihr Aufgaben geftellt, deren Bedeutung weit über die Intereffenfphäre 
des Fachmannes hinausgeht. Es tritt daher die Notwendigkeit in die 
Erjcheinung, der wiſſenſchaftlichen Erforfhung und Durddringung 
al diefer weitverzweigten Berficherungsgebiete die gebührende Auf- 
merkſamkeit entgegenzubringen. Hat fi doch in einzelnen Staaten, 
in denen da8 Berficherungsmwejen befonder8 ausgebildet ift, das 
Intereffe an der Pflege der Verſicherungswiſſenſchaft in anerfennens- 
mwerter Weife gehoben. In England hat fie bereit3 eine mehr als 
bundertjährige Geſchichte aufzuweiſen. Dort werden — ebenfo auch 
in Amerifa — die Berficherungsmathematifer actuary (Mituare) 
genannt und es ilt deshalb die Bezeichnung „Altuarmwiffenfchaft“ 
gebräuchlich. Beſonders ift das vortrefflich organifierte „Institute of 
Actuaries of Great Britain and Ireland in London“, welches fi um 
die Pflege der Aktuarwiſſenſchaft große Berdienfte erworben hat. 
Seine Gründung erfolgte bereit im Jahre 1849 und hatte e8 ſich 
als wichtigfte Aufgabe die Berbefferung der wiſſenſchaftlichen Methoden, 
welche der Förderung des Verſicherungsweſens dienen, geftellt, während 
e3 feinem Charakter nach etwa dem Typus der deutfchen Univerfität 
entſpricht. 

Kurze Zeit ſpäter wurde auch in Schottland eine ähnliche 
Einrichtung, wie das Londoner Inſtitut, geſchaffen und zwar die 
„Faculty of Actuaries in Edinburg“, während die franzöſiſchen Aktuare 
fih 1871 zu einem großen Fachverein organifierten. Erwähnt fei 
bierbei noch, daß fi im Jahre 1883 auch eine holländifche Aftuars 
vereinigung und im Jahre 1889 die „Actuarial Society of America 
in New York“ bildete. An Ddiefe und andere Beitrebungen, die in 
den verfchiedenen Staaten einen Zuſammenſchluß der Verficherungs- 
intereffenten bezmwedten, ſchloß fih im Jahre 1895 die internationale 
Organifation der Verſicherungswiſſenſchaft an. Es wurde in Brüffel 
eine Zentralftelle in dem „Comite Permanent des Congres Inter- 
nationaux d’Actuaires“ errichtet, welche fich die Pflege der Beziehungen 
der Berficherungsmiffenfchaft in den verfchiedenen Bändern zur Auf- 
gabe machte. Dies wird namentlich durch Veranftaltung von inters 
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nationalen Kongrefjen zu erreichen gefucht, von denen der nächſte 
im laufenden Jahre in Berlin abgehalten werden foll. 

Bei dem großen Aufſchwunge, den das BVerficherungsmefen in 
den Bereinigten Staaten genommen bat, ift e8 erflärlich, daß auch 
die Pflege der Berficherungsmifjenfchaft gewachſen ift. Beſonders 
find e8 die Hochjchulen, die feit ungefähr einem Jahrzehnt diefer 
Disziplin eine große Beachtuug ſchenken. Wenn auch die Amerikaner 
fie als eine Fachwiſſenſchaft betrachten, fo bringen fie ihr doch auch 
ein allgemeines Interejje entgegen und behandeln deshalb daß ver— 
fiherungsmiffenichaftlicde Gebiet in weiteſtem Umfange. Sn erfter 
Linie ift e8 die Univerfität in Chicago, welche Vorlefungen über 
allgemeine Berficherungsfunde eingeführt hat, die fich eines regen 
Zufpruches erfreuen. In gleicher Weiſe hat auch die Univerfität von 
Kalifornien Verficherungsfächer eingerichtet, welche ſich hauptfächlich 
mit der Berficherungs- Mathematik befchäftigen. Dagegen beftehen an 
der Jlinois-Univerfität, an der Havard-Univerfität und an der Yale» 
Univerfität befondere Kurſe für die wichtigften Fächer des Verſiche— 
rungsmwefens, welche jo ziemlich das gejamte wiffenfchaftliche Gebiet 
der Berficherung umfajjen. Der Unterricht in diefen Kurſen liegt 
in den Händen hervorragender Fachleute. Ein gleicher Kurſus an 
der WisfonfinsUniverfität bejchäftigt fich vorwiegend mit der öko— 
nomifchen Seite der VBerficherung. Beſonders hervorgehoben zu werden 
verdienen die Kurſe der Michigan-Univerfität, die von James W. 
Glover geleitet werden und die Verſicherungswiſſenſchaft in einer 
überauß erfchöpfenden Weife darftellen. Anfcheinend ift man zur 
Einrihtung von BVerfiherungs-Disziplinen an diefen Hochichulen 
durch eine Reihe privater Vorträge angeregt worden, welche Charlton 
T. Lewis, eine Autorität auf dem Gebiete des Verſicherungsweſens, 
an einigen hervorragenden Univerfitäten der Union im Jahre 1898 
hielt; denn von dieſem Zeitpunkte an datiert die Einführung ver- 
fiherungsmifjenjchaftlichen Unterrichts. Ueber die herrfchenden Ges 
ſichtspunkte, welche hier der Pflege der Verſicherungs-Wiſſenſchaft 
vorangeftellt wurden, geben einige Programmpunfte einer diefer 
Anstalten Auffchluß, in denen es heißt, daß die „willenfchaftliche 
Ausbildung eine Notwendigkeit fei, was die Univerfitäten berüdfich- 
tigen follten. Warum Jolle ein praftifcher und an fich nicht alademifcher 
Beruf, der für die ganze Menfchheit von der größten Bedeutung iſt, 
nicht auf fpezieller Fachbildung auf miljenfchaftlider Grundlage 
beruhen; und warum folle daß Berficherungsmweien, einer der wich— 
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tigften Faktoren im modernen Gefchäftsleben, nicht unter den Lehr⸗ 
gegenftänden unferer Anftalten einen Bla finden, welche als ihr 
Biel den Unterricht in technifhen Fächern bezeichnen ?* 

Auch in der Schweiz find Anſätze vorhanden, die auf eine Pflege 
der Berficherungsmifjenfchaft hinweiſen. Die einzige Univerfität, die 
diesbezügliche Borlefungen eingerichtet bat, ift die in Bern, welche 
in einem befonderen Seminar hauptſächlich die mathematifche Seite 
der Berficherung behandelt. In Defterreich erörterte zwar fchon 
früher ein Profeſſor der technijchen Hochfchule in Wien im Zuſammen⸗ 
bang mit feinen VBorlefungen über politifche Arithmetif auch Ber- 
fiherungsfragen, doch wurde ein vollftändiger Kurſus, der auf drei 
Jahrgänge berechnet war, jener Hochſchule erft vor zehn Jahren 
angegliedert. Der Unterricht erjtredt fich bier namentlich auf die 
rechtlide und ökonomische Seite und umfaßt zugleich die wichtigſten 
Fragen der Buchhaltung, des Wechſel-⸗, See» und Handelsrechtes. 
In diefem engen Rahmen entwidelt ſich aljo die ausländifche Pflege 
der Berfiherungs-Wiflenfchaft, die fich überdies auf die neuefte Zeit 
erftredt und ihren Anftoß hauptſächlich in den internationalen Kon» 
greſſen für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft erhalten hat. 

Und mie fteht e8 nun mit der Berficherungs-Wiffenfchaft in 
Deutichland? Iſt diefes Gebiet den Hochichülern auch hier nicht 
gerade ein terra incognita, fo ift e8 ihnen doch mindeftens ein terra 
nova — ein neues Sand. Zwar machte bereit? im Jahre 1880 
Ludwig Eljter in einer Habilitationsfchrift das Berficherungsmefen 
zum Gegenftande einer wiſſenſchaftlichen Betrachtung, wobei er 
nachdrücklichſt auf die ftiefmütterliche Behandlung diefer Disziplin 
hinwies. Troßdem lam e8 bis zum Jahre 1895, wenn man von 
einer nur gelegentlichen Berüdfichtigung des Verficherungsmefens in 
den einzelneu Borlefungen abfieht, zu einem planmäßigen verfiche- 
rungsmiffenfchaftlichen Unterricht nicht. Erft die in diefem Jahre 
lebhafter einjegende Handelshochſchulbewegung wedte das Intereſſe für 
verſicherungswiſſenſchaftliche Disziplinen, da man erkannte, daß gerade 
der faufmännifche Beruf viele Berührungspunfte mit den verfchiedenen 
Zweigen des Berficherungsmejens hat und daß infolgedeffen die 
Kenntnis desjelben gerade für den Handelshochichüler von befonderem 
Nutzen ift. Bor allem war e8 die Akademie für Sozial- und Handels» 
mwiflenfchaften in Frankfurt a. M., die eine Spezialprofeffur für das 
Verſicherungsweſen einführte und fit) damit ein bejonderes Verdienft 
um die Pflege und Förderung der Berfiherungs-Wiffenjchaft erwarb. 
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Man befchräntte fich hier indeflen nicht bloß auf die verficherungs- 
technifchen und verficherungsrechtlichen Zweige, jondern behandelte 
auch die foziale Verfiherung an der Hand der Arbeiterverficherungs- 
geſetze. Später ift diefer Anjtalt das Recht eingeräumt worden, ihre 
Brüfungen auch auf verficherungsmifjenichaftliche Fächer auszudehnen 
und den Kandidaten dieſer Disziplin ein Diplom auszuftellen. — 
Einzelne Borlefungen über BVerficherungs-Wiffenfchaft werden auch 
an der Handelshochſchule in Köln abgehalten, welche fich auf privates 
BVerficherungsrecht, Berfiherungslehre (Oekonomik und Statiftif), 
wirtfchaftliche und technifche Grundlagen der einzelnen Berficherungs- 
zweige, Entwidlung des Verſicherungsweſens und foziale Berfiche- 
rungsgefeßgebung erftreden. Diefe Borlefungen werden durch ein 
Praktikum (praftifche Uebungen) ergänzt und bieten fo den im Ber- 
ſicherungsweſen bereit8 tätigen Berufsbeamten eine willlommene 
Gelegenheit, ihr Willen in den einzelnen Disziplinen zu erweitern 
und zu vertiefen. Dann aber verfolgen fie auch den allgemeineren 
Bwed, den Studierenden der Hochſchule, die fich fpäter dem Kauf— 
manngftande oder anderen praftifchen Berufen zumenden, mit den 
Grundzügen des Berficherungsrecht8 und den Haupteinrichtungen des 
Verſicherungsweſens vertraut zu machen. Diefe Borlefungen find 
bier zu einer ftändigen Dozentur erweitert worden. — An der 
Handelshochſchule in Machen, die der dortigen technifchen Hochſchule 
angegliedert wurde, ift bereit jeit dem Jahre 1898 die Abhaltung 
von verficherungsmiffenfchaftlichen Borlefungen im Programm vor= 
gejehen. Auch bier wird die nationalöfonomifche Seite des Berfiche- 
rungsweſens gelegentlich anderer einfchlägiger Vorlefungen behandelt, 
während über foziale Geſetzgebung und Arbeiterverficherung Sonder: 
vorträge ftattfinden. Bor allem verbindet man hier die VBerficherungs- 
disziplin mit dem faufmännifchen Unterricht; fo wird die privat— 
wirtjchaftlicde Seite in der kanfmänniſchen Betriebslehre und die 
Berficherungsmathematit im faufmännifchen Rechnen allgemein vers 
ftändlich behandelt, um dabei die Bedeutung verficherungsmiffenjchaft- 
licher Kenntniffe für das kommerzielle Berufsleben ins rechte Licht 
zu rüden. — Im lebten Jahre ift auch die Handelshochichule in 
Beipzig diefen Beifpielen gefolgt, während über die Pflege der Ver— 
fiherungs-Wiffenfchaft an der im nächſten Jahre zu eröffnenden 
Handelshochſchule in Berlin noch nichts befannt if. Demgegenüber 
haben die anderen Anjtalten einen verheikungsvollen Anfang gemacht, 
der die wachlende Einficht in die Bedeutung des verficherungs= 
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wiffenfchaftlichen Unterrichts für das allgemeine faufmännifche Leben 
far erkennen läßt. 

An den Univerfitäten war die Berfiherungs-Wiffenfchaft zwar 
Ihon früher eingeführt, allein man fannte fie dort eigentlich nur 
als Berficherungs- Mathematik, während der Begriff nach den Auf- 
gaben, die ihr heute zufallen, in der Neuzeit fich mwefentlich erweitert 
bat und einen großen Zeil der Rechts» und Zebensverhältniffe umfaßt. 
Die ausgedehnteſte Berüdfichtigung findet das Berficherungsmefen 
an der Univerfität in Berlin. Hier werden nicht bloß die rechtlichen 
und mathematifchen Disziplinen behandelt, fondern auch die fozial- 
politifche Geſetzgebung. Daneben ift aber auch ein großer Teil der 
Borlefungen für die VBerficherungsmedizin beftimmt; Gegenftände wie 
Unfallfrankheiten, Woblfahrtsgejege, Wohlfahrtseinrichtungen und 
Schiffsmedizin finden entfprechende Behandlung. Das private Ber: 
fiherungsreht wird außer in Berlin auch in Bonn und Göttingen 
gelehrt, während die Verſicherungs⸗-Wiſſenſchaft lediglich in einem 
befonderen Seminar an der Univerfität in Göttingen ein Heim hat, 
in dem auch andere verficherungsmiffenfchaftliche Hebungen ftattfinden. 
Borlefungen über Berficherungs-Dathematit werden neben Berlin 
und Göttingen auch in Heidelberg und Münfter abgehalten. Die 
rechtliche und mwirtjchaftliche Seite des fozialen Verſicherungsweſens 
wird außer in Berlin auch in Gießen (Gewerbe und Sozialpolitik), 
in Halle a. ©., in Leipzig und in Tübingen (Mrbeitslofenverficherung) 
erörtert. Dagegen hat gerade die joziale Berficherung die Beranlaffung 
dazu gegeben, daß die VBerficherungsmedizin in ausgedehnterem Maße 
eine mwiffenfchaftliche Behandlung erfährt. Sämtliche Univerfitäten 
(mit Ausnahme von Gießen und Göttingen) haben den einen oder 
anderen in diefe8 Gebiet einfchlagenden Gegenftand in ihr Brogramm 
aufgenommen und zwar befchäftigen fie fi mit Unfallheiltunde, 
Gemwerbehygiene, Unfallfrankheiten des Nervenſyſtems, Neurofe, die 
ärztliche Tätigkeit in Unfall» und Invaliditätsfachen und was der= 
gleichen Fragen mehr find. Daraus erfieht man, daß ſich auch für 
die Univerfitäten mit ihren allgemeinen — meniger fachlichen — 
Bildungsaufgaben ein fruchtbares Feld zu belehrender Tätigkeit und 
fruchtbarer Forſchung auf dem Gebiete der Berficherungs: Wiffen- 
ſchaft bietet. 

Weniger umfafjend ift die Pflege der Verſicherungs⸗-Wiſſenſchaft 
an den technifchen Hochſchulen. Borlefungen über Berficherungs- 
Mathematik finden nur in Aachen ftatt, während Recht und Wirtichaft 
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des fozialen BVerficherungsmejens in Berlin und Dresden behandelt 
werden. Die medizinische Seite der fozialen Verficherung wird durch 
Vorleſungen über die erfte Hilfeleiftung bei plößlichen Unglüdsfällen 
in Aachen, Hannover und München berüdfichtigt. — Außerdem ift 
die „Bereinigung für ftaatswiffenichaftliche Fortbildung“ in Berlin 
zu erwähnen, die auch die Pflege der Berficherungs-Wiffenfchaft in 
ihr Programm aufgenommen hat. Hervorragende Fachleute, wie 
Emil Blend, Elfter, Adolf Wagner ftehen diefer Bereinigung zur 
Seite; in befonderen Vorlefungen wurde das Berficherungsmefen 
vom volkswirtſchaftlichen und fozialpolitifchen Standpunkte, Die 
DOrganifation und Praxis der Arbeiterverfiherung, die Oekonomik 
der einzelnen Privatverficherungszmeige und andere die Technik der 
Berficherung betreffende Gegenstände behandelt. Damit fol auch denen, 
"die eine Erweiterung und Bertiefung ihrer Kenntniffe auf dem Gebiete 
der juriftifchen und wirtſchaftlichen Staatsmwiffenfchaften erftreben, 
Gelegenheit gegeben werden, ſich mit den Berficherungsfragen des 
täglichen Lebens befannt zu machen. 

Was heißt nun und zu welchem Ende ftudiert man Berfiche- 
rungs-Wiſſenſchaft? ALS Friedrih Schiller diefen' etwas variierten 
Sat aufftellte, beantwortete er die Frage damit, daß das wiſſen— 
ſchaftliche Studium nicht lediglih als ein Brotjtudium betrachtet 
werden jolle, jondern dazu beftimmt fei, den Menſchen auf eine 
höhere Stufe der philojophifchen oder fozialen Einficht zu heben. 
Diefer Grundfaß gilt insbeſondere auch für die Berficherungs- 
Wiſſenſchaft; denn auch fie bietet für die Allgemeinheit der afa= 
demifchen Welt nicht die Borausfegungen de fpeziellen Brotjtudiums. 
Schon daraus, daß das Berficherungsftudium nicht an einer beſtimmten 
Hochſchule, fondern an den verfchiedenften Kategorien der Hochſchulen 
betrieben wird, ift zu erfennen, daß diejes Willen als ein ebenfo 
notwendiger, wie weſentlicher Bejtandteil der allgemeinen Bildung 
aufzufafien ift. Diefe-Auffaffung ift allerdings unter den Gebildeten 
noch herzlich wenig verbreitet. Andererſeits ift e8 aber auch der 
univerfale Charakter der Berfiherungs-Wilfenfchaft, der nicht nur 
zum Studium anregt, fondern der auch die Erkenntnis der fozialen 
und völferrechtlichen Vebensbedingungen fördert, mit andern Worten: 
der das Berftändnis für die wicdhtigften modernen Aulturaufgaben 
erhöht. In diefem Sinne bildet die Verſicherungs-Wiſſenſchaft infolge 
ihrer internationalen Beziehungen ein foziale® Band der Völker. 
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Zürforge deutſcher Städte 
für ihre Arbeiter im Iahre 1905. 


Von Dr. Rede, Berlin. 





Das vergangene Jahr hat uns wieder eine Reihe von Fürforge- 
maßnahmen deutjcher Stadtverwaltungen für ihre Arbeiter gebracht, 
von denen wir die bemerfensmwerteiten bier im Zuſammenhange 
beiprehen wollen. Sie find ein Beweis dafür, wie die Städte 
unaufhörlich beftrebt find, die Lage ihrer Arbeiter zu heben und der 
der Beamten immer mehr zu nähern, ohne jedoch diefe beiden Kate— 
gorien einander gleichzujtellen, wie man vor einiger Zeit als Ziel: 
punkt der Entwidlung glaubte vorausfagen zu fünnen.* In den 
bierauf bezüglichen Auseinanderfegungen fpielt der Ausdrud „Arbeiter- 
beamter“ eine gewiſſe Rolle, ein Ausdrud, der die Tendenz der 
Neuorganifation einigermaßen prägnant bezeichnen kann, vorausgeſetzt, 
daß man fich über feinen Inhalt einig wird. Diefe neue Kategorie 
ftädtifcher Dienftverpflichteter, die in den Borfchriften meiit als 
„ſtändige“ Arbeiter bezeichnet werden, vereinigt einige Kriterien ſowohl 
des Arbeiter als auch des Beamtenftandes; die Beftimmungen über 
ihr Arbeitsverhältnis enthalten Elemente ſowohl des Arbeiter» als 
auch ded Beamtenrecht, und zwar meijt in der für den Arbeiter, 
nicht aber für die Stadtgemeinde günftigjten Mifhung. Am beiten 
leuchtet die hervor aus der bejonderen Art der planmäßigen Regelung 
der Invalidens, Alterd-, Witwen» und Waifenverforgung. Auf ber 
einen Seite ift der Arbeiter, als nicht dem Hommunalbeamtengefeß 
unterftehender Angeftellter, dem Invalidenverficherungsgefege nad 
mie vor unterworfen, eine Pflicht, die von einfichtigen Verwaltungen 
immer mehr als ein wertvolles, unter allen Umftänden zu erhaltendes 
Recht der Arbeiter auf Teilnahme an einer ficheren Berforgung 
angefehen und nötigenfall8 zwangsweiſe aufrechterhalten wird. Auf 
der anderen Seite ift in wachjendem Umfang eine freimillige, wider» 
ruflicde Invaliden-⸗, Alters, Witmen- und Waifenverforgung nad 


ı Die Aufzählung macht natürlich auf Vollftändigfeit feinen Anſpruch. 

’ Val. die Abhandlungen von Mombert, Klien, v. Zwiedined-Südenhorft u. a. 
zitiert in Heft 27 der Schriften der Jentralitelle: Das Penſions- und Reliktenweſen 
der Arbeiter pp. Berlin 1904, Carl Heymanns Verlag. 
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dem Borbilde der betreffenden Beamtenftatuten eingeführt, aber mit 
Sicherungen in der Richtung umgeben, daß dadurch die wichtigen 
Rechte aus der Teilnahme des Arbeiter8 an der ftaatlichen Verfiche- 
rung nicht illuforifch gemacht werden. Um zu dem Begriff „Arbeiter 
beamter“ zurüdzufehren: man gibt dem Arbeiter in der Tat eines 
der wichtigſten Beamtenrechte, nämlich die Verforgung für fi und 
feine Angehörigen über die Beendigung des Dienftverhältniffes hinaus 
(freilich faft durchweg nicht al8 Rechtsanſpruch, aber auch nicht als 
MWohltat), gleichzeitig beläßt man ihn, von wenigen Ausnahmen ab= 
gejehen, in Arbeiterjtellung, um ihm die aus der Berficherungspflicht 
erworbenen Rechte an die ftaatliche Verforgung zu erhalten. Wohl: 
verstanden, in diefer grundjäßlichen Weife und mit dieſen lleber- 
legungen find erft von einer Kleinen Anzahl vorgefchrittener Stadt- 
verwaltungen die Arbeiterverhältniffe geregelt — wie wir heute mit 
bezug auf Karlsruhe und Straßburg jehen werden —, aber die be- 
zeichnete Tendenz befteht, vielfach unbemwußt; e8 ift der Zug der Zeit, 
der die abſeits Stehenden unmwillfürlich mitreißt. Wir haben diefen 
Bielpunft voranjtellen zu müſſen geglaubt, um für die folgenden 
Einzelheiten den richtigen Gefichtswinkel zu gewinnen. Manches, 
was dabei gelegentlichen Gemütsanwandlungen oder Barteiftrömungen 
fein Dafein verdankt, erlangt Zufunftswert im Hinblid auf das 
Endziel, e8 wird Friftallifationspunft für die organische, jyftematifche 
MWeiterentwidlung der Beftimmungen über das Arbeitsverhältnis 
der betreffenden Stadtarbeiter in der Richtung auf eine Hebung und 
Feftigung ihrer Stellung ſowie Sicherung ihrer Angehörigen. 
Bunädjft einige Einzelbeifpiele für Maßnahmen aus der Sphäre 
des Arbeiterrecht3, und zwar Vorſchriften über Arbeiterausſchüſſe, 
die in den Städten Nürnberg und Gießen erlaffen worden find. 
Hauptzwed ift bei beiden, Gelegenheit zu geben, um Wünfche und 
Beichwerden der ganzen Ürbeiterfchaft oder beitimmter Gruppen, 
nicht einzelner Arbeiter vorzutragen.! In der Nürnberger VBorfchrift 
heißt e8 außerdem, daß die Ausfchüffe in allgemeinen Angelegenheiten 
gutachtlich vernommen werden können. Folgerichtig ift am Schluffe 
vorgejchrieben, daß einer Abänderung diefer Vorfchriften eine An- 
börung der Ausſchüſſe voranzugehen hat. Eine derartige Beitimmung 
fehlt in der Gießener Sabung, in der gefagt ift, daß die Stadtver- 
ordnetenverfammlung fie jederzeit abändern oder aufheben fan. In 


' Mady einer kürzlich für die Stadt Breslau erlafienen Vorſchrift jollen Die 
Ausſchüſſe auch bei Wohlfahrtseinrichtungen zum Weiten der Arbeiter mitwirken. 
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der Praris wird der Ausſchuß fich mit derartigen Maßnahmen, die 
fein Dafein in Frage ftellen und damit die ganze Arbeiterſchaft 
intenfiv berühren, wohl in allererfter Linie befaffen müſſen, nur 
eine hierauf bezügliche Zwangsvorſchrift angebradt. Die Wahl ift 
natürlich eine unmittelbare und geheime. Wahlberechtigt find nicht 
alle Stadtarbeiter: in Nürnberg nur ftändige Arbeiter, die wenigftens 
drei Jahre nach erlangter Volljährigkeit in einem ftädtifchen Betriebe 
beichäftigt find, in Gießen die volljährigen, im Befite der bürgers 
lichen Ehrenrechte befindlichen. Letztere Vorausfegung ift wiederum 
in Nürnberg für die wählbaren Mitglieder feitgefeßt, abgejehen davon, 
daß fie mindeitens 25 Jahre alt fein müffen; in Gießen müffen fie 
außer diefem Alter noch eine dreijährige ununterbrochene Dienstzeit 
aufweiſen. Die Wahlhandlung wird durch einen beauftragten Beamten 
geleitet, der in Gießen einen (beliebigen) Schriftführer zu beftellen, 
in Nürnberg dagegen zwei Arbeiter des betreffenden Betriebes als 
Beifiger zuzuführen bat. Die Amtsdauer der Mitglieder beträgt drei 
Jahre. Die Annahme der Wahl kann in Nürnberg nur aus triftigen, 
vom Magiftrat zu würdigenden Gründen abgelehnt werden. Sn der 
erften Sitzuug wählen die Mitglieder einen Borfigenden, in Nürnberg 
auch einen Schriftführer, aus ihrer Mitte, während 3. B. bei den 
fürzlich bier erwähnten Ausfchüffen der badischen Staatsbahnarbeiter 
der Borfigende von der Direktion bejtimmt wird, bezw. immer ber 
betreffende Inſpektionsvorſtand als foldher ift. Die Sigungen des 
Ausſchuſſes follen regelmäßig in die Arbeitszeit gelegt werden; Lohne 
fürzungen finden nicht ftatt, ebenfomwenig werden aber Entfhädigungen 
für außerhalb der Arbeitszeit abgehaltene Sigungen gewährt. Ver— 
treter des Magiltrats können mit beratender Stimme an den Ber- 
bandlungen teilnehmen und müffen jederzeit gehört werden. Sn 
Nürnberg ift die Zuziehung anderer Perfonen unzuläffig. In Gießen 
find dem Ausſchuß Entichliekungen, die auf feine Anträge getroffen 
werden, von der Bürgermeifterei fchriftlich mitzuteilen, eine fehr 
nüßliche Vorfchrift, die dazu beitragen kann, daß die Beſchlüſſe des 
Ausschuffes dauernde Beachtung finden. 

Mehr in die Sphäre des Beamtenrechts fallen Urlaubsordnungen, 
die von den Städten Worms und Ulm erlaffen worden find.! Vor⸗ 


Kurz vor Schluß des Jahres ift auch in Breslau eine Urlaubsordnung 
mit ähnlichen Beitimmungen erlaſſen worden. Bemerkenswert ift bierbei die Bes 
ftimmung, daß der Urlaub in dringenden Fällen verlängert werden fann, und zwar 
auf Grund eines (Hutachtens des Stadtarztes bis zur Dauer von vier Wochen. 
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ausfegung zur Erteilung von Urlaub ift eine längere einwandfreie 
Dienstzeit, und zwar von mindeftens fünf Jahren, in welchem Falle 
es in Worms ſechs, in Ulm drei Tage Urlaub im Jahre gibt. In 
Ulm werden ſechs Tage erſt nach zehnjähriger Dienftzeit zugeftanden. 
Sonn= und Feiertage werden in die Urlaubsfrift nicht eingerechnet. 
In Ulm ift außdrüdlich Hinzugefügt, daß ein Rechtsanſpruch auf 
diefen Urlaub nicht befteht. Während der Urlaubszeit wird der Bohn 
meitergewährt, wie da® ja in Deutichland üblich ift, während in 
England große Arbeiterfategorien, 3. B. die Baummollfpinner, auf eine 
Vergütung verzichten. Leitender Grundfaß ift, daß der Urlaub wirklich, 
zur Erholung benutzt wird; in Worms ift die Annahme andermweitiger 
Lohnarbeit verboten, und jede Uebertretung hat die Entziehung des 
Lohnes für die Urlaubstage zur Folge. Den Saifonarbeitern wird 
der Urlaub in der Regel nicht gewährt. Aus der Begründung der 
betreffenden Vorlage in Ulm ift hervorzuheben, daß Befürchtungen 
über den Einfluß diefer Neuerung auf induftrielle Privatbetriebe nach. 
Erfundigungen in anderen Städten nicht beftätigt werden. Ferner 
ift zu bemerfen, daß bier 93 Arbeiter mit einer Lohnfumme von 
rund 1100 Mark in Betracht famen. 

Ganz dem Gebiete des Beamtenrecht angehörend, meift ſogar 
den entiprechenden Baragraphen direkt nachgebildet find die Vorſchriften 
betreffend die Invaliden-, Alters- Witwen- und Waifenverforgung 
der Stadtarbeiter. Dabei verjchlägt e8 nichts, daß in der Privat- 
induftrie fchon feit Jahren und Jahrzehnten derartige Fürforgeein- 
richtungen für die Lohnarbeiter beftehen, ohne daß deshalb letztere 
eine beamtenähnliche Stellung erlangt hätten; für die Stadtgemeinde 
als Körperſchaft des öffentlichen Rechts gelten eben befondere Vor— 
Schriften. — Im folgenden betrachten wir zunädhft die von den 
Städten Fürth! und Chemnik getroffenen Maßnahnıen. Sie umfaffen 
die meiſten ftändigen Arbeiter, die mindeftens zehn Jahre (in Chemnitz: 
nad) vollendetem 25. Zebensjahr) im Dienfte der Stadt gejtanden 
haben und beim Eintritte nicht mehr als 40, bezw. 45 Jahre alt 
waren. In Chemniß ift weiterhin Borausfegung die auf Ratsbeſchluß 
in die Lifte der Stadtarbeiter erfolgende Eintragung, die nur bei 
gutem Leumund und einwandfreier Führung erfolgt. Hier werden 
auch Saijonarbeiter berüdfichtigt. Bei der Berechnung des Ruhegeldes 
kann, wenn der zuletzt bezogene Lohn gegen früher gefunfen mar, 

' Die Sagungen in Fürth find 3. T. neu, aber ftarf geändert und ergänzt. 
worden. 
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der betreffende höhere Betrag zu Grunde gelegt werden. Die Empfänger 
von Ruhelohn fünnen zu leichten Arbeiten gegen Vergütung heran 
gezogen werben; mweigern fie fich, fo gehen fie der Rente verluftig. 
Der Ruhelohn beginnt in Fürth mit 20%, in Chemnitz mit 30 °/o 
des zu Grunde gelegten Arbeitslohn, beträgt in erfterer Stadt aber 
mindeſtens 300 Marf, er fteigt in beiden Städten bis auf höchſtens 
60 °/. In EChemnig kann in Fällen dringender Not die Rente big 
auf den Höchftbetrag erhöht werden; in Fürth ift die, vorläufig nur 
in wenigen Städten (Ulm, Gotha, Königsberg, Straßburg — |. u. —) 
beftehende Berüdfichtigung der Familienverhältniffe eingeführt, und 
zwar fo, daß der Ruhelohn um 20 °/. erhöht wird, wenn der Jnvalide 
für eine arbeitsunfähige, mehr al8 60 Jahre alte Ehefrau zu jorgen 
bat, ferner um je 10 °/ für jedes unverjorgte Kind bis zu.16 Jahren, 
aber nur bi8 zur immerhin beträchtlichen Gefamthöhe von 90 °/o des 
Arbeitslohns. Beim Tode eines Arbeiter wird in beiden Städten 
zunädjft ein Gnadengeld gewährt: in Fürth 10 °/o des Ruhelohns, 
in Chemnit ein Monatsbetrag des Gehalts, bezw. Ruhelohns. Das 
eigentliche Witwengeld beträgt in Chemnit 20/0 des Dienfteinlommens 
(mindeftens 150 Mark, für Saifonarbeiterwitwen 75 Marl), in Fürth 
30 °/o de8 Ruhelohns; diefer Betrag wird auf 45 °/o erhöht, wenn 
bie Witwe arbeitsunfähig oder über 60 Jahre alt ift. Die Rente 
fällt bei Wiederverheiratung fort; jedoch kann in Fürth eine Abfindung 
in dreifacher Höhe des Jahresgeldes bewilligt werden. Waijengeld 
wird für Kinder bis zu 15 Jahren (Chemnitz), bezw. biß zu 16 Jahren 
(Fürth) gewährt. E8 beträgt mindeftens 50 Mark (für Vollwaiſen 
75 Marl) in Ehemnit, höchſtens 150, bezw. 225 Mark in Fürth. 
In Ehemniß kann durch den Rat der Stadt die Kürzung des Witwen» 
geldes (biß auf */s) zu Gunften des dementjprechend zu erhöhenden 
MWaifengelde8 angeordnet, auch das Waijengeld ftatt an die Mutter 
direft an den Vormund oder Pfleger gezahlt werden. 

Bon den fo berechneten Renten werden alle den Rentnern zus 
fließenden Leiftungen aus öffentlichen Verficherungen und Anſtalten 
oder auch von Privaten (Chemniß) angerechnet, und zwar in Fürth 
die Unfallrenten ganz, die Invaliden- ſowie fünftige Witwen und 
Maifenrenten bis zu zwei Dritteln,' in Chemnitz grundfäßlich Die 


' In Breslau ift neuerdings die Satung dahin geändert, daß die Invaliden— 
rente nicht mehr ganz, fondern nur zur Hälfte angerechnet werden foll, damit demt 
alten Arbeiter diefer mit Yohnabzügen erfaufte Anſpruch noch neben der ftädtiichen 
Rente verbleibe. 
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vollen Bezüge, indem die ftädtifchen Renten nur als Zufchüffe gegeben 
werden, und zwar nur infomeit, daß nach dem Anvalidenverfiche- 
rungsgefeß ($ 48) ein Ruben des Rechtes auf ftaatliche Rente nicht 
eintreten kann. In allen Fällen müffen die Berficherten ihre Renten 
anſprüche felbft verfolgen und verlieren, falls fie dies unterlaffen, 
die ftädtifche Penfion. In Chemnitz müfjen die Invaliden, folange 
fie noch feine ftaatliche Rente beziehen, auf Berlangen des Rates der 
Stadt ihre Invalidenverfiderung fortjegen; in diefem Falle wird 
die Hälfte der Beiträge aus ftädtifchen Mitteln bezahlt. Alle Renten 
fönnen entzogen werden, wenn die Empfänger die Stadt (Chemniß), 
bezw. das Reichsgebiet verlajjen, wenn fie wegen einer ehrloſen 
Handlung gerichtlich beftraft werden oder gar, wie e8 fehr dehnbar 
in der Chemniter Satzung Heißt, „durch einen leichtfinnigen oder 
unfittlichen Lebenswandel fi der Unterjtügung unmwürdig zeigen“ 
($ 19). In Fürth ift ferner beftimmt, daß die Renten wegfallen 
follen, wenn die Berechtigten im Beſitz eines ausreichenden Ber- 
mögens fich befinden, daß eine dem dreifachen Betrage der zu ge— 
währenden Rente gleichlommende Berforgung gewährt. Grundjätlich 
ift in beiden Saßungen noch betont, daß fie feinen Rechtsanſpruch 
begründen, daß vielmehr die Leiftungen freimillige, ſtets widerrufliche 
find. Zum Uebergang ift fchlieglich beftimmt, daß bezüglich der zur 
Zeit des Erlaſſes der Vorfchriften im Dienste befindlichen Arbeiter 
von einigen Erfordernifjen abgejehen werden darf; in Chemnit können 
in Fällen der Not Unterftügungen bis zur Höhe der Mindeftbeträge 
gewährt werden. . 

In ähnlicher Weife hat kurz vor Jahresſchluß die Stadt Erefeld 
die Gewährung von Ruhegeld und Hinterbliebenenverforgung geregelt. 
Bon bemerkenswerten Einzelheiten, die abweichend von den vorhin 
geihilderten vorlommen, find folgende hervorzuheben. Die Kündigung 
der Arbeiter, die die Antwartſchaft auf Ruhegeld erworben haben, 
fann abgejehen von den wichtigen Entlaffungsgründen nad 8 123 
der ReichSgemwerbeordnung nur nach vorheriger Genehmigung des 
Oberbürgermeifter8 erfolgen, eine Borfchrift, die die Abfchiebung 
eine verdienten, aber in der Arbeitsfähigkeit nachlafjenden Arbeiters 
aus finanziellen Gründen, zur Erfparung der Rente, verhindern foll. 
Aehnlih wie in Chemnik ift beftimmt, daß die jtädtifchen Penſionäre 
der Invaliden- und außerdem noch der Krankenverſicherung anzuges 
hören haben; auch bier trägt die Stadt zu einem Teil der often 
bei. Das aus folder Berficherung etwa bezogene Krankengeld wird 
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nicht auf die Rente angerechnet. Eine Neuerung gegenüber den meisten 
befannten Satzungen bejteht in der im $ 12 erfolgten Einfeßung 
einer neungliedrigen Kommiſſion. Diefe fol befugt fein, Ruhe⸗, 
Witwen⸗ und Waifengeld zu bemilligen, auch wenn einzelne Voraus⸗ 
fegungen (3. B. Altersgrenze beim Dienfteintritte, Höchftzeitraum 
einer Unterbrechung der Dienftzeit) nicht erfüllt find; fie hat ferner 
in allen ftreitigen und zweifelhaften Fällen Entfcheidung zu treffen. 
Leider ift über die Zufammenfegung diefer Kommiſſion nichts weiter 
geſagt; zu vermuten ift, daß e8 eine der üblichen Deputationen aus 
der Mitte des Stadtparlaments, alfo ohne Hinzuziehung von Arbeitern, 
fein wird. Zu erwähnen ift übrigens noch, daß zur Aufbringung der 
Renten alljährlich einer Rubegeldlaffe ein Betrag von 25,000 Mark, 
zunächſt für drei Jahre, überwieſen werden foll. 

In diefem Zufammenhang können wir die auch der Jnvalidenz, 
MWitwen- und Waifenverforgung der nichtpenfionsberechtigten Be- 
dienfteten dienende Verſorgungskaſſe der Stadt Erlangen betrachten. 
Dabei müſſen wir aber von vornherein auf den grundfäßlichen 
Unterfchied gegenüber den vorhin behandelten Maßnahmen hinmeifen: 
diefe und die zahlreichen ihnen verwandten Borfchriften gewähren, 
mie öfter betont, den Beamtenpenfionen ähnliche Verſorgungsrenten, 
während die Erlanger Kaſſe eine auf Beiträgen der angefchlofienen 
Mitglieder begründete Berficherungsorganifation darftellt, wie fie 
ähnlich eingerichtet in anderen füddeutjchen Städten, bejonders 
München, ferner in Nürnberg, Regensburg, Ludwigsburg (Eßlingen), 
beitehen. Aus der Sabung der Erlanger Kaſſe ift folgendes hervor» 
zubeben. Die ftändigen Bedienfteten, die nicht der ftädtifchen Benftons- 
anjtalt angehören, find zum Beitritte verpflichtet; bejtimmte Vor⸗ 
fchriften hierüber gibt e8 nicht, vielmehr entfcheidet im Zmweifelsfalle 
der Magiftrat. Als untere Altersgrenze für die neuen Mitglieder ift 
das 22., als obere daß 40. Lebensjahr feſtgeſetzt. Die Kaſſe gewährt 
eine Invaliden=, bezw. Alterßrente ohne jede Prüfung nach fünfund- 
zwanzigjähriger Zugehörigkeit, bei Invalidität nur nad einer ſolchen 
von zehn Jahren. Diefe Frift ift verhältnismäßig lang, begnügt fich 
doch die Münchner Satung mit einer fünfjährigen. Der Ruhegehalt 
fteigt von 30% des Dienftbezuges um jährlich 1%. auf höchſtens 60 °/o. 
Sollen Berficherte infolge Lohnminderung in eine niedere Klaſſe 
eingereiht werden, fo können fie fi durch Fortzahlung der bisherigen 
höheren Beiträge den der bisherigen höheren Lohnklaſſe entiprechen- 
den Ruhegehalt fihern, eine der Nürnberger Sakung wörtlich ent- 
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nommene Beftimmung, die gegen die Münchener infofern abfällt, 
al8 in München den ftändigen Arbeitern auch bei verminderter 
Arbeitsfähigfeit der Bohn nicht gekürzt werden darf. Auf den Ruhe— 
gehalt werden die ftaatlichen Renten angerechnet, weil die Verſor— 
gungsfaffe die Entrichtung der an die Landesverficherungsanftalt von 
den Kaffenmitgliedern zu zahlenden Invalidenbeiträge übernimmt. 
Die KHaffenbeiträge belaufen fich bei einem Eintritt3alter 

vom 22. bis zum 25. Jahre auf 1'/,%/o de Dienftbezuges 

” 25. ” ” 30. * * 2 ” ” ” 

„ 30. . „ 3. ” ” 2'/s "„ n ” 

„ 35. Jahre an auf 3”/, des Dienftbezuges. 

Beim Ausscheiden aus dem Dienste erlifcht jeder Anfpruh an 
die Verforgungsfaffe; bei unverfchuldeter Kündigung — morüber 
ausſchließlich der Magiftrat entfcheidet — werden drei Viertel der 
Jahresbeiträge zurüderftattet. Bor Ablauf der Wartezeit, namentlich 
im Falle frühen Todes, fann ein Teil derjelben — bis höchſtens 
zur Hälfte — zurüdgegeben werden; hiervon find noch die zur 
Reichsinvaliden-, bezw. Unfallverficherung gezahlten Beiträge abzu— 
ziehen. Alle diefe Bejtimmungen werden an Weitherzigfeit von der 
Münchener Regelung übertroffen. Die Verwaltung der Kaſſe erfolgt 
unentgeltlih durch den Stadtmagiftrat, dem die Entjcheidung über 
alle Fragen zufteht. Ein aus den Kaffenmitgliedern niederzufegender 
Ausſchuß ift über die Verhältniffe der Kaffe und über etwaige Wünfche 
der Berficherten je nach Erfordern, mindeftens aber einmal jährlich 
zu hören. Streitigkeiten gegen die Kaffe werden unter Ausſchluß des 
gerichtlichen Klageweges durch ein dreigliedrige® Schiedsgericht ent— 
Ichieden, da8 nad den Vorfchriften der 88 1025 ff. der Reichszivil— 
progekordnung in Tätigkeit tritt. Die Satzung der Kaſſe fann durch 
die jtädtifchen Kollegien „nach Einvernahme des bezeichneten Aus 
fchuffes“ abgeändert werden. 

Bon ganz befonderem Intereſſe ift die Neuordnung, bezw. 
Abänderung der Grundfäße für die Ordnung der Dienft-, Einlommens- 
und Berforgungsverhältniffe der ftädtifchen Arbeiter in Karlsruhe 
und Straßburg, Borfchriften, auf die ſowohl wegen ihrer allgemeinen 
Tendenz, „Arbeiterbeamte* zu fchaffen, als auch wegen ihrer glüd- 
lichen, von wahrhaft fozialem Geifte getragenen Löſung einzelner 
wichtiger Fragen näher einzugehen ift. Die Vorfchriften von Karlsruhe 
ftellen feine Neuordnung dar, fondern eine den neuzeitlichen Er- 
fahrungen und Forderungen entfprechende Abänderung und Ergängung 
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des Arbeiterſtatuts, das die Stadt im Jahre 1898 weſentlich nach 
dem Vorbilde von Frankfurt a. M. als eines der erſten und gleich» 
zeitig muftergültigen erlajjen hatte. Wir dürfen nicht vergejjen, daß 
diefer Zweig der ftädtifchen Fürſorge noch nicht ein Jahrzehnt alt 
ift, daß in den Einzelheiten immer noch experimentiert wird und 
beftimmte Fragen — beſonders die des Rechtsanſpruchs der Ber- 
forgungsberedhtigten auf die Benfion, ferner die der Anrechnung 
ftaatlicher Renten nach $ 48 des Invalidenverficherungsgejeßes ufm. — 
immer noch im Fluffe find. Deshalb find namentlich folche Neues 
rungen, die das Produft warmer fozialer Fürforge und guter ſach— 
licher Einrichtungen darftellen, für den Chroniften ſowohl wie für 
den praftifchen Vertreter der fommunalen Sozialpolitit von Intereſſe. 
Bon den Einzelheiten heben wir folgende mejentlichen hervor. Der 
bisherige Sparzwang bezüglich der Hälfte der Dienftalter8-, bezm. 
Führungsprämien ift aufgehoben worden; die Jahresbelohnungen von 
80, 100 und 150 Marl, die vom 6., 11. und 16. Dienftjahre zu 
zahlen und zur Hälfte bei der Sparlafje anzulegen waren, werden 
den Wrbeitern jett ohne Abzug ausbezahlt. ArbeitSordnungen, die 
freilih ſchon für die Mehrzahl der Betriebe beftanden, find jetzt für 
alle zu erlaffen. Die bisher fafultative Beftimmung bezüglich der 
Meiterzahlung des Lohnes bis zur Dauer von acht Wochen in 
Krankheitsfällen an einen ftändig angejtellten Arbeiter hat nunmehr 
obligatorifchen Charakter erhalten. Neben den ftändigen Arbeitern, 
denen Urlaub bis zu 8 Tagen zufteht, können auch die unftändigen, 
d. 5. die noch nicht zehn Jahre im Dienste der Stadt ftehenden und 
mweniger al® 30 Jahre alten Urlaub bis zur Dauer von 3 Tagen 
erhalten; damit erfennt Karlsruhe als eine der erjten deutjchen 
Städte die Notwendigkeit eine, wenn auch kurzen Urlaubes für alle 
Arbeiter ohne Unterfchied ihrer Stellung und Dienftzeit an. In 
diefem Zufammenhang ift aber hervorzuheben, daß die Beitimmungen 
für die Zohnfortzahlung bei kurzen Arbeitsunterbrechungen und bei 
militärifchen Dienftleiftungen — für Arbeiter nad) nur einjähriger 
Dienstzeit — ziemlich mweitherzige find, wodurd die Urlaubgvor» 
jchriften wertvolle Ergänzung erfahren. Bejonder8 bemerkenswert 
ift aber einerfeit3 die in der neuen Faſſung beibehaltene Vorfchrift, 
daß den Arbeitern auf die Yahresbelohnungen, Ruhegehalte, den 
Urlaub uſw. ein Rechtsanſpruch nicht zufteht — wobei jedoch nicht 
wie in den meiften anderen Städten betont ift, daß diefe Gemährungen 
ſeitens der Stadtgemeinde ſtets widerrufliche find, — andererfeits 
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die in der Begründung der Vorlage hierzu gegebene Erläuterung. 
Darin wird zunächft darauf hingewieſen, daß man bei dem Erlaife 
des Arbeiterftatut8 im Jahre 1898 mangels jegliher Erfahrungen 
geglaubt habe, eine gewiſſe VBorficht walten laſſen zu müffen, wenn 
man auch gleichzeitig betonte, daß eine moralifche Verpflichtung zur 
gerechten Erfüllung diefer Vorſchriften beftehe, wegen deren Verlegung 
der Stadtrat jederzeit öffentlich vor dem Bürgerausfchuffe zur Ver— 
antwortung gezogen werden fünne. Jetzt bleibt e8 in der Begründung, 
daß nad dem mit dem Arbeiterftatut inzwifchen gemachten Erfahrungen 
grundfäßlich Teinerlei Bedenken entgegenftünden, den ftändig anges 
ftellten Arbeitern den nämlichen Elagbaren Rechtsanſpruch auf Lohn, 
Aubegehalt und Hinterbliebenenverforgung zu gewähren, wie ihn 
auch die jtädtifchen Beamten befäßen. Für die Gemeindeverwaltung 
würde ein folches Rechtsverhältnis ſogar noch vorteilhafter fein, weil 
fie dur die Gewährung einer gerichtlihen Nachprüfung verfügter 
Entlaffungen von dem Verdacht, auf diefem Gebiete nah Willkür 
verfahren zu wollen, befreit wäre. Die bisherige Ausübung des den 
Beamten gemährten Rechtes, bei der Annahme ungerecdhtfertigter 
Entlaffung den Klageweg zu bejchreiten, genauer die Tatfache, daß 
jeit dem Jahre 1899 — der Einführung des Beamtenftatut8 — gericht- 
liche Klagen niemals erhoben feien, bemweife nur, daß ungerechtfertigte 
Entlaffungen nicht vorgelommen jeien. Was nun für den Beamten 
recht ſei, das dürfte auch für den Arbeiter billig fein. Nichtsdefto- 
meniger werde aber bei der derzeitigen Neuregelung des Arbeiter- 
ftatut8 davon Abjtand zu nehmen fein, die den Arbeitern gewährten 
Anmwartfchaften in Rechtsanfprüdhe umzuwandeln. Denn mit der 
Ummandlung werde der — innerlich allerdings nicht ganz unbes 
gründete — Unterjchied zwiſchen dem Dienftverhältniffe der Arbeiter 
und dem der Beamten im mejentlichen megfallen. Dann würden 
eben die ftändigen ftädtifchen Arbeiter nicht nur tatfächlich, ſondern 
auch rechtlich ftädtifche Beamte — was u. E. wohl nicht ganz zu— 
trifft — und müßten folgeweife als befondere Klaſſe dem Beamten- 
ftatut eingefügt werden. Nicht bei der Reviſion des Arbeiterftatuts, 
fondern bei einer folchen des Beamtenftatuts fei daher die Sache 
zu regeln. Der Berichteritatter empfiehlt daher, daß bei der Ent— 
laffung von Arbeitern einzuhaltende Verwaltungsverfahren, über das 
bis jet feinerlei VBorfchriften beftänden, fo zu geftalten, daß eine 
mwillfürliche oder oberflächliche Behandlung der für die Arbeiter fo 
ernjten und wichtigen Angelegenheit ausgejchloffen fei. In dem. 
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neuen $ 42, Abf. 3 ift infolgedeffen zur Entjcheidung über Dienft- 
auffündigung und Entlaffung eines ftändigen Arbeiters eine „Diß- 
ziplinarbehörde eingefeßt. Sie befteht: 1. aus dem Vorſtande des 
ftädtifchen und ftatiftifchen Arbeitsamts als Borfigenden; 2. aus 
dem Borftande des Betriebes, in dem der Arbeiter angeftellt ift; 
und 3. auß einem ftändigen Arbeiter, der von dem Arbeiterausfchujfe 
des betreffenden Betriebes jeweils für die Dauer des Arbeitsver- 
hältniffeg ernannt wird. Gegen die Enticheidung der Disziplinars 
behörde, die dem Arbeiter in fchriftlicher Ausfertigung mit Angabe 
der Gründe mitzuteilen ift, fteht allen Teilen die Berufung an den 
Stadtrat zu. Wie e8 in der Begründung hierzu heißt, können fich 
alfo die Arbeiter durch einen Vertrauensmann darüber informieren, 
ob bei Entlaffungen gerecht vorgegangen wird oder nicht. Infolge 
der notwendigen fchriftlichen Ausfertigung der Gründe würde ferner 
jeweils erfichtlich fein, ob die nötige Sorgfalt und ftrenge Gerech— 
tigkeit beobachtet worden fei. Bei diefer Gelegenheit ift auch den 
unftändigen Arbeitern das Recht der Bejchwerde an den Stadtrat 
über vermutlich ungerechte Entlaffung zuerfannt worden. Wir ftehen 
bier vor einer folgenfchweren Neuerung, wie fie u. W. in diefem 
Umfange zum erften Male durchgeführt worden ift. Den Arbeitern 
das Recht einräumen, bei der Entlaffung ihrer Kollegen mitreden 
zu dürfen! Wer hätte geglaubt, daß diefer Wunfch utopiftifch gerich- 
teter” Sogialiften fchon fobald verwirklicht werden würde?! Und 
das nicht etwa bei einem fozialiftifch denkenden Brivatunternehmer 
oder einem Gemeinmefen mit jozialdemofratifcher Mehrheit im Ge- 
meindefollegium, fondern in der vom bürgerlichen ®eifte verwalteten 
Haupt» und Refidenzftabt des Staates Baden. Man kann der Stadt 
Karlsruhe zu diefem Schritte, der den Beginn einer neuen Wera in 
der Geftaltung des Arbeitvertrages bildet, nur von Herzen Glüd 
wünfchen, wenn wir uns auch nicht verhehlen dürfen, daß feine 
Konfequenzen unüberfehbar find. Jedenfalls wird er anderwärts eine 
ganze Reihe von Wünſchen auslöfen, deren Erfüllung, weil von 
anderen Vorausſetzungen ausgehend, jchwierig, wenn nicht unmöglich 
fein wird. 

Straßburg ift in feiner Neuordnung der Arbeitsfagung, wie 
wir unten jehen werden, 3. T. noch weiter gegangen; im einzelnen 
bietet leßtere eine Fülle intereffanter Regelungen und Berbefferungen. 
In der Einleitung zum Entwurfe wird zunächſt betont, daß der 
Gemeinderat den Willen habe, die ftädtifchen Betriebe auch in fozialer 


— 24 — 


Hinficht zu Mufteranftalten zu maden. Die Stadt glaube auch über 
das Maß der Leiltungen binausgehen zu follen, das felbft gute 
Arbeitgeber zu gewähren pflegten. Denn da ihre Betriebe den Wir» 
tungen fremden Wettbewerbs nicht ausgeſetzt feien, fo fönnten fie 
Bergünftigungen gewähren, die anderen Arbeitgebern auch bei per- 
fönlihem Wohlmollen ſchon die Rüdfiht auf die Konkurrenz uns 
möglich erfcheinen laſſe. Bei der materiellen Fürforge wolle der 
Entwurf jedoch nicht ftehen bleiben; durch eine Reihe von Beftim- 
mungen juche er vielmehr die Sicherheit der Eriftenz der ftädtifchen 
Arbeiter zu erhöhen und ihnen da8 Bemußtjein der Unabhängigkeit 
zu ermeden. Hier falle das allgemeine nationale Intereffe mit den 
befonderen Standesinterefjen der Arbeiter zufammen; „denn mit dem 
Aufblühen der Induſtrie“, fo heißt die bemerkenswerte Begründung, 
„wächſt von Jahr zu Jahr die Bedeutung, welche die Klaſſe der 
Arbeiter für die Gefamtheit befitt, und wächſt damit die Notwendig— 
feit, auß bloßen Untertanen lebendige Glieder unferes Staates zu 
machen. Eine geficherte Eriftenz und Unabhängigkeit von fremdem 
Wohlmollen find bier die VBorausfegung. In der Mitwirkung bei 
der Berwaltung der fie zunächft angehenden Angelegenheiten fieht 
der Entwurf das Mittel, fie mit Intereſſe und gejundem Sinne für 
die Wirklichkeit zu erfüllen und zu erfprießlicher Arbeit auch bei 
größeren Aufgaben beranzubilden.* 

Im einzelnen enthält die Arbeitsfagung folgende bemerfens- 
werten Borfchriften. Die Strafgewalt wird, um auch nur die Mög- 
lichkeit einer ungerechten oder zu häufigen Beftrafung auszufchließen, 
allgemein von den unteren AuffichtSorganen auf die Betriebsvorftände 
übertragen, ferner wird die Verhängung auch der leichteren Strafen 
von einem förmlichen Verfahren abhängig gemacht: der Arbeiter 
ift vor Verhängung der Strafe zu hören, die verhängte Strafe ift 
urkundlich zu machen und dem betroffenen Arbeiter unter kurzer 
Angabe der Gründe zu eröffnen. Dadurch foll der Arbeiter die Ge 
währ haben, erft nach gründlicher Unterfuhung und nur von Be 
amten abgeurteilt zu werden, die durch eine umfafjende Bildung 
zum Richten befähigt und über den Verdacht perjönlicher Mikgunft 
erhaben find. Zu erwähnen ift noch, daß Beleidigungen und Tätlich- 
feiten gegen Mitarbeiter in geeigneten Fällen dem zuftändigen Ar— 
beiterausfchuffe zur Aburteilung überwiejen werden fünnen. Ben 
Beitraften fteht in allen Fällen das Recht der Beſchwerde bis zum 
Bürgermeifter hinauf offen. Die Arbeitszeit ift im allgemeinen auf 
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zehn Stunden, der regelmäßige dienjtfreie Zeitraum zwiſchen zwei 
Schichten auf 12 Stunden feitgefeßt. Der Arbeitslohn erfährt bei 
verheirateten Arbeitern eine befondere Erhöhung um 5 °/o; bei mehr 
als drei Kindern unter 16 Jahren beträgt diefe 10°, bei mehr 
als fünf 15° und bei mehr als fieben 20 °/ des Grundlohns. 
Die Motive zur Arbeitsfagung enthalten für dieſe ziemlich vereinzelt 
daftehende Maßnahme kommunaler Lohnpolitik die bemerkenswerte 
Begründung, daß eine öffentliche Körperjchaft nach unferen fittlichen 
Anschauungen die Pflicht habe, für Dienfte, die die volle Arbeitskraft 
in Anspruch nehmen, dem Arbeiter einen Bohn zu gewähren, ber zu 
feinem und feiner Familie Unterhalt außreiche, während man von 
Brivatunternehmern nicht verlangen fünne, daß fie mehr als den 
Marktwert der ihnen geleifteten Arbeit zahlten. Die Stadtverwaltung 
betrachtet den Arbeiter nicht als bloßen Berläufer der Marktware 
Arbeit, fondern als Menfchen mit befonderen Bedürfniffen je nad) 
feiner Lage nnd feinen Familienverhältniffen, fie will verhüten, daß 
Frauens und Slinderarbeit mit ihren das Familienleben auflöfenden 
Wirkungen zur Beftreitung der Haushaltskoften herangezogen werden 
follen. Für diefe Familienzufchläge find nicht weniger ala 4300 Mar 
jährlich vorgefehen. Die Grundlöhne werden alljährlich neu feſtgeſetzt; 
der Mindejtbetrag für einen erwachjenen voll arbeitsfähigen Arbeiter 
darf nicht unter 2.50 Mark finten. Die Stadtverwaltung verfpricht 
hierbei, daß fie Löhne, die für gleichartige Arbeit in Vereinbarungen 
(Zarifverträgen) zwifchen Unternehmers und Arbeiterverbänden mit 
Gültigkeit für Straßburg feſtgeſetzt find, einhalten will. Damit folgt 
fie befonder8 dem Beifpiele des Londoner Grafſchaftsrats und zahl» 
reicher englifcher, franzöfiicher und belgifcher Städte, die feit Jahren 
diefen Grundfaß durchgeführt haben. Eine Annäherung an das Be- 
amtenrecht enthält die Feitjegung der Dienftalterözulagen, ebenfo die 
Beitimmung, daß der Lohn für die in die Woche fallenden gefeßlichen 
Feiertage und für Kaiſers Geburtstag gezahlt wird. Einen ähnlichen 
Charakter bat die VBorfchrift, daR verheirateten Arbeitern, die länger 
als ein Jahr beichäftigt find, in Srankheitsfällen (biß zur Dauer 
von 6 Monaten) und bei militärifchen Uebungen die gefeßlichen 
Leiſtungen bis zur vollen Lohnhöhe erhöht werden. Hier ift auch 
zu erwähnen, daß der $ 616 B. G. 8. in vollem Umfange Geltung 
behält, und ferner, daß Urlaub unter Fortzahlung des Lohnes erteilt 
merden fann bi8 zu 4 Tagen nad) dreijähriger Dienitzeit, bis zu 6 
Tagen nad fünfjähriger und bis zu 8 Tagen nach zehnjähriger 
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Dienstzeit. Den Beginn des Urlaubes bejtimmt der Betriebsvorftand 
nad Anhörung des betreffenden Arbeiterausfchuffes. Die Kündigung 
des Arbeitsverhältnifjes kann im erften Dienftjahre nur mit vierzehn- 
tägiger Frift erfolgen, fpäter wird die Verwaltung im allgemeinen 
eine vierwöchige Frilt einhalten, während dem Arbeiter das Recht 
der vierzehntägigen Kündigung verbleibt. Entlaffungen wegen grober 
Beleidigungen oder Tätlichkeiten gegen Mitarbeiter erfolgen nur nad 
Anhörung des zuftändigen Arbeiterausjchuffes. Beſchwerden wegen 
ungerechtfertigter Entlaffung werden vom Bürgermeifter dem zus 
ftändigen Arbeiterausfchuffe zur Aeußerung und eventuell zur Er— 
ledigung überwieſen. Beichließt diefer die Wiedereinftellung, fo kann 
er zugleich für den Arbeiter für die Zeit der Arbeitslofigfeit einen 
Teil des Lohnes als Entfchädigung beantragen. Für Stadtarbeiter, 
die als folche nach zehnjähriger Dienstzeit und zufriedenftellender 
Führung angeftellt werden, beftehen folgende bemerkenswerten Be- 
ftimmungen. Ihnen fann das Arbeitsverhältnis nur dur) Verfügung 
des Bürgermeifter8 und im allgemeinen nur wegen groben Berftoßes 
gegen die Dienftvorfchriften aufgefagt werden. Vorher ift dem 
Urbeiter durch Vernehmung zu Protokoll Gelegenheit zur Recht— 
fertigung zu geben. Muß ihnen aus einem anderen Grunde, 3. 2. 
wegen ArbeitSmangels, gekündigt werden, fo erhalten fie den für fie 
zuftändigen Ruhelohn ausbezahlt, folange fie nicht eine andere Stelle 
gefunden haben. Treten fie in den jtädtifchen Dienft zurüd, fo ift 
ihnen das zuvor erreichte Dienftalter anzurechnen. Bei teilmeifer 
Dienftunfähigkeit infolge unverfchuldeter Minderung der Arbeitskraft 
darf ihnen in feinem Falle gelündigt werden. Sind fie noch nicht 
65 Jahre alt, jo kann ihnen gegen den zulett bezogenen Lohn eine 
pafjende Beichäftigung zugemwiefen werden, wenn nicht, dann find 
fie in den Ruheſtand zu verfegen. Für Fälle unverfchuldeter Not- 
lagen werden für die einzelnen Betriebe Unteritügungsfonds gebildet, 
denen außer Geldftrafen und Lohnverwirkungen regelmäßige Zufchüffe 
der Stadtverwaltung im Gefamtbetrage von mindelten 3000 Marf 
jährlich zufließen. Die Zuwendung der Unterftügungen erfolgt auf 
Vorſchlag des zuftändigen Arbeiterausfchuffes durch den Bürgermeifter. 
Die Arbeiterausſchüſſe find zur Vertretung der Intereſſen der Arbeiter 
und zur Unterftüßung der Verwaltung bei Regelung des Arbeitz- 
verhältniſſes und bei Durchführung der Arbeitsfagung beftimmt. Zu 
mäblen ift je einer von den Arbeitern des Bauamts und des Ab- 
fuhrmwefens, ſowie zufammen einer von den Arbeitern des Schlacht» 
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hofs, Waſſerwerks und der Häfen. Die drei Ausschüffe können zur 
‚Beratung von Fragen, die die Intereifen der Arbeiter aller Betriebe 
berühren, in gemeinfamer Sigung zufammentreten oder durch den 
Bürgermeifter zufammenberufen werden; im leßteren Falle führt 
diefer oder fein Vertreter den Vorſitz. Zur Entjcheidung von Rechts 
ftreitigfeiten über Arbeitslohn, Krankengeld, Ruhelohn ift das Ges 
merbegeriht Straßburg unter Ausichluß der ordentlichen Gerichte 
feſtgeſetzt. Iſt e8 ſchon geſetzlich zuftändig, fo verzichten die Barteien 
auf die Rechtsmittel der Revifion und Berufung. Im übrigen vers 
einbaren fie e8 als Schiedsgericht im Sinne der 88 1025 ff. der 
Bivilprozekordnung. Die Invaliden- und Hinterbliebenenverforgung 
ift in einem befonderen Berforgungsftatute geregelt. Die mwichtigfte 
Beitimmung hierbei ift die Gewährung eines Rechtsanſpruchs auf 
die nach dem Ausfcheiden aus dem Dienfte dem Arbeiter zu ge— 
währenden ftädtifchen Leitungen, ein Schritt, vor dem die übrigen 
Städte, wie wir fahen, letzthin auch noch Karlsruhe, wegen der 
verjchiedenen Konſequenzen zurüdgeichredt find. Der Straßburger 
Stadtverwaltung gebührt das Berdienft, diejen vorbildlihen Schritt 
in der Richtung einer tatſächlichen und rechtlichen Sicherftellung 
ihrer Arbeiter getan zu haben. Aus den Vorſchriften ift im einzelnen 
zunächft zu bemerken, daß auch bei der Bemeſſung des Ruhelohns, 
mie bei dem Arbeitslohn, eine Berüdfichtigung der Familienverhält» 
niffe des Empfängers ftattfindet, wie fie nur in menigen Städten 
erfolgt ift. Der Ruhelohn für den alleinftehenden Arbeiter beträgt 
nämlih 35 °/o des letzten Jahresverdienftes, der für verheiratete 
dagegen 45%, außerdem treten für jedes Sind unter 17 Jahren 
5° Hinzu; der Gefamtbetrag fteigt um jährlich 1 °/o bis zum Hödhjit- 
fage von 85°, Beiträge, die fih über den Durchſchnitt anderer 
ftädtifcher Renten merklich emporheben. Beim Tode eines Arbeiters 
erhalten die Angehörigen zunächft das fog. Gnadenquartal. Danad) 
befommt die Witwe ein Witwengeld von 20 °/o des Jahresverdienftes 
des Ehemanns, fteigend um je 1 °/ biß 40 °/, für jedes Jahr feiner 
mehr als zehn Jahre betragenden Dienftzeit; der Mindeftbetrag ift 
300 Mark. Waiſen erhalten °/ıo, nach dem Tode der Mutter */ıo 
bes Witmengeldes. Die ftädtifchen Leiftungen werden gefürzt, fobald 
der Rentenempfänger ftaatliche oder fonftige Benfionen bezieht. 
Ehemaligen Arbeitern, die feine Rente erhalten, fomwie Witwen und 
Waifen von Arbeitern, die noch feinen Anſpruch auf Rente erworben 
hatten, find feitens der Arbeiterausfchüffe Zumendungen aus dem 
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Unterftügungsfonds zu machen. Die Arbeiterausfchüffe haben ferner 
die Berhältnijje der Rentenempfänger mindeftens einmal jährlich zu 
prüfen, Beränderungen im Familienftande, die auf die Rentenhöhe 
von Einfluß fein fönnten, mitzuteilen und gegebenenfall® Unter 
ftüßungen zu beantragen. ' 


! ‚Goncordia”, Zeitichrift der Zentralſtelle für Arbeiterwohlfahrtseinrich- 
tungen, Wr. 11, 1906. 





— 259 — 


Sosinle Chronik. 


Arbeiterſchutz. 


Schweiz. Der Vorſtand der Schweizeriſchen Vereinigung zur Förderung 
des internationalen Arbeiterſchutzes unterbreitet ſeinen Seltionen und Mit— 
gliedern folgendes Arbeits-Programm zur Diskuſſion. 

I. Reviſion des eidg. Fabrikgeſetzes. I. Die Entwicklung 
der jozialöfonomijchen Berhältniffe unferes Yandes jeit dem Erlaß des eidg. 
Fabrikgeſetzes rechtfertigt eine Revifion diefes Gejeges im arbeiterfreundlichen 
Sinne. II. Die Ausdehnung des Arbeiterfchuges auf das Kleingewerbe und 
die Hausinduftrie erjcheint als geboten, jedoch dürfte dieſes Ziel am beften‘ 
mittelft einer die Eigentümlichfeiten diefer Produktionsformen berüdjichtigenden 
Spezialgefeggebung zu "erreichen fein. III. Als revifionsbebürftig erfcheinen 
insbejondere die Bellimmungen betreffend: 1. den Marimalarbeitstag, der 
auf 10 Stunden herabgelegt werden jollte, wobei dem Bundesrat die Befugnis 
einzuräumen wäre, für beſonders gejundheitsgefährliche Betriebe oder Arbeiten 
diefen noch weiter zu reduzieren; 2. die Ueberzeitbewilligungen, im Sinne 
der Beichräntung der Marimalzahl der Tage, für melde, und der näheren 
Präzifierung der Bedingungen, unter welchen ſolche Bewilligungen zu erteilen 
feien; 3. die Naht: und Sonntagsarbeit, indem der Bundesrat zu beauf- 
tragen wäre, diejenigen Betriebe zu bezeichnen, in welchen Nat: und Sonn: 
tagsarbeit nicht jtattfinden dürfe; 4. die Beihäftigung von weiblichen Per— 
jonen; namentlih wäre die ‚frage zu löſen, im welcher Weife denjenigen 
Arbeiterinnen, auf welde die fabrifgejegliche Wartezeit während der Schwanger: 
Ichaft und nach der Niederfunft Anwendung findet, ein ganzer oder teilmeifer 
Erjag für den dadurch entitandenen Yohnausfall gewährt werden fünnte; 
5. die Beihäftigung von jugendlichen Perfonen im Sinne der Erfüllung des 
Ichulpflichtigen Alters und mindeſtens des 14. Altersjahrs als Vorbedingung; 
der Verkürzung des Marimalarbeitstages unter Anrechnung der zur Teils 
nahme am religiöjen, gewerblichen und Fortbildungsunterricht nötigen Stunden ; 
6. den Dienftvertrag und zwar: a) die Yohnzahlung, zur Einführung einer 
14: bezw. Stägigen Yohnzahlung; b) die Naturalleiftungen der Arbeitgeber, 
zweds Verhütung von Uebervorteilungen der Arbeiter. IV. Als der Disfufjion 
würdig ericheinen ferner folgende Fragen: 1. it die gejeglihe Statuierung 
eines Minimallohnes zu begrüßen? 2. Wie joll der Ueberzeitlohn bemeſſen 
werden? 3. Yıegt es im Intereſſe der Arbeiter, daß die Bußen abgeihafft 
werden ? 4. Unter welchen Bedingungen iſt die Gewährung des freien Sams— 
tag-Nachmittags zu erreihen ? 5. Welche Bedeutung ift dem Tarifvertrag 
vom Standpunkte des Arbeiterfchuges zuzufchreiben ? 6. Fit die Einführung 
von Arbeiterferien anzuftreben? 7. it den Arbeitern ein vermehrter Ein- 
fluß auf den Inhalt der Arbeitsordnung zu gewähren? 8. Sol die Herbei— 
ziehung von Arbeitern und Frauen zur Fabrik-Inſpektion angeftrebt werden ? 


— I — 


II. Errichtung eines eidg. ſozialſtatiſtiſchen Amtes. 1. Zur 
zwedentfprechenden Yöjung der Yufgabe unferer Bereinigung, die in der 
Förderung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung befteht, bedarf es einer fyftematifch 
geführten und bearbeiteten Sozialftatiftif. 2. Die jogenannte Arbeit3:, bezw. 
AUrbeiterftatiftif muß hiefür al8 unzureichend erachtet werden. 3. Die Sozial— 
ftatiftit hat fi auf alle Gebiete des fozialöfonomijchen Lebens des Pandes- 
zu erftreden und namentlich die wirtjchaftliche Yage der einzelnen Gejellichafts: 
Haffen und deren Anteilnahme an der Produftion und dem Konſum klarzu— 
legen. 4. Die Bearbeitung einer derartigen Statiftif fann in befriedigender 
Weife nur von einem jpeziell zu diefen Zwecke gejchaffenen amtlichen Organe 
ind Werk gefegt werden. 5. Das Fehlen eines folhen Organes in der 
Schweiz hat die Vernachläſſigung ſyſtematiſcher fozialftatifiifcher Unterfuchungen 
zur Folge gehabt. 6. Die in der Schweiz beftehenden Berufsjefretartate 
fönnen zwar bet joztaljtatiftiichen Erhebungen zur Mithilfe herangezogen 
werden, find jedoch ihrem Wefen nad als private Fnftitutionen nicht geeignet, 
jelbftändig die umfaffenden Aufgaben der Sozialftatiftif in befriedigender 
Weiſe zu löfen. 8. Das Sozialftatiftiihe Organ fann entweder als jelbft- 
ftändiges Amt, oder als eine Abteilung des Eidgen. Statiftiihen Bureaus 
gedaht werden. 8. Dem foztalftatiftifhen Organ tft zweds Feftftellung der 
vorzunehmenden Arbeiten, ſowie des jeweilen einzufchlagenden Verfahrens ein 
Beirat anzuordnen, beftehend aus jachverftändigen Vertretern der verfchiedenen 
in Betracht fommenden ntereffenverbände. 

TI. Poftulate für die Gefeggebung über Kranten- und 
Unfalfverfiderung. Indem mir, vom Standpunkte einer gefunden 
Spzialpolitit betradhtet, die Wünfchbarfeit einer baldigen Wiederaufnahme 
der Gefeggebung über Kranken: und Unfallverfiherung vorausjegen, halten 
wir, ohne die Diskuffion begrenzen zu wollen, namentlich folgende Haupt» 
fragen einer fpeziellen Prüfung dur unfere Sektion würdig: 1. a) Iſt e8 
wünjchbar, daß beide Verficherungsarten durch eine einzige Gefegesvorlage in 
organische Verbindung gebradt und ſomit gleichzeitig gelöft werden ? b) Even: 
tuell, jollen fie getrennt behandelt, aber gleichzeitig zur Bolksabftimmung 
gebraht werden? e) Wenn nein, melde Berfiherungsart würde bei der 
gejeglichen Yöjung den Borrang verdienen? 2. Auf welche Berufsarten bezm. 
Erwerböflaffen wäre das Obligatorium auszudehnen: a) bei der Kranfenver- 
fiherung ? b) bei der Unfallverfiherung ? ec) Soll weitern Klaffen die Mög: 
lichkeit des freiwilligen Beitrittes gewährt werden? 3. Wie denken Sie ſich 
eine gerechte und durchführbare Verteilung der Yaften auf Bund, Kantone, 
Arbeitgeber und Arbeiter? 4. a) In melden Berhältnis zum Durchſchnitts— 
erwerb wäre die Höhe der Unterftügungen zu bemeſſen? b) Welche Dauer 
der Unterftügung im Srankheitsfalle halten Sie für notwendig ? c) Welche 
Mittel der Krankenfürforge halten Sie für angezeigt? 5. Sind die Berufs: 
frantheiten in die Berfiherung einzufchliegen ? 6. Auf welche Weife kann. 
den Wöchnerinnen, die der Kranken: und Unfallverfiherung unterftellt find, 
ein ganzer oder teilwerfer Erfag für den infolge ihrer Schwangerihaft und 
Niederkunft entftehenden BVBerdienftausfall gefichert werden ? 

IV. Arbeiterfhug im Submiſſionsweſen. Erachten Sie es 
ald mwünjchenswert, daß bei den Konkurrenzausfchreibungen von. öffentlichen 
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Arbeiten jemweilen auch gemiffe Bedingungen zum Schuge der Arbeiter auf- 
zuftellen find und zwar etwa folgende: Der Unternehmer iſt gehalten, in der 
Konfurrenzeingabe 1. die Arbeitslöhne anzugeben, die er den Arbeitern ent: 
richten will (da wo von Unternehmer» und Arbeiterorganijationen vereinbarte 
Vohntarife vorhanden find, jollen diefelben Geltung haben und analoge Anz 
wendung finden auf andere Arbeitsleiftungen, die nicht gemeinfam tarifiert 
find) ; 2. bezüglich Arbeitszeit und Yohnzujchlag bei Ueberzeitarbeit bindende 
Berpflihtungen einzugehen; 3. ſich zu wöchentlicher Yohnzahlung, Unterjagung 
des Berfaufs altoholifcher Getränfe auf dem Arbeitsplag, zur SHerftellung 
der nötigen Schugvorrichtungen und zur Anmweifung heizbarer Unterfunfts- 
räume während der Eſſenszeit, ſowie auch von zwedmäßigen Aborteinrich: 
tungen zu verpflichten. Wie ftellen Sie ſich zu der Forderung, daß Streiks 
und Ausjperrungen als höhere Gewalt betrachtet werden und demgemäß für 
die PVertragserfüllung auffchiebende Wirkung haben jollen ? 

V. Erridtung von Einigungsämtern. In Anbetracht, daß 
jede mejentlihe Störung der Ermwerbätätigfeit und des friedlichen Einver- 
nehmens zwifchen den Unternehmern und den Arbeitern als eine Schädigung 
des Bolfswohls und als eine Gefährdung des Fortichrittes auf dem Gebiete 
der fozialen Reform angejehen werden muß, erjcheint e8 als eine Aufgabe 
der jchweizeriichen Bereinigung zur Förderung de8 internationalen Arbeiter: 
ſchutzes, Mittel und Wege zu fuchen, wie den immer häufiger werdenden 
Arbeit3einitellungen vorgebeugt und die rechtmäßige Yöfung beitehender Diffe- 
renzen gefördert werden fünnte. Der Borftand möchte deshalb den Sektionen 
folgende Fragen zur Prüfung und Beantwortung vorlegen: 1. Welche Mittel 
und Wege könnten eingeichlagen werden, um die allgemeine Einführung von 
Tarifverträgen und damit in Verbindung die obligatorische Schlichtung von 
Kollektivitreitigkeiten zu bemwirten? 2. Halten Sie event. die gejegliche Ein- 
führung öffentlichsrechtlicher Berufsgenoffenichaften als zweckmäßig und durd- 
führbar ? 3. In welchen Kantonen oder Gemeinden beftehen bereit3 gejegliche 
oder freiwillige Einrichtungen zur friedlihen Ausgleihung von Kolleftiv- 
ftreitigfeiten aus dem Arbeitävertrag? Haben ſich jolche bewährt ? 4. Halten 
Sie die geieglihe Einführung von Einigungsämtern zur Schlidtung von 
Kolleftivftreitigfeiten für wünjchbar? 5. Würden Ste den Schiedsfprüchen 
jolder Einigungsämter den Charakter einer zwangsweiſen Vollſtreckbarkeit 
einräumen, bejahendenfalls, wie denken Sie ſich diefe zwangsweiſe Vollitrefung ? 

Schweden. Die Frage der Errichtung einer bejonderen Inſtitution, 
welche zur Beilegung der zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern aus dem 
Arbeitöverhältniffe entitandenen Konflitte Einigunmgsämter) dienen 
jollte, wurden. gemäß Mitteilung der „oz. Rundſchau“ Nr. 5, 1906, 
Ihon im Jahre 1899 dur das Schreiben des Reihstages vom 28. Mat 
an den König angeregt. Die hierauf zum Studium und zur Berichterftattung 
eingejegte Kommijfion gab zwar in ihrem Berichte der Meinung Ausdrud, 
daß vor allem die für die verſchiedenen Induſtriezweige freiwillig auf Grund 
eines Uebereinfommens errichteten SchiedSgerichte zur Beilegung von Arbeits: 
fonfliften geeignet jeien, glaubte jedoch, da vorläufig noch wenig freimillige 
ftändige Schied3gerichte beftehen, au die Ernennung von bejonderen ſtaat— 
lihen Bermittlern empfehlen zu dürfen. 


Der von der Regierung daraufhin dem Reichsſstage des Yahres 1903 
vorgelegte Entwurf eines Gejeges, betreffend die Vermittlung bei Arbeits- 
fonfliften, wurde wohl von der zweiten Kammer angenommen, von der erfteu 
aber verworfen. 

Die großen Arbeitskonflifte des Borjahres mögen dazu beigetragen 
haben, daß die Regierung am 9. März 1906 den alten Gefegentwurf mit 
geringen Aenderungen neuerlid im Reichstage einbradte. Derfelbe wurde 
dem Staat3: und Geſetzesausſchuſſe zugemiefen, der jeinen Bericht am 1. Mat 
1906 erftattete. Obwohl ſich der Bericht dahin ausfpricht, daß die Behand- 
lung diefer Frage gemeinfam mit der Geſetzgebung, betreffend die rechtliche 
Stellung der Arbeitervereine und den folleftiven Arbeitsvertrag, gejchehen 
hätte jollen, jo nahm er doch den Regierungsentwurf mit der Abänderung, 
daß fih die Tätigkeit des Vermittlerd auch auf Streitigkeiten zwiſchen Arbeit» 
gebern, bezw. Arbeitern untereinander beziehen jolle, an. 

Die widtigiten Beitimmungen diefes Gefegentwurfes feien im nach— 
ftehenden wiedergegeben: 

Das Yand foll in eine Anzahl Diftrikte geteilt und für jeden diejer 
ein befonderer Vermittler (Förlikningsman) bejtellt werden, deſſen Aufgabe es 
wäre, „an der Belegung von Konflikten zwijchen Arbeitgebern und Arbeitern 
fowie von Streitigkeiten zwijchen Arbeitgebern untereinander und verjchiedenen 
Gruppen von Arbeitern untereinander zu arbeiten, ſoweit diefe Streitigkeiten 
die Arbeitsverhältniffe des Diſtrikts betreffen oder diefe berühren.“ ($ 1.) 
Falls jedoch für gewiffe Arbeit3zweige oder Unternehmungen befondere Schieds— 
gerichte bejtehen, jo maltet der vom König ernannte Vermittler nur dann 
feines Amtes, wenn er von den Streitteilen befonderd angegangen oder das 
beitehende SchiedSgeriht von ihnen nicht angerufen wird. ($ 4.) 

Dem Bermittler fallen nad) dem Entmwurfe die nachſtehenden Aufgaben 
zu: Die Arbeitsverhältnifie feines Bezirkes zu verfolgen, an der Beilegung 
von Arbeitsfonflikten innerhald jeines Bezirkes zu wirken und überhaupt 
Urbeitgebern und Arbeitern auf ihre Anſuchen in Fragen, betreffend Verein— 
barungen bezüglich des Arbeitsverhältniffes, mit Nat und Tat an die Hand 
zu gehen, ſoweit dieſe geeignet find, ein gutes Verhältnis zwifchen ihnen zu 
fördern und ftörende Arbeitsunterbrechungen hintanzuhalten. ($ 3.) Falls 
ein Konflift ausbricht, der eine Arbeitseinftellung mit ſich führt oder mit 
fih zu führen droht, jo macht der Geſetzentwurf dem Bermittler zur Pflicht, 
mit beiden Streitteilen in Verbindung zu treten, fib mit der Urſache des 
Konfliftes vertraut zu machen und fo weit als möglich dahin zu wirken, 
daß eine Arbeit3einftellung unterbleibt. Er hat auch die beiden Parteien ein: 
zuladen, zu bejtimmter Stunde und an einem bejtimmten Orte zuſammenzu— 
fommen, nm dortjelbft in feiner Gegenwart zu verhandeln. Nötigenfalls 
fann er zu diejen Verhandlungen mit Einverjtändnis beider Teile einen oder 
mehrere Sacverftändige beiziehen. ($ 3.) Folgen die Streitteile der Ein» 
ladung des Vermittler nicht, jo hat er jchriftlich feine Geneigtheit jederzeit 
zu vermitteln, zu erklären und fein Angebot bei längerer Dauer des Konfliktes 
zu wiederholen. ($ 5.) Wenn die gepflogenen Berhandlungen zu feinem 
Einverftändniffe führen, hat der Vermittler die Parteien zu ermahnen, ſich 
dem Schiedsſpruche eines oder mehrerer von ihnen beftimamten Schiedsrichtern 
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zu unterwerfen. E3 obliegt ihm in diefem Falle die Berftändigung der 
Schiedsrichter, doch fann er ſelbſt nicht als Schiedsrichter fungieren. ($$ 7 
und 8). Der Sciedsjpruh ift jchriftlih auszufertigen und ein Eremplar 
dem Vermittler außzufolgen. ($ 9.) Bezüglich der Rechtswirkſamkeit der vor 
dem Bermittler getroffenen Vereinbarungen find die Beitimmungen des gemeinen 
Rechtes maßgebend. ($ 10.) 

Ueber feine Tätigkeit hat der Bermittler ein Tagebuch zu führen und 
dem Kommersfollegium quartalsweiſe über den Verlauf der Konflifte, bei 
denen er intervenierte, jomwie auch über die Errichtung jtändiger Schiedsge— 
richte zu berichten. <$ 13.) 

Gleichzeitig mit der Vorlage diefes Gefegentwurfes ſprach die Regierung 
für das Jahr 1907 einen Kredit von 20,000 Kr. für die Honorierung der 
Bermittler an. Sie beabfichtigt ganz Schweden in 6 Vermittlungsdiftrifte zu 
teilen und für jeden derjelben einen Bermittler mit einer feiten Entlohnung 
von 2,500 Sr. zu ernennen. 

Kalten. Die Deputiertenfammer hat legthin eine Reviſion des Arbeite- 
rinnen= und Sinderfchuggejeged von 1902 vorgenommen. Das Schugalter 
der Kinder für Fabrifarbeit wurde auf 12 Jahre erhöht, für die Arbeit 
„unter Tage“ auf 13 Jahre, im einzelnen Fällen auf 14 Jahre. Weibliche 
Arbeiter find von der Arbeit „unter Tage“ überhaupt ausgeſchloſſen. Bon 
einer Reihe befonder8 gefährlicher oder ungejunden Arbeiten find die Knaben 
bis zu 16 Jahren ausgefchlofien, Mädchen und Frauen bis zum 21. Jahre. 
Ein befonderer Abſatz behandelt die berüchtigten Schwefelminen in Sizilien. 
Dort wird das Zulaflungsalter der Knaben ftufenmeife bis auf 15 Jahre 
beraufgerüdt. — Die Arbeitsbücher, die über die minderjährigen Arbeiterinnen 
und die Knaben geführt werden müſſen, jollen fpäter eine Reihe von genaueren 
Auskünften erhalten; außer dem Geburtsjahr müſſen einige gefundheitliche 
Fragen beantwortet werden, d. b. ob der oder die Betreffende geimpft find, 
ob fie der Arzt für tauglich zu der betreffenden Arbeit erklärt. Ferner wird 
der Kinderfhug mit der Schulpflicht in Berbindung gebradt. denn es muß 
atteftiert werden, daß die obligatorischen Schuljahre abjolviert find. Zur 
Erfüllung der legten Vorſchrift, nur Kinder einzuftellen, die ein Mindeſtmaß 
von Schulbildung bejigen, ift eine llebergangsperiode bis 1908 bewilligt. 
Someit den durch das Geſetz geſchützten Perſonen überhaupt Nachtarbeit 
geftattet ift, darf fie die Dauer von 9'/, Stunden innerhalb 24 Stunden 
nicht überfchreiten.. Die übrigen Ergänzungsdelrete betreffen die Regelung 
der Baufen, die Befugniffe der Gemwerbeinipeftion ; ferner wird das Miniftertum 
ermächtigt, auf dem Wege minifterieller Verfügung die im Gejeg aufgeforderten 
Schugbeitimmungen für Frauen und Kinder auch auf Yäden und joldhe Be: 
triebe auszudehnen, die zunächft nicht durch das Geſetz getroffen werden. 


Bewegung der kapitaliftifden Anternehmer. 
Dentihland. Die „Deutiche Arbeitgeberzeitung* teilt mit, daß nad 
jahrelangen Verhandlungen am 28. Mat nunmehr die Sagungen diejer 
„Geſellſchaft des Bereins deutjher Arbeitgeberverbände 
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zur Entfhädigung bei Arbeitseinftellungen“ endgültig ange: 
nommen worden und die naditehenden Korporationen ihr beigetreten find: 
1, die „Geſellſchaft des Gejamtverbandes deutſcher Metallinduftrieller zur 
Entihädigung bei Arbeitseinitellungen“ ; 2. die „Sejellihaft des Verbandes 
ſächſiſcher Induſtrieller zur Entihädigung bei Arbeitseinſtellungen“; 3. die 
„Geſellſchaft des Arbeitgeberverbandes Unterelbe zur Entjhädigung bei Ar— 
beitseinftellungen“ ; 4. die „Streifentfhädigungsgejelihaft des Arbeitgeber: 
ihugverbandes des deutjchen Holzgewerbes“; 5. die „Gejellichaft des Ver— 
bandes von Arbeitgebern im bergijchen Induſtriebezirke zur Entihädigung 
bei Arbeitseinftellungen“; 6. die „Geſellſchaft des Verbandes Berliner 
Schloſſereien zur Entihädigung bei Arbeitseinftellungen“. Gleichzeitig wurden 
die Wahlen der Auffichtsratsmitglieder fomwie der Rechnungsprüfer jagungs- 
gemäß erledigt. Weitere Beitrittserklärungen find in der nächſten Zeit zu 
erwarten. Dieje Entihädigungsgejelfchaft ift eine Rüdverfiherungsgejellichaft, 
nachdem fich die verfiherungstehnifchen Schwierigkeiten für eine Ddirefte 
Streifverfiherungsgefelihaft nach dem Mufter etwa der vor 10 Jahren in 
Leipzig gegründeten und alsbald wieder verjhwundenen „Induſtrie“ als zu 
groß erwiefen hatten. Die neue Geſellſchaft dient zur Rüdenftärfung für die 
verschiedenen, von den mannigfachen WArbeitgeberichusverbänden ins Yeben 
gerufenen „Öejellihaften zur Entfhädigung bei Arbeitseinftelungen,“ die fie 
zugleih zu einem einheitlichen Unterjtügungsmejen zujammenjcdliegen will. 


Soziale Hygiene. 


Schweiz. Ueber die Tätigkeit der ſchweizeriſchen Kranfen- 
fafjen im Kampfe gegen die Tuberfulofe veröffentliht Dr. med. 
Mar Bollag Lieſtal) in der Zeitjchrift „Tuberculoſis“ einen Aufſatz, dem 
wir folgende Angaben entnehmen: 

In der Schweiz beftchen zurzeit über 2000 Krankenkaſſen und gegen- 
jeitige Hilfsgefelichaften (soeietes des secours mutuel en cas de maladie) 
mit über 750,000 Mitgliedern. Die meiften diefer Krankenkaſſen haben fid) 
jelbjt organtfiert und verwalten fich ſelbſt; nur eine Heine Zahl ift zentralt: 
fiert und verwaltet von einem Zentralpunfte aus auf Grund eines gemeinfamen 
Statuted. Weder jchmeizerifche noch fantonale Gejege regeln das Kranken— 
faffenwejen, und unter jich jelbjt haben die Krankenkaſſen nur eine lodere 
Verbindung durch eine Zentralfommiffion, die (nad) der Verwerfung des 
ſchweizeriſchen Kranfenverjiherungsgejeges durch das Volk am 20. Mat 1900 
von den Krankenkaſſen eingefegt wurde zum Studiun der allgemeinen Kranfen- 
verjiherungsbedingungen, zur Wiederaufnahme der dee einer allgemeinen 
obligatorischen Krankenverſicherung auf ſchweizeriſchem oder fantonalem Boden 
und zur Förderung anderer gemeinjamer Betrebungen. Zu dieſen legteren 
darf auch die Bekämpfung der Tuberkuloſe dur die einzelnen Krankenkaſſen 
gerechnet werden, und in diefer Borausjegung reichte auch der Verband bajel: 
landſchaftlicher Krantenkaffen, der jih die Bekämpfung der Tuberkuloſe zur 
fpeziellen Aufgabe gemacht hat, an der Sigung der jchweizerifchen Kranken— 
fafientommiffion am 16. Dftober 1904 den Antrag ein, daß Prinzip der 
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Bekämpfung der Tuberfulofe ſei in das Programm der ſchweizeriſchen Kranken: 
faffen aufzunehmen. Die Zentralfommiffion unterftügte lebhaft das Vorgehen 
des Krankenkaffenverbandes Bajelland, und e3 wurde im Winter 1904/1905 
an jämtlihe Krankentaffen-Borftände der deutihen Schweiz und im Sommer 
1905 an die Krankenkaſſen-Vorſtände der franzöfiihen Schweiz ein Aufruf 
erlafjen, in diefem Sinne zu wirken in den einzelnen Krankenkaſſen und in 
den Krankenkaſſenverbänden. Das Prinzip der Krankenkaſſen ſoll jein: nicht 
nur erfranfte Mitglieder unterftügen, fondern überhaupt Erkranfungen ver- 
hüten. Es jollen in den Sigungen, den Jahres-Berſammlungen, den Dele: 
gierten-Berfammlungen der Krankenkaſſen Vorträge über das Wefen, die Ent- 
ftehung, Ausbreitungsweiſe und Verhütungsmaßnahmen bei Tuberkuloſe ge: 
halten, es jollen leichtverftändliche, aufllärende Schriften über dieſe Krankheit 
an jämtlihe Srantenfaffenmitglieder abgegeben werden u. ſ. wm. Derſelbe 
Aufruf, unterzeichnet von einer großen Zahl namhafter Mitglieder der 
ſchweizeriſchen Zentrallommiſſion zur Bekämpfung der Tuberfulofe, der Zentral: 
fommijfion der jchweizeriichen Krankenkaſſen und den jchweizerifchen Fabrik: 
injpeftoren, wurde auch an jämtliche bedeutenderen Fabrik: und Betriebs: 
leitungen der Schweiz gerichtet. Als aufklärende Schrift wurde die vom 
ſchweizeriſchen Gejundheitsdireltor Dr. F. Schmid und dem engeren Borftand 
der fchmweizerifhen Zentrallommiffion zur Belämpfung der Tuberkuloje dur: 
gejehene und genehmigte Brofhüre von Dr. M. Bollag empfohlen. Die 
Mehrzahl der ſchweizeriſchen Krankenkaſſen trat mit Begeifterung für das 
Prinzip der Befämpfung der Tuberfulofe dur die einzelnen Krankenkaſſen 
ein. Die Zeitungen der Krankenkaſſen, die Organe der Gemerlfchaften, Arbeiter: 
organifationen, gemeinnügige Geſellſchaften u. ſ. w. griffen die dee auf und 
verbreiteten im ihren Kreiſen Aufklärung und Belehrung. Einzelne Kranken: 
faffen liegen durch Aerzte aufflärende Vorträge über die Tuberfulofe halten; 
eine jehr große Anzahl von Krankenkaſſen gab die genannte Tuberkulojejchrift 
ihren Mitgliedern ab; viele Fabriffirmen unterftügen zum Zmede der Ein- 
führung der Schrift ihre Betriebskrankenkaſſen oder verbreiteten aus eigener 
Initiative diefelbe an ihre fänıtlichen Arbeiter. Bis im Frübjahr 1905 war 
die genannte Brojchüre im Befige von zirfa 40,000 Krantentaffenmitgliedern. 

Der Aufflärung über die Tuberkulofe folgten Maßnahmen zur Ber: 
hütung über die Weiterverbreitung. Es beichloffen einzelne Krankenkaſſen 
die Abgabe von Spudfläihchen zum Selbſtkoſtenpreis durch die Kaſſenver— 
waltung. Der Kranfenfaffenverband Bajelland gibt nicht nur an feine Mit- 
glieder, jondern aud an andere Perſonen Spudfläihchen ab. Derfelbe hat 
auch, unterjtügt von der bajellandichaftlihen Sanatoriumstommiffion, die koſten— 
loſe Unterfuhung des Sputums eingeführt, und es fteht ihm für feine erkrankten 
Mitglieder zur Desinfektion der Wohnungen ein transportabler Desinfek— 
ttionsapparat nah Flügge zur Berfügung. 

Alle diefe Maßnahmen der jchmweizeriihen Krankeakaſſen im Kampfe 
gegen die Tuberkuloſe werden weſentlich unterftügt durch ftatutarifche Be: 
ſtimmungen allgemeiner Natur, jo 1. bezüglih Aufnahme neuer Mitglieder, 
2. betr. Dauer der Ausmeifung des Kranfengeldes ıc., 3. betr. Freizügigfeit. 
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Agrarpolitik. 


Schweiz. In der Bolk3abftimmung vom 10. Juni wurde das Lebens— 
mittelpolizeigejeg mit 240,557 gegen 145,277 Stimmen angenommen. 


Arbeiterbewegung. 


Schweiz. Die Arbeiterunion Winterthur Hat der Gejchäftsleitung der 
jozialdemokratifhen Partei den Ueberfhuß der Winterthurer Preßprozeſſe 
Kaufmann-Sulzer im Betrage von 700 Fr. zur Berfügung geftellt zwecks 
Gründung eines Prozeßfonds für die politijhe und ge— 
werffhaftliche [hweizerifhe Arbeiterpreffe. Auf Grund gegen 
feitiger Unterhandlungen tritt folgendes Reglement in Kraft: 

8 1. Die Schweizerische ſozialdemokratiſche Partei unterhält und äuffnet 
einen Prozeßfonds für die gefamte politifche und gemwerkichaftliche ſchweizeriſche 
Arbeiterpreſſe. $ 2. Diefer Fonds bildet einen Separattitel im Rechnungs 
weſen der Partei, mit befonderer Verwaltung durch den Parteifajfier. $ 3. 
Die Gelder find bei einer ſichern Banf zinstragend anzulegen. $ 4. Der 
Fonds fol geäuffnet werden: a) durch freimillige Beiträge der Partei, und 
des Gewerkſchaftsbundes, ſowie der Berbände und Polalorganifationen ; b) durch 
Zuwendungen und Öefchenfe. $ 5. Aus dem Prozeffonds jollen feine Mittel 
aushingegeben werden. folange derfelbe nicht einen Beitand von Fr. 2000 
erreicht hat. 8 6. Unterfiügungsgefuche find, unter Berlegung des gejamten 
Aftenmaterials, jehriftlich an die Gejchäftsteitung der Schweizer. ſozialdemo— 
fratiichen Partei zu richten, welche über deren Berüdjichtigung entſcheidet. 
$ 7. Anfpruc auf Unterftügung aus dem Prozeßfonds haben mur diejenigen 
Preßorgane, deren finanzielle Yage eine ſolche Zumendung rechtfertigt. Es 
find daher der Gejhäftsleitung im Gefuchfalle die nötigen Ausweiſe zu über- 
fenden. $ 8. Die zu gewährende Unterftügung darf den Betrag von Fr. 300 
in feinem Falle überjchreiten, und es ſoll ein und dasjelbe Blatt innert. 
eines Jahres nicht mehr al3 einmal jubventioniert werden. $ 9. In befonders 
fomplizierten Fällen kann die Gejchäftsleitung Geſuche durch das Partei: 
fomitee, eventuell durch den Parteitag entfcheiden laffen. $ 10. Die Gefchäfts- 
leitung erftattet alljährlich zuhanden der Rechnungsreviforen und des Partei- 
tages Bericht über die Einnahmen und Ausgaben des Prozeßfonds. $ 11. 
Diefes Reglement tritt nach Genehmigung durch die Gefchäftsleitung fofort 
in Kraft; e8 wird in der Partei und Gewerkſchaftspreſſe publiziert, den 
Statuten der Partei und des Gewerkſchaftsbundes angehängt und kann auf 
Antrag der Gefhäftsleitung und des Bundesfomitees des Schweizer. Gewerk— 
ſchaftsbundes jederzeit repidiert werden. 





Zur Frage der Errichtung von 
Einigungsämtern, 


Referat, gehalten an der VII. Generalverfammlung der Schweizerijchen Bereinigung 
zur Förderung bes internat. Arbeiterfchuges von Prof. Dr. €. Zürder, Nationalrat. 


Das Diskuffionsprogramm des Zentralvorftandes der Schweize⸗ 
riſchen Bereinigung für internationalen Arbeiterfchuß leitet die Frage- 
ftelung mit einer kurzen und in fräftigen Zügen gezeichneten Be- 
gründung des Zweckgedanken ein, welche bei der Bearbeitung ins 
Auge gefaßt und im Auge behalten werden follen. 

Mittel und Wege gelte e8 zu fuchen, wie ben immer häufiger 
werdenden Arbeitseinftellungen vorgebeugt und die recht— 
mäßige Löfung beftehender Differenzen gefördert werden könnte. 

Dies alles in Anbetracht, daß jede weſentliche Störung der 
Erwerbstätigfeit und de8 friedlichen Einvernehmens zwiſchen ben 
Unternehmern und den Arbeitern 

1. als eine Schädigung des Bollsmohls, 

2. als eine Gefährdung des Fortfchritt8 auf dem Gebiete der 

fozialen Reform angejehen werden muß. 

Dem märe nicht viel beizufügen. Auf der Hand liegen die 
direlten Berlufte, die durch die Streiks entftehen. 

Nah einer franzöſiſchen Statiftil verurfachen die Arbeitsein- 
ftellungen die jährliche Einbuße von etwa einer Million Arbeitstagen. 
Das wäre, da 4 Millionen Arbeiter zu 250 Tagen etwa eine Milliarde 
Ürbeitstage leiften, fein größerer Verluſt als 1°/oo des jährlichen 
Arbeitseinlommens der Arbeiter; alfo ein nicht jehr erheblicher Be- 
trag vom Standpunkte der gefamten Vollswirtfchaft aus. Aber für 
den Einzelnen ift der Berluft empfindlich, e8 bedarf jchon einer Lohn⸗ 
erhöhung von 8/0, um in einem Jahre die Einbuße auszugleichen. 

17 
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Wie leichter vermöchte die Induſtrie den Mehraufwand zu tragen, 
wenn während der 20 Tage gearbeitet worden. Oft ſind übrigens 
die Wirkungen dauernder Natur, ſo wird geſagt, es ſei die Genfer 
Bijouterie⸗Induſtrie durch den Streit geradezu zerſtört worden. 

Schlimmer noch die Nebenwirkungen: Entbehrung und Not werden 
in ganze Familien getragen, Frau und Finder, die feinen Ueberſchuß 
an Lebenskraft zugufegen haben, müffen bungern. 

Diefe Nebenwirkungen erzeugen einen Zuftand der Ueberreizung, 
der nun allauleicht in wilden Ausbrüchen fi Luft madt, 

in Drohungen und Gemalttätigkeiten gegenüber den „Arbeits- 
willigen“, ein Name, der nur fchlecht diejenigen bezeichnet, welche 
Not und Elend zwingen, von der Teilnahme am Kampfe abzujehen ; 

in Drohung und Gemalttätigfeit auch gegenüber dem Unter— 
nehmertum, das unerbittlic den Beutel eingefchnürt hält und für 
das es fich Schließlich nicht mehr um Geld, fondern um Machtfragen 
handelt, in welche höchft gefährliche Ehrbegriffe hineingetragen werden. 

Die Arbeitseinftellung artet aus in einen Krieg, in welchen der 
Staat ſchließlich im nterefje der Friedensbewahrung eingreifen muß 
und dabei fcheinbar auf Seite der Unternehmer fich ftellt. 

Bulegt erfolgt ein Friedensschluß, in welchem der Stärfere und 
Gemwandtere obfiegt, nicht das Recht, fondern die Gewalt feftgeftellt 
wird; feine Ausföhnung, fondern momentane Unterwerfung mit all 
der Erbitterung erlittenen Unrechts. 

Dabei verkehren fich alle natürlichen Standpunfte: 

Kampf zwifchen der Handarbeit und der qualifizierteften Arbeit 
des Erfinder und Organifators, ftatt zwifchen den beiden und der 
Finanz, dem arbeitSlofen Kapitaleinfommen, 

Kampf zwijchen induftriellen Arbeitern und dem Kleinbürgertum, 
das feine Sympathien abwendet von den Arbeitern, die nicht arbeiten 
wollen und die Ruhe ftören, ftatt Zufamenhalten beider gegen ein 
gewiſſes modernes Raubrittertum, 

Kampf zwiſchen dem Arbeiter und dem Staate und Verhetzung 
gegen den letztern, da er doch die einzige Organiſation iſt, ſtark genug 
die immer mehr um ſich greifende Kapitalkonzentration und die Aus— 
beutung des Volkes durch Truſts und Ringe erfolgreich zu bekämpfen 
und die letzteren zu unterwerfen — und abſchließend: der große Wahn, 
daß die kapitaliſtiſche Entwicklung die perſönliche Freiheit garantiere. 

Damit find wir etwas über das Thema hinaus gelangt; ins— 
bejondere wird ber Berichterftatter die letzte Bemerkung als eine 
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individuelle Anficht perfönlich zu verantworten haben. Dagegen dürfte 
wohl da8 nachfolgende der gemeinen Meinung und dem Geifte des 
Programms der Bereinigung entfprechen. 

Wir verwerfen den Streil als Form des Kampfes um ben 
Lohn und die übrigen Arbeitsbedingungen und mwünfchen an Stelle 
der Gewalt die Bernunft, an Stelle des Fauftlampfes den Vertrag 
und den Richter geſetzt willen. 

In der Richtung diefer Beitrebungen geht der nachfolgende 
Entwidlungsgang: 

a) Erfte Stufe: Die gelegentliche Vermittlung von Streitigkeiten 
zwilchen einem oder mehreren Unternehmern einerjeit8 und der Ges 
famtheit ihrer Angeftellten und Arbeiter anderfeitg. 

Borausfegung ift, daß beide Parteien die Intervention des 
Dritten annehmen, die eine fie anruft, die andere einverftanden ift, 
dab ein Dritter hiezu fich finde. Alles ift freiwillig, auch die Bei- 
legung wird vom Dritten nur vermittelt, nicht den Barteien auferlegt. 

So mögen mande Streils im Entftehen erftidt oder im Ber- 
laufe beigelegt worden fein: Selten wohl, dann aber, weil ganz dem 
freien Willen entfprungen und zwanglos durch Bernunftsgründe allein 
herbeigeführt, dauerhaft. 

Dieſes außeramtliche, rein freiwillige und zwangsloſe Sühne- 
und Einigungsverfahren kann und wird felbitverftändlich neben allen 
mweitern und ftraffern und mit Zwang ausgerüfteten Arten des Aus— 
trag gewerblicher Streitigkeiten fortbejtehen, wie die private Ver— 
einbarung und die Beilegung von Streitigkeiten durch die Intervention 
eines guten Freundes, ja jogar das private Schiedsgericht neben dem 
Gerichtszwang ded Staates, fortbeiteht. 

Die weiteren Entwidlungsitufen find folgende: 

Es wird für die Vermittlung ein ftändiges Amt gefchaffen, das 
ih den jtreitenden Teilen zur Berfügung ftellt, dann ihnen feine 
Dienfte im einzelnen Falle anbietet — endlich fie zwingt, feine Ver- 
mittlung anzunehmen. 

Dem Bermittlungsverfudh (Conciliation) folgt im Falle Miß— 
lingens der Schiedsſpruch (arbitration), zunächſt als Vorſchlag mit 
dem moralijchen Zwang der Publikation, dann als Richterfpruch mit 
Bwangsvollftredung. 

Schon die Stufe der reinen Vermittlung verlangt Organijation 
der Parteien: ein Gejamtwille muß die einzelnen Barteiangehörigen 
zufammenfaffen, fonft ift feine Einigung mit der Gegenpartei gedenkbar; 
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der außgejprochene Wille muß fortwährend die Einzelnen Binden, 
fonft ift fein Friede auch nur von einiger Dauer. Zunächſt nimmt 
man die Organifationen, wie fie fich jelber gebildet, Ausfchüffe der 
Arbeiter, fpezielle Delegierte, Fachvereine der Meifter. Dann wird die 
Drganifation durch Geſetz begünftigt, ſchließlich auferlegt. 

Barallel mit diefen Entwidlungsreibhen, welche den Uebergang 
von der ungebundenen Freiheit zum ſtärkeren Zwange bedeuten, gehen 
noch zwei andere: 

a) Einmal bezüglich des Umfangs des Gebietes, für welchen 
die Vereinbarung gilt: 

1. Unternehmer und Angeftellte einer beftimmten Unternehmung, 
einer Fabrik: FYabrilant und Arbeiterlommilfion treten zufammen. 

2. Dasfelbe Gewerbe des gleichen Blaßes, des Induſtriezentrums 
mit feinem Umkreiſe, ordnet feine Berhältniffe. 

3. Der gejamte Induſtriezweig desfelben Wirtfchaftsgebiets legt: 
die Streitiglfeiten zwifchen Unternehmer und Arbeiter bei. 

Als Wirtfchaftsgebiet werden wir in moderner Zeit daß Zoll— 
gebiet auffaffen müſſen. 

Auch Hier können die verfchiedenen Entwidlungsftufen neben— 
einander bejtehen; bei den Slleingewerben, die nur für den Iofalen 
Bedarf arbeiten, genügt die lokale Regelung, weil die Konkurrenz 
verjchiedener Plätze außgefchloffen ift; die große Induftrie wünfchte 
eher eine einheitliche Regelung noch über dag Bollgebiet Heraus, zum 
mindeiten innerhalb desjelben. Es kann aber auch fein, daß eine 
große Zandesinduftrie in einem Unternehmen fich fonzentriert: Creuzot, 
Efjen, Seraing, da reicht die Regelung im einzelnen Unternehmen aus.* 

b) Bezüglich des Inhalts der Vereinbarung: Bon der Beilegung 
eines Streite, der Löſung einer Spannung, die vielleicht ſchon hoch- 
gradig geworden, von einer ſprungweiſen Entwidlung. der Berhält- 
niffe zwifchen Arbeitgeber und Arbeiter gehen wir über zur periodifchen 
Revifion und Feititellung des Arbeitsvertrages, was dem Budget 
der Arbeiterfamilie einerjeit8 und der planmäßigen Produktion und 
merlantilen Organifation der Induftrie auf gemwiffe Perioden jene 
Stetigfeit verleiht, welche beide jo fehr bedürfen. 

Werfen wir nun einen rafchen Lleberblid über die Erzeugniffe der 
Geſetzgebung auf dem Gebiete der Beilegung von Kollektivftreitigfeiten. 

' „Das Arbeitsverhältnis in den privaten Niefenbetrieben”,. Diskuffionsthema 


der Generalverjammlung des Vereins für Sozialpolitik, in Mannheim am 26. Sep— 
tember 1905 abgehalten, 


— 271 — 


Die ſchweizeriſche Geſetzgebung! läßt fich in drei Gruppen zu—⸗ 
fammenfajfen: 

1. Auf dem Boden der bloßen Vermittlung (Conciliation) ftehen 
das Geſetz von Zuzern vom 16. Februar 1892, ? da8 Dekret von Bern, 
vom 1. Februar 1894 und daß Geſetz von Genf, vom 12. Mai 1897. 
Alle diefe Erlafje überweifen den „Berfuch zur Beilegung und Ber- 
Hinderung von Wrbeitseinftellungen“ den Gemerbegerichten, bezm. 
ihren Ausfchüffen. In Luzern wird nur auf Anrufen der Barteien, 
in Bern von Amteswegen eingefchritten; das Genfer Geſetz verpflichtet 
die Arbeitsgruppen, jeder Arbeitseinftellung oder Ausfperrung voran 
gehend, die Vermittlung nachzuſuchen. 

2. In der zweiten Gruppe folgt dem Bermittlungsverfahren 
ein Schiedsfprud, der den Barteien zur Annahme vorgelegt und 
empfohlen wird. Ein moralifcher Drud auf die Parteien wird dadurch 
ausgeübt, daß die Weigerung einer Partei zur Vermittlung Hand zu 
bieten oder den Schiedsſpruch anzunehmen publiziert wird. Auf diefer 
@rundlage beruhen das Gejet von Bafel-Stadt vom 20. Mai 1897 
und der Regierungsbeihluß von St. Gallen vom 25. Februar 1902. 
An beiden Orten ernennt der Regierungsrat auf Berlangen einer 
Bartei oder von fich aus ein VBermittlungsamt. In Neuenburg bilden 
nad) dem Gefege vom 13. November 1899 Bräfident und Schreiber 
der Handels», Induſtrie- und Arbeitsfammer mit dem Inſpektor des 
Lehrlingsweſens das Bermittlungsamt. 

In Zürich haben die beiden Stadtgemeinden Zürich (23. März 
1895) und Winterthur (16. Februar 1896) auf dem Verordnungswege 
Einigungsämter aufgeftellt. In der Stadt Zürich ift unterm 21. April 
1906 eine nene Berordnung, auf Grundlage eines Vorſchlags von 
Prof. Herner, erlaffen worden. Die Hauptpumfte find: Es wird ein 
ftändiges Einigungsamt errichtet, deffen 3 Mitglieder und 3 Erfah. 
männer vom Stadtrate auf 3 Jahre ernannt werden und zwar außer 
Halb der Kreife der Unternehmer und Arbeiter. Droht eine Arbeits- 
einftellung oder Ausfperrung oder ift ein derartiger Konflikt bereits 





’ Bergl. Artikel: Gemwerbegeridte und Einigungsämter in 
Reihesberg Handwörterbuch der Schweizeriichen Volkswirtſchaft, Sozialpolitik 
und Berwaltung. Bd. Il. ©. 303 ff. 

* Das neuefte Geſetz betreffend die Gewerbegerichte im Kanton Luzern vom 
9. März 1906 hat ihre Befugnis, als Einiqungsamt zu fungieren, bejeitigt. 

’ Herfner, die Reform des ftadtzürderiichen Ciniqungsamtes, Soziale 
Braris, XV, Wr. 38, 
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ausgebrochen, jo haben beide Parteien ohne Berzug das Einigungs- 
amt zu benachrichtigen, je 3 mit Legitimation verfehene Bertreter 
für die Verhandlungen zu bezeichnen und eine jchriftliche Formulierung 
der Forderungen und Unerbietungen einzureichen. Nötigenfalld ver— 
anlaßt das Einigungsamt die Wahl der Vertreter. Wo feine Organi- 
fationen beftehen, fol da® Amt die geeigneten Vorkehren treffen. 
Die Verhandlungen find öffentlih, das Amt Hat die Urfachen und 
näheren Umftände der Streitigleit genau zu erforfchen und die Streit- 
punfte einzeln fejtzuftellen. Es kann hierzu Sachverſtändige beiziehen. 
Das Amt unterbreitet jodann den Bertretern einen Vergleichsvor— 
ſchlag. Kommt eine Einigung nicht zuftande, jo wird den Parteien 
Frift angeſetzt zur Erklärung, ob fie fich einem Schiedsfpruch unter— 
ziehen wollen. Ein folcher erfolgt auch dann, wenn nur eine Partei 
bereit ift, fich einem ſolchen zu unterziehen oder wenn der Stadtrat 
einen folchen verlangt: Der Schiedsfpruch hat binnen 14 Tagen zu 
erfolgen, er wird mit Begründung veröffentlicht. 

Anläplich eines Streilß, der in einer Landgemeinde des Kantons 
Züri) ausgebrochen, ftellte der Kantonsrat am 25. April 1904 
folgendes Postulat: Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Kantons⸗ 
rat einen Geſetzesvorſchlag betr. Errichtung von Einigungsämtern 
vorzulegen. 


3. Die dritte Gruppe der Gefeßgebungen geht auf eine zwangs— 
weis vollitredbare Entjcheidung aus. In der Schweiz bat einzig 
Genf ein folche8 Geſetz erlaſſen, wir ziehen daher bier die ausländiſche 
Geſetzgebung indie Betrachtung hinein: Auftralien und den franzöfifchen 
Gejeßesentwurf. Die drei Richtungen werden kurz dahin charalterifiert, 
daß in Auftralien auf die Organifation der Parteien, insbeſondere 
der Arbeiter, hingearbeitet wird, der franzöfifche Entwurf den Streif 
organifieren und damit der jchlimmen Nebenwirkungen entfleiden 
will und Genf den kollektiven Arbeitsvertrag in den Vordergrund ftellt. 

Zuerſt Auftralien und insbefondere die vorbildliche Geſetz— 
gebung von Neu-Seeland.! | 


’ Aus der großen Zahl literarischer Bearbeitungen heben wir folgende hervor: 
‚.  Böhringer, Robert: Das Auftralifche Bundesgeiek zur Verhütung und 
Schlichtung gewerblicher Streitigkeiten, dargeitellt und übertragen. — Bulletin des 
Sinternat. Arbeitsamtes IV, Nr. 11 und 12. 
Colliard, M. Rapport sur la proposition de M. Millerand — Chambre 
des Deputes, Nr. 2172, VIII lögislature, Session extraordinaire 1904. 


= 


Neu-Seeland ijt in nduftriebezirfe eingeteilt, für jeden 
derjelben bejteht ein EinigungSamt (board of coneiliation) mit höchſtens 
5 Mitglieder. Die Unternehmer und die Arbeitervereinigungen wählen 
je eine gleiche Anzahl von Mitgliedern, diefe wählen den Vorfigenden. 
Für die ganze Kolonie ift ein Gerichtshof (the Arbitration court) 
errichtet, bejtehend auß 3 vom Gouverneur auf eine Amtsdauer von 
3 Jahren gewählten Mitgliedern. Eines derjelben wird auf Vorſchlag 
der Arbeitgeber, eines auf den Vorfchlag der Arbeiter gemählt; jede 
Unternehmers oder Ürbeitervereinigung kann einen Namen nennen. 
Das dritte Mitglied ift dem Obergericht zu entnehmen und ift Vor- 
figender des Gerichtshofes. 

Als induftrielle Angelegenheiten, welche vor diefen Behörden 
zum Austrag fommen können, gelten nicht nur die Lohnbeſtimmungen, 
fondern alles, was daß Yirbeitsverhältnis anbetrifft, Arbeitszeit, 
Frauen= und Slinderarbeit, Kündigung, Ausschluß gewiſſer Angeftellter, 
Bevorzugung der organifierten Arbeiter. Sie können den Abſchluß 
eine® Webereinfommens betreffen wie auch Bejchwerden über die 
Nichtbeachtung eines folchen. 

Das Berfahren bei den Einigungsämtern wird eingeleitet durch 
eine fchriftliche lage eines im Regifter eingetragenen Arbeiter- oder 
Unternehmerverbandes. Wenigitens 7 Arbeiter bezw. 2 Unternehmer 
fönnen einen folchen Verband bilden und fich eintragen laſſen. linter- 
nehmer fönnen, wenn fie feinem ſolchen Berbande angehören, einzeln 
belangt werden. 








Annexes: Nouvelle Zelande, loi du 2 juin 1886, modifice par les lois des 
20 octobre 1900, 7 novembre 1901, 20 novembre 1903 relatives à l’applanissement 


des conflits industriels par la conciliation et l’arbitrage. — Australie oceidentale, 
loi 5 decembre 1900, 19 février 1902 ayant pour bute de faciliter le r&glement 
des conflits industriels par la conciliation et l’arbitrage. — Nouvelles Galles du 


Sud loi du 10 döcembre 1901 concernant l’institution d’une cour d’arbitrage pour 
l’examen et les jugements des conflits industriels. 

Huber, Marx. Die Demokratie in den britiichen Stolonien Auſtraliens, 
aus „Moderne Demokratie”, 8 Vorträge. Zürich (1904). 

Derielbe. Arbeiterpartei und Arbeitsichiedsgerichte in Auftralien und Neus 
Seeland. II. Neue Zürcher Zeitung, Februar 1906, 

Lloyd, Henry Demarest, A. Contry without strikes. A Visit to the 
Compulsory Arbitration Court of New-Zealand. New- York 1900. 

M&tin, Albert. Le Socialisme sans doctrines, la question agraire et la 
question ouvriöre en Australie et Nouvelle Zelande. Paris 1901. 

Oppenbeimer, franz. Das auftraliiche „Arbeiterparadies*. „Zeitichr. für 
Sozialwiffenichaft. V. Bd. (1902) Heft 1. 
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Die Parteien dürfen fich vertreten laffen; Advokaten werden 
nur im Einverftändnis beider Parteien zugelaffen. 

Das Berfahren ift alfo ein dem Zivilprozeßverfahren ähnliches; 
das Einigungsamt macht indefjen auch von Amtesmwegen Erhebungen, 
e3 kann Zeugen einvernehmen u. dgl. E38 legt den Barteien einen 
Vergleichsvorſchlag vor, der alle den Streit betreffenden Punkte ums 
faffen fol, ingbejondere auch die Dauer der Geltung. 

Wenn feine Partei innerhalb eines Monats die Sache an den 
Gerichtshof meiter zieht, gilt der Vergleich als angenommen und 
wird dadurch vollitredbar. 

Andernfalls entjcheidet der Gerichtshof in einem ähnlichen 
Verfahren. 

Die Entjcheidung wird nicht nur unter den Barteien rechtsfräftig, 
fondern für den betreffenden Induftriezweig innerhalb eines Gebietes, 
das in der Entjcheidung bezeichnet ift. Damit wird dann auch die 
Bevorzugung ber organifierten Arbeiter, welche das Gericht häufig 
den Unternehmern auflegt, begründet, weil die Organifierten Mühe 
und Koſten auf ſich nehmen, während die Entfcheidung allen zu— 
. gute fommt. 

Die Entfcheidung enthält auch die Strafbeftimmungen für den 
Fall der Nichtbeachtung, Bußen bis auf 500 Liores (12,500 Fr.). 
Jedes Mitglied eines Einigungsamtes oder des Gerichtshofes kann 
jederzeit die Werkftätten und anderen Arbeitsräume befichtigen. 

Das Gejeh beftimmt die Strafen, wenn während des Verfahrens 
die Parteien zu Arbeitseinftellungen oder Entlaffungen jchreiten follten. 

Die Beurteilung der Wirkungen des Geſetzes iſt natürlich feine 
ganz einftimmige, Lloyd ift entzüdt. Für dasjelbe fpricht, daß die 
Kolonien des auftraliihen Kontinents die Einrichtungen nachgeahmt 
und ihr Bund (Commonwealth) fich ein gleiches Geſetz gegeben. 

In Frankreich ift zunächſt durch Geſetz, Loi sur la concilia- 
tion et l’arbitrage en matiere de difierends collectifs entre patrons 
et ouvriers, vom 27. Dezember 1892! eine freiwillige Vermittlung 
eingeführt worden. 

Eine Erklärung ift beim Friedensrichter einzureichen, der Die 
Gegenpartei zur Beantwortung einlädt und die Parteien zur Be— 
zeichnung der Delegierten (nicht mehr als 5) auffordert. Wenn das 


! Strauss, Raoul. La conciliation et l’arbitrage dans les conflits collec- 
tifs industriels en France. (These). Paris 1898. 


— 25 — 


Bermittlungsverfahren angenommen wird, lädt der Friedensrichter 
da8 aus den beidfeitigen Delegierten beftehende Schiedsfomite (Comite 
de coneiliation) ein und leitet feine Berhandlungen. 

Wenn kein Vergleich erzielt wird, erfolgt die Einladung zur 
Bezeichnung von Schied8männern (arbitres), die, im Falle geteilter 
Stimmen, einen Obmann (arbitre departiteur) bezeichnen. Der Ent- 
fcheid wird veröffentlicht. 

Im Falle von Streil® ladet der Friedensrichter von Amtes- 
wegen die Parteien zur Bildung von Slomitees ein. 

Die Ergebnifje dieſes Geſetzes waren nicht jehr befriedigende. 
In den Jahren 1892—1904 wurden die Einigungsämter nur 63 mal 
vor Ausbruch eines Streils angegangen. In den 5506 außgebrochenen 
Streiffällen wandten fid die Parteien 1445 mal an die NMemter 
(26,2°/0). Dieje Anrufung batte in 652 Fällen förmliche Ablehnung 
des Sühnverfahrens durch die Gegenpartei zur Folge (45 °/o), in 389 
Fallen blieb der Sühnverfuch erfolglos (27 °/o) und nur in 406 Fällen ı 
wurde eine Einigung erzielt (28 °/o). 

Die Reform des Einigungsmefens wurde daher angeregt durch 
Millerand am 14. Oktober 1902, durch Eonftans und Mitunterzeichnete 
am 27. Mai 1903 und durch Rudelle am 17. Mai 1904, von lebterm 
im Sinne einer obligatorifhen Anrufung des Einigungsamtes vor 
außgebrochenen Streils. 

Um meiteften ging der Vorſchlag von Millerand, der dann auch 
von der parlamentarifchen Kommilfion zur Grundlage ihres Vor— 
ſchlags gemacht wurde. ! Seine Grundlagen waren folgende: 

Der Geichäftsinhaber zeigt in der Arbeitsordnung an, ob die 
Unternehmung, bei 50 Arbeitern im Minimum, fich bei Streitigkeiten 
dem Berfahren unterwerfe, das in diefem Geſetze aufgeftellt ift. Staat, 
Departement? und Gemeinden follen bei Arbeitsvergebungen vom 
Uebernehmer die Beobachtung des Geſetzes verlangen, gewiſſe öffent» 
liche Unternehmungen find ihm ohne weiteres unterworfen. 

50—150 Arbeiter bilden einen Wahlkörper, der einen Delegierten 
wählt. Sie haben ihm ihre Befchwerden zu eröffnen. Der Unternehmer 
fann einen Dienftchef bezeichnen, der den oder die Delegierten zu 
hören bat; monatlid) einmal hat er jelber oder ein höherer Beamter 
der Direktion fie zu hören. 


'Colliard, M. Rapport fait au nom de la commission du travail chargée 
d’examiner les propositions de loi de MM. Millerand, Constans et Rudelle con- 
cernant les difförends relatifs aux coditions du travail etledroit de gröve, Paris 1904. 
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Wenn die Reklamationen nicht angenommen werden, ſollen die 
Delegierten auf Verlangen einer Arbeitergruppe oder von ſich aus 
ihre Begehren der Fabrikleitung ſchriftlich einreichen. Dieſe hat binnen 
48 Stunden ihre Schiedsrichter zu bezeichnen. Andernfalls ſind die 
Arbeiter berechtigt, in Ausſtand zu treten. Ueber den Ausſtand ent— 
ſcheidet die Mehrheit der ſtimmberechtigten Arbeiter. Die Minderheit 
hat ſich dem Entſcheid zu fügen. Die Abſtimmung iſt jedenfalls nach 
7 Tagen neuerdings vorzunehmen. 

Bezeichnet der Unternehmer die Schiedsrichter, ſo haben die 
Arbeiter binnen 48 Stunden auch ihrerſeits ſolche zu bezeichnen. Der 
Schiedsſpruch iſt bindend. Er gilt als Vertrag unter den Parteien. 

Im Streikfalle hat das Arbeitsamt (Conseil de travail) den 
Schiedsſpruch zu fällen. 

Endlich enthält der Geſetzesentwurf Strafbeſtimmungen gegen 
Ungehorſame; Bußen von Fr. 16—100, im Rückfall höhere Bußen 
und Gefängnis. 

Im Santon Genf wurde am 10. Februar 1900 ein Geſetz 
erlaſſen mit nachfolgendem Zitel und Inhalt: Loi fixant le mode 
d’stablissement des tarifs d’usage entre ouvriers et patrons et rög- 
lant les conflits relatifs aux conditions de leur engagement. 


Die Löhne und andern Arbeitöbedingungen follen durch Vertrag 
und beim Fehlen eines jolchen durch das Gewohnheitsrecht beftimmt 
fein. Als Gemohnheitsrecht werden die Tarife und Bedingungen an- 
gejehen, welche nad) Anleitung dieſes Geſetzes feitgejegt werden. 

In jedem Beruf erfolgt diefe Feitfegung 

durch Bereinbarung zwifchen den Unternehmern und den An— 
geitellten, 

mangels Vereinbarung durch Schiedsrichter; nämlich die Zentral⸗ 
fommiffion der Gemerberichter (Prudhommes) und die Delegierten 
der Parteien. 

Die VBerfammlungen der Meifterverbände und der Arbeiterver- 
bände wählen je 7 Delegierte. Fehlen ſolche Verbände, jo Hat ber 
Staatsrat auf Begehren von '/, der Wähler für die Prudhommes⸗ 
gerichte eine Generalverfammlung der Beteiligten einzuberufen. 

Die Delegierten entjcheiden mit * Mehrheit (mindeftens 11). 
Sie beftimmen die Dauer des Abkommens, welche nicht über 5 Jahre 
hinaus fich erftreden darf. Nach Ablauf diefer Frift wird dasſelbe 
ftillfchmweigend je auf ein weiteres Jahr aufrecht erhalten. 
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Falls feine Verftändigung zuftande kommt, ordnet der Staatsrat 
einen Sühnverfuh an. Mißlingt derfelbe, fo entjcheidet daß oben 
bezeichnete Schiedsgericht. 

Während der Dauer eines Ablommens oder eines Schiedsfpruchs 
dürfen weder die Arbeiter noch die Meifter die Arbeit niederlegen 
bezw. einftellen. 


Jede Aufforderung zu gänzlicher oder teilmeifer Arbeitseins 
ftellung wird mit Polizeibuße beftraft, ſoweit nicht die Beftimmungen 
des Strafgefeßbuches zur Anwendung fommen. Herausgeber und 
Druder unterliegen denfelben Strafandrohungen. 


Diefes Geſetz hat die FFeuerprobe des großen Streiles von 1903 
nicht beftanden. Deshalb wurde im Großen Rat der Antrag auf 
MWiederaufhebung geftellt. 


In der Großratsfigung vom 20. Januar 1904 ftimmte der 
Berichterftatter der Kommiſſionsmehrheit Chätelain, dem Antrag auf 
Abjchaffung des Geſetzes zu. Er nannte das Geſetz eine Loi arbitraire 
et sans resultats pratiques. Art. 3 derfelben verlege das Recht der 
Vereinsfreiheit (680 al. 4; 685 D.-R.), daß der Tarif nur für 5 Jahre 
aufgeftellt werden dürfte, befinde fi im Widerfpruch mit Art. 338 
des D.:R., die Anrufung des Schiedsamtes fei freimillig und ohne 
ausreichende Sanlktion. Ein Gewohnheitsrecht durch Vereinbarung 
feitfegen, fei ein offenbarer Widerfprud. Endlich wird auf die Er- 
fahrung des legten Streils (Trambahn) hingemiefen. 

In der Großratsfigung vom 20. März 1904 kam ein Gegen 
vorschlag, die Propofition Schäfer, über Abänderung des Geſetzes 
vom 10. Februar 1900, zur Beratung. 

Ody, als Rapporteur, beantragt Feithalten an den Grundlagen 
des Geſetzes vom 10. Februar 1900, dagegen fei das Verfahren wirk⸗ 
famer zu geftalten. 

Schon unterm 26. März 1904 wird vom Großen Rat das abge- 
änderte Geſetz befchloffen, die Abänderungen jcheinen ung fo unmejents 
Tich (Deffentlichkeit der Beratung u. ſ. f.), jo daß wir fie hier übergehen. 


Und nun die Schlüffe: Wir haben die verfchiedenen Berjuche 
zur SHerftellung des fozialen Friedens als Grundbedingung der 
nationalen Wohlfahrt an uns vorüberziehen geſehen; alle haben ihre 
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Borzüge und ihre Mängel, vielleicht, daß Vorzüge und Mängel nicht 
einfach gegeneinander abgewogen werden können, fondern baf bie 
einen ftärfer hervortreten, die andern verfchwinden, wenn fie auf 
befondere Berhältniffe bezogen werden. Wir ftehen nicht vor einer 
einzigen Frage, fondern vor einem Fragenlompler und fünnen daher 
wohl auch nicht alle Fragen mit einem einzigen Worte beantworten. 


Diefe Beantwortung würde ich aber etwa folgendermaßen 
formulieren: 

1. Das Leben wird nicht nur durch große Unglüdsfälle, jondern 
oft auch durch ganz Kleine aber täglich fich wiederholende Unannehms 
lichkeiten verbittert. So auch im Arbeitsverhältnis. Und da fcheint 
es mir eine ganze Reihe Heiner Bejchwerden zu geben, die am beften 
zwijchen den Arbeitern desjelben Unternehmens und ihrem Chef oder 
Unternehmer ausgetragen werden. Da können die Arbeiterauß> 
ſchüſſe treffliche Dienfte leiften. Wir dürfen aus diefem Gefichts- 
punkte die Motion Sulzer, Arbeiterausfchüffe in den Betrieben der 
Bundesverwaltung zu Ichaffen, begrüßen und wir wollen fie auch in 
das revidierte Fabrikgeſetz aufnehmen.! 

Die Motion wurde am 21. Juni 1906 im Nationalrat beraten 
und mit Zuftimmung des Bundesrates erheblich erklärt. 


2. Eodann glaube ich, daß im Handwerk und Kleinbetrieb, der 
nur für das Iofale Bedürfnis arbeitet, die bisherigen Organifationen, 
da eine Ortsbehörde ihre guten Dienfte als Bermittlungsinftanz 
anbietet, weiter von Vorteil fein werde. Jedenfalls wollen wir ihre 
weitere Ausbreitung, wie auch die Organifation von Sühnorganen 
in einzelnen Berufsorganifationen unterftüßen und fördern helfen. 


3. Bei größeren Lohnbewegungen in einer Landes⸗ oder Export» 
induftrie reicht allerdings die lokale und freimillige Organifation 
nicht aus; wir müſſen umfaffende und mit Gerichtszwang verfehene 
Einrichtungen treffen. Der Ruf nach jchiedsgerichtlicher Erledigung 


ı Motion von Herrn Nationalrat Sulzer, vom 22. März 1905. 

Der Bundesrat wird eingeladen, zu prüfen und den eidgenöſſiſchen 
Räten zu berichten, ob nicht aus dem Perfonal der einzelnen Dienitzweige 
der Bundesverwaltung und der Bundesbahnen Vertretungen beftellt werben 
jollten, welchen die Aufgabe zufiele, Anregungen und Wünſche genereller 
Natur, welche dienftliche Verhältniſſe beichlagen, desgleichen Klagen oder 
Wünſche einzelner Angehöriger der Dienftzweige den vorgejegten Amtsftellen 
zu unterbreiten. 
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von SKollektivftreitigfeiten ertönt insbeſondere auch aus Gegenden, 
welche bereit die Iofalen freiwilligen Inftitute beforgen.' 

4. Dann aber wollen wir mit aller Macht in der Induſtrie 
auf den folleftiven Arbeitsvertrag Hinarbeiten und ich würde hier 
keineswegs vor der obligatorischen Berufsgenofjenichaft und Arbeits» 
ämtern mit mweitgehendften Befugniffen zurüdjchreden. Hier wollen 
wir ganze und nicht halbe Arbeit fchaffen. Die Organifation wird 
auch die rubigeren und befonneneren Elemente zum Worte fommen 
Iaffen, fie wird ung erlauben, wie in Genf, den Einfluß des allgus 
beweglichen Elementes, der Wanberarbeiter, zurüdzudrängen und den 
Einheimifchen und Eingefeffenen Bemwegungsfreiheit zu verjchaffen. 
Und dann ift das ein Mittel, die Zahl der Arbeiter ohne Appell an 
die Gewalt auch etwas wirken zu laffen. 


Es handelt fich dabei überall, an Stelle der plößlichen ruck⸗ und 
rüdftoßmeifen Erfämpfung von Borteilen für die Arbeiterfchaft mit 
Entfefjelung aller Kampfesleidenfchaft die ruhige, umfichtige, periodifche 
Fortentwidlung des Arbeitsverhältniffes treten zu laffen. 


! Motion Feigenminter und Genofjen im Großen Rat von Bajel 
Stadt, 23. November 1905. — Botum des zürcherifchen Polizeivor⸗ 
ftandes, Stadtrat Welti, in der Sikung des Großen Stadtrates vom 
6. Mai 1905 (Streifdebatte): 

„Verlegungen der Staatsorbnung und der Allgemeinintereffen muß 
entgegengetreten werden, nüßlicher aber und dankbarer ift die Aufgabe, ihnen 
borzubeugen dadurch, daß die Behörden ihre Beitrebungen darauf richten, 
zur Verhütung der die Bollswirtichaft in allen Fällen jhädigenden Nusftände 
Maßnahmen zu treffen, welche dazu dienen, die immer wiederkehrenden 
Differenzen über Lohn- und Arbeitsverhältniffe ohne Gejegesverlegung und 
ohne Störung des wirtichaftlihen Lebens zu erledigen. Dur zweckmäßig 
organifierte Shiedsgerihteoder Ginigungsämterjollte in 
Zufunftnidht nur die Gleihftellung der Barteien im wirt- 
ihaftlihden Kampfe allmählich erzielt, jondern auch die 
Form, in der diefe Kämpfe bis heute zum Austrag gebradt 
wurden, geändert werden füönnen. Unſer beutiges VBermitt- 
Iungsverfahbren ift ohne verbindlidhe Kraft; wir bedürfen 
einer Einrichtung, die nicht verjagt gerade dann, wenn eine 
Schlichtung der Differenzen am nötigfiten wäre Die Ver— 
mittlungsämter müjjen mit gejeßlihen Kompetenzen aus— 
geitattet werden, um beide Teile verpflidhtende lirteile, 
wie zwiſchen bem einzelnen Arbeitgeber und Arbeiter, jo 
auch bei Differenzen zwiſchen Meifter- und Arbeiterorgas 
nilationen abgeben zu fünnen.“ 
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In den beiden legterwähnten Richtungen muß der eidgenöffifche 
Gejeßgeber eingreifen. Schon deswegen, weil er im Obligationenredht 
den Arbeitsvertrag ordnet. Der neue Entwurf erwähnt in Art. 1371 
die Fabrilordnung als Mittel der Bertragsjchließung und flieht im 
weitern den Stolleftivvertrag vor: 

„Der Inhalt des Dienftvertrags kann durch Vertrag des Arbeit- 
geber8 mit Berufsgenofjenjchaften und dergleichen feitgeftellt werden.” 

Im Wurfe ift fodann der Gemwerbegejeßartifel der Bundesver— 
faffung und ſchon wurde die Frage, wenn auch vorfichtig, angetönt. 

Im Ständerat bat am 11. Juni 1906 Isler, Bericht- 
eritatter der Kommijfion, die Verhütung des Streifes, nicht nur 
Belämpfung der Auswüchſe, als zum Programm der Gewerbegefeh- 
gebung gehörend, erflärt. Angefichts der Erfahrungen in Genf, ver- 
balte er fich zwar refigniert; indem wir aber den Stonflikten die gefähr- 
lichſte Spige abbrechen, den Barteien Gelegenheit zu einer Verſtändi— 
gung geben, fei ſchon vieles erreicht. Auch die obligatorische Organifation 
der Parteien liegt ihm noch im weiten Felde. 1894 fei die Verwerfung 
des Gewerbegeſetzartikels hauptjächlich der Furcht vor den obligato= 
riſchen Berufsgenofjenichaften zugefchrieben worden. 

Die Motion Scherrer, ! die am 21. Juni 1906 im Nationalrat 
zur Behandlung fam, veranlaßt den Bundesrat Schon jebt, diefer 
Frage näher zu treten und jedenfall auf den Zeitpunkt der Ber- 
faffungsrevifion hin, fie ihrer Löfung näher zu bringen. 


! Motion von Hrn. Nationalrat Heinrich Scherrer und Mitunter- 
zeichnern, vom 20. Juni 1905. u 
Der Bundesrat wird eingeladen, zu prüfen und Bericht und Antrag 
einzubringen, ob nicht auf dem Boden des Bundes nititutionen zur Unter? 
juhung, Vermittlung und Austragung von Solleftivftreitigfeiten zwiſchen 
Arbeitern und Unternehmern zu fchaffen jeien. 
Unterzeihner: 9, Scherrer, ScherrersfFüllemann, Greulich, Decurtins, Ritichard, 
Brandt, Bucher, Motta, Hofmann, Zürcher, Streng, Brüftlein, 
Fazy, Blumer, Ming, Legler, Vogelianger, Jenny, Studer, Thelin, 
Bähler, Künzli, A. Schwander, Kündig. 
Auch diefe Motion ift im Nationalrat am 20. Juni 1906. beraten und mit 
Zuftimmung des Bundesrates erheblich erklärt worden. 
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Autterſchaftsverſicherung und Mutterſchutz. 


Säuglingspflege und Mutterſchutz hängen, wie leicht erſichtlich, 
innig miteinander zuſammen. Die gleichen ſozialen Verhältniſſe und 
Erſcheinungen, die in den letzten Jahren dahin geführt haben, dem 
Problem der Säuglingspflege vermehrte Fürſorge zuzuwenden, liegen 
auch den Beſtrebungen zugrunde, den Arbeiterinnen in der letzten 
Zeit vor der Niederkunft und in der erſten Zeit nach der Geburt 
eines Kindes einen gewiſſen geſetzlichen Schutz angedeihen zu laſſen 
und gleichzeitig den Arbeiterinnen die in den geſetzlichen Schutzbe— 
ſtimmungen liegende Beſchränkung der Verwertung ihrer Arbeitskraft 
dadurch zu erleichtern oder zu ermöglichen, daß ihnen eine Ent— 
ſchädigung für den Lohnausfall während dieſer Zeit in irgend einer 
Form gewährt wird. Die Bedeutung dieſer Beſtrebungen erhellt, abge— 
fehen von den allgemeinen Gründen, die fich für den Arbeiterinnen= 
fchuß geltend machen laſſen, aus der einfadhen Erwägung, daß nur 
gefunde Mütter gefunden Nachwuchs erzeugen können, und daß dem= 
gemäß die Wehrkfraft der Nation in hohem Make abhängig ift von 
der Erhaltung der Gejundheit der Mütter in diefer Zeit und der 
richtigen Pflege der Säuglinge, zwei Aufgaben, die mit der Ent- 
mwidlung der gewerblichen Verhältnifje und der Betätigung der Frau 
in induftrieller Arbeit fortgefegt ſchwieriger fich geftaltet haben. 

Die eriten Anfänge des Mutterfchuges führen in allen Bändern 
zurüd auf den allgemeinen Wrbeiterinnenihug: Beſchränkung der 
Arbeitszeit, Berbot von Nachtarbeit, Verbot gemiffer Betriebe. Daneben 
fennt die Gefetgebung der meiften Hulturftaaten einen bejonderen 
Schub der arbeitenden Frau in ihrer Eigenichaft als Mutter, und 
zwar ift meiſt für die Wöchnerin eine Nuhezeit von vier Wochen 
nad) der Entbindung vorgefehen, jo in Holland, Belgien, Portugal, 
England, Norwegen, Defterreich und Italien. In der Schweiz beträgt 
die Schukfrift 8 Wochen und zwar 14 Tage vor dem Termin der 
Entbindung und 6 Wochen nad der Entbindung. Beſondere Be- 
ftimmungen enthält noch das italienifche Geſetz, betreffend Frauen— 
und Slinderarbeit, vom 19. Juni 1902. Nach den Beitimmungen 
dieſes Geſetzes muß den in den Fabrifen arbeitenden Müttern ein 
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befonderer Raum zur Verfügung geftellt werden, in dem fie ihre 
Säuglinge Stillen können. Ein Zohnabzug darf für die Zeit des 
Stillens nicht gemacht werden. Fabriken, die mehr als 50 Arbeite- 
rinnen bejchäftigen, müfjen einen bejonderen Raum für Säuglinge 
bereit halten, der außerhalb der Betriebsräume gelegen ift. 

Die Durchführung aller diefer Beftimmungen leidet in denjenigen 
Ländern, in welchen für die Zeit des Fernbleibens vom Betrieb den 
Arbeiterinnen nicht eine gewiſſe Entſchädigung für den Lohnausfall 
gewährt wird, daran, daß die Arbeiterinnen jelbit ein ftarfes wirt» 
Ichaftliches Intereffe haben, die Vorfchriften zu umgehen, um bald 
wieder verdienen zu können. Eine ſolche Entſchädigung findet bisher 
nur Statt in Defterreich- Ungarn auf dem Wege der Krankengeſetzgebung 
und auf die gleiche Weife im Deutſchen Reich. 

Nac den Beitimmungen des Krankenverficherungsgefetes ($ 20) 
haben die organifierten Kaſſen — nicht die Gemeindefranfenverfiche- 
rung — Wöchnerinnen, welche innerhalb des letzten Jahres, vom 
Tage der Entbindung ab gerechnet, mindeften® 6 Monate hindurch 
Mitglied der Kaſſe geweſen find, auf die Dauer von mindeftens 
6 Wochen nach der Niederfunft eine Unterftügung in der Höhe des 
Krankengeldes ('/.—?/, des ortsüblichen Taglohnes) zu gemäbhren. 
Nur dies ift obligatoriih. Die Hafen können indeffen dur Statut 
beitimmen, auch Schwangeren, welche mindeitens 6 Monate der Kaſſe 
angehören, eine der Wöchnerinnenunterftügung gleiche Unterftüßung 
wegen ber durch die Schwangerfchaft verurſachten Erwerbsunfähigfeit 
bi8 zur Gejamtdauer von 6 Wochen zu gewähren. Ebenfo Tann 
freie Gewährung der erforderlichen Hebammendienfte und freie ärzt— 
liche Behandlung der Schwangerfchaftsbefchwerden befchloffen werden 
($ 21). Ferner enthält die Gewerbeordnung in $ 137 die Beftimmung: 

„Wöchnerinnen dürfen während 4 Wochen nach ihrer Nieder- 
funft überhaupt nicht und mährend der folgenden 2 Wochen 
nur befchäftigt werden, wenn das Zeugnis eines approbierten 
Ürztes dies für zuläffig erklärt.“ 

Diefe Beftimmungen begrenzen den Kreis der geſchützten Frauen. 
Es unterstehen den angegebenen Beitimmungen des Stranfenverfiches 
rungsgejeßed und der Gewerbeordnung vor allem nicht die in der 
Bandwirtichaft und in häuslichen Dienften ſowie in Lohnarbeit 
mwechjelnder Art tätigen Frauen, ebenjo nicht die Heimarbeiterinnen, 
Berufe, die nach der Berufszählung von 1895 rund 630,000 ver⸗ 
heiratete Arbeiterinnen umfaßten. 
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Der fo geichaffene gejeglihe Schng und die gefegliche oder 
ftatutarifche Entjchädigung der Schwangeren oder Wöchnerinnen ift 
zwar meitergehend als in allen übrigen Ländern; troßdem machen 
fich in Deutfchland, unter Hinweis auf frühe Invalidität der Arbeis 
terinnen und die große Säuglingsiterblichkeit Beftrebungen geltend, 
die eine kräftige Weiterbildung ſowohl der Schußbeftimmungen mie 
der Berficherungseinrichtungen für die Zeit der Mutterfchaft verlangen. 
Es wird darauf hingemiefen, daß im Jahre 1904 19,6 der Lebend⸗ 
geborenen im erjten Jahre ftarben. Bei den unehelichen Kindern 
fteigt diefer Progentfa auf 31,4 — Ziffern, welche die Sterblichkeit 
in den ausländifchen Staaten mit Ausnahme von Defterreich- Ungarn 
erheblich überfteigen. 

Henriette Fürth verlangte ſchon 1902 eine Arbeitspaufe bis zu 
-6 Wochen für die Schwangere und bis zu 12 Wochen für die Wöchnerin. 

In einer Betition an da8 Reichgamt des Innern vom Juni 
1905 bittet der „Berband fortfchrittlicher Frauenvereine“, dem Bundes- 
rat und dem Reichstag entiprechende Geſetzesvorlagen betr. Schuß 
der Wöchnerinnen vorlegen zu wollen, in dem Sinne, daß 

1. 8 137 der Neich8-Gemwerbeordnung dahin ermeitert werde, 
daß den gewerblichen Arbeiterinnen die Arbeit mindeftens 
acht Wochen (davon zwei vor und ſechs nad) der Entbindung) 
unterfagt wird; 

2. dieſes Arbeitsverbot auch auf die Heimarbeiterinnen, die fauf- 
männifchen Angeftellten, die häuslichen Dienftboten, die im 
Tagelohn ftehenden Zandarbeiterinnen ausgedehnt werde; 

3. dur Ausbau und Bereinheitlihung unferer VBerficherungs- 
gejege eine ftaatlihe Mutterfchaftsverficherung gefchaffen 
werde, welche den Lohnausfall dedt, ſowie Geburtshilfe, 
freie ärztliche Behandlung und Heilmittel für Wöchnerinnen 
und Säuglinge umfaßt; 

4. allen Frauen, bei denen daß eigene Einfommen oder das 
ihrer Ehemänner unter der VBermögensgrenze von 3000 M. 
bleibt, analog den Beitimmungen bei der JInvaliditäts- und 
Altersverfiherung ein Selbftverficherungsreht eingeräumt 
werde, fo daß ihnen nach einer gemwiffen Wartezeit in Ents 
bindungsfällen gleichfall8 ein Anrecht auf die Mutterjchafts- 
verfiderung zufteht. 

Eine fehr erhebliche Erweiterung diefer Forderungen bedeuten 

Die Thefen, welche in der Berfammlung des im Jahre 1905 in Berlin 


« 
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gegründeten „Bundes für Mutterfhug“ vom 5. März 1906 anges- 
nommen worden find, der insbefondere den Schuß der ledigen Mütter, 
daneben auch die allgemeine Mutterfchaftsverficherung bezwedt. Die 
Thefen lauten: 


1. 


Die Beitimmungen der Reichdgewerbeordnung in Bezug auf 
den Schuß der Wöchnerinnen und die durch die Kranken— 
verficherung diefen zugeficherte Unterſtützung entfprechen nicht 
den im Intereſſe von Mutter und Sind zu ftellenden For 
derungen; 


. ber $ 137 der Reichs-Gewerbeordnung ift dahin auszudehnen, 


daß eine Ruhezeit von mindeftens acht Wochen vor und acht 
Wochen nah der Entbindung feitgefegt wird und für alle 
Arbeiterinnen, die in der Fabrik» und Heimarbeit, im Handel, 
in der Landmwirtfchaft und im häuslichen Dienft bejchäftigt 
find, Geltung erhält; 


. der Kranken⸗, Alter» und Jnvaliditätsverficherung, deren 


Bereinheitlihung unter Aufrechterhaltung des Selbitvermal- 
tungsrecht8 der Arbeiter und der &leichberechtigung der 
Frauen durchzuführen ift, ift eine allgemeine Mutterfchafts- 
verficherung anzugliedern, deren Mittel aus einem durch 
progreffive Einkommen⸗ und Vermögensſteuer zu befchaffenden 
Staatszuſchuß zur SKrankenverficherung aufzubringen find; 


. die Leiftungen der Mutterfchaftsverficherung beftehen in: 


Unterftügung während der Dauer der gejeßlichen Arbeitsruhe 
mindejtens in der vollen Höhe der ortSüblichen Löhne; freie 
unentgeltliche Pflege durch Hebamme und Arzt; freie Haus— 
pflege; Gründung oder Unterjtüßung der von den Gemeinden 
ins Beben zu rufenden Schwangeren», Wöchnerinnen=, Mütter- 
und Säugling3heime ; 


. die Mutterfchaftsverfiherung ift obligatoriih für alle der 


Gemerbeordnung unterftehenden Arbeiterinnen, fomwie für alle 
diejenigen Frauen, deren Hülfsbedürftigfeit nachgemiefen wird 
oder deren Familieneinlommen 3000 M. im Jahre nicht erreicht; 


. die Mutterfchaftsverficherung ift eines der wichtigſten Mittel, 


dem Staat und der Menfchheit geiftig und körperlich leiſtungs— 
fähige Bürger heranzuziehen, indem fie die Mütter vor Aus- 
beutung und Entlräftung bewahrt und der durch die wachjende 
Kinderlofigkeit gefunder Frauen fich Ferinzeichnenden Ver— 
ſchwendung beiter Weibesfräfte Einhalt gebietet. 
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Für die Eingliederung einer befonderen Mutterfchaftsverficherung 
in die allgemeine Arbeiterverfiherung bei Gelegenheit der Reform 
der Arbeiterverficherung treten auch Elfe Lüders! ein und Mayet!, 
der die obligatorifchen Leiftungen dahin normieren will, daß ſechs 
Wochen vor und ſechs Wochen nach der Entbindung Unterftüßung 
in Höhe des Krankengeldes zu gewähren ift, ferner freie Leiftung 
der Hebammendienfte und freie ärztliche Behandlung der Schwanger: 
fchaftsbejchwerden, ſowie ferner Stillprämien von 25 M. für Mütter, 
melche nach 6 Monaten noch ftillen, von weiteren 25 M. an folche, 
die nach einem vollen Jahr noch ſtillen. Mayet ſchätzt die durch 
feine Borjchläge entjtehenden Koften für Schwangeren: und Wöd- 
nerinnenunterftüßung auf 95,3 Millionen Mark, für Hebammendienite 
14,3 Millionen Marl, für Stillprämien 25 Millionen Marl, insge— 
famt für Mutterfchaftsverficherung 135,1 Millionen Mark. 

Eine Stellungnahme der Reich8verwaltung zu diefen verfchie- 
denen Borfchlägen, Thejen und Projekten ift bisher nicht erfolgt. 
Welche weitere Entwidlung dieje Frage im Deutfchen Reiche nehmen 
wird, fomweit e8 fi um das Eingreifen des Staates handelt, läßt 
fich zurzeit daher noch nicht überfehen. Seitens der Gemeinden ijt 
in leßter Zeit insbefondere auf dem Gebiet des Mutterſchutzes durch 
Schaffung von Wöchnerinnen- und Säuglingsheimen vorgegangen. 

Ganz vereinzelt find auch von privater Seite fakultative Mutter- 
ſchaftskaſſen ins Leben gerufen worden.’ 


Die Forderung einer bejonderen ftaatlihen Mutterjchaftsver- 
fiderung, wie fie bier eben erörtert wurde, ſteht im Begriffe, in 
Stalien in die Wirklichkeit übertragen zu werden, allerdings in 
mwejentlich befchränktem Umfang. In Italien beitand bis zum Erlaß 
des Geſetzes vom 19. Juni 1902, betreffend die Frauen» und Kinder⸗ 
arbeit, welches in Artikel 6 die Beichäftigung von Arbeiterinnen in 
Fabrifen und Werkftätten während des erjten auf die Entbindung 
folgenden Monats verbietet, eine Schußbeftimmung überhaupt nicht. 
Die Durchführung diefer Vorfchrift hat wie auch anderswo damit 
zu fämpfen, daß ber mit ihr verbundene Lohnausfall die Frauen 


'E. Lüders, Das Problem der Mutterfchaftsverficherung. Berlin 1905. 
Mapnet, Umbau und Weiterbildung der fozialen Verficherung, in „Mediz. Reform“ 1906. 


: So von der Aktienbaugeſellſchaft für Kleine Wohnungen in Frankfurt a. M. 
Siebe Elie Lüders, a.a. O. 5.13. 
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veranlaßt, jo früh wie möglich, auch unter Umgebung der VBorfchrift, 
die Arbeit wieder aufzunehmen. Die Deputiertenlammer und ber 
Senat forderten daher bereit8 bei der Beratung des Kinder⸗ und 
Frauenſchutzgeſetzes die Negierung auf, einen Geſetzentwurf betreffend 
Errichtung einer oder mehrerer Mutterſchaftskaſſen vorzulegen. Es 
war bdementfprechend eine der erjten Aufgaben, welche dem 1902 
errichteten italienischen Arbeitsamt (Ufficio del Lavoro) übertragen 
wurden, die technifchen Grundlagen für die Schaffung einer Mutter- 
fchaftslaffe zu unterfuchen. Das Arbeitsamt hat das Ergebnis feiner 
Unterfuchungen im Jahre 1904 vorgelegt." Auf die Einzelheiten diefer 
Unterfuhung kann nicht eingegangen werden. Die Unterfuchung 
berechnet bei Annahme einer Zahl von 500,000 Frauen im gebär- 
fähigen Alter, die unter daß Gefeß fallen, die jährlichen Ausgaben 
diefer Kaffe bei Gemährung von ?/ı des Lohnes für 30 Tage nad) 
der Entbindung auf rund 710,000 Lire, wobei als Ergebniß der 
Unterfuhung noch hervorzuheben ift, daß die Fruchtbarkeit der 
italienifchen Arbeiterin Hinter der durchfchnittlichen Fruchtbarkeit der 
Bevölkerung nicht unerheblich zurüditeht, was auf eine Einwirkung 
der Arbeitsverhältniſſe auf die Fruchtbarkeit hindeutet. ? 

Auf Grund diefer Unterfuhungen hat am 27. Mai 1905 der 
italienifche Minifter für Aderbau, Handel und Gewerbe, Rava, der 
Deputiertenfammer einen Gejeßentwurf betreffend die Errichtung einer 
Mutterfchaftsfaffe? vorgelegt, der in deutjcher Heberjegung in feinen 
bauptfächlichiten Beitimmungen folgenden Wortlaut hat: 


Geſetzentwurf. 


Artikel 1. Es iſt eine Mutterſchaftskaſſe zu errichten zu dem 
Zwecke der Unterſtützung der unter das Geſetz vom 19. Juni 1902, 
betreffend Frauen⸗ und Kinderarbeit, fallenden Frauen während der— 
jenigen Zeit nach der Entbindung, für welche Artikel 6 des genannten 
Geſetzes den Frauen Arbeitsruhe vorjchreibt. 

Die Kaffe hat ihren Sit in Nom. 

Sie wird verwaltet von der „Nationalen Fürſorgekaſſe für Alter 
und Invalidität der Arbeiter“ als jelbitändige Abteilung diefer Kaffe 
und genießt die Borrechte und Bergünftigungen, die diefer Kaffe zuftehen. 





' Base Techniche di una cassa di maternitä. Ufficio del Lavoro. Roma 1904. 

? Siehe auch Neich3: Arbeitsblatt 1906. Heft 3. Die Frauenarbeit in der 
italienischen Induſtrie. 

® Siehe Bolletino dell’ Ufficio del Lavoro. Juni 1905. pag. 1105 ff 
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Alle im Gejchäftsgang der Kaſſe erforderlichen Beicheinigungen, 
Quittungen ufw. find im Intereffe der Arbeiterinnen ſtempel⸗ und 
fteuerfrei. 

Art. 2. Die Einkünfte der Kaſſe ſetzen fich wie folgt zufammen: 

1. Obligatorifche Jahresbeiträge aller Arbeiterinnen vom 15. bis 
einschließlich zum 50. Bebensjahr ; 

2. Strafgelder der Arbeiterinnen und der Arbeitgeber bei Ueber— 
tretung der Borfchriften dieſes Gefees oder der Ausführungs- 
vorfchriften; 

3. Schenkungen. 

Der Jahresbeitrag zu 1 geht zur Hälfte zu Laſten der Arbeiterin, 
zur Hälfte zu Laften de8 Arbeitgebers. Der Beitrag der Arbeiterin 
ift von dem Arbeitgeber bei der Lohnzahlung einzubehalten. Eine 
darüber hinausgehende Lohneinbehaltung ift bei Geldftrafe biß zu 
2000 Lire verboten. 

Art. 3. Die Ürbeiterinnen werden in folgende Lohnklaſſen 
geichieden: 


Klaſſe ı . . bis 0,60 Lire Tagesverdienft 
⸗2 . von O61 = 1,20 = ⸗ 
23 s 121 = 180 = = 
: 4 s 181 = 240 =» ⸗ 
25 2 241 = 3,00 ⸗ = 
:s 6 s 301 = 360 s ⸗ 
27 s 3,6l = 420 = s 


Urbeiterinnen, die mehr als 4,20 Lire Taglohn erhalten, werden 
in die 7. Lohnklaſſe eingefchrieben und können die Bedingungen des 
Geſetzes nur bis zum Sat von 4,20 Lire fi zu Nutze machen. 

Urt. 4. Der Beitrag, welchen die Arbeiterin, entiprechend der 
Lohnklaſſe, der fie angehört, zu zahlen hat, ftuft fich in folgender 
Weiſe ab: 

Es ift von der Arbeiterin zu zahlen an Beitrag 

in Mlaffe 1 jährlihd 1,20 Lire 
z s 2 s 2,40 5 


⸗ 23 ⸗ 3,60» 
2 2 4 = 4,30 * 
= ⸗ 5 ⸗ 6,00 = 
3 = 6 = 7,20 5 
⸗ ⸗ 7 ⸗ 8,40 = 
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Urt. 5. Die Haffe gewährt jeder Wöchnerin ein Tagegeld unter 
den Bedingungen, die in dem in, Art. 14 vorgefehenen Reglement 
feftgefeßt werden, und für die Dauer der geſetzmäßig vorgefchriebenen 
Arbeitsruhe, einfchließlih der Sonn= und Feittage, an denen die 
Arbeiterin ohnehin nicht gearbeitet haben würde. 

Die Höhe der Unterftüßung ftellt fich, entiprechend den einzelnen 
Lobnklaffen, wie folgt. Sie beträgt in 

Klaſſe 1 und 2. 1° Lire 


Bi A ⸗ 
: 4 1,80 = 
s 5 2,25 ⸗ 
: 6 2,70 = 
⸗74 3,15 >» 


Der Arbeitgeber hat auf Verlangen der Kaſſe die Unterſtützungs— 
gelder an die Arbeiterin gemäß den Bedingungen der Kaffe vorzu— 
Ihießen. Die Kaſſe forgt für die NRüderftattung der außgelegten 
Beträge an den Ürbeitgeber entiprechend den Beitimmungen des 
Reglements. 


Art. 6. Die Beitragszahlung (Mrt. 4) erfolgt ratenweiſe in 
beftimmten Berioden durch Auffleben einer Marke auf eine arte 
feiten® des Arbeitgebers. Der Inhalt diefer Harte, die Normen für 
ihre Ueberlaffung und Erneuerung, für Verlauf und Entwertung der 
Marken werden im Reglement (Art. 14) geregelt. 

Art. 7. Ale 3 Jahre erfolgt ſeitens der Verwaltung eine 
technifche Revifion des Gefchäftsganges der Kaffe. Auf Grund der 
Ergebniffe diefer Revifion kann der Handelsminifter nad) Anhörung 
des oberen Arbeitsrats und des „Rats für Fürjorge und Arbeiter- 
verficherung“ die Höhe der Beiträge und ZTagegelder ändern. 

Falls der Gejchäftsgang der Kaſſe es erfordert, fann in den 
erften 3 Jahren auch fhon nor Ablauf diefer Zeit die Revifion der 
Kaffe und die Menderung der Unterftügungs- und Beitragsjäte in 
der vorgefehenen Weiſe erfolgen. 

Eine Erhöhung der Beiträge darf feinesfall® mehr als die 
Hälfte der jetzt feitgefeßten Höhe betragen, ebenfo darf an der Laſten—⸗ 
verteilung zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber nichts geändert werden. 

Art. 8. Der Anfpruch auf Mutterfchaftsunterftügung darf weder 
cediert, noch verpfändet, noch gepfändet werden. 


— 2839 — 


Jeder Vertrag, der in der Abficht, die Zahlung der Tagegelder 
zu verhindern oder da8 Berhältnis zu den gezahlten Beiträgen zu 
ändern, gefchlofjen wird, ift nichtig. 

Art. 9. Der Anfpruch auf Unterftügung verjährt in einem Jahr, 
von der Geburt an gerechnet. 

Die Arbeiterin hat Anſpruch auf die Unterftügung, auch wenn 
die Verwendung der Marken nicht ordnungsmäßig erfolgte. Unter- 
laffung des Slebens der Marken bat Gelditrafen bis zu 2000 Lire 
zur Folge. Der Arbeitgeber, der das Kleben unterläßt, muß überdies 
den 10fachen Betrag der nicht gellebten Marken als Strafgelder an 
die Mutterfchaftstaffe zahlen. 

Art. 10, Der Bermaltungsrat der „Nationalen Kaffe zur Fürs 
forge bei Alter und Invalidität der Arbeiter” trifft Vorſorge für 
die Berwaltung der Mutterſchaftskaſſe durch Ernennung eines Komitees. 
Ein Biertel der Mitglieder des Komitees jollen Arbeiterinnen fein, 
die von dem Berwaltungsrat der Nationallafje entjprechend ben 
Beitimmungen ausgewählt werden. 

Art. Ile. Enthält Strafbeftimmungen gegen Fälſchungen von 
Marken, Karten uſw. 

Art. 12. Die Einziehung von den der Mutterſchaftskaſſe gefchuls 
deten Beträgen erfolgt in der Form und mit den Borrecdhten der 
direften Steuern. 

Art. 13. Dies Gefe bezieht fich nicht auf Arbeiterinnen in 
StaatSbetrieben, für welche durch befondere Beitimmungen gleich- 
mwertige Unterftüßungseinrichtungen gejchaffen werden. 

Art. 14b. Betrifft die Regelung der Einzelheiten dur Aus— 
führungsreglement. 

Art. 15. Dies Gefek tritt in Kraft 3 Monate nach Beröffent- 
lichung der Ausführungsvorfchriften. 

Diejer Gefegentwurf ift an die Kommiffion verwiejen worden. 
Neueren Mitteilungen zufolge! bat die Kommilfion ihre Befchlüffe 
jet veröffentliht. Die Grundlage — obligatorifche Heranziehung 
ber gewerblichen, dem Geſetz betr. Frauen- und Slinderarbeit unter- 
ftehenden Arbeiterinnen im Alter zmwifchen 15 und 50 Jahren ein- 
ſchließlich ſowie die Gewährung einer Entihädigung für die Dauer 





' Siehe „Soziale Praris“ vom 3. Mai 1906. Cine Nachprüfung der Angaben 
war bisher nicht möglich. 
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eines Monats — find unverändert geblieben. Nach den Kommiffiong- 
befchlüffen fol der Staat zu der Kaffe einen Zuſchuß von 250,000 Lire 
pro Jahr leiften. 

Die Annahme der Kommiffionsbeichlüffe durch die gefeßgebenden 
Körperfchaften und die Stellungnahme der Regierung zu der Vorlage 
in der Kommiffionsfaffung ftehen noch aus. 


Abgeſehen von dem eben gejchilderten Vorgehen der italienischen 
Staatsregierung, finden ſich in Italien bis weit zurüd Beitrebungen, 
durch private nitiative eine Unterftügung der Wöchnerinnen zu 
organifieren. Bei dem gänzlichen Fehlen öffentlicher Berficherungs- 
einrichtungen auf dieſem Gebiete, wie e8 bisher in Italien der Fall 
war, entſprach das einem Bedürfnis. Seit dem Jahre 1862 gewährt 
die „Associazione generale delle operaie“ in Mailand den Wöchnerinnen 
eine UInterftügung von 10 Lire. Eine auf den Grundfäßen der Ber- 
fiherung aufgebaute wirkliche Mutterfchaftskaffe ift aus privater 
Snitiative in Mailand indeſſen erft im Jahre 1905 ins Leben ge 
treten. Ende 1905 murde durch eine Spende des Senators Piſa von 
20,000 Xire die „Cassa maternitä, Sezione autonoma del Patronato 
di Assicurazione e soccorso per gli infortuni sul lavoro“ geftiftet. 
Die Kaffe zahlt nach 1jähriger Mitgliedfchaft 30 Lire, erforderlichen 
fal8 kann die Kaſſe nach Maßgabe der verfügbaren Fonds die 
Reiftung erhöhen. Die Mitglieder find verpflichtet, fih in den ersten 
20 Tagen nad) der Geburt unbedingt jeder Berufsarbeit zu enthalten, 
anderenjalls kann die Unterftüßung entzogen werden. 1898 gegründet, 
im Auguft 1904 reorganifiert. Die Kaffe hat 3 Arten von Mitgliedern, 
1. wirkliche, 2. zahlende, 3. Ehrenmitglieder. Wirfliches Mitglied ift 
jede Arbeiterin, die fich einfchreiben läßt und den Beitrag zahlt. 

Der Beitrag beträgt 

bis zum Alter von 20 Jahren einfchlieglich 35 cent. 
von 21 Jahren bis 30 = ⸗ 55 o = 
:=s 32 ⸗ = 45 = s 4 = 

Die Unterftügung zerfällt in Schwangerfchafts: und Wöchne— 
rinnenunterftüßung, die insgefamt für 30 Tage gewährt wird. Die 
Arbeiterin darf bei dem Beitritt zur Kaffe noch nicht Schwanger fein 
und die Geburt muß, bei normalem Berlauf, mindeftens 270 Tage 
nad) dem Beitritt zur Kaſſe erfolgen. Im Falle von Abort oder 
Frühgeburt erhält die Arbeiterin nur die Wöchnerinnenunterftüßung. 
Der Betrag der Unterftüßung ift auf 1,50 für 30 Tage bemeifen. 


— 29 — 


Auch in Ausnahmefällen darf die Unterftügung nicht für länger als 
45 Tage gewährt werden. Bedingung der Unterftügungsleiftung ift 
die Enthaltung des Mitgliedes von der Berufsarbeit. 

Eine weitere Kaffe wurde in Schio von dem Großinduftriellen 
Roffi eingerichtet. 

In den Übrigen Staaten ift nad einer Umfrage, welche das 
italieniſche Arbeitsamt im Jahre 1904 veranftaltet hat, die Ausbildung 
einer bejonderen Mutterfchaftsverficherung noch nicht in Angriff 
genommen. 

In Defterreich beitehen feine befonderen Mutterfchaftskafien. 
Gemätz $ 6 des Geſetzes vom 18. März 1888 erhalten die in obli— 
gatorifchen Krankenkaſſen verficherten Arbeiterinnen indeffen für 
4 Wochen nad) der Geburt Stranfenunterftügung. Gemäß 8 94 des 
Geſetzes vom 8. März 1885 find Wöchnerinnen für 4 Wochen von 
der Geburt an von der Fabrik ausgeſchloſſen. 

In Ungarn ift nach den Beitimmungen des 8 7 Gejeh XIV 
des Jahres 1891, betr. die Unterftügung der Arbeiter in der großen 
und Heinen Induſtrie in Fällen von Srankheit, die Frage dahin 
geregelt, daß die Krankenkaſſen auf Grund dieſes Geſetzes verpflichtet 
find, Wöchnerinnen die Hilfe einer Hebamme, ärztliche Behandlung 
einfchließli Medizin und eine Unterftügung in Höhe des ordentlichen 
Krankengeldes für mindeftens 4 Wochen zu gewähren. 

Die Schweiz! hat feinerlei Bundesgefeß bezüglich der Mutter» 
Ihaft, noch private Mutterſchaftskaſſen. Es beftehen Iediglih an 
einigen Orten Wohltätigkeitseinrichtungen, die fi) mit Wöchnerinnen- 
und Säuglingspflege und Unterjtügung befchäftigen. Das Schweizer 
Fabrikgeje vom 23. März 1877 enthält im Artikel 15 eine Vorfchrift, 
welche für 8 Wochen (davon 6 nach der Geburt) den Arbeiterinnen 
die Arbeit in der Fabrik verbietet. Eine Entſchädigung während 
diefer Zeit ift nicht vorgefehen. Ein Gefegentwurf vom 5. Oltober 
1899 ſah für die verficherten Arbeiterinnen die Zahlung eines Teils 
des Lohnes für 8 Wochen als Entjchädigung für die Hebammen: 
foften vor. Der Entwurf wurde im Mai 1900 in der Bollsabjtimmung 
verworfen, fo daß die Schweizer Geſetzgebung zurzeit einjchlägige 
Beitimmungen nicht enthält. 

Holland hat feine öffentliche Mutterfchaftsverficherung und an- 
fcheinend auch Leine privaten Organifationen diejer Art, abgefehen 

! Weber die Wöchnerinnenverficherung in der Schweiz wird in diejen „Blättern“ 
demnädft ein .befonderer Artikel zum Abdruck gelangen. 
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davon, daß Wöchnerinnen in den öffentlichen Kranfenhäufern im 
einigen Städten Aufnahme finden. Außerdem zahlen die meiften 
privaten Hilfskrankenkaſſen im Falle der Niederkunft eine Entfchädigung 
im Betrag von 1'/.—14 Gulden, entiprechend den in den Monaten 
der Schwangerfchaft erhaltenen Beiträgen. Dieſe Kaſſen erhalten in 
Ausnahmefällen von den Stadtvermwaltungen Zufchüffe, find aber in 
der Hauptfache auf die Beiträge der Mitglieder angemwiefen. In 
allen großen Städten find WohltätigfeitSvereine auf diefem Ge— 
biete tätig. 


Frankreich hat öffentliche Verficherungseinrichtungen auf diefem 
Gebiet nicht. Dagegen haben fich gerade aus diefem Grunde zahlreiche 
Gegenfeitigfeitsgefellichaften (mutualitös maternelles) gebildet, welche 
den Wöchnerinnenihus und die Wöchnerinnenunterftügung zu ihrem 
Programm erhoben haben. Durch mäßige Beiträge erwerben die 
MWöchnerinnen das Recht auf eine Unterftügung in Höhe von mindeſtens 
des halben Monatslohns, unter der Bedingung, daß fie fich in diefer 
Beit von der Berufsarbeit fernhalten. Außerdem zahlen dieſe Geſell— 
ichaften Stillprämien. Die größte diefer Gefellichaften ift die „Mutualit& 
maternelle“ in Paris, die im Jahre 1891 gegründet ift. Verfuche, 
die Frage des Mutterfchußes und des Säuglingsſchutzes gejeglich zu 
regeln, find bisher noch nicht zum Abfchluß gelangt. Ein Geſetzesvor— 
ſchlag „über den Schuß und die Unterftügung der Mütter und Säug— 
linge* wurde am 3. Dezember 1903 im frangzöfifchen Senat in erfter 
Lefung angenommen; eine zweite Leſung bat ſoweit erfichtlich noch 
nicht ftattgefunden. 

In Belgien find Mutterfchaftstaffen nicht befannt, was damit 
zufammenbängen ſoll, daß dort nach der Berheiratung nur jehr wenige 
Frauen noch in die Fabrif gehen. Das Gefeh vom 13. Dezember 1899, 
betr. die Frauen- und Sinderarbeit in Fabrikbetrieben, verbietet die 
Beichäftigung der Frauen 4 Wochen nad) der Entbindung. 


In Großbritannien beftehen feine gefeßgeberifchen Beitimmungen, 
welche die Zahlung eines Wöchnerinnengeldes nach der Entbindung 
vorjehen. Someit auf diefem Gebiete etwas gejchieht, handelt es fich 
um Wohltätigfeitseinrichtungen. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika find gefeßliche Be- 
ftimmungen in diefer Richtung nicht hefannt. Dagegen befteht eine 
auf privater Initiative beruhende Mutterfchaftsfaffe in Boſton. 
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Die ganze Bewegung auf Mutterfchaftsverficherung bat nad) 
der hier gegebenen internationalen Leberficht offenfichtlich einen Ab— 
ſchluß noch nicht erreicht. Someit es fich beurteilen läßt, dürften 
die nächſten Jahre im Zufammenhang mit der Belämpfung der 
Säuglingsjterblichkeit eine weitere Entwidelung in einer Reihe von 
Staaten bringen. ! 


’ Neich8-Arbeitsblatt. IV. Nr. 5. 
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Soziale Chronik. 


Arbeiterſchutz. 


Schweiz. Der Bundesrat wird der im September l. J. in Bern 
ſtattfindenden internationalen Konferenz für Arbeiterſchutz folgenden Entwurf 
eines internationalen Uebereinkommens betreffend das Ver— 
bot der induſtriellen Nachtarbeit der Frauen vorlegen. 

Artikel 1. Die induſtrielle Nachtarbeit der Frauen ſoll ohne Unter— 
ſchied des Alters, unter Vorbehalt der folgenden Ausnahmen, verboten ſein. 
Das Uebereinkommen erſtreckt ſich auf alle induſtriellen Unternehmungen, in 
denen mehr als zehn Arbeiter und Arbeiterinnen beſchäftigt ſind. Es findet 
feine Anwendung anf Anlagen, in denen nur Familienglieder tätig find. 
Jeder der vertragfchliegenden Staaten hat den Begriff der induftriellen Unter- 
nehmungen feftzuftellen. Unter allen Umftänden jind aber hierzu zu rechnen 
die Bergwerfe und Steinbräche, jowie die Bearbeitung und die Verarbeitung 
von Gegenftänden ; dabei find die Grenzen zwiſchen Induſtrie einerfeits, 
Handel und Landwirtſchaft amderjeit3 durch die Geſetzgebung jedes Staates 
zu beftimmen, 

Artikel 2. Die im vorhergehenden Artikel vorgefehene Nachtruhe hat 
eine Dauer von mindeſtens elf aufeinanderfolgenden Stunden, Jn diefen elf 
Stunden foll in allen Staaten der Zeitraum von zehn Uhr abends bis 5 Uhr 
morgens inbegriffen fein. In denjenigen Staaten jedoch, in denen die Nacht: 
arbeit der erwachlenen induftriellen Arbeiterinnen gegenwärtig nicht geregelt 
ift, darf die Dauer der ununterbrodhenen Nachtruhe während einer Ueber: 
gangsfrift von höchſtens drei Jahren auf zehn Stunden befchränft werden. 

Artikel 3. Das Berbot der Nachtarbeit fann außer Kraft treten: 1. im 
Falle einer nicht vorherzujehenden, fih nicht periodifh miederholenden 
Betrieböunterbrehung, die auf höhere Gewalt zurüdzuführen iſt; 2. für die 
- Verarbeitung leicht verderbliher Gegenftände, zur Verhütung eines fonft 
unvermeidlichen Berluftes an Rohmatertal. 

Artikel 4. In den dem Einftuffe der Jahreszeit unterworfenen Indu— 
ftrien (Satfoninduftrien), ſowie unter außergewöhnlichen Verhältniſſen in allen 
Betrieben, kann die Dauer der ununterbrochenen Nachtruhe an fechzig Tagen 
im Jahre bis auf zehn Stunden bejchränft werden. 

Artikel 5. (Stellung der überſeeiſchen Provinzen, Kolonien und aus: 
wärtigen Befigungen.) 

Artikel 6. Das Uebereintommen ift zu ratifizieren und die Ratifika— 
ttonsurfunden follen jpäten® am... 2 222er beim jchweizeriichen 
Bundesrat hinterlegt werden, Ueber die Hinterlegung der Ratifitationsurfunden 
ift ein Protofoll aufzunehmen, wovon eine beglaubigte Abjchrift allen Ver: 
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tragsftaaten auf diplomatischen Wege mitgeteilt wird. Das Uebereinfommen 
tritt drei Jahre nach dem Schluß des Hinterlegungsprotofolls in Kraft. Die 
Frift für das Inkrafttreten beträgt zehn Jahre: 1. für die Fabriken, die 
Rohzuder aus Rüben herftellen; 2. für die Schafwollfämmerei und »fpinneret ; 
3. für die Arbeiten über Tag in Bergwerken, jofern dieje Arbeiten für die 
Dauer von mindeftend vier Monaten im Jahre infolge von flimatifchen 
Berhältniffen eingeftellt werden müſſen. 

Artikel 7. Die am Uebereintommen nicht beteiligten Staaten fünnen 
ihm beitreten. Zu diefem Zmede haben fie ihren Beitritt und den Beginn 
feiner Wirkſamkeit durch eine jchriftliche Erklärung dem ſchweizeriſchen Bundesrat 
mitzuteilen, der allen anderen Bertragsftaaten davon Kenntnis gibt. 

Artikel 8. Das Uebereintommen fann jederzeit gekündigt werden. Die 
Kündigung wird erft ein Jahr nach der jchriftlih an den fehmeizerifchen 
Bundesrat erfolgten und von diefem fofort an alle andern Bertragsftaaten 
vermittelten Mitteilung wirffam. Die Wirkungen der Kündigung bleiben auf 
denjenigen Staat bejhräntt, von dem fie ausgegangen ift. 
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Miscellen. 





Internationale Stonferenz für Arbeiterſchutz. 


Der jchmweizerifche Bundesrat hat unterm 14. Juui d. J. an die Regie: 
rungen von Deutjchland, Defterreih, Ungarn, Belgien, Dänemark, Spanien, 
Franfreih, Großbritannien, Yapan, Ftalien, Luremburg, Niederlande, Portugal, 
Schweden folgendes Kreisichreiben erlaſſen: 

Mit Kreisfchreiben vom 26. Juni 1905 unterbreiteten wir den Negie- 
rungen derjenigen Staaten, die an der internationalen Konferenz für Arbeiter: 
Ihug (Bern im Mai gleichen Jahres) vertreten gewejen waren, die Bejchlüfie 
der Konferenz, indem wir uns dahin äußerten, e8 erfcheine als unerläßlich, 
daß behufs Ummandlung der Beichlüffe in Verträge eine diplomatische Kon: 
ferenz ftattfinde. Wir erbaten die Mitteilungen der Regierungen, ob fie mit 
diejem Borgehen einverftanden feien, ſowie, bejahendenfall8, ihre Anficht in 
Bezug auf den Ort und den Zeitpunkt der neuen Konferenz. 

Wir find nunmehr im Falle, Ihnen über das Ergebnis unjerer Um: 
frage Bericht zu erftatten. 1. Deutjchland, 2. Defterreih, 3. Ungarn jtinmen 
zu. 4. Belgien jtimmt zu, immerhin ift die königl. Regierung der Anficht, 
daß die künftige Konferenz am Text der Beichlüffe von 1905 einige Ver— 
bejjerungen anzubringen, jomwie verfchtedene Punkte, deren Darlegung als zu 
fnapp erjcheine, genauer zu umfchreiben hätte. 5. Dänemark ftimmt zu. 
6. Spanien hat noch nicht endgültig geantwortet. 7. Frankreich flimmt zu. 
8. Großbritannien ftimmt dem Vorſchlage betreffend das Berbot der indu— 
ftriellen Nachtarbeit der Frauen zu, unter den Bedingungen: a) daß fich alle 
Länder, deren Konkurrenz in den durch die Uebereinfommen berührten Indu— 
ftrien als eine ernſtliche erfcheine, beteiligen, und daß für die an der Kon— 
ferenz nicht vertretenen Staaten mit ſich entwidelnden befondern Induſtrien 
die Möglichkeit des fpätern BeitrittS in Betracht gezogen werde; b) daß 
jeitend der Bertragsftaaten für die firenge Durchführung der in den Ueber— 
einfommen enthaltenen Einfhränfungen hinreichende Gewähr geboten werde; 
und daß die Fragen in Erwägung gezogen werden: a) ob nicht für die Dauer 
der Uebereintommen eine Grenze feitzujegen fei (die königl. Negierung behält 
fi vor, diefe Frage in der Konferenz aufzumerfen); b) ob es nicht wünjchbar 
wäre, ein Gericht oder eine Kommiffion einzufegen, wohin man ſich wenden 
fönnte, wenn behauptet würde, daß eine Regierung die angenommenen Vor: 
Schriften nicht anwende, oder wenn eine Abänderung der legtern zufolge neuer 
hemilcher oder mechanischer Erfindungen in Vorſchlag gebradht würde. Die 
fönigl. Regierung bezeichnet es ferner als wünſchbar, daß in der Konferenz 
die Bedingungen berührt werden, unter denen fernere Konferenzen ftattfinden 
und Vereinbarungen getroffen werden fünnten, und jie tft der Auſicht, dag 
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künftig die einer Konferenz vorangehenden Enqueten nicht von einer privaten 
Bereinigung, ſondern von amtlichen Organen der beteiligten Regierungen 
unternommen werden follten. Was das Berbot der Verwendung von weißem 
Phosphor in der Zündholzinduftrie betrifft, jo ift die königl. Regierung noch 
niht in der Yage, eine Antwort zu erteilen. 9. Jtalten, 10. Yuremburg 
ftimmen zu. 11. Norwegen würdigt zwar den ſympathiſchen Zwed der Kon: 
ferenz, hält es aber nicht für opportun, ſich zu beteiligen, indem diejer 
Staat die zu vereinbarenden Berpflichtungen einftweilen nicht vollftändig 
eingehen könnte. 12. Die Niederlande flimmen zu. 13. Portugal ftimmt 
dem Borjchlage betreffend das Verbot der induitriellen Nachtarbeit der Frauen 
zu, und bat jich Hinfichtlih der Phosphorfrage noch nicht entichieden. 
14. Schweden ftimmt dem Borjchlage betreffend das Verbot der induftriellen 
Nachtarbeit der Frauen zu, immerhin wäre, angeſichts der zufolge des Ueber- 
eintommens bedingten Aenderungen in der Öejeggebung, die in Art. 5 der 
„Grundzüge“ für die Hinterlegung der Ratififationsurfunden vorgejehene 
Frift (31. Dezember 1907) für Schweden eine zu furz bemeſſene. In Bezug 
auf die Verwendung des weißen Phosphor in der Zündholzinduftrie habe 
die Erfahrung in Schweden gezeigt, daß die mit jener verbundenen Gefahren 
wirfjam befämpft werden fünnen, ohne den Verbrauch des genannten Stoffes 
zu verbieten. Die königl. Regierung glaubt daher, dem in Ausſicht genommenen 
Uebereinfommen nicht beitreten zu follen. 15, Die Schweiz ift bereit, ſich 
am Vertragsabſchluſſe zu beteiligen. 

Die Zufammenfaffung der Antworten ergibt: a) in der Frage betreffend 
die Nacdhtarbeiten 13 Zuftimmungen, 1 Ablehnung, 1 ausftehenden Entjcheid, 
b) in der Frage betreffend den Phosphor 10 Zuftimmungen, 2 Ablehnungen, 
3 ausjtehende Entſcheide. 

Wir dürfen dieſes Refultat als ein fehr erfreuliches bezeichnen, denn 
es gibt ſich im ihm der fefte Wille jeitens einer bedeutenden Zahl von Staaten 
fund, eine internationale Berftändigung über Fragen des Arbeiterfchuges zu 
treffen. Iſt der Grundſtein gelegt, jo fann ein jegeüsreicher Ausbau des 
internationalen und damit auch des nationalen Arbeiterfchuges ermartet 
werden. Der Feltfegung eines internationalen Uebereinfommens über das 
Berbot der ınduftriellen Nadhtarbeit der Frauen fteht nichts 
im Wege. Es erſchien ung als im Intereſſe der Sache liegend, den Ent: 
wurf zu einem ſolchen aufzuftellen. Wir beehren uns, Ihnen denjelbeu hie— 
mit zu übermitteln, in der Meinung, daß er ein unverbindliches Brogramım 
für tie Beratungen der diplomatiichen Konferenz bilde. Hierbei haben wir 
uns, auch in der Redaktion, ım mweientlihen an die Beichlüffe der Berner 
Konferenz von 1905 gehalten, es der diplomatischen Konferenz überlafiend, 
allfällige Aenderungen vorzunehmen. Die genannten Beſchlüſſe find von ung 
durch diejenigen Beitimmungen ergänzt worden, die den formellen Bejtandteil 
des Bertrages bilden müſſen. Ueber die beachtenswerten Vorjchläge der 
Regierung Großbritanniens wird die Konferenz ebenfalls zu entſcheiden haben. 
Es jei hier noch beigefügt, daß die japanische Negierung über eine Beteilis 
gung am Webereinfommen betreffend die Frauennadtarbeit eine Antwort nod 
nicht geben fann, da die betreffende Unterfuhung noch nicht abgeſchloſſen ſei. 
Weniger günftig liegt die Sahe in Bezug auf dad Verbot der Berwen— 
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dung von weißem gelbem) Phosphor in der Zündholzinduftrie.. 
Gemäß Art. 4 der „Grundzüge“ wird für das Inkrafttreten des Ueberein— 
fommens vorausgejegt, daß die an der Berner Konferenz beteiligt geweſenen 
Staaten und außerdem noch Japan beitreten. Bon den erftgenannten Staaten 
würden aber, wie aus unferer Zujammenftellung der Antworten erfichtlich iſt, 
einzelne am Abfchluffe eines Uebereinkommens fich nicht beteiligen. Sodann 
befindet fih im gleichen Falle Japan. Die Regierung dieſes Staates teilt 
nämlich mit, daß fie zwar die Wichtigkeit der Frage vom janitarifhen Stand- 
puntte aus anerfenne, aber einftweilen eine endgültige Entſchließung zu ihrem 
Bedauern nicht treffen, und daher dem Beſchluſſe der Konferenz (von 1905) 
nicht beitreten fünne. Ob angeficht3 diefer Umftände der Abjchluß eines Ueber— 
einfommens in der Phosphorfrage im Rahmen einer Fleinern Gruppierung von 
Staaten vorzunehmen, oder ganz zu unterlafjen jei, werden die Regierungen 
der beteiligten Staaten zu entjcheiden haben. Wir glauben, nicht berechtigt 
zu fein, die genannte Frage vom Programm der diplomatifchen Konferenz 
abzufegen, und nehmen an, daß das weitere ji aus den Inſtruktionen der 
Bevollmächtigten ergeben werde. Dagegen halten wir die Aufftellung eines 
Bertragsentwurfes in diefer Angelegenheit durch uns nicht für tunlich. 

Was Zeit und Ort der diplomatischen Konferenz betrifft, jo Hat eim 
Teil der Regierungen auf Borfchläge verzichtet, ein anderer die Feftfegung 
und überlafien oder als Ort Bern genannt. Unter diefen Umftänden gejtatten 
wir uns, den Beginn der internationalen diplomatifchen Konferenz für Arbeiter- 
Ihug anzufegen auf Montag den 17. September 1906, nachmittags 3 Uhr, 
und ald Berfammlungsort Bern (Ständeratsjaal des Bundeshaufes) zu be- 
zeichnen. Als Gegenftände der Verhandlungen der Konferenz fchlagen wir vor: 
1. Eröffnung dur den Vorfteher des eidgenöffiihen Induftriedepartements,. 
Herrn Bundesrat Deucher. 2. Namensaufruf und Entgegennahme der Boll: 
madten. 3. Feftjegung des Gefchäftsreglements. 4. Wahl des Bureaus. 
5. Beftiegung eines internationalen Uebereinfommens betreffend das Verbot: 
der induftriellen Nachtarbeit der Frauen. 6. Eventuell Feftiegung eines inter- 
nationalen Hebereinfommens betreffend da8 Verbot der Verwendung von weißem 
(gelbem) Phosphor in der Zündholzinduftrie. 7. Unterzeichnung der verein» 
barten Texte, mit Inbegriff eventueller Schlußprotofolle. Wir laden Sie 
böflih ein, Ihre Bevollmächtigten zur Konferenz ernennen und und derem 
Namen jpäteftend bis Ende Juli mitteilen zu wollen. 





Zur Inge in den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen. 


Von M. Martua, Redakteur in Neval. 


Neben anderen Gebieten des großen Rußlands hob die revos 
Iutionäre Flutwelle auch die Oftfeeprovinzen, Efiland, Livland und 
Kurland, in den Bordergrund des allgemeinen Interefjes. 

Schon feit länger als einem Jahre dringen Nachrichten aus 
Kurland und Sübdlivland, aus dem Wohngebiet des etwa 1'/. Millionen 
zäblenden lettiſchen Volkes, in die Welt, welche davon reden, daß das 
feit Jahrhunderten unterdrüdte Voll endlich in den revolutionären 
Kampf gedrängt worden ift. Kirchenunruhen, Zerftörung von amt» 
lichen Bapieren in den Gemeindehäufern und Baftoraten, Abnahme 
von Waffen und Munition von den Gutsherren und deren Ange 
ftellten, Demonftrationen aller Art gingen einer |päteren Einäfcherung 
von Gutsgebäuden voraus. In Eftland und Nordlivland, wo das 
zirfa 1 Million große Eftenvolf lebt, wuchs die Erregung infolge 
der Berhängung des Friegszuftandes über Reval und den revalichen 
Kreis derart, daß die Vollsmafjen Ende Dezember 1905 in etwa 
10 Tagen gegen 100 Güter angriffen und brandſchatzten. Nach dem 
lettifchen VBorbilde wurden auch hier die Telephon- und Telegraphen- 
leitungen und Apparate zerftört, die Waffen, Munition und Geld 
wurden den Herren und ihren Verwaltern abgenommen, die oft 
foftbare Einrichtung der fürftlichen Herrenhäufer nebit feltenen und 
wertvollen Gemäldegallerien, Bibliotheken und anderen Koſtbarkeiten 
wurden zerjchlagen und zerftört, die Wohngebäude felbft oft nad 
vorausgegangener Zerftörung der Einrichtung angezündet und nieders 
gebrannt. In bderjelben Weife vernichtete man auch die Spirituß- 
vorräte und zerftörte die Brennerei-Einrichtungen. Die Krons⸗Brannt⸗ 
mweinläden wurden besgleichen zerjtört und die Krüge gefchlofjen. Kurz, 
der Hab des Volkes loderte überall hell auf und fchlug in blinder, 
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Es verdient aus diefem revolutionären Moment hervorgehoben 
zu werden, daß gerade die herrfchaftlichen Wohngebäude, Brennereien, 
Monopolläden und die Krüge die Objekte bildeten, welche dag Bolt 
mit erbittertem Ingrimm angriff, während die Wirtfchaftsgebäude und 
das Wirtfchaftsgut als heilig gejchont wurden. Auch den Junfern 
jelbft und ihren Angehörigen wurde fein Leid angetan. Das ift 
ſehr bezeichnend bei der Beurteilung defjen, wie die Gutsherren nachher 
mit Hilfe der „Straferpeditionen“ die Bauern und ihr Eigentum be— 
bandelten. — Die Wohngebäude der Herren ſah das Volk als die 
Nefter der Unterdrüdung und der Ausbeutung an und ließ ihre Wut nur 
gegen diefe austoben. Die Brennereien, Branntweinläden und Schenfen 
galten als Giftquellen, durch welche das Bolf indirekt ausgebeutet 
und demoralifiert wird. 

Es wirkte auch wohl mit, daß die Krone erft kürzlich den Guts— 
befißern als Entſchädigung für die Anfichnahme des Branntweinhandels 
im Detail 10 Millionen Rubel zuerkannt Hatte. 

Die Gründe, welche das Volk zu dem Aeußerſten trieben, find 
fehr mannigfaltige und tiefwurzelnde, aber im allgemeinen doch die— 
jelben, welche immer die Völker zur Revolution getrieben haben: 
Unterdrüdung und Ausbeutung des Volkes feitens 
einer ſchlechten Regierung und der beſitzenden Klaſſen. 
Einige dieſer Gründe wollen wir uns näher anſehen. 

Im 12. Jahrhundert drangen beutegierige Krieger mit ihren 
ſchwarzen Begleitern — den Geiſtlichen — aus Deutſchland kommend, 
in das Land an der Oſtſeeküſte ein, unterwarfen die Völker, machten ſie 
zu ihren Leibeigenen und Sklaven und begannen ſomit die Ausbeutung, 
welche ihre Nachkommen ſeit 700 Jahren — bis heute — fortſetzen. 
Mit Waffen, welche eine höhere Technik den fremden Kriegern in 
die Hand gab, gelang es ihnen ſtets, die häufigen Befreiungsverſuche 
des Volkes niederzuſchlagen und immer größere und ausgedehntere 
Macht über das Gebiet zu erlangen. 

Im Anfang des vorigen Jahrhunderts wurde die Leibeigenſchaft 
aufgehoben, die Bauern wurden befreit. Die ſogenannte liberale 
Regierung Alexander I. krönte gewiſſermaßen die Befreiung des 
Volles, indem fie erklärte, das fog. Bauerland, welches von Bauern 
bearbeitet wurde und ihnen zur Nahrungsgewinnung diente, als 
Eigentum der Gutsherren. Juridifch wurde der Bauer frei, ölonomiſch 
blieb er jedoch gefejlelt wie früher. Ohne Land fonnte er nicht leben, 
Ihon aus dem Grunde nicht, weil er nur mit Genehmigung bes 
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Gutsherren daß Gebiet verlaffen durfte. Er konnte alfo nicht ohne 
Land leben. Land fonnte er aber nur von dem Gutsherrn erhalten, 
und zwar unter Bedingungen, welche der Herr als Eigentümer be- 
ftimmte. Und der Herr beftimmte, daß der Bauer diefelbe Frone 
leiften follte, welche er als Leibeigener geleiftet hatte. Nur mit dem 
Unterfchiede, daß er früher als Leibeigener des Herrn alles tun 
mußte, was ber Herr verlangte, während er jett diefelbe Frone 
demfelben Herrn für das Band leiften mußte. Alfo verbefferte fich 
die Lage der Bauern nicht im geringiten. Der Gutsbefiter hatte 
von der Bauernbefreiung den Vorteil, daß er gegenüber der befreiten 
Bauern aller Fürforge enthoben war, während er feine Leibeigenen 
mwenigften® vor dem Hungertode hüten mußte. Er konnte ſowieſo 
die ganze Arbeit feiner Veibeigenen nicht mehr produltiv genug ver- 
werten, die fapitaliftifche Wirtfchaftsweile verlangte eine Veränderung. 
Daher führte der Adel bald die Geldpadt ein. Die Fronarbeit fonnte 
der Gutsherr nicht gebrauchen, während er das von Bauern gezahlte 
Geld jehr wohl verwerten konnte. Die Arbeitsfrucht der Bauern 
mar in der Form des Geldes leicht einzuziehen. Und fchien die Geld- 
pacht nicht die höchſten Erträge zu fichern, fchritt der Herr zum 
Berlaufsiyften des Bodens. Die große Zahl Iandlofer Leute fteigert 
den Bodenprei® unaufhörlid, modurd dem Gutsbefiger immer 
größere Summen zufließen. 

Sp gehört da8 ganze Land einigen Hundert Gut£befißern. 
Gejeglich ift der Boden in zwei Slategorien geteilt, in fchaßfreies 
Hofland und fteuerpflichtiges Bauernland. Bezüglich des Bauernlandes 
ift das freie Berfügungsrecht des Herrn infofern gefetlich befchräntt, 
daß er den Teil des Landes ausſchließlich zur Nutzung des Bauern» 
ſtandes überlafjen fol. Häufig wird aber dieſes Berbot außer Acht 
gelajien. 

Neben dem Pachtzins, oder fonftigen Bodenrente, den der Bauer 
dem Gutsheren pünktlich zu entrichten bat, muß er von feinem 
ſteuerpflichtigen Boden noch verjchiedene Abgaben und Steuern 
in die Staatskaſſe, in die Landfchafts-, Ritterfchafts-, Gemeinde» und 
Kirchenkaſſe zahlen. Die Unterhaltung der Gemeindeinititutionen, 
Armenfürforge, Gemeindefchule, Kirchendiener 2c. obliegt der Bauern⸗ 
ſchaft. Dazu noch die Reparatur und die Bereinigung der Wege, 
Bejorgung der Etapendienfte, Stellung von Fourage für die ritter- 
fchaftlichen Pferdepoftftationen 2. Dabei ilt der Bauer bei der Be- 
wirtfchaftung feines Bodens nad} vielen Seiten hin rechtlich bejchräntt. 
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Er darf z. B., wenn er auch die Mittel hätte, weder Branntwein 
brennen, Bier brauen, noch diefe Getränke auf feinem Boden. feil- 
bieten, ſelbſt Qebensmittel-Handel darf er auf feinem Boden nicht 
treiben. Darauf hat der Gutsherr das alleinige Recht. Auch Jahr» 
märfte dürfen auf dem bäuerlichen Boden nicht abgehalten und 
Hakelwerke nicht angelegt werden. Das darf nur der Gutsherr auf 
dem Hoflande. Ebenjo bat der Gutsherr das alleinige Recht auf 
Fiſchfang und Jagd, felbit auf dem bäuerlichen Boden. Ja, die 
Herren haben ſogar da8 Anlegen von Mahlmühlen den Bauern 
verhindert | 

Die größere und fruchtbarere Hälfte des Landes ift Hofland, 
während die Bauern auf die Fleinere und unfruchtbarere Hälfte ans 
gemwiefen find. Dies reicht nicht aus, um die Nachfrage auch annähernd 
zu deden. Die Nachfrage nach PBachtitellen, wie auch nach verfäuf- 
lichen Grundftüden ift viel größer als das Angebot. Es kommen auf 
einen Zandinhaber drei landloje Bauern. Daher ift der Bodenpreis 
fehr hoch, viel höher als es die Ertragsfähigkeit des Bandes geftattet. 
Somwohl der Bodenpreiß, wie auch der Pachtzins haben eine ſtark 
fteigende Tendenz. Die Pachtbauern Haben nad) Ablauf des Kontraktes, 
längftens alfo alle 6 Jahre, umfo bejtimmter eine Auflage von 
20—40 °/o zu erwarten, je mehr fie durch Mühe und Arbeit die Stelle 
verbefjert haben. Juſt in den leßten Tagen wurde in Kalk bei Reval 
vielen Pachtbauern die Baht um 60—100 / erhöht. Das klingt 
unwahrſcheinlich, ift jedoch Tatſache. Pächter, die bis dahin 100 Rubel 
Pacht zahlten, müffen in Halt dem reichen Grafen Stenbod nun= 
mehr 200 Rubel jährlich zahlen! — Ganz ebenfo jeufzt auch der 
Erbbauer, der feine Scholle vom Herren losgefauft hat, unter der 
Laft der Hypothefen. Hat der Bater das Gehöft auch verhältnis- 
mäßig billiger erjtanden, der Sohn, der Erbe wird unfehlbar die 
ganze Laſt des gegenwärtigen Preiſes zu tragen haben, denn die 
Miterben werden es nicht zulaffen, daß die Stelle vielleicht billiger 
tariert wird, als der Marktpreis gerade noch geftattet. Kurz, der 
Bauer ift ökonomiſch ein geplagter Mann und dem Gutsherren auf 
Gnade oder Ungnade ausgeliefert. Es wird auf das ſchonungsloſeſte 
außgebeutet. Aber nicht nur ölonomiſch, fondern auch politifh. Die 
Regierungen der Klafjenftaaten haben überall die Bauern als Aus» 
beutungsobjefte der Junker behandelt, in den ruffiichen Oſtſeeprovinzen 
erſt recht gründlid. Die Vorrechte, welche die Ritter fich in den 
700 Jahren der Unterdrüdung angemaßt haben, werden von der 
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zarifchen Regierung als unantajtbar angefehen. Auf den ritterfchaft- 
lichen Bandtagen in Reval, Riga, Mitau und Arensburg, wo darüber 
entfchieden wird, welche Wege in der Landesverwaltung zu betreten 
find, haben nur die Gutsherren Sit und Stimme. Die Bauernfchaft 
bat fein Wort mitzureden. Sie bat nur zu gehorchen und Steuern 
zu entrichten. 

In den Städten ift es nicht viel anders. Die Städteordnung 
gibt nur wohlhabenden Einwohnern das Wahlrecht, deren Immobilien 
bezw. Unternehmungen jo groß find, daß fie zum beften der Städte 
eine gewiſſe Summe zahlen. Solcher gibt e8 von der ganzen ftäb- 
tifchen Bevölkerung etwa 3°. In Dorpat genießen von etwa 50,000 
Einwohnern zirfa 1500 da8 Wahlrecht. Die befiglofen Klaffen find 
von den Kommunalmahlen vollftändig außsgefchloffen. 

In den Städten ſetzt fich die Klaſſe der Beſitzenden aus zweierlei 
Elementen zufammen: aus den alteingefejjenen deutſchen Bürgern 
und aus den auffteigenden Eften rejp. Letten. Die deutfchen Groß— 
bürger find entjchieden in der Minderzahl, aber fie verfügen über 
den Großhandel, über da8 Bankweſen, die Induftrie, daß beſſere 
Gewerbe und den größeren Hausbeſitz nebjt Baugrund. Die auf- 
ftrebende eftnijche bez. Iettifche Bürgerfchaft in den Städten hat fich 
den Heineren Hausbefig, den Sleinhandel und zum überwiegenden 
Teil da8 Handwerk erobern können. Die afademifch gebildeten Söhne 
diefer Bourgeoifie beginnen auch den Deutfchen die liberalen Berufe 
ftreitig zu machen. 

Diefe beiden Schichten der ftädtifchen befitenden Klaſſe liegen 
nun einander in den Haaren und verfuchen fich gegenfeitig die Stoms 
munalverwaltungen ftreitig zu machen. Bis dato haben die Deutjchen 
fie mit einigen Ausnahmen behaupten können. 

Da der Adel, wie auch die herrſchende Bourgenifie fich nicht 
nur durch die Hlafjeninterejfen von der Bevölkerung des Landes 
unterfcheidet, fondern auch die Sprache, fo gewinnt der Kampf, den 
die unterdrüdten Bollsmaffen gegen die oberiten Schichten zu führen 
haben, jcheinbar den Charakter eine nationalen Kampfes. Diefer 
Schein gewinnt noch mehr an Wahrfcheinlichkeit dadurch, daß die 
eftnifch-lettifche Bourgeoifie fcheinbar auf der Seite der unterdrüdten 
Maſſen zu ftehen fcheint, aber nur jcheinbar. Das ift leicht zu ver— 
ftehen, wenn man fich vergegenmwärtigt, daß die deutfche Bevölkerung 
von der Gejamtzahl der Bevölkerung nur 3,9% ausmacht und in 
den Städten auch nicht über 10—12 %/ der ftädtifchen Bevölkerung 
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beträgt. Ihre numerische Schwachheit erfennend, hält die Bourgeoifie 
feft zufammen und ftemmt ſich einmütig gegen alles, was nicht 
deutich ift. Die deutjche Prefje des Landes z. B. wird von bürger- 
lihen Elementen bedient. Sie ift aber völlig in den Dienft des 
Adels gejtellt und verfolgt feine Intereffen. Die Preffe ift daher 
ftreng konſervativ und realtionär. Die Bourgeoifie lehnt fich dagegen 
nicht auf, jondern nimmt diefe Erfcheinung als natürlich Hin. Die 
baltiſch-deutſche Prefje ift daher jeglichen Liberalismus bar. 

In diefer Weiſe fcheint jeder Deutfche ein Angehöriger diefer 
Klaſſe zu fein, welche feit Jahrhunderten die Ausbeutung des Volles 
als Gejchäft betreibt. Und es ift verftändlich, daß der Haß, der ſich 
gegen die Ausbeuter richtet, mitunter auch dort fich zeigt, wo man 
fäljchlicher Weile fich einem Angehörigen der Ausbeuterflaffe gegen 
über zu fein glaubt. 

Die ejtnifchelettifche Bourgenifie ift noch jung, unentmwidelt und 
trägt daher die Merkmale des Sleinbürgertums. Die Kennzeichen 
einer geiftesechten Bourgeoijie gehen ihr jedoch nicht ab. — Diefe 
junge Pflanze trieb ihre erjten Keime in der Zeit der Bauernbefreiung, 
in der erjten Hälfte des 19. Jahrhunderts, wo e8 dem Bauernvolfe 
möglich wurde, Eigentum zu erwerben und fich aud) in den Städten 
niederzulaffen. — In den 80er Jahren ergriff die nationale Be— 
mwegung, welche damals ganz Europa beherrjchte, auch dieje Kleinen 
Völker. E8 traten begeifterte Volksmänner auf, die in dem nationalen 
Selbitbewußtfein das fommende Heil verfündeten. Sie wiefen darauf 
bin, welche Ungeredtigleiten die Ejten und Leiten als Bölfer zu 
ertragen haben und verlangten nationale Gleichberechtigung. In der 
nationalen Gleichberechtigung fahen fie die Rettung. 

Die nationale Bewegung war anfangs demofratifch und anti- 
flerifal. Sie war damals die einzige freiheitliche Bewegung, daher 
ſchloſſen ſich breite Vollsmaſſen bereitwilligft diefer Bewegung an. 
Allmählich fand in der Bewegung jedoch eine Schwenkung nach rechts 
Statt, namentlich als die unbemittelten Volksklaſſen einzufehen be— 
gannen, daß die nationalen Phantaftereien ihnen nichts zu bringen 
vermögen. In der lebten Zeit wurde die nationale Bewegung aus— 
ſchließlich das Fahrwaſſer der Elerifalsfleinbürgerlichen Bewegung. 

Die alademijch gebildeten Söhne der mwohlhabenderen Bauern 
und Bürger ſchloſſen fich immer mehr diefer Bewegung an, namentlich 
auch Theologen, die mit Hilfe der nationalen Bewegung fich eher 
Pfarreien zu erobern können vermeinten. Dieje Herren rechneten ganz 
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richtig. ES bildeten in Dorpat eftnifche und lettiſche Studenten 
verbindungen, welche ganz in dem nationalen Geifte geleitet wurden. 
Den klerikalen Stempel erhielt die Bewegung von den vielen Baftoren, 
die Pfarren erlangt und einflußreich geworden waren. Die Führer 
diefer Bewegung wurden nun auch ruhige Bürger, die nicht geneigt 
mwaren, durch außgejprochene demofratifche, in der letzten Zeit gar 
revolutionäre Beftrebungen ihre warmen Stellen und guten Einkünfte 
preißzugeben. Es war und ift diefer ftrebfamen Bourgeoifie haupt- 
Jählih darum zu tun, ihre deutfchen Gegner möglichft zu verdrängen, 
um für fich jelbft an der Sonne der Macht und des guten Einfommens 
Bla zu gewinnen. Das Wohl der unbemittelten „Stammesgenojfen“ 
wird ja wohl auch ab und zu erwähnt, aber die Bourgeoifie fieht 
das Wohl der ganzen Nation einzig darin, wenn fie — die Bours 
geoifie zur Macht gelangt. Die breiten Maſſen werden mit hohlen 
Phraſen abgefpeift und nur dazu benußt, um als notwendige Rejerves 
armee der Bourgeoifie bei den Schlachten gegen die deutſche Bour—⸗ 
geoifie ins Treffen geführt zu werden. Die deutiche Bourgeoifie 
verfügt befanntlich über reichliche materielle Mittel, über eine aus— 
giebige Intelligenz, gute Disziplin und über die ermunternde Tradition 
der Macht, außerdem noch die bereitwillige Unterftügung der Regie- 
rung. Die eftnifch-lettifche Bourgeoifie ftüßt ſich nur auf ihre etwas 
demofratifierenden Grundfäße, zu welchen fie notgedrungen gedrängt 
wird, da fie gegen total veraltete Inftitutionen fämpfen muß und 
auf die Maffen, auf die Zahl, welche fie eben durch die liberalifieren- 
den Forderungen zu feſſeln ſucht. 

Die eftnifchelettifche Bourgeoiſie wünſcht fein allgemeines Wahl- 
recht, fondern nur ein jomweit erweitertes, daß fie gerade die alters— 
ſchwache deutfche Bourgeoifie verdrängen kann, ohne befürchten zu 
müffen, daß fie jelbft von der Arbeiterflafje aus dem Sattel geworfen 
werden fünnte. Sie weiß ſehr mohl, daß die Interefien der großen 
Bollsmaffen mit den ihrigen nicht in Einklang zu bringen find. Die 
Dumamahlen haben dazu den fchlagenden Bemweiß geliefert. Das 
Dumamahlredit ift gerade breit genug, um der eftnifchelettifchen Bour- 
geoifie zum Siege zu verhelfen, und eng genug, um die Arbeiterklaſſe 
auszufchließen. Der Adel und die deutfche Bourgeoifie wurden auf 
der ganzen Linie fpielend gefchlagen, die Arbeiter fpeifte man jedoch) 
mit fchönen Redensarten ab. In der Duma faßen die jo fiegreich 
gewählten Abgeordneten des unterdrüdten Volkes in der Mitte 
des Hauses, alfo unter denjenigen, welche den Kampf für Die 
arbeitenden Volksmaſſen nicht für ihre Aufgabe halten. 
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Wird die Städteordnung ein wenig erweitert, fo find die eſtniſch—⸗ 
lettiſchen Bourgeois — d. 5. die Eiten in dem eftnifchen Teil, die 
Betten in dem lettifchen Teil der Provinzen — Herren der Städte. 
Schon jet haben fie in einigen kleinen Städten und jelbft in Reval 
die Deutjchen geichlagen. 

Die zarifche Regierung, der Adel und die Bourgeoiftie haben 
ſich in der geiftigen und materiellen Unterdrüdung des Volkes immer 
redlich unterftüßt. Die elende Volksſchule war auf dem Lande dem 
Adel und der Iutherifchen Baftorenbarone, in den Städten der deutjchen 
Bourgeoifie und denjelben Baftoren ausgeliefert. Ein obligatorifcher 
Schulbefuhszwang befteht nur für die ländlichen Dorfichulen und 
zwar für 3 Winter zu je zirfa 100 Schultagen. Bis etwa 15 Jahre 
zurüd lehrte man in diefen Schulen nur biblifche Gejchichte und 
Religion, alfo Katechismenmeisheit nebft Kirchenliedern. Nebenbei 
wurde auch etwas Schreib» und Rechenfunft getrieben, treu nach dem 
Grundfaße, daß das Landvollk wohl förperlich, aber nicht geiftig ftarf 
fein darf. — In den ftädtiichen Volksſchulen trieb man bis dahin 
Germanifation. Die Unterrichtsfprache war Deutſch, von der Mutter- 
ſprache fein Wort. Seit zirka 15 Jahren ift nun die ruffifche Sprache in 
allen Schulen als Unterrichtsiprache eingeführt und fomit die Schulen 
in Auffifizierungsanftalten umgewandelt. Daß die Bolksbildung 
dadurch nicht8 gewonnen, aber auch nichts verloren hat, liegt auf der 
Hand. Auf dem Lande ift das Lehrprogramm jeitdem etwas erweitert 
und der Religionstrichter eingefchränft, da der Baftor durch den Volks— 
fchulinfpeftor meift aus feiner früheren Stellung verdrängt murbe. 

Die bäuerlichen Gemeinden unterhalten ihre Dorfjchulen einzig 
aus eigenen Mitteln. Die Kinder auf dem Lande brauchen nicht zu 
fürchten, wegen Raummangel der Schule fern zu bleiben. Seit der Ruffi- 
fizierungsperiode find auch mit Hilfe der Regierung eine Anzahl etwas 
höherer Volksſchulen mit 5—Gjährigem Lehrgang gegründet worden. 
In den Städten herrfcht jedoch großer Mangel an Schulen. Die 
deutiche Bourgeovifie hat die Bildungsfürforge total vernacdläffigt. 
Tauſende von Kindern bleiben ganz ohne Schulunterricht, weil eben 
die Räumlichkeiten nicht ausreichen, um alle aufnehmen zu können, 
Daher find alle Volksſchulen überfüllt und die Lehrkräfte überlaftet. 

Was nun die weitere Bildungsmöglichkeit betrifft, haben mies 
derum die zarifche Regierung, der Adel und die Bourgenifie fich 
gegenfeitig unterftüßt, um die Bildungsbeftrebungen des Volkes zu 
hemmen und Hintanzuhalten. Die Brejfe und die Literatur ward 
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duch die ftrenge Zenfur gefnebelt. Die denkbar ftrengen Zenfurgejeße 
wurden durch die Perſon des Zenfors ftetS noch verfchärft. In den 
Bereinen verbot man alle bildungsfördernde Ziele, Reden, Borlefungen, 
jelbft Dellamationen aus zenfierten Werken waren verboten. Einige 
Handwerfer-linterftüßungsvereine verjuchten Zeichenkurfe einzuführen. 
Die Regierung ließ e8 nicht zu. Die Eröffnung von Bibliothelen an den 
Schulen war ebenfo ſchwierig. Nur unter der größten Kontrolle und 
nad) einem Bücherverzeichnis der Regierung war es zuläffig. Diefeg 
Verzeichnis enthielt jedoch Werke, welche niemand lejen wollte. 

Die ftädtifchen Kommunalverwaltungen haben e8 nicht einmal 
verſucht, öffentliche Bollsbibliothefen oder Lejehallen anzulegen. 
Ebenfowenig tut bie deutfche Bourgeoifie auf andere Weife zur 
Hebung und Ausbildung des Gejchmades und des Schönheitsfinnes 
der breiteren Bollsihichten etwas. Konzerte, Theatervorftellungen 
und Aunftausftellungen werden von diefer herrfchenden Bourgeoifie 
niemals in der Abficht arrangiert, um dadurch die Vollsbildung 
zu heben. Was die Bourgeoifie und der Adel in diefer Hinficht tun, 
tun fie im Interefje ihrer eigenen Klaſſe. 

Obwohl die herrſchenden Klaſſen die VBollsbildung völlig vers 
nadhläffigt und die Bildungsbeftrebungen des Volkes gehemmt und 
bintertrieben haben, machen fie fich doch gerne einen Verdienst daraus, 
daß unter dem Volke fogut wie feine Analphabeten anzutreffen feien. 
Scheint es ihnen jedoch nüßlicher nachzumeifen, wie ungebildet und 
verborben da8 Volk ift, fo wird mit Hilfe einer falſchen Statiftik 
nachgemwiefen, daß in den DOftjeeprovingen die meiften Verbrechen 
verübt werden. 

Es ift ja demnach ſelbſtverſtändlich, daß auch die Arbeiter- 
bewegung im engeren Sinne von jenen Mächten mit aller Kraft und 
Bolizeitünften niedergehalten, namentlich aber jede fozialdemofratifche 
Regung gleich im Keime erjtidt wurde. Was dem Späherauge der Regie- 
rung entging, wurde von der Bourgeoifie dienftbefliffen angezeigt. Und 
darin gerade hat die eftnifchelettiiche Bourgeoifie gezeigt, wie geiftes- 
verwandt fie ihrer deutjchen Gegnerin ift. In den Tagen der Revo 
Iution bat fie e8 mehrfach bewieſen, daß fie ihre demofratifche Volls⸗ 
freundlichkeit jofort aufgibt, wenn e8 gilt, den Ausbeutungs-Staat, 
ihre Kirche, ihr Privateigentum und alle die andern heiligen Stützen 
ihrer Welt gegen die Sozialdemokratie zu verteidigen. Wie der 
Adel und die deutfche Bourgeoifie alle Mittel anmandte, um die 
revolutionären Bauern und namentlich ihre vermeintlichen Führer 
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dem Blei der Soldatesfa außzuliefern, jo hat die eftnifch-Tettifche Bour- 
geoifie feinen Augenblid gezögert, die fozialdemofratifchen Agitatoren 
und Führer, wie aud) die jonftigen Anhänger der Arbeiterbewegung 
zu denungieren und fie mit Verleumdungen zu überhäufen. 

Aber wie die Bildungsbeftrebungen des Volkes fich nicht völlig 
unterdrüden ließen, entwidelte fih auch die Arbeiterbewegung und 
die Sozialdemokratie. Zugleich mit der Flutwelle de politifchen 
Streits in Rußland, traten auch die Arbeiter in den Oftfeeprovinzen 
in dieje offen hinein und befundeten jeitdem durch einen regen Kampf, 
welcher in Riga, Reval, Libau und in vielen anderen Städten jelbft 
blutige Zufammenftöße zur Folge hatte, durch zahlreiche Berhaftungen 
und Verbannungen, welche die zarifche Regierungspolizei in den 
Reihen der Arbeiter vornahm, daß die Arbeiter anfangen, ihren 
Hlafjenftandpunft zu verjtehen und immer klarer einjehen, daß fie 
ihre Freiheit fi) nur im Kampfe erobern können. 

Nur in diefem Zufammenhange ift der revolutionäre Ausbruch 
der Volksleidenſchaften zu verjtehen. Nicht diefe oder jene einzelne 
Urſache gab die Veranlaſſung, jondern die ganze Kette der verfchies 
denften Gründe zufammen. Es jchien die Zeit gefommen, mo Abs 
rechnung gehalten und eine Neuordnung der ökonomiſchen und 
politifchen Zuftände angebahnt werden fünne. Durch die Verhängung 
des empörenden Kriegszuſtandes, welchem augenblidlich die maßlojeften 
Berfolgungen, Berhaftungen und Bejtrafungen folgten, wurden die 
erregten Volksmaſſen jo empfindlich gereizt, daß fie in den Dezember- 
tagen zu dem gemagteften VBerfuch der Rache übergingen und den 
außbeuterifchen und verlogenen Gutsherren die Burgen und Schlöffer 
niederbrannten. 

Die unerhört unmenfchliche Härte, mit welcher die rohen „Straf- 
erpeditionen“ ihre „Beruhigungsarbeit* im Lande verrichteten, 
indem fie da8 Land verwüſteten, völlig Unjchuldige töteten, Frauen 
und Jungfrauen fchändeten, ganze Gemeinden durch die graufame 
förperliche Züchtigung entehrten, viele in den freiwilligen Tod, andere 
in den Wahnfinn trieben, Taufende einkerkerten, Hunderte nach 
Sibirien verbannten, Aberhunderte ing Exil jagten, das Hab und Gut 
taufender verbrannten und fomit die Kulturarbeit von Jahrzehnten 
vernichteten: die beftialifche Graufamleit hat die revolutionäre Be— 
mwegung doch nicht ertöten können, wie die Regierung und der Adel 
es wünjchten. Sie lodert bei jeder pafjenden Gelegenheit nun auf. 
Die Getöteten, die Eingelerkerten und die VBerbannten werden durch 
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neue Kräfte erſetzt, und der Freiheitskampf wird fortgeſetzt. Gerade 
die Tage der Eröffnung der Duma und der erſte Mai haben für 
die ganze Welt davon Zeugnis abgelegt, daß die Arbeiterbewegung 
und der Kampf der Unterdrückten ſich nicht aus der Welt peitſchen läßt. 

Mit den harten Maßnahmen, mit verſtärktem „Schutz“ und 
mit dem Kriegszuſtande macht die Regierung immer breitere Volks⸗ 
mafjen fi zu Feinden und treibt fie der Sozialdemokratie jelbft 
entgegen. Die Frauen, die Kinder und Angehörigen der Getöteten, 
ber beftraften und eingelerferten Kämpfer find unfehlbar zu ewigen 
Feinden der erblindeten Regierung des zufammenfintenden Klaſſen⸗ 
ſtaates, des Adels und der Bourgeoifie geworden. Und das find 
nicht Einzelne, jfondern daß ganze Volk, daß ganze Land. So wie 
da8 Land durch die Kofalen verwüftet wurde, fo wurde auch die 
Loyalität des Volles zu Staub. Der Klaffenlampf ift zur Loſung 
geworden! 


Zur Frage der Errichtung von 
Einigungsümtern. 


Korreferat, gehalten an der VII. Generalverſammlung der Schweizeriſchen Vereinigung 
zur Förderung des internationalen Arbeiterjchuges 
von Großrat S. Scherz, Armeninfpektor, Bern. 


Nach dem foeben von der Berfammlung mit großer Aufmerf- 
famleit angehörten Vortrag, lönnen wir uns kurz faffen. 

Die Schlichtung der Differenzen zwifchen Unternehmer und 
Arbeiter ohne Streik oder Ausſperrung wird immer mehr zur dringen 
den Notwendigkeit. Das „Wie“ allein ift fraglid. Wo aber ein 
Wille vorhanden, da ift auch ein Weg zu finden. Die direft Beteiligten 
finden aber oft diefen Weg nicht mehr, weil die gegenfeitige Ver— 
bitterung riejengroß angewachſen ift. Deshalb müſſen die richtigen, 
Mittel im eriten Stadium der Streitigfeit angewendet werden lönnen. 

Es ift Schon richtig, daß in den Mrbeiterverfammlungen die 
firen Redner und forſchen Draufgänger manchmal die Entjchlüffe 
derjelben allzu ſtark beeinfluffen. Dagegen muß jchon gejagt werden, 
daß von Unter nehmern oft Forderungen hartnädig abgelehnt werden 
die von andern längft ohne Schaden zugeftanden wurden. Es wollen 
die Unternehmer ferner fehr oft mit „ihren“ Arbeitern verhandeln, 
aber nicht mit den Bertrauensperfonen derjelben, was ja von ihrem 
Standpunkte aus begreiflich erfcheint, namentlich wenn fie geltend 
machen, daß die Mehrzahl ihrer Arbeiter nicht zu den Organifierten 
gehöre. Anderſeits wiſſen fie jehr wohl, daß diefe ihre Arbeiter heute 
bier und morgen in einer andern Werkſtätte fich befinden und jomit 
überall die gleichen Interejfen zu wahren haben. Begreiflich ift es 
auch, daß der Arbeiter in ſolchen Dingen feinem Arbeitsheren gegen— 
über fich unfrei fühlt, weil derfelbe gar zu leicht „den Herrn im 
Haufe“ herauskehrt, ihn dann entlaffen und einen andern einitellen 
kann, womit in den Augen des Unternehmers der Konflikt ſehr ein 
fach befeitigt ijt, nicht aber bei der Arbeiterjchaft. 
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Da aber Streils und Ausfperrungen mitunter jehr große Bes 
völferungskreife in Mitleidenfchaft ziehen und gewaltige Aufregung 
verurfachen, fo liegt für die Machthaber die Verſuchung nahe, durch 
polizeilichen und militärifchen Drud die Arbeiter mürbe zu machen. 
Das find aber nur Augenblidserfolge, deshalb im Kanton Bern und 
anderwärts Streifgejegvorlagen und dergleichen auf der Tagesordnung 
find. Mit immer größerer Beſtimmtheit bricht ſich daher die Einficht 
Bahn, da gemwerbliche Streitigkeiten zmwifchen Unternehmer und 
Arbeiter am vorteilbafteften für alles Volk gefchlichtet werde durch 
einen entjprechend beftellten Gerichtshof mit genügenden Stompetenzen. 

Wenn man aber einen Streit zwifchen Barteien fchlichten will, 
fo müffen diefelben mehr oder weniger organifiert fein, damit man 
mit ihnen verhandeln und fie belangen fann. Um nun gemwerbliche 
Streitigkeiten zu vermeiden, find vor allem Tarifverträge notwendig. 
Solde können nur zwiſchen Organifationen gefchloffen werben. 
Somit liegt e8 alfo im Intereffe des ganzen Volles, wenn Unter- 
nehmer ſowohl als Arbeiter zu Berufsorganifationen fich zujammen- 
fchließen. Dieje beruflichen Standesorganijationen wären alfo von 
Staate® wegen zu fördern. In diefer Beziehung müßte demnach 
mancherort8 die bisherige Anjchauung gründlich revidiert werden. 
In Wrbeiterkreifen hat man die Organifation der Unternehmer von 
jeher als jelbftverftändlich betrachtet, während das Koalitionsrecht der 
Arbeiter in manchen Ländern erft erfämpft werden mußte und e8 
auch bei uns bis auf den heutigen Tag ihnen mancherort8 fo erfchwert 
wird von den Unternehmern, daß man fi, zwar ohne direlten 
Erfolg, an die Bundesbehörde wandte um Schub des verfafjungs- 
mäßig garantierten Vereinsrechtes. Hier ift nun auch zu der im 
Nationalrat zur Behandlung lommenden Motion des anmefenden 
Hr. Nat.⸗Rat SulzersZiegler betreffend die Arbeiterlommif- 
fionen in den eidg. Werfftätten folgendes zu fagen. Diefe 
Werfftätten jollten wirklich muftergültig für andere Betriebe geführt 
werden, daß hatte man früher als felbftverftändlich angenommen. 
Die Arbeiterlommiffionen können in folchen Betrieben jegensreich 
wirken. Bor allem müfjen jedoch die Mitglieder derfelben wirkſam 
vor Plafereien und Entlaffung gefchügt werden, fonft bleiben die 
Kommiffionen ein totgeborenes Kind der Sozialreform, wie folder 
Ichon viele geworden find. 

Indem aus den angegebenen Gründen, die Förderung der 
Berufsorganifationen al8 vorteilhaft von allen Einfichtigen ange 
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ſehen wird, fo follten denfelben deshalb Vorteile zugemwendet werden, 
welche die Mitgliedfchaft an dieſen Vereinigungen als wünſchenswert 
erfcheinen laſſen. Das könnte gejchehen durch Unterftügung ihrer 
Snftitutionen und Beftrebungen ſowie durch Zuerfennung der Bor 
zugsberechtigung bei Zuteilung von Arbeiten, Lieferungen und bei 
Einftelung von Arbeitern ꝛc. Wäre jo die Grundlage gejchaffen für 
eine gedeihliche, wirkſame Tätigkeit von gewerblichen Gerichten, fo 
find folche auch unverzüglich einzuführen und ihnen entſprechende 
Kompetenzen zu verleihen zur Schlitung von Flollektivftreitigfeiten 
und Feftftelung von Tarif und Arbeitsverträgen mit bindender 
Tätigkeit für höchſtens 3 Jahre. Diefe gewerbliche Gerichtsbarkeit 
follte auf einem Bundesgeſetz bafieren mit einem oberjten Bundes— 
gerichtshof. Denn die gewerblichen Streitigkeiten find für die Maffe 
des Volkes mindeftens ebenjo wichtig als die gewöhnlichen Händel, 
welche unfer Bundesgericht beichäftigen. 


Die größte Schwierigkeit für die praftifche Wirkſamkeit des 
gewerblichen Gericht8hofes ift die Bollftredbarkeit feiner Urteilsſprüche 
zu erreichen. Sind aber erſt belangbare Organifationen vorhanden, 
fo ift das fchon etwas ganz anderes als bisher, wo namentlich die 
Arbeiterfchaft nicht Leicht ins Recht gefaßt werden konnte. Es ift 
dieſe Beweglichkeit der einzelnen Arbeiter gemwiffermaßen ihre Stärke, 
indem fie troß den fchwarzen Liften immer wieder in Anfpruch ge- 
nommen wird, was bemeift, daß die Arbeiterfchaft wirklich unent— 
behrlich ift, während das Unternehmertum in feiner jeßigen Form 
ohne großen Schaden verjchwinden Tann. 


Wenn die Arbeiterfchaft auf diefen ihren Borteil verzichtet, jo 
muß fie dagegen die Sicherheit haben, daß ihr Gegenpart ſich dem 
Gerichtshof unterziehen muß. E8 darf nicht mehr vorlommen, daß 
man der Einladung derfelben zur Verhandlung nicht einmal Folge 
leiftet, wie folche8 in Bafel und anderwärts legtes Jahr vorgelommen 
it. Der Gerichtshof muß alfo mit Kompetenzen ausgeftattet werden 
analog denjenigen, welche das auftralifche Bundesgejet den dortigen 
Gerichten erteilt bat. 


Schon bei dem gegenwärtigen Stand der Geſetzgebung ließen 
fih freilich die Entfcheidungen der Schiedsgerichte und Einigungs- 
ämter beſſer jchügen, wenn Staat, Gemeinde, Korporationen und 
auch Private erklären würden, in Zulunft wird jede Terminver- 
längerung abgelehnt, wenn die Unternehmer den Schiedsipruch nicht 
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annehmen, dagegen wird eine ſolche gemährt, falls die Arbeiterjchaft 
den Schiedsfpruch nicht annimmt. Bei alljeitig gutem Willen wird 
es möglich fein, daß Prinzip der Schiedsgerichte mit Erfolg auch auf 
den mwirtfchaftlichen Krieg zwiſchen Arbeiter» und Unternehmerjchaft 
anzumenden. 

Die Schweiz follte auch in diejer Beziehung bahnbrechend vor— 
gehen und Inftitutionen jchaffen, welche als Vorbild dienen fünnten, 
wie Streil8 und Ausfperrungen ohne Schädigung de8 gejamten 
Volkes zu befeitigen find. 


Bie internationale Gewerkſchaftsbewegung 
im Jahre 1904. 


Der internationale Sekretär der gewerkſchaftlichen Landes- 
zentralen veröffentlicht den zweiten internationalen Bericht über die 
Gewerkſchaftsbewegung im Jahre 1904. 

Die Beitrebungen, eine internationale Zentrale für die gewerk⸗ 
chaftlichen Beftrebungen in den einzelnen Ländern zu fchaffen, gehen 
zurüd bi auf da8 Jahr 1901. In diefem Jahr hatten zu Kopenhagen 
die Selretäre von 7 nationalen Gewerkſchaftsgruppen zuerſt eine 
internationale VBerftändigung und ein praftifches Zufammenarbeiten 
der verfchiedenen Gemwerkichaften angeregt ; auf einer weiteren Beratung 
zu Stuttgart wurden 1902 von den Vertretern von 12 Nationen die 
Grundlagen gemeinfamer Arbeit beraten und Deutjchland zum Sit 
einer internationalen Zentrale für die Gewerklſchaftsbewegung beitimmt. 
Diefe Zentrale wurde 1903 durch den Beichluß von den Vertretern 
von acht Nationen zu Dublin zu einem dauernden „internationalen 
Sekretariat der gemwerfichaftlichen Landeszentralen“ ausgebaut, und 
zugleich verpflichteten fich die dem internationalen Sekretariat anges 
fchloffenen Zandeszentralen, alljährlich Berichte zu liefern, die von 
dem internationalen Sekretär zufammenzuftellen und in deutjcher, 
englifcher und franzöfifcher Sprache zu veröffentlichen find. 

Diefe Berichte enthalten außer Zahlenangaben über die Mit- 
glieder, die Einnahmen und Ausgaben der Gemerkfchaften, Angaben 
über die Arbeiterbewegung im allgemeinen, insbejondere über Streils 
und über die im Laufe de8 Jahres erlafjenen, die Arbeiterichaft 
unmittelbar berührenden Geſetze. Auf Grund diefer Mitteilungen hat 
der internationale Sekretär jeßt den „Zweiten internationalen Bericht 
über die Gewerkſchaftsbewegung 1904* der Deffentlichkeit übergeben. ' 





' Zweiter internationaler Bericht über die Gewerkfichaftsbewegung 1904. 
Herausgegeben von dem internationalen Sekretär der gewerfichaftlihen Landes— 
zentralen. Berlin 1906. Verlag der Generalkommiſſion der Gewerkichaften Deutich- 
lands. (G. Legien.) 
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Die Berichterftattung für das Jahr 1903 erftredte fich auf 
12 Länder; für 1904 find auß 16 Staaten mehr oder weniger auß- 
führliche Berichte eingegangen, nämlih aus: England, Dänemarf, 
Schweden, Norwegen, Deutfchland, Defterreich, Ungarn, Serbien, 
Bulgarien, Schweiz, Niederland, Italien, Spanien, Neufüdmwales, 
Dueensland und Biltoria, von denen diejenigen ber brei lebten 
auftraliihen Staaten mehr den Charakter brieflicher Mitteilungen 
haben. Ueber 1904 haben die Landeszentralen von Franfreih und 
Belgien nicht berichtet; von europäifchen Zändern fehlt ein Bericht 
über Ruflaud. 

Die „American Federation of Labor“ läßt die Bereitmwilligfeit 
erkennen, ſich an den Konferenzen de8 Internationalen Sefretariats 
in Zukunft zu beteiligen. 

Ebenfo ift nicht ausgefchloffen, daß die Arbeiterverbände des 
auftralifhen Staatenbundes fih demnädft an die internationale 
Zentrale anjchließen werden. 


Den Stand der internationalen Gemerkjchaftsbewegung im 
Sabre 1904 im allgemeinen veranfchaulichen die unten wiedergegebenen 
zwei Tabellen. 

Tabelle I enthält die Gejamtzahl der 1904 gemerfjchaftlich 
organifierten Arbeiter in dreizehn europäischen Yändern, ſowie einzelne 
Angaben über die Zahl der Vereine und Mitglieder der dem inter» 
nationalen Sefretariat angefchloffenen Landeszentralen. 












Der Zandesjentrale gebören an: 


Jahl der 
Gewertichaftämitglieber 


ee — — 

Land DEREN Zentralverbände | — Bereine | Zufammen 2: 
5 davon | > z ii | | er | davon 
insgefamt weibliche | & | Mitglieder | 3 [regte Mitglieder Nweibtiähe 





1. England |1,889,590 ° ? f100) 469,590 — | 469,590 110,840 

2.Niederfand | 37,221 2,680] 14 5,521 26 1,150 | 6,671 | 

3. Dänemark 89,788 | * 147) 66,930 14 573 67,508 ? 

4. Schweden | 104,999 | 7,012] 30| 81,680) 1 56 81,736 6,028 
1 





5. Nortvegen 16,227 | ® Jı0 8598.11 465 9,043 
6. Deutichland | 1,466,625)  ? | 631 1,052,108 — — .1,052,108 ‚48,604 
7. Defterreih | 205,651 14,415] 45) 189,121 446 16,530 | 205,651 ‚14,418 
8. Ungarn 53,169 | 2,099 | 17) 47,657 27) 5,512 | 53,169 | 2,099 
9. Serbien 2932 | 55|21 292 — 992 | 55 
10. Bulgarien 1,672 | a] — 38 1672 ı 1602 9 
11. Schweiz a1, 2122 rs —261784) ? 
12. Italien 260,102 | * | 20 175,102 ? ‚85,000%) | 260,102 | ? 
13. Spanien 56.200 | ? | 9 28983 184 32.967 | 56.900 | ? 





1#226,733 | — [598 2,149,956 |747 143,905 .2,293,861 81,784 
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Werden 715,576 in Frankreich und etwa 130,000 in 
Belgien organifierte Arbeiter zu den Ziffern der Tabelle 
hinzugezählt, ſo iſt die Zahl der 1904 in dieſen 15 
— * Ländern organiſierten Arbeiter und Arbeite— 
rinnen rund 5 Millionen. 

Das Jahr 1904 war für die Gewerkſchaftsbewegung 
in der größeren Zahl der Länder günftig. 

Vergleicht man die Angaben über die gemerlichaft- 


Wachstum der Mitgliederzahl weit Deutjchland auf Mit 
189,794 Mitgliedern; dann folgen Defterreich (-|- 28,00%), 
Schweden (+ 25,000), Ungarn (-+ 12,131), Dänemarf 
+ 3462), Norwegen (-| 231). Der größte Teil bes 
uwachſes entfällt auf die den Landeszentralen ange— 
gliederten Gewerkſchaften; bei diefen ift auch in England 
und Serbien eine Zunahme aufzumeifen. 
Die Tabelle II gibt eine Reihe von Einzelangaben 


| 
lihe Entwidlung im Jahre 1904 mit denen des erften | betreffend Mitgliederbeftand, Einnahmen und Ausgaben 
Berichtes von 1903, fo zeigt fich in England (— 33,190) | der den Landeszentralen angefchloffenen Gerwerlichaften: 
und Serbien (— 568) ein NRüdgang, in den übrigen 















































Zabelle II. Die den intermational vereinigten Landeszentralen augeſchloſſenen Gewerfihaften hatten 1904: 
Zahl der Yudgaben für 
Sand - - Jahres · Jahrebausgabe Hafen j - - - — — 
Bände] Mitglieder nf ae ed | ahorgen Ppüyung | unterfägung | unieriüßg | unterpügung | Berraltung | _Gtreit 
M. M. M. M. M. Mm | __ M. M. 
England |98 | 469,5903530720,757,408122,159,377 48,451,530| 2,080) 858,758, 7,274,298 2,907,308, 873,976 |9,825,257 | 752,698 
Niederland |14*) | 6,682) 10) 25,545] 37,322 2,4300 4271 1,918 8186 176 — 1,106 | 14,129 
Dänemart 1 | 83,64311074] 1,702,116| 782,496 | 1,834,042] 38,369 — | 430,173°)| 98,708 14,391 | 243,405 | 312,084 
Schweden 81 | 81,73611172] 1,884,509| 1,187,347 | 697,162] 20,756 81,849 17,200 | 5,3850 — , 133,445 | 752,869 
Norwegen BI | 16,227] 327] 376,979] 296,916 | 833,787] 11,656 759 54,414 | 26,301 1,181 | 42,902 | 97,016 
Deutfhlandi63 1,052,10819569120,190,724]1 7,738,753 |16,109,90311,097,257 646,821, 1,599,424 1,416,985| 213,626 2,092,218 15,869,519 
Deherrei 4, | 101112108 BEBLOBE DESAASTN BTEAOREN BSBTBL] BL DEOTTE | 448,779] 117,500 | 2UN440N | 205,010) 
Ungarn |17°)| 53,169] 462) 413,797) 600,543 | 56,699) 50,164 81,786 105,355 | 79,417) 40,010 | 16494 | — ") 
Serbien 18 | 2,932j 59) 19,272) 7,704 | 15409 — 420 416 412) 792) 1,788 872 
Bulgarien 88") 1,672) — | 18,264 13,760 | 10,088] 1,68 — 3,456") — — | 4592 | 4,768 
Schweiz 2 | 41,862 569] 460,608] 325,464 | 622,736] 36,668 9,4 18,300 | 79,244 86,828 | 33,188 | 85,204 
I— |1,098,472| — |18,728,247145,708,219 |71,937,761]1,619,696|1,712,92 |10,060,121 |5,057,64611,297,694 |6,538,941 |8,108,678 

















' Darunter 20,686 Mitglieder folaler Vereine, 111,889 Mitglieder Hirſch-Dunckerſcher Gewerkvereine, 207,484 Mitglieder hriftlicher Gewerkſchaften 
und 74,458 Mitglieder fonftiger gewerlſchaftlicher Vereine. — ) Die Ziffern find nicht vollftändig, weil einzelne Organijationen ihre Berichte nicht ein« 
gefandt haben. Dem Gemwerffdaftebund gehören zirfa 32,000 Mitglieder an. — *) Nah Schätung vom Ende des Jahres 1902 in 43 Arbeitstammern 
angeichloffener Lofaler Vereine, (Siehe Seite 315.) 

) und 27 Iofale Vereine. °) — und Reifeımterftiigung. — °) erfiufive der Unterftügung fiir Streits. — ) und ſonſtige Ausgaben. — *) in den 
freien Organifationen der Gewerkſchaften aufgebradt. — °) und 28 lokale Vereine. — 10) wird in den freien Organifationen der Gewerkichaften aufge 
bracht. — '') Sterbegeld. — '?) Bereine. — '? für ſämtliche Unterftilgungszweige. 
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Danad zeigt fi, daß unter den Ausgaben die für Arbeits» 
Iofenunterftüßung, zu denen auch noch ein Teil der unter Reifeunter- 
ftüßung gebuchten hinzuzurechnen wäre, mit über 10 Millionen Mark 
in erjter Binie ftehen. Vergleicht man die für Arbeitslofenunterftügung 
veraußgabten Beträge mit den Angaben der Statiftif für 1903, fo 
erbellt, daß diefe fi in England faft um das Doppelte (von 4,669,632 
auf 7,274,293 M.), in Deutjchland von 1,270,053 auf 1,599,424 M., 
in Norwegen von 45,509 auf 54,414 M., in Defterreich von 407,182 
auf 556,775 M., in Serbien von 168 auf 416 M., fowie auch in 
den andern Ländern vermehrt haben; einen Rüdgang (von etwa 
100 M.) weiſt nur Schweden auf. 

Die Ausgaben für Streils find im Zufammenhang mit der 
ungünftigen Wirtfchaftsfonjunftur in England (um 215,000 M.) und 
Norwegen (um etwa 95,000 M.) zurüdgegangen; in Deutichland 
dagegen (um 1,339,847 M.), Schweden (um 273,010 M.) und 
Serbien (um 1283 M.) geftiegen. 


Aus den Berichten der angejchloffenen Länder iſt folgendes 
hervorzuheben: ! 

Der Sefretär der einzigen in England beitehenden Landes— 
zentrale, der General Federation of Trade Unions, befchränft feinen 
Bericht auf die Darftellung des Inhaltes der englifchen Arbeitslofen- 
geſetzgebung vom Jahre 1905. Durch ein Regulativ vom 10. Oftober 
1905 bat da® Local Government Board in Ausführung der Unem- 
ployed Workman Act vom Mai des gleichen Jahres die Bedingungen 
feftgefeßt, unter denen in London die Inanfpruchnahme der mit der 
Arbeitslofenfürforge betraute Stelle, der Notſtandskommiſſion, mög» 
lich ift. Der Antragfteller Hat fich folgenden Beftimmungen zu 
unterwerfen: 

1. Er muß mindeftens ſeit einem Jahre in London anfäffig 
fein und fein Gefuch perſönlich an den zuftändigen Beamten richten. 

2. Er muß auf Aufforderung der Kommiſſion vor ihr zur 
Beiprehung erjcheinen. 





+: Für bie Gewerkichaftsbewegung in Deutichland im Jahre 1904 wird auf 
die Darftellungen im „Reichs:Arbeitsblatt” Jahrg. III S. 485, in Oeſterreich ebenda 
©. 690 verwiejen. 
2 Denkichrift „Verficherung gegen die Folgen der Arbeitslofigfeit* Bd. IS. 38ff. 
„Reichs-Arbeitsblatt* Jahrg. III ©. 589 und Jahrg. IV ©. 325. 
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3. Er muß alle an ihn gerichteten Fragen beantworten und 
Auskünfte erteilen. 

4. Im Auftrage der Behörde wird die Wohnung des Antrags 
fteller8 zum Zwecke der Recherdhierung aufgefudht. 

5. Für jeden Einzelfall ift ein Bericht der Behörde abzufajlen. 
Die Notitandslommiffion bat fich zu vergemiffern: 

a) daß der Antragfteller fich eines guten Rufes erfreut; 

b) daß er nicht genug Mittel befit, um fi} und die Angehörigen, 

zu deren Unterhalt er verpflichtet ift, zu erhalten; 

ec) daß er in den legten Jahren feine Armenunterftüßung außer 
ärztlicher Hilfeleiftung erhalten babe; 

d) daß er nicht Arbeit zugewiefen erhalten babe von einer 
Bentralbehörde oder Notftandslommiffion außerhalb Londons, 
die die Vollmachten einer Zentralbehörde bat. 

Die Zufammenfegung der Kommiffionen ift durch Verordnung 

des Local Government Board vom 20. September 1905 gemäß Art. I 
de8 Arbeitslofen-Fürforgegejege8 vom 11. Auguft 1905! erfolgt: 

Für die City von London und jeden Gemeinderatsbezirt mit 
mehr als 150,000 Einwohner find 25 Mitglieder beftimmt; 12 werden 
vom Gemeinderat aus feiner Mitte ernannt, 8 werden von ihm vor» 
geihlagen, aber von den Armenräten gewählt; binzutreten 5 im 
Armenunterftüßungsmwefen erfahrene Berfonen, die ebenfall® der Ge— 
meinderat ernennt. In den übrigen bauptftädtifchen Gemeinden ift 
die Mitgliederzahl der Kommiffion auf 20 feftgefegt und dabei das 
Verhältnis der drei Gruppen von Mitgliedern 10, 6 und 4. 

In Dänemark befteht neben der Zandeszentrale, dem „Sam- 
wirkende Fagforbund“, noch ein Zentralverband der chriftlichen Ge— 
werkſchaften. Die Landeszentrale beftand am Jahresichluffe 1904 aus 
47 Berbänden mit 964 Zmeigvereinen und 14 lokalen Gewerkſchaften 
mit insgefamt 67,503 Mitgliedern. Sie hatte 1904 gegen das Vor—⸗ 
jahr eine Zunahme von 5000 Mitgliedern, während im übrigen feit 
1900 ein ftändiger, beträchtlicher Rüdgang eingetreten war. Außer- 
halb der Landeszentrale ftehen 8 Verbände und 22 lokale Gewerk— 
ſchaften mit zufammen 22,285 Mitgliedern. Danad find in Dänemark 
überhaupt organifiert 89,778 Arbeiter (für 1903 gibt die „Denkſchrift“ 
Bd. 1 ©. 315 an: 88,098. Die Ziffern von 1900 und 1902 find 
auch jett noch nicht wieder erreicht). 


Denkſchrift Bd. III S. 37. 
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Die Arbeitslofenziffern für das Jahr 1904 meifen gegenüber 
denen für 1903 insgejamt für 10 Monate eine beträchtliche Steigerung 
auf. Sie betrugen: ' 


Arbeitsloje im Jahre 1904 

















Monat Sanatzie | Ban, | Unpeierne | Zafamme 
l 

Januar.. 3470 7495 5249 16,214 
Februar... 2887 6972 5101 | 14,960 
Ne VE 2835 | 4792 4982 12,659 
April. >» 22.22 .| 2124 | 2588 4745 9,452 
Be 1925 2059 5220 9,204 
BB ne ac nn 1783 1328 3569 6,630 
ET na ec Tara 2316 1171 | 2297 5,784 
Auduft . . » 2... 2452 1194 | 2249 5,895 
September . . . .. 2269 1470 2164 5,908 
Dttober -. . . » . .» 2362 1638 3121 7,121 
November . . 2... 2923 3705 8335 9,963 
Dezember . 2... .| 8697 5459 | 4232 13,328 


Ein Bergleich der auf die beiden Gemwerbegruppen entfallenden 
Ziffern für 1903 und 1904 zeigt, daß 1904 big zum Juli die Arbeits- 
Iofigkeit im Baugewerbe größer war als 1903, dann aber geringer 
war; in der Induſtrie ift das Gegenteil zu beobachten. 


An Arbeitslofen= und Reifeunterftügungen zahlten 43 Organis 
fationen im Jahre 1904: 382,374 Kr., oder mehr als das Dreifache 
der 1899 gezahlten Summe (118,789 Fr.), etwa 16,00 Kronen mehr 
als im Borjahre, jedoch 30,000 Fr. weniger als 1902.° 


Aus Schweden wird „als Folge reichlicher Arbeitsgelegenheit 
bei einer im allgemeinen günftigen Konjunktur“ eine lebhafte Ent- 
widlung der Gewerkſchaftsbewegung berichtet, die fich in einer Mit» 
gliederzunahme von 25,000 Berfonen äußert. Am 1. Januar 1904 


ı Die Ziffern für 1903 fiehe Denkſchrift Bd. I S. 320. 
? Die Verbände in den folgenden 33 Gewerben (vgl. die Tabelle Denkichrift 
Bd. I S. 317) haben Unterſtützungskaſſen für Arbeitsloje und Reiſende: 

Bäder, Buchbinder, Brauer (nur für Arbeitsloje), Böttcher, Drechsler, 
GSleftriker, Vergolder (nur Reijende), Former, Glasarbeiter, Selbgießer, Hands 
ſchuhmacher, Hutarbeiter, Weißgerber (nur Reifende), Eiſen- und Metallichleifer 
(nur Arbeitslofe), Siellmacher, Kupferſchmiede, Storkichneider, Lithographen, 
Lohgerber, Maler (nur Reijende), Marmorz, Kalk- und Sanditeinhauer, Papier: 
fabrifarbeiter (nur Arbeitsloje), Sattler und Tapezierer, Shuhmader, Schneider 
(nur Reijende), Stautabafarbeiter, Schlächter, Schmiede: und Majchinenarbeiter, 
Tischler, Zuderbäder (nur NReifende), Tertilarbeiter, Typographen. 
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wurden 35 Verbände mit 1300 Bereinen oder Zahlftellen und 80,000 
Mitgliedern gezählt; am 1. Januar 1905 dagegen 37 Berbände mit 
1408 Bereinen und 101,500 Mitgliedern. Mit den Mitgliedern der 
feinem Berband angehörenden Gemwerlichaften wird die Zahl der 
überhaupt organifierten Arbeiter auf 105,000 gefhäßt. Die im Jahre 
1904 gegründete Organijation der Feldarbeiter zählt bereit etwa 
5000 meift in Südſchweden anfälfige Mitglieder. 

Der Landeszentrale (Denkſchrift Bd. IS. 334) haben fich 1904 
fünf neue Verbände mit etwa 20,000 Mitgliedern angefchloffen: der 
Hutmacherbund, der Lithographenbund, der Bund der Frauengemerf:- 
Ichaften, der Tertilarbeiterverband und der Eifen- und Metallarbeiter- 
verband; ferner ein Gemwerlichaftsverein der Bildhauer Stockholms; 
der Berein der Handichuhnäherinnen hat fich mit dem Handſchuh— 
macherverband verjchmolzen. Die Bandeszentrale zählt jett 30 Ber: 
bände mit zufammen 1173 Bereinen und 81,736 (darunter 6023 
meiblichen) Mitgliedern. Die von ihr 1904 außgezahlten Unterftüßungen 
betrugen 204,240 M., während die ihr angegliederten Organifationen 
732,369 M. Unterftügungen zahlten. Obwohl da8 Jahr 1904 in 
Schweden ein an Arbeitsjtreitigleiten jehr reiches war — die offizielle 
Statiftif herichtet 196 Arbeitseinftellungen, von denen 60°/o durch 
Rohnftreitigfeiten hervorgerufen und an denen 556 Arbeitgeber und 
10,500 Arbeiter beteiligt waren — beſaß die Bandesorganifation am 
Ende des Jahres nad) Erledigung aller Streitigfeiten einen Rejerves 
und Streiffonds von 101,031 M. 

Im Gegenfa zu den günftigen Arbeitsmarktverhältniſſen in 
Schweden war in Norwegen im Jahre 1904 eine große Arbeits— 
lofigfeit zu verzeichnen, die bejonder8 im Winter und namentlich im 
Baugewerbe hervortrat.“ Die organifierten Arbeiter hatten insgeſamt 
269,499 durch Wrbeitslofigkeit verlorene Arbeitstage zu nerzeichnen; 
da8 bedeutet, wenn als durchfchnittlicher Arbeitsverdienft 3,49 Fr. 
angenommen werden, einen Berluft von 946,531. 55 Kr. 


Der einzigen normwegifchen Landeszentrale, der arbeidernes faglige 
landsorganisation, gehörten Ende 1904 14 Zentralverbände mit 15,204 
Mitgliedern an; fie wies — im Gegenjaß zu andern Berbänden — 
eine Mitgliederzunahme (um 1070) auf. Hierzu fommen noch 18 
einzelftehende Vereine mit 1026 Mitgliedern. 








ı Dentichrift Bd. I S. 342 ff, wo aud die Stärfe und die Leiftungen der 
einzelnen Verbände angegeben find. 


— 21 — 


In Italien beiteht außer dem „Secretariato centrale della 
Camera lavoro e delle Federazione di resistenza“ feine meitere ges 
merfjchaftliche Landeszentrale. Die italienifche Gewerkſchaftsbewegung 
befindet fich nach dem Bericht augenblidlich in einer inneren Kriſe, 
die durch Spaltung zwiſchen den zentralijtifchen Induftriearbeiter- 
verbänden und den lofalen, auch auf örtliche Organifation das Haupt- 
gewicht legenden „Arbeitsfammern“ verfchärft wird und die in einem 
allgemeinen Rüdgang der Mitgliederzahl der Organifationen zum 
Ausdrud kommt. Während 1902 die in der Landwirtſchaft organi= 
fierten Arbeiter auf 250,000 bis 300,000 gejchäßt wurden, find diefe 
Arbeiter in der Statiftil der Gewerkſchaften für 1904 überhaupt 
verſchwunden. — Ueber die Organifation der Arbeitsfammern wird 
berichtet, daß die Arbeitfammern ihren Sektionen nunmehr die Pflicht 
auferlegen werden, fi) dem Berband ihres Berufes anzufchließen 
und daß die Berufßorganifationen den Arbeitskammern beitreten follen. 

Die Gewerkfchaftsbemegung in der Schweiz hat fich im Jahre 
1904 normal weiter entwidelt. Hiſtoriſch betrachtet ift die Entwidelung 
der Arbeiterverbände in der Schweiz in der Weife vor fich gegangen, 
daß fich zunächft die Fachvereine der verjchiedenen Berufe zu Ver: 
bänden zuſammenſchloſſen, die fpäter als folche einer der Landes— 
zentralen: dem „Schweizerifchen Gewerkſchaftsbund“, der Landes- 
zentrale der „chriftlichen Gewerkſchaften“ oder dem „Romanifchen 
Gewerkſchaftsbund“ beitraten. In der Schweiz ift die Zahl der 
organifierten im Bergleich zu den überhaupt bejchäftigten Arbeitern 
nach dem Bericht bisher noch jehr Klein; Zahlen werden nicht mit 
geteilt. Im Jahre 1905 find der Schuhmacherverband und die Ber- 
bände der Sattler und Dachdeder dem Schweizerifchen Gemerfichafts- 
bund beigetreten, deſſen Reorganijation gegenwärtig noch nicht abge- 
ſchloſſen ift; Schwierigkeiten bereitet bejonder8 die Organifation der 
Maurer, von denen neun Zehntel Jtaliener find, die nur während 
der Bautätigkeit fih in der Schweiz aufhalten. Zum Zwecke der 
gemwerfichaftliden und zugleich der politifchen Propaganda werden 
„Arbeiterunionen“, das find lokale Vereinigungen von Gemwerfichaften 
und politifchen Vereinen, an den größeren Orten gegründet. 

Ueber Spanien berichtet der Sefretär der „Union General 
de Trabajadores de Espana“, daß die gewerkſchaftliche Organifation 
im allgemeinen fehr ſtark zurüdgeblieben ijt. Der „Union General“ 


ı Dentichrift Bd. I S. 272. 
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find 25 Berufsgruppen mit 56,905 Mitgliedern in 373 Seltionen 
angefchloffen. Die Mitgliederzahl hat fich gegenüber dem März 1904 
nur um 5 vermehrt, während da8 Vorjahr eine Steigerung von 
10,326 Mitgliedern aufzuweiſen hatte. Am ftärkiten ift die Organi— 
fation bei den Bauarbeitern (12,361 Organifierte) vertreten, dann 
bei den Zandarbeitern und Gärtnern (6046), Holzarbeitern (4521), 
Seeleuten und Hafenarbeitern (4091). 

In Ungarn ift das Jahr 1904 nach dem Bericht des Sefretärs 
der einzigen Qandeszentrale, des „Ungarländifchen Gewerkſchaftsrates“ 
ein Jahr befonders heftiger Yohnlämpfe geweſen. Dem Selretariat 
murden 325 Streils gemeldet, von denen 19 fich auf die ganze Branche 
ausdehnten; an ihnen waren 31,472 Wrbeiter beteiligt. 

Die Gewerkſchaften haben fi) im Jahre 1904 um 12,031 neue 
Mitglieder vermehrt, jo daß bei einer Mitgliederzahl von 53,169 in 
Ungarn 12,72 °/o der induftriellen Arbeiter organifiert find. Die 
Einnahmen der Gemerffchaften! (846,820. 32 Kronen) find im Jahre 
1904 um mehr al® das dreifache gejtiegen; ihnen ftehen Ausgaben 
von 706,520. 71 Kronen gegenüber, wobei Streilunterftügungen nicht 
mitgerechnet find, da nach den gewerberechtlichen Beitimmungen die 
Zahlung von Streikunterftüßungen durch die Gewerkſchaften als folche 
verboten ift. Es verblieb ein Kaſſenbeſtand von 667,057. 30 Kronen. 

Ueber die ferbifche und bulgarische Gewerkſchaftsbewegung erfährt 
man durch den Bericht zum erjten Dale näheres, wenn auch Serbien 
fi) bereit im Jahre 1903 an der Berichterftattung beteiligt Hatte. 

Die Gewerlichaftsbewegung in Serbien hat einen Mittelpunft 
in dem Bentralverband der Gewerkſchaften Serbiend. Die Gründung 
desjelben war mit bejonderen Schwierigkeiten desmegen verknüpft, 
weil die Zufammenfegung der Arbeiterklaffe überwiegend aus ehe— 
maligen Handwerkern, zuziehenden Zandarbeitern und Bauernföhnen, 
ſowie auß Elementen bejteht, die an ſich wenig Verftändnis für ge— 
werffchaftliche Organifation und wenig Mittel haben. Sodann Iprechen 
die wirtfchaftlichen Verhältnifje des Yandes, in dem die kleingewerb— 
liche und landwirtſchaftliche Produktion noch überwiegt, mwejentlich mit. 

Der wirtfchaftlihen Verfaffung des Landes entfprechend tragen 
die eriten Organifationen den Charafter Fleinbürgerlicher Produktions— 
und Konſumgenoſſenſchaften; die ältefte Arbeiterorganifation ift die 
1875 gegründete, 1882 erneuerte Vereinigung der Buchdruder. 


Denkſchrift Bd. I S. 307 ff. 
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Die Beitrebungen nah Gründung zentraler Bereine finden 
zum erftenmal 1897 in dem „Belgrader Arbeiterverein“ Ausdrud; 
dann 1901 in dem „Belgrader Allgemeinen Arbeiterverein“. Dieje 
Organifationen hatten infolge politifcher Berhältniffe und mangels 
eigentlicder Fachjorganifationen, die von den Bauarbeitern, Metall» 
arbeitern, Holzarbeitern und Handlungsgehilfen erft 1901 gegründet 
wurden, feinen langen Beltand. Der Zentralverband der Gemerl- 
{haften Serbien8 wurde 1903 gegründet. Charakteriftifch für die 
Gewerkſchaftsbewegung in Serbien ift einmal die Art der Gründung 
— die Gewerkſchaften wurden zunächſt als Gewerkſchaften der Haupt: 
ftadt gegründet und diefe gründeten dann einzelne Iofale Unterver- 
bände in den Brovinzftädten —, fodann die jozialdemofratifche Grund» 
tendenz. Noch neueren Datums als die genannten Verbände find die 
anderen der im Bericht aufgeführten 21 Organifationen: 1903 ents 
ftanden die Verbände der „Schuhmader und Sattler“, der „Bauern 
trachtfchneider“, der „in StaatSmonopolen bejchäftigten Arbeiter“, 
der „Buchbinder”, der „Müllerei- und Bädereiarbeiter“, der „Schneider“, 
der „Dafenarbeiter und Tagelöhner“, der „Bettdedenmacdher“, der „Textil 
und anderer Fabrifarbeiter“, der „Maler und Ladierer“, der „Frifeur- 
gehilfen“ und der „Bauernfchuhmacher“; 1904 organifierten fich die 
Kellner und von neuem die Bergarbeiter; 1905 die Gartens und 
Feldarbeiter und die Schlächter und Fleifchwarenbereiter. In der 
Brovinz find 59 Abteilungen der gewerfichaftlichen Verbände gegründet. 
Ende 1904 wurden 2877 Gemwerlfchaftsmitglieder gezählt, die Mit- 
gliederzahl ift in einem Halbjahr um 1116 gewachſen; die Jahres- 
einnahmen find von Mitte bi8 Ende 1904 von 18,194 auf 24,090. 50 Fr. 
geitiegen;; die Jahresausgaben von 9564 auf 9631.50 Fr., der Kaſſen⸗ 
beitand von 8630 Fr. auf 19,259. 75 Fr., alfo um 10,629. 75 Fr. 
gewachlen. 

Wie in Serbien fo hat die Gewerkſchaftsbewegung auch in 
Bulgarien im Jahre 1904 erhebliche Fortfchritte gemadt. Im 
Auguft 1904 haben ſich die einzelnen Gewerkſchaftsorganiſationen 
auf einem fonjtituierenden Kongreß in Sofia zu einem Verband zu— 
fammengejdloffen, an deffen Spite die „BZentrallommiffion der Ge— 
werkſchaften Bulgariens* fteht. Immerhin find die abjoluten Ziffern, 
um die e8 fich handelt, noch fehr gering. Mitte 1905 beftanden 38 
Organifationen mit 1672 Mitgliedern, die diefer Zentrale angeſchloſſen 
waren. Auch in Bulgarien ftehen unter den Organifierten die Buch» 
druder in erfter Reihe, fie bilden den fünften Teil; e8 folgen die 


Soziale Chronik. 


Arbeiterſchutz. 


Schweiz. In der Juni-Seſſion der Bundesverſammlung wurden folgende 
Motionen als erheblich erklärt: 

Motion Sulzer: Der Bundesrat wird eingeladen, zu prüfen und den 
eidgenöſſiſchen Behörden zu berichten, ob nicht aus dem Perſonal der einzelnen 
Dienſtzweige der Bundesverwaltung und der Bundesbahnen Vertretungen 
beſtellt werden ſollten, welchen die Aufgabe zufiele, Anregungen und Wünſche 
genereller Natur, welche dienftliche Berhältniffe beſchlagen, desgleihen Klagen 
oder Wünſche einzelner Angehöriger der Dienftzweige den vorgejegten Amts: 
ftellen zu unterbreiten. 

Motion Heinrih Scherrer: Der Bundesrat wird eingeladen, zu prüfen 
und Bericht und Antrag einzubringen, ob nicht auf dem Boden des Bundes 
Inftitutionen zur Unterfuhung, Bermittlung und Aus: 
tragung von Kolleftivftreitigfeiten zwilchen Arbeitern und Unter: 
nehmern zu Schaffen fein. 

— Am 1, und 2. September 1906 findet in Zürich eine Berbands— 
verfammlung fhweizerijher ArbeitSämter mit angejchloffener 
Allgemeiner Arbeitsnachmweisfonferenz ftatt, an welchen Zufammenfünften über 
die „Betriebspraris der Stellenvermittlung im lofalen und interlofalen Ber: 
fehr“, über die „Statiftif und Berichterjtattung der Arbeitsämter“ und (an 
der allgemeinen Arbeitsnachweisfonferenz) über die „Mitwirkung des Bundes 
und der Kantone bei Inſtitutionen für ArbeitSnahmweis“ referiert und dis— 
futiert werden joll. 

— In Rorſchach wurde ein Arbeitö- und Wohnungsamt 
errichtet. Das Anıt vermittelt Stellen und Wohnungen, erftere für Rorihad 
ganz umentgeltlich, legtere gegen eine fleine Gebühr. Für Stellefuhende auch 
außerhalb Rorſchach wird feine Gebühr verlangt. Arbeitgeber, die nicht in 
Rorfhah domiziliert find, zahlen bei Benügung des Arbeit3amtes 50 Ets. 
Gebühr. Mit dem Amt ift auch die Naturalverpflegung und unentgeltliche 
Rechtsauskunft verbunden. Das Amt befindet fih am Bodanplap. 

— Die diesjährige Generalverfammlung der Schweiz. Vereinigung zur 
Förderung des internat. Arbeiterfchuges flellte nach Anhörung zweier Referate 
(Brof. Dr. Zürcher und Großrat Scherz) über die Errihtung von Einis 
gungsämtern folgende Poitulare auf: 1. Förderung der Affoziation der 
Arbeiter und Unternehmer. 2. Gejeglihe Schaffung von Einigungsämtern. 
3. BVollziehbarkeit der Entiherdung diefer Aemter. 4. Wünſchbarkeit der An- 
bandnahme der Yegifirterung diefer Aemter dur den Bund. 
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bindung bei uns, jo wird Wochenpflege und Wäſche, Hebamme und Arzt 
befonder8 berechnet, wo nicht Vertrauensärzte am Ort find, die uns koſtenlos 
unterftügen. Bor der Aufnahme muß ein vorgedrudtes Arztattejt ausgeftellt 
werden. Kranke können wir nicht aufnehmen. — Bei vorausfichtlich ſchwierigen 
Entbindungen oder auf Wunſch des Schützlings vermitteln wir die rechtzeitige 
Aufnahme in eine Frauenklinit. — Für die Bormundfchaft tragen wir Sorge, 
meift jchon vor der Geburt des Kindes. Mehrere Juriften leiften uns im 
ſchwierigen Vormundſchaftsſachen ebenfalls koſtenlos Beiſtand. 

Nach Möglichkeit ſuchen wir den Schützlingen während ihres Aufent— 
haltes bei uns einigen Erwerb zu verfchaffen, damit ihnen nicht zu große 
Koſten erwachſen. Nur iſt es ſehr ſchwierig, z. B. für eine Buchhalterin oder 
Klavierlehrerin in dieſem Stadium Erwerbsmöglichkeiten zu finden. Bei allen 
Handarbeiterinnen iſt dies leichter. — In mehreren Fällen haben die Väter 
der erwarteten Kinder die Penſion bezahlt. — Wo Bäter und Mütter arme 
junge Menſchen ſind, die beim beſten Willen nicht ſofort alle Koſten decken 
können, haben wir Vorſchüſſe aus Bundesmitteln gewährt, die ratenweiſe 
zurückgezahlt werden, ſobald die Mutter wieder voll erwerbsfähig iſt. 

Denn unſer Bund gibt nicht Unterſtützungen im Sinne von Geſchenken, 
fondern er will Väter und Mütter zu durchaus felbitwerantwortlihen Menfchen 
erziehen, denen man nur über die Zeit der Not hinweghilft. 

Wenn wir nah dem früher Gefagten für Schwangere zur Not mit 
Einzelpflegeftellen ausfommen fünnen, jo ift es hingegen dringend zu wünjchen, 
dag wir für die fpätere Zeit in den Befig von Häuſern bezw. ländlichen 
Anweſen fommen. Mande Mutter möchte gern dauernd mit ihrem Kinde 
zufammen bleiben und willig Gärtnerei, Viehzudt :c. zu erlernen, wenn fie 
es noch nicht kann. Andere fänden als Schneiderinnenen, Wäfcherinnen, 
Piätterinnen ihr Brot. Wir wollen tüchtige Köchinnen ausbilden. Ferner 
wollen wir die fi eignenden — und dazu eignen fich viele — als Wochen: 
pflegerinnen in Familien ſchicken. — Andere Mütter, die ihr Beruf abfolut 
wieder in die Stadt zwingt, könnten wenigftens ihre Kinder in guter Pflege 
und Erziehung bei uns zurücdlaffen, wenn wir geeignete Anweſen hätten. 

Wir fünnen uns nod nit anfaufen. Die Mitgliederbeiträge brauchen 
wir zu Miete, Anjchaffungen, vorübergehende Unterftügungen ujm. Wir haben 
joeben die erfte größere Summe von Frau Kommerzienrat Helene Hoffmann, 
früher in Hirfchberg in Schlefien, geihentt erhalten. Wenn wir fie zu einem 
Ankauf feitlegen, fo haben mir wieder zu wenig Betriebsfapital. Wir müſſen 
alſo mit der Errichtung von Mütter: und Kinderheimftätten noch warten, bis 
wir weitere Zumendungen in Geld oder vielleicht ein Hausgrundftüd gejchenkt 
erhalten. Wie viele Befigungen ftehen leer — landesherrliche und andere. 
Wenn die Yandesmütter fich doch der Mütter ihres Yandes annehmen wollten! 
Für die Heinen Kinder haben die meiften unferer Fürftinnen ein Herz, meil 
fie jelbft zärtliche Mütter find. Aber den Müttern bringen fie wenig Ber: 
ftändnis entgegen, weil fie ſelbſt behütete Töchter, behütete Gattinnen find 
oder waren. Jede Yandesmutter follte ji aber die Frage vorlegen: Wärft 
Du zufrieden, wenn man Dein Kind von Dir trennte, wenn man fir Dein 
Kind allein forgte — Dich aber um alle Mutterfreuden, dein Kind um alle 
Mutterliebe brädte ? 
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Möchten die verehrten Landesmütter, möchten alle anderen Mütter, die 
ſich dieſe Frage mit der Stimme des Herzens beantworten, unſern Müttern 
und Kindern Heimſtätten bereiten helfen! 

Und wenn einzelne Gemeinden fich ſträuben, Müttern und Kindern 
Raum zu geben, Landeskinder ſind und bleiben ſie doch in jedem Falle. 
Auch aus dieſem Grunde müſſen wir den Schutz der Landesmütter und 
Landesväter anrufen, denen das unehelich geborene Kind genau ſo dient wie 
das eheliche, — und denen die uneheliche Mutter vielleicht noch tauſendmal 
mehr glühende Dankbarkeit entgegenbringt und ihrem Kinde ins Herz pflanzen 
wird, als die wohlgeborene Ehefrau, — wenn nämlich ſie, die müde Gehetzte, 
bei den Landeseltern finden würde, was ſie heute mit wunden Füßen ſucht: 
Schutz und Zuflucht für ſich und ihr Kind. 

Alle Zuſchriften, Angebote, Anmeldungen von neuen Mitgliedern, von 
Pflegeftellen, von Müttern und werdenden Müttern find an Frau Ruth Bre, 
Schriftftelerin, Hermsdorf und Kynaft, Schlefien, zu richten. 

Geldfendungen hiergegen find an den „Schlefiihen Bankverein* Filiale 
Hirschberg, Schlefien erbeten auf das Konto „Erfter deutjcher Bund für 
Mutterſchutz.“ 


* 
FAST ET ——— 





Zur Wöchnerinnenverſicherung in der vSchweiz. 


Von 2, Ster:Brodbed, Bern. 
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Unter den geſetzlichen Beſtimmungen zum Schutze der Arbeite— 
rinnen nehmen diejenigen zum Schutze der Schwangeren und Wöch—⸗ 
nerinnen eine hervorragende Stelle ein. Es gilt dabei nicht bloß 
Gejundheit und Leben der arbeitenden Frau felbft, fondern Leben 
und Gejundheit der Nachkommenſchaft zu ſchützen. Zwar ift diefe 
Erkenntnis verhältnismäßig ſpät gelommen, aber fie bat num in den 
meiften Ländern, in denen Wrbeiterfchußgejeße beftehen, Eingang 
gefunden. Die Schweiz ift mit diefen Schugbeftimmungen voran 
gegangen, und zwar im Fabrifgefeg von 1877 (8 Wochen Ruhezeit, 
wovon mindeitens 6 Wochen vor der Niederkunft und Verbot gewiſſer 
Ichädlicher Arbeiten für Schwangere überhaupt), durch die Inter⸗ 
pretationen find dieſe Beftimmungen mit der Zeit etwas verfchärft und 
endlich durch die vom Bundesrat 1897 aufgeftellte Lifte der für 
Schwangere verbotenen Beichäftigungen ergänzt worden. Diefe 
Forderungen unferes Geſetzes find meitergehend als diejenigen der 
andern Länder; die fantonalen Arbeiterinnenfchußgefege, die nach 
und nad folgten, nahmen diejelben ganz oder teilmeife auf. England 
erließ 1891 eine Ergänzung zu feinem Factory- und Workſhop⸗Geſetz 
mit der Beitimmung, daß die Arbeiterin nach einer Niederkunft vier 
Wochen nicht zur Arbeit dürfe zugelaffen werden; zugleich entftand 
dasſelbe Verbot in Deutjchland. Ungarn erließ fchon 1884 eine 
ähnliche Berfügung und in den Jahren 1892—1900 folgten fulzeffive 
Defterreih, Norwegen, Belgien und die Niederlande, ſodaß heute in 
den meiſten europäifchen Staaten der Schuß wenigſtens auf dem 
Bapier eriftiert. In Frankreich fehlt ein jolcher, obwohl e8 in anderer 
Beziehung im Arbeiterſchutz nicht zurüditeht. 

21 
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Sollte Frankreich am Ende, praltifcher al® andere, vorausge- 
jehen haben, daß e8 mit dem Mrbeitsverbot für Schwangere und 
MWöchnerinnen allein nicht getan fein würde?, daß es nicht genügen 
würde, die Frau in der Zeit vermehrter Ausgaben und Sorgenlaft 
vom Verdienen abzuhalten, wenn man ihr nicht zugleich auch finanziell 
die Möglichkeit fchaffen würde, diefe notwendige und heilfame Ruhezeit 
einzuhalten ohne dabei in Not und Schulden zu geraten? Wollte e8 
vielleicht warten bis e8 imftande wäre bier vorzuforgen ? 

Sedenfall® würde dann Frankreich richtig gefehen haben; denn 
in der Tat haben diefe Beitimmungen allein nicht genügt. Man 
braucht nur die Berichte unferer eidgenöffiichen Fabrikinſpeltoren 
durchzufehen, um fich davon zu überzeugen, daß e8 mit der Durch» 
führung der betreffenden Schugbeftimmungen eine fchwierige und 
ſchlimme Sade ijt. Jahr für Jahr wiederholen fich dort diefelben 
Klagen: auf jedem Wege wird die Umgebung diefer doch fo not— 
mwendigen Borfchriften verjucht. Wie könnte man auch diefen Wider 
ftand der Arbeiterin verdenten? Wann wird fie ihren Verdienſt 
nötiger haben als gerade in diefer Zeit doppelter Ausgaben, ge= 
ſchwächter Gefundheit und des Familienzumachje8 — aber gerade da 
fol fie auf ihre ganze Einnahme verzihten. Wie e8 dabei mit der 
vom Geſetzgeber beabfichtigten Ruhe ftehen mag, ift leicht zu erraten. 
Bleibt die Arbeiterin vom Gejchäfte weg, jo wird fie doch den Verſuch 
machen, nebenbei durch Putzen und Wafchen, durch Handarbeit, ja 
duch ſchwere und zum Teil, weil ungewohnt, fchädlichere Arbeit 
den außfallenden täglichen Verdienft wenigſtens teilmeife zu erfeßen, 
oder fie wird Arbeit in fremden Betrieben nehmen, wo man über 
ihren Zuftand nicht unterrichtet ift. Jedenfalls iſt die beabfichtigte 
Wohltat des Gejehgebers, jelbit da, wo fie anerfannt wird und mo 
man Willens ift die Vorſchriften einzuhalten mißlungen, ja in ihr 
Gegenteil umgefchlagen, und die Einficht ift erwacht, daß um einen 
wirffamen Schuß für Mutter und ind zu erreihen ein Erjaß 
für den Berdienftausfall gefchaffen werden müſſe. Der Auf 
nah „Mutterſchaftskaſſen“ ertönte, erit faum vernehmlich, 
dann lauter und allgemeiner und heute find da und dort Inftitutionen 
ing Beben getreten, ſeien e8 folche privaten oder öffentlichen Charalters, 
welche dieſes Problem zu löſen verfuchen. 

Sn Belgien tauchten ſchon vor Jahren einige Fleine private 
Hülfskaffen auf; ihre Leiftungen variieren ftarf von Fr. 1.50 pro 
Tag bis zum Gefchen? einer Heinen Sleiderausrüftung. Sie jcheinen 
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ein kümmerliches Dafein zu führen; feine von ihnen kann ohne 
wohltätige Beiträge, Geſchenke und „Ehrenmitglieder“ auslommen. 

Ebenfo muß eine Hilfslaffe in Turin zu den Wohltätigfeits- 
anftalten gezählt werden, Sammlungen und Ehrenmitglieder waren 
ihr unerläßlich. Die Auflagen der Staffenmitglieder beftreiten dort 
nicht den dritten Teil der Koften, ohne daß dabei Berwaltungstoften 
mitberechnet wären. Ein anfehnliches Vermächtnis ſoll Ießtes Jahr 
dieſer Kaffe neue Kräfte gegeben haben. 

Ein weitgehendes Projelt haben die Frauen der Bereinigten 
Staaten ausgearbeitet, the American Mothers Birth Insurance Com- 
pany. Der Plan bat große ethiſche und praftifche Tragmeite, ver- 
langt aber eine ungeheure Entfaltung von Mitteln und Kräften und 
eine Beteiligung der weiteften Volksſchichten. Diefe Gefellichaft hat 
nicht nur die Hebung des Proletariates, fondern zugleich die des 
‚gejamten Familienlebens zum Ziel. Deshalb find auch die Leiftungen 
der Kaſſe auf eine Höhe gehoben, welche geeignet ift, Arbeiter und 
Angehörige des Mittelftandes zu ermutigen, ſich frühe fchon einen 
eignen Herd zu gründen. Ueber die Ausführung und Rentabilität 
dieſer Unternehmung fehlen einftweilen Angaben. 

Die Societä delle Opere feminile, deren Sit Mailand ift, hat 
ebenfalls da8 Projekt einer Hilfskaffe ausgearbeitet, welches mit 
diefem Jahr ins Leben treten ſollte. Am befannteften dürfte wohl 
die Inftitution der Mutualits maternelle in Paris fein, die zu Anfang 
der neunziger Jahre, nad) dem Mufter der viel ältern elfäffifchen 
Mutualitö maternelle von Jean Dollfuß in Paris gegründet wurde 
durch die Gemwerffchaften der Arbeiter in Konfektion, Weißwaren, 
Spiten und Stidereien. Sie ift ſchön aufgeblüht und heute weit 
herum verbreitet, aber auch fie hat viele und gut zahlende Honorar: 
mitglieder. Uber alle diefe privaten Mutterfchaftskaffen bilden eine 
Mifhung von Berfiherung und Wohltätigfeit und letztere überwiegt 
fo fehr dabei, daß fie bloß als vorläufiges Aushilfsmittel betrachtet 
werden dürfen. — Auch die Fabrikkrankenkaſſen, von welchen bei 
uns einige Berfuche zur Mutterfchaftsverficherung machten, ftehen 
zum Teil auf dem Boden von Spendlaffen; nur einige wenige unter 
ihnen bieten der Wöchnerin gleich wie den kranken Mitgliedern ein 
regelmäßiges Taggeld über die Dauer der Ruhezeit, die meiften 
begnügen fich mit einer einmaligen Spende, feien e8 Fr. 5, 10, 15, 20, 
ja auch Fr. 40. Die übrigen Krankenkaſſen unſeres Landes ſchließen 
zum größten Teil Frauen von der Mitgliedichaft auß, oder verlangen 
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größere Mitgliedsbeiträge von ihnen, alle insgefamt aber verſchließen 
bis jeßt der Wöchnerin energijch ihre Türen. Sogar eine ganz nur 
für Frauen gegründete mwaadtländifche Krankenkaſſe vertritt diejen 
engberzigen Standpunkt gegenüber der Wöchnerin. 

So fteht e8 mit den privaten Hilfsfaffen und Berficherungs- 
anftalten; man kann fagen, daß fie im ganzen die Frage des Lohn— 
erſatzes ungelöſt lafjen, wenn e8 ihnen auch gelingt der dringendften 
Not etwas zu fteuern. Weiter als fie reichen die ftaatlichen Verſuche: 
die Krankenverſicherung des deutfchen Reiches, der Entwurf Forrer 
zur allgemeinen fchmweiz. Kranken» und Unfallverficherung von 18994 
und endlich das Projekt Rava zu einer von der übrigen Kranken— 
verficherung unabhängigen Mutterfchaftsverficherung für Italien. Sie 
alle anerkennen die Pflicht des Staates, wie für die übrigen Staats 
bürger in ihrer Krankheit, jo auch für die Frau als Wöchnerin ein» 
zutreten. Die deutjche Srankenverficherung gewährt der Wöchnerin 
ein Taggeld von 50 °/o ihres Tagelohnes auf die Dauer von vier 
Wochen — in Preußen wurde diefe Dauer auf ſechs Wochen vers 
längert. — Der Forrerſche Entwurf zur Kranken- und Unfallver- 
fiderung fah eine Kaſſenleiſtung von 60 °/o des Tagelohnes während 
ſechs Wochen vor. Das Brojelt Rava in Italien will während vier 
Wochen °/ı des Tagelohnes ausbezahlen ; diefer Entwurf ift in feiner 
Ausdehnung leider jehr beſchränkt. — Im Hinblid auf die Verſiche— 
rung der Wöchnerin mehr als in jeder andern Hinficht ift e8 zu 
beflagen, daß der Forrerſche Geſetzesentwurf vom Bolfe verworfen 
wurde. Wie ganz anders ftünde e8 heute mit diefem Geſetze um die 
Durchführung des Wöchnerinnenfchußes bei ung ; anftatt deffen haben 
wir noch nichts erreicht, und wir, die urfprünglich in den Schutz— 
beitimmungen für die Arbeiterin am meitelten und entfchiedenften 
voranftanden, ftehen nun in der Frage des Lohnerjfaßes für die 
MWöchnerin hinter Deutfchland weit zurüd. 

Sa, wir find bier zurüdgeblieben und fchreiend Llafft die Lücke 
zwifchen den weitgehenden Forderungen des Fabrikgeſetzes und der 
Unmöglichkeit den Lohnerſatz zu befchaffen. Bei der Wiederaufnahme 
der Vorbereitungen für die Stranfen= und Unfallverficherung und bei der 
Revifion des Fabrikgefeges gilt es nun, diefe Scharte auszuwetzen; 
e8 muß etwas gefchehen. Dieſe Einficht hat fich wohl heute Bahn 
gebrochen, nur über das Wie gehen die Meinungen auseinander. 

Für die Frau der befiglofen Klaſſen ift für die Zeiten der 
Mutterfchaft eine ausreichende peluniäre Verſorgung zu jchaffen, die 
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es ihr ermöglicht, ſich dem neuen Weſen ganz zu widmen und ſich 
ſelbſt die nötige Ruhe zu gönnen, welche vor üblen Folgen der 
Niederkunft Schütt. Oberſter Beweggrund iſt alſo die geſunde, normale 
Entwicklung des Kindes — des künftigen Staatsbürgers. Auch der 
zweite Bemweggrund, die Ruhe für die Mutter hat zu einem großen 
Teil den Charakter vorbauender Borficht für fünftige Schwangerjchaft. 
Ein ungefhwächter und gefunder Organismus allein ift imftande 
eine gefunde und arbeitsfräftige Nachkommenſchaft hervorzubringen. 
Zunächſt handelt e8 fih dann um den Berdienftausfall der Frau 
während diefer Ruhezeit der ſechs Wochen nad einer Niederkunft, 
innert welcher fie als „Wöchnerin“ bezeichnet wird. Die Dauer der 
Ruhezeit ift der Arbeiterin vom Fabrikgeſetz, wie auch von den 
fantonalen Schußgefegen vorgefchrieben und es beiteht fein Zmeifel, 
daß man bei Revifionen hierin nicht zurüdgehen wird. Künftige neue 
Geſetze werden vielleicht noch weiter gehen. Je volljtändiger ein 
Grfaß des Berbdienftausfalles ftattfindet, umfo eher wird die Vorfchrift 
innegehalten werden können, vollftändiger nicht nur in Bezug auf 
die Dauer, fondern auch im Hinblid auf die Lohnhöhe. 

Dem Unternehmer kann nicht zugemutet werden, daß er den 
Bohn über diefe Zeit einfach weiter außrichte. Er trägt feine Ber- 
antwortung für das neue Lebeweſen, wenn auch vielleicht ein Zuſchuß 
zu einer Verſicherung noch gerechtfertigt werden könnte, und wenn 
es heute einen Unternehmer gibt, der dennoch den vollen Bohn über 
die ganze Ruhezeit ausbezahlt, fo ift dies zwar eine jehr anerkennens⸗ 
werte Leiftung feiner Güte, aber ein Rechtsgrundfat könnte daraus 
wohl nicht fonftruiert werden. Eine ſolche Löfung fteht auf dem 
Boden der übrigen Wohlfahrtseinrichtungen, welche gewiß Anerfen- 
nung verdienen, aber für denjenigen, dem fie zu teil werden, zmei 
Seiten haben. 

Die Verantwortung für das Wohlergehen des Kindes Liegt in 
erfter Linie auf Seite der Eltern — in zweiter Linie beim Staate. Diele 
beiden Barteien haben das größte Intereſſe an der normalen Entwidlung 
des Kindes. Die Selbithilfe hat alfo in erfter Linie vorzuſorgen; in der 
Berficherung wird fie durch die Vereinigung Vieler zur gegenjeitigen 
Hilfeleiftung mit gleichen Chancen für Alle, nach der Devije Einer für 
Alle, Alle für Einen. Wo die VBerficherung, wie in den obengenannten 
Brivatinftitutionen, Honorarmitgliedern und mohltätigen Beiträgen 
und Gefchenten einen Teil ihrer Mittel verdankt, wird fie dieſes 
Charakters entfleidet und verliert einen großen Teil ihres Wertes. 
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Sie finkt auf das Niveau einer Art Armenpflege und wird deshalb einen 
großen Zeil der Bevölkerung, und nicht den fchlechteften, zurüdftoßen. 
Aehnliche Inftitutionen follten deshalb nur gejchaffen werden, wo man 
ficher ift, auf Jahrzehnte Hinaus Feine andere Abhilfe erreichen zu 
fönnen, und dann immer nur als Notbehelf. Der Beitrag des Fabril- 
herren an die Fabriffrankenkafjen der Arbeiter unterjcheidet fich hiervon, 
da Schließlich der Fabrikherr doch auch mit für feine Intereffen ein- 
ſchießt. Allein auch das iſt eine Fürforge, die im Werte der Selbit- 
hilfe nicht gleichgeftellt werden kann. 

Diefer Charakter der Selbthilfe und Gegenfeitigkeit, den unfere 
Strantenverficherung heute trägt, jollte der Wöchnerinnenverficherung, 
gewahrt werden. Kann biebei eine ausgedehnte private Krankenver⸗ 
fiherung nicht beftehen, d. 5. rentieren, wie e8 bisher von allen 
Seiten dargeftellt wird, fo ift als natürlicher Helfer derjenige beizu- 
ziehen, der das größte Interefje am Wohlergehen des neuen Staats» 
bürger®, wie de8 ganzen Volkes trägt, der Staat. Der Staat fann 
nicht nur helfen, er bat die Pflicht zu helfen. Er zwingt durch das 
Geſetz die Arbeiterin, die jech® Wochen Ruhezeit einzuhalten, in mweifer 
Sorge für Mutter und Sind. Er fol nun auch diefe Sorge fo weit 
ausdehnen, daß feine Sorgenkinder bei Befolgung der Borfchrift 
nicht Hunger und Mangel leiden müſſen, fonft hört fie eben auf 
eine weiſe zu fein. Durch feine Mitwirkung bat es aljo der Staat 
dahin zu bringen, daß für die ganze Dauer der gefetlichen Ruhezeit 
im Prinzip der volle Bohnausfall durch die BVerficherung gededt 
werden kann. An die ftaatliche Berficherung kann auch die Forderung 
geitellt werden, daß nicht, wie e8 beifpielömweife durch die Statuten 
mehrerer Fabrikkrankenkaſſen gejchieht, die Mütter unehelicher Kinder 
vom Bezug der Wochenbettgelder ausgefchlofien werden ; denn Staat8- 
bürger find auch diefe, Mutter und Kind; warum follte aber für 
des einen Bürger mehr als für des andern Gefundheit gefchehen ? 

Wenn e8 fih nun darum handelt, ob der Staat beſſer daran 
tue, die Mutterjchaftsverficherung felbftändig, nah dem Mufter 
Italiens, oder aber durch Eingliederung in die allgemeine Kranken 
verficherung einzuführen, fo muß dazu folgendes gejagt werden: 

Erſtens wurde ſtets verfichert, daß eine von der übrigen Ber: 
fiherung Iosgetrennte reine Mutterfchaftsverficherung fich fehr teuer 
ftelle, alfo entweder jehr große Opfer fordere oder jehr wenig bieten 
fönne, und e8 fcheint, wenn mir die obengenannten Snftitutionen 
vergleichen, wirklich fo zu fein. Der Kreis der Kafjenmitglieder wird 
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ja dabei ein fehr befchränkter, nur Arbeiterinnen von 18—45 Jahren 
ungefähr würden als folche gelten können. Ferner aber werden fi 
diefelben ſchwer zum Beitritt entfchließen, jo lange fie fich nicht fchon 
Mutter fühlen, Unverheiratete aber würden fich zum Beitritt über- 
haupt nicht entfchließen; einzig dag Obligatorium könnte da helfen. 
Was für Widerftand ein folches aber bei ung gefunden, fteht noch in 
lebhafter Erinnerung; e8 würde damit wohl auch für bloße Mutter» 
ſchaftskaſſen allein nicht befjer fein. Drittens fällt bei Einbeziehung 
in die allgemeine Krankenverſicherung in gerechter Berteilung die 
Laft auf die Schultern beider Eltern. Beide, Mann und Frau, follen 
auch gemeinjfam die Sorge und Berantwortung für die Nachlommen- 
ſchaft tragen, und wenn hiebei der Mann ein gewiſſes Opfer bringt, 
weil durch die etwas vergrößerten Koften fich feine Berficherung um 
etwas weniger teurer ftellen wird, fo darf er dies fröhlich und getroft 
auf fich nehmen. Durch den großen Zuwachs an afjenmitgliedern 
würde fich übrigens die Sache wohl bald ausgleichen. 

Nah dem zulegt Gejagten wären alfo für eine befriedigende 
Löfung der Frage der Wöchnerinnenverficherung folgende Grundfäße 
maßgebend: Selbfthilfe, Gegenfeitigfeit und Staatshilfe bei vollftän- 
digem Ausschluß aller Wohltätigkeit, Erfat des vollen Lohnausfalles 
und über die ganze Dauer der gefetlichen Ruhezeit, gleiche Berück— 
ſichtigung verheirateter und unverheirateter Mütter und gleiche Ber- 
antwortung beider Gejchlechter durch Berficherung in den gleichen 
Krankenkaſſen. 

Es ſei hier gleich beigefügt, daß ein Beiſpiel vollſtändiger Ein— 
gliederung der Wöchnerinnenverſicherung in die Krankenverſicherung 
bei uns geboten iſt durch die Krankenkaſſe des Textilarbeiter⸗ und 
sÜrbeiterinnenvereind Wintertfur. Gleiche Auflagen und gleiche 
Leiftungen für Alle und Behandlung der Ruhezeit der Wöchnerin 
als ordentliche Krankheit find dort vorgejehen und e8 wurden damit 
bis jet gute Erfahrungen gemacht. Allerdings mußte die Bezugs- 
berecitigung, welche an dreimonatliche Mitgliedfchaft für alle gebunden 
war, jpäter für Wöchnerinnen an eine einjährige Mitgliedfchaft geknüpft 
werden, da die Kaſſe fonft zu ftark in Anfpruch genommen wurde. 
Ein folches Hinausfchieben der Bezugsberechtigung bat jedoch bei fo 
vollftändiger Eingliederung in die Sranfenverficherung viel weniger 
zu fagen, als dies in einer bloßen Mutterſchaftskaſſe der Fall wäre, 
wo eine ſolche Beitimmung die ganze Möglichkeit einer Berficherung 
in Frage ftellen müßte. 
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Nachdem das ſchöne Forrerfche Projekt eine zeitlang begraben 
war und ratloſes Schweigen herrfchte, war die erfte öffentliche 
Kundgebung zugunften einer Wöchnerinnenverficherung die Aufnahme 
derjelben auf da8 Arbeitsprogramm des Bundes Schweizerifcher 
Frauenvereine, eine Bundes von zirka 50 Vereinen mit einer Mit- 
gliederzahl von annähernd 15,000. Die Generalverfammlung diejes 
Bundes feste 1903 in Genf eine Speziallommiffion ein und beauf- 
tragte fie, die Frage zu ftudieren und die nötigen Schritte zu unter- 
nehmen. Im Baufe des Winter8 gelangte diefelbe mit einer Betition 
an den Bundesrat, worin fie die Forderungen der Frauen ausein- 
anderjegte und das Berlangen ftellte, e8 möchte die Frau in die 
allgemeine Krankfenverficherung miteinbezogen, die VBerficherung der 
Wöchnerin darin eingegliedert und den Frauen zur Vertretung ihrer 
Intereſſen in diefer Frage Zutritt zu einer vorberatenden Exrperten- 
fommiffion gejchaffen werden. Im Frühjahr 1904 wurde dieſe Ein- 
gabe warm unterjtüßt durch ein Schreiben, daß die Delegiertenver- 
fammlung der ſchweiz. Arbeiterinnenvereine an den Bundesrat richtete. 
In demfelben erklärten fich die Arbeiterinnen voll und ganz mit den 
Forderungen und Ausführungen des Bundes fchweiz. Frauenvereine 
einverftanden. Es ijt dies wohl das erite Mal, daß die jchmeiz. 
Frauen aller Stände fo einmütig und gefchloffen mit ihren Anfprüchen 
an die Behörden gelangten und zeigt, daß bei ihnen allen die 
Dringlichkeit einer wirkſamen Abhilfe lebhaft empfunden wird. Es 
wurde an zuftehendem Orte die VBerficherung gegeben, daß dem betr. 
Verlangen nad) Möglichkeit Folge gegeben werden folle. 

Geither hat im Frühjahr 1905 der ſchweiz. Arbeiterbund die 
Forderung der Wöchnerinnenverficherung in gleichem Sinne ebenfalls 
aufgenommen und fi) damit ein ehrendes Zeugnis ausgeſtellt. Die 
Annahme der betreffenden Sätze geſchah nahezu einftimmig und hier 
mwenigftens fchredte Seiner davor zurüd, das Dpfer einer etwas 
teureren Berficherung auf fich zu nehmen. Erftaunlich ift e8, daß 
bei den Berhandlungen der ſchweizeriſchen Freifinnigen über die 
Kranken⸗ und Unfallverfiherung mweder der Aufnahme der Frauen 
in die Berficherung noch einer Wöchnerinnenverficherung mit einem 
Worte gedacht wurde, wie mwenigjten® aus den Zeitungsberichten 
geichlofjen werden muß. 

Es dürfte fi nun fragen, ob nicht auch bei Reviſion des 
Fabrifgefeges der Lohnerfag für die Wöchnerin geregelt werden 
fönnte? Es ift zwar gefagt worden, daß der Einführungsartifel der 
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Bundesverfaffung ein Eintreten de8 Fabrikgeſetzes auf Lohnfragen 
verbiete; andrerfeit3 wurde geltend gemadt, daß diefer Grundjaß 
eigentlich längft durchbrochen fei. Die Schweiz. Bereinigung zur 
Förderung des internationalen Arbeiterfchuges fcheint in ihrem ſoeben 
aufgeftellten Diskuffionsprogramm die Anficht zu vertreten, daß auch 
im Fabrifgefeß etwas getan werden könnte. Sie fagt in ihren Aus⸗ 
führungen zum Fabrifgefeß: „Namentlich wäre die Trage zu Iöfen, 
in welcher Weife denjenigen Arbeiterinnen, auf welche die fabrif- 
geſetzliche Wartezeit während der Schwangerfjchaft und nach dem 
MWochenbett Anwendung findet, ein ganzer oder teilmeifer Erjat für 
den dadurch entitandenen Lohnausfall gewährt werden könnte“, 
während fie diefelbe Frage im Hinblid auf den VBerdienftausfall der 
nicht dem Fabrikgeſetz unterftellten Arbeiterinnen für die Kranken⸗ 
und Unfallverfiherung miederholt. Jedenfalls könnte zum Min- 
deften im Fabrikgeſetz der Grundſatz feitgelegt werden, dab ein 
Erſatz für den Lohnausfall zu jchaffen fei, in ähnlicher Weife viel- 
leicht wie dieß durch den bisherigen Haftpflichtartifel für die Unfälle 
geihah.! — Außerdem weiſt unjer heutige Fabrilkgeſetz eine Stelle 
auf, welche, wie die Infpektionsberichte bemeijen, von jeher eine Klippe 
bildete, woran die Durchführung des ganzen Artikels Schiffbruch litt. 
Es ift dies die Beftimmung über den Schuß der Schwangeren, welche 
ebenjo vag als undurchführbar ift. Die Frau ift nach ihr gehalten, 
14 Tage vor ihrer Niederkunft von der Fabrik fern zu bleiben. 
Diefen Zeitpunkt kann fie jedoch unmöglich kennen, zu früh will fie 
nicht wegbleiben und da fie überhaupt die natürliche Tendenz bat, 
die vorgefchriebene verdienftlofe Zeit nach Kräften abzukürzen, fo 
bleibt fie bis e8 nicht mehr anders geht. Sie hat damit den erften 
Schritt zur Umgehung des Artilel® getan und wird fich nicht mehr 
i Dieſer Artikel war bereits abgeſchickt, als die von der ſchweiz. Arbeiterſchaft 
beauftragte Redaktionskommiſſion deren eigenen Entwurf zu einem eidg. „Arbeiters 
ichußgejeg“ beendigte und veröffentlichte. Diefe Kommiffion, unjeres Willens aus 
Juriſten beftebend, hat in der Frage des Kohnerfages für die Wöchnerin den Stand 
punkt eingenommen, daß derfelbe direft durch das neu zu jchaffende Fabrikgeſetz 
geregelt werden könne. Sie will den Xohnerjag durch beliebige Berficherungsfafien 
ihaffen und die Verantwortlichkeit für den Beitritt der Arbeiterinnen zu denjelben 
dem Arbeitgeber zuweiſen. Erhält die Arbeiterin durch feine jolche Kaſſe die volle 
Lohnzahlung für die ganze geiegliche Ruhezeit, jo hat der Arbeitgeber den Reft auf fich 
zu nehmen. Gntiprechend diejer Forderung konnte dann auch die gejegliche Ruhezeit 
eine achtwöchentliche, fich auf die Zeit vor und nad der Entbindung verteilende 
bleiben. Bei Weigerung der Krankenkaſſen, die Ruhezeit vor einer Geburt als Krank— 
beit anzunehmen, fönnte nach diefem Entwurf der Yohnerfag für Die DHEIERR 
Zeit vom Unternehmer beanjprucht werden. 
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Tcheuen, diefelbe fortzufegen. Dadurch, daß der Beichluß des Bundes- 
rates vom 5. Juli 1878 fie dann anbhielt, die während der Schmanger- 
Schaft nicht eingehaltene Ruhezeit nach der Niederkunft nachzufeiern und 
alfo dann noch acht Wochen wegzubleiben, ift auch nicht eben Beiferung 
geichaffen worden; der Unterfchied zwifchen Schuß der Schwangeren 
und demjenigen der Wöchnerin ift dadurch noch mehr verwiſcht 
worden. Gerade diefe Spanne der Ruhezeit wird, wenn fie eine 
vorgefchriebene für Alle ift, jchuld daran fein, daß die Frau 
für diefelbe in der Krankenverficherung nicht berüdfichtigt werden 
fann. Wie follten diefe zwei Wochen denn als Krankheit ausgelegt 
werden? — Anders, wenn ein frühes Ausſetzen der Arbeit ein Aus⸗ 
nabmefall märe, durch fchlechtes Befinden oder anormale Kon— 
ſtrultion, ſchwache Konititution, Blutarmut gejchaffen. Dann könnte von 
Fall zu Fall durch ärztlichen Ausweis bezeugt werden, daß eine längere 
Schonzeit vor der Niederkunft nötig, alſo ein Krankheitsfall vorliegt, 
und die Krankenverſicherung könnte dann auch hier in die Züde treten. 

E83 wäre deshalb namentlich im Hinblid auf die Kranfenver- 
fiherung zu begrüßen, wenn die betreffende Beitimmung durch Die 
meit einfachere und Elarere einiger kantonaler Arbeiterinnenſchutzgeſetze 
erfegt würde, welche vorjchreiben, „daß e8 Schwangeren jederzeit 
geitattet fei, auf bloße Abmeldung bin die Arbeit niederzulegen.“ 
Das Fabrilgefeg verbietet ja ohnehin alle gejundheitsgefährlichen 
Arbeiten und folche, welche mit plößlichen und gewalſamen Anftren= 
gungen oder Erjehütterungen verbunden find für Schwangere gänzlich. 
Wenn bier recht ausgebaut würde, möchte wohl die Beitimmung über 
die 14tägige Ruhezeit vor der Niederkunft ohne Schaden verfchwinden. 

Es Steht zu Hoffen, daß die ſchweiz. Frauen nicht erlahmen 
werden in ihrer Arbeit; nicht nur bei den ſchon genannten Gejeßes- 
vorlagen allein, fondern auch bei der in Ausficht ftehenden Gewerbes 
geſetzgebung und bei den Verſuchen zum Schuße der Heimarbeit 
follten je und je die Forderungen des MWöchnerinnenfchuges nur in 
engem Zuſammenhang mit der Vorſorge für den Erfah des Berdienit- 
ausfalles behandelt werden. Die Hauptaltion wird fich allerdings auf 
die Kranken⸗ und Unfallverficherung wenden müffen, und e8 ift dringend 
zu wünfchen, daß die Beitrebungen der Frauen nicht wie bisher vom 
Arbeiterbund und der fozialdemofratifhen Bartei allein aufgenommen, 
fondern daß auch Hilfe von andern Barteien aus geleiftet werde. Troß 
nicht zu verlennenden Schwierigkeiten follte e8 möglich fein, etwas 
Ganzes und Befriedigendes zu jchaffen. Where is a will, there is a way- 


Eine nene Schrift über die Arbeiterfrage 
in Rußland. 


Von Privatdozent Dr. 3. Goldſtein, Zürich. 


Die Preffe ift in den letzten Monaten voll von entjeßlichen 
Schilderungen über die innere Lage Rußlands geweſen. Nun ift 
freilich während der Tagung der Duma wieder für einige Zeit Ruhe 
eingetreten; man bat e8 aber leider verfäumt, diefe Zeit zur Durdh- 
führung einer Reihe von Maßnahmen zu benüßen, welche die durch» 
aus berechtigte Unzufriedenheit der Arbeiter mit ihrer elenden Lage 
mwejentlich herabzumindern imftande wären. 

Das Scriftchen, das ich hier befprechen möchte (e8 trägt ben 
Titel: „Bedürfnifje und Bedrängniffe der Arbeiter» 
klaſſe in Rußland“ — ruffifh: „Nuschdi rabotschawo klassa w 
Rossi“ — und ift von Dr. 3. Oſeroff, ordentlider Profeſſor an 
der lIniverfität Moskau verfaßt) verdient eine größere Aufmerkſamkeit 
fchon deshalb, weil e8 nur wenige Wochen vor den blutigen Ereig- 
niffen in Moslau (da8 letzte Vorwort des Berfaflers ift mit dem 
25. Oftober (7. November) 1905 datiert) erfchienen ift. 

Die raſch wachſende Induſtrie, beginnt Dferoff feine Schilde: 
rungen, jchafft neue Kräfte — eine Arbeiterflaffe mit ihren eigenen 
Intereffen. Die alten patriarchalifhen Beziehungen zwifchen den 
Arbeitern und Unternehmern verfchwinden auch in Rußland und 
ihre Stellung nimmt die vertragsmäßige Regelung des Arbeitsver- 
Hältniffes ein, wobei der fogenannte freie Arbeitsvertrag bei der 
tatfächlicden Geftaltung der Dinge in Rußland leider faſt immer zu 
einer leeren Fiktion wird. 

Und fo ift der ruffifche Arbeiter faktifch völlig wehrlos. Denn 
viele Beitimmungen der Arbeiterfchußgefeßgebung eriftieren für ihn 
nur auf dem Papier. Der Arbeiter darf 3. B. die Ueberzeitarbeit 
verweigern. Er hütet fich aber wohl, von diefem Recht Gebrauch zu 
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machen, um nicht „berauszufliegen“* Das Geſetz fchreibt vor, 
daß die Akkordſätze bekannt gegeben werden müſſen. In Wirklichkeit 
wird aber der Akkordlohn ſehr oft nach freiem Belieben der Werk— 
meifter erft nach Ablieferung der Arbeit feſtgeſetzt, jo daß die Arbeiter, 
um nicht am Hungertuche nagen zu müjjen, einen großen Teil ihres 
Berdienftes zur Beftechung der Werlmeifter verwenden müffen. Und 
was noch fchlimmer ift, der Arbeiter fteht der Willlür feiner Vor- 
geſetzten völlig rechtlo8 gegenüber. Denn jede: lage und insbefondere 
felbftverftändlich. die Bejchwerden an die Fabrikinſpektion wird als 
Berbrechen angerechnet, daß bei der erjten pafjenden Gelegenheit mit 
Entlaffuhg beftraft wird, wobei manche Werkmeiſter ihre Graufamtfeit 
noch fo weit treiben, daß fie die ihnen verhaßten Arbeiter gerade 
zu einer Zeit auf die Straße werfen, wenn die Arbeitslofigleit mit 
allen ihren Schreden bejonders grajfiert. 

Sehr viel beflagen fich ferner ‚die Arbeiter über die Willkür 
der Meifter bei der Ermittlung der Ausſchußware. Bon 150 Stüd 
werden 40—60 angeblich als untauglich zurüdgemiefen und nicht 
bezahlt, während man fie fpäter doch verwendet. Bellagen fich die 
fo betrogenen Arbeiter, jo wird ihnen von der Fabriladminiftration 
die Antwort zu teil: der Werkmeifter könne dafür nicht verantwortlich 
gemacht werden, daß die angebliche Ausjchußmware in einer andern 
Abteilung doch zur Verwendung gelangte. 

Die leichteften Arbeiten werden dabei fyjtematifch den Verwandten 
der Werkmeiſter und deren Lieblingen, die fich gut auf das Schmieren 
verstehen, zugefchoben, während diejenigen, die fi auch nur einmal 
duch etwas mißliebig gemacht hatten, die fchmwierigften und am 
Ichlechteften bezahlten Arbeiten zu verrichten haben. Auch genieren 
fih manchmal die Werlmeifter nicht, die Arbeiter zu prügeln oder 
ihre Arbeitszeit auszunügen, um Gegenftände zum eigenen Gebrauch 
— ohne Entlohnung — anfertigen zu laffen. Noch mehr werden 
diefe Gegenfäße durch die Tatſache verfchärft, daß die Werfmeifter 
ſehr oft Ausländer find und daher die Sprache des Arbeiters nicht 
ganz beherrfchen. Dadurch werden ſelbſtverſtändlich Mikverftändniffe 
unvermeidlich. Sein Wunder, daß einer der befragten Arbeiter feine 
Stimmung in diefer Hinfiht dahin formulierte: „Der Werl: 
meifter ift unfer ®ott* (©. 32). 

Es ift ferner leicht erflärlich, dak unter diefen Umftänden bei 
den Arbeitern ſich eine umfo größere Unzufriedenheit anfammelte, 
als, während man ihren Organifationen möglichft viele Hinderniffe 
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und Verbote in den Weg legte (es genügt daran zu erinnern, daß 
man fogar die Gründung von Unterftüßungslaffen gegen Krankheit, 
Unfall zc. oft unter den nichtigften Vorwänden verboten hat), die 
Unternehmerverbände, obwohl fie gejeglich verboten find, von der 
Regierung mit liebevoller Zuvorlommenheit behandelt werden. 

Ausgezeichnet wird die dadurch bewirkte erbitterte Stimmung 
duch die Ergebniffe einer Umfrage charalterifiert, welche Profeſſor 
Dferoff unter den Moskauer Arbeitern vorgenommen bat. Faft alle 
befragten Arbeiter berichteten, daß die Fabrifadminiftrationen feine 
beftimmten Stunden zur Entgegennahme von Beſchwerden der Arbeiter 
feftfegen. Die kollektiv eingereichten Beſchwerden werden äußerft 
chief angefehen; und wenn fchon die Befchwerbe des einzelnen Arbeiter 
über das ihm mwiderfahrene Unrecht faft immer zur Entlaffung und 
zur Eintragung in die ſchwarzen Liften führt, weil man die fich über 
das ihnen gejchehene Unrecht beflagenden als „gefährliche Ele- 
mente“ betrachtet, jo ergeht e8 den Delegierten der Arbeiter ſelbſt⸗ 
verftändlich noch bei weitem ſchlimmer, indem fie die erften find, 
welche entlaffen werden, weil man „die zu viel wiſſenden 
nicht haben mag“ (S. 29) oder, weil man fie einfach ala Auf- 
wiegler und Heber betrachtet (S. 30). 

„Die Fabrilsdireltion*‘, fchreibt einer der befragten Arbeiter, 
„behandelt ung ſehr ſchlecht. Sie hält ung nicht für Menfchen.“ „Sie 
will“, erflärt ein anderer, „fich auf feine Geſpräche einlaffen, und 
wenn Du mit etwas unzufrieden bift, fo gibt man Dir die Antwort: 
geh doch, an deine Stelle fommen genug andere!“ „So ift für ung“, 
fchreibt ein dritter Arbeiter, „der gefeßliche Weg verjperrt.” Und ein 
Bierter berichtete: „Geſchieht uns ein Unrecht, jo handeln wir jehr 
einfah. Entweder wir betrinten uns bis zur Bemußtlofigfeit mit 
Schnaps oder wir weinen, ohne daß die Augen troden werden, jo 
Tange, bis uns ein beſſeres Los zu teil wird.“ 

Und ein anderer der befragten Arbeiter berichtete: „Wir können 
uns bei Niemand bejchweren; mwillft dich fügen, dann fannft bleiben, 
nicht — dann gebe... .... Und wenn man die einzige Wahrheit 
Tagen fol, jo werden alle unfere lagen und alle uns getane Bes 
leidigungen nur von dem Donner der Räder unb von den Ziegel: 
mauern angehört, in denen wir ung befinden .. . . Eine unfichtbare 
Kraft faugt unfere Säfte aus und vernichtet unfere Gefundheit, und 
Alles ift jo geftaltet, daß man Niemand findet, an den man fi um 
Hilfe wenden könnte“. 


Aber nicht nur von feiten der Fabrikleitung haben die Arbeiter 
einen ſchwern Drud zu erleiden. „Bei Mißverftändnifien“, berichtet 
einer der Befragten, „telephoniert die Fabrikleitung an die Polizei, 
und wir merden dann zur Mrbeit gejagt, wie früher die leib- 
eigenen Bauern; und wer von den Arbeitern zu bemeijen jucht, daß 
auch er ein Menſch fei, der wird als Sozialift auf der Polizei- 
ftation eingefperrt. Und fo hat man uns dem Adel weggenommen 
und den Fabrilanten (als Veibeigene) zugefchrieben“. Außerdem haben 
die Polizei- und die höheren Verwaltungsbehörden die Erbitterung 
der Arbeiter gegen die Regierung ſehr oft noch dadurch gefteigert, 
daß fie den Fabrilanten vorfchrieben, diefen oder jenen Arbeiter nicht 
zu befchäftigen, diefe oder jene Forderungen der Arbeiter unter feinen 
Umftänden zu bemilligen u. a. m., wodurd die Arbeiter jelbitver- 
ftändlich auf die Arena der politifchen Tätigleit gedrängt wurden, 
wie da8 aus folgendem verzmweifeltem Ausruf eines der befragten 
Arbeiter hervorgeht: „Zum Schuße der Tiere eriftiert ein Tierfchuß- 
verein; für uns aber: die unterdrüdten Arbeiter, gibt e8 nichts der- 
artige®, und wenn etwas ähnliches auch eriftiert, jo willen wir 
nicht8 davon“ (S. 37). 

Und das alles repräfentiert die Stimmung der Arbeiter in 
Moskau, wo ſchon die Anjammlung großer Arbeitermaffen die 
Fabrifanten und ihre Verwalter zur Borfiht mahnt. Um mieviel 
ſchlechter aber fich in diefer Hinficht das Verhältnis der Unternehmer 
zu den Arbeitern in der Provinz geftaltet, läßt fi aus folgenden 
Schilderungen eines der befragten Arbeiter erſehen: „In der Stadt 
arbeitet man weniger als in der Provinz, und die Arbeit wird bier 
beffer bezahlt; denn in der Provinz arbeiten Leute auß den nme 
liegenden Dörfern, ein furchtjames und zahmes Volk: fie fürchten 
fih ſchon vor einem barſchen Wort de8 Fabrifanten oder des 
MWerkmeifter8 und find — bei einer Drohung mit Polizei — bereit, 
beinahe gratis zu arbeiten. Und auf alle Befchwerden des Arbeiters 
gibt ihm dort die Adminiftration die Antwort, daß er e8 im Jenſeits 
beſſer haben werde und daß jeine Leiden ihm dort als Tugend an⸗ 
gerechnet würden. ch aber faufte mir, um die Sache zu prüfen, 
das Bild des jüngjten Gerichte und bemerkte darin, daß wir auch 
in die Hölle in den lebten Reihen einziehen. Ich weiß aber aus 
Erfahrung . . ., daß e8 am Rande des Feuer am heißeſten ift, und 
ich glaube daher, daß wir auch in der Hölle es heißer haben werden 
als die Herren Fabrikanten“ (S. 37). Uebrigens haben e8 die unge 
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lernten Arbeiter auch in Moskau nicht viel befjer. Denn die Tages 
löhner („Schwarzarbeiter“, wie man fie in Rußland nennt) arbeiten, 
mie daß von einem der befragten Ürbeiter feftgeftellt wird, von 
6'/. Uhr morgens bis 9 Uhr abends, wofür fie einen Tagelohn von 
40 bis 60 Kopeken (Franken 1.04 bis Franken 1.56) erhalten. 
„Auch fie find ganz wehrlos, wie junge Kälber“ berichtete darüber 
einer der Befragten. Fügt man diefem Hinzu, daß die Arbeiter auch 
bei ihren Klagen wegen Entſchädigung bei Unfällen u. a. m. fehr oft 
die Prozeſſe verlieren, weil die Zeugen aus Angft, ihre Stellung zu 
verlieren, die Ausſagen vor Gericht verweigern, jo wird man das 
Reſumsé, welches Profeffor Dferoff aus den Antworten der befragten 
Arbeiter zieht, mit rubigem Gemiffen unterfchreiben fönnen. Und 
dieſes Fazit lautet, daß die rechtlofe Atmofphäre, welche den ruffifchen 
Arbeiter von allen Seiten umgibt, wobei auch das Vertrauen zu den 
Gerichten allmählich untergraben mwurde, bei den Arbeitern nicht 
nur da8 Gefühl der Erbitterung und Verzweiflung, fondern auch die 
Ueberzeugung gezüchtet bat, daß fie nur mit Hilfe der Gewalt fich 
helfen können (©. 45). 

Es würde mich zu weit führen, wollte ich bier ausführlich die 
Anfichten wiedergeben, welche die befragten Arbeiter Moskaus noch 
vor drei Jahren darüber äußerten, mit Hilfe welcher Maßnahmen 
ihre troftlofe Lage gebeffert werden fünnte.: E8 genügt darauf hinzu- 
mweifen, daß fie noch vor drei Jahren im Großen und Ganzen nur 
äußerft bejcheidene Reformen verlangten, wie 3.8. Einrichtung von 
Arbeiterausfchüffen (hauptſächlich behufs Einfchränfung der Mik- 
bräuche der Werkmeiſter), Freiheit der gewerkſchaftlichen Organifation, 
Schaffung eine Organs für Stellenvermittlung, Befferung der Ber- 
fehrögelegenheiten behufs Linderung der Wohnungsnot und Ber- 
mehrung der Bildungsgelegenbeit. In letzterer Hinficht verdient die 
Tatfache hervorgehoben zu werden, daß die Bildungsfeindlichkeit der 
Bolizei und der höheren Bermwaltungsorgane manchmal fo weit ging, 
daß man an die Fabrikleitungen das Berlangen ftellte, die in den 
Sonntagsſchulen größere Erfolge aufweifenden Arbeiter aus der 
Fabrik zu entfernen, „weil die Regierung ſonſt nicht in der 
Bage fei, die Ruhe zu garantieren“ (S. 57). — Die höheren 
Spbären blieben aber, wie Oſeroff auf S. 8 hervorhebt, obwohl ihnen 
die erbitterte und verzweifelte Stimmung der Arbeiter lange befannt 
war, leider völlig taub und vermeigerten auch die bejcheidenften 
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Reformen. Und fo blieben auch die bejcheidenften Wünfche der 
Urbeiter bis in die neuefte Zeit unerfüllt. 

Hoffentlich wird die Goßdarſtwennaja Duma,! eingedenf ber 
legten Ereigniffe in allen Induftriezentren Rußlands, da8 Tempo 
der fozialen Reform zu bejchleunigen ſuchen. Abgefehen von einer 
weitgehenden Koalitions⸗ und Breßfreiheit und Gewährung einer 
wirkſamen Bertretung der Arbeiterintereffen in der Reichſsduma 
müßte man, meiner Anficht nad, zunächſt die Heranziehung zur 
Fabrikinſpektion der Delegierten der Arbeiter refp. der Arbeiter- 
organifationen durchfegen, weil die ruffifche Arbeiterfchaft gegen- 
wärtig der Fabrikinſpektion leider fein außreichendes Vertrauen ent» 
gegenbringt. Anfangs könnte man fich vielleicht mit Anftellung von 
3—4 Dutzend foldder Affiftenten begnügen, was bei einem Jahresgehalt 
von 1200 Rubel (zirka 3000 Franken) eine jährliche Gefamtausgabe 
von zirka 50,000 Rubeln ausmachen würde. Zweitens müßte man, 
angeficht8 der furchtbaren Mißbräuche, welche fich die Werkmeiſter 
u. d. m. den Fabrifarbeiterinnen gegenüber erlauben, eine größere 
Anzahl von Frauen in die Fabrikinfpektion aufnehmen. Zunächſt 
fönnte man fi) mit Anftellung eines halben Dutzends von Verztinnen 
mit einem befcheidenen Gehalt von 2400 Rubel (zirka 6000 Franken) 
und eines Dußend von intelligenten Arbeiterinnen mit einem Jahres- 
gehalt von 1200 Aubel (zirfa 3000 Franken) begnügen, was wiederum 
nur eine ganz befcheidene Ausgabe von zirka 30,000 Rubeln ver- 
urfachen würde. 

Außerdem müßte man unverzüglich zur Errichtung von Schieds⸗ 
gerichten und Einigungsämtern in allen größeren Induſtriezentren 
Rußlands fchreiten, was feine Belaftung des Staatsbudget® ver— 
urfachen würde, fofern die Koften der Unterhaltung diejer Inſtitu— 
tionen zur Hälfte von den Städten und Bandfchaften (Semftwo), zur 
anderen Hälfte von Fabrilanten und Arbeitern erhoben würden. 

Käme dazu eine erhebliche Berbefjferung der äußerft mangel- 
haften Arbeiterfchuß- und Arbeiterverficherungsgejeßgebung Hinzu, fo 
fönnte die weitere Entwidlung Rußlands wahrſcheinlich fchon in den 
nädjten Jahren friedliche Bahnen einschlagen. 

Geichieht das aber nicht, dann wird die Partei der „phyfilchen 
Gewalt“, wie das in England während der Chartiftenbemegung fo 


' Der vorliegende Aufſatz wurde noch vor der Auflöfung der Duma der 
Redaktion übermittelt. Die Redaktion. 
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winnen, und Rußland auf Jahre hinaus, wie feinerzeit England, in 
einen Zuftand der chronifchen Anarchie verfinken. 

Die leitenden StaatsSmänner Rußlands follten fi doch nicht 
dem äußerſt gefährlihden Wahn Hingeben, als ob die Revolution 
durch Niederwerfung der bisherigen Aufftände gu Ende fei. Denn 
fo lange wenigftens die dringendften Bedürfuiffe der Arbeiterflafje 
unbefriedigt bleiben, wird Rußland noch jahrelang einen Bulfan dars 
ftellen, der jeden Augenblid eine Kataftrophe heraufbeſchwören kann. 


— 


Der Schweizeriſche Grütliverein 
im Jahre 1905. 


(Aus dem Berichte des Bereinsjefretariates.) 


Der Grütliverein hat auch im Berichtsjahre wieder an Sektionen 
und Mitgliedern abgenommen. Die meiften der erftern waren aller- 
dings ſchon längſt welke Glieder. Wir haben uns im leßten Bericht 
über die Gründe des Rüdganges des Grütlivereind ausgeſprochen. 
Diejes Jahr nun haben wir die Gegner de Grütlivereins mit eigenen 
Augen an der Arbeit gefehen, und es wundert uns faft, daß derfelbe 
troßdem noch aufrecht fteht. Die meiften der früher geltend gemachten 
Gründe lafjen wir ftehen ; vor allem ift zu betonen, daß die zentralifierte 
Machtitelung der Arbeiterunionen die Bedeutung der politifchen 
Bereine lahmlegt; wir erwähnen ferner die einfeitige Betonung der 
gewerkichaftlichen Organifation durch eine ganze Anzahl von führenden 
Berjonen, die Gründung von politifhen Konkurrenzvereinen gerade 
an den Orten, wo Grütlivereine beftehen, die Befehdung des Ver— 
bandsorgang, die Leifetreterei vieler Zolalblätter und Führer gegen 
über der modernen, verfeinerten anardiftifchen Propaganda, das 
Zufchneiden unferer Bolitit nach ausländiſchem Mufter, da8 Fehlen 
des Berantmwortlichleitsgefühls bei vielen Beuten, der Egoismus, die 
Politik des perfönlichen Erfolges auf lofalem Gebiete, da8 Schweigen 
vieler Genofjen, welche früher mit Kraft und Wärme für den Grütli- 
verein eingetreten find, und das ftille, aber ſyſtematiſche Wirken der 
Bolalblätter-ntereffenten gegen die Grütlivereine. Speziell in ber 
Weſtſchweiz vernacdläffigen die Führer der Städte die politifche 
Drganifation auf dem Lande, deren Träger einzig die Grütlivereine 
find, in unverantwortlicher Weife durch ihre Untätigkeit. Man kommt 
vielfach davon ab, eine energifche fozialiftifche Reformpolitik zu treiben, 
welche unferem Bollscharakter, dem ſchweizeriſchen Temperament 
und unfern demofratifchen SInftitutionen entfpridt. So fommen 
Unficherheit und Zerfahrenheit zur Geltung, und der Gegner benußt 
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die Zeit gefchictt, zu ernten was nur möglich ift. Sind daß auch 
nur vorübergehende Erjcheinungen, fo ift ihnen alle Aufmerkſamkeit 
zu ſchenken, damit unfere Sache nit Schaden, ſchweren Berluft 
erleidet. Wenn der Schmweizerifche Grütliverein je eine ſchwierige 
Aufgabe vor fich Hatte, fo ift e8 jet der Fall, und wenn er feine 
fturmerprobte Fahne gerade heute auf den Sammelplat ftellt, jo tut 
er die Pflicht, die ihm feine ruhmvolle Tradition gebietet. 

Der Schmweizerifche Grütliverein hat die Gewerkſchaftsbewegung 
je und je gefördert, zahlreiche folcde Organifationen gegründet, opfert 
jährlich durch feine Sektionen taufende von Franken für die mirt- 
ſchaftlichen Kämpfe; er verdient e8 nicht, daß er belohnt wird mit 
den hundertfältigen Ausreden zum Austritt, wie wir fie zu hören 
Gelegenheit hatten. Er verdient e8 noch weniger, wenn man ihn 
berabjegt, lächerlih macht, jchnöde behandelt, feinen Berfammlungen 
oftentatif fernbleibt. Was hilft uns der große gewerkichaftliche Auf- 
ſchwung, wenn er Hand in Hand geht mit dem Niedergang der 
politifchen Organifation, mit dem Rüdgang des Grütlivereing und 
dem Stillftand in der PBarteil Der gewerkſchaftliche Kampf — führte 
vor kurzem treffend ein meitfichtiger Genoſſe aus — ift ein Kampf 
um den Anteil am Arbeitsertrage. Wenn die Gewerkſchaften für 
ihre Mitglieder höhere Löhne erringen, jo wird der Mehrwert dadurch 
nicht befeitigt, denn er hängt nicht ab von der Lohnhöhe, jondern 
vom Preife des Produktes. Auf den Preis aber haben die Gewerk— 
Ichaften feinen Einfluß; er wird auch nicht mehr in allen Fällen 
durch Angebot und Nachfrage beitimmt, fondern durch Unternehmer: 
vereinigungen — Sartelle, Syndikate — jeltgefeßt. So find die 
Unternehmer in der Lage, aus einem Streil, der den Ürbeitern eine 
Lohnerhöhung brachte, Vorteile in Geftalt von Preiserhöhungen zu 
ziehen, wie e8 tatfächlich ſchon vorgelommen ift. Alſo nicht der 
Unternehmer zahlt den höheren Lohn aus feinem Anteil am Arbeits- 
ertrage, jondern die Konfumenten müffen ihn zahlen, ja der Anteil 
des Unternehmers am Arbeit3ertrage ift fogar geftiegen. Obgleich 
in manchen Berufen der Arbeitslohn erheblich geitiegen iſt, hat doch 
die Macht des Kapitals zugenommen, denn die Produktivität der 
Arbeit hat fih in viel höherem Maße gefteigert wie der Lohn. Auf 
der anderen Seite ift die Kaufkraft des Geldes gejunfen, jo daß fich 
die joziale Lage der Arbeiter troß höherer Löhne nicht gehoben bat. — 
Was durch die Gewerfichaften an Lohnerhöhungen durchgefeßt worden 
ift, fommt nur einem Teil der Arbeiter zugute. Für die gefamten 
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Zandarbeiter, ebenfo für den größten Teil der Hülfsarbeiter konnte 
die Gewerkſchaftsbewegung bis jetzt nichts erreichen. Oft ift Die 
Differenz zwifchen den Löhnen der Hülfsarbeiter und denen der 
gut bezahlten Facharbeiter jo bedeutend, daß die lefteren ihrem Ein- 
fommen nad dem Kleinbürgertum näher ftehen wie dem Broletariat. 
Auf diefen Umftand fpekulieren gemifje bürgerliche Nationalölonomen, 
die den gutbezahlten Arbeitern einzureden juchen, daß fie nicht die 
gleichen Intereſſen haben wie die ſchlecht entlohnten Hülfsarbeiter. 
Diefe bürgerlichen Nationalölonomen treten deshalb für die Gemerf- 
ſchaften ein, um die Arbeiter von ihrer Klaſſenbewegung fernzuhalten. 
Damit ſolche Bemühungen nicht gelingen, muß in den Gewerkſchaften 
immer und immer wieder den Arbeitern gezeigt werden, daß fie alle 
zu der großen Mafje gehören, die vom Sapitalismus ausgebeutet 
wird, und dab eine wirkliche Hebung der Lage der Arbeiter nur 
dadurch zu erreichen ift, daß das Privatlapital aus dem Produltions⸗ 
prozeß außgefchaltet wird. Die Struktur der Gejellichaft muß den 
Ürbeitern Par gemacht mwerden, damit fie zur Erkenntnis ihrer 
Klaſſenlage kommen. — Daß die Gewerkſchaften nur für einen Teil 
der Arbeiter Zohnerhöhungen erreichen fonnten, die ſchließlich durch 
Preisfteigerung der Bedarfsartikel, durch Steuern und Zölle u. f. m. 
mieder ausgeglichen werden, daß ijt natürlich nicht die Schuld ber 
Gewerlichaften. Niemand kann ihnen daraus einen Vorwurf maden. 
Das iſt eine Tatfache, die uns zeigt, daß die Gewerkſchaftsbewegung 
bie kapitaliſtiſche Gefellihaft, welche die Arbeiter ausbeutet und 
unterdrüdt, nicht aufheben kann. Trotzdem ift die Gemerkichafts- 
bewegung notwendig, aber es iſt auch notwendig, daß den Arbeitern 
Har gemacht wird, daß wir ohne politifche Tätigkeit nicht aus der 
fapitaliftifchen Gejellichaft herauskommen. Durch den politischen 
Kampf wollen wir nicht um den Anteil am Wrbeitsertrage mit den 
Unternehmern ringen, fondern durch ihn wollen wir den Kapitalismus 
überhaupt befeitigen. Unfer großes foziales Ziel muß auch die Richt: 
fchnur der Gewerkſchaften fein. 

Um einen Hauptvorwurf gegen die Grütlivereine zu entfräften, 
will daß Zentrallomitee durch die kommende Statutenrevifion den 
Berein verbilligen. Freilich wird der tägliche „Grütlianer“, der im 
Berichtsjahre in Ausficht genommen wurde und hoffentlich nächſtens 
endlich ins Leben tritt, den Ausfall wieder erjfegen. Aber dafür hat 
der Genoſſe ein politifches Blatt, das ihm lieb und teuer werden 
wird und das berufen ift, dem heutigen Wirrwarr in unferm 
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politifchen Barteileben abzuhelfen und damit auch eine indirelte 
Stüße unferer Gemwerlichaftsorganifationen zu werden. 

Im Berichtsjahre reſp. bis 1. April a. c. haben fich aufgelöft 
die 12 Sektionen Schwyz, Sulgen-Strabolf, Obergösgen, Gernier, 
Küsnaht (Zürich), Huttwil, Eſchenbach (Luzern), Rebitein, Goßau 
(St. Gallen), Münchenbuchfee, Thalwil, Höngg, melde zirka 150 
Mitglieder zählten. Man hört bei der Liquidation überall das gleiche 
Lied; eine Ausnahme machen hauptſächlich die Zürcher Sektionen: 
fie werden zu „ſozialdemokratiſchen Mitgliedfchaften“. — Die Mit- 
glieder der genferifchen Sektion Garouge, welche nie lebenskräftig 
war, ſchloſſen fi der Seltion Genf und diejenigen der Sektion 
Aarwangen der Sektion Bangenthal an. 

Neue Sektionen find entftanden an folgenden fieben Orten: 
Wängi (Thurgau), Ober-Endingen, Klingnau, Muhen, Kölliten 
(Aargau), Selzach (Solothurn) und Surfee (Luzern). Letztere ift 
vor kurzem wieder entjchlafen. 

Die Gefamtzahl der Seltionen ift demnach von 291 auf 282, 
alfo um neun, zurüdgegangen. 

Mitgliederbemegung. Nach der Statiftil, deren genaue 
Durdführung infolge der Gleichgültigkeit der Sektionen jehr erfchwert 
wird, find im Berichtsjahre 1640 Mitglieder eingetreten und 396 
zugereift, jo daß fich ein Total des Zuwachſes von 2036 ergibt. — 
Abgereift find 1003, ausgetreten 759, geftorben 134, ausgeſchloſſen 
wurden 249 Mitglieder, zufammen 2145, fo daß fich eine Ber- 
mehrung von 8 Mitgliedern herausftellt, wenn man nur die beftehenden 
Sektionen mit ihrer teilmeife veränderten Mitgliederzahl ins Auge 
faßt und die Mitglieder der neugegrüdeten Seltionen (117) mit in 
Berüdfihtigung zieht. 

Bugenommen haben folgende 11 Kantone: Uri 23, Schwyz 28, 
Zug 3, Freiburg 6, Zürich 4, Bajelftadt 22, Solothurn 1, Bafel- 
land 62, Yargau 96, Thurgau 2, Waadt 28, zufammen um 275 
Mitglieder. 

Abgenommen haben folgende 12 Kantone: Luzern 15, Nid— 
mwalden 2, Glarus 4, Schaffhaufen 23, Appenzell A.-Rh. 18, Appens 
zell J⸗Rh. 10, St. Gallen 52, Graubünden 15, Teffin 2, Neuenburg 24, 
Genf 13, Bern 89, zufammen um 267 Mitglieder: 

Bieht man aber einen Vergleich mit der Statiftif des Vorjahes, 
in welcher die 12 eingegangenen Seltionen noch figurieren, fo ändert 
fih das Bild: 
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Mitgliederbeitand am 31. Dezember 1904 8732 
r 31. 1905 7454 
Mitgliederrüdgang (im Vorjahre 110) 138 

Bunahme und Abgabe ergeben aljo in Tat und Wahrheit in 
den Kantonen folgendes interejjante Bild: 

Bugenommen haben 7 Kantone um 252 Mitglieder und zwar: 
Uri 22, Schwyz 17, Freiburg 6, Bajelftadt 22, Bafelland 57, Aargau 93, 
Waadt 35. 

Abgenommen haben 17 Kantone um 390 Mitglieder und zwar: 
Zürich 39, Bern 103, Luzern 35, Nidwalden 2, Glarus 4, Zug 6, 
Solothurn 2, Schaffhaufen 24, Appenzell A.-Rh. 18, Appenzell J.Rh. 7, 
St. Gallen 76, Graubünden 15, Thurgau 6, Teifin 2, Wallis 3, 
Neuenburg 32, Genf 16. Differenz: 138. 

Diskuffions- und Unterrichtswejen. Bon den Sektionen, die 
überhaupt bezüglicde Angaben machten, wurden laut Statiftif ins- 
gefamt 3557 (im Borjahre 3901) Sigungen und Diskuffionen, ſowie 
411 (im Borjahre 380) Vorträge und Berfammlungen abgehalten. 

Was das Unterrichtsweſen betrifft, jo wurden im ganzen 
erteilt: 

164 Stunden in der franzöftfhen und andern Spraden, 





28 = in Verfaffungs- und Geſetzeskunde. 

180 re in andern Fächern, 
1409 * im Deklamieren (inkluſſive Theaterproben), 
2591 z im Turnen, 
2839 — im Geſang. 


Außerdem fanden 355 Schießübungen ſtatt. 

Bibliotheksweſen. Teils zur Gründung, teils zur Erweite— 
rung beſtehender Vereinsbibliotheken erhielten auf Rechnung des 
Bibliothekfonds die Sektionen Bücher im Werte von zuſammen 
Fr. 400.—. Der Fonds beträgt Fr. 4483. 64. 

Unterftüßungen auß der Hülfskaſſe. Es wurden im 
Jahre 1905 49 Mitglieder mit zufammen Fr. 3880 unterftüßt. 

Der Fonds Hatte am Schluffe des Berichtsjahres einen Beitand 
von Fr. 6008. 20. 


Soziale Chronik, 


Bewegung des Mittelffandes. 

Schweiz. In der diesjährigen Delegiertenverfammlung des Schweizer. 
Semwerbevereind wurde u. a. über die „Genoſſenſchaftlichen Beftre: 
bungen“ verhandelt und in Sachen folgende Refolution gefaßt: 

1. Die genofjenjhaftlihen Beitrebungen find zur zeitgemäßen Hebung 
der Gewerbe und mit Rüdficht auf die materielle und ideelle Förderung der 
Bereinstätigfeit grundfäglich zu begrüßen. Die Fahblätter und die Bereins- 
vorftände follten daher, wo dies nicht bereits gefchehen ift, der Sache erhöhte 
Aufmerfjamfeit jchenten. 

2. Die Durchführung der Beftrebungen hat angeſichts der mannigfach 
verjchiedenen beruflichen, örtlichen und perfünlichen Verhältniſſe in den Ge- 
werben ihre Örenzen. Borausjegung des Erfolges iſt: Fräftiger, folidarifcher 
Zuſammenſchluß der nterefienten, fahgemäße gründliche Vorprüfung und 
Durdführung, namentlich auch mit Hilfe einer kaufmännischen Yeitung. Eine 
allmählihe Entwidlung aus Heinen Anfängen ift der Gründung großer, von 
Anfang an fehr ausgedehnter Einrichtungen vorzuziehen. 

3. Die Zentralleitung des Schweizer. Gemwerbevereins ift bereit, ben 
Sektionen beim Studium der einjchlägigen Fragen mit Material und Rat 
an die Hand zu gehen. 


Mittelflandspofifiß, 

Defterreih. Wir erhalten folgende Mitteilung: Unter dem Titel 
„Annalen des Gemerbeförderungsdienftes des f. f. Handel3-Minifteriums“ 
jollen ſechsmal jährlich Beröffentlihungen im Umfange von rund vier Drud- 
bogen erjcheinen, mit dem Zwede, die Kenntniſſe des öfterreichifchen Gemwerbe- 
förderungsweſens bei den Gemwerbetreibenden jelbit und in der Deffentlichkeit 
überhaupt zu verbreiten und zu vertiefen, die Tätigkeit der einzelnen öfter- 
reichiſchen Gemwerbeförderungsanftalten einheitlich zu geftalten, ein etwaiges 
Gegeneinander- oder Nebeneinanderwirfen zu verhüten und das einträchtige 
Zufammenmwirfen diejer Anftalten herbeizuführen, der jozialpolitifhen Praxis 
ſowohl der jtaatlihen wie der autonomen Behörden auf dem engeren Gebiete 
der Öewerbeförderung Anregung zu geben und endlich der nationalöfonomischen 
Wiſſenſchaft Material zur Bearbeitung zu liefern. So kennzeichnet Sektionschef 
-Erner, der Schöpfer des öſterreichiſchen Gewerbeförderungsweſens, im Geleit- 
worte zum unglängft erjchienenen 1. Hefte die Aufgabe der „Annalen“, 
während die beiden Direftionsmitglieder Sekretär Dr. Adolf Better und 
Profefjor Robert Apitſch in den beiden folgenden Aufjägen der eine nicht nur 
die Berechtigung, jondern die Notwendigkeit und die ausſichtsvolle Tätigkeit 
der Gewerbeförderung befpricht, während der andere die Maßnahmen für die 
Förderung der in Bezug auf das Gewerbe rüdftändigen öfterreihifhen Yänder 
an dem Beiſpiele Dalmatien behandelt. Ein Verzeichnis der vom Handels— 
Minifterium durch die Ueberlaffung von technifchen Arbeitsbehelfen geförderten 
Genoſſenſchaften bejchließt diefes erfte Heft der „Annalen“. Obmohl die Zahl 
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der in jüngjter Zeit erjchienenen jozialpolitifchen Zeitſchriften recht groß ift, 
wirden die „Annalen“ bei dem Einhalten ihres reichen Programms einem 
fühlbaren Bedürfniffe nah ſolchen Beröffentlihungen entjprehen und von 
diefem Standpunkte muß ihr Erfcheinen beften® begrüßt werden. 


Genoflenfhaftswelen. 

Schweiz. Ueber das Schweiz. Genofjenjchaftsweien im Jahre 1905 
enthält der Bericht des Schweiz. Grütlivereins für das betreffende Jahr 
folgende Bemerfungen: 

Das Genoſſenſchaftsweſen machte im Berichtsjahre auf der ganzen Linie 
erfreuliche Fortjchritte. Faſt auf jeden Tag des Jahres fällt die Gründung 
einer Genoſſenſchaft (Konjumvereine, Milh> und Käfereis, Elektrizitäts-, 
landwirtfchaftlihe Bezugs-, Viehzucht-, Raiffeifen: und Waſſerverſorgungs— 
genofjenfchaften). Der ſchweizeriſche Konjumverband, auf deſſen Sekretariat 
12 Berfonen beſchäftigt find, zählt bereit 217 Vereine. Auch in den Kantonen 
Urt und Unterwalden find nun — auf Smitiative der Grütlivereine — 
Konjumvereine entftanden. Das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ hat die 
Auflage von 70,000 Eremplaren längft überfchritten. Der Geſamtumſatz der 
Zentralftelle ftieg auf Fr. 9,143,129. (Vermehrung 1’/s Millionen). Der 
Betriebsüberfhuß betrug Fr. 87,140. Un vielen Orten wurde von den 
Konfumvereinen die Milchverforgung an Hand genommen, um eine Ber: 
tenerung der Milch zu verhüten. Die Delegiertenverfammlung der Schweize- 
rifhen Konfumvereine in Herisau befchäftigte fih auch mit dem Verhältnis 
zu den Öewerfihaften. Man anerkennt vorbehaltlos das Recht der Arbeiter: 
foalition zwecks Berbefierung der ökonomiſchen Yage, lehnt es aber ab, die 
Zugehörigkeit zu einer Gewerlſchaft als eine Bedingung des Anjtellungsver- 
hältnifjes zu fordern. Man mill die. Arbeitsverhältniffe in den eigenen 
Betrieben auf der Höhe der Zeit halten und anerkennt die follefiiven Arbeits: 
verträge, verwahrt fi aber gegen zumeitgehende Anforderungen an die 
fonfumgenofjenfhaftlihen Betriebe allein. Man eradtet e8 unter anderem 
al3 die Aufgabe der Gewerkjchaften, nit nur in einfeitiger Weife die Inte— 
veffen der Arbeiter zu wahren, ſondern auch die der jäntlichen Genofjenfhafts- 
mitglieder zu berüdfichtigen und erftere darauf aufmerlſam zu machen, daß 
das genoffenfchaftliche Arbeitöverhältnis vom Arbeiter nicht geringere, fondern 
größere Pflichttreue und Disziplin erheifht, als das in Fapitaliftifchen Be— 
trieben. Man hält es für die Pflicht der Bereine, den Arbeitsverhältnifien 
der Fabrifen und Handelsunternehmungen, deren Waren dem Konſum zuge- 
führt werden, ihre Beachtung zu ſchenken und nötigenfalls den Berfehr mit 
jolden Firmen abzubredhen, denen nachgewiejen werden fann, daß fie ihren 
Arbeitern menfhenunmürdige und dem normalen Stand des Gewerbes nicht 
entiprechende Löhne bezahlen oder fonft unter Arbeitsverhältniffen jchaffen 
lafien, die mit den berechtigten Anfprüchen und Intereſſen der Arbeiter nicht 
vereinbar find. Die Konſumgenoſſenſchaften erwarten von den Gewerfichaften, 
dag fie auch der genoſſenſchaftlichen Bildung und Erziehung der organifierten 
Arbeiter eine ihrer Wichtigkeit entjprechende Aufmerkſamkeit ſchenken und die 
Beftrebungen zur Ausbreitung und Entwidlung des Konſumgenoſſenſchafts— 
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weſens nach Kräften unterſtützen. Insbeſondere ſei es Aufgabe der Gewerk— 
ſchaften, den Gedanken der genoſſenſchaftlichen Produktion für den organiſierten 
Konjum zu propagieren, dagegen die Arbeiter vor der Gründung eigener 
Produftivgenofjenichaften, die ihrer Natur nach nichts anderes als eine — und 
zwar meift lebensunfähige — Form der fapitaliftifhen Unternehmung jeien, 
zu warnen. 

Der Berband wird ſich — auf Antrag unjeres Genofien Kaufmann — 
mit der wichtigen Angelegenheit weiter bejchäftigen, fobald die Ergebniffe 
jeiner Statiftif über die Arbeitsverhältniffe des Perſonals in den Konfum- 
genoſſenſchaften vorliegen. 

Die diesjährige Delegiertenverfammlung des Konfumverbandes in Bern 
bemwilligte den Ankauf von Yiegenfchaften und den Bau eines Yagerhaufes in 
Pratteln im Koftenvoranjhlage von Fr. 466,000. In die Bauverträge wird 
die Bedingung aufgenommen, daß die mit den Gewerkichaften vereinbarten 
Arbeitslöhne bezahlt werden müſſen. 

Die Genoſſenſchafts-Zigarrenfabrik Helvetia in Menziken jcheint die 
fritifche Zeit überwunden zu haben. Ste gab fi ein neues Statut, wonad) 
fie die Fabrikation und den Berfauf von Zigarren und Tabafen unter für 
die bejchäftigen Arbeiter möglichft günftigen Lohn- und Arbeitöverhältniffen 
und die Förderung der Intereſſen der gefamten Arbeiterfchaft bezwedt. In 
Zukunft werden an Einzelne Anteilicheine von Fr. 10, an Bereine von Fr. 20 
(nebft folhen von Fr. 50 und Obligationen von Fr. 50 und 100) ausge: 
geben. Wenn die Arbeiterſchaft, unterftügt vom Verband fchweizerifcher 
Konjumvereine, dafür bejorgt if, daß durch Vermehrung des Betriebskapitals 
der Genoſſenſchaft und durch Abnahme ihrer Produkte das Gefchäft profperieren 
fann, jo hat fie weiter nichts als ihre Pflicht getan. 

Wir find von der Wichtigkeit der Genoſſenſchaftsbewegung, die eine 
Maffenorganifation ift und den Zmifhenhandel auf den Gebieten bejeitigt, 
welche ihren Unternehmungen zugänglich find, mehr als je überzeugt. Gerade 
die energie Anhandnahme der Agıtation gegen das Pebensmittelpolizeigefeg 
durch diefe Elemente war eine Tat, welche reiche Früchte tragen wird. Wird 
doch heute die gewerkichaftlihe Bewegung immer und immer wieder um die 
Früchte ihrer Kämpfe geprellt durch eine umverftändliche Gejegmacherei, die 
fchlieglih auf der.ganzen Linie die Notwendigkeit der politifhen Organifation 
fräftig propagieren muß. Die Genoſſenſchaft arbeitet übrigens trog ihrer 
Neutralität heute ſchon für die Befreiung des Proletariats. Sie erzieht die 
Arbeiterichaft zu genofienfchaftlihem Fühlen und Denten und bietet den 
fünftigen Organijatoren einer neuen Geſellſchaft die wirtichaftliche Grundlage 
für ein gedeihliches Wirken der Partei jpeziell in den Gemeinden. 


Erziehungs- und Bildungswelen. 

Schweiz. Der Bundesrat hat kürzlich einen Entſcheid getroffen, wodurch 
die Subventionierung von Beranftaltungen für berufliche Bildung, die auf 
tonfejfioneller Grundlage beruhen, jeitens des Bundes für unftatthaft erklärt 
wird. Der prinzipiell bedeutfame Entjcheid wird folgendermaßen motiviert: 

„Während bis anhin auf dem Gebiete des vom Bunde geförderten 
Berufsbildungsmweiens das konfeifionelle Element feine Rolle gefpielt hatte, 
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traten legtes Jahr bei Einreichung der Bydget3 pro 1906 neue Erjcheinungen: 
zu Tage, noch nicht auf dem Gebiete der gewerblichen, mohl aber auf dem 
Gebiete der weiblichen Berufsbildung. Unter den zirfa 350 Subventions— 
geſuchen legterer Art gingen ſechs jolde ein. 

In diefen Fällen handelte es jih um Kurſe für die hauswirtſchaftliche 
und beruflihe Bildung des weiblichen Gefhlehts, alſo um einen Zmwed, der 
an und für ſich den Vorausjegungen des Bundesbejchluffes vom 20. Dezember 
1895 entſpricht. Bedenken binfichtlih der Unterftügung des Bundes erwedt 
aber die offenfichtliche konfeſſionelle Grundlage der Beranftaltungen. 

Der Bundesrat hat nun, geftügt auf nachfolgende Erwägungen die 
Subventionierung von Beranftaltungen für berufliche Bildung, die auf fon 
feffioneller Grundlage beruhen, feitens des Bundes als unjtatthaft erklärt. 
Es ift jehr wohl möglich, daß es bei den erwähnten Gefuchen konfeſſioneller 
Bereinigungen nicht fein Bewenden haben, jondern daß eine Vermehrung. 
derjelben eintreten wird, jobald die erften von Erfolg begleitet wären. Auf 
dem Gebiete des gewerblichen Bildungsweſens kann die nämliche Erſcheinung 
fih fund geben, da ja unter der männlichen Bevölkerung auch konfeſſionelle 
Bereinigungen (Fünglingsvereine, evangelijch-foziale Arbeitervereine, katholifcher 
Gefellenvereine ujm.) beftehen. Um welches Glaubensbefenntnis es fich handle, 
ift Nebenfahe. Die Frage kennzeichnet fich für den Bund nur in der Weife, 
ob er Beranftaltungen für beruflihe Bildung Beiträge zuerfennen fünne und 
folle, deren Träger fi) nach einem Eonfeffionellen Geſichtspunkt organtjiert 
haben. Wird diefe Frage für das eine Bekenntnis bejaht, jo ift ein anderes 
gleich zu behandeln. 

Die Antwort muß aber verneinend lauten. Die objektive Stellung des 
Staates hat zur Folge, daß er nur folden Bildungsanftalten feine Unter: 
ftügung zuwende, die auf neutraler Grundlage beruhen. Die gerechte Ber: 
waltung der dem Bunde zu Gebote ftehenden Mittel fchließt deren Verwendung 
im Intereſſe einer Konfejjion oder einer Partei aus. Nicht etwa um die 
größere oder Heinere Summe handelt e8 fi, fondern um den Grundſatz. 
Nebenbei fei zwar bemerft, daß jetzt nur einige hundert Franken beanfprucht 
werden. Niemand aber weiß, welchen Umfang jolche Begehren. in Zufunft 
annehmen würden. 

Die Erridtung und der Betrieb von beruflichen Unterrichtsfurfen auf 
tonfeffioneller Grundlage oder auch bloß mit fonfeffionellem Hintergrunde ift 
als ein einfeitiges, den Intereſſen der Allgemeinheit zumiderlaufendes Unter: 
nehmen zu betrachten. Man wirft ein, es ſei gerade im Intereſſe der unbe» 
mittelten Bevölkerung, daß möglichit zahlreiche Bildungsgelegenheiten gefchaffen 
und ihr leicht zugänglich gemacht werden, bejonders für die hausmirtichaftliche 
Ausbildung des weiblichen Geſchlechts. Sobald aber ſolche Schöpfungen von 
fonfefjionellen Vereinigungen ausgehen, ifl damit dem anders gefinnten Teil 
der Bevölkerung nicht gedient und jener Zweck wird nicht erreiht. Dazu 
fommt der jchwerwiegende Nachteil, daß dort, wo gleichartige Anftalten, aber 
mit neutralem Charakter, jchon bejteheu, Neugründungen ihnen, jogar bis 
zur empfindlichen Schädigung oder gar Verunmöglichung des Betriebes, die 
Altmente entziehen, oder daß, wo feine andere Anftalt vorhanden ift, die 
fonfejfionele die Errichtung einer allgemeinen Anftalt erfchwert oder ganz 
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verhindert. In erſter Hinficht it zu fagen, daß überhaupt Bildungsgelegen: 
heiten mit gleichen Zielen am gleichen Ort in der Regel nicht einzeln unter— 
ftügt werden ſollten. Fir eine einheitliche Anftalt ift offenbar eine zmed- 
mäßigere Unterrihtsorganifation möglich, al8 wenn Konfurrenzinftitute beftehen ; 
fie erhält eher die für die Errichtung verfchiedenartiger Kurſe notwendige 
Schülerzahl, fie kann die Parallelifierung überladener Kurfe früher vornehmen, 
und die Vorbildung der Eintretenden bei der Organifation des Unterrichts 
beſſer berüdjichtigen. Natürlih darf der Bund gegen die Gründung irgend 
einer Berufsbildungsanftalt feinen Einjpruch erheben, aber er foll ihr nicht 
durh Gewährung finanzieller Unterfiügung Vorſchub leiiten, wenn das öffent- 
liche Intereſſe nicht gewahrt ift. 

Die Bollziehungsverordnung zu den Bundesbeſchlüſſen betreffend Berufs: 
bildung, vom 17. November 1900, verlangt in Art, 8: „Die vom Bunde 
fubventionterten Anftalten, Kurje und fonftigen Einrichtungen follen die von 
ihnen zu bietende Bildungsgelegenheit möglichft allgemein und leicht zu: 
gänglih machen.“ 

Nah den gegebenen Erklärungen ift allerdingd anzunehmen, daß in 
den zur Gubventionierung angemeldeten Kurfen der konfeffionellen Arbeite: 
rinnenvereine auch Nichtmitglieder Aufnahme finden würden. Diefem Umjtand, 
ſowie dem andern, daß in diefen Vereinen Minderheiten anderer Konfeffion 
vorhanden jeien, ift aber feine erhebliche Bedeutung beizumeffen. Die bezeichnete 
Erlaubni8 wird wenig wirkſam fein und die ganze VBeranftaltung ein ausge» 
fprochen konfeſſionelles Gepräge einer und derjelben Richtung behalten. Unter 
allen Umftänden ift und bleibt die den Kurjen gegebene Örundlage eine ein: 
jeitig Eonfeffionelle, und in den Akten it eine Aeußerung des Sefretariats 
der chriftlich-fozialen Arbeiterorganifationen zu finden, dahingehend, es fei 
unmöglid, die Kurſe des Vereins mit andern zu verſchmelzen; „es hieße 
dies, einen guten Teil unjere8 Programms aufgeben, und diefe Kurje wirken 
fördernd auf die übrigen Beftrebungen des Vereinslebens.“ Welcher Art 
diejes Vereinsleben ſei, iſt wohl unzmeifelhaft, namentlih wenn man in 
Bereinsftatuten lieft, daß u. a. „treue Erfüllung der religiöfen Pflichten“ 
angejtrebt wird, und daß als Präfes dem Berein „der Ort3pfarrer oder fein 
Stellvertreter“ zur Seite fteht. Die Propaganda wird übrigen auf breiter 
Bafis betrieben, da die lokalen Bereine ſich Zentralverbänden angliedern. 

So bilden verfchiedene Ortövereine einen Zentralverband, deſſen Yeitung 
„ein vom Diözefanbifchof beftimmter Präfes“ hat, und über defien Vermögen 
bet der Auflöfung „der römiſch-katholiſche Diözeſanbiſchof in zwedentiprechender 
Weiſe“ verfügt. Den Statuten eines andern fatholifchen Arbeiterinnenvereins 
ift zu entnehmen, daß er „ein Glied des Zentralverbandes chriftlich-fozialer 
Arbeiterorgantjationen der Schweiz“ jet. 

Der Bund darf zum Betrieb von beruflihen Bildungskurjen, deren 
neutraler Charakter nicht gefichert ift, keineswegs Hand bieten: er joll fi 
vielmehr davor hüten, im die ſtets fortichreitende und gedeihliche Entwidlung 
des von ihm jubventionierten Bildungsweſens eine Störung zu bringen.“ 
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Miscellen. 


Das Amt zur Gewerbeförderung in Oeſterreich. 


Im Fahre 1902 begann das f. f. Handel3minifterium planmäßig den 
Berfuh zu machen, gewiſſen darniederliegenden Zweigen des Handwerks durch 
Erleichterungen bei der Beichaffung von zeitgemäßen Arbeitsbehelfen, befonders 
von Motoren und Werfzeugmafchinen, Hilfe zu bringen. In diefer Abficht 
wurden zunächſt Ausitellungen von muftergültigen, im Kleingewerbe verwend— 
baren Maſchinen und Darftellungen von bewährten handwerksmäßigen Arbeits- 
weifen in verfchiedenen Städten des Neiches veranitaltet; durch Vorträge und 
fahmännifhe Erläuterungen fuchte man diefe Ausftellungen möglichjt wirkſam 
zu machen. Dabei zeigte fi), daß das Verftändnis für den Wert der vor- 
geführten Mafchinen und Arbeitsweifen allenthalben nicht jchwer zu erweden 
ift, daß es aber den Handwerkern aud in erfolgverfprechenden Fällen an 
Geldmitteln oder Kredit fehlt, um Motoren oder ArbeitSmajchinen zu erwerben. 
Die Erfahrung lehrte auch, daß vereinzelte Vorträge und fallweije erteilte 
Belehrungen über einzelne verbeflerte Arbeitsweifen zwar manche gute Wirfung 
haben können, aber nicht hinreichen, um hergebrachte veraltete Betriebsformen 
in technifcher und in faufmännifcher Beziehung, jo gründlich als es not tut, 
umzugeftalten. 

Das Handeldminijterium ging daher dazu über, in gemiffen Fällen und 
unter beftimmten Bedingungen, ſowohl Kredite zur Anfchaffung von Mafchinen 
und Darlehen zur Stärfung des Betricbfapitales zu gewähren, wie auch in 
den fogenannten Meifterfurfen vorbildliche Mufter einer zeitgemäßen Betriebs» 
führung in Heinen und mittelgroßen &ewerbeunternehmungen zu jchaffen. 
Die Kreditgewährung zur Anfchaffung von Mafchinen und die Ueberlaffung 
von Darlehen blieb aus fehr guten Gründen von allen Anfange an auf 
Bereinigungen (Genoſſenſchaften) von Öewerbetreibenden befchränft, was wieder 
die Förderung des Genoffenjchaftswejens zu einer der wichtigften Aufgaben 
der ganzen Aktion machte. Ebenſo erfannte man bald, daß es, anftatt den 
belehnten Genofjenfchaften die bewilligten Kredite einfach zur Berfügung zu 
ftellen, zmwedentjprechender fei, die Mafchinen durch ftaatlich angeftellte Fach— 
männer wählen, erproben und aufftellen zu laffen und dabei alle, bei dem 
jchwierigen Uebergange vom handwerfsmäßigen zum mechanifchen, vom Einzel« 
zum Oenofjenfchaftsbetriebe nötigen Ratſchläge in technifher und im kauf— 
männifcher Richtung zu erteilen. In zahlreichen Fällen war außerden nicht 
nur eine neuc Erzeugungswetie einzuführen, es galt vielmehr die neue, ertrag— 
reihe Ware jelbft zu finden, wenn mit der alten, bisher erzeugten, der 
Wettbewerb gegenüber der Großinduftrie nicht mehr möglich zu fein jchien. 
So mußte zu den Bemühungen um die Ausgeftaltung der Betriebe jchlichlidh 
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auch noch die Sorge um die Sicherung des Abfages der Erzeugniſſe hinzu— 
fommen, die in den leiftungsfähiger gemadten Unternehmungen hergeftellt 
werden fonnten. 

Auf jolhe Weiſe entwidelte fi der anfangs nnr in den bejcheideniten 
Grenzen gehaltene Berjuh in verhältnismäßig kurzer Zeit zu einer jehr 
meitverzweigten, einen befonderen jachlichen und perjünlichen Apparat erfor: 
dernden Unternehmung der Staatsverwaltung. 

Nicht minder entwidlungsfähig. und entwidlungsbedärftig wie die ange: 
führten, vorwiegend techniichen Vorkehrungen der Gemerbeförderungsaftion 
— dieſe Bezeichnung hat jich für den hier furz gejchilderten Geſchäftszweig 
des Handelsminifteriums eingebürgeıt — waren die übrigen Maßregeln, die 
fih ım Verlaufe diefer Aktion als nötig erwiefen: der Ausbau der Meifter: 
furje zu Mufterberrieben und Erprobungsanftalten für eine Reihe von Ge: 
werben, die Berjuche, auf da8 gewerbliche Kreditweſen regelnd einzugreifen, 
die Förderung des Erwerbs- und Wirtſchafts-Genoſſenſchaftsweſens, gewiſſe 
Mittel der Vehrlingserziehung u. a. m. Es lag ferner nahe, der Heimarbeit 
und Hausinduftrie mit den bewährten Mitteln der Gemwerbeförderung Hilfe 
zu bringen, und gerade auf diefem Gebiete wurden nachhaltige Erfolge erzielt. 
Außerdem follten, um einer zu weit gehenden Zentralifierung vorzubeugen, 
Stützpunkte und Träger der Aktion in den Königreichen und Yändern gejchaffen 
werden. Danf dem Berftändniffe, mit dem die Landesausſchüſſe und Handels: 
und Gemerbefammern der Öemwerbeförderung entgegenfamen, entjtanden auch 
neben den ftaatlihen Gewerbeförderungsaftionen ähnliche Unternehmungen der 
Selbitverwaltungskörper, und in rafcher Folge wurden zahlreiche fogenannte 
Gemwerbeförderungsinftitute in faft allen Yandeshaunptitädten und einigen anderen 
Hauptorten errichtet. Ueberhaupt mar auf den öffentlihen Geift und auf die 
öffentliche Verwaltung richtunggebend einzumirfen, um den erprobten Gedanken 
einer zeitgemäßen gewerblichen Mittelitandspolitif jo raſch als möglich zum 
Durchbruche zu verhelfen. Und dag dies jchlieglih zum guten Teile gelungen 
ift, jcheint, wenn auch nicht die augenfälligfte, doch eine der bedeutendften und 
erwünjchteften Wirkungen der Aktion zu jein. 

Sp war der Gewerbeförderungsaftion insbejondere während des erften 
Jahrzehnten ihres Beftandes eine glüdliche Entfaltung beſchieden. Gegenüber 
ihrer großes Aufgabe fcheint freilich auch der heutige Stand noch als unge: 
nügend. Donnoch find zu Gewerbeförderungszweden im engften Sinne des 
Wortes ſeit 1892 ſchon über ſechs Millionen Kronen allein aus ftaatlichen 
Mitteln aufgewendet worden, wozu noch die zum Teil fehr bedeutenden 
Peiftungen der Königreiche und Yänder kommen. 

Die Durchführung der hier aufgezählten Maßregeln der Gewerbeförde— 
rungsaftion oblag im Anfange dem Direktor des f. f. Technologifchen Gemwerbe- 
mujeums in Wien. Im Maße als die von der Finanzverwaltung zu Gewerbes 
förderungszweden bereitgeitellten Mittel und die damit bejorgten Aufgaben 
wuchſen, ftellte jich die Notwendigkeit der Schaffung eines eigenen Amtes 
heraus, nämlich des Gewerbeförderungsdienftes des f. f. Handeldminiftertums, 
der im Gewerbeförderungdgebäude in Wien, IX/2, Severingafje 9, feinen 
Sig hat, und der nun im Bereine mit den Gemwerbeförderungsinftituten in 
Prag, Reichenberg, Brünn, Innsbrud, Bozen, Rovereto, Graz, Görz, Klagenfurt 
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und Trieft einen fo anfehnlihen Apparat zur unmittelbaren Gewerbeförderung 
darftellt, wie ihn fein anderer Staat befigt. Der Gemwerbeförderungsbdienft 
zählt derzeit über 100 Beamte und Angeftellte, darunter Fahmänner für alle 
wichtigeren Gewerbezweige. Dem Dienfte und den Gewerbeförderungsinftituten 
obliegt e8, bei den in Betracht kommenden Stellen die Anwendung der ver: 
ihiedenen &ewerbeförderungsmittel zu beantragen und gegebenenfalls die 
daraufhin eingeleiteten Aktionen durchzuführen. Der Dienft hat nicht nur im 
allgemeinen über den Zuftand beftimmter Gewerbe und über den Zuftand der 
&ewerbe in beftinmien Reichsteilen Erhebungen zu pflegen, er und die 
Inſtitute find auch in der Regel in jedem einzelnen Falle damit betraut, die 
zur Durchführung nötigen Vorkehrungen zu treffen. Der Dienft und die 
Gemwerbeförderungsinftitute haben alfo nicht nur den Stand der Bolfswirt: 
ihaft im allgemeinen ſorgſam zu verfolgen, fie haben auch, und darin dürfte 
ihre Bedeutung liegen, jene forgfältige Kleinarbeit zu leiften, die fie im 
unmittelbarfter Berührung mit dem Leben erhält und von deren Art doch 
faft immer der Erfolg allgemeiner Berwaltungsmaßregeln abhängt. Um nun 
die vom &emwerbeförderungsdienfte und den Gemwerbeförderungsanftalten in 
den Königreihen und Ländern gefammelten Erfahrungen und Wahrnehmungen 
für das öfterreichifche Gewerbeförderungsmweien voll zu verwerten und um die 
Deffentlichkeit im meiteften Umfange zur Mitarbeit heranzuziehen, gibt das Amt 
eine eigene Zeitfchrift „Annalen des Gewerbeförderungsdienftes des kak. Handels: 
minifteriums“ heraus, deren Zwede im bejonderen folgende fein werden: 
1. Die Kenntnis des öjterreichifchen Gewerbeförderungsweſens bet den 
Gemerbetreibenden jelbit und in der Deffentlichfeit überhaupt zu verbreiten 
und zu vertiefen; 2. die Tätigkeit der einzelnen öfterreichifchen Gewerbe- 
förderungsanftalten einheitlich zu geftalten, ein etwaiges Gegeneinander- und 
Nebeneinanderwirfen zu verhitten und das einträchtige Zuſammenwirken diejer 
Anftalten herbeizuführen; 3. der fozialpolitifchen Praris, ſowohl der ſtaat— 
lichen, wie der autonomen Behörden, auf dem engeren Gebiete der Gewerbe: 
förderung Anregung zu geben; 4. der nationalöfonomifchen Wiffenichaft Material 
zur Bearbeitung zu liefern. Daher follen den Inhalt der Annalen bilden: 
1, Mitteilungen über den Stand und die BVeranftaltungen des Gemerbe- 
jörderungsdienftes in Wien und der Gewerbeförderungsanftalten in den 
Königreihen und Yändern; 2. Berichte über die Ergebniffe der Erhebungen, 
fachlichen Unterfuhungen techniſcher und wirtjchaftlicher Art, über den Verlauf, 
dag Schickſal und die Erfolge größerer Unternehmungen des Zentraldienftes 
und der Gewerbeförderungsanftalten; 3. ebenfolhe Mitteilungen über ver: 
wandte Unternehmungen anderer mit Gewerbeförderung betrauter Stellen in 
In- und Auslande; 4. Berichte und Abhandlungen fiber den Zuftand der 
Gewerbe oder eines beftimmten Gewerbes an einem Orte oder in größeren 
Gebieten; 5. wiffenfchaftlihe Abhandlungen über Fragen der Gemerbeförderung 
im bejonderen und über gewerbliche Meittelftandspolitit im allgemeinen ; 
6. amtlihe Mitteilungen, Berhandlungsihriften von Beamtenberatungen, 
Fachausſchüſſen und ähnlichen Beratungstörpern ; 7. Bücherbefprehungen u. dgl. 
(Mitgeteilt von der Redaktion der “Annalen“.) 
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Statiftifche UNotizen. 


Srequenzverhälfnife der Rommunalen Arbeitsamter in der Schweiz 
im Jahre 1905. 


Dffene Stellen wurden ber den kommunalen Aırbeitäntern in 
Aarau, Bafel, Bern, Biel, Genf, Glarus, Schaffhaujen, St. Gallen, Winterthur 
und Zürich zujammen 64,616 angemeldet, von denen 44,243 bejegt werden 
fonnten (25,704 Stellen für männliche und 18,539 für weibliche Arbeit 
oder 70,4 Prozent der offenen Stellen für Arbeiter und 66 Prozent der- 
jenigen für weiblihe Stellenſuchende, insgefamt 68,5 Prozent der verlangten 
Arbeitskräfte.) 

Bei diefen Arbeit3ämtern meldeten fih 59,363 Stellenfudende 
(41,260 männlihe und 18,103 weibliche), zu denen noch die Geſuche von 
46,978 Durchreifenden binzufamen. 


Berkehr der Sandelsteifenden in der Schweiz im Jahre 1905, 


Im Jahre 1905 wurden für 31,748 Handelsreifende Ausweisfarten 
verabfolgt (1904: 31,417); 24,670 Reifende vertraten jchweizerifche (1904: 
24,510), 7,078 (1904: 6,907) ausländiſche Häujer. 

Die Einnahmen an Batenttaren betragen Franken 428,205 (1904: 
Franten 418,500). 

Daran haben — Reiſende 1905 1904 
bezahlt . . . Fr. 397,620 Fr. 391,200 
Ausländiiche Deutſchland ð Fr. 14 ‚135: 
Sranfreih Fr. 11,200; Italien 


Fr. 3200; England Fr. 150) . „28,685 „ 25,700 
Zur nachträglichen Entrichtung um- 
gangener TarenverurteilteReifende „ 1,3900 „ 1,600 


Unter den Handelsartifeln find die Nahrungs: und Genußmittel mit 
9601 (1904: 9438) jchmweizeriichen Neifenden (Wein 3375), dann die Tertil- 
waren mit 4301 (1904: 4347) am ftärfften vertreten. 

Geſchäftszweige der Reijenden: 

Inländiſche Ausländiſche 
1902 


Textilinduſtriee.. 4301 

Maſchineninduſtrie.. nn 967 159 
Metallinduſtrie. . . es 1245 738 
Bijonterie, Uhren und Uhrenfournituren —TF 530 292 


Kurzwaren | 519 292 


Inländiſche 


Nahrungs- und Genußmittel 9601 
Leder, Leder- und Schuhwaren 480 
Glasinduſtrie 170 
Literariſche und Kunſtgegenſtände, Papier uſw. 1386 
Ton, Zemeht: und Steininduftrie . 332 
Chemifalien, Drogen, Parfümerien, Farbwaren 902 
Holz und Holzwaren . on 498 
Fettwaren 293 
Abfälle und Düngftoffe 93 
Kautichufwaren . ; 76 
Stroh:, Rohr: und Baftwaren ; 83 
Agenturen 847 
Berjchtedenes (3. B. Roßhaare, virſen, Bine, 

Schwämme ujw. Fr i 2347 


Zaren nah Kantonen: 
Taxkarten Taxen 


Fr. 
Zürich. . . 584 82,920 
Ben . . . ...507 72,900 
Suzem . . . 139 20,250 
Un. 2.4. % 5 750 
Edhmy . . . 27 4,000 
Obwalden . . 1 150 
Nidwalden . . 9 1,300 
Glarus . .. 834 5,050 
Bu»... . 17 2,400 
Breiburg . . . 60 8,900 


Solothurn . . 86 12,350 
Bafel:Stadt . . 222 31,850 
Bafel: fand . . 40 5,750 

Üebertrag 1731 248,570 








Uebertrag 
Schaffhauſen. 


Appenzell A.-Rh. 
Appenzell J.-Rh. 


St. Gallen 
Graubünden . 
Aargau 
Thurgau . 
ZTeifin 

Waadt 

Wallis 
Neuenburg 
Senf . 

Total 


en -c·· 


1731 
37 
22 


2983 


Ausländische 


869 


758 


Taxkarten Zaren 


Fr. 
248,570- 
5,250 
3,000 
41,750 
14,150 
24,335 
15,200 
4,250 
24,350 
1,250 
33,500 
12,600 
428,205 





Das Scweizerifche Bonfularmelen. 


Bon R. Reicheöberg, Bern. 


I. Ullgemeines. Zu Anfang des vorigen Jahrhunderts hatte 
der franzöfifche Staatsmann Chateaubriand den Ausfpruch getan: 
„Die Zeit der Diplomaten ift vorüber, die der Konfuln gekommen.“ 
Diefes Wort enthält eine zutreffende Charalterifierung ber Berändes 
rungen, die im Laufe der Zeit in den mwechlelfeitigen Beziehungen 
der Staaten und Böller eingetreten find. Noch gegen Ausgang des 
18. Jahrhunderts kannten die Vertreter der Völkerrechtswiſſenſchaft 
feine anderen Staatöverträge, als Friedensichlüffe und folche, welche 
fi auf Krieg und Frieden beziehen (vgl. v. Ompteda: Literatur des 
Völkerrecht, 1875). Heutzutage aber gilt es in ber Wifjenfchaft als 
feftftehende Tatſache, daß formelle politiſche Staatsverträge eine 
erceptionelle Erjcheinung bilden, während die Zahl der in ihrer 
gegenwärtigen Form früher fajt gänzlich unbelannten fozialstommers 
ziellen Traftate mit jedem Tage wächſt (vgl. v. Martens: Völler⸗ 
recht, 1883/86). 

Sämtliche Kulturnationen bilden nunmehr gemwifjermaßen eine 
Wirtſchaftsgemeinſchaft, und zwar trogdem fie fich mit immer höheren 
Zollſchranken voneinander abzufondern juchen. In immer wachſendem 
Grade macht fi die Abhängigkeit des Wirtfchaftslebens eines Kultur- 
volles von dem aller anderen geltend. Der Weltmarkt mit feinen 
ſchwankenden Konjunkturen beeinflußt die Produktion, die Verteilung 
und die Konfumtion eines jeden Landes und zwingt es, zwecks Er⸗ 
langung günftiger Bebensbedingungen in mehr oder weniger enge 
Beziehungen zu den anderen Ländern zu treten und darauf Bedacht 
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zu nehmen, fich ihnen nüßlicher zu ermweijen, als e8 jeine Konkurrenten 
find oder fein können. Das In⸗ und Ausland greifen fomit in wirt» 
fchaftlicher Beziehung gleichjam ineinander über, und e8 gibt fh 
nacdhgerade fein einziges Voll, bei dem die auswärtigen Intereſſen 
fozial-fommerzieller Natur fi nicht in bervoragendem Grade ber 
Aufmerkſamkeit und der Pflege von jeiten der maßgebenden Faltoren 
erfreuten. 

Zur Unterftügung der auf die Wahrung und Förderung der in 
Rede ftehenden Intereſſen gerichteten Tätigleit der Staatsregierung 
dient das auf dem Boden des Völkerrechts entjtandene und ausge— 
bildete Inftitut von mwechjelfeitigen Agenten: von diplomatifchen und 
Konfular-Agenten. 

Während indes die diplomatischen Agenten (Botjchafter, Gefandte, 
bezw. außerordentliche Gejandte und bevollmächtigte Minifter, Minifter- 
refidenten, Gejchäftsträger) den Abfendeftaat in erfter Linie in feiner 
Gefamtheit als politifche Perfönlichkeit, alfo in allen feinen völfer- 
rechtlichen Beziehungen zum Empfangsftaat bei dem letzteren vertreten 
und auf die vollswirtichaftlichen Intereffen ihres Landes wie auf die 
fpezififchen Intereſſen diefer oder jener Schichten ihrer heimatlichen 
Bevölkerung oder einzelner ihrer Mitbürger nur injoferne ihr Augen= 
merk zu richten haben, als fie zugleich ein öffentliches Intereſſe 
repräjentieren, werden die Konſular⸗Agenten (Generalkonſuln, Konſuln 
und Bizelonfuln) ausfchlieglich zu dem Behufe eingejeßt, um handels⸗ 
politifche Interefjen des Abſendeſtaates, ſowie privatrechtliche Intes 
reifen feiner Volfsglieder im Auslande wahrzunehmen und zu fichern. 

Die Berfchiedenheit der Aufgaben, welche die diplomatifchen 
und die KonfularsAgenten zu erfüllen haben, bringt e8 naturgemäß 
mit fi, daß man im Volke den leßteren eine weit größere Bedeutung 
beimißt als den erjteren, zumal die Entwidlung des modernen Ver— 
kehrs, die Rafchheit der Nachrichtenbeförderung den StaatSregierungen 
die Mittel in die Hand drüden, einen erlledlichen Teil der Gegen» 
ftände, welche in die Kompetenziphäre der Diplomaten gehören, auf 
eine durchaus bequemere und weniger koſtſpielige Weife, durch direkte 
gegenfeitige fchriftliche Mitteilungen zu erledigen. Die Unterhaltung 
von diplomatifchen Vertretern ift zwar heutzutage bei den Mitgliedern 
der völferrechtlichen Gemeinfchaft allgemein üblich, allein diejes 
Inſtitut wird je weiter dejto mehr durch die bloße Tradition geftüßt, 
als durch irgendwelche vitale Bedürfniffe des internationalen Bers 
fehr8 gerechtfertigt. Beſonders gilt dies mit Bezug auf die neutralen 


— 365 — 


Staatöwefen, welche an der großen Weltpolitik feinen Anteil nehmen 
und auch fonft ziemlich felten in den Fall fommen, Fragen rein 
politifcher Natur auf internationalem Boden zum Austrag bringen 
zu müjjen. Wenn nun ſolche Staaten troßdem diplomatifche Vertreter 
im Auslande unterhalten, fo geichieht da8 meistens aus dem Grunde, 
meil fie eben mitzumachen gezwungen find, indem die namentlich in 
den großen monardifchen Staaten domizilierten auswärtigen Agenten 
des Abfjendeitaates, denen der diplomatifche Charakter abgeht, zum 
unmittelbaren Berfehr mit den oberften Behörden der betreffenden 
Staaten nicht zugelaffen werden, was unter Umftänden doch eine 
gewifje Bedeutung haben könnte, jolange das Repräfentationsiyftem 
der tonangebenden Länder auf der gefennzeichneten Bafis beruht. 
Immerhin fuchen die Heineren Staaten, den often, welche ihnen 
die Unterhaltung ihrer diplomatifchen Vertretung verurſacht, dadurch 
den Charakter nugbringender Ausgaben zu verleihen, daß fie ihre 
diplomatischen Agenten mit Aufgaben betrauen, die fonft außerhalb 
des TätigleitSbereiches diefer Staatsbeamten liegen. 

So heißt e8 3. B. in dem Bericht des Schweizerifchen Bundesrates 
an die Bundesverfammlung, betreffend die diplomatische Vertretung 
der Schweiz im Auslande, vom 28. Juni 1867, u. a. folgendes: 
„Der Schweiz würde e8 weder mit Rüdficht auf ihre republifanifchen 
Snftitutionen noh im Hinblid auf ihre Einkünfte fi fchiden, wie 
andere Staaten ein irgend zahlreicheres diplomatifches Korps zu 
unterhalten.“ Und in feiner Botſchaft vom 1. Mai 1883, diefelbe 
Materie betreffend, jagt der Bundesrat: „Die Schweiz Hält es aus 
gutem Grunde für unnötig und wertlos, Diplomaten bloß deforativen 
Charakters zu unterhalten, welche ausjchließlich mit der Behandlung 
der großen politifchen Angelegenheiten betraut wären. Sie hat des» 
halb die Obliegenheiten ihrer Miffionschef8 im Auslande in der Weife 
fombiniert, daß diefe gleichzeitig als diplomatifche und als Konſular⸗ 
Agenten fungieren . .. . Unjere Geſandtſchaften unterjcheiden ſich von 
unferen Stonfulaten nur dem Titel und den Prärpgativen nach, welche 
mit diefem Titel nad internationalem Rechte verbunden find; jede 
unferer Gejandtfchaften beforgt, wie dies übrigens bei faſt allen 
kleineren Staaten der Fall ift, zugleich” auch die Funktionen eines 
Konſulats.“ (Leber das Gefandtichaftswejen der Schweiz vergleiche 
den gleichnamigen Artikel in Reichesbergs Handwörterbuch.) 

Hat ſomit das Diplomatenwefen im Laufe der Zeit für die 
„wechfelfeitigen Beziehungen der Völker an Wert und Bedeutung nicht 
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wenig verloren, jo gewann umgelehrt das Konfularweſen eine immer 
größere Ausdehnung und wuchs ftetig mit der Vermehrung der 
Bevölkerung und der Entwidlung der auswärtigen Intereifen der 
zivilifterten Länder. 


Die Konfuln haben ihren im Empfangsftaate ſich vorübergehend 
oder dauernd aufhaltenden Bandesangehörigen Schu und eventuell 
Unterftüßung angedeihen zu lafjen, über die Handelsintereffen ihres 
Bandes zu wachen und ihren Regierungen die in dieſer Beziehung 
etwa nüßlichen Mitteilungen zulommen zu laffen, die Beachtung der 
Staatöverträge wie des Bölferrechtes überhaupt zu überwachen und 
eventuell auch andere Staatsgejchäfte zu bejorgen, die ihnen durch 
bejonderen, vom Empfangsftaate genehmigten Auftrag des Abjende- 
Staates übertragen werben follten. 

Was fpeziell die Vertretung der Handelsintereffen im Auslande 
betrifft, fo begnügt man fich mandherort8 allerdings mit dem Inftitut _ 
der Konſuln nicht, fondern ſucht vielmehr auch noch durch befondere 
Einrichtungen den Bedürfniffen des heimatlichen Handels entgegen 
zulommen. Dazu gehören u. a. die Handelsfammern im Auslande, 
die im Auslande erhaltenen Handels- und Induftriemufeen, Export⸗ 
mufterlager u. ſ. m. 


Auch in der Schweiz befaßte man jich feinerzeit lebhaft mit der 
Frage der Vervollftändigung der Intereffenvertretung im Auslande. 
Die vom Bundesrat veranftalteten bezüglichen Nachforfchungen führten 
jedoch zu einem negativen Refultat. 

Veranlaßt zu diefen Nachforfhungen wurde der Bundesrat 
durch eine von der Bundesverfammlung in der Junifeffion des Jahres 
1883 gutgeheißene Motion, lautend: 

„Der Bundesrat tft eingeladen, die Frage zu prüfen und darüber zu 
berichten, ob nicht die Organifation der Vertretung der ſchweizeriſchen wirt- 
ihaftlihen und fommerziellen Intereffen im Auslande einer Verpollftändigung 
bedürfe.“ (Motionsfteller: Nationalrat Rud. Geigy: Merian.) 

Der Bundesrat fahte die ihm gewordene Aufgabe dahin auf, 
daß es fich darum handle, zu unterjuchen, ob nicht etwa neue Organe 
in® Leben zu rufen feien, und beauftragte daher die Gefandtichaften 
und Konſulate, ihm darüber Bericht zu erftatten, unter befonderer 
Berüdfihtigung der Frage der Errichtung ſchweizeriſcher Handelss 
fammern im Auslande. 

Mit Ausnahme der ſchweizeriſchen Gefandtichaft in Wafhington 
bewerteten fajt alle übrigen Berichterftatter den Nuben einer folchen 
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Inftitution auf Grund der Erfahrungen, die mit derartigen Einrich- 
tungen anderer Länder gemacht worden find, ziemlich gering. Die 
Handelstammer im Auslanbe, die fi) naturgemäß als Vertreterin 
der im Auslande domizilierten einheimifchen Kaufleute und Induftriellen 
zufammenjegt, artet fchließlich zum Organ dieſer Intereſſentenkreiſe 
aus und gerät Häufig in Konflilt mit den Intereffen des Heimat» 
landes. Der im Auslande niedergelaffene ſchweizeriſche Gefchäftsmann 
fieht in feinen daheim demfelben Berufe nachgebenden Landsleuten 
in erfter Linie Konkurrenten. Aus diefem Grunde wird er ſich wohl 
hüten, deren Berufsinterefien auf irgend eine Weiſe zu fördern. 
Seine eigenen Berufsinterejjen führen ihn vielmehr nicht felten dahin, 
mit dem Ausiande gemeinfjame Sache zu maden und dem aus— 
wärtigen Handel feines Heimatlandes Schwierigkeiten zu bereiten. 
Die in Rede ftehenden Berichte enthalten manche darauf bezügliche 
Mitteilungen, die eine beredte Sprache ſprechen. Es liegt daher fein 
Grund vor, anzunehmen, daß ſolche Gejchäftsleute, in einer Kammer 
vereinigt, ihre eigenen Intereffen verleugnen und Gejchäftsberichte 
nad Haufe fenden würden, auß denen die dortige Handelsmwelt nüß- 
liche Informationen für ihren Verkehr mit dem Auslande jchöpfen 
fönnte. 

Unter den Berichten, die der Bundesrat aus Anlaf der erwähnten 
Motion fih von feinen Vertretern im Auslande erftatten ließ, ent» 
Halten manche weitere Anregungen, welche die Verfolgung des Zieles 
diefer Motion im Auge haben. 

Sp wurde von ber Gefandtichaft in Paris der Anlauf von 
Mufterbüchern bezw. Gewerbemuftern duch den Bund im Berein 
mit den Kantonen empfohlen. Durch Deponierung folder Samms 
lungen, die in jeder Saifon erneuert werden, in den Hauptzentren 
der fchweizerifchen Induftrie follte den Intereffenten die Möglichkeit 
geboten werden, ihre Broduftion den jeweiligen Bebürfniffen bes aus⸗ 
ländijhen Marktes anzupaffen und günstige Konjunkturen auszunüßen. 

Das Konſulat in Mailand regte die Einführung von Konſular⸗ 
Räten an, in jedem Konſularbezirke je zwei für jeden Handels- und 
Induſtriezweig, mit der Aufgabe, ſich alle zwei oder drei Monate 
beim Konful zu verfammeln, um Fragen zu erörtern und alle Aus- 
kunft zu erteilen, welche dem Konſul ermöglichen follte, bem Bundesrat 
einen ber Wirklichkeit entfprechenden Bericht über die fommerziellen 
und indujtriellen Beziehungen des betreffenden Konfularbezirkes mit 
der Schweiz zu erftatten. 
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Einen ähnlichen Vorſchlag machte der ſchweizeriſche General- 
fonful in Betersburg. Dem Konſul fol ein aus der Mitte der Kolonie 
zu ernennender Handelsrat an die Seite gegeben werden, der über 
alle wichtigen Vorgänge kommerzieller Natur ſofort die nötigen 
Informationen an die fchmweizerijche Handelsmwelt zu vermitteln im 
der Lage jein werde. Mit Recht ift jedoch darauf hingewieſen worden, 
daß ſowohl diefem Vorſchlag wie demjenigen des Konfulates in 
Mailand diefelben Argumente entgegengehalten werden müßten, wie 
dem auf Errichtung von ſchweizeriſchen Handelsfammern im Auslande. 
Die Konfularräte wie die Mitglieder des Handelsrate® würden als 
Geichäftsleute Häufig in Konflilt mit ihren privaten Berufsintereffen 
geraten, wollten fie alle von ihnen auswärts gefammelten Erfahrungen 
mwahrheitsgemäß und uneingejchränft der Deffentlichkeit unterbreiten. 
Bon ihnen abjolute Objektivität in der Auskunftserteilung zu ver- 
langen, bieße ihnen zumuten, fie möchten ihre etwaige günjtigere 
Geichäftslage zugunften anderer ohne irgendwelche Gegenleiftung 
preisgeben. 

Sclieflih wäre noch die Anregung von Bizefonful Schinz au 
erwähnen, die auf die Errichtung von offiziellen oder offiziöfen 
fchweizerifchen Handelsagenturen im Auslande ausgeht. Dieſe beforgen 
den jchweizerifchen Erporteuren die Deklarierung, Verzollung und 
Ablieferung der anlommenden Waren. Sie geben den Abjendern 
vorher genaue Inſtruktionen über alle Formalitäten, die bei der 
Berpadung, Deklaration und Verfrachtung nötig find, um alle 
Strafen zu vermeiden und den bejtehenden Gefeßen zu genügen. 
Die Agenturen dienen als direlte Vermittler zwifchen den Broduzenten 
in der Schweiz und den Konſumenten im Auslande. Sie beforgen 
die lleberjegungen, die Herausgabe und dag Verſenden von Brofpelten, 
Katalogen, Warenmujtern zc. an die für ſolid befannte Kundſchaft. 
Sie führen wohl außgeftattete Mufterkollektionen in der Form einer 
permanenten Ausitellung. Sie übernehmen die Führung von Prozeffen 
und beforgen das Inkaſſo. Was die Unterhaltungskfoften folcher 
Inftitute anbelangt, fo würden diefe nach der Anficht des Antrag» 
jteller8 durch den Bezug von Provifionen und Kommiſſionen gededt 
werden können; der Bund hätte höchſtens für die erften Einrichtungs- 
foften aufzulommen. 

Aus den vorftehenden Ausführungen ift zu erjehen, daß zur 
Frage der Bervollftändigung der wirtſchaftlichen und kommerziellen 
Intereſſen der Schweiz im Auslande von feiten der fchmeizerifchen 
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ausmärtigen Agenten feine Borjchläge gemacht wurden, welche eine 
wejentliche Nenderung der bezüglichen Berhältniffe herheizuführen in 
der Lage geweſen wären. Da überdies der praftifche Nutzen der 
gefennzeichneten Borfchläge ein fehr fraglicher war, jo fonnte 
fih der Bundesrat nicht entjchließen, auf einen derfelben näher ein- 
zutreten. Der Bundesrat algeptierte vielmehr den Standpunft des 
Schweiz. Handels» und Induftrievereins (f. d.), nach welchem e8 der 
privaten Jnitiative zu überlafjen wäre, Mittel und Wege zur etwaigen 
Bervolljtändiguug der bejtehenden Einrichtungen ausfindig zu machen. 
Hingegen follte nach der Anficht des Bundesrates befchloffen werden, 
daß, wenn fih im Auslande Inftitutionen wie Handelsfammern, 
Handelsagenturen, Mufterlager, Auskunftsbureaux u. dgl. bilden 
follten, welche fi die Förderung des vaterländifchen Handels- und 
Gemwerbefleißes in gemeinnüßiger Weiſe zur Aufgabe machen und die 
finanzielle oder anderweitige Unterftügung des Bundes nachfuchen, 
diefe8 Gefuch von den Bundesbehörden jeweilen zu prüfen und die 
Unterftüßung zu bemilligen wäre, wenn fie fi) als nüßli und 
notwendig heraußftellten. 

Diefe Anträge des Bundesrates wurden am 18. Dezember 1884 
zum Bundesbeichluß erhoben, aber im Gejchäftsbericht für das Jahr 
1892 ſah fi der Bundesrat veranlaft, zu fonftatieren, daß ihm bis 
dahin ein auf genannten Beſchluß fich ftügendes Subventionsbegehren 
nicht zugegangen ſei. Eine Aenderung ift feit jener Zeit in diefer 
Beziehung nicht eingetreten. 

Die Schweiz befitt jomit im Wuslande feine anderen Ber 
tretungen ihrer fozialstommerziellen Intereffen als die Sonfulate 
und die mit der Bejorgung von Sonfulargefchäften beauftragten 
Gejandtichaften. 

U. Das Konſularrecht. Die jchmweizerifchen Konfularbeamten 
gehören, mit Ausnahme des Generaltonfuls in Yokohama, der Berufs- 
konſul war (jet Gefandtichaft), zu der Stategorie der Wahl-oder Honorar⸗ 
fonfuln (consules electi). Die Wahllonfuln üben das Konfularamt, im 
Gegenſatz zuden Berufsfonfuln (consules missi), nicht al8 ausfchließlichen 
Beruf, fondern werden vielmehr unter den im Auslande anfäffigen 
Geihhäftsleuten gewählt. Die fchmweizerifchen Konfularbeamten find 
Generaltonfuln, Konfuln und Bizefonfuln. Sie werden vom Bundes- 
rate auf Vorjchlag des Bolitiichen Departements gewählt. In der 
Regel müfjen die Konfularbeamten Schweizerbürger fein; der Bundes- 
rat ift jedoch befugt, auch Nichtfchweizer zu ſchweizeriſchen Konſuln 
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oder Bizefonfuln zu ernennen. Das Berfonal des Konfularamts ift 
in den Bändern, in welchen die Schweiz eine diplomatifche Vertretung 
unterhält, der Aufficht derfelben unterjtellt; in den übrigen Bändern 
ift mit diefen Befugniffen einer der Konſuln bekleidet, der den Titel 
Generaltonful führt. Die BVBizelonfuls, die nur in ſolchen Konſular⸗ 
bezirlen ernannt werden, welche zu groß find, als daß das Konfulat 
im Falle wäre, in erfprießlicher Weile feine Tätigkeit im ganzen 
Umfange des Bezirkes zur Geltung zu bringen, ftehen unter ber 
Direktion des Konfulats, in deſſen Bezirk fie fich befinden. Jeder 
Konfularbeamte übt innerhalb der Grenzen feines Bezirkes die aus 
feinem Mandate herfließenden Befugniffe in ausfchließlicher Weife 
aus. In diefer Beziehung ift zwifchen den Generallonfuln, Konſuln 
und Bizelonfuln gar fein Unterfchied vorhanden. Die fchweizerifchen 
Konfularbeamten erhalten von der Eidgenofjenfchaft feine fire Be— 
foldung. Diejenigen Konfuln, welchen befondere Berhältniffe außer- 
gewöhnliche Laften auferlegen, fünnen vom Bundesrate Entjchädi- 
gungen gewährt werden, deren Höhe alljährlich entiprechend den fie 
veranlafjenden Umftänden feftgeftellt wird. Dagegen find die Kon—⸗ 
fularbeamten ermächtigt, für ihre Verrichtungen von Privaten, die 
ihre Dienste in Anſpruch nehmen, Gebühren nad einem vom Bundes⸗ 
rate aufgejtellten Tarif zu erheben; Porto und fonftige Auslagen, 
die die Konfularbeamten aus Auftrag von Bundesbehörden oder 
Kantonsregierungen machen müffen, werden ihnen erfeßt. 

Zur Ausübung feiner Amtsbefugniffe bedarf der Konſul der 
Zuftimmung des Empfangsftaates. In diefer Beziehung unterfcheidet 
fi der Konſul vom diplomatischen Vertreter wejentlich, indem die 
Amtseinjegung des letzteren ausschließlich durch Erteilung des von 
feiner hierzu befugten oberjten Behörde (in der Schweiz von Seite 
des Bundesrates) vollzogen wird. Der Konfularbeamte tritt erft in 
die Funktion, nachdem ihm die Regierung de8 Landes feiner Wirk⸗ 
famteit ihm das Exequator erteilt hat. Für ſchweizeriſche Konſular⸗ 
beamte wird das Erequator durch den fchmeizerifchen diplomatischen 
Agenten beziehungsmeife den Generallonful oder in Ermangelung 
desfelben durch den Konful felbft oder direft durch den Bundesrat 
erwirkt. 

Die Rechtsſtellung des Konſularbeamten im Empfangsſtaate 
beruht, abgeſehen von den einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen 
des Abſendeſtaates, auf beſonderen Konſularkonventionen zwiſchen 
feinem Heimatſtaate und dem Empfangsſtaate oder den Spezial⸗ 
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beftimmungen der Handels» oder fonftiger Berträge zwiſchen denjelben. 
Derartige Abmachungen bat die Schweiz mit einer Reihe von Ländern 
getroffen, und zwar: | 

Belgien: Freundſchafts-, Niederlaſſungs- und Handelsvertrag vom 
11. Dezember 1863, Art. VII. (U. S.VII. 484). Brafilien : Uebereinkunft betr. 
Konfularweien vom 21. Oktober 1878 (U. ©. n. F. IV. 108). Congoftaat: 
Freundichafts-, Niederlaffungs: und Handelsvertrag vom 16. November 
1889 (4. ©. n. F. XI. 427). Dänemark: Freundſchafts-, Niederlaffungs- 
und Handelövertrag vom 10. Februar 1875, Art. IX (U. ©. n. F. I. 668). 
Ecuador: Freundfhafts:, Niederlafjungs: und Handelövertrag vom 22. Juni 
1888, Art. 2 A. S. n. F. XI. 210). Großbritannien: Freundichafts-, Handels» 
und Niederlafjungsvertrag vom 6. September 1855, Art. VII (U. ©. V. 
271). Hawaii-Inſeln: Freundichafts-, Handeld- und Niederlaffungsvertrag 
vom 20. Juli 1864, Art. VII (U. S. IX. 497). Italien: Niederlafjungs- 
und Konfularvertrag vom 20. Juli 1868; erneuert am 28. Jan. 1879 
(4. ©. n. F. IV. 103). Japan: Freundicafts-, Niederlaflungs» und Handels» 
vertrag vom 10, November 1896, Art. XIII (U. ©. n. F. XVI. 520). 
Portugal: Konfularübereintunft vom 27. Auguft 1883 (U. ©. n. F. X. 443). 
Rumänien: Konfularvertrag vom 14. Februar 1880 (A. ©. n. F. V. 282). 
Rußland: Niederlaffungs: und Handelsvertrag vom 26./14. Dez. 1872, Art. 
8—-11 (U. ©. XI. 376). Deiterreich-Ungarn Handelövertrag vom 10. Dez. 
1891, Art. 13 (U. ©. n. F. XII. 564). Serbien: Niederlaffungs- und Kon: 
jularvertrag vom 16. Februar 1888, Art. 6 (U. ©. n. 3. X. 706). Berfien: 
Freundſchafts- und Handelsvertrag vom 23, Juli 1873, Art. 2 (U. ©. n. F. 
I. 196). Salvador: Freundſchafts-, Niederlaffungs- und Handelövertrag vom 
30. Oktober 1883, Art. 8 (A. ©. n. F. VII. 744). Tunis: Uebereintunft 
mit Franfreih betr. die Regelung der Beziehungen zwijchen der Schweiz 
und Tunis vom 14, Oftober 1896 (A. ©. n. F. XVI, 12), 

Im Unterfchied von den diplomatifchen Agenten find die ſton⸗ 
fularagenten nicht „mit diplomatifchen Charakter bekleidet.” In ber 
Regel ift ihnen nicht geftattet, fich direft an die Zentralbehörde des 


Empfangsftaates zu wenden, auch ſchriftliche Mitteilungen werden 
häufig von diefen Stellen nicht entgegengenommen. Die den Gejandten 
zuitehenden Privilegien (vergl. den cit. Artikel „Bejandtichaftsmwejen“) 
fommen dem Sonfularbeamten nicht zu. Sie genießen die perfönliche 
Unantaftbarfeit nur infomweit fie ihnen durch Vertrag ausdrüdlich 
eingeräumt worden ift. Bon der Zivil» und Strafgerichtsbarkeit des 
Empfangsjtaates find fie grundfäglich nicht befreit. Ebenſowenig fteht 
ihnen Exterritorialität zu. Befreiung von Laften und Abgaben können 
die Konfuln nur auf Grumd befonderer Bereinbarungen in Anfpruch 
nehmen. So ftatuiert 3. B. der fohmeizerifch-brafilianiiche Vertrag 
Befreiung von militärischen Einquartierungen, von allen direkten 
Steuern, außer betreffend Liegenfchaften und Handel. Die Unverleß- 
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lichkeit der Amtsräume, ſowie namentlich des Konſulararchivs ift 
überall, mit Ausnahme von England, anerkannt. Zu den Ehrenrechten 
der Konfularbeamten gehört ſchließlich die Befugnis die Hoheitszeichen 
ihres Staates (Flagge, Wappen uſw.) zu führen. Die ſchweizeriſchen 
Konfularbeamten bringen an ihrer Wohnung das eidgenöſſiſche Wappen 
mit der Auffchrift „Generalkonſulat (Konfulat oder Vizelonfulat) der 
ſchweizeriſchen Eidgenofjenfchaft“ an. Bon auswärtigen Regierungen 
dürfen die fchmweizerifchen Konjularagenten weder PBenfionen oder 
Gehälter, noch Titel, Geſchenke oder Orden annehmen. Sind fie 
bereit8 im Befige von folchen Zuwendungen oder Auszeichnungen, 
fo haben fie für ihre Amtsdauer auf die Benugung beziehungsmeife 
Geltendmachung derfelben zu verzichten. 

Eine bejondere Stellung nehmen die Konfularbeamten in den 
nichtchriftlichen Bändern ein. Hier eriftiert auf Grund von befonderen 
Verträgen die fonfularifche Jurisdiltion. Eine folcde Jurisdiktion 
befaß der jchmweizerifche Konfjul in Japan auf Grund des Vertrages 
vom Jahre 1864, und zwar umfaßte diefelbe ſowohl die Zivil» als 
Strafgerichtsbarkeit: Ießtere gegen Schweigerbürger, erjtere nicht nur 
unter Schweizern jelbjt, fondern auch in Sachen eines Japaners 
gegen einen Schweizer. Der neue Vertrag von 1896 hob diefe Be— 
fugnis des fchmweizerifchen Konſuls auf. Gegenwärtig befigen nur 
noch die fchmweizerifchen Konfuln in Perſien Jurisdiltion, aber nur 
in Bivilftreitigkeiten unter Schweizern. Für den Richterſpruch find 
die fchmweizerifchen Geſetze maßgebend. 

IU. Geſchichtliches. In der Botjchaft des Bundesrates an 
die Bundesverfammlung, betreffend die Vertretung der Schweiz im 
Auslande, vom 19. Mai 1893, heißt es u.a.: „Die Schweiz, deren 
Gefamterport, dem Werte nach auf den Hopf der Bevölferung berechnet, 
um '/,; denjenigen Großbritanniens übertrifft, 2'/., Mal größer als 
derjenige Frankreichs, 3 Mal größer als derjenige Deutjchlands ift, 
die Schweiz, welche in allen Weltteilen Staatsangehörige zu beſchützen 
und zu verteidigen hat, ſah ſich von jeher veranlaßt, wenn aud an 
der internationalen Weltpolitif feinen Anteil nehmend, ihrer Ber 
tretung im Auslande doch ftet8 befondere Aufmerkfamteit zu widmen.“ 

Bor der fogenannten Periode der Helvetif hatte indes die Eib- 
genoſſenſchaft als jolche feine ftändigen Vertretungen im Auslande 
unterhalten; Hingegen pflegten namentlich die Fatholifchen Kantone 
bereit8 im 17. Jahrhundert an manche Fatholifche Höfe diplomatische 
Agenten abzuordnen. Die erſten fchmweizerifchen Konfulate wurden 
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vom Direktorium der belvetifchen Republik in® Beben gerufen, und 
zwar 1798 in Bordeaur, 1799 in Marfeille und Genua, 1801 in 
Nantes und 1802 in Trieſt. Mit Rädficht darauf, daß die franzöfifche 
Republik den Titel „Konful* für für ihre drei höchften Regierungs- 
beamten vorbehalten wiſſen wollte, hatte man in der Schweiz den 
Konfularagenten jeit dem 1. Januar 1800 den offiziellen Titel 
„Commissaire des relations commereiales de la R&publique helvstique“ 
beigelegt. Die Obliegenheiten der Konſularbeamten wurden nicht 
reglementarifch feftgeitellt und auch in den Beitallungsurkunden 
wurden ihnen feine fpeziellen Weifungen erteilt. Im allgemeinen 
erwartete man von den Sonfuln, wie aus einer offiziellen Kund⸗ 
gebung aus jener Zeit hervorgeht, daß fie die Reklamationen der 
belvetifchen Kaufleute empfangen und unterjtügen, die Handelsrechte 
ber helvetiſchen Republik wahren und den Handelßverträgen zu Hülfe 
Sommen mödten. Im Juli 1800 wurden die Konſuln ermächtigt, 
Bäffe an reifende Schweizer auszuftellen. Ob die Konſuln damals 
eine Bejoldung oder irgendwelche Entjchädigungen für ihre Amts- 
bandlungen erbielten, ift nicht feftftellbar. 

In Bezug auf diefen legteren Punkt Liegt ein Beichluß aus der 
erften Zeit der Mediationsperiode vor, welcher auch in anderer Be- 
‚ziehung für das fchmeizerifche Konfularwefen von grundlegender 
Bedeutung war. Dieſer Beichluß, der auf Grund und in Gemäßheit 
‚eines bezüglichen vom Landammann der Schweiz unterbreiteten Be- 
richte von der Tagſatzung am 14. Herbftmonat gefaßt wurde, hat 
folgenden Wortlaut: 

1. Die Schweiz hält feine immerwährende Gefandtichaft bei den aus— 
wärtigen Mächten, und bei außerordentlichen Sendungen, welche von der 
Tagfagung mit Bewilligung der Kantone angeordnet werden, foll auf die 
möglichfte Koftenerfparnis allemal Rüdfiht genommen werden. 

2. Die Konfuln oder Kommiffäre der Handelsverhältniffe, welche in 
den von jchweizerifchen Handelsleuten meiftens befuchten Blägen und Seehäfen 
-angeftellt werden, jollen, was die Koften ihrer Verrichtung anbetrifft, der 
Schweiz auf feine Weife zu Laſten fallen. 

3. Bei der Wahl desfelben wird jedesmal auf den Wunſch derjenigen 
jchmeizerifhen Gemeinden oder Handelshäufer Rüdfiht genommen, melde in 
einer Handelsftadt oder Seehafen die Anftellung eines Konſuls verlangen 
und zu dem Ende die Ernennung auf einen dreifachen Vorſchlag von Seiten 


desfelben eingefchränft. Die auf diefe Weife getroffene Wahl ſoll alsdann 
jämtlihen Kantonsregierungen angezeigt werden. 

4. Der Yandammann der Schweiz hat die Aufficht über die Berrichtungen 
diefer Handeldagenten nnd foll wachen, daß der Name der fchweizerifchen 


Nation, welche jie vorftellen, nicht gemißbraucdht und der gute Ruf derfelben 
nicht gefährdet werde. 
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Diefer Beichluß hat jomit das Syftem der Wahls Beziehungs- 
weiſe Honorarkonſuln akzeptiert umd die Konſularagenten unter die 
Dberaufficht der eidgenöffifchen Zentralbehörde geftellt. Die Ernennung. 
der Konſuln ftand der Tagfakung zu. 

Durch den Tagfagungsbefhluß vom 8. Auguft 1816 wurde die 
Tätigfeitsiphäre der Konfularagenten genauer umfchrieben und zugleich 
dahin erweitert, daß fte auch beitimmte zivilrechtliche Verhältniffe 
der Schweizer im Auslande umfaßte. Die Konſuln erhielten die 
Kompetenz, Zertifilate auszuſtellen, Alten, welche die perjönlichen 
Berhältniffe der Schweizer oder Objekte ihres Handels betreffen, .zu 
legalifieren, bei Todesfällen von Schweizern das Interefje abmwefender 
Erben wahrzunehmen, oder auch für anmwefende Witwen und Finder, 
bis die fompetente Behörde das Weitere verfügt hat, zu forgen. Der 
gleiche Beichluß beitimmt, daß, da, mo e8 die Ausdehnung des ange⸗ 
wiejenen Wirkungskreiſes oder ganz bejondere Berhältniffe erfordern, 
der Titel Generallonful bewilligt werden fünne. 

Seitdem bat das ſchweizeriſche Konſularweſen keine Aenderung 
_ erfahren, biß die Bundesverfafjung von 1848: eine neue ſtaatsrechtliche 
Grundlage gejchaffen Hat für die Beziehungen der Kantone unter 
einander und zur Eidgenofjenfchaft. Der dadurch bewirkte Zufammen- 
ſchluß der bis dahin ziemlich jelbftändigen Wirtfchaftsgebiete zu einem 
einheitlichen Ganzen erhöhte die Bedeutung der gemeinfamen Ber- 
tretung der fozialsfommerziellen Intereffen im Auslande. Bereits 
das Jahr 1851 brachte am 1. Mai das „Reglement für die ſchwei— 
zerifchen Konſuln“, welches zuerft in umfaffender Weife die Obliegen= 
heiten der fchmeizerifchen Konjularagenten, — die nicht mehr Handels- 
fonfuln, fondern Konfuln ſchlechtweg genannt werden, — feitlegt. 

Auf die einzelnen Beitimmungen dieſes Reglements bier einzu— 
gehen, liegt fein Grund vor, da fie im wejentlichen in dem 24 Jahre 
jpäter erlafjenen „Reglement für die ſchweizeriſchen Ronſularbeamten“ 
(vom 26. Mai 1875) Aufnahme gefunden haben. Während der langen 
Dauer der Wirkfamkeit des Reglementes von 1851 wurden an ihm 
nur geringe Modififationen vorgenommen, mie die Menderung des 
Gebührentarifes, Geftattung der Annahme eines fremden Konſulats, 
wenn feine Kollifion der Pflichten zu befürchten fei, die ausnahms— 
mweife Ernennung auch von Nichtfchweizern zu Schmweizer-Sonfuln 
oder Bizelonfuln, Bejeitigung der Paſſiva für nach der Schweiz reifende 
Fremde. Im übrigen jchien das Reglement den bezüglichen Bedürf- 
niffen der Behörden und der Gefchäftswelt durchaus zu genügen. 


Erft die nad dem deutfch-franzöfifchen Kriege fich anbahnende 
Modifilation der handelspolitiſchen Beitrebungen der Nachbarſtaaten, 
erit der Umkehr der Ietteren vom Syſtem der Handelsfreiheit zum 
Syſtem des fich immer ftärfer ausprägenden Proteltionismus, Tieß 
es wünſchbar erfcheinen, daß von feiten der ſchweizeriſchen Behörden 
der auswärtigen Bertretung der fozialsfommerziellen Intereffen des 
Bandes mehr Aufmerkſamkeit gejchenkt werde. 

Dabinzielende Boftulate waren von der Bundesverfammlung 
bereit3 am 20. Mai 1872 und 22. Juli 1873 aufgeftellt. Allein die 
"bevorstehende Revifion der Bundesverfaffung verhinderte zunächſt die 
Verwirklichung der bezüglichen Forderungen. Und als die Bundes- 
»erfaffung von 1874 in Kraft getreten ift und der Bundesrat an 
die endgültige Feſtſtellung des von ihm jchon früher entworfenen 
Reglementes jchreiten konnte, da wurde von der Bundesverfammlung 
das Bundesgeje über Zivilftand und Ehe in Beratung gezogen, 
welches in Artilel 13 den Bundesrat ermächtigt, da wo er e8 für 
angemejjen erachtet, den diplomatifchen und fonfularifchen Vertretern 
der Eidgenoffenfchaft Befugniffe einzuräumen in Bezug auf die Führung 
der Zivilftandsregifter und die Abfchliekung von Ehen von Schmweizern, 
die in ihrem Bezirke fi aufhalten. In dem neuen Stonjularreglement 
mußte man nun notwendigermeife auf diefe Beftimmung Rüdficht 
nehmen, und da daß fragliche, von der Bundesverfammlung am 
24. Dezember 1874 erlafjene Geſetz (fiehe „Ehegejeßgebung“ und 
„Hivilftandsmwefen“, Reichesbergs Handwörterbuch) der Volksab—⸗ 
ſtimmung unterworfen werden mußte, ſo konnte das Reglement erſt 
nach dieſer letzteren promulgiert werden. 

Das „Reglement für die ſchweizeriſchen Konſularbeamten“ vom 
26. Mai 1875, das bis auf den heutigen Tag in Kraft fteht, bildet 
fomit die Grundlage der nunmehrigen Organifation des fchmeizerifchen 
Konſularweſens. Die Beftimmungen dieſes Reglements, fofern fie 
die rechtliche Stellung der Konſuln betreffen, find bereit8 oben (Ab⸗ 
fchnitt II) finngemäß wiedergegeben worden; die fonftigen Beftim- 
mungen besjelben fommen im Abjchnitt IV zur Sprache. 

Bei genauerem Zufehen enthält das Reglement von 1875, troß 
der größeren Anzahl der Paragraphen, nicht vielmehr als dasjenige 
von 1851. Diefer Umſtand brachte e8 denn auch mit fich, daß die— 
jenigen Interefjentenkreife, welche die fih um jene Zeit geltend 
machende Berfchlimmerung der ſchweizeriſchen Exrportverhältniffe zum 
Zeil der mangelhaften Funktion des Konſularapparates zuzufchreiben 
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geneigt waren, wenige Jahre nad) Erlaß des Reglementes eine durch— 
greifende Reform des Konſularweſens anjtreben zu müjjen glaubten. 


Beranlaßt durch eine Eingabe des ſchweizeriſchen Handels⸗ und- 
Snduftrievereins vom 3. März 1880 und eine folche der Oſtſchwei— 
zerifchen geograpbifchsfommerziellen Gejelichaft vom 29. Juli des⸗ 
felben Jahres, berief das eidgenöffiiche Handels» und Bandwirtichafts- 
Departement auf den 26. Januar 1881 eine Konferenz nach Bern: 
zuc Beiprehung der Frage der Reorganifation der ſchweizeriſchen 
Konfulate. Unter dem Präfidium des damaligen Departementsvor- 
ftebers, Numa Droz, nahmen an der Konferenz Bertreter folgender 
Gejellichaften teil: Schmweizerifcher Handels» und Induftrieverein, 
Geographiſch-kommerzielle Gefelichaft in St. Gallen, Geographifche- 
Gejelichaft in Genf, Geographifche Gejelichaft in Bern, Interkan— 
tonale Gejellfchaft der Induftrien des Jura; außerdem war zugegen 
der Direltor des internationalen geographiichen Inftituts in Bern 
und der Departementsjefretär. 


Den Gegenstand der Konferenz bildete namentlich die Frage 
der Berbefjerung der Art der konſulariſchen Berichterftattung, die in 
legter Zeit vielfachen Angriffen ausgejegt war. Die gemäß Art. 25- 
des Reglement? von den jchmeizerifchen Konfularagenten jährlich 
einzufendenden Berichte wurden bis dahin in Supplementheften zum. 
Bundesblatte veröffentlicht und hatten, da fie eben nur einmal im 
Jahre erfchienen, für die Geſchäftswelt feine nennenswerte Bedeutung, 
abgejehen davon, daß viele Berichte auch inhaltlich viel zu wünſchen 
übrig ließen. Die Teilnehmer an der Konferenz waren nun alle wohl 
darin einig, daß eine Aenderung diejes Zuftandes unumgänglich: 
notwendig fei, aber hinfichtlih der Mittel und Wege gingen bie 
Anfichten ziemlich weit auseinander. 

Als Grundlage der Diskuffion dienten die von der geographiich- 
fommerziellen Gejellfchaft in St. Gallen unterbreiteten „Borfchläge 
zu einer llebereinfunft mit dem 5. Bundesrat über die Erftellung 
eines Organs für den Verkehr mit den jchmweizerifchen Konſulaten.“ 
Der Wortlaut diefer VBorfchläge ift folgender: 

1. Der 5. Bundesrat, in der Abficht, die Handelsbeziehungen der 
Schweiz mit fremden Pändern zu vermehren, erftellt unter der Aufjicht des 
Handel3departement3 ein Organ, dem die ausichließlihe Korrefpondenz mit 
den jchweizerifchen Stonfultaten über Fragen, die im direkten Intereſſe des— 


Handel3 und der Induſtrie unferes Yandes Liegen, überbunden und zuge— 
wiejen wird. 
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2. Der h. Bundesrat gibt den ſchweizeriſchen Konſulaten, ſowie dem 
ſchweizeriſchen Handels- und Induſtrieſtande von der Konſtituierung dieſes 
Organs Kenntnis und weiſt dieſelben an, die Korreſpondenzen dieſes Bureaus 
als offizielle zu betrachten und dieſelben als ſolche jederzeit zu berückſichtigen. 


3. Von den durch dieſes Bureau gepflogenen Korreſpondenzen wird 
immer ein doppelter genommen und einer derſelben entweder monatlich oder 
fo oft, als das Handelsdepartement verlangt, im Heften legterem zu handen 
geftellt. 

4. Die Antworten und Berichte der Konfulate find entweder im Auszug 
oder wörtlich zu betimmten Zeiten dem Handelsdepartement vorzulegen. 


5. Die Ueberantwortung der von den Konfulaten erhaltenen Mitteilungen 
entweder an die Deffentlichfeit oder direft an die bezüglichen Fragefteller hat 
nur durch dieſes Bureau zu gejchehen und zwar immer fofort. Die für die 
Oeffentlichkeit beftimmten Mitteilungen find vorher dem Handelsdepartement 
zu unterbreiten und bedürfen des Bijas desjelben. Allgemeine Anregungen 
zum Beten der ſchweizeriſchen Induſtrie von jeiten des Bureaus find diefer 
Vorſchrift nicht unterworfen. 

6. In die Kompetenz diejes Organs fallen folgende Fragen: a) Ueber 
die Refourcen, melde die von dem betreffenden Konfuln vertretenen Yänder 
und Gebiete für die Schweiz bieten. b) Ueber die Artikel, welche der dortige 
Konſum verlangt und was davon die eigene Yandesinduftrie, das Ausland 
und die Schweiz liefert. c) Auftrag an die Konfuln zur Beſchaffung von 
Driginalten diefer Artifel. d) Ermittlung der Artikel und Bodenprodufte, 
welche das Yand erportiert, ihre Bedeutung für die Schweiz und Beichaffung 
von Originalien. e) Erfundigungen über die Handelsbewegung per Schiff 
und Rad der verfchiedenen Hafen und Handelspläge. f) Erfundigungen über 
befonders wichtige Jnduftrien, Yandbau und Minenausbeutung. g) Ueber den 
Bolltarif, Münzen, Maße und Gewichte, über die Dimenfionen, Yängenmaße, 
Qualität, Appret und Austattung der importierten Yabrifate und derjenigen 
de3 Landes; über die Berkaufspreife, Berfaufsbedingungen, Kurs: und Kredit: 
verhältnifie und welche Dedung für Berfäufe gefordert werden fann. h) Ueber 
die Verkehrswege und Eifenbahnen im Betriebe ; über Bauten, die im Projekte 
liegen oder in der Ausführung begriffen find, und welche zur Kontrahierung 
von Yieferungen für ſchweizeriſche Fabriken geeignet wären. i) Berichte an 
die Konjuln über die fchweizerifchen Induſtrien in möglichfter Bollftändigfeit, 
jo dag die Konjulate jelbft befähigt find, nicht nur über den Beſtand jeder 
unjerer Induftrien Ausfunft zn geben, jondern auch über die nötigen Details 
Kenntnis zu bejigen. Zu dieſem Zwecke iſt das Burean angewiefen, jedem 
Wunſche der Konfulate um Zujendung von Muftern der einzelnen Induſtrien 
ſchnellſtens zu entſprechen. 

7. Dem Bureau ſteht es frei, je nach Bedürfnis auch aus anderen 
Quellen die nötigen Informationen zu holen. 

8. Der h. Bundesrat beteiligt ſich an den Koſten und Auslagen des 
Bureaus mit 75°/o; die übrigen 25/0 find durch Beiträge von Geſellſchaften 
und Privaten durch das Bureau zu beichaffen. 

9. Das Bureau hat jeinen Sig n..... 
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Es follte jomit diefen Borjchlägen gemäß aus Bundesmitteln 
gewifjermaßen ein Sorrefpondenze und Auskunftsbureau für den 
ſchweizeriſchen Handel und die fchmweizerifche Induſtrie gefchaffen 
werben, das fich der ſchweizeriſchen Konjularbeamten als bloßer 
Agenten zu bedienen’ hätte. 

Nun wurde in der Konferenz von mancher Seite wie namentlich 
auch vom Bräfidenten geltend gemacht, daß man den jchmeizerifchen 
Konfularbeamten, die feine Befoldung und feine Entfchädigung er— 
halten, nicht zumuten könne, eine fo große Arbeitslaft auf fich zu 
nehmen, wie fie ihnen die obigen ‚Vorſchläge“ aufbürden möchten. 
Außerdem fei nicht zu vergeflen, daß die ſchweizeriſchen Konſular— 
beamten faft durchwegs den in den außmärtigen Staaten niederge— 
laſſenen jchweizerifchen Gejchäftsleuten entnommen werden, die zwar 
in ihrer Berufsbrandhe fehr tüchtig fein mögen, aber feine fo ums 
faffenden Stenntnifje und Erfahrungen befigen, um über die verjchieden- 
artigiten Materien aus allen Gebieten des Verkehrslebens ein jach- 
gemäßes Urteil abgeben zu fünnen. Das einzige, was angeltrebt 
werden müſſe, wäre, wie der Vertreter des fchmeizerifchen Handels— 
und Induftrievereind meinte, die Erlangung von zuverläffigem 
ſtatiſtiſchem Material und objektiven allgemeinen Berichten über 
Snduftrie und Handel in den einzelnen Stonfularbezirken, wobei 
Ipeziell dafür zu forgen wäre, daß die bezüglichen konſulariſchen 
Mitteilungen häufiger als gegenwärtig dem Bundesrat zugehen und 
von diefem der fchmeizerifchen Handelswelt unmittelbar unterbreitet 
werden möchten. Der Bertreter der geographifchen Gejellichaft in 
Genf war im ganzen mit diefen Ausführungen einverjtanden, glaubte 
aber, geſtützt auf das Beijpiel Belgiens, hervorheben zu müſſen, daß 
die Schweiz ihr Augenmerk auf die fommerzielle Eroberung neuer 
Länder zu richten habe, zu welchem Bebufe fie Spezialagenten hin— 
ausfenden müffe, um jene Bänder allfeitig zu erforfchen. Ein anderes 
Mitglied der Konferenz behauptete hingegen, daß es genügen würde, 
den Konſulaten ein von den verschiedenen intereffierten Gefellichaften 
ausgearbeitetes Fragejchema zulommen zu laffen, um fie in die Lage 
zu jeßen, wertvolle Berichte abzufaſſen. Ein weitere Mitglied meinte, 
daß es beſſer wäre, jedesmal Spezialagenten abzujenden, wenn es 
gilt, fi Informationen über die Ausfichten irgend einer ſchweize— 
riſchen Erportinduftrie in einem auswärtigen Staate zu verjchaffen, 
fo habe 3. B. die internationale Gejellfchaft der Industrien des Jura 
zwei Experten nach den Vereinigten Staaten von Nordamerifa gefandt, 
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um die Lage der dortigen Ubreninduftrie zu ftudieren und in Erfahrung 
zu bringen, ob und welche Ausfichten dort die jchmeizerifche Uhren— 
Fabrikation hätte, und diefer Modus habe fich jehr bewährt. 


Infolge einer ſolchen Meinungsverjchiedenheit konnte die Kon—⸗ 
ferenz begreiflichermweije zu feinem Refultat gelangen, das auf die 
bisherige Geftaltung des ſchweizeriſchen Konſularweſens einen nennens⸗ 
werten Einfluß ausgeübt hätte. Der Bundesrat hat dann von fidh 
aus in einem Kreisſchreiben an die Konſulate vom 6. Januar 1882 
eine nähere Einleitung zur Abfaffung der Jahresberichte gegeben, 
zugleich bat er die Anordnung getroffen, daß diefe Berichte vom 
Jahre 1883 an unmittelbar nad ihrem Eintreffen im eidgenöffifchen 
Handelsamtsblatt in der Originalfprache zum Abdrud gelangen follten. 


Die Bewegung zur Berbefferung des ſchweizeriſchen Konfulars 
apparates fam in den intereffierten Streifen damit jedoch nicht zur Ruhe. 


Am 18. Dezember 1834 hat die Bundesverfammlung folgendes 
Bojtulat genehmigt: 

„Der Bundesrat wird eingeladen, die Fragen zu prüfen, ob es ſich 
empfehle, über das ganze Gejandtichafts- und Konjulatwejen der Schweiz 
den Räten eine Öejegesvorlage zu unterbreiten.“ 


Und in der Junifefftion des Jahres 1886 wurde wiederum eine - 
auf diefe Frage Bezug habende Motion angenommen, lautend: 


„Der Bundesrat wird eingeladen, die Frage zu prüfen, ob es für 
Handel und Induſtrie nicht förderlich wäre in gewiſſen Yändern Berufsfonfulate 
zu errichten, weiche über unjere Handelsintereffen zu wachen, alle die Ent» 
widlung unferer Ausfuhr intereffierenden Vorgänge zu kontrollieren und 
daherige Erfundigungen einzuziehen, ſowie das Refultat derjelben zufammen- 
zuftellen hätten.“ (Motion Comteije.) 

In Erledigung diefer beiden Poſtulate arbeitete der Bundesrat 
folgenden Entwurf eines Bundesbefchluffes aus, den er mit Botjchaft 
vom 19. Mai 1893 der Bundesverfammlung unterbreitete. 

Art. 1. Der Bundesrat forgt gemäß den Beitimmungen der Bundes: 
verfaffung für die Vertretung der Schweiz im Auslande. Er errichtet die als 
notwendig erachteten Poſten und organifiert fie je nach den Intereſſen des 
Landes und Anforderungen des Dienftes. Er hebt die Poiten auf, deren 
Beſtehen feinen Nuten mehr bietet. 

Art. 2. Die notwendigen Kredite werden alljährlich für jeden Poften 
von der Bundesverfammlung, kraft ihrer Budgetbefugntiie, feſtgeſtellt. 

Art. 3. Alle mit gegenwärtigem Bundesbeſchluſſe in Widerjprud 
ftehenden Beftimmungen, jo namentlich der Bundesbeſchluß vom 21. Dezember 
1872 und derjenige vom 28. Januar 1882, find und bleiben aufgehoben. 
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Art. 4. Der Bundesrat ift beauftragt, auf Grundlage der Beitimmungen 
des Bundesgejege® vom 17. Juni 1874, betreffend die Volksabſtimmung 
über Bundesgejege und Bundesbejchlüfie, die Veröffentlihung diejes Beichlufies - 
zu veranlaffen und den Beginn der Wirkjamfeit desfelben fejtzufegen. 

Der Bundesrat war von jeher der Anficht, daß die Wahl der 
ausmärtigen Vertreter der Schweiz ihm zuftehe. Diefen Standpunft 
vertrat er nachbrüdlich bereit8 Ende der 60er Jahre gegenüber ber 
Behauptung der nationalrätlichen Gejchäftsprüfungsfommiffion, die 
Bundesverfaffung (von 1848) meife in Abja 3 von Art. 74 die 
Wahl der eidgenöffifhen „Repräfentanten“ der Bundesverfammlung 
zu, weswegen „der Gharalter eines Vertreters der Eidgenoſſenſchaft 
auch nur einem von der Bundesverfammlung Gemählten zulommen“ 
dürfe. Auch war der Bundesrat feit jeher gegen eine gejeßliche 
Regelung der Organifation der auswärtigen Vertretung der Schmeiz, 
morüber bereit3 feine Botſchaft vom 28. September 1877 feine 
Zweifel zurüdläßt. 

Auch bei der Ausarbeitung des oben angeführten Entwurfes 
eine® Bundesbejchluffes blieb der Bundesrat fich in diefer Beziehung 
durchaus treu. 


In der diefen Entwurf begleitenden Botjchaft führt der Bundesrat 
u. a. aus, daß, da er nad) Art. 102, Ziff. 8 der Bundesverfaffung 
(von 1874) die Interefjen der Eidgenoffenjchaft nah außen, mie 
namentlich ihre völferrechtlichen Beziehungen zu wahren und über 
haupt die auswärtigen Angelegenheiten zu beforgen habe, ihm fomit 
auch der Entjcheid über die Schaffung und die Aufhebung diplo— 
matifcher und fonfularifcher Poften obliege, fowie die Ernennung 
und die Abberufung oder Abjegung der Inhaber derfelben und die 
Beitimmung ihrer Aufgabe oder ihrer Amtsverrichtungen. Allerdings 
fönne insbejondere die Schaffung diplomatifcher und konſulariſcher 
Boften nicht ohne den Willen der Bundesverfammlung gefchehen, 
meil fie über die Gewährung der notwendigen Kredite zu entjcheiden 
berufen jei, aber der Bundesrat müffe in diefer Beziehung freie Hand 
haben und könne fich nicht durch gefeßliche Fixierung der Wahl, der 
Amtsdauer, der Charafteriftierung der einzelnen Vertreter und anderer 
einfchlägiger Berhältniffe binden lafjen, weil, wie er fi ausdrüdt, 
„die Beziehung zwifchen der Regierung eines Landes und ihren 
Vertretern im Auslande ganz fpezieller Natur find. Eine Vertretung, 
von welcher die Regierung befürchten müßte, daß fie irgendwelchen 
vom Heimatland ausgehenden Einflüffen, 3. B. politifcher oder partei= 
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politifcher Natur zugänglich fein könnte, wäre durchaus nicht geeignet, 
ihre Aufgabe richtig zu löſen. Auch befit nicht jeder Agent die 
erforderlichen Eigenichaften, um jeden beliebigen Poften zu verfehen; 
in den meijten,Fällen werden, nach der Natur der Dinge, Erwägungen 
ganz befonderer Art den Ausfchlag geben, um einer beftimmten 
Berfönlichkeit gerade den Poften und nicht einen. anderen zu über« 
tragen; derartige Erwägungen aber können unmöglich offen im Schoße 
einer zahlreichen gejeßgebenden Behörde diskutiert werden, will man 
nicht Gefahr laufen, öffentliche Intereffen zu verlegen oder unter 
Umftänden Empfindlichkeiten bei dem betreffenden Staate wachzurufen. 
Endlich kann in einem gegebenen Moment die Notwendigkeit eines 
Boftens fich fühlbar machen, in der Folge aber wieder dabinfallen.“ 

Damit war für den Bundesrat das erjte der hier in Rede 
ftehenden Boftulate erledigt. 

Was nun die Motion Comteſſe betrifft, fo bildete den Kardinal⸗ 
punkt derfelben die Frage der Einführung von Berufslonfulaten. 

Es dürfte hier am Plage fein, feftzuftellen, daß für diefe Frage 
fih in erfter Linie das fchmeizerifche Mittel- und Kleingewerbe 
intereffierte, das fich durch die veränderte Richtung der Handelspolitik 
der Nachbaritaaten benachteiligt fühlte. Schon aus der Gewerbe— 
enquete von 1882/83, welche auf das Drängen der Kleingewerbe— 
treibenden vom Bundesrate veranstaltet wurde, geht hervor, da 
diefer Stand viel Gewicht auf die Prüfung der Frage der Einführung 
von Berufslonfulaten legte. Hingegen verhielt fich die Großinduftrie 
ftet8 ziemlich fühl derjelben gegenüber, weil fie erſtens die Anficht 
vertritt, daß für die jeweilige ungünftige Gejtaltung des fchmeizerifchen 
Exportes die Konfulate keineswegs die Verantwortung trügen, und 
zweitens, daß die Agenten, welche von einzelnen fchmweizerifchen 
Geſchäftshäuſern an den für fie wichtigen auswärtigen Pläßen unter- 
halten werden, diejen weitaus beffere und umfaffendere Informationen 
zulommen ließen, als irgend ein Konſularbeamte fie je darzubieten 
in der Qage wäre. 

Den fchweizerifchen Konſuln, die, wie wir bereit vielfach 
erwähnt, mit einer einzigen Ausnahme, Honorarkonfuln find, wurde 
öfter8 vorgeworfen, daß fie — und zwar abfichtlid — aus Furcht, 
fie möchten fich eine Konkurrenz fchaffen und ihren eigenen Handel 
oder ihre eigene Induftrie benachteiligen, nicht alle ihnen zur Ver⸗ 
fügung ftehenden Auskünfte liefern, welche für die Entwidlung des 
ſchweizeriſchen Erportes von Nutzen fein könnten. Das Syitem der 
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Honorarkonſuln weiſt aber, nad) dem Bundesrat, noch andere Un—⸗ 
volllommenheiten auf. Solche find 3. B. die ſehr begreifliche Tatfache, 
daß die Honvrarlonfuln in gemiljen, mit dem Handel nicht im Zu: 
fammenbang ftehenden Angelegenheiten, welche aber ebenfalls in ihren 
Geſchäftskreis fallen, nicht immer die wünfchenswerte Sachkenntnis 
befigen; der geringe Eifer, den fie oft an den Tag legen, um, felbjt 
den Behörden, die gemünjchten Erkundigungen zu verfchaffen, fobald 
diefelben einige Nachforfchungen erfordern, endlich, in vielen Fällen, 
da8 Fehlen der notwendigen Disziplin, wodurd der Bundesrat fich 
des öftern gegenüber gewiſſen Konſularagenten, welche wiſſen, daß 
fie ſchwierig zu erjeßen wären, in eine peinliche Stellung verjeßt fieht. 

Troß alledem will der Bundesrat das Syitem der Honorar= 
konſuln nicht aufgeben. Die Gründe, die ihn zu diefer Stellungnahme 
drängen, find im mefentlichen folgende: Erſtens würden aus der 
Einführung des Syitems der Berufsfonfuln für die Eidgenoffenfchaft 
beträchtliche Unkoften refultieren. Auch bei Verdoppelung des für die 
Vertreter der Schweiz im Auslande bemwilligten Kredit würde man 
nicht imftande fein, ein Berufskonſularſyſtem volllommen durchzus 
führen, d. h. Konſulate diefer Kategorie überall da zu errichten, mo 
die Schweiz gegenwärtig Honorarkonfuln beſitzt. Sodann aber ift 
nicht zu vergefjen, daß auch in Ländern, welche das Syftem der 
Berufsfonfuln befigen, Klagen ähnlich den gegen die ſchweizeriſchen 
Konfularbeamten laut gewordenen durchaus nicht zur Seltenheit 
gehörten. Im übrigen hebt der Bundesrat hervor, daß auch der 
Berufskonſul nicht die Brivatinitiative erfegen könne und als Handel8- 
reilender im Dienfte der Kaufleute oder Induftriellen, die fih an 
denjelben wenden, funktionieren. Der Konful kann gewiß nur Handels- 
agent fein, im Gefamtinterejje des Landes, welches er vertritt, und 
darf feinesfalls feine Tätigkeit, mag diefe im übrigen noch jo uns 
eigennüßiger Art fein, ausſchließlich in den Dienst einiger Export⸗ 
häuſer ftellen. Endlich ift der Konſul nicht bloß Handelsagent; auf 
gewiſſen Boften bat er in erjter Linie die Aufgabe, die Intereffen 
der in feinem reife niedergelaflfenen oder dort durchreifenden Yands= 
leute zu wahren, Nachforſchungen nach verjchollenen Perfonen anzu 
jtellen, Geſuche um Heimatjcheine, um Auskunft, Unterftüßung ꝛc. 
zu vermitteln. Und zwar erfordert gerade diefer Zweig der konſula— 
rifchen Tätigkeit, welchem man im allgemeinen nicht die gebührende 
Beachtung fchenkt, jehr viel Hingebung, Zeitopfer und Geduld. 

Wie in früheren Fällen, in welchen es fich um die Reform des 
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ſchweizeriſchen Konſularweſens handelte, alzeptierte auch jebt der 
Bundesrat den Standpunkt des Schweizerifchen Handels» und Ins 
duftrievereins, der zur Motion Comteſſe in einer Eingabe an den 
Bundesrat Stellung genommen hat. In diefer Eingabe heißt e8 u. a.: 

„Es möchte für befondere Fälle — wenn fih nämlıd hieraus für die 
Bertretung ſchweizeriſcher Intereffen ein beträchtlicher Nugen erwarten läßt — 
die Ernennung von Öefhäftsträgern zu vorübergehender oder bleibender Ver⸗ 
wendung in Ausjicht genommen werden.“ 

Auch der Bundesrat will die Errichtung von Berufslonfulaten 
keineswegs ausſchließen, nur follen diefe nicht die Regel, fondern 
die Ausnahme bilden. Und es ſoll dem Bundesrat überlafjen bleiben, 
zu entjcheiden, wo und wann derartige Konſulate ins Leben zu 
rufen wären. e 


Der oben mitgeteilte Entwurf eines Bundesbejchluffes, betreffend 
die Bertretung der Schweiz im Auslande bildet nun gleichjam den 
Niederjchlag der vorftehend charalterifierten Erwägungen und Anfichten. 


Auf Grund diefes Beſchlußentwurfes entftand der Beichluß der 
Bundesverfammlung vom 27. Juni 1894, betreffend ein Bundes» 
geſetz über die Vertretung der Schweiz im Auslande mit folgenden 
Beftimmungen: 

Art. 1. Die Bertretung der Schweiz im Auslande wird nah Maß— 
gabe der Bundesverfaffung und nachfolgender Beitimmungen geregelt. 

Art. 2. Die Errihtung und Aufhebung ftändiger diplomatifcher Ber: 
tretungen erfolgt dur die Bundesverfammlung im Wege der Budgetverhand- 
(ung und nah Vorlage von Spezialbotichaften des Bundesrates. 

Art. 3. Die Ernennung, Verſetzung und Rangbezeichnung der diplomati- 
jchen Vertreter und ihres allfälligen Hilfsperfonals, fowie die Beauffichtigung 
und Organijation des Dienftes erfolgt dur den Bundesrat. Ebenjo ift die 
Entjendung von Kommiffarien und diplomatifchen Vertretern in fpezieller 
und vorübergehender Miſſion Sache des Bundesrates. 

Art. 4. Die Erridtung und Aufhebung der konſulariſchen Poſten, ſowie 
die Ernennung und NRangbezeichnung der konjularifchen Agenten ftehen dem 
Bundedrate zu. Für Berufstonfulate und ihr alfälliges Perfonal finden die 
Beftimmungen von Art. 2 und 3 analoge Anwendung. 

Art. 5. Die Pflihten und Befugniſſe, Funktionen und Gebühren der 
jchweizerifchen Bertreter im Auslande werden durch Verordnungen des Bundes- 
rates geregelt. 

Art. 6. Alle diplomatiihen und konſulariſchen Agenten, ſowie deren 
Hilfsperfonal ftehen unter der disziplinarifchen Aufficht des Bundesrates, Er 
fann diejelben jederzeit abberufen, ihrer Amtstätigfeit entheben oder jie im 
Amte einftellen. 
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Art. 7. Die erforderlichen Kredite werden alljährlich für jeden einzelnen 
diplomatifchen oder fonfulariihen Bolten auf dem Budgetwege feftgejtellt nach 
den Anfägen: Befoldungen, Amtsreifen, Kanzleipoften, außergewöhnliche Aus- 
‚gaben :c., und zwar die Bejoldungen getrennt für jeden Beamten und Ange: 
ftellten. 

Art. 8. Alle mit dem gegenwärtigen Bundesgefege im Widerfpruch 
ftehenden Beftimmungen treten außer Kraft. 

Art. 9. (Referendumsflaufel.) 


Diefer Beichluß der Bundesverfammlung unterfcheidet fi von 
dem Borfchlag des Bundesrates hauptſächlich darin, daß er bie 
Errichtung und Aufhebung ftändiger diplomatifcher und berufslon- 
ſulariſcher Vertretungen der Schweiz im Auslande al® Sache ber 
Bundesverfammlung, und nicht des Bundesrates, bezeichnet und ihr 
nicht nur die Sreditbewilligung für diefe Vertretungen vorbehält. 

Diefes Bundesgejet wurde jedoch in der Rteferendumsabftimmung 
vom 3. Februar 1895 verworfen. 

Zur VBervollftändigung der gefchichtlichen Skizze möge bier noch 
ber Borfchlag Erwägung finden, der im Anſchluß an die Motion 
Gomtefje gemacht worden ift, nämlich der Vorfchlag betreffend Ein- 
führung von fogenannten bejoldeten, wiſſenſchaftlich gefchulten Handels- 
attach68, die folchen Stonfulaten an die Seite zu ſetzen wären, die fich 
an Plätzen befinden, wo der ſchweizeriſche Export eine derartige 
Wichtigkeit erlangt hat, daß deſſen Vertretung und Pflege nicht mehr 
durch die Nebenfunltion eines faufmännifchen Amtsvorftehers vollauf 
beforgt werden fann. Der Hauptvertreter dieſes Gedankens war Prof. 
A. Onden in Bern, der in einem am 7. Oftober 1886 in der Sektion 
Bern des Schweizerifchen Handels⸗ und Induftrievereins gehaltenen 
Vortrag einen detaillierten Plan zur Verwirklichung desjelben ent- 
widelt hat. Die ſchweizeriſche Handelsmelt verhielt fich jedoch diefem 
Vorhaben ablehnend gegenüber, hingegen fcheint der Bundesrat, wie 
aus einer von Bundesrat Deucher in der Septemberfelfion 1905 der 
Bundesverfammlung im Nationalrat gemachten Mitteilung folgt, diefen 
Gedanken neuerdings wieder aufgegriffen zu haben. 

IV. Die Amtstätigfeit der Konfuln Die Ronfulars 
beamten haben alle Aufträge des Bundesrates zu vollziehen, zu allem 
mitzumirlen, was das Gedeihen der Eidgenoffenichaft in fommers 
zieller, induftrieller und Iandwirtjchaftlicher Beziehung fördern Tann, 
und fich zu bemühen, mit allen ihnen zu Gebote jtehenden Mitteln 
ben Handel und Verkehr zwiſchen der Schweiz und ihren Konſular⸗ 
bezirfen zu heben, ſowie die Gefahren und die Nachteile abzuwenden, 
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denen diefer Handel und Verkehr ausgefeßt fein Lönnte. Sie find 
verpflichtet, die Intereſſen der Schweigerbürger, wo fie darum anges 
gangen werden oder die VBerhältniffe e8 fonft erfordern, nach Kräften 
zu wahren und zu ſchützen, infofern diefes nach den Beitimmungen 
der Berträge oder nach den Geſetzen des Landes, mo fie refidieren, 
gefchehen kann. Sie follen ihren Mitbürgern mit gutem Rat zur 
Seite ftehen, fi ihnen nüßlich zu machen fuchen, ihren Berfonen 
und ihrem Eigentum den Schub des Staates verfchaffen und gerechte 
‚Rellamationen unterftüßen. 

Wenn Schweizer in einem Konſularbezirk geboren werden, ſich 
verebelichen oder fterben, und dies zur Stenntnis des Konfularbeamten 
fommt, fo bat er dafür zn forgen, daß diefe Tatfachen amtlich Eonftatiert 
werden, und bie biesfälligen Urkunden als Geburts-, Trauungs- und 
Todſcheine der Kantonsregierung des betreffenden Schweizer, mit 
feiner Legalifation verfehen, einzufenden, mofern für diefe Mitteilung 
nicht bereit8 durch befondere internationale Uebereinkünfte Vorſorge 
getroffen ift. Auch bat er die Geburten, Trauungen und Sterbefälle 
in da8 Matrilelregifter der im Konſularbezirke befindlichen Schweizer 
einzutragen. Beim Mbfterben eine® im Konfularbezirte wohnhaft 
geweſenen Schweizer8 übt der Konſularbeamte proviforijch das Amt 
einer Bormundfchaftsbehörde, im Intereffe der minderjährigen oder 
abmwefenden Erben, wenn er darum angegangen wird oder feine 
Nichtintervention Schaden nach fich ziehen könnte. Die Konfulars 
beamten haben in dieſen Dlaterien den Beftimmungen der bejtehenden 
Berträge oder in Ermangelung folder den Gefeen und Uebungen 
des Bandes, wo fie refidieren, nachzukommen. Die Konfularbeamten 
find ermächtigt, Altenftüde, welche durch die Behörde ihres Konfular- 
bezirkes außgeftellt werden, zu legalifieren. Ebenfo legalifieren fie 
Schweizerische Alten, die von der Bundeskanzlei oder einer lantonalen 
Staatskanzlei außgeftellt oder beglaubigt find. Sie können aud andere 
Alten legalifieren, über deren Echtheit fein Zweifel befteht. Sie find 
ferner befugt, Zeugniffe auszuftellen, welche die perfönlichen Beziehungen 
von Schweizern oder Gegenftänden ihres gewerblichen Verkehrs be- 
treffen. Die den Konfulaten zulommenden Borladungen, Verfügungen, 
Urteile ꝛc. ftellen fie den betreffenden Berfonen entweder direft oder 
durch Vermittlung der zuftändigen Behörde zu, nad Maßgabe ber 
Beitimmungen ber internationalen Lebereinkünfte oder der Landesgeſetze. 

Die Konfularbeamten find ermächtigt, denjenigen Perſonen 
-Keifepäffe auszuftellen, welche fich über ihre Eigenfchaft als Schweizer» 
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bürger bei ihnen ausweiſen und über deren Jdentität fie feine Zweifel 
begen. Sie vifieren ſchweizeriſche Päſſe für ihren Konfularbezirk. 

Die Konfularbezirte find gehalten, dem Bundesrat am Jahres⸗ 
ſchluß einen Bericht über das abgelaufene Jahr zu erjtatten. Diefer 
Jahresbericht hat zu enthalten: 

Erfter Teil. 1. Lage im allgemeinen und Handelsgejeggebung. 2. a) Er: 
zeugniffe der Pandwirtichaft, der Bergwerfe und der Fnduftrie; b) Bemerkungen. 
3. a) Total-Eins und Ausfuhr; b) Vermehrung bezw. Verminderung gegenüber 
dem Borjahre; ce) Befondere Bemerkungen. 4. a) Einfuhr aus der Schweiz; 
b) Vermehrung bezw. Verminderung gegenüber dem Borjahre; c) Befondere 
Bemerkungen. 5. Veränderungen in den Anfägen der Ein- und Ausfuhr: 
Zolltarife des rejp. Konfulardiftrittes. 6. Eifenbahnen und Verkehrswege. 
7. Banken. 8. Zins und Diskontofuß. 9. Verficherung. Neue Erfindungen. 
Zweiter Teil. 1. Einwanderung. 2. Schmweizergefellfchaften. Dritter Teil. 
Verzeichnis der behandelten Gefchäfte während des laufenden Jahres, 

Außer diefen periodifhen Berichten haben die Konſulate dem 
Bundesrat ſofort Bericht über die Ereigniffe zu erjtatten, welche 
die Sicherheit von Berfonen und Eigentum gefährden können. Ferner 
berichten fie über michtige Entdedungen und Fortfchritte auf dem 
Gebiete der Wiflenfchaften, der Künfte und der Induftrie. Sie haben 
dem Bundesrat alle legislativen Verfügungen zur Kenntnis zu bringen, 
welche in ihrem Amtsbezirke in Handelsmaterien erlafjen werden, 
und die den fchmeizerifchen Handelsftand intereffieren könnten, ſowie 
überhaupt ihm alles wichtige mitzuteilen, das für ihn von Intereffe- 
fein möchte. Schließlich find die Konſulate gehalten, über ihre Ein— 
nahmen und Ausgaben alle ſechs Monate, d. h. am 1. Juli und Ende 
Dezember eines jeden Jahres, dem Bundesrat eine Zufammenftellung. 
zu übermitteln. 


V. Statiftifhes. Die eriten ſchweizeriſchen Konſulate ent- 
ftanden, wie bereit8 oben angeführt wurde, während der Periode der 
Helvetil. Damals wurden fünf Konſulate errichtet. In der Folgezeit 
murden bis zur Bundesverfaffung von 1848 meitere 39 Konſulate 
ing Leben gerufen, wovon 24 in Europa, 14 in Amerila, 1 in Afrika. 
Unter der Bundesverfaffung von 1848 entftanden im ganzen 41 
Konfulate. Gegenwärtig beträgt die Zahl der Konfularbezirte 107, 
von denen 7 unmittelbar dur Gefandtichaften verwaltet werden. 
Eigentliche Konfularbeamte gibt e8 100, nämlich 10 Generalfonfuln, 
82 Konfuln und 18 BVizelonfuln. Das Ausland ift in der Schmeiz. 
vertreten durch 18 Gefandtichaften und 111 Konſulate. 


Was die Entjchädigungen an die Konfulate anbelangt, fo wurde 
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erftmals im Jahre 1864 von der Bundesverfammlung ein Betrag 
von Fr. 15,000 auf dem Budgetwege bemilligt, und zwar mit Rüd» 
fit darauf, daß infolge der 1852 erfolgten Abſchaffung des Pah- 
viſums für die ſich auf das Gebiet der Eidgenoffenfchaft begebenden 
Ausländer die Kanzleieinnahmen der Konfulate eine Verminderung 
erfuhren. Im Jahre 1904 erreichten die Konfulatenentihädigungen 
den Betrag von Fr. 117,000, der fi) auf 42 Konfulate folgenders 
maßen verteilte: Algier 1500, Amfterdam 1000, Antwerpen 1000, 
Bejancon 3000, Bordeaux 2000, Bremen 2000, Brüffel 6000, 
Bulareft 4000, Chicago (III.) 1500, Cincinnati (Obio) 1500, Genua 
2000, Hamburg 1500, Havre 8000, Liffabon 1000, Livorno 1000, 
Lyon 4000, Madrid 1500, Mailand 4500, Dlanila 1000, Marſeille 
3000, Melbourne 2000, Montevideo 1000, Moskau 3000, München 
500, Neapel 2500, New Orleans (La.) 2000, New York 9000, 
Nizza 3000, Odeſſa 2000, Patras 1500, Philadelphia (Pa.) 3000, 
Borto 1000, Rio de Janeiro 15,000, Rofario 1500, Rotterdam 500, 
St. Louis (Mo.) 1500, St. Petersburg 7000, Stodholm 3500, Tiflis 
1000, Zraiguen 1500, Balparaifo 3000, Warſchau 1000 Fr. 
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Soziale Chronik, 


Arbeiterſchutz. 
Das Reichsgericht über die Pflicht der Solidarität in gewerkſchaftlichen Kämpfen. 


Dentjchland. Die „Deutſche Induſtriezeitung“, Organ des Zentral- 
verbandes deutjcher Jnduftrieller, und das „Sorrefpondenzblatt der Generals 
fommiffion der Gewerkſchaften Deutſchlands“ veröffentlichen beide folgendes 
Urteil des Reichsgerichts im gleichen Wortlaut: Ein Architekt hatte mit einem 
Zimmermeifter einen Bertrag gejchloffen, nach welchem letterer die Zimmer: 
arbeiten für ein von dem erjteren auszuführendes Gebäude übernahm. In 
dem Bertrage war u. a. vereinbart, daß die Zimmerarbeiten an einem be: 
ftimmten Tage fertig fein jollten, und daß der Zimmermeifter bei Ueber: 
jchreitung dieſes Termine für jeden Tag der fpäteren ertigftellung der 
Arbeit 100 Mark Konventinalftrafe zahlen ſollte. Ausprüdlih hatte man 
jedoch die Klaufel aufgenommen, daß Witterungseinflüffe, Streif3 und fonftige 
Umftände, auf welche der Zimmermeifter feine Macht auszuüben in der Yage 
jei, ihn für die Dauer der Hinderung von der Sonventionalftrafe befreien 
follten, wenn er beim Eintritt des Hinderungsgrundes dem Vertragdgegner 
Ihriftlihe Anzeige mache. Nun brad in dem in Betracht fommenden Orte 
ein partieller Streik der Zimmergefellen aus, von welchem jedoch der Betrieb 
des hier in Rede ftehenden Zimmermeifters nicht betroffen wurde. Indeſſen 
befhloß die Innungsverjammlung der Zimmermeifter, daß bei allen Innungs— 
meiftern des Orts ſämtliche Zimmergefellen entlaffen werden follten, falls die 
über die erwähnten Betriebe verhängte Sperre nicht bis zu einem beftimmten 
Tage aufgehoben fein würde. Da die Gejellen die Sperre fortbeftehen 
liegen, jo wurden nun von allen Zimmermeiftern die Gefellen entlaffen, und 
fo fam es, daß unſer Zimmermeifter die Arbeit bis zu dem feftgejegten Tage 
nicht fertigftellen konnte, jondern erft 16 Tage fpäter, wofür ihm der Architeft 
1600 Mark von feiner Forderung abzog, indem er behauptete, e3 ſei nicht 
ein Streit geweſen, welcher die Hinausfchiebung de8 Termin der Fertig: 
ftellung der Arbeiten verurfachte, jondern die Ausſperrung jeitens des Meifters 
felber. Das fünne er aber nicht als berechtigten Grund zur Hinausfhiebung 
des Termins gelten laffen. Der Zimmermeifter Elagte nun den Neflbetrag 
feiner Forderung ein, und alle Inftanzen, zulest das Neichögericht, gaben 
ihm Recht. Yandgeriht und Dberlandesgericht ſprachen fi dahin aus, daß 
bei derartigen wirtfchaftlihen Kämpfen zwijchen Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern Solidarität aller derjenigen, welche gleiche Intereſſen verfolgen, eine 
BVorbedingung für eine erfolgreiche Beendigung des Kampfes bilde; der jo- 
genannte partielle Streif müſſe daher dem Generalſtreik gleichgeadhtet und 
als ein Hindernis angejehen werden, für defjen Folgen, infoweit fie eine 
Verzögerung der Arbeit mit fi bringen, der Kläger nicht verantwortlich 
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gemadt werden fann. Gegen diefe Erwägung hat das Reichsgericht keine 
Einwendung erhoben. Allewdings fei dem erwähnten Innungsbeſchluſſe eine 
die Innungsmitglieder rechtlich zwingende Kraft nicht beizumeiien, hieraus 
ergebe fich jedoch noch nicht, daß der Zimmermeifter, indem er durch Befolgung 
des Beichluffes eine Verzögerung in der ertigftellung der übernommenen 
Arbeiten herbeiführte, dem Beklagten gegenüber nicht als entjchuldigt im 
Sinne der angeführten Vertragsbeitimmung erachtet werden könnte. 

Die „Deutihe Induſtriezeitung“ bemerkt zu diefem Urteil lediglich, 
eine „intereflante Nechisfrage“ habe jest ihre Entfcheidung durch das Reichs— 
gericht gefunden. Das Blatt der Generalfommiifion der Gewerkſchaften aber 
fagt, was hier die jämtlichen richterlichen Inſtanzen über die Pflichten der 
Solidarität verfündet haben, jeien „wahrhaft goldene Worte“, die dem Streil: 
bruch und dem ArbeitSwilligenfhuge ein vernichtendes Urteil fprächen. Denn 
für die Arbeiter, die wirtichaftlih Schwachen, gelte in noch weit höherem 
Maße als für die Unternehmer der Grundjag, daß „die Solidarität aller 
derjenigen, welche gleiche Intereſſen verfolgen, eine Borbedingung für eine 
erfolgreiche Beendigung des Kampfes iſt!“ Das tt auch unjere Meinung, 
bemerkt hiezu die „Soz. Praxis“. 

Fraukreich. Die Negierung hat einen Gejegentwurf betreffend die 
Regelung (Berfürzung) der Arbeitszeit ausgearbeitet, dejjen weſent— 
liche Beitimmungen folgende find: 

8 1. In den Gemwerbebetrieben, Fabriken, Werfftätten, Atelier und 
öffentlichen Arbeitsplägen, in den Gruben, Bergwerken und Steinbrüchen, für 
welche die tägliche Arbeitsdauer nicht durch Spezialgefege geregelt ıft, bei 
den Unternehmungen für Ein: und Ausladen der Schiffe, ebenfo in allen mit 
diefen Arbeiten in Verbindung ftehenden Unternehmungen, welcher Art fie 
auch jeien, öffentlich oder privat, weltlih oder Firchlic, auch wenn fie den 
Charakter von Erziehungs- oder Wohltätigkeitianftalten tragen, foll die tat- 
ſächliche Arbeitszeit der erwachſenen Arbeiter nicht länger als zehn Stunden 
täglich betragen. Die vorftehende Anordnung foll 'vier Jahre nach der Publi- 
fation des Geſetzes in Kraft treten für diejenigen männlichen Arbeiter, die ın 
Räumen arbeiten, in denen nicht zugleich Frauen oder Kinder arbeiten. Vom 
Datum der Publikation an foll ihre tägliche effektive Arbeitszeit nicht elf 
Stunden überfchreiten, und fie wird nad zwei Jahren auf 10 '/, Stunden 
herabgeſetzt. $ 2. Die Chefs der Unternehmungen, die Direktoren, Gejchäfts- 
führer und Aufjeher haben — entiprehend den Grenzen, welche das Geſetz 
betreffend die Arbeitsdauer vorfchreibt — die Stunden, zu denen die Arbeit 
beginnt oder endigt, ebenfo die Paufen durch Anſchlag bekannt zu geben. 
Ein Duplifat dieſes Anfchlages muß dem Gewerbeinſpektor eingereicht werden, 
Jede Aenderung im Stundenplan muß durch Anſchlag befannt gegeben werden und 
ein Duplikat diefes Anfchlages muß dem Gewerbeinfpeftor zugehen, ehe die 
Uenderung in Kraft tritt — falld die Aenderung nicht durch ein jchmeres 
unvorbergejehenes zufälliges Ereignis im Yaufe des Tages notwendig geworden 
ift. Der Stundenplan gilt erit als geändert, wenn Arbeiter zu andern Stunden, 
als er angibt, befchäftigt werden. Die vorftehenden Beftimmungen finden 
feine Anwendung auf die bei der Poſt ausgeführten Arbeiten oder auf Schicht— 
arbeiten (&quipes successives), in den Betrieben mit ununterbrochenem Feuer 
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oder mit notwendig fortlaufenden Betrieb, noch auf Arbeiten, die nicht zu 
feftgefegten Stunden unterbrochen werden dürfen. „Dieje Betriebe und Arbeiten 
werden durch Ausführungsbeftimmungen der Berwaltungsbehörde befannt ge— 
geben, die auch die Maßnahmen zur Kontrolle diefer Betriebe und Arbeiten 
vorschreibt. $ 3. Im jeder im $ 1 bezeichneten Wrbeitsftätte kann die 
Arbeitszeit der ermwachfenen Arbeiter während 60 Tagen im Jahr bis auf 
zwölf Stunden verlängert werden. In Induſtrien, die im freier Luft be- 
trieben werden und die durch Anordnung der Berwaltungsbehörde noch näher 
beftimmt werden, kann die Ueberzeit an 90 Tagen im Jahr bewilligt werden, 
Durch diefelbe VBerwaltungsverordnung werden auch die Ausnahmen beftimmt, 
die vom $ 1 gemacht werden können, foweit diefe Ausnahmen in der Natur 
gewiſſer vorbereitender oder ergänzender Arbeitöverrichtungen begründet find, 
oder auf Grund höherer Gewalt notwendig werden, Die VBerwaltungsbehörde 
befliimmt ebenfall3 die Form, in welcher die Gewerbeinfpeftion im voraus 
von den durch Diefen Artikel gewährten Ausnahmen in Kenntnis gejegt werden 
muß und wie die Kontrolle hierüber zu handhaben ift. $ 5. In den Waren: 
bäufern, Läden, Kontoren für Handel und Induſtrie und allen dazu gehörenden 
Arbeitsräumen muß der täglichen Urbeit3zeit jeder angeftellten Perjon eine 
ununterbrochene Ruhezeit folgen, die nicht weniger als zehn Stunden betragen 
darf. Ein Anjchlag in jedem Betrieb zeigt die Stunden der Ruhe an, die 
gemäß vorftehender Beftimmung zu geben find. $ 6. In den Submiffions- 
verträgen für Unternehmungen des öffentlichen Verkehrsweſens — außer den 
Eifenbahnen und Seeſchiffahrt — müſſen Beitimmungen über die Arbeits- 
dauer des Perfonals enthalten fein. Die Leiter diefer Unternehmungen find 
verpflichtet, die in den Verträgen feftgefegten Beftimmungen binfichtlich der 
Arbeitsbedingungen inne zu halten. Sie müſſen außerdem eine beglaubigte 
Abjhrift diefer Beftimmungen dem Handel3minıfter einreihen. $ 7. Die 
Inhaber, Direktoren, Gefchäftsführer und Auffeher von &emerbebetrieben, 
Fabriken, Werfftätten und Ateliers, die für die Arbeiten ihres Geſchäfts 
außer im eigenen Betrieb und defjen Dependenzen auch noch von Arbeitern und 
Arbeiterinneu, Zwifchenmeiftern und Zwifchenmeifterinnen in deren Werkftätten 
oder Behaujungen arbeiten laffen, find verpflichtet ein fortlaufendes Regifter 
zu führen, weldes Namen und Wohnungen aller derjenigen Berfonen angibt, 
die in der vorftehend angegebenen Art direlt von ihmen befchäftigt werden. 
Dies Regifter ift jederzeit auf Verlangen der Gewerbeinfpeftion vorzulegen. 
Die Zwifchenmeifter find denfelben Beftimmungen, wie vorftehend angegeben, 
unterworfen in Bezug auf alle diejenigen Perfonen, die fie in der im gejagten 
Paragraphen angegebenen Weife direkt befchäftigen. $ 9 regelt die Arbeit 
der Frauen und Finder und fett für fie diefelben Bedingungen hinfichtlich der 
Dauer der Arbeit feft wie für die erwachienen männlichen Arbeiter. Außerdem 
wird vorgejchrieben, daß ihr Arbeitstag durch eine oder mehrere Ruhepauſen 
unterbrodhen jein muß, die nicht weniger als eine Stunde betragen dürfen; 
während der Paufen ift die Arbeit unterfagt. Die Paufen miüfjen derart 
geregelt fein, daß die gefhüsten Perfonen nicht länger als ſechs Stunden 
ununterbrochen arbeiten dürfen,. e8 muß dann eine mindeſtens halbftündige 
Ruhepauſe eintreten. Falls jedoch die ganze Arbeit des Tages nicht länger 
als fieben Stunden dauert, jo fann fie ohne Unterbrehung ftattfinden. In 
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jedem Betrieb, außer in Werken mit ununterbrocdenem feuer, ſowie im 
Bergbau ober und unter Tage und in den Steinbrüchen müfjen die Paufen: 
zu gleiher Stunde angefegt werden fir fämtlihe durch das Geſetz geſchützte 
Berjonen. 

Italien. In der Zeit vom 9. bis 14. Juni l. J. wurde zu Mailand 
der erfte internationale Kongreß für gemerblide Berufs— 
franfheiten abgehalten, deſſen Hauptzwed darin beftand, über die Mit: 
wirkung der ftaatlihen und autonomen Behörden ſowie der Deffentlichkeit an 
der Bejeitigung, bezw. Linderung der den Arbeitern aus ihrer Tätigkeit oder 
ihrer ſozialen Yage erwachſenden gejundheitlichen Schäden zu beraten, war von 
zirfa 200 Teilnehmern beſucht; außer Italien erfchienen noch folgende Staaten 
vertreten: Belgien, Deutichland, Franfreih, Defterreih, Schweden und die 
Schweiz. Im nachftehenden jind die wichtigften Verhandlungen und Refolu- 
tionen furz gefaßt wiedergegeben. Bezüglich der Nadtarbeit in Fabrifen 
wurde eine Rejolution angenommen, daß Frauen und Jugendliche unter 18 
Jahren von derfelben gänzlich auszufchliegen jeien. Im Laufe der Diskuffion 
wurde insbeſondere auf die phyſiologiſche Schädlichkeit des Pichtmangels für 
die in der Nacht tätigen und bei Tag fjchlafenden Arbeiter hingemiefen. Im 
Anſchluſſe an das Referat über die Produktivität der Hand» und Kopfarbeiter 
wurde mit Rüdficht auf die phyſiologiſche Marimalgrenze der Arbeit für die 
Einführung angemefjener Nuhepaufen plädiert. Bei der fich hieran ſchließenden 
Debatte über den Adhtflundentag wurde hervorgehoben, daß diefe Frage nicht 
nur eimjeitig vom medizinischen Standpunkte durch den Arzt, fondern wegen 
der dabei in Betracht fommenden wirtfchaftlihen Momente mit dem Arzte 
gemeinfam vom Bollswirt und efeggeber beurteilt werden müſſe. Das 
Thema Altohol wurde bezüglich der bei der Wechſelwirkung zwijchen Alfohol- 
und amderen gewerblichen, insbejondere Blei: und Uuedfilbervergiftungen: 
gemachten Erfahrungen behandelt. Mit jehr geringer Mehrheit entſchied ſich 
der Kongreß für die Einführung von Tee und Kaffee in Fabriken an Stelle 
von Spirituojen. Für die Prüfung der Frage, ob e3 eine gewerbliche Tabak— 
vergifiung gebe, wurde eine bejondere Kommiffion eingejegt. Bei Erörterung 
des Themas: „Tuberfulofe und Arbeiterſchutzgeſetzgebung“ wurde eine Reſo— 
lution gefaßt, in der fpeziell die vorbeugenden Maßnahmen zur Bekämpfung, 
diejer jozialen Krankheit al8 die michtigjten bezeichnet und der Erlaß einer 
fanitären Gejeggebung für die Arbeiter aller Yänder ſowie das direkte Ein- 
treten der Staaten im Kampfe gegen die Tuberkuloſe gefordert werden; ins— 
bejondere wird ein Zufammengehen ftaatlicher und privater Jnitiative empfohlen. 
Weiter8 murden noch die Berufsfranfheiten zahlreicher Arbeiterfategorien be— 
handelt, jo die der Taucher und (Schiff3=)Heizer, der italienischen Zündholz- 
arbeiter und der Reisarbeiter. Einen bejonders breiten Raum nahmen die 
Beratungen über die Verbreitung und Bekämpfung der Wurmkrankheit, der 
Bleivergiftungen und der Phosphornekrofe ein. Der nächſte Kongreß ſoll im 
Jahre 1908 in Paris abgehalten werden. 


Arbeitslofenfürforge. 
Deutihland. In Preußen hat die Regierung dem Abgeordnetenhaufe 
kürzlich folgenden Entwurf eines Wanderarbeitsftättengefeges vorgelegt: 
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$ 1. In Provinzen, welche das Wanderarbeitswejen zu ordnen unter: 
nehmen, fünnen Yand- und Stadtkreife durch Beſchluß des Provinziallandtages 
verpflichtet werden, Wanderarbeitsjtätten nach beftimmten Vorſchriften einzu: 
richten, zu unterhalten und zu verwalten. Der Beſchluß erfordert eine Mehr- 
heit von wenigftens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. $ 2. Wander: 
arbeitsftätten haben die Aufgabe, mittellojen arbeitsfähigen Männern, die 
außerhalb ihres Wohnortes Arbeit juchen, Arbeit zu vermitteln und vorüber: 
gehend gegen Arbeitsleiſtung Belöftigung und Obdach zu gemähren. $3. Der 
Provinzialausfhuß beftimmt nah Anhörung der beteiligten Kreisausſchüſſe 
die Orte, an denen Wanderarbeitftätten einzurichten find. $ 4. Kreiſe, in 
denen feine Wanderarbeitsftätte eingerichtet wird, denen aber die von anderen 
Kreifen derjelben Provinz eingerichteten Wanderarbeitsjtätten in beſonders 
bervorragendem Maße zu gute fommen, fünnen durch Beſchluß des Provinzial: 
landtages verpflichtet werden, zu den Koften diefer Wanderarbeitsftätten bei- 
zutragen. $ 5. Die Provinzen haben den Kreifen zwei Drittel der Koften 
der Wanderarbeitsftätten zu erftatten. Zu diefen Koften gehören auch die 
Koften, welche durch die Beförderung von Gäften der Wanderarbeitsftätten 
innerhalb der Provinz erwachjen. Ueber die Höhe der zu erjtattenden Koften 
befchließt im Streitfalle der Provinzialrat. $ 6. Mit Zuftimmung des 
Provinzialausfchuffes fünnen fich die Kreife bei der Einrichtung, Unterhaltung 
und Verwaltung der Wanderarbeitsftätten der Mitwirkung Dritter bedienen. 
Die Zuftimmung fann nur verjagt oder zurüdgenommen werden, wenn und 
infomeit die Mitwirfung Dritter die Erfüllung des Zweckes der Wander: 
arbeitsitätten gefährdet. Im Streitfall entfcheidet der Provinzialrat. 8 7. 
Gemeinden (Gutsbezirke), in denen eine Wanderarbeitsftätte eingerichtet wird, 
find auf Erfordern des Kreisausſchuſſes zur Mitwirkung bei deren Verwaltung 
und zur Hergabe pafjender Räumlichkeiten, ſoweit joldhe ſchon bisher einem 
gleihem Zwecke dienten, verpflichtet. Die Kreiſe haben den Gemeinden 
(Outsbezirken) hiefür eine angemejjene Entfhädigung zu gewähren, über 
deren Höhe im Streitfall der Bezirfsausfhuß befchlieft. S 8. Die Bezirks: 
verbände der Provinz Heflen-Naflau und der Yandesfommunalverband der 
Hohenzollernfchen Yande gelten im Sinne diejes Geſetzes als Provinzen.“ 

Norwegeu. Das am 12. Junt d. %. publizierte Geſetz betreffend Staats: 
und Kommunmalbeiträge zu den normwegijhen Arbeitslojen- 
kaſſen beftimmt in der Hauptjache folgendes: 

8 1. Alle norwegifchen Arbeitlofenfaffen, welche die in dem gegen: 
wärtigen Geſetz aufgejtellten Bedingungen erfüllen, können auf ein bezügliches 
Geſuch die Beflätigung erhalten, daß fie berechtigt find, von der Staatskaſſe 
ein Biertel von den Geldbeträgen zurüderftattet zu erhalten, womit fie ihre 
im Lande anfäffigen Verſicherten unterftügen, fofern diefe norwegifche Bürger 
oder mwährend der letzten 5 Jahre im Yande anfällig gemejen find. Eine 
ſolche Rüderftattung ift vierteljährlih von dem Regierungsdepartement vor— 
zunehmen, welchem die Durchführung der Gefegesbeftimmungen vom König 
anvertraut ift. Der Tag, an welchen das Zurüderftattungsrecht für jede einzelne 
Kaffe eintreten fol, wird von dem betreffenden Departement feftgejegt. $ 2. 
Um die Rüderftattung beanfpruchen zu fönnen, muß wenigſtens die Hälfte 
der Einnahmen der betreffenden Arbeit3lojenfaffe durch Beiträge der Mitglieder 
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‚aufgebracht werden. Außerdem müſſen die Sagungen der Kaſſen folgende 
Beftimmungen enthalten: 1. das Recht der Mitglieder auf Unterftügung tritt 
nicht ein, wenn fie nicht mindeftens während des legten halben Jahres Mit- 
glied der Kafje gemejen find und den Beitrag für mindeitens 26 Wochen 
ſeit der legten Anmeldung gezahlt haben; 2. örtliche Unterftügung wird nicht 
gezahlt, wenn die Arbeitslojigkeit nicht mwenigitens 3 Tage gedauert hat; 
3. al3 örtliche Unterftügung wird nicht mehr als höchſtens die Hälfte des 
Betrages gezahlt, der als durchjchnittlicher Tagelohn in dem Beruf des be- 
treffenden Mitgliedes anzujehen ift; 4. die Unterftügung wird im Laufe von 
12 Monaten nicht länger als für höchſtens 90 Tage im Unterflügungsjahr 
bezw. Kalenderjahr geleiftet; 5. die Mitglieder der Kaffe find im Falle von 
Arbeit3lojigkeit verpflichtet, diejenige Arbeit anzunehmen, welche die Berwaltung 
der Kaffe für fie als paſſend erachtet; 6. für den Fall, daß der gewöhnliche 
Beitrag fih als unzulänglich erweift, kann ein Ertrabeitrag feſtgeſetzt werden, 
auch fann, wenn nötig, eine Herabjegung der in den Sagungen der Kaffe feitgefegten 
Unterftügung ftattfinden ; 7. die Unterftügung wird nicht einem Mitgliede 
ausgezahlt, das noch Mitglied einer andern Arbeitslojenfaffe ift oder Unter— 
ftügung jeitens einer Krankenkaſſe erhält; 8. Ortsunterftügung, Reife oder 
Umzugsunteritügung wird nur am arbeitsfähige Arbeitlofe bei unverjchuldeter 
Arbeitslofigkett ausgezahlt. Als unverjchuldete Arbeitslofigkeit wird nicht 
ſolche angejehen, welche durch Streif oder Ausfperrung verurſacht iſt. Schon 
beftehenden Kaſſen kann eine vorläufige Beftätigung erteilt werden, jelbjt wenn 
ihre Sagungen nicht den hier aufgejtellten Bedingungen entſprechen, jedoch 
nur für den Zeitraum, der nah den Sagungen der Saffe vergehen muß, 
ehe die Aenderung befchloffen werden kann. $ 3. Der Antrag auf Anerkennung 
des Anſpruchs auf Rüderftattung ift bei dem betreffenden Departement zu 
ſtellen unter Beifügung eines Eremplars der Satzungen der Arbeitsloſenkaſſe. 
Sofern das Departement findet, daß diefe den im vorhergehenden Para: 
graphen aufgeftellten Bedingungen genügen und im übrigen mit dem gegen» 
wärtigen Gejeg nicht im Widerſpruch ftehen, fann dem Antrag jtattgegeben 
werden. Spätere Aenderungen in den Sagungen der Kaffe dürfen ohne Zu— 
ftimmung des Departements nicht vorgenommen werden. $ 4. Zwei Drittel 
der Beträge, welche der Staat demnach ausbezahlt, gelangten von dem betreffenden 
Departement einmal jährlich zur Verteilung an die Gemeindebezirfe und die 
Stadtgemeinden, in melden diejenigen, die Arbeitslofenunterjtügung erhalten 
haben, während der legten 5 „jahre 6 Monate hintereinander gewohnt haben, 
zu rechnen vom erjten Tage, für welchen die Unterftügung bewilligt worden 
ıft. Eine Pflicht zur Rüderftattung befteht für die Gemeinde jedoch nicht für ſolche 
Perſonen, die als fefte Arbeiter oder als Arbeiter bei öffentlichen Weg: und Eiſen— 
bahnanlagen oder ähnlichen Anlagen nur für eine jolche Arbeit fich in der Gemeinde 
aufgehalten haben. Der Staat trägt die ganze Ausgabe: a) wenn der Wohn: 
fig, welchen die Rüderftattungspflicht bedingt, nicht nachgewieſen werden fann, 
b) wenn die unterftügten Perfonen fih überhaupt nicht während der legten 
5 Jahre 6 Monate hintereinander in einer norwegifchen Gemeinde aufgehalten 
haben, c) wenn die Gemeinde, in welcher die unterftügten Perſonen fich zulegt 
6 Monate Hintereinander aufgehalten haben, laut Sag 2 des gegenwärtigen 
"Baragraphen von der Rüderjtattungspflicht befreit ift. Die Frage, ob irgend 
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eine Kommune, bezw. welche zur Rüderftattung verpflichtet ift, unterliegt der 
Entſcheidung des betreffenden Departements. 8 5. Jede Arbeitslojenkaffe, 
welche rüderftattungsberedhtigt ift, fol befondere Rechnung führen. Ihre 
Mittel follen von anderen Mitteln getrennt gehalten werden, jo auch von 
den fonftigen Vereinsmitteln, wenn die Arbeitsloſenkaſſe mit einem Verein ver: 
bunden tft; auch dürfen fie nur zur Dedung der eigenen Verpflichtungen der Kafje 
verwandt werden. ft die Kaffe mit einer Vereinigung verbunden, fo können 
ihre Mittel nicht von Gläubigern der Bereinigung mit Arreft belegt, beſchlag— 
nahmt oder gepfändet werden. Auch lann für die Schulden eines in einer 
ſolchen Kaffe VBerficherten nicht aus den Anfprüchen des Verſicherten an die Kaffe 
Dedung verlangt werden. $ 6. Jede mit einer Vereinigung verbundene 
Arbeitslofenfaffe muß, bevor fie Rüderftattung erhält, Perfonen, welche den- 
jelben Berufen- wie die Mitglieder der Kaffe angehören, geftatten, ſich unter 
den gleihen Bedingungen wie diefe zu verfichern, jelbft wenn fie nicht Mit- 
glieder der Bereinigung find. Die hier genannten Berficherten erhalten jedoch 
nicht das Recht, bei der Entjcheidung im betreff der Sagungen der Kaſſe 
mitzumirfen oder an der Kaffaführung teilzunehmen, es fei denn, daß die 
Bereinigung hierüber bejonderen Beſchluß faßt. Berner fann die Kaffe, fofern 
ihre Berwaltung von der betreffenden Bereinigung beanftandet wird, ſolchen 
Berficherten eine Erhöhung des gewöhnlichen Beitrages mit 10 %/0 zur Dedung 
der Berwaltungstoften auferlegen, und falls dieſe fich als unzulänglich ermeift, 
unter Zuftimmung des Departements einen weiteren Zufchlag feſtſetzen, der 
15 %/0 nicht überfteigen darf. $ 8. Eine Arbeitslofentaffe, deren Anträge betreffs 
des Nüderftattungsreht bewilligt find, darf Unterftügung nicht an ſolche 
Arbeitslofe zahlen, welche fi in einer Gemeinde aufhalten, wo ein öffent: 
licher ArbeitSnachweis vorhanden ift, bevor ſich die Betreffenden bei dieſem 
Arbeitsnachweis als Urbeitjuhende angemeldet haben. ft diefe Meldung 
beim Arbeitsnachweis unterblieben, fo verlieren die Arbeitslojentaffen das 
Recht, von den außgezahlten Unterftügungen etwas zurüderftattet zu erhalten. 
Sobald die Arbeitslofen von neuem Arbeit erhalten, ift die Tatjahe von 
der Arbeitslofentafje dem Arbeitsnachweis fofort mitzuteilen. 
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Die Schweizeriſchen Arbeitsämter 
und die Arbeitsmarktſtatiſtik. 


Von Dr. Hellmuth Wolff, Zürich. 


Die fchweizerifchen Arbeitsämter find in der Hauptfache Iofale 
Arbeitsnachweisftellen; wenn e8 ihnen gelingt, den Stellenfuchenden 
auf eine geeignete offene Stelle zu bringen, auf dem Plage oder in 
der nächſten Umgebung, fo ift ihre Aufgabe erfüllt. Durch den Aus- 
taufch der Balanzenliften (über die offenen Stellen), den die fchmeizes 
rifchen Aemter feit 1’/, Jahren pflegen, ift die Vermittlungstätigfeit 
auch interlofal geworden, der Umfang der Nachmweistätigkeit und der 
Bermittlungen hat zugenommen, aber die Arbeitsämter find dadurch 
doch — und zu ihrem Vorteil — nicht aus dem Bereich ihrer eigent- 
lichen Zmwedbeftimmungen, des Arbeitsnachweiſes, binausgetreten. 

Denn waß die ſchweizeriſchen Arbeitsämter außer der, früher 
einmal wöchentlich, ſeit kurzem zweimal wöchentlich erfcheinenden 
Balanzenlifte herausgeben, hält fich in dem Rahmen eines Gefchäfts- 
berichtes für die einzelnen Berichtsjahre. Bon den 12 Arbeitsämtern ! 
in der Schweiz bringen nur einige, die ein ſtatiſtiſches Amt am 
Plage haben, mehr als bloße Gejchäftsberichte und zwar Zürich? 
und Narau? feit 6 Jahren, Bafel? (und St. Gallen *) feit 2 Jahren. 
Hier erfahren wir nicht nur, was gefchäftsstatiftifch zu buchen war, 
die Anzahl der Stellenfuchenden, die der offenen und der befeßten 








Aarau, Baiel, Bern, Biel, Freiburg, Genf, Glarus, Schaffhaujen, St. Gallen, 
Winterthur, Zürich. 
2 Durch das ftädtifche ftatiftiiche Amt Zürich. 
? Durch das fantonale ftatiftiihe Amt Thurgau, reip. Bajel. 
* Durch die ftädtijche ftatiftiiche Stelle St. Gallen. 
25 
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Stellen, fondern befommen einen Ueberblid über Lage und Bewegung 
des Arbeitsmarktes, foweit er durch die Angaben der Arbeitsnach- 
meißsftelle zu erfafjen mar. 

Hier gelangen die Beziehungen zwiſchen Arbeitsvermittlung und 
Streils und Ausſperrungen, zwifchen Stellen-Angebot und »-Nachfrage 
in den einzelnen BerufSarten und unter den wichtigsten fozialftatiftifchen 
Gefichtspunften zur Darftelung; Heimat, letter Arbeitsplag, Alter, 
Familienftand der Stellenfuchenden auf der einen Seite, Dauer der 
Arbeitslofigkeit, Häufigkeit der Vermittlung des Stellenwechfels u. a. 
auf der andern find uns nahe gebracht und als wichtige Trieb- 
fräfte auf dem Arbeitsmarkt ftatiftifch feſtgehalten. 

Gegen eine jolche ArbeitSmarftitatiftif auf der alleinigen Grund- 
lage des Materials behördlicher (fommunaler oder fantonaler) Arbeits- 
ämter läßt fi nun mit Recht einwenden, daß e8 noch eine Reihe 
anderer Arbeitsnachmweife gibt, die einen zum Zeil beträchtlichen 
Stellenverfehr haben, und ohne deren Einbeziehung in die Arbeits» 
marktitatiftit ein auch nur annähernd zutreffendes Bild von der Lage 
des Arbeitsmarktes nicht gezeichnet werden kann. Diefer Einwand 
bleibt aber nur folange richtig, als e8 dem behördlichen Arbeits 
nachmweis nicht gelingt, den überwiegenden Teil der Stellenvermitt- 
Iungstätigleit am Plate und auch nad) auswärts in feinen Bereich 
zu ziehen. Die einzelnen ſchweizeriſchen Arbeitsämter find in diefem 
Punkt gegenwärtig in jehr verfchiedenen Situationen; das Zürcher 
Amt hat eine große Zahl (14) Gewerkſchaftsnachweiſe und fonftige 
Fachverbandsnachmeife in verhältnismäßig furzer Zeit in ſich auf: 
genommen; da8 Basler fteht beträchtlich weiter abjeit8 von den 
bejtehenden Arbeitsnachweiſen und erhält durch einen getrennten 
Arbeitslofennachweis noch weitere Konkurrenz. 

Andere Bermittlungsitellen, außer den gewerkſchaftlichen und 
den Fachnachweiſen,! abforbieren noch weitere Mengen an Stellen- 
fuchende und offenen Stellen; vor allem der in einzelnen Orten fehr 
ausgedehnte gemeinnüßige Arbeitsnachweiß von Vereinen, dann die 
privaten gemerb3mäßig betriebenen Stellenvermittlungsbureauß, weiter 
die Tages- und Fachzeitungen, und endlich die „Umſchau“, die Suche 
auf gut Glück. Auch die Stellenvermittlung, die auf irgend welchen 
Bekanntſchafts- und Berwandtjchafts-Beziehungen beruht, und die 
3. B. im Handwerk das Lehrlingsweſen fat noch jo ſtark beherricht, 


ı 68 jei hier daran erinnert, daß die englijchen Gewerkvereine den Arbeits- 
nahmeis jchon immer pflegen. 
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wie einſt in den Zeiten der Zunfte, der Nepotismus im kleinen, darf 
nicht unerwähnt bleiben. 

Alle dieſe beſonderen Vermittlungsarten ſtehen heute in der 
Tat — die einen teilweiſe, die andern vollſtändig — außerhalb der 
behördlichen Arbeitsämter. Aber iſt dieſe Tatſache Grund genug, 
den behördlichen Vermittlungen einen arbeitsmarktſtatiſtiſchen Wert 
abzujprehhen? Kann man nicht die Bermittlungstätigleit menigftens 
auch der gemeinnüßigen und der gewerbsmäßigen Bureaus ebenfogut 
erfalien, wie die der behördlichen, und das fo gewonnene Material 
einheitlich verwerten. In Zürich berichten feit Anfang 1904 fämtliche 
gemeinnüßigen und gewerbsmäßigen Stellenvermittlungsbureaus nach 
einheitlichen Formularen an das ftädtifche ftatiftifche Amt, fo daß 
bier alle irgendwie exiſtierten Stellengefuche, -Angebote und »Bermitt- 
lungen befannt find. Allerdings befteht hierbei wieder die Gefahr, 
daß die Zahl der Stellenfuchenden und der offenen Stellen größer 
erfcheint als fie ift, weil viele Arbeitſucher und Arbeitgeber fih an 
mehrere Bureaus menden! und die Feitftellung der Zahl der arbeit- 
fuchenden Perſonen und der offenen Stellen bei dem gegenwärtigen 
Erhebungsmodus unmöglich ift; aber wenigſtens entjpricht die Zahl 
der Stellenvermittlungen immer der Wirklichkeit. In Zürich fehlen 
alfo im mejentlichen nur die nicht regiftrierten Vermittlungen, und 
deren Zahl wird fich, weil fein Ausweis darüber vorliegen kann, 
folange feine Regiftrierpflicht beſteht, nie feftftellen laſſen. Sicher 
ift, daß fich diefe Art von Bermittlungen auf ganz beftimmte und 
wenige Berufsarten beſchränkt (hauptſächlich Kellnerinnen, Hand» 
mwerf3lehrlinge) und in der großen Menge der anderen Berufsarten 
faft nicht vorlommt. Die Zahlen der regiftrierten Arbeitsvermittlungen 
haben darum faktifchen ftatiftifchen Wert; und wenn alle Arbeits 
ämter in gleicher Weife ihr Material ergänzt erhalten, dürfte überall 
eine lofale und interlofale Arbeitsmarftftatiftil gerechtfertigt fein. 

Mer fol diefe Arbeitsmarktftatiftit aufmahen? Wir miffen, 
daß die fchweizerijchen Arbeitsämter troß ihrer Bezeichnung, die eher 
eine arbeitsftatiftijche als eine Arbeitsnachmweis-Tätigfeit vers 
muten ließe, feine einen Statiftiten außer den gefchäftlichen machen. 
Wir müfjfen auch wiederholen, daß die Beſchränkung auf den Arbeits 
nachmeis der Entwidlung und den Erfolgen der Arbeitsämter außer⸗ 
ordentlich genüßt hat. Die ftändige, regelmäßige Konzentration auf 

’ So find in Zürih im Jahre 1905 25 gewerbsmäßige und 5 gemeinnügige 
Stellenvermittlungsbureaus gezäblt. 
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daß eine Arbeitsgebiet geftattet den weiteren Ausbau und läßt alle 
Kräfte dem Gründungszmede, der Nachmeistätigleit, übrig. Das 
müßte fich jehr zum Nachteil der Arbeitsämter ändern, wenn dieje 
eine ganz außerhalb ihrer Aufgaben liegende Tätigkeit jo zeitraubender 
und verhältnismäßig foftipieliger Natur, wie e8 die mit wiſſenſchaft— 
lihem Rüftzeug geführte Statiftik ift, auf fich nehmen follten. Aber 
felbft den Fall geſetzt, daß einzelne Arbeitsämter ihre Jahresberichte 
in arbeitSmarftitatiftifcher Richtung auszugeftalten in der Bage wären, 
fo würde doch der Wert des Vergleichs mit den Darftellungen anderer 
Aemter ftarf unterbunden, folange nicht einheitliche Regiftrierungg- 
grundlagen, Beobacdhtungsgebiete uſw. für alle Aemter vorhanden find. 

Die Schaffung einer Arbeitsnadhmeiszentrale mit ent- 
fprechenden Kompetenzen könnte hierüber binmeghelfen. Dann tritt 
jedoch die neue Schwierigkeit auf, daß der Wunfch einer einheitlichen 
Bearbeitung de Material8 aller Memter noch jchwerer befriedigt 
werden fann; denn das mit den Arbeiten der Arbeitönachweiszentrale 
belaftete Amt fann eine arbeitsftatiftifche Aufgabe unter den im all» 
gemeinen gegebenen Berhältniffen nicht auch noch auf fich nehmen; 
einem andern Arbeitsamte könnte man aber faum, ſchon aus. rein. 
technifchen Gründen, die jtatiftifche Aufarbeitung übertragen. 

So liegen auch tatfächlich die Verhältniffe bei den ſchweizeriſchen 
Arbeitgämtern und ihrer Nachmweiszentrale Zürih. Nun fommt dazu, 
daß eine Zufammenfaffung der TätigfeitSergebniffe jo vieler und 
verjchiedenartiger Arbeitsnachweisbureaus nötig ift, um ein zus 
treffendes Bild vom Arbeitsmarkt entwerfen zu fünnen. Es entiteht 
die weitere Schwierigkeit, alle diefe Bureaus an ein Konkurrenzunter⸗ 
nehmen berichten lafjen zu müſſen, fei e8 nun ein behördlicher 
Arbeitsnachweis oder ein gemeinnüßiges Nachweisbureau oder eine 
andere Nachmeiseinrichtung. 

Aus diefen Erwägungen heraus empfiehlt ſich die Schaffung 
einer bejonderen (behördlichen) ftatiftifchen Zentralftelle,' die 
mit dem Arbeitsnachweis nichts zu tun hat: 1) damit fie nicht mit 
einer heterogenen Aufgabe beſchwert und 2) damit jeder Konkurrenz⸗ 
charakter von ihr ferngehalten werde. 

Welcher Art die Aufgaben find, die die ftatiftifche Zentralftelle 
zu übernehmen hätte, ergibt fich im allgemeinen aus den vorher- 
gehenden Ausführungen. Die geichäftsftatiftifchen Arbeiten 

"Auf der 1. Konferenz Schweiz. Arbeitsämter 1908 von Dr. Thomann— 
Zürich angeregt. 
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würden mie bisher bei den einzelnen Arbeitsnachweisſtellen bleiben, 
dagegen wäre alle arbeitsSmarktftatiftifche Betätigung für alle 
Nachweisftellen der ftatiftifchen Zentralftelle zu überbinden. Im 
einzelnen hätte die ftatiftifche Zentralſtelle Monats⸗ und Jahresüber⸗ 
ſichten über den Arbeitsmarkt und feine Details aufzuftellen. 

Als Grundlage hierfür müßte eine einheitliche Geſchäfts— 
führung und Berichterftattung der Arbeitsnachmeife fejtgelegt werden. 
Ohne einheitlihe Formulare, ohne einheitliche Erhebungsgrund- 
fäße bei allen Arbeitönachweifen ift eine brauchbare Arbeitsmarfts 
ſtatiſtik ausgefchloffen. Ohne einheitlihe Berichterftattung wird 
die Arbeit für die ftatiftifche Zentralftelle befchwert und in die Länge 
gezogen; da8 Material der Arbeitönachmeije „veraltet.“ 

Ein für alle Bermittlungsftellen gleichlautendes Reglement 
für die Gefchäftsführung und die Berichterftattung wäre das erfte 
Erfordernis. Bei den behördlichen und den gemeinnüßigen Arbeits» 
nachweiſen ftößt ein folches Betriebsreglement auf feine Schwierig» 
feiten, e8 fei denn, daß der Betrieb bisher nach ganz anderen Grund- 
fägen geführt wurde; die Beitimmungen der Auffichtsorgane find 
aber maßgebend. Anders vielleicht beiden gemerbsmäßigen Nachmeijen ; 
aus der Stellenvermittlung ein Gefchäft zu machen, fett eben leicht 
eine ganz anders geartete Betriebsführung der Stellenvermittlung 
voraus, als fie einem nichtgemerbsmäßigen Nachweisbureau zu ent- 
fprechen braucht. Aber e8 unterliegt feinem Zweifel, daß die gewerbs⸗ 
mäßigen Bermittlungsbureauß durch die nichtgemerbsmäßigen ver— 
drängt werden (in Bajel und Zürich verfchwinden Jahr für Jahr 
einige gemerbsmäßige Bureauß), daß alfo die gemwerbsmäßigen offenbar 
nicht mehr zeitgemäß und konkurrenzfähig find; und aus diefem 
Grunde wäre nur zu wünjchen, daß durch Konzeſſionsbeſchränkungen 
und polizeiliche Verpflichtungen zu einheitlicher Gefchäftsführung und 
Berichterftattung die gemwerbsmäßige Bermittlungstätigfeit eines 
jchnellen Todes ftürbe. Ein einheitliche® Betriebsreglement hätte 
außerdem den Borteil, daß ſich Stellenfuchende und Stellenanbietende 
leichter zurechtfinden, fo 3. B. wenn die Zeit der Bureauöffnung 
überall gleich ift, wenn die Eintragsformulare den gleichen Aufdrud 
haben, wenn die Bormerksfrift überall gleich lang tft, um nur einige 
mwenige Punkte herauszugreifen. 

Aber die Hauptfache wäre doch, daß durch ein einheitliches 
Betriebsreglement für die Arbeitsmarktftatiftit ein wirklich verwert- 
bares Material gewonnen würde; wenn dann auch die Nachmeile, 
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bie der ftatijtifchen Zentralftelle übermittelt werden, nicht den ganzen: 
Arbeitsmarkt umfaffen, jo ift doch der Ausfchnitt, der fo gewonnen 
wird, von feiner Größe ganz abgefehen, ein getreues Bild diejes 
Teiles des Arbeitsmarktes, und man darf die begründete Hoffnung 
haben, daß die ftatiftiich erfaßte VBermittlungstätigfeit mit jedem 
Jahre einen größeren Prozentſatz der überhaupt ftattgefundenen 
Bermittlungen ausmacht; befonder8 wenn auch Lage und Ge— 
Thäftszeit des Stellenvermittlungsbureaus den örtlichen Gemohn- 
heiten entjprechen. Als monatliche Berichtsformular wäre beiftehendes- 
anzumenden. (Siehe Seite 401.) 

Die Vorfragen, die zur Ausfüllung des Formulars zu beant- 
mworten wären, find in folgendem Sinne zu erledigen. 

Die perfönlich vorfprechenden Stellenfuchenden haben ein bei 
allen Nachmweisftellen einbeitlide8® Gejuhformular eigen- 
bändig auszufüllen, wodurch der Geihäftsgang ſowohl für die 
Nachweisftelle wie für den Stellenjuchenden weſentlich vereinfacht 
und gleichzeitig die für die Statiftit unentbehrliche Individual: Zähls- 
farte gewonnen wird. Die jchriftlich fich anmeldenden Stellenfuchenden: 
werden nur angenommen, wenn die Anmeldung auf dem, koſtenlos 
abgegebenen, Gefuchformular einläuft. Die Paſſanten, welche Stellung 
ſuchen, werden genau fo wie die Stellenfuchenden behandelt; bei der 
tabellarifchen Darftellung der Bermittlung dürften fie im mefentlichen 
unter den vorübergehend Bermittelten erjcheinen. Die Bafjanten, 
welche nicht in die Stontrollifte eingetragen werben, find dagegen 
getrennt zu behandeln; maßgebend für die Nichteintragung der 
Paſſanten ſoll das Fehlen von offenen Stellen gemünjchter Art fein, 
nicht aber die bloße Meinung des Beamten, daß eine Bermittlung 
unmahrjcheinlich fei. Nur auf diefe Weiſe laſſen fich die oft unges 
beuerlichen Berjchiedenheiten in der Zahl der „Paſſanten“ auf ein 
vergleichbares Maß bringen. 

Die Zahl der Stellenfuchenden hängt ebenfo wie der offenen 
Stellen in engſtem Zufammenhang mit der Gebührenhöhe; e8 
entjpricht nicht dem Grundgedanken einer öffentlichen Vermittlung, 
wenn von irgend jemandem, fei er am Orte, oder außerhalb wohn— 
haft oder Ausländer Gebühren verlangt werden. Seit furzem ift der 
Gebührenzmang bei den fchmweizerifchen Arbeitsämtern bedeutend 
eingejchränft, aber man erhebt doc, noch Einfchreibgebühren von 
nicht im Kanton mwohnhaften Arbeitgebern. Mit mehr Recht könnte 
man eine Gebühr von den Stellenfuchenden. einfordern, denn für 


401 








gı 





Mn 


7 77 
qutaſ 
Arqnaea 

uzuov 

ua0vıyb 

erarlpiig 





quampg 






“Qq | °q er 


mama 
s5nD 


uoamg 





EB: 
Aao um 


w32 a7 


et 


ustu 
u 





nqupjeng 'q !aotnaupa 


vaddnıbsintak E1 


uauolisk oaſpuqiagð 





l vardumdelniag Er 
Fi J 


6 * N — ß z u⸗ꝛuolaoſ; Mpyuunıc 











* f 
quad 715 mm| wfunt *ꝛuꝝꝑl a.baarpe vu⸗rfuvb ppuomn 
15 n nr 
of 1>7n10A un zjuuem Zu 7 un “105% 
quu uoaba “Io quu uoang ' 
zapwadun mau moi Ppajamdun nou boryaagıı 





aqualptjnaps3@ 


61 yuuoyz u 
a HOpmdggagagg gog po burzsbungnuaog 1x 


way anallcı 





inaag 


won waquaßpniusnsIg 290 








Janaijug 


— 42 — 


ihn ift die Vermittlung im großen und ganzen doch beträchtlich 
wichtiger als für den Arbeitgeber. Doch Gebühren follen überhaupt 
nicht einverlangt werden; wohl aber Barauslagen für befondere 
Bemühungen, wofür jedoch auch einheitliche Grundfäße aufzuftellen 
wären. Das Bild vom Arbeitsmarlte, ſoweit e8 auf dem Verhältnis 
von offenen und bejegten Stellen beruht, wird für einen Ort, dejjen 
Arbeitsamt 50 Rappen für jedes Arbeitsangebot Gebühr einhebt, 
naturgemäß anders ausfallen als wenn die Eintragung der offenen 
Stellen koſtenlos gejchieht: den Stellenjuchenden ftehen viel weniger 
Urbeitsangebote gegenüber als fonft. 

Den Einfluß des Gebührenzwangs auf den Umfang der An— 
meldungen zeigt Bafel,! das auf 1. Januar 1904 die Unentgeltlichkeit 
des Arbeitnachmweijes für Arbeitnehmer und für im Stanton wohn— 
bafte Arbeitgeber einführte. Die Zahl der eingefchriebenen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer ſtieg durchfchnittli von 9500 in den Jahren 
1902 und 1903 auf 24,700 in 1904; die Zahl der Vermittlungen 
von 8600 auf 19,000. Das find abfolut und im Verhältnis zu ein- 
ander ganz andere Zahlen, und im mefentlichen als Folge der Be— 
feitigung der Gebühren. Die Arbeitsmarktitatiftift muß alſo wohl 
Wert darauf legen, daß der Arbeitsnachweis überall unent- 
geltlic ift. Die Kantonsgrenze als Scheidelinie für die Arbeitgeber 
muß ebenfall® befeitigt werden; wird durch eine ſolche Schranke doch 
gerade das Abjtrömen der Arbeiter von überfetten Plätzen, wie es 
die wenigen großen jchmweizerifchen Arbeitsamtsorte find, verhindert. 
Für Aemter wie Bafel, Schaffhaufen auch Genf follte nicht einmal 
die Landesgrenze feftgehalten werden, da die Radien des Wirtſchafts— 
lebens nach allen Seiten laufen und fich leicht zum Nachteil des 
Arbeitsmarktes an den politifchen Grenzen ftoßen. Wie die Geld- 
und die Produftenbörfe, fo follte auch die Warenbörfe der Arbeit 
nicht fünftlich eingefchränft werden. Die ſüddeutſchen Arbeits- 
nachmweije arbeiten fchon lange unentgeltlich für jedermann und übers 
allhin; nur an der Schweizer Grenze müffen fie halt machen, ? da ihre 
Auftraggeber fich weigern Gebühren zu zahlen. 

Bon den übrigen allgemeinen Betrieb&vorfchriften brauchen 
mir faum noch andere zu erwähnen; denn ob es fi) um die Bevor— 


' Bericht über die Tätigkeit des öffentl. Arbeitsnachweisbureaus des Kantons 
Bajel-Stadt, 1904 (von Dr. Fr. Mangold), ©. 7 und 8. 

? Yuf der am 1. und 2. September 1906 in Zürich abgehaltenen Konferenz 
für Arbeitsnahweisitellen brachten die jüddeutichen Memter hierzu manche Jlluftration. 


— 403 — 


zugung von Familienvätern vor Ledigen, von Ortsangejeflenen vor 
BZugereiften handelt, oder um die Uebermittlungsformen der beſetzten 
Stellen, um die Rüderftattung der Barauslagen, um Streifbehand- 
lung ujmw., die Gejchäftsführung ift da überall fo ziemlich gleich; 
und eigentlih nur dadurch find ftatiftifch fühlbare Abweichungen 
möglich, daß hier 3. B. die Familienväter mehr vorgezogen werben, 
dort die Qualität des Arbeiterß eher den Ausjchlag zur Anmeifung 
gibt u. a. Und biergegen ift die tätjächliche Beſetzung durch den 
Arbeitgeber wohl außerdem ein wirkſames Ausgleichsmittel. Streits, 
Ausfperrungen und Sperren aber müjjen natürlich die Frequenz 
der Nachmweisjtellen mindern. 

Wohl aber fpielt für die Betrachtung des Arbeitsmarktes die 
Klaffifilation der Stellenfudenden eine große Rolle. In 
Uebereinftimmung mit allen uns befannten öffentlichen Arbeitsnach⸗ 
weiſen bildet die Berufsart der Stellenfuchenden die Grundlage der 
KHlaffifilation und nicht die Betriebsart, aus der er kommt oder in 
die er will. Das Arbeitsamt wahrt fich die Entjcheidung über die 
Einreihung in eine der Berufsgruppen durch die Fragen: 1) Gefuchte 
Beihhäftigung, 2) letzte Arbeitsjtelle, 3) Spezialität. Die offenen 
Stellen werden dementiprechend ebenfall8 nach der Berufsart der 
gewünſchten Arbeiter aufgeteilt und ebenfo die Vermittlungen. 


Auf 43 Berufsgruppen! für die männlichen und 13 für 
die weiblichen Arbeiter gründen ſich Monats⸗ und Jahresberichte an 
die ftatiftifche Yentralftelle, während 3. B. die Balanzenlifte 124 
männliche und 24 weibliche Berufsarten aufführt. Eine Erweiterung 
für gemwiffe Berufsarten, 3. B. Bandweber (in Bafel), Stider (in 
St. Gallen) wird das (Zürcher) Schema überall brauchbar machen. 
Dur die Gefchäftsberichte des ſtädtiſchen Arbeitsamtes ift e8 befannt 
genug und leicht zugänglich, fo daß von einem Abdrud abgefehen 
worden it. 

Der Kopf des monatlichen Berichtformulars ift dagegen neu, 
lehnt fich aber im mejentlichen an die in Zürich bisher üblichen 
Monatsberichte an. Während jedoch das ftatiftiiche Amt der Stadt 
Zürich für das ftädtifche Arbeitsamt die monatlichen Aufarbeitungen 
mit den Zähllarten ausführt und demgemäß alle Angaben der Zähl⸗ 
blätter bearbeiten fann, foll die ftatiftiiche Zentralftelle die Monats⸗ 
überficht bereit3 tabelliert von den Nachmeigftellen erhalten, mas 


In Zürich feit 6 Jahren in biefer Ausfcheidung acführt und bearbeitet. 
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ohne eine Beichränkung der Bearbeitungsgebiete heute nicht möglich 
wäre. Das Berichtsformular trägt den tatfächlichen Verhältniſſen 
darum fo weit Rechnung, al® die Erforderniffe der Arbeitsmarft- 
ftatiftil e8 zulaffen und präfentiert fich in der einfachen Form, die 
oben wiedergegeben ilt. 

Spalte 1 enthält die Berufsgruppen der Stellenfuchenden in 
Formular I (weiß) für die männlichen, in Formular II (roja) für 
die weiblichen Berfonen. 

Die Spalten 2—15 zerfallen in zwei Gruppen, nämlich Spalte 
2—14 und Spalte 15; jene umfaffen die in die Sontrolliften ein- 
getragenen BPerfonen, dieſe die nichteingetragenen (Bafjanten im 
engeren Sinne), in der Ausſcheidung, wie fie oben S. 400 gegeben wurde. 

Die Eintragungen erfcheinen a) als Stellenfuchende (Spalte 
2—5), b) als offene Stellen (Spalte 6—9), e) als bejegte Stellen 
(Spalte 10—14). 

Die Stellenfuhenden ſetzen fi zufammen aus dem Ueber— 
trag vom Vormonat und den Neuangemeldeten. Der Uebertrag vom 
VBormonat wird gewonnen als Reft der am letzten Tage des Berichts- 
monat nicht vermittelten, nicht abgelaufenen und nicht zurüdigegogenen 
Stellengefuhe. Als Ablaufszeit (VBormerkfefrift) der Anmeldungen 
gilt der Zeitraum eines Monats, wenn die Anmeldung nicht inzwifchen 
erneuert wird; durch Stellenvermittlung und Rüdzug der Anmeldung 
erlifcht diefe fofort von felbit. Anmeldungen, die im Vormonat liegen, 
gelangen nicht in die Ziffern des Berichtsmonats; hierdurch wird 
der Monatsabjhluß von einer für den Arbeitsmarkt jehr jtörenden 
Inkonſtanten befreit. 

Die Neuangemeldeten find im ganzen und nad) Schmweizern 
und Ausländern gefchieden anzugeben. Dieſe Zmeiteilung gejftattet 
die Stärfe der ausländifchen Arbeiter auf dem fchweizerifchen Arbeits 
marfte zu meſſen, was bei einer bisher befannten Beteiligung von 
30—50, aber auch von 80—90 °/o in einzelnen großen Berufsgruppen 
und der Bedeutung der Arbeitermanderungen fich ohne weiters recht- 
fertigt. Andere Ausfcheidungen find dagegen nicht vorgenommen 
worden, denn ob der Arbeiter 20 oder 40 Jahre alt ijt, verheiratet 
oder ledig, evangelifch oder fatholifch, Nord» oder Süditaliener uſw., 
das find Fragen, die im Einzelfalle der Vermittlung wohl mitjprechen, 
aber auf den Arbeitsmarkt eheitens dann einwirken, wenn e8 ſich 
um Maffenverfchiebungen in der Alters- oder Raſſenzuſammenſetzung 
uſw. handelt, wie das 3.3. auf dem Zürcher Arbeitsmarkt für das 
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Baugemwerbe im legten Sommer zu beachten war. Ein Monat erfcheint 
uns als Bericht8periode für folche Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt 
zu furz, und es muß den Jahres= vielleicht ſchon den Quartalsüber- 
fichten der einzelnen Aemter überlafjen bleiben, hierüber nad) ein- 
beitlichen Grundfägen an die ftatiftifche Zentraljtelle zu berichten. 

Die offenen Stellen find ebenfall® in Uebertrag vom Vor— 
monat und in Neuanmeldungen zerlegt. Jener wird genau ebenjo 
gewonnen wie bei den Stellenfuchenden als Reft der nicht beſetzten, 
nicht abgelaufenen und nicht zurüdgezogenen Stellen. Die Ablaufs- 
frift muß natürlich die gleiche fein. Die Neuanmeldungen teilen wir 
bier aber nicht nach Schweizern und Ausländern, weil in der Haupt» 
fache immer offene Stellen auf dem ArbeitSmarfte der Schmeiz 
angemeldet werden, und e8 andrerfeitS müßig, oft auch mühſam ift 
feitzuftellen, ob 3. B. die von der Fabrik X in Zürich oder in Genf 
angemeldeten offenen Stellen ein mit ſchweizeriſchem oder mit aus— 
ländifchem Kapital betriebenes Gejchäft betreffen. Wodurch natürlich 
nicht verhindert werden fol, daß wenn ein Betrieb ein Intereſſe 
daran hat, 3. B. franzöfifch Iprechende Arbeiter zu befommen, diejer 
Wunſch auf dem Anmeldeformular vermerkt wird. Für den Monats 
bericht wären folche Einzelheiten zweckloſer Ballaft. 

Wohl aber verdient monatlich feitgehalten zu werden, von mo 
die offenen Stellen angeboten worden find, ob auf dem Plate oder 
von auswärts, und ob fie al® dauernde oder vorübergehende anges 
meldet find. Als von auswärts angemeldet gelten alle offenen Stellen, 
mwelche nicht am Orte des Arbeitsnachmeifes die offene Arbeitsftelle 
haben, wobei für die Bororte eine feite einheitliche Scheidung vors 
zunehmen ift. Die durch den Austausch der Balanzenliften gegebenen 
ofienen Stellen werden nur bei demjenigen Nachweis verrechnet, 
der die Anmeldung diejer offenen Stellen entgegengenommen bat, 
alfo überhaupt nur einmal. Als vorübergehend find diejenigen offenen 
Stellen zu bezeichnen, die höchſtens 6 Tage bintereinander Beichäf- 
tigung in Ausficht ftellen. Einzutragen in die Monatstabelle find 
nur die offenen Stellen auf dem Plate und die vorübergehenden 
offenen Stellen; die entfprechenden Rejte von dem Total der Neu—⸗ 
anmeldungen machen die von auswärts gemeldeten und die als 
dauernd angemeldeten Stellen dann bequem erfichtlih. Dietabellarifche 
Selbitlontrolle, wie fie bei den Stellenfuchenden dur Eintrag der 
Schweizer und der Ausländer erreicht wird, halten wir bei Feſt— 
jtellung der offenen Stellen (mie auch ſpäter bei den bejegten Stellen) 
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nicht für notwendig. Aus diefem Grunde find die beiden genannten 
Reftfragen, von auswärts gemeldet: als dauernd gemeldet, nicht 
aufgenommen worden. 

Bei den bejegten Stellen fällt ein Uebertrag vom Bormonat 
fort. Wenn wir die bejegten Stellen im ganzen wilfen, und in der 
Ausfcheidung der offenen Stellen und der Stellenjuchenden, aljo am 
Orte, ob auswärts, ob dauernd, ob vorübergehend, und mienviel 
jedesmal davon Schweizer, jo bleibt der Reit vom Ganzen jemeilig 
für die Ausländer übrig. ! 

Für die monatliche Zabellierung halten wir die jo gewonnenen 
Angaben für ausreichend, um ein ftatiftifches Bild von dem Arbeits: 
marlt des BerichtSmonates zu geben. So wertvoll für das Wirt 
jchaftsleben eines Landes es iſt, den Arbeitsmarkt monatlich zu 
verfolgen und zu erfallen, fo gefährlich erjcheint ung die Hinein- 
beziehung noch anderer Fragen in die monatliche Tabelle. Gerade 
bie von vielen Seiten gewünfchte Frage nach der Dauer der Arbeits- 
lofigfeit, deren brauchbare Beantwortung eine außerordentliche mora⸗ 
lifche Höhe der Stellenfuchenden vorausfeßt, möchten wir in einem 
Monatsrapport nicht jehen, weil die fehr verfchiedene Brauchbarkeit 
diefer Angaben daß Urteil der doch immer, wenigſtens im Anfang, 
bem einzelnen Amte ferne ftehenden jtatiftifchen Zentralftelle Leicht 
ſchief ausfallen läßt, und andrerfeits, weil wir auch aus richtigen 
ftatiftifchen Ergebniffen über die bloße Dauer der Arbeitslofigkeit 
feine Begründung einer Arbeitslojenverficherung zu ziehen vermögen; 
die Arbeitslofenverficherung muß an die Urſachen der Arbeitslofig- 
feit anknüpfen: Unfall, Invalidität, Alter, Streif, aber nicht an die 
Arbeitslofigkeit als folche. 

Die Arbeitsvermittlung balten wir für daß einzig ge= 
eignete Mittel gegen die Arbeitslofigkeit als wirtfchaftliche Erfcheinung, 
deshalb ift die regelmäßige zuſammenfaſſende Beobachtung der Tätige 
feit der Arbeitsvermittlungsftellen fozialmwirtfchaftlid jo eminent 
wichtig, und die Schaffung einer jtatiftifchen Zentralftelle für die 
Feitftellung der monatlichen Ergebnifje eine Forderung, der man ſich 
heute von feiner Seite mehr verfchließt. 

Diefe ftatiftifche Zentraljtelle müßte aber ſozialſtatiſtiſchen 
Charakter tragen; nicht genug mit den ftatiftiichen Monatsberichten 

Durch die Anordnung der Spalten 11—14 wird jedod vermieden, daß ſich 


eine der beiden Gruppen zurücgejegt fühlen fönnte, was im interlofalen Austauſch— 
verfehr billig als Akt der Höflichkeit ericheint. 
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müßte e8 zur Entgegennahme von Rapporten über die Lage von 
Wirtſchaftskämpfen (Streils, Ausfperrungen, Sperren), über Eigen» 
tümlichleiten einzelner Iofaler ArbeitSmärkte u. a. bereit fein, müßte 
das Recht haben, ſolche Erhebungen anzuregen und durch die Arbeits» 
nachmeije oder durch eigne Organe, auch an Hand der Individual» 
zähllarten ausführen zu laffen, müßte aber auch andrerfeits die 
Pflicht haben, alle zufammentragbaren Einzelheiten in Vierteljahrs⸗ 
und Jahresberichten in Verbindung mit dem monatlichen Bericht- 
material zu bearbeiten und allen Interefjenten koſtenlos zur Ber- 
fügung zu ftellen, wie e8 für den Arbeitsmarkt der ſüddeutſchen 
Staaten und de deutfchen Reichs jchon feit Jahren zum Nußen von 
Induſtrie und Landwirtichaft, von Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
geſchieht. 

Mit der Berichterſtattung der behördlichen Arbeitsämter an die 
ſtatiſtiſche Zentrale hätte dieſe Arbeit zu beginnen, mit der Einbes 
jiehung der gemeinnüßigen, der fachlichen, der gemwerbsmäßigen 
Arbeitsnachweiſe hätte fie fich auszubauen, und würde dann bem 
Volkswohl an ihrem Teil nüßen können. 


Zur Wohnnngsfrage in Zürich. 


Durch Beſchluß vom 24. Auguſt 1905 beauftragte der Stadtrat 
auf Antrag des Vorſtandes des Geſundheitsweſens eine aus dem 
letztern und den Vorſtänden des Bauweſens J und des Finanzweſens 
beſtellte Kommiſſion mit den Vorarbeiten über die Frage der Beteili— 
gung der Stadt an der Produktion geſunder und billiger Wohnungen. 

Als Wegleitung bei ihren Beratungen wurde der Kommiſſion 
nachſtehendes, vom Stadtrate aufgeſtelltes Fragenſchema mitgegeben: 

a) Liegen die Wohnungsverhältniſſe in Zürich gegenwärtig ſo, 
daß es nicht mehr dem Zufalle anheimgeſtellt werden darf, ob in 
nächſter Zeit kleinere, billige Wohnungen in genügender Zahl ent— 
ſtehen werden? 

b) Iſt es angezeigt, daß die Stadt ſich an der Produktion 
gejunder, billiger Wohnungen aktiv beteilige? 

ec) In welcher Weife fol dies gefchehen — durch Unterftügung 
ad hoc zu bildender oder fchon beftehender gemeinnüßiger Baugejell- 
Ichaften, oder dadurch, daß die Stadt von fich aus auf ihr gehörigen 
Lande Wohnungen entſprechender Größe baut, oder auf beiden ſoeben 
genannten Wegen ? 

d) Wenn e8 fih um Unterſtützung gemeinnüßiger Baugefell- 
Ichaften durch die Stadt handelt, auf welche Weife und unter welchen 
Bedingungen ſoll denjelben dieſe Unterftügung gewährt werden? 

e) Wenn die Stadt ſelbſt baut, wie ſoll dabei vorgegangen 
werden, das heißt: 

1. Nach welchem Blane, mo und in welchem Umfange fol 
gebaut werden ? 

2. Welche Kategorien der Bevölkerung ſollen zunächſt ins Auge 
gefaßt werden — nur die ftädtifchen Arbeiter, oder überhaupt Gemeinde- 
einwohner mit niedrigem Einkommen ? 

3. Wie find die nötigen Mittel für das. Unternehmen zu 
beichafien ? 
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Bevor auf die materielle Behandlung der bier geftellten Fragen 
eingetreten wird, feien einige kurze Bemerkungen zur ftäbdtifchen 
Wohnungsfrage im allgemeinen und zur zürcherifchen Wohnungsfrage 
im befonderen geitattet. 

Es ift allgemein anerfannte Tatfache, dak in Städten mit rafch 
mwachlender Bevölkerung eine ftändige oder doch periodiſch wieder» 
fehrende Wohnungsnot herrfcht, deren Urfachen wohl am beiten zur 
Erörterung gelangen bei Behandlung des großftadträtlichen Boftulates 
betreffend die Bodenfrage. Unter der Wohnungsnot leiden direkt oder 
indireft ſämtliche Bevölkerungsklaſſen, vor allem aber die Klaſſen 
mit niedrigem Einlommen, die Bohnarbeiter. Es find hauptſächlich 
fleinere, billige Wohnungen, welche in durchaus ungenügender Anzahl 
vorhanden find und welche dann wegen des Mikverhältnifjes zwiſchen 
Angebot und Nachfrage eine Höhe der Mietzinfe aufweifen, die weder 
ber Qualität der Wohnungen noch den Einfommensverhältnijjen der 
Mieter angemeffen ift. Für die zunächft betroffenen Kreiſe bedeutet 
die Wohnungsnot ein den Hygienifchen Grundfäßen zumiderlaufendes 
enges Bufammenpferhen in Räumen, welche bezüglich Luftraum, 
abgefehen von allfälligen weiteren fanitären Mängeln, in feinem 
Berhältniffe ftehen zur Zahl der Familienglieder. Es ift eine durch 
die Wohnungsftatiftit feftgeftellte Tatfache, daß der Mietpreis für 
den Subilmeter Luftraum in den Heinften und fchlechteften Wohnungen 
der abfolut höchſte ift und diefer Höchftpreiß muß vom Mieter bezahlt 
werden auf Koften anderer notwendiger Bedürfniffe, vor allem unter 
Berzichtleiftung auf die Befriedigung von Hulturbedürfniffen. Die 
Höhe der Mietzinfe an und für fi und der Umftand, daß fich der 
Arbeiter zufolge Mangels Feiner, billiger Wohnungen oft gezwungen 
fieht, eine größere Wohnung mit relativ hohem Zins zu mieten, 
veranlaßt ihn zur Aufnahme von feinem FFamilienkreife fremden 
Aftermietern, Schlafgängern u. f. mw. Daß diefe Aufnahme fremder 
Elemente ftörend wirkt auf das Familienleben, daß fie jehr oft mit 
fchweren Uebelftänden in fittlicher Hinficht verbunden ift, bedarf 
feiner nähern Ausführung. 

Aber nicht allein die Vollsflaffen mit geringem Einkommen 
leiden unter den mit der Wohnungsnot verbundenen Mißſtänden, 
ihre Wirkung erftredt fi) auf die Gejamtheit. Einmal ift nicht zu 
leugnen, daß wenn die Mietzinfe für Kleinere Wohnungen verhälts 
nismäßig hohe find, die Preife der größeren, gut eingerichteten 
Wohnungen in einer zu den Breifen der erfteren im Berhältnifie 
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ftehenden Höhe fich Halten werden. Diefe Wirkung ift vor allem für 
die jogenannte gebildete Mittelflaffe, welche bei relativ bejcheidenem 
Einfommen doch ein gewiſſes Maß von Hulturbedürfniffen bat, jehr 
empfindlich, indem eben auch da für die Befriedigung des Wohn- 
bedürfnifjes ein unverhältnismäßig großer Teil des Einlommens 
aufgewendet werden muß. Auch in diejen Streifen wird infolgedefjen 
vielfach zur Vergebung von einem oder mehreren Räumen in Xfter- 
miete gejchritten. In erjchredendem Maße zeigt fich die Wirkung 
der. Mißſtände im Wohnungsweſen beim Auftreten von bösartigen 
Epidemien, weil die Uebervöllerung der Wohnräume und die mit 
derjelben verbundene Mikachtung fanitarer Vorſchriften und Vebens- 
regeln ein faft unüberwindliches Hindernis im Kampfe gegen die 
Ausbreitung der Epidemien bilden. In diefer Hinficht fteht die 
Choleraepidemie in Hamburg vom Jahre 1892 noch in frifcher Er- 
innerung, eine Epidemie, die, begünftigt durch mißliche Wohnungs- 
verhältniffe im Hafenviertel, fich beinahe über das ganze Stadtgebiet 
ausdehnte und ihre Opfer in allen Bevölkerungsklaſſen forderte. 

Es iſt felbjtverftändlich, daß die mit der Wohnungsnot ver- 
bundenen Uebelftände, abgefehen von gewiſſen anderen mitbeitimmen= 
den Faktoren, immer beeinflußt find vom Grade diejer Wohnungsnot 
und daB der le&tere örtlich und zeitlih ein ſehr verjchiedener fein 
fann. In Bezug auf fpeziell zürcherifche Verhältnifje darf gejagt 
werden, daß fie, was die Qualität der Wohnungen in baubygienijcher 
Hinficht betrifft, abgefehen von einigen alten Wohnquartieren, in 
neuerer Zeit nicht gerade ungünftige oder bejorgniserregende find. 
Hingegen trifft auch für Zürich in vollem Maße zu, was über Miet— 
zinshöhe und Einkommen bei den Bevölkerungsklaſſen mit niedrigem 
und bejcheidenem Berdienjte und die aus diefem Mißverhältniſſe 
refultierenden Webelftände im allgemeinen gilt. 

Es war vornehmlich der Mangel an kleinen, preiswerten 
Wohnungen, welcher der Stadtbehörde die Stellungnahme zur Woh— 
nungsfrage nabelegte. In einer Weifung des Vorſtandes des Gejund- 
heitsweſens an den Stadtrat vom 29. Dezember 1894 wurde auß« 
geführt, daß, geftüßt auf die Erfahrungen, welche das Gejundbheits- 
mejen bei zeitweiliger Unterbringung von Obdadjlofen im ftädtifchen 
Evakuationslofale gemacht hatte, man zur Ueberzeugung gelangt jei, 
daß mit ſolchen Balliativmitteln der Arbeitermohnungsnot nicht zu 
jteuern fei und daß diefelbe fich in der Stadt Zürich mehr und mehr 
zu einem chronifchen Uebel ausbilden werde, wenn nicht immer neue 


— 41 — 


Serien von Wohnungen, beziehungsmweife Wohnräumen befchafft und 
der Arbeiterbevölferung zur Verfügung geftellt würden. Und da die 
Wohnungsprodultion mehr und mehr der gewerbsmäßigen Spekulation 
anheimgefallen fei, deren Tendenz allein dahingehe, die Mietzinfe zu 
möglichiter Höhe emporzufchrauben, um gelegentlich deren fapitalifier= 
ten Wert zu realifieren, jo ftehe man, wenn bier die Gemeinjchaft 
nicht regulierend eingreife, vor der Ausficht, daß die Arbeiterbevölfe- 
rung in wachjendem Maße ſich gezwungen fehe, entweder Zuflucht 
in elenden Dachwohnungen zu nehmen, oder aber fich aufs äußerſte 
zufammen zu pferchen, beides unter jchwerer Gefährdung eines ge— 
ordneten Familienlebens. Auf Grund diefer Weifung des Vorſtandes 
des Geſundheitsweſens und der darin gemachten Vorſchläge (Statiftik 
über leerjtehende Wohnungen, gelegentliche Erwerbung von Wohns 
häufern, Unterftügung privater Baugefellichaften, Wohnungsbau durch 
die Stadt felbft) beftellte der Stadtrat aus feiner Mitte eine Kommiſſion 
mit dem Auftrage, unter Zuzug von Sadverftändigen die Arbeiter- 
mwohnungsfrage, ſoweit lettere die Stadt Zürich berührt, allfeitig zu 
prüfen und feiner Zeit dem Stadtrate Bericht und Antrag einzubringen. 

Das Stadium der Arbeitermohnungsfrage feitens diefer Kom— 
miſſion führte unterm 26. Februar 1896 zu einer Weifung des Stadt- 
rates an den Großen Stadtrat, im mweitern zum Ankaufe des Landes 
im Sriefenberg und ſodann zu Anträgen einer großftadträtlichen 
Kommiffton, die fi) dem Sinne nad) mit den Anträgen des Stadt» 
rates dedten. 

Die Anträge der großitadträtlichen Kommiſſion lauteten: 


I. Gelegentlicher Anlauf billiger und geeigneter Wohnhäufer, 
alter Häufer auf Abbruch oder Umbau, ſowie von Baupläßen. 

Unter geeigneten Wohnungen find folche zu verftehen, welche 
in der Regel 1—4 Zimmer umfaffen, im Marimum Fr. 500 koſten, 
in Beziehung auf Licht und Luft den modernen janitaren Anforderungen 
entiprechen und in der Nähe von Arbeitspläßgen gelegen find. 

1. Die Stadt erftellt fulzeffive billige und geeignete Wohnungen 
zur mietmweifen Ueberlaffung an ftädtifche Arbeiter und Angeitellte, 
eventuell auch an andere Einwohner mit geringem Einlommen. 

II. Die Stadt fördert im allgemeinen Beftrebungen von Pri— 
vaten, gemeinnüßigen Gefellfhaften und Baugenoffenichaften für 
Erftellung billiger und gejunder Wohnungen. Sie beteiligt fich nad 


noch näher feftzuftellenden Grundfäßen, und insbeſondere unter Bors 
26 
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behalt der nötigen Garantien, an der Erjtellung billiger und gefunder 
MWohnungen für Gemeindeeinwohner mit geringem Einlommen: 

a) durch Ueberlafjung geeigneten Bauterraing zu billigem Preiſe; 

b) durch Rapitalbeteiligung zu billigem Zinsfuß. 

IV. Die Anlagen follen nad) Maßgabe der Verteilung der 
Arbeitspläße in verjchiedenen Teilen der Stadt errichtet, beziehungs- 
mweife erworben werden. 

V. Die Mietzinfe find zum voraus zu bezahlen. Diefelben haben 
für Kapitalzins, Reparaturen, Steuern und Gebühren, Verwaltungs⸗ 
foften und die erforderliche Speifung des Reſervefonds aufzulommen. 

VI. Die Stadt richtet einen Wohnungsnachweis ein. 

Das Schidjal diefer Kommilfionsanträge ift befannt. Die 
Kommiſſion jelbft drang nicht auf rafche Behandlung derjelben im 
Großen Stadtrate. Die Baufpefulation hatte ihren Höhepunkt über- 
fchritten und e8 begann ſich die Bau= und Liegenſchaftskriſis bemerflich 
zu machen. Ein empfindlicher Wohnungsmangel war zu jener Zeit 
nicht mehr vorhanden und an einer günftigen Aufnahme der Vorlage 
beim Großen Stadtrate konnte mit Recht gezweifelt werden. Immerhin 
erichien die Vorlage einigemale auf der Traltandenlifte des Großen 
Stadtrates, fonnte aber wegen erniter, langmwieriger Krankheit des 
Kommiffionspräfidenten (9. Mettier) nicht.behandelt werden. Und 
als in der Folge das Präfidium der Kommiſſion und die Vertretung 
der Borlage im Großen Stadtrate einem andern Mitgliede der 
Kommilfion (Dr. U. Schläpfer) übertragen worden mar, zeigte es 
fih, daß eine Mehrheit für die Vorlage in der obigen Form in der 
Kommiffion felbjt nicht mehr vorhanden war. Die Anträge wurden 
in Wiedererwägung gezogen und Rüdweifung der ganzen Angelegen- 
heit an den Stadtrat befchloffen, allerdings mit gemwiffen Direktiven 
bezüglich der weitern Behandlung. Als endlich die Arbeitermohnungs- 
frage zur Beratung im Großen Stadtrate gelangte, befchloß diejer 
am 11. Mai 1901 folgendes: 

„Die Vorlage über die Arbeiterwohnungsfrage wird zur Zeit 
in dem Sinne erledigt, daß der Stadtrat eingeladen wird, Bericht 
und Antrag einzubringen 

a) über die Errichtung eines Wohnungsnachmeifes ; 

b) über Erlaß einer ſtädtiſchen Wohnungsverordnung auf Grund 
de8 Geſetzes betreffend die öffentliche Gefundheitspflege vom 10. Dezember 
1876 im Sinne des vom Stadtrate aufgeftellten, im Gejchäftsberichte 
von 1899 abgedrudten Programmes; 
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c) über die Frage, ob nicht beim Kanton der Erlaß von Be- 
ftimmungen anzuregen fei, die den Gemeinden mit ftädtifcher Bebauung 
eine wirkſame Wohnungsfontrolle und eine gründliche Sanierung 
der Wohnungsverhältniffe, eventuell mit ftaatlicher Beihülfe (Gemäh- 
rung billiger Anleihen u. ſ. mw.) ermöglichen ; 

d) über eine meitere Betätigung der Stadt auf dem Gebiete 
des Wohnungsweſens unter Berüdfichtigung folgender Punkte: 

1. Beſchaffung von billigen und gefunden Mietwohnungen für 
ftädtifche Arbeiter und Angeſtellte; 

2. gelegentlicher Anlauf billiger und geeigneter Wohnhäufer, 
alter Häufer auf Abbruch oder Umbau, ſowie von billig zu erftehendem 
Bauterrain; 

3. Förderung gemeinnüßiger Beftrebungen für Erftellung billiger 
und gefunder Wohnungen, fei e8 durch Ueberlaffung von Bauterrain 
zu angemefjenen Breifen unter Vorbehalt aller Garantien gegen die 
Baufpefulation, fei e8, joweit die Finanzlage e8 erlaubt, durch Er- 
leichterung der Kapitalbeſchaffung.“ 

Durch die Pojtulate de8 Großen Stadtrate8 wurde daß ur- 
fprüngliche Programm de8 Stadtrates, beziehungsmweife der groß: 
ftadträtlichen Kommiffion mwefentlich geändert. Das Programm hatte 
in erfter Linie und beinahe ausschließlich die Beichaffung billiger 
und gejunder Wohnungen für Gemeindeeinmohner mit geringem 
Einfommen in Ausfiht genommen und zwar unter meitgehender 
Beteiligung feiten® der Stadt. Es verlieh der Ueberzeugung Ausdrud, 
daß nur auf diefem Wege eine mwefentliche Befferung der Wohnungs» 
verhältnifje breiterer Maffen der Bevölterung erzielt werden könne 
und empfahl demgemäß energifches Borgehen auf diefem Wege. In 
den BPoftulaten des Großen Stadtrates vom 11. Mai 1901 fteht an 
eriter Stelle die Beflferung der Wohnungsverhältniffe durch eine 
wirffamere fanitare Wohnungsfontrolle und erft in letzter Linie werden 
diejenigen Maßnahmen genannt, welche der Wohnungsnot dauernd 
abbelfen können, nämlich die altive Teilnahme der Stadt an der 
Wohnungsproduftion. 

Diefe Abſchwächung des urfprünglichen Programmes mochte 
teilmeife bedingt fein durch die Berhältniffe, wie fie noch vor einigen 
Jahren lagen. Die allgemeine Gejchäftsfrife hat das Wachstum der 
ftädtifchen Bevölkerung verlangfamt und die vorausgegangene rege 
Bautätigkeit hatte eine große Zahl von Wohnungen geichaffen, die 
nun zum Teile leer ftanden. Die Mietzinfe wiejen eine Tendenz zum 
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Sinken auf, und während mehrerer Jahre konnte von einer Woh— 
nungsnot nicht die Rede fein. Die gemeinnützigen Baugefellichaften, 
die unter der obmaltenden Kriſis ebenfall3 mehr oder weniger gelitten 
haben, ftellten ihre Tätigkeit ein, fo daß der Stadtrat nicht in die 
Lage kam, fie auf die eine oder andere Weife zu unterftügen. Der 
Stadtrat ſelbſt befchränfte fi) auf den gelegentlichen Ankauf von 
Häufern, da wo ihm derfelbe mit Rüdficht auf künftige Straßen 
bauten geboten ſchien und auf Erftelung von Wohnungen für einen 
Teil der in den jelbftändigen Unternehmungen der Stadt bejchäf- 
tigten Arbeiter. 

Nah den Angaben der Liegenichaftsverwaltung befinden fich 
gegenwärtig in verfchiedenen Teilen der Stadt 53 Wohnhäufer mit 
154 Wohnungen im ftädtifchen Befite, von denen 42 an jtädtifche 
Beamte und Angejtellte vermietet find. Der Anlagemwert beträgt 
Fr. 2,633,380. Der Mietwert der einzelnen Wohnung beläuft fich auf 
Fr. 477, der durchfchnittliche Jahresertrag auf Fr. 88,000 — 3,34 %/o 
des Anlagelapitales. Diefen relativ bejcheidenen Ertrag jchreibt die 
Liegenfchaftsverwaltung dem Umftande zu, daß eine Anzahl Liegen 
Ihaften nur zum Teile baulich ausgenußt find. 

Dazu fommen nun noch die Arbeitermohnungen der Werke: 
1. Das Gaswerk befigt für Arbeiter 24 Wohnhäufer mit 32 Woh— 
nungen. Die Baufumme, einfchließlid) de Landwertes, betrug 
Fr. 438,054. 18. Die Höhe der Mietzinfe ſchwankt nad) den Woh- 
nungsfategorien zwifchen Fr. 270 und Fr. 450 pro Jahr. Die 
Bruttoveinnahmen aus Mietzinjen belaufen ich, auf Fr. 15,120, was 
eine Rendite von 3,45% ergibt. 2. Das Elektrizitätswerk befigt ein 
Haus für Arbeiter mit acht Wohnungen. Die Baufumme, einfchlieglich 
des Zandmwertes, betrug Fr. 97,592.90. Die Bruttoeinnahmen pro 
Jahr belaufen fi) auf Fr. 2690, jo daß fich eine Rendite von 3 %/ 
ergibt. Die Höhe des Mietzinfes nad Wohnungstkategorien ſchwankt 
zwifchen Fr. 300 und Fr. 510. 3. Das Waſſerwerk befißt für Arbeiter 
ſechs Wohnhäufer mit 16 Wohnungen. Die Baufumme (beziehungs- 
weije der Aſſekuranzwert) beläuft fich auf Fr. 138,300. Die Brutto 
einnahmen betragen (für zwei Wohnungen wird feine Miete bezahlt) 
Fr. 4220, was eine Rendite (den Wert der erwähnten zwei Woh— 
nungen abgerechnet) von 4,8 °/0 ergibt. Die Höhe der Mietzinje beträgt 
Fr. 260—360 im Jahre. I 

Für Angejtellte der Straßenbahn ift beim Depot Seefeld der Bau 
einer größeren Anzahl von geeigneten Wohnungen in Ausfichtgenommen. 
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Auf ſolche Weife wurde feitens des Stadtrates verfucht, tunlichit 
dem vom Großen Stadtrate in feinem Beſchluſſe vom 11. Mat 1901 
unter lit. d geftellten Boftulate nachzukommen. Die Boftulate a und b 
haben ebenfalls ihre Erledigung gefunden, daß erftere durch Schaffung 
des ftädtifchen Wohnungsnachweifes, das letztere durch Vorlage des 
Entwurfes einer Verordnung betreffend Wohnungspflege, welche aber 
vom Großen Stadtrate mit Beihluß vom 11. März 1905 abges 
lehnt wurde. 

Nun Haben fich aber feit dem Beichluffe des Großen Stadtrates 
vom 11. Mai 1901 die Wohnungsverhältniffe in der Stadt Zürich 
ganz. wejentlich geändert. Die verminderte Bautätigkeit einerfeits und 
die, wenn auch im Vergleich zu dem voraußgegangenen Jahrzehnt 
langfame, aber doch ftetige und nicht unbedeutende Zunahme der 
ftädtifchen Bevölkerung anderfeit3 haben auf dem Wohnungsmarfte 
Erjcheinungen gezeitigt, die man als Wohnungsmangel, ja geradezu 
als Wohnungsnot bezeichnen darf. 

Nah den Angaben des ftädtifchen ftatiftifchen Amtes betrug 
die Gejamtzahl der leerftehenden Wohnungen: 

Am November 1596 1264 
Ende November 1900 1752 
am 1. Dezember 1902 — 1547 


r 1903 850 
r 1904 — 352 
1905 81. 


Seit Ende November 1900, in welchem Zeitpunfte die Zahl 
der leeren Wohnungen den höchſten Stand erreichte, bat fie von einer 
Erhebung zur andern ftetig abgenommen. Wie fi) die Verhältniſſe 
in den einzelnen Stadtkreifen und im allgemeinen gejtaltet haben, 
gebt aus folgender Weberficht hervor: 

Leerftehende reine Wohnungen: 
Stadikreis Ende Hovbr. 1900 1. Dezbr. 1902 1. Berbr. 1903 1. Desbr. 1904 1. Dejbt. 1905 








I. 170 199 130 17 24 

11. 156 104 54 38 5 
III. 964 794 348 13 26 
IV. 150 153 129 67 10 
V. 312 297 159 97 16 
Ganze Stadt 1752 1547 850 352 81 


Am bemerkenswerteſten erſcheint die raſche Abnahme der leer- 
ftehenden Wohnungen im Sreife III. Hier betragen die am 1. Dezember 
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1905 leerftehenden Wohnungen nur noch 2,7°/, der im November 
1900 leergeftandenen. Die Zahl der Leerjtehenden ftellt fich für 1905 
im Kreiſe I um 85,9 %/0, im reife II um 96,8°/o, im Kreiſe III um 
97,3°/, im Kreiſe IV um 93,4°%% und im Kreiſe V um 94,9 0/o 
niedriger al8 im Jahre 1900. Im allgemeinen ergibt ihre Abnahme 
von 1900 auf 1905 einen Prozentfaß von 95,4. Im mittlern Teil 
des Quartiers Außerfihl ift ihre Zahl in diefem Zeitraume um 98,2 °/o, 
im untern Teile desfelben Quartier8® um 94,9°/,, im Quartiere 
Wiedilon um 97,2°/0 und im Quartiere Enge um 98,2 °/o gefallen. 

Bon ausfchlaggebender Bedeutung für die Beurteilung des 
Wohnungsmarktes ift daß Verhältnis der leerftehenden Wohnungen 
zur Gejamtzahl der Wohnungen. Leider ift letztere nicht genau be— 
fannt; man fann aber nad Mitteilungen des ftatiftifchen Amtes mit 
ziemlicher Sicherheit annehmen, daß die Zahl der leerjtehenden Woh- 
nungen in Brozenten der Gefamtzahl der Wohnungen überhaupt betrug: 

1896 — 4,6%; 1900 = 5,4 °/0; 
1902 — zirka 4,5%; 1903 — zirla 3,0°,; 
1904 — zirfa 1,0 po; 108 = zirka 0,3 — 0, 

Der Borrat an leerftehenden Wohnungen für die Jahre 1904 
und 1905 mit zirta 1,0 beziehungsweije 0,3°/o ift ungemein gering, 
da man im allgemeinen der Anficht ift, daß der Wohnungsmarft 
nur dann normale Berhältniffe aufweiſt, wenn mindeften® 3 °/o 
fämtliher Wohnungen leerjtehen. Wie mißlich die Verhältniffe in 
diefer Hinficht in Zürich liegen, zeigt ein Vergleich mit andern 
Städten. Es ftanden gegen Jahresſchluß 1904 leer: in Bafel 5 °/o, 
in Dresden 7,5°/o, in Hamburg 4,4, in Mannheim 4°o, in 
Frankfurt a. M. 3°%, in Eſſen 5,3 °/o, in Düffeldorf 4,40, in 
Straßburg i. €. 2,3 °/ und in Karlsruhe 2,5°%/ aller Wohnungen. 

Unterfcheidet man, und dies ift bejonder8 michtig, die leer— 
ftehenden reinen Wohnungen nach ihrer Größe, das heißt nach der 
Zimmerzahl, fo erhält man nah den BZufammenftellungen des 
ſtatiſtiſchen Amtes folgendes Refultat: 

Reerjtehende Wohnungen bejtehend aus Zimmern: 


Im Jahre I; =; 8. 4. 5. 6u.m. Total 
1896 21 114 453 4538 132 106 12064 
1900 27 154 105 568 160 108 1752 
1902 25 2453 740 400 58 Al 1547 
1903 15 165 363 218 53 36 850 
1904 9 62 105 81 42 53 352 
1905 3 —14 30 15 7 14 81 
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Seit 1900 auf 1905 beziehungsweiſe 1904 auf 1905 haben 
abgenommen die leerſtehenden Wohnungen, welche beſtehen 
1900-1905 1904 1905 


aus 1 Zimmer um 88,9 %o 66,6 %o 
„ 2 Zimmern — 774, 
—3 F 95,8, iA; 
4 e 97,7, 84,0 „ 
..D F „» 96, 83,1 . 

6 und mehr Zimmern „ 87,1, 73,6 „ 


Wie insbefonder8 im Kreiſe III die leeren Wohnungen von 
drei und vier Zimmern abgenommen haben, zeigen folgende Zahlen. 
Es ftunden leer Wohnungen mit: 





3 Simmern 4 Bimmern 
ohne Manfarden mit Manjarben ohne Manjarden mit Maniarden 
1903 1904 1905 1903 1904 1905 1903 1904 1905 1903 1904 1905 
126 23 3 62 7 2 63 1 5 37 5 — 


Die Zählung der am 1. Dezember 1905 leerſtehenden Wohnungen 
wurde ergänzt durch eine Ausmittlung der im Bau begriffenen Gebäude 
und der darin im Laufe des Jahres 1906 beziehbaren Wohnungen. 
Es gab im Dezember 1905 im gefamten Stadtgebiete 155 im Bau 
begriffene Häufer (12 Umbauten eingefchloffen).. Diefe Neubauten 
verteilen fich auf die einzelnen Stadtlreife wie folgt: 

J. II. III. IV. V. Total 
9 12 30 46 58 155 

Dieſe 155 Neubauten, wovon 37 Einfamilienhäufer find, ent» 
halten insgejamt 523 Wohnungen, die im Laufe des Jahres 1906 
beziehbar werden, im Sreife I -— 14, II — 26, III — 174, IV — 
178, V— 131. Dieſe für das Jahr 1906 bezugsfertigen Wohnungen 
bieten, die Wohnung zu fünf Bewohnern angenommen, Raum für 
eine Bevöllerungszunahme von 2600 Perfonen. Wird diefe Zunahme 
im Sabre 1906 ähnlich wie in den beiden Vorjahren, rund 5000 
Perſonen betragen, jo wird, da ein andermweitiger Vorrat an Woh- 
nungen nicht vorhanden ift, das Wohnbedürfniß durch die gegen» 
wärtige Bautätigkeit nur etwa zur Hälfte gededt, wobei der Wohnungs 
bedarf für die neugefchloffenen Ehen noch gar nicht in Berechnung 
gezogen ift. Die Folge wird fein, daß die Zufammendrängung der 
Bevölkerung, die wegen der bereit8 im Borjahre herrſchenden Woh- 
nungsnot Platz griff, fich in vermehrtem Maße geltend machen wird 
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duch gefteigerte Aufnahme von allerlei Arten von Aftermietern. 
Die Bautätigkeit ift zwar offenfichtlich mit Frühjahr 1906 eine regere 
geworden, aber fie beichränft fich größtenteils auf die Erftellung von 
Billen und beifern Wohnungen; dem Mangel an kleinern billigen 
Wohnungen für Leute mit niedrigem Einkommen jteuert fie gar nicht 
oder doch nur in gänzlich unzulänglicher Weile. 

Entiprechend der Abnahme der Anzahl der leerjtehenden Woh— 
nungen find die für diefelben geforderten Mietpreife, welche von 1900 
bis 1903 im Durchſchnitt gefallen waren, bereit$ wieder erheblich 
geftiegen. Einigermaßen ift dies erfichtlich aus dem durchſchnittlichen 
Mietpreife eines Zimmers überhaupt. Diefer betrug bei den als leer— 
ftehend gemeldeten Wohnung im Sahre 

1900 1902 1903 1904 1905 
Fr. 165 Fr. 149 Fr. 146 Fr. 188 Sr. 243 

Der Preis von Fr. 188 für das Jahr 1904 ftimmt genau mit 
dem Vreiſe für 1896 überein. 

Es ift bier wohl zu beachten, daß der Durchichnittspreis für 
da8 Zimmer nur auf der Zahl der leerftehenden Wohnungen ermittelt 
worden ift. Das Verhältnis der lettern zur Gefamtzahl der Woh- 
nungen ift ein jehr verfchiedenes und je nach diefem Verhältnis ift 
der Durchſchnittspreis des Zimmers in den leeren Wohnungen als 
ein mehr oder weniger allgemein gültiger für die Gefamtzahl der 
Wohnungen aufzufaffen. Der pro 1905 ausgemittelte Preis von 
Fr. 243 ift offenbar zu hoch; er bafiert auf einer Zahl von 81 
leeren Wohnungen, welche nur 0,216 °/ der Gefamtzahl aller Woh— 
nungen (zirfa 37,000— 38,000) ausmachen. Daß aber die Jahre 1905 
und 1906 gegenüber 1904 eine Steigerung der Mietzinje gebracht 
haben, braucht nicht erſt auf ftatiftifchem Wege nachgemiefen zu 
werden; der Beweis dafür befindet fi in der Form faltiſcher, jehr 
reeller Mietzinsfteigerungen in den Händen eine® Großteils der 
Mieter. Ueber das Maß der Steigerung mögen folgende Angaben 
des Bureau ded Zürcher Mietvereins Pla finden: Wohnungen von 
zwei Zimmern und billigere Dreigimmerwohnungen jchlugen Fr. 20—40 
auf, Wohnungen von Fr. 450—550 um Fr. 50—100, Wohnungen 
im Mietwerte von Fr. 300—900 erfuhren Preisfteigerungen von 
Fr. 100—150, teurere Objekte von Fr. 1300 an folche von Fr. 100— 250. 
Im allgemeinen wurden, mit wenig Ausnahmen, Wohnungen mit 
Mietpreifen von Fr. 500—1000 am meijten gefteigert und zwar 
überall; die bejjern Wohnungen erfuhren eine relativ weniger be= 
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deutende und nicht durchgängige Steigerung. Die Angaben des 
Mieterbureau finden Beftätigung durch eine amtliche bei Gelegenheit 
der Teuerungszulageberatung vorgenommene Erhebung über Miet- 
zinsfteigerungen unter den Arbeitern des ftädtifchen Abfuhrweſens. 
Auch hier wurde eine ziemlih allgemeine Steigerung des Yahres- 
zinjes fonftatiert, die bis auf Fr. 50, in einzelnen Fällen auf Fr. 100 
und mehr fich belief. 

Geftüßt auf die bisherigen Ausführungen müſſen die Fragen, 
ob die Wohnungsverhältniffe gegenwärtig in Zürich fo liegen, daß 
es nicht mehr dem Zufalle anheimgeftellt werden darf, ob in nächiter 
Beit kleinere billige Wohnungen in genügender Zahl entjtehen werden, 
und ob es angezeigt ift, daß die Stadt fich an der Broduftion folcher 
Wohnungen altiv beteilige (Punkte a und b des eingangs erwähnten 
Brogrammes) des entfchiedenften bejaht werden. 

Wie foll nun aber die aftive Beteiligung feiten® der Stadt 
geſchehen? Durch Unterftüung ad hoc zu bildender oder fchon bes 
ftehender gemeinnüßiger Baugejellfchaften ? durch Selbitbau der Stadt? 
oder auf beiden joeben genannten Wegen? (Programmpunkt c). 

Die Erfahrung lehrt, daß beide Wege zum Ziele führen können. 
Welcher Weg an einem beftimmten Orte und zu beftimmter Zeit 
einzujchlagen ift, oder ob beide gleichzeitig bejchritten werden follen, 
das hängt von einer Reihe Iofaler Bedingungen ab, die von den 
ftädtifchen Behörden in gebührende Berüdfichtigung zu ziehen find. 
Wo leiftungsfähige Baugenoffenfchaften bereits beftehen oder ſich 
leicht gründen laffen, empfiehlt fich ein Vorgehen auf dem Wege der 
Förderung folder Gefellichaften. Wo Baugenoffenfchaften nicht bes 
ftehen oder wo deren Gründung ernfte Hinderniffe im Wege ftehen, 
tritt die Frage des Selbitbaues feitens der Stadt in den Vordergrund. 
In Deutichland beftehen gemeinnügige Baugenoffenjchaften fchon ſeit 
langer Zeit und fie haben fich dort zu einer mwirtfchaftlihden Macht 
entwidelt. Ihre Tätigkeit wird fehr gefördert durch das Beitehen 
zahlreicher Mietervereine, durch die Inſtitution des Erbbaurechteg, 
durch Leichtigkeit der Geldbeſchaffung u. ſ. w. In Zürich liegen die 
Berhältniffe weſentlich anders. Allerdings beitunden und beftehen 
zum Teil heute noch eine Anzahl vongemeinnüßigen Baugenofjenfchaften. 
Ihre Tätigkeit war aber allezeit eine in jehr bejcheidenem Rahmen 
ſich haltende und fie hat heute faft gänzlich aufgehört. Eine Umfrage 
bei Vertretern der noch bejtehenden Genoſſenſchaften ergab, daß in 
nächfter Zeit eine rege Betätigung auf dem Gebiete des Wohnungs- 
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baues von diejer Seite nicht zu erwarten if. Will man in Zürich 
zur Linderung der Wohnungsnot den Weg der Unterftügung von 
gemeinnüßigen Baugenofjenfchaften betreten, jo fann dies nur duch 
Gründung einer neuen Genoſſenſchaft geichehen, Imelcher neben der 
Stadt andere Interefjenten (beftehende Genofjenjchaften, Schmeizerifche 
Bundesbahnen, Bantinftitute, Großinduftrielle u. ſ. mw.) beitreten 
müßten. Es mird fich zeigen, ob und unter welchen Bedingungen 
ein wirkſames Vorgehen in diefer Richtung möglich ift. Aber ſelbſt 
wenn dieſes Vorgehen von Erfolg fein wird, dürfte die Gründung 
einer größeren leiftungsfähigen Genofjenfchaft erhebliche Zeit in 
Anſpruch nehmen und da die mißlichen Berhältniffe auf dem Woh— 
nungsmarkte rafche Hülfe verlangen, muß die Stadt zur Hebung des 
berrfchenden Wohnungsmangels im gegenwärtigen Momente den Weg 
des Selbſtbaues bejchreiten und zwar in der Weile, daß zunächit 
ein größerer Verſuch mit dem GSelbjtbau gemacht wird und fodann 
daneben die Gründung einer größern, leiftungsfähigen, von der Stadt 
zu unterftügenden Baugenofjenfchaft verfucht werden fol. (Programm 
punfte ce und d). _ 

Nach welchem Plane, wo und in welchem Umfange fol gebaut 
werden? welche Stategorien der Bevölkerung ſollen zunächſt ins Auge 
gefaßt werden — nur die ftädtifchen Arbeiter oder ſiberhaupt Ge— 
meindeeinwohner mit niedrigem Einkommen ? 

Auf diefe Fragen jetzt ſchon eine ganz beftimmte und umfafjende 
Antwort zu geben, ift nicht möglid. Zunächſt empfiehlt es jich, wie 
bereit3 gejagt, einen Verſuch mit Selbftbau durch die Stadt zu machen. 
Vom Refultate diefes Verſuches und von der Fünftigen Geftaltung 
der Verhältniffe im Wohnungswefen wird es abhängen, ob die Stadt 
planmäßig und in größerem Maßſtabe fich im Sinne des Selbjtbaues 
an der Wohnungsproduftion aktiv beteiligen joll. 

Die Frage, wo die Stadt bauen fol, mußte zunächſt zur Brüfung 
der im ftädtilchen Beſitze (Gemeinde- und Bürgergut) fich befindenden 
Grundftüde auf ihre Eignung zum Wohnungsbau führen. Maßgebend 
bei diefer Prüfung waren in erfter Linie: Die Möglichkeit des bal- 
digen Auffchluffe® der Ueberbauung, die Zufahrtsitraßen, die Ber- 
fehrsverbältniffe, die Entwäfferungsverhältniffe, das Iofale Bedürfnis 
an Wohnungen, der Bodenpreiß u. ſ. w. Die an Hand des Inventars 
des Gemeindegutes vorgenommene Prüfung läßt nachbezeichnete im 
ftädtifchen Beſitze befindlichen Grundftüde als für ſtädtiſchen Woh- 
nungsbau geeignet erfcheinen: Im reife III: die Eſchwieſe bei der 
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Biegelei Heuriet, das Friefenbergareal, das Grundftüd an der Aemtler⸗ 
ftraße neben dem neuprojeltierten Schulhaufe, das Areal zwifchen 
Zimmats, Heinrich» und Gafometerftraße; im Sreife IV: das Areal 
im fallenden Brunnenhof, die Areale im Letten, an der Nordftraße 
und der Waſſerwerkſtraße, der Baumgarten auf dem Bühl beim 
Friedhofe Unterftraß, Wieſen und Einfahrt in der Steinkluppen, das 
Pflanzland im Riedtli zwiſchen Wintertdurer- und Scheuchzerftraße 
(Bürgergut); im reife V: die Liegenfchaft des alten Gaswerkes an 
der Hornbadjitraße. 

Als fofort bebaubar dürfen gelten: das Areal im Induftries 
quartier zwiſchen Limmat⸗, Heinrich und Gafometerftraße, die 
Liegenfchaft des alten Gaswerkes an der Hornbadhftraße (Kreis V) 
und das bürgerliche Land im Riedtli zwiſchen Winterthurer- und 
Scheuchzerſtraße (Kreis IV). 

Diefe drei Baupläße entfprechen, abgefehen von ihrer fofortigen 
Ueberbaubarfeit, allen Anfprücen, die man an Plätze für ftädtifche 
Häufer ftelen muß. Der Bodenpreis ſchwankt zwifchen Fr. 5 und 
Fr. 40 für den Quadratmeter (Riedtli Fr. 5, Hornbah Fr. 35, 
Induftriequartier Fr. 40) und geftattet fomit den Bau von Wohns 
bäufern mit relativ bejcheidenem Mietzinfe. Bei der Erftellung der 
Häufer muß in erjter Linie Bedacht genommen werden auf die 
Schaffung derjenigen Wohnungskategorien, bei denen fich heute der 
Mangel am fühlbarften madt, aljo auf Wohnungen mit zwei, drei 
und vier Zimmern. Dies gilt namentlich da, wo des Quartiercharafters 
und des hohen Bodenspreifes wegen geichloffen gebaut werden muß, 
wie im Jnduftriequartiere.. An andern Orten, 3. B. im Riebtli, 
empfiehlt fich bei offener Leberbauungsmeife auch die Erftellung von 
Wohnungen mit fünf Zimmern für Beute mit etwas höherem, immer 
aber noch bejcheidenem Einfommen. Eine gemwiffe Manigfaltigkeit in 
den Größenverhältnifien der Wohnungen ift auch anzuftreben, um 
zu verhüten, daß einer folchen ftädtifhen Wohnungsanlage das 
Gepräge eines ausſchließlichen Arbeiterviertel8 von vornherein auf- 
gedrüdt wird; die Mannigfaltigleit der Wohnungsgröße wird ein 
Nebeneinanderwohnen verfchiedener Bevöllerungselemente ermöglichen. 

Als Mieter der von der Stadt zu erftellenden Wohnungen 
jollen ftädtifche Arbeiter, Angeftellte und Beamte bei gleichzeitiger 
Bewerbung ein näher zu beftimmendes Vorrecht haben. Bei nicht 
genügender Nachfrage aus diefen Streifen jollen die Wohnungen an 
Gemeindeeinmwohner mit niedrigem Einlommen überhaupt abgegeben 
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werden. Die Höhe des Zinfes wird fich richten nach der Verzinſung 
des Anlagelapital® und nach den Unterhalts- und Verwaltungskoſten. 
Mit Rüdficht auf die folide Bauart diefer neuen Häufer könnte man 
daran denken, fich zur Dedung aller entftehenden Unkoſten mit einer 
41/, /oigen Berzinfung des Anlagelapital® zu begnügen; foll aber 
auch etwelche befcheidene Amortifation ftattfinden, jo muß mit einer 
Berzinfung von 4°/ı °/o gerechnet werden. 

Die Verwaltung der Häufer ſoll bei abfoluter Unverfäuflichkeit 
derjelben mit gejonderter Rechnungsführung und nach feitzufegenden 
Normen durch die Liegenfchaftsverwaltung gefchehen, im Sinne eines 
felbftändigen, fich felbfterhaltenden, nicht aber geminnbringenden 
Unternehmens. 

Mit Bezug auf den Pla im Snduftriequartier zwiſchen Limmat— 
und Heinrichitraße Liegen für einen Baublod bereitß fertige Grund- 
riffe im Maßſtabe von 1 : 100 mit detailliertem Koftenvoranjchlage 
vor; für den übrigen Teil Skizzen im Maßſtabe von 1 : 200, mit 
ſummariſchem Roftenvoranfchlage; gleiche Skizzen und Koſtenvoran⸗ 
Ichläge find für die Plätze im Riedtli und im Hornbach vorhanden. 

Mit dem Selbitbau feitens der Stadt fol im Induftriequartiere 
der Anfang gemacht werden. Das Bedürfnis nach billigen und doch 
guten Wohnungen ift gerade bier jehr groß und das Rififo, daß fie 
auch nur teilmeife oder vorübergehend leerſtehen könnten, nicht 
vorhanden. 

Die Gebäude (drei Blöde) find al8 Doppelmohnhäufer mit gemein= 
famem Treppenhaus gedacht und beftehen aus Erdgeſchoß, drei Stod- 
werfen und zur Hälfte ausgebautem Dadhftod. Das Doppelmohnhaus 
enthält fomit neun Wohnungen. Sämtliche Häufer find vollftändig 
unterfellert und es find im Kellergeſchoß zwei Wafchlüchen und für 
jede Küche ein VBorratsraum untergebradt; die Waſchküchen ftehen 
in direfter Verbindung mit dem Hofe. Der nicht ausgebaute Teil 
des Dachſtockes eines jeden Doppelmohnhaufes enthält für jede 
Wohnung einen Behälter (Battenverfchlag) und im zmeiten Dach» 
boden über dem Kehlgebälke befindet fich ein großer, über daß ganze 
Haus fich eritredender Hängeraum für Wäfchetrodnung im Winter. 

Die drei Baublöde enthalten zufammen 25 Wohngebäude, der 
erite neun, der zweite zehn und der dritte ſechs. Die Eingelgebäude 
meifen je nach Lage und Zimmerzahl der Wohnungen 11 verjchiedene 
Typen auf; jede Doppelmohnhaus enthält entweder zwei und drei= 
zimmrige oder nur dreizimmrige oder aber nur zwei⸗ und vier 
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zimmrige oder endlich dreis und vierzimmrige Wohnungen, in der 
Weile, daß in fämtlichen 25 Gebäuden die Zahl der Wohnungen 
nad Größenklaſſen beträgt: 


zweizimmrige 40 — 17,78 %o 
drei „ 149 — 66,22 %o 
vier „ 36 == 16,00%, 


Zahl der Wohnungen 225 100,00 %/o 

Diefes Verhältnis der Größenklaffen der Wohnungen darf als 
richtig bezeichnet werden. Die Liegenfchaftenverwaltung hat die aud) 
anderorts beftätigte Erfahrung gemacht, daß die Nachfrage nad 
zmweizimmrigen Wohnungen lange nicht eine fo rege ift, wie gemeinhin 
angenommen wird. Am meiften werden dreizimmrige Wohnungen 
gefucht, diefe müffen demgemäß in reichlicher Zahl erftellt werden; 
zwei⸗ und vierzimmrige Wohnungen follten höchfteng ein Drittel der 
Gefamtzahl der Wohnungen ausmachen. 


Die Wohnzimmer mweifen einen durchfchnittlichen Flächeninhalt 
von 16-22 m?, die Schlafzimmer von 16-20 m? oder von 12-15 m? auf. 

Die Küchen für die dreis und vierzimmrigen Wohnungen find 
durchſchnittlich O —10 m?, diejenigen für die zweizimmrigen 13 m? 
groß, bei diefen Wohnungen geftattet ihre Größe die bequeme Ber» 
wendung der Küche als Eßraum. 

In der Anbringung der Türen und Fenſter iſt ſowohl bei den 
Wohn- und Schlafzimmern als auch bei den Küchen möglichſte 
Rückſicht auf ungehinderte, praftifche Möbelſtellung genommen. 

Was den Wohnungsbau anbelangt, jo wird bier vom Grund» 
faße ausgegangen: Vermeidung jedes Luxus, möglichite Rüdfichtnahme 
auf Solidität und Gefälligkeit. 

In Befolgung diefes Grundſatzes wurde auf die Einrichtung 
einer Zentralheizung und ebenfo auf die Erftelung von Bädern 
verzichtet. Obſchon weder Zentralheizung noch namentlich Bäder als 
Luxus bezeichnet werden dürften, würde doch ihre Erftellung die 
Aufwendung einer ganz erheblich größern Baufumme bedingen und 
damit die Mietpreife in unerwünfchter Weife fteigern. Zudem ift es 
ſehr fraglich, ob die Zentralheizung hier am Plate wäre und ob fie 
dem wechjelnden Wärmebedürfnis einer fo großen Zahl von Mietern 
fih gut anpafjen würde. Was die Badegelegenheit anbelangt, fo 
laſſen fich vielleicht in den Wafchfüchen mit wenig Koften gemiffe 
zweddienliche Einrichtungen treffen. Die Böden in den Wohnzimmern 
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follen aus buchenen Riemen, in den Schlafzimmern auß pitch pine 
oder aus tannenen Langriemen beftehen. 

Die Wände in den Klorridoren, it den Küchen und in den 
Aborten jollen einen 1,20 m hohen Delfarbjodel mit Borbüre erhalten, 
darüber Leimfarbanftrich in verjchiedenen Tönen. Die Wohnräume 
find auf Brufthöhe getäfelt gedacht, darüber tapeziert oder mit Stoff 
ausgeichlagen, die Schlafzimmer tapeziert oder ebenfalls ſtoffaus— 
geichlagen. 

Ale Räume weilen Fußlambris auf. 

Die Deden follen überall glatt gemweißelt fein. 

Die Korridore und Küchen werden, wo immer angängig, durch 
Roggien mit dem Freien verbunden; wo die Verbindung mit dem 
freien Luftraume nicht möglich ift, findet die Beleuchtung der Korridore 
durch Glasabſchlüſſe in der Küchenwand ftatt. 

Die Aborte enthalten Kloſets mit Wafjerfpülung und jede 
Wohnung ift mit befonderem Aborte verjehen. 

In allen Wohnungen ift auf den Einbau genügender Wand- 
falten Bedacht genommen. 

Bei der Geitaltung der Faffaden wurde auf gefällige Gliederung 
des Ganzen das Hauptgewicht gelegt, immer unter tunlichfter Berüd- 
fihtigung der gebotenen Sparfamleit. Die Fafjaden beftehen aus 
gekämmtem und glattem But in verfchiedenen Farbtönen. Die Feniter- 
bänfe find in Stein, die Fenftereinfafjungen in Buß gehalten. Zur 
Belebung der Faffaden nah dem Hofe Hin erhalten die Feniter 
farbige Laden, während für die Fenfter nad den Straßenfeiten 
Rolljaloufien vorgefehen find. 

Die Pläne find der Begutachtung des Baukollegiums unterftellt 
worden und haben dejjen Billigung gefunden. 

Der Koftenvoranichlag für die 25 Doppelmohnhäufer der drei 
Baublöde ftellt fich wie folgt: 

69,170 m? Gebäudeinhalt zu Fr. 27.50 per m? Fr. 1,902,175 


Inventarwert des Landes „ 450,000 
Roften für Berlängerung der Motorenftrafe „ 8,000 
Hofanlagen mit Brunnen = 12,000 


Geſamtkoſten Fr. 2,372,175 
oder rund Fr. 2,375,000. 
Zur Berzinfung und Amortifation diefer Summe find notwendig 
zu 4°/%/ — Fr. 112,678, 
zu 4'/2 oo — Fr. 106,748, 
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und es ſtellt ſich ſomit der Mietpreis pro Raum (Zimmer und Küchen) 
bei insgeſamt 911 Räumen und bei Verzinſung und Amortiſation 
zu 4°/ı %% auf Fr. 123. 70, 
zu 4'/. °/o auf Fr. 117.20. 
Es betrüge fomit der Mietzins für 


zu 4° 0/0 zu 4'/a 0%, 
eine Wohnung von 2 Zimmern mit Kühe Fr. 371 Fr. 352 
” * * 3 * * ” ” 495 ” 469 


R — a „ 618 „ 581 
Die Mietpreife fcheinen in abfoluten Ziffern ausgedrückt zumteil 
hohe. Es muß aber in Betracht gezogen werden, daß der Wohnungs- 
bau durch Steigerung der Baumaterialienpreife und der Arbeitslöhne 
fih im allgemeinen foftipieliger geftaltet und daß dieſe Koſtſpieligkeit 
nicht ohne Einfluß auf die Höhe der Mietzinfe bleiben kann. In 
Wirklichkeit find die berechneten Mietpreife mäßige zu nennen, wenn 
man die Qualität der Wohnungen berüdfichtigt und im meitern den 
Umftand, daß der Mieter bei pünftlicher Erfüllung feiner Pflichten 
die abfolute Gemwißheit hat, jo lange in der von ihm gemwählten 
Wohnung verbleiben zu können, als e8 ihm beliebt, ohne das Weiter- 
bleiben fich durch Annahme ftetig wiederfehrender Mietzinsfteigerungen 
erfaufen zu müffen. ' 


' Aus der „Meilung des Stadtrates betreffend den Bau geſunder und billiger 
Wohnungen durdy die Stadt.“ 


Gefetgeberifche Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Alkoholismus. 


Die Beftrebungen, auf dem Wege der Selbfthilfe gegen bie 
mannigfadhen Schädigungen des Alkoholismus vorzugehen, haben in 
den verfchiedenen Ländern mehr oder weniger die Maßnahmen der 
Gejeßgebung und Verwaltung eine Ergänzung und Förderung er— 
fahren. Entiprechend der Berjchiedenartigfeit der mwirtjchaftlichen, 
fozialen und politifchen Verhältniffe, der größeren oder geringeren 
volfswirtfchaftlihen Schädigung durch den Alkoholismus, jomwie ent— 
fprechend der jeweiligen Erkenntnis folder ungünftigen Rüdwirkungen 
ift die Mitwirkung der Gejeßgebung und Verwaltung in verjchiedener 
Weiſe erfolgt. 

Was zunächſt die Beteiligung der Gefeßgebung an der Ein 
ſchränkung des Alkoholmißbrauches angeht, jo erfolgt fie in den ein— 
zelnen Ländern in unmittelbarer und mittelbarer Beziehung. Une 
mittelbar beabfichtigt die Gejeßgebung auf eine Verminderung des 
Alkoholmißbrauchs dadurch hinzuwirken, daß fie die Herftellung oder 
den Abſatz geijtiger Getränfe erfchwert oder wenigſtens Fontrolliert, 
während fie fich mittelbar den Zmeden der Antialfoholbejtrebungen 
durch Beitrafung der Trunfenheit, Entmündigung Trunffücdhtiger und 
andere Maßnahmen dienftbar zu erweiſen jucht. In der vorliegenden 
Darjtellung der Antialloholgefeßgebung werden in erjter Linie die- 
jenigen Maßnahmen behandelt, welche unmittelbar auf eine Ein- 
fchränfung des Alkoholverbrauchs hinzuwirken juchen und ſomit in 
engem Zufammenhange mit der Alkoholfrage ftehen, während Die 
mittelbare Antialloholgefeßgebung nur in ihren mefentlichiten Grund— 
zügen erörtert wird. 

Die unmittelbare oder eigentliche Antialloholgefeggebung der 
verjchiedenen Länder bezwedt eine möglichit weitgehende Einſchränkung 
des Alkoholismus. Der weitaus größte Teil aller gefetlichen Vor— 
Ichriften, die in diefer Richtung erlaffen worden find, beruht auf dem 
leitenden Grundfaße, die Verminderung des Alfoholverbrauches durch 
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Einjchränfung der Gelegenheit zum Genuffe geiftiger Getränfe herbei- 
zuführen, da erfahrungsgemäß bei dem Alktohollonfum das Angebot 
vielfach erjt die Nachfrage hervorruft. Die auf eine Verminderung 
des Angebot3 geiftiger Getränke abzielenden geſetzlichen Vorfchriften 
laſſen ſich nach dem Grade, in welchem fie eine dabingehende Abficht 
zum Ausdrud bringen, in folgender Weife unterjcheiden: 

1. Bollitändige® Verbot der Herftelung und des Berfaufs 
geiftiger Getränke („Brohibition“). 

2. Ausfchaltung des privaten Gewerbes bei der Herftellung 
oder beim Verlauf aller oder einzelner alfoholifcher Getränke 
in Form de8 „StaatSmonopol3* oder durch Uebertragung 
des Ausſchanks an gemeinnüßige Geſellſchaften („Gothen⸗ 
burger Syſtem“). 

3. Einfchränfung des privaten Schankweſens durch hohe Sonder- 
befteuerung oder durch ftaatliche bezw. gemeindliche Konzej- 
fionierung der Schanfitellen. 

Das weiteitgehende Eingreifen der Gefeßgebung, das völlige 
Verbot der Herftellung und des Verkaufs geiftiger Getränke, ift zuerft 
in den Bereinigten Staaten von Nordamerila erfolgt. In jenem 
Zande hatte, wie auß der in dem vorgehenden Artikel gegebenen 
Darftellung der hiſtoriſchen Entwidelung der Antialloholvereinigungen 
hervorgeht, die gegen den Genuß geiftiger Getränke gerichtete Bes 
mwegung in der eriten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts ſtark 
eingefett. Eines der hauptjächlichiten Ziele diefer Bewegung mar, 
die öffentliche Meinung und damit die gejeßgebenden Körperſchaften 
in den einzelnen Staaten für ein völliges Verbot der Herftellung 
und des DBertriebes alkoholifcher Getränke zu gewinnen. Die in 
diefer Richtung wirkenden Bejtrebungen hatten zuerſt im Staate 
Maine Erfolg. Dort wurde infolge einer regen Agitation des Bürger: 
meifter8 von Bortland (der Hauptitadt des Staates), des nachmaligen 
Generals Neal Dom, im Jahre 1846 das erite Prohibitionsgeſetz 
eingeführt. Diejes Geſetz, daß fpäteren Brohibitionggefegen in anderen 
Staaten der nordamerifanifchen Union vorbildlich geweſen ift, be» 
ftimmt in feinem erften Paragraphen: ' 

„Riemand joll das Recht haben, weder eigenhändig, noch durch 
Diener oder Angeftellte, mittelbar oder unmittelbar beraufchende 
Getränfe zu verfaufen, außer zu den weiter unten angegebenen Zwecken 


Vergl. Bergman-Kraut, „Geichichte der Antialfobolbeitrebungen*. Sant: 
burg 1904. S. 153. 
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(nämlich zu medizinifchen und technifchen Zwecken und rituellem Ges 
braud). Bier, Porter und andere Malggetränte, Wein und Cider 
(Apfelwein), ſowie alle Spirituofen find als beraufchende Getränte 
zu betrachten, desgleichen alle ftärferen und ſchwächeren Getränfe, 
die hier nicht ausdrüdlic mit Namen genannt find.“ 

Das Geſetz unterfagt, wenngleich mit gewiſſen Einſchränkungen, 
auch die Herjtellung von beraufchenden Getränfen. Reiner Brannt= 
wein darf nur zu technifchen und medizinischen Zwecken hergejtellt 
und, behufs Sicherung einer ausreichenden Kontrolle der Durch» 
führung diefer Beitimmung, nur an einzelne, von der Regierung 
beſonders bevollmächtigte Perfonen (in der Regel die Bürgermeifter 
der beteiligten Gemeinden) in größeren Mengen, menigitens 33'/, 
Gallonen = etwa 151 Liter, abgegeben werden. Die zu einem folchen 
beichränkten Alkoholverkauf berechtigten Standesperfonen können ihrer 
feit8 den Einzelverfauf altoholifcher Getränkte zu den vorgenannten 
Zweden geeigneten Berfonen übertragen. Da e8 für die Durchfüh- 
rung des Gejeßes weſentlich ift, daß die mit dem Verkauf beraufchen- 
der Getränke betrauten Perfonen in einwandsfreier Weife ihr Amt 
führen, jo legt das Gefe dem Gouverneur des Staates ausdrüdlich 
die Berpflichtung auf, jene Beamten häufig zu fontrollieren. Außer 
dem fieht daß Geſetz vor, daß auf Grund einer Bejchwerde von 
mindeſtens 30 Steuerzahlern einer Gemeinde die Gejchäftsführung 
der mit dem Alloholvertrieb beauftragten Berfonen amtlich unter» 
ſucht werden muß. 

Die weitgehenden Vorfchriften dieſes Geſetzes, die anfangs ftreng 
durchgeführt wurden, riefen auf Seiten der Altoholinterefjen bald 
eine lebhafte Gegenbewegung hervor, die im Jahre 1856 zu einer 
Aufhebung des Geſetzes führte. Jedoch wurde fchon 1858 die Brohis 
bition erneut gejeßlich vorgefchrieben. Sie hat feitdem im Staate 
Maine ununterbrocden beftanden, und im Jahre 1884 wurde fie, 
nachdem eine Volksabſtimmung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
fih dafür ausgefprochen hatte, in die Verfaſſung des Staates aufs 
genommen. 

Dem Beilpiele des erſten Prohibitiongftaates Maine folgte zu— 
nächſt im Jahre 1851 der Staat Illinois; 1852 führten Vermont, 
Maſſachuſetts, Rhode Island, 1854 Eonnecticut, 1855 New Hampfhire, 
Delaware, Michigan, Indiana, Kanſas und Nebraska die Brohibition 
ein. Im Staate New York, wo fie 1855 angenommen wurde, trat 
fie nicht in Kraft, da der oberfte Gerichtöhof fie für —— 
widrig erklärte. 
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Als von Dauer erwies fich die Prohibition jedoch nur in 
wenigen Staaten der Union; denn zurzeit befteht ein gejeß- 
liches Verbot der Herftellung und des Bertriebes von alkoholifchen 
Getränken nur noch in vier bünnbevölkerten Staaten, nämlich in 
Maine, New Hampfhire, Nord⸗Dakota und Kanſas. Der leßtgenannte 
Staat hat die weiteſtgehende Prohibitionsgefeßgebung, da dort der 
Alkoholverfauf nur in den Apothelen und auf ärztliche Verordnung 
bin erfolgen darf. Derjenige, welcher einen anderen mit geiftigen 
Getränten bewirtet — gleichgültig, ob gegen Bezahlung oder ohne 
Entgeld — kann erfaßpflichtig gemacht werden, fall8 der Bemirtete 
in beraufchtem Zuftande fich oder anderen Schaden zufügt. 

Ob und in welchem Umfange die Prohibilion in den vorges 
nannten Staaten tatſächlich durchgeführt wird, erjcheint nach den 
vorliegenden Unterfuchhungen zahlreicher Fachmänner und amtlicher 
Kommiffionen zweifelhaft. Auf Grund reichhaltigen Materials, wie 
es bejonder® von Romntree und Sherwell in ihrem Buche „The 
Temperance Problem and Social Reform“ (Popular Edition, London 
1901) angeführt worden ift, wird angenommen werden können, daß 
die ftaatlihen Prohibitionsgefege in den Vereinigten Staaten nur 
in rein ländlichen Gegenden in bejchränttem Make durchgeführt 
werden, während fie in größeren Ortfchaften und befonders in den 
Städten den beabfichtigten Erfolg durchweg nicht gehabt haben. Eine 
praftifche Bedeutung haben die Prohibitionsgefege jedoch immerhin 
infofern, als fie die allgemeinen Sitten und Anſchauungen dahin 
beeinfluffen, den öffentliden Genuß alkoholiſcher Getränke nicht als 
zuläffig anzuſehen. 

Außerhalb Amerikas befteht eine Art ftaatlicher Prohibition in 
beſchränktem Umfange, nämlich lediglich hinfichtlich des Branntweins, 
auf der Nordfee. Dort ift der Branntweinhandel an Fifcher durch 
ein internationales Webereinlommen, dem das deutjche Reich 1893 
beigetreten ift, verboten. Auch in einigen deutfchen und englifchen 
Kolonien ift der Branntweinhandel unterfagt, ſowie auf Grund eines 
internationalen Uebereinkommens in einem afrifanifchen Gebiete 
zwilchen dem 20° nördlicher und dem 22° füdlicher Breite.' 

Bon größerer Wirkſamkeit als die ftaatlichen Verbote des Alko— 
holhandels Haben fih im allgemeinen örtliche Verbote ermielen. 
Solche örtlihen Verbote find ebenfalls in den Vereinigten Staaten 

Bol W. Bode, Artikel „Trunkſucht“ im Sandwörterbud der Staats 
wijlenichaften, Nena 1901, II. Aufl., Bd. VII, S. 210. 
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zuerft entftanden. Sie werden als „Local Option“ (Ortswahl) be= 
zeichnet. Das Syftem der Local Option ift in einer Reihe von Staaten 
der nordbamerifanifchen Union, die vorübergehend zur Prohibition 
übergegangen waren, an die Stelle des ftaatlichen Verbotes getreten. 
Es bejteht im wefentlichen darin, daß die ftimmberecdhtigten Berfonen 
einer Gemeinde gefelich berechtigt find, durch Abftimmung darüber 
zu entjcheiden, ob innerhalb des betreffenden Bezirk der Verkauf 
von beraufchenden Getränken in Schanfftellen geftattet fein ſoll oder 
nit. Das örtliche Verbotsrecht fommt in den Vereinigten Staaten 
in verfchiedenen Formen vor. In 17 Staaten haben ſämtliche Ge— 
meinden, ländliche und ftädtifche, ein direltes Einfpruchsrecht gegen 
die Errichtung von Schanfitellen, während in 6 anderen Staaten 
ein direktes Einjpruchsreht nur für gewiſſe Ortfchaften oder nur 
für ländliche Bezirke hefteht. Ein direktes Berbotsrecht haben 9 
meitere Staaten aufzumeifen. Dort ftimmen die Einwohner nicht 
ſelbſt ab, fondern überlafien die Entfcheidung über die Regelung des 
Schankweſens ihren gewählten Gemeindevertretern oder einer bejon- 
deren gemeindlichen Behörde (Board of Exeise Commissioners). Eine 
weitere Form der Local Option befteht in der gejeglichen Vorjchrift, 
daß ein Gefuh um Erteilung einer Schanferlaubniß von einer be= 
ftimmten Anzahl der im betreffenden Bezirk anfäjfigen Grundeigens 
tümer fchriftlich befürwortet werden muß, oder daß die lekteren 
gegen die Errichtung von Schanfitellen in ihrem Bezirk Einſpruch 
erheben fünnen. 

Die Local Option wurde zuerft im Staate Maſſachuſetts im 
Jahre 1881 eingeführt. Das Syſtem verbreitete ſich verhältnismäßig 
raſch. Ueber die mit der Local Option in den Bereinigten Staaten 
erzielten Erfolge lauten die Urteile verjchieden. Die überwiegende 
Meinung der Fachmänner geht jedoch dahin, daß, ähnlich wie Die 
ftaatliche Brohibition, die Ortswahl fich befonders in dünnbevölferten 
ländlichen Bezirken als ein wirkſames Mittel zur Einfchräntung des 
Altohollonfums ermwiefen babe, daß dagegen in den Städten bie 
praftifche Durchführung des Syftems vielfach unvolllommen jei und 
daß felbft da, wo an einzelnen Orten infolge des gejeßlichen Verbotes 
feine oder nur jehr wenige Schanfiftellen vorhanden jeien, folche „trodene“ 
(dry) Orte in der Regel an „naſſe“ (wet) Bezirke angrenzten und 
die leßteren als, Sicherheitsventile“ (safety-valvets) anzufehen feien.' 

Vergl. Laquer, „Trunkſucht und Temperenz in den Vereinigten Staaten“, 
Wiesbaden 1905. ©. 12, 
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Außer in den Vereinigten Staaten ift das Syſtem des örtlichen 
Berbotsrecht auch in Canada, Auftralien, den flandinavifchen Ländern, 
Finnland und, in geringerem Umfange, in Großbritannien verbreitet. 
In Norwegen bat etwa die Hälfte aller Bandgemeinden den Handel 
und den Ausfchant von Bier gänzlich verboten, während der Aus⸗ 
ſchank von Branntwein auf dem Lande faft ganz verboten ift.' In 
Finnland haben jämtliche Zandgemeinden den Berlauf von Brannt- 
mein und Wein, und 97°, außerdem auch den Bierausſchank ver- 
boten. ? 

Die in den lebtgenannten Ländern mit der Local Option ges 
machten Erfahrungen haben in ähnlicher Weife wie die entfprechen- 
den Berfuche in den Bereinigten Staaten gezeigt, daß diefes Syſtem 
faft ausſchließlich in ländlichen Bezirken günftig zu wirken imftande 
ift, während e8 in den Städten durchwegs nur geringe Erfolge erzielt. 

Eine zweite Gruppe alloholgegnerifcher Geſetze in verfchiedenen 
Staaten umfaßt diejenigen Vorfchriften, welche nicht den Ausſchank 
von geiftigen Getränken durch ftaatliches oder gemeindliches Verbot 
verhindern wollen, fondern lediglich beabfichtigen, durch Ausſchaltung 
des privatwirtfchaftlicden Gewerbeintereffes den Handel mit alkoho— 
lifchen Getränken derart zu regeln, daß ein mißbräuchlicher Alkohol- 
genuß möglichft vermieden wird. Die Befeitigung des privatwirt- 
ſchaftlichen Erwerbsintereſſes wird auf zwei verjchiedenen Wegen 
zu erreichen gefucht, durch Monopolifierung des gefamten Altohol- 
handels in der Hand des Staates bezw. der Gemeinden, oder durch 
Uebertragung des Schankrechts an gemeinnüßige Gefellichaften, die 
bei dem Verkauf geiftiger Getränfe zwar Gewinn erzielen wollen, 
jedoch den leßteren der Allgemeinheit zugute lommen lafjen. 

Die Form des StaatSmonopols findet fi in den Vereinigten 
Staaten in Süd-farolina, fodann in Rußland und in beſchränkterem 
Umfange in der Schmeiz. 

In Süd-flarolina befindet ſich feit dem 1. Juli 1893 der ge= 
famte Handel mit allen altoholifchen Getränken in den Händen des 
Staates. Die Wirtshäufer find eingegangen, und an ihre Stelle find 
als Berfaufsftellen altoholifcher Getränke unter ftaatlicher Kontrolle 
ftehende Apotheken getreten, in denen geiftige Getränke nur in ver- 


Vergl. W. Bode, „Die norwegiice Ordnung des Schankweiens und Ge— 
tränfehandels*. Leipzig 1906. S. 14/16. 
j ? Vergl. Helenius, Referat für den VIII. Snternationalen Kongreß - gegen 
den Alkoholismus in Wien 1901. (Kongreßberiht ©. 523.) 
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fchloffenen Flafchen erhältlich find. Der fofortige Genuß der ges 
fauften Getränfe in der Apotheke ſelbſt ift unterfagt. Der Verkauf 
darf nur gegen bar erfolgen und lediglich in der Zeit von Sonnen 
aufgang bis Sonnenuntergang ftattfinden. Außerdem befteht die 
geſetzliche Vorſchrift, daß jeder, der alkoholiſche Getränke Fauft, jchrift- 
lich dem Berfäufer erflären muß, für wen und in welcher Menge 
die Getränke verlangt werden. Die feitens des Staate® durch den 
Verlauf altoholifcher Getränke erzielten Gewinne find zur Förderung 
von Volksbildungszwecken beftimmt. 

Nach den Ergebniffen der von Romntree und Shermell anges 
ftellten Unterfucdyungen ' wird angenommen werden können, daß der 
doppelte Zweck diefes Syftems, nämlich einmal den Alkoholmißbrauch 
durch Ausfchaltung des privatmwirtfchaftlichen Erwerbsinterejjes mög- 
lichft zu verringern, und zweitens die gefamten, aus dem Alkohol⸗ 
handel erzielten Gewinne für Staats und Gemeindezwede zu ver- 
wenden, im großen und ganzen erreicht worden ift. 

In den Staaten Nordeflarolina, Georgia und Alabama ift 
eine ähnliche Regelung des Altoholhandeld wie in Süd-Slarolina 
erfolgt, jedoch mit dem hauptſächlichſten Unterfchiede, daß in diejen 
Staaten Gemeinden die Träger de8 Monopols find. 

In ähnlicher Weife wie in Süd-Karolina ift in Rußland ver- 
fucht worden, durch ein StaatSmonopol der Yusarbeitung des Brannt⸗ 
mweingenuffes entgegenzutreten. Das jeit dem Jahre 1896 in Rußland 
eingeführte Staat8monopol befchränft fi auf den Verkauf von ges 
brannten Getränfen, die für den weitaus größten Teil der Bevölle— 
rung faſt ausſchließlich in Betracht kommen. Die Produktion von 
gebrannten Getränken bleibt privaten überlaffen, wird aber haupt» 
ſächlich aus fteuerlichen Gründen, feitens der Regierung Tontrolliert. 

Der Verlauf von Branntmwein geht in Lokalen mit einem gegen 
feftes Gehalt angeftellten Bermwalter vor fih. Der Branntwein wird 
nur in verfchloffenen Flafchen verkauft und darf nicht an Ort und 
Stelle genojjen werden. Der Staat bezieht aus dem Branntmwein- 
monopol hohe Einnahmen (im Jahre 1903 rund 500 Millionen 
Rubel); (1 Rubel — 3,20 Mk.)* 


A. a. O., S. 100. 

»Nach einer Beſprechung des Buches von Geoffrey Drage „Russian Affairs“ 
im Dezemberbeft 1904 der nternationalen Monatsichrift zur Grforihung des 
Alkoholismus und Bekämpfung der Trinkfitten. 
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Außer den durch das Branntweinmonopol eingeführten Er—⸗ 
ſchwerungen de8 Branntweingenufjes dient den gleichen Zwecken die 
gejeglihe Vorſchrift, daß alle Branntweinverlaufsftellen in den 
Dörfern an Sonnabenden und den Tagen vor Feittagen um 5 Uhr 
nachmittags gejchloffen werden müſſen und an Sonn= und Feiertagen 
erſt nad) Schluß des Gottesdienftes geöffnet werden dürfen. In den 
Städten werden die Branntweinverlaufsftellen an den Tagen vor 
Sonn» und Feiertagen um 6 Uhr nachmittags gefchloffen. 

Neben diefen Methoden der Einfchränfung des Alkoholmißbrauchs 
auf direktem Wege hat ein Gefet vom 20. Dezember 1894 die Bildung 
von Zemperenzlomitee® („Suratorien der Bollsnüchternheit”) vor- 
gejchrieben, die durch Aufflärung und andere vorbeugende Maßnahmen 
die Direkte Antialloholgejeßgebung ergänzen follen. Solche TZemperenz- 
fomitees find in allen Gouvernement8 eingejeßt worden; fie haben 
dafür zu jorgen, daß die Bevölkerung fich des Genuſſes alkoholischer 
Getränke möglichft enthält. Zu diefem Zwecke haben die Temperenz- 
fomitees Bibliothefen, Leſehallen, Speifefäle, Teebuden, Bollstheater, 
Volksklubs u. ſ. w. eingerichtet, ſowie Vollsunterhaltungen verfchie- 
dener Art veranftaltet. Die Regierung pflegt den Temperenzlomitees 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhebliche Summen (im Jahre 1901 
3-B. etwa 3 Millionen Rubel) zur Verfügung zu ftellen.' Leber 
die Erfolge der ruffiichen Antialloholgefeßgebung können in Er— 
mangelung ausreichenden Materials Angaben nicht gemacht werden. 

In geringerem Umfange als Rußland hat die Schweiz ebenfalls 
fih des Staatsmonopols bedient, um der Ausbreitung des Brannts 
weingenuſſes entgegenzumirten; jedoch bat die Schweiz nit den 
Handel mit gebrannten Getränken, fondern lediglich die Herftellung 
derfelben zum StaatSmonopol gemadt. Das Monopol ift durch ein 
mittel8 VBollBabjtimmung gntgeheißenes Geſetz vom 22./23. Dezem⸗ 
ber 1886 eingeführt worden. Nach diefem Geſetze fteht das Recht 
zur Herftellung gebrannter Waffer nur dem Bunde zu. Monopolfrei 


’ Dergl. v. Groedinger „Die Prinzipien des Getränfemonopols in Rußland“, 
überjegt von 9. v. Voigt, Pernau 1896, S. 94, ſywie die Ausführungen von Dr. 
Bulowsky und Graf Skarzynski auf dem VIII. Internationalen Kongreß gegen 
den Alkoholismus in Wien 1901 (Kongreßbericht S. 279 fi, bezw. ©. 287 ff.), ferner 
Skarzynski, L’alcool et son Histoire en Russie, St. Petersburg 1903, und „Album, 
Sartogramm und Diagramm über die Produftion, den Verkauf und Verbraud von 
Branntwein und Bier“. Herausgegeben von der Statiftifchen Abteilung der Haupt— 
verwaltung der indireften Steuern und des ftaatlihen Branntweinmonopols. 
Et. Petersburg 1905. 
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jedoch find diejenigen gebrannten Waſſer, welche im Inlande aus— 
Ichließlich aus folgenden Rohſtoffen einheimifcher Herkunft gemonnen 
werden: Trauben, Trauben» oder Obitwein, Trauben» oder Objft- 
rejtern, Wein» oder Mojthefen, Kern⸗, Stein- oder Beerenobjt und 
Enzianwurzeln. Der Bund läßt etwa ein Viertel des Bedarfs an 
Sprit und Spiritus für feine Rechnung durch ftaatlich konzeſſionierte 
Privatbetriebe herjtellen, während der Reſt des Bedarfs aus dem 
Auslande von der ftaatlichen Altoholverwaltung bezogen wird. Die 
Altoholverwaltung bringt den von ihr auß dem Jnlande und dem 
Auslande bezogenen Borrat an gebrannten Waffern in Verfehr und 
erhebt für die zu Trinkzwecken beftimmten Mengen einen Monopol- 
zuſchlag (120 bis 150 Franc pro Heltoliter abfoluten Alkohols). 
Die bejondere Bedeutung des fchmeizerifchen Alkoholmonopols für 
die Einfchränkung des Alkoholmißbrauchs beruht in der Beftimmung 
des vorerwähnten Gejebes, daß die einzelnen Kantone verpflichtet 
find, von dem auf fie fallenden Anteil an dem Reinertrag des Brannt⸗ 
mweinmonopol8 ein Zehntel zur Belämpfung des Alkoholismus zu 
verwenden. In welcher Weife die Kantonsregierungen diejes „Altohol= 
zehntel“ verwandt haben und um welche Beträge e8 fich im einzelnen 
handelt, zeigt die nachjtehende Ueberſicht.“ Won 1889 biß Ende 1904 
haben die Kantone als Altoholzehntel insgefamt 9,440,138 Franken 
verwendet oder zu beftimmter Verwendung zurüdgelegt und zwar: 


Fr. 
Für Förderung der Mäßigkeit und für ch des J 
Alkoholismus im allgemeinen . . . 451,174 
Für Trinkerheilanſtalten oder für Unterbringung i in ſolchen 483,868 
Für Verforgung armer ſchwachſinniger und verwahrlofter 


Kinder oder jugendlicher Verbreder . . . . 3,248,307 
Für Speifung von Schulfindern und für Serienfolonien 343,385 
Für Hebung der Volksernährung im allgemeinen. . . 472,945 
Für Naturalverpflegung armer Durchreifender.. . - 477,657 
Für Amangsarbeits- und Korrektionsanſtalten oder für 

die Unterbringung in ſolchen .. 897,913 
Für Unterftüßung entlafjener aichatzhaualer und Stel 

linge oder Mrbeitslofer . . . 247,814 


Vergl. „Berichte der Kantone über die Verwendung der zur Befämpfung 
des Alkoholismus beftimmten 10 Prozente ihrer Ginnahmen aus dem NReinertrage 
des eidgenöffiihen Altoholmonopols pro 1904.” (Fünfzehnte Vorlage des Bundes: 
rates an die Bundesverjammlung vom 14. Dezember 1905.) S. 62/75. 
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ıyT. 

Für Irrenanftalten oder für Jrrenverforgung . . . . 1,377,890 
Für Epileptifer-, Taubjtummen- und Blindenanftalten 

oder für die Unterbringung in folden . . - . 481,253 
Für Sranfenverforgung im allgemeinen . . . . . . 452,112 
Für Armenverforgung im allgemeinen . 267,166 
Für Hebung allgemeiner Volksbildung oder der Berufs- 

bildung . . . 238,654 


Gleichzeitig mit ber Einfügrung des — — 
erfolgte in der Schweiz eine Verbilligung der gegorenen Getränke. 
Dieſe wurde herbeigeführt einmal durch die Aufhebung der früher 
in den meiſten Kantonen erhobenen kantonalen und gemeindlichen 
Zölle (Ohmgelder und Oktrois) auf Wein und Bier, ſodann durch 
den Erlaß einer für die ganze Schweiz geltenden Verwaltungsvorſchrift, 
nad welcher der Kleinverkauf gegorener Getränke in Mengen von 
mehr als zwei Litern feinen Steuern oder anderen Beſchränkungen 
unterworfen werden darf, als denjenigen, welche zum Schuße gegen 
Berfälfchungen oder gefundbeitsfchädliche Eigenfchaften für notwendig 
erachtet werden. Durch diefe Maßnahmen follte einer der Zwecke des 
jchmweizerifchen Branntweinmonopols, die Verdrängung des Brannt- 
meins durch Erleichterung de8 Berbrauches von Bier und Wein, 
erreicht werden. Ob und in welchem Umfange das Brantweinmonopol 
diefen Zwed erreicht hat, kann nicht mit Sicherheit feitgeftellt werden. 

Erfolgreicher ald die Monopolifierung der Herftellung oder des 
Verkaufs altoholifcher Getränke war die Uebertragung des: Schanf- 
recht8 an gemeinnüßige Gefellichaften oder die Einführung des fogen. 
„Gothenburger Syftems*. Diefes Syftem ftammt aus Schweden 
und ift nach der fchwedifchen Stadt Gothenburg, als der erjten 
größeren Stadt, welche in der vorbezeichneten Weife durch Aus— 
ichaltung des privaten Erwerbsinterefjes den Alfoholhandel zu regeln 
verjuchte, benannt worden. Das Gothenburger Syftem iſt als em 
Ergebnis der fräftigen Temperenzbemegung' anzufehen, die anfangs 
der dreißiger Jahre des 19. Jahrhunderts eingeſetzt hatte, als die 
ungünftigen Folgen einer die Herftellung von Branntwein ehr 
erleichternden Geſetzgebung immer augenfälliger wurden. Dieje Mäßig⸗ 
feitsbewegung erreichte zunächſt im Jahre 1855 die Befeitigung des 
bis ie allen Zandeigentümern und Landwirten zuftehenden Rechts, 


. Bergl, „Neichs:Arbeitsblatt“ 1906, Heft 5, S. 456. 
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im eigenen Haufe und für den eigenen Bedarf beliebige Mengen 
Branntwein zu brennen. Ein Geſetz vom Jahre 1855 unterjagte die 
Hausbrennerei, legte eine hohe Produltionsabgabe auf den Brannts 
mein und gewährte den Landgemeinden das Recht, den Hleinhandel 
und Schanf von Branntwein in ihrem Gebiete ganz zu unterjagen 
oder ihn einer gemeinnüßigen Gejellichaft zu übertragen Mit der 
Uebertragung des Branntweinausſchanks an eine gemeinnüßige Gejell- 
Schaft machte die Stadt Gothenburg im Jahre 1865 den erften größeren 
Verſuch, indem fie 40 Schankgerehtfame einer aus 20 angefehenen 
Gejchäftsleuten und Standesperfonen gebildeten Gejellichaft, einer 
„Bolag“, überließ. Satungsgemäß war ein Teil des durch den Betrieb 
der Branntweinfchankftellen erzielten Gewinnes zur Berzinfung des 
Aktienkapitals und der Reft des Gemwinnes zu Wohlfahrtszwecken 
beitimmt. 1868 mußte die Geſellſchaft infolge der Konkurrenz der 
Alkobolinterefjenten, die der Stadt günftigere Bedingungen boten, auf 
ihr VBerfügungsrecht über den erzielten Gewinn verzichten, und der 
legtere wird feither in vollem Umfange an die Stadtlafje zur Ver— 
teilung zwifchen der Stadt und einem Wohlfahrtöverein des Landes— 
freifes abgeführt. Dem Beiſpiele Gothenburgs folgten die meijten 
ſchwediſchen Städte. Zurzeit ift das Syitem in fämtlichen Städten 
Schwedens eingeführt. Das finanzielle Intereſſe der Gemeinden an 
den Gewinnen der „Bolag8“ bat verfchiedentlich zu der Befürchtung 
Anlaß gegeben, daß die Gemeinden verjuchen würden, den Genuß 
altobolifcher Getränke möglichft zu fördern. Nach den Mitteilungen 
jedodh, die von fachmännijcher Seite! bezüglich der Durchführung 
des Gothenburger Syſtems in Schweden vorliegen, haben die Ge— 
meinden fich im allgemeinen von finangpolitifchen Rüdfichten dabei 
nicht leiten lafjen. Faſt durchweg find die „Bolags“ in ihrer Geſchäfts— 
führung über die auf eine Einjchränfung des Alkoholverbrauchs ab— 
zielenden gejeglichen Vorfchriften noch hinausgegangen. So geitattet 
3- B. das lebte ſchwediſche Branntmweingejeg vom 24. Mai 1895 den 
Ausſchank von Branntmwein den Konzeffionierten nur an Wochentagen 
zwifchen 9 Uhr morgens und 8 Uhr abends auf dem Lande und 
big 10 Uhr in den Städten.” Die „Bolag“ in Gothenburg verabreicht 


Vergl. die Ausführungen des Direktors Fitger aus Gothenburg auf dem 
IX. Internationalen Stongreß gegen den Alfoholismus in Bremen 1903. (Kongreß— 
bericht S. 217.) 

»Vergl. W. Bode, „Das Gothenburgifche Syiten in Schweden“, Weimar 
1901. S. 6. 
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dagegen ihren Gäften Branntwein und andere Spirituofen nur von 
9 Uhr vormittags bis 6 Uhr abends (im Winter) bezw. 7 Uhr 
abends (im Sommer), ſowie mit der weiteren Einfchränfung, daß 
in den Mittagsjtunden von 12 bis 2 Uhr nur noch fpeifende Gäſte 
Branntwein erhalten fünnen. An Sonne und Felttagen find die 
Lokale der „Bolag* nur von 1 bis 3 Uhr nachmittags geöffnet. 

Die Tatfache, daß das GBothenburger Syftem in Schweden 
immer mehr Verbreitung gefunden und fich dauernd gehalten hat, 
deutet darauf bin, daß e8 den Bebürfniffen der ſchwediſchen Bevöl- 
ferung entipricht. Die Erfolge des Gothenburger Syſtems in Schweden 
lafſen fich zahlenmäßig nicht feftitellen, da nicht zu ermitteln ift, 
inwieweit an der erheblichen Verringerung des Branntweinverbrauchs 
etwa der Branntweingejeßgebung oder den Mäßigkeits- und Ent» 
baltjamleitsvereinen eine weſentliche Mitwirkung zulommt. Die Ub- 
nahme im Branntmweinverbraud ift zweifellos bedeutend; nad 
Bergman ! betrug im Jahre 1830 der Branntweinktonfum in Schweden 
pro Kopf ber Bevöllerung 46 |, während, wie aus der im erjten 
Artikel diefer Beiträge angeführten internationalen Ueberficht hervors 
gebt, im Jahre 1903 der Branntweinverbrauh auf 7,5 1 der Bes 
völferung geſunken war (ſ. ©. 57). 

Bon Schweden aus verbreitete fi) das Gothenburger Syſtem 
zunächſt nad) Norwegen. Dort wurde 1871 ein Geſetz erlafjen, das 
den Gemeinden das Recht gab, ſämtliche Branntweinkonzeffionen an 
gemeinnüßige Gefellfchaften zu übertragen. Die dadurch ermöglichte 
Einführung des Gothenburger Syftemd war durch ein Geſetz vom 
Sabre 1845 verbreitet worden, welches ſowohl die bis dahin fait 
uneingefchränfte Freiheit des Branntweinbrennens bejeitigte, als auch 
den Ausſchank von Branntwein mefentlich erſchwerte. Das Geſetz 
von 1871, welches nad) dem Borbilde der ſchwediſchen Gejeßgebung 
die Einführung des Gothenburger Syftems auf den Branntweinauss 
ſchank bejchränfte, wurde im Jahre 1884 dahin ermeitert, daß die 
Gemeinden berechtigt wurden, auch den Handel mit Bier und Wein 
gemeinnüßigen Geſellſchaften ausfchließlich zu geitatten. In Norwegen 
führen ſolche gemeinnüßige Gejellichaften den Namen „Samlag“. 
Die normwegifche Antialloholgefeßgebung geht in mancher Beziehung 
weiter als die ſchwediſche, wie fich au8 folgender Zufammenfaffung 

' „Der Einfluß der Vereine und der Gejeggebung in der ſchwediſchen Nüchtern= 


heitsbewegung“, Vortrag, gehalten auf dem VII. Internationalen Kongreß gegen 
den Alkoholismus in Wien 1901. (Ktongreiberiht S. 314.) 
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der hauptſächlichſten Beſtimmungen der gegenwärtig geltenden Alkohol⸗ 
geſetzgebung ergibt. 

Das letzte norwegiſche Geſetz, „betreffend den Verkauf und den 
Ausſchank von Branntwein, Wein, Fruchtwein, Bier und Met“, vom 
14. Mai 1904, ift am 1. Januar 1905 in Kraft getreten. Das Geſetz 
behält das „SamlagsSyftem“ bei. In den Städten fünnen alle 25 
Jahre alten Männer und Frauen entjcheiden, ob ein Branntwein- 
handel überhaupt ftattfinden ſoll und ob derfelbe den Samlags über- 
tragen werden joll. Die Abftimmungen gelten jeweils für 6 Jahre. 
Den Samlags ift es geftattet, mit Zuftimmung der Stadtverwaltung 
einige Konzeſſionen an private Kaufleute auf ein Jahr zu überlajfen. 
Ueber die Verwendung von Ueberfchüffen find folgende Beftimmungen 
getroffen. worden: 

Vom Reingewinne fallen 15 °% der Gemeinde zu, in welcher 
fi die Gejellichaft befindet; 10°/. behält die Samlag ſelbſt, und 
weitere 10°/o gehen an die zujtändige Bezirksbehörde zur Verteilung 
unter ſämtliche Gemeinden des Bezirks im Verhältniſſe zur Bevöl— 
ferungszahl. In den nädjften auf das Inkrafttreten des Geſetzes 
folgenden Jahren ift der den Samlags zulommende Anteil zu erhöhen 
und der zur Verteilung unter die Gemeinden bejtimmte Anteil zu 
vermindern, und zwar um 8, 6, 4 und 2°/o in den vier erjten Jahren. 
Somohl die den Samlags wie den Gemeinden des Bezirks zufallenden 
Mittel follen zu folchen gemeinnüßigen und mohltätigen Zwecken 
verwendet werden, deren Förderung den Gemeinden nicht ſchon kraft 
Gejetes obliegt. Der Neft des Reingemwinnes fällt an die Staatskaſſe. 
Im Anſchluß hieran kann darauf Hingewiefen werden, daß ein 
beftimmter Zeil der Einnahmen, die der Staatskaſſe auf Grund 
dieſes Geſetzes zufließen, bi8 Ende 1910 einem bejonderen Fonds 
für eine zulünftige Alters- und "Invaliditätsverficherung zugeführt 
wird. Bis zum Jahre 1903 Hatten die Samlags im ganzen rund 
25 Millionen Kronen für gemeinnüßige Zwecke abgegeben; davon 
entfielen auf da Erziehungsmejen 4,031,000, auf Berbejjerung des 
Verkehrsweſens 2,755,000, auf Sinderafyle und ähnliche Ein— 
richtungen 1,947,000, auf Wafjerleitungen u. dergl. 1,957,000, auf 
öffentliche Bark- und Gartenanlagen, Baumpflanzungen uſw. 1,331,000, 
auf Förderung der Mäßigkeits- und Enthaltfamleitsbewegung 535,000 
Kronen.! (1 Krone — 1,125 Marl.) 


Vgl. W. Bode, „Die norwegifhe Ordnung des Schanfwejens und Getränfes 
handels.“ Leipzig 1906, ©. 34. 
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Das vorerwähnte Gefek betreffend den Ausſchank alkoholiſcher 
Getränke ſucht den Branntweinhandel meiterhin durch folgende 
Beitimmungen einzujchränten: 

Berboten ift der Verlauf und Ausſchank von 10 Uhr abends 
bi8 8 Uhr morgens, an Sonn⸗ und Feiertagen gänzlich, fomie am 
Sonnabend und an den einem Feiertage vorhergehenden Tagen nad) 
1 Uhr nachmittags. In Ausnahmefällen kann auf Befürmortung der 
betreffenden Gemeindeverwaltung hin eine Verlängerung der Schant- 
zeit bis 12 Uhr nachts geftattet werden. Den Bolizeiverwaltungen 
fteht das Recht zu, für Fälle größerer Menfchenanfammlungen, 3. B. 
Jahrmärkte, Wahlen, Anmufterungen uſw., weitere zeitliche Be— 
ſchränkungen anzuordnen. 

Hinfihtlich der durch die norwegiſche Antialloholgefeßgebung, 
da8 Samlagiyftem und die Tätigkeit der Mäßigkeits- und Enthalt- 
ſamkeitsvereine erzielten Erfolge fann darauf bingemiefen werden, 
daß der Branntweintonfum, der nach Bode' anfangs der vierziger 
Jahre des neunzehnten Jahrhundert? noch 16 1 Trinkbranntwein 
pro Kopf der Bevölkerung betrug, im Jahre 1903 auf 3,2 1 geſunken 
war (}. ©. 57). 

Hehnliche Erfolge in der Belämpfung des Branntweinverbraudhs 
hat Finnland aufzumeifen. Dort befteht auf dem Lande praftifch 
ein völlige Verbot des Ausſchanks alkoholifcher Getränke, während 
in den Städten da8 Samlagſyſtem eingeführt worden iſt. Auch in 
Finnland ijt ein großer Rüdgang im Verbrauch altoholifcher Ge— 
tränfe eingetreten. Nach Helenius ? hatte der Branntweinkonſum bis 
zu der im Yahre 1866 erfolgten Abjchaffung der Hausbrennereien 
etwa 20 1 pro Kopf der Bevölkerung betragen, während er fich in der 
Gegenwart auf 1,7 1 reinen Alkohols ftellt. 

Als eine dritte Gruppe alloholgegnerifcher Geſetzesvorſchriften 
fann weiterhin die Geſamtheit derjenigen gefeßgeberifchen Maßnahmen 
unterjchieden werden, welche die Zahl der Schantftellen dadurch ein 
zufchränten juchen, daß fie die Ausübung des Schanfgemwerbes mit 
einer hohen Sonderfteuer belegen oder als Vorausſetzung für diejelbe 
eine ausdrüdliche behördliche Erlaubnis verlangen. Die hohe Sonder 
befteuerung ijt in den Bereinigten Staaten neben den oben ange— 


A. a. O. ©. 10. 

»Vgl. Helenius, „Die Beziehungen der Alkoholgeſetzgebung zur Reform des 
Schankweſens“. (Internationale Monatsſchrift zur Erforſchung des Alkoholismus 
und Bekämpfung der Trinkſitten, 1906, Heft 8.) 
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führten Methoden des Monopols, des ftaatlihen und des örtlichen 
Verbots durchgeführt, während das Konzeſſionsſyſtem vor allen in 
den meiften europätfchen Ländern Anmendung findet. 


Das Syftem der hohen Befteuerung (High Licence) ift im 
Sabre 1881 im Staate Nebraska zuerft eingeführt worden und hat 
feither in vielen Staaten der nordamerilanifchen Union Annahme 
gefunden. Es belegt die Verkaufsſtellen alkoholiſcher Getränfe mit 
einer verhältnismäßig hohen Sonderfteuer, deren Betrag in den ein- 
zelnen Staaten verjchieden fejtgejegt ift und von 50 bis 2500 4 
(1 Dollar — 4,20 ME.) ſchwankt. Der Zwed der hohen Beſteuerung 
ift, die Zahl der Trinkftätten zu vermindern und bejonders die Kleinen 
„Winkelſchänken“ zu befeitigen. Dieſes Syftem findet fi in den 
Vereinigten Staaten mehrfach in Verbindung mit der oben behandelten 
Local Option. Die beabfihtigten Wirkungen der hohen Befteuerung 
werden nad) Laquer? dadurch beeinträchtigt, daß die Steuer vielfach 
von den Brennereien und Brauereien bezahlt wird. 

ALS typifches Beifpiel für die Regelung des Alkoholhandels 
duch das Konzeſſionsſyſtem kann Deutjchland angeführt werden. 
Am deutfchen Reihe kommen für den Betrieb von Schanfitellen 
altoholifcher Getränfe und den Sleinhandel mit Branntmwein die 
Vorſchriften des S 33 der Reich8-Gewerbeordnung in Betracht. Der 
$ 33 der Reich8-Gemwerbeordnung beitimmt: 

„Wer Baftwirtfchaft, Schankwirtfchaft oder Hleinhandel mit 
Branntwein oder Spiritus betreiben will, bedarf dazu der Er- 
laubniß. 

Diefe Erlaubnis ift nur dann zu verfagen: 

1. wenn gegen den Nachjuchenden Tatjachen vorliegen, welche die 
Annahme rechtfertigen, daß er da8 Gewerbe zur Förderung 
der Wöllerei, des verbotenen Spiels, der SHehlerei oder der 
Unfittlichfeit mißbrauchen werde; 

2. wenn da8 zum Betriebe bejtimmte Lokal wegen jeiner Be— 
Ichaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforderungen nicht 
genügt. 

Die Landesregierungen find befugt, außerdem zu beitimmen, daß 

a) die Erlaubnis zum Ausſchänken von Branntwein oder zum 

Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus allgemein, 


* Berg. Laquer: „Trunkſucht und Temperenz in den Vereinigten Staaten“. 
Wiesbaden 1905, ©, 56. 
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b) die Erlaubnis zum Betriebe der Gaftwirtfchaft oder zum 
Ausſchänken von Wein, Bier oder anderen, nicht unter a 
fallenden geiftigen Getränken in Ortfchaften mit weniger 
al® 15,000 Einwohnern, ſowie in ſolchen Ortfchaften mit 
einer größeren Einwohnerzahl, für mwelche dies durch Orts⸗ 
ftatut ($ 142) feitgefegt wird, 

von dem Nachweis eine vorhandenen Bedürfniffes abhängig 

fein folle.“ 

Bon der ihnen auf Grund der vorjtehenden Beitimmung zus 
ftehenden Befugnis, in Ortfchaften mit mweniger als 15,000 Ein 
mwohnern die Erlaubnis zum Ausſchank von Branntwein oder zum 
Kleinhandel mit Branntwein von dem Nachweis eines vorhandenen 
Bedürfniffes abhängig zu machen, haben jämtliche Zandesregierungen 
Gebrauch gemadt. Mit Ausnahme von Hamburg und Bremen, wo 
die Erlaubnis zum Betrieb einer Gaftwirtfchaft und zum Ausſchank 
von Wein, Bier ufw. ohne den Nachweis eines vorhandenen Bedürf- 
nijjes erteilt werden kann, haben fämtliche Zandesregierungen für 
die Orte mit weniger als 15,000 Einwohnern auch binfichtlich des 
Ausichanfes von Bier und Wein uſw. die Erlaubniserteilung von 
dem Nachweis eine vorhandenen Bedürfnijfes abhängig gemadit. 
Bon den in Deutfchland vorhandenen Ortichaften mit mehr als 
15,000 Einwohnern, die berechtigt find, durch Ortsftatut, das nach 
$ 142 der RED. gefegliche Kraft befitt, bei der Konzeſſionserteilung 
den Nachweis eines vorhandenen Bedürfniſſes vorzujchreiben, hatten 
nach dem Stande vom November 1898 75° ein ſolches Ortsftatut 
eingeführt. Bon den im Jahre 1898 vorhandenen 30 Großftädten 
mit mehr als 100,000 Einwohnern hatten jedoch nur 16 oder 53 °/o, 
ſowie von 33 Gemeinden mit 50,000 bis 100,000 Einwohnern 23 
oder 69,7 °/o, von 28 Gemeinden mit 40,000 bis 50,000 Einwohnern 
22 oder 78,6°/ und von 169 Gemeinden mit 15,000 bis 40,000 
Einwohnern 134 oder 79,3% die Prüfung der Bebürfnisfrage 
vorgejehen. ' 

Auf Grund von LZandesgefegen haben die Gemeindebehörden 
in größerem Umfange der Ausübung de8 Schanfgewerbebetriebs 
Einihränfungen auferlegt. So befteht bei den Polizeibehörden in 
Deutfchland allgemein die Praris, fomohl Anfang wie Ende des 
täglichen Schanfgewerbebetriebes zu beftimmen und gegebenenfalls 


Vergl. Tenius, Mitteilungen des Statiftiichen Amtes der Stadt Dortmund 
drittes Heft, Dortmund 1399, S. 6. 


—_ 412 — 


die Bolizeiftunde für verfchiedene Arten von Schanfiftätten verjchieden 
feftzufegen. Bon feiten der deutjchen Antialloholvereinigungen wird 
beitrebt, eine reichögefetliche Regelung der Frübpolizeiftunde für den 
Branntweinverfauf zu erlangen. 

Außer den vorgenannten zeitlichen Beſchränkungen der Aus— 
übung des Schanfgewerbes haben die Bolizeibehörden in den meiften 
Bundesstaaten auf Grund landesrecdhtlicher Befugniffe Verbote er— 
laſſen, gemiffen Berfonen oder Perſonengruppen geiftige Getränte zu 
verabfolgen bezw. ſolchen Berfonen den Aufenthalt in Schanfitätten 
zu erlauben. Derartige Verbote beziehen fich in der Regel 1. auf 
bereit angetrunfene Berfonen, 2. auf Perfonen, die dem Wirt bezw. 
Kleinhändler als notorifche Trunfenbolde von der Ortspolizei be- 
zeichnet werden, 3. auf Sinder, 4. auf Perfonen, welche öffentliche 
Armenunterftüßung empfangen, 5. auf Berfonen, welche ihrer Geiftes- 
fräfte nicht mächtig find, und 6. auf ſolche Perfonen, welche wegen 
gemwiffer Vergehen und Berbrechen vorbeftraft find. Die in diefer 
Hinficht erlaffenen Bolizeiverordnungen weichen im einzelnen von ein 
ander ab. In den jüddeutjchen Bundesstaaten Bayern, Württemberg 
und Baden find die Polizeiverwaltungen nur inſoweit berechtigt, in 
allgemein verbindlicher Form Vorfchriften zu machen, als folche fich 
auf bejondere Beftimmungen des Polizeiftcafgejeßbuches oder anderer 
Geſetze ftügen.! Hinfichtlich der Schanfftättenpolizei haben Württem— 
berg und Baden in Ergänzungsgefegen zu ihren Bolizeiftrafgejet;- 
büchern einjchlägige Beitimmungen getrgffen. In Württemberg ift 
duch $ 17a Bol.Str.G.B. (Novelle vom 4. Juli 1898) das Verbot 
der Verabreichung geijtiger Getränfe an Jugendliche und in Baden 
duch $ 76a des Bol.Str.G.B. die Wirtshausfperre gegen Trunfen- 
bolde eingeführt worden. 

Die im vorftehenden behandelte unmittelbare Antialkoholgeſetz— 
gebung wird jomohl in Deutjchland wie auch im Auslande durch 
verjchiedene Maßnahmen einer mittelbaren Antialkoholgeſetzgebung 
ergänzt. Mebereinftimmend dient zunächit in verfchiedenen Ländern 
die jeweilige Steuergefeßgebung in größerem oder geringerem Um— 
fange der Einjchräntung des Alkoholmißbrauches dadurch, daß fie 
den Konſum der einzelnen alkoholiſchen Getränfe, insbefondere des 
Branntweins, verteuert. Die Abgaben, mit welchen Staat oder Ge— 


Vergl. Anihüg: „Die Bekämpfung der Trunffucht auf dem Verwaltungs 
wege.“ Hildesheim 1900, S. 24. (Mäßigkeitsverlag des deutichen Vereins gegen 
den Mißbrauch geiftiger Getränte,) 
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meinde in den verjchiedenen Ländern den Verbrauch alkoholiſcher 
Getränte belegen, bilden einen mehr oder weniger wefentlichen Teil 
der Gejamteinnahmen. So haben z. B. die verjchiedenen ftaatlichen 
Getränkeabgaben in den nachitehend angeführten Ländern folgende 
Prozentfäße der gefamten Staatseinnahmen ausgemadit: 


In Großbritannien und Irland (1903) . . . 20,0 %/o 
„ den Bereinigten Staaten von Nordamerika (1903) 26, » 
„ den Niederlanden (1003) -. - » . 2 2 22. 169 „ 
» Gansda (108 . : 2 » 8 2 185 
a LO I ee te ee er 
»„ Beanbreih (1903) -» - » 2 = 2 2 2 2 ne 19, 
» Deutichland (1903) . . . 97 


Als weitere Maßnahmen einer mittelbaren Antialtoholgefeb- 
gebung können die in verfchiedenen Ländern erlaffenen Strafvors 
ſchriften bezüglich folder Perfonen, die im Zuftande der Trunfenbeit 
auf der Straße oder im Wirtshaufe angetroffen werden, angefehen 
werden. In Deutjchland ftellt das Strafgefegbuch die Trunkenheit 
an fich nicht unter Strafe; e8 wird jedoch nad) $ 361 Nr. 5 der 
jenige, welcher fi dem Trunk dergeftalt Hingibt, daß er in einen 
Zuſtand gerät, in welchem zu feinem Unterhalte oder zum Unterhalte 
derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ift, durch Bermittlung 
der Behörde fremde Hilfe in Anfpruch genommen werden muß, mit 
Haft und geeignetenfalls ($ 361 a. a. D.) außerdem mit Uebermweifung 
an die Zandespolizeibehörde beftraft. In diefem Zufammenhange 
fann ferner die Beftimmung de8 Bürgerlichen Geſetzbuches bezüglich 
der Entmündigung wegen Trunffucht angeführt werden. Nah 8 6 
Nr. 3 des Bürgerlichen Gejeßbuches kann entmündigt werden, „wer 
infolge von Trunffucht feine Angelegenheiten nicht zu beforgen ver— 
mag oder ſich oder feine Familie der Gefahr des Notftandes ausſetzt 
oder die Sicherheit anderer gefährdet.“ 

Die im vorftehenden angeführten hauptfächlichften Beitimmungen 
der deutſchen Antialloholgefeggebung follten im Jahre 1892 durch 
einen vom Bundesrate dem Reichstag vorgelegten Gejeßentwurf 
mwejentlich erweitert werden. Diefer Gefegentwurf, der ſowohl die 
beitehenden gemwerbespolizeilichen Beftimmungen über die Ausübung 
der den Bertrieb geiftiger Getränke bezwedenden Gewerbe verjchärfte, 
mie auch weitergehende privatrechtliche Beftimmungen bezüglich der 
Entmündigung wegen Trunffucht enthielt, gelangte im Reichstage nicht 
zur Beratung und murde vom Bundesrat nicht wieder vorgelegt. 

28 
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Die in dem genannten Geſetzentwurf vorgeſehenen Maßnahmen zur 
Einſchränkung des Alkoholmißbrauchs kamen jedoch in erweiterter 
Form zum Ausdruck in einem Antrage, den das Mitglied des 
preußiſchen Abgeordnetenhauſes, Graf Douglas, am 1. Mai 1902 
einbrachte und der vom Haufe der Abgeordneten in folgender Faſſung 
angenommen wurde: 


„Das Haus der Abgeordneten bejchließt, die Königliche Staats— 
regierung aufzufordern: 

1. nad) dem Borgange der Gefekgebung füddeutjcher Bundes- 
ftaaten ſchon in nächſter Tagung einen Gefegentwurf zur 
Berhütung und Einfchränkung des jchädlichen Genuffes alkohol— 
artiger Getränke vorzulegen, durch welchen insbefondere Gaſt— 
und Schanfwirten ſowie Hleinhändlern unterfagt wird, Brannt- 
wein an Rinder unter 14 Jahren überhaupt, an Berfonen vom 
14. bis 16. Zebensjahre zum eigenen Gebrauch, ſowie geiftige 
Getränfe zu verabreihen an Betrunfene und ſolche Berfonen, 
die von der Polizeibehörde den Gaft- und Schanfwirten als 
Trunfenbolde bezeichnet find ;' 


2. durch geeignete BVeröffentlihungen den weiteſten reifen des 
Volkes zum Bemwußtfein zu bringen, welche fchädlichen Wirkungen 
der übertriebene Alkoholgenuß auf die förperliche und geiftige 
Gefundheit, die Nachkommenſchaft, die Ermwerbstätigfeit, das 
Anwachſen der Verbrecher hat; 

3. Erhebungen über die für Trinker beftehenden Heilanftalten und 
fonftigen Einrichtungen anzuftellen und die Unterbringung von 
Trinfern in geeignete Anstalten ſowie die Fürforge für fie zu 
fördern, 

insbefondere auf Einrichtung öffentlicher Anftalten zur Unter 
bringung der wegen Trunkſucht Entmündigten Bedacht zu 
nehmen und zwar bei unbemittelten Trunffüchtigen nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 11. Juli 1891 und des Gejetes 
vom 2. Yuli 1900; ' 

' Bergl. hierzu die Beftrebungen des „Deutjchen Vereins gegen den Mißbrauch 
geiitiger Getränke” auf Herbeiführung a) einer Reform des Schanfweiens in der 
S. 459 Anmerkung 3 angezogenen Denkichrift bezw. in der Schrift des Verwal— 
tungsdireftors Germershaujen „Zur Reform des Schanflonzeifionswejens“, Berlin 
1903; b) einer reichsgefeglichen Negelung der ZTrinferfürjorge im Bericht über die 
20. Jahresverfammlung des Vereins in Berlin 1903 (Nbdrud des von Kappelmann 
verfaßten „Entwurfs für ein Reichsgeſetz, betreffend die Fürforge für Trunkſüchtige“. 
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. in Wartejfälen, Wartezimmern der Behörden und fonftigen 


öffentlichen Räumen, in welchen das Bublitum zu verfehren 
pflegt, durch bildliche Darftellungen und geeignete Belehrungen 
die jchädlihen Wirkungen des übertriebenen Alloholgenuffes, 
insbejondere auch auf die Organe des menfchlichen Körpers, 
zu veranfchaulichen ; 


. darauf zu halten, daß die Jugend in der Schule über die fchäd- 


lichen Folgen des übertriebenen Alkoholgenuſſes aufgeklärt wird, 
und zwar in den höheren Klaſſen der oberen LBehranftalten 
durch Aerzte; 


. in allen ftaatlichen und der ftaatlichen Aufficht unterftellten 


Betrieben muftergültige Einrichtungen zur Verhütung des Alkohol⸗ 
mißbrauchs zu fchaffen, die Beftrebungen der Privaten und der 
Bereine zur Belämpfung der Trunffucht zu fördern und ebenfo 
in erhöhten Maße die Einrichtung von Volksbibliotheken, Leſe— 
ballen und anderen Aufenthaltsräumen ohne Trinkzwang ſowie 
Spielplägen zu fördern; 


. ferner auf den Erlaß von Bolizeiverordnungen hinzuwirken, 


durch welche nach der Lage der örtlichen Berhältniffe der 
Ausſchank und Verkauf von geiftigen Getränken in den fpäten 
Abendftunden und frühen Morgenjtunden ſowie während des 
Hauptgottesdienftes an Sonn» und Feſttagen verboten wird, 
und zwar tunlichft durch Feitiegung von Bolizeiftunden für 
Schänken; 


. bei dem Bundesrate dahin vorſtellig zu werden, daß eine Ver— 


ordnung erlaffen wird, nach welcher e8 den Gaſt- und Schanf- 
wirten ſowie den Sleinhändlern unterfagt wird, Branntmwein 
in anderem als reinem, von gejundheitsjchädlichen Stoffen 
freiem BZuftande zu verabreichen ; 


. beim Bundesrat eine Novelle zum Strafgefegbuch einzubringen, 


die bejtimmt, daß Trunfenheit nur dann, wenn fie unter ſtarkem 
äußeren Zwange entitanden ift, als jtrafmildernd und jtraf= 
mindernd angejehen werden darf; 

bei den verbündeten Regierungen auf den Erlaß eines Gejetes 
zur Befämpfung der Trunfjucht hinzuwirken, welches die Stonzef- 
fionspflicht im Sinne des Gefegentwurfß zur Belämpfung der 
Trunkſucht vom 15. Januar 1892 regelt, ferner auch die Bor 
ichriften der SS 2, 3 und 10 des Gefegentwurfs enthält; ' 

’ Berl. Fußnote 1, S. 444. 
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11. bei den verbündeten Regierungen auf Erlaß eine Geſetzes 
hinzuwirken, nach welchem Bier unter 2°/ Alkoholgehalt jteuer- 
frei ift; 

12. nad Analogie der Kommilfion zur Belämpfung der Krebs— 
franfheiten und Tuberkuloſe eine Landeslommilfion zur Be 
fämpfung der Trunffucht einzufeßen.“ 

Auch das preußifche Herrenhaus ftimmte in der Sikung vom 
16. Juni 1902 der vorfiehenden Refolution zu. Wenngleich der 
Antrag Douglas bisher nicht Geſetz geworden ift, jo find doch ver- 
fchiedene Forderungen des Antrags durch entjprechende Maßnahmen 
der Bermwaltung in gemwiljem Umfange erfüllt worden. 

Hinfichtlich der Hauptfächlichften Maßnahmen, auf dem Wege 
der Berwaltung den Schädigungen des Alkoholmißbrauchs tunlichit 
entgegenzumirken, kann zunächſt für Deutfchland auf zahlreiche Erlaſſe 
und Berordnungen bingemwiefen werden, welche in den einzelnen 
Bunbesitaaten von feiten der Regierung zu diefem Zwecke ergangen 
find. Hier ift im Anſchluß an die oben mwiedergegebene Refolution 
des preußifchen Abgeordnetenhaufes zum Antrag Douglas anzuführen, 
daß infolge der durch jenen Antrag gegebenen Anregungen der preußische 
Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Medizinalangelegenbeiten, 
der Minifter des Innern und der Minifter für Handel und Gewerbe 
Beranlaffung nahmen, in einer gemeinfchaftlicden Verfügung vom 
18. November 1902 die Oberpräfidenten zu erfuchen, auf den Erlaß 
von BPolizeiverordnungen hinzuwirken, welche den Schankwirten und 
Branntmweinkleinhändlern das Berabfolgen von Branntwein an Per: 
fonen unter 16 Jahren, ſowie von geiftigen Getränken an Betrunfene 
und an folche Berfonen, die von der Polizeibehörde als Trunfenbolde 
bezeichnet werden, allgemein unterfagen. Gleichzeitig wurde in der 
angeführten Minifterialverfügung einer weiteren Anregung des An— 
trage8 Dougla dadurch Folge gegeben, daß die Oberpräfidenten 
erfucht wurden, „erneut darauf hinzuwirken, daß dort, wo dies nach 
den örtlichen Verhältniffen angezeigt und bisher nicht gejchehen iſt, 
durch Polizeiverordnung der Ausſchank und Verlauf von Branntwein 
in den frühen Morgenftunden verboten wird unter Feitjegung einer 
Bolizeiftunde für die Branntmweinkfleinhandlungen und Branntwein= 
ſchänken auf etwa 8 Uhr morgens.” 

In einer von den drei vorgenannten Miniftern gemeinfam mit 
dem Minifter für Landwirtichaft, Domänen und Forften erlafjenen 
weiteren Verfügung vom 28. April 1903 wieſen die Minifter darauf 
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bin, wie e8 im Intereſſe einer erfolgreichen Belämpfung der Trunk⸗ 
fucht erwünfcht erfcheine, daß fich immer weitere Kreiſe an diefem 
Kampfe beteiligten und die Beftrebungen zur Einjchränfung des 
Alkoholgenuffes auch feitens der Staats- und Kommunalbehörden 
durch geeignete Maßnahmen mwirkfam unterftüßt würden. Als folche 
Maßnahmen bezeichnete der angeführte Runderlaß: 


1. Die Einführung und Förderung von mwohnlichen Aufenthalts- 
räumen ohne Trinkzwang für Arbeiter; 

2. Schaffung von Erfrifchungsgelegenheiten anderer Art, Bereits 
haltung von Trinkwaſſer, Obft und alkoholfreien Getränfen 
auf öffentlichen Pläßen und verfehrsreichen Straßen, Einrichtung 
von Volksbibliotheken, Leſehallen, öffentlichen Spielplägen; 

3. Unterftügung der Beftrebungen der Mäßigleitsvereine, insbe⸗ 
fondere de8 Deutjchen Vereins gegen den Mißbrauch geiftiger 
Getränfe. | 
Wie bereits im 3. Artikel diefer „Beiträge zur Alkoholfrage“ 

(S. 248) erwähnt, ift beſonders feiten® der Bermwaltung der 
preußifchen Staatsbahnen dur ein völliges Verbot altoholifcher 
Getränke jeder Art während des Dienftes für alle im Betriebsdienite, 
einjchließlich des Fahr», Rangier- und Bahnbewachungsdienites tätigen 
Beamten, Hilfsbeamten und Arbeiter, ſowie alle im Bahnfteigichaffner>, 
Bortier- und Wächterdienit befchäftigten Bedienfteten verfucht worden, 
den Eifenbahnbetrieb vor ſchädlichen Einwirkungen des Altoholmißs 
brauches zu filhern. Neuerdings hat auch die Generaldireftion der 
fähfifhen Staat3eifenbahnen im Intereffe einer Einfchräntung des 
Alkoholverbrauchs eine Verfügung erlaffen', durch die u. a. arıge- 
ordnet wird: 1. den Unterfunfts- und Aufenthaltsräumen des Ber- 
ſonals ift befondere Aufmerkſamkeit zu midmen, namentlich auch 
ihrer Ausftattung mit Vorrichtungen zum Zubereiten und Wärmen 
von Speifen und Getränken; 2. ſämtliche Badwagen und Lokomotiven 
follen allmählich mit Wärmevorrichtungen verfehen werden; 3. die 
Bahnhofswirte follen verpflichtet werden, dem Stations⸗, Fahr⸗ und 
Majchinenperfonal, das feine Mahlzeiten nicht zu Haufe einnehmen 
und fi auch nicht von dort zutragen laſſen kann, auf Verlangen 
ein einfaches, aber fräftiges Mittag- und Abendefjen ohne Trinkzwang, 
zu ermäßigten Preifen zu verabfolgen; 4. die Bahnhofswirte find 
verpflichtet worden, Kaffee, Tee, Milch, Selterswaſſer oder Limonaden 


Vergl. „Mäßigfeits-Blätter“, 1906, Nr. 4. ©. 67. 
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an das Eifenbahnperjonal zu ermäßigten Preifen abzugeben. Die 
möglichit billige Abgabe von Kaffee und Selterswaſſer an das Per- 
fonal wird auch durch Beſchaffung von Kaffeemaſchinen und Selter3- 
mwafjerapparaten von der Verwaltung gefördert werden. In den 
Werkſtätten fol den Arbeitern durch Bereithaltung fochenden Waſſers 
Gelegenheit gegeben werden, fich jederzeit frifchen Kaffee jelbft zu 
machen. 

Hinſichtlich des Genuffes alktoholhaltiger Getränke im Dienft 
bat die Generaldireltion der ſächſiſchen Staatsbahnen beitimmt: 

Das Mitbringen und der Genuß von Schnaps und jchnaps- 
ähnlichen Getränken wird jämtlichen Bedienjteten bei Strafe ver- 
boten. In den Betriebd- und MWerfftättenfantinen dürfen folche 
Getränfe nicht feilgehalten werden. Ebenfo ift e8 den Bahnhofwirten 
verboten, fie an Eijenbahnbedienftete zu verlaufen. Berboten wird 
ferner allen im Betriebßdienft befchäftigten Beamten und Arbeitern 
während des Dienftes (auch der Dienftbereitfchaft im Bahnbereich) 
der Genuß alkoholreicher Getränke. Nur einfaches Bier und Warmbier 
find erlaubt. 

Im Landheer und in der Marine ift feit dem vorigen Jahre 
damit begonnen worden, die Mannſchaften über die Nachteile des 
mißbräuchlichen Alkoholgenufjes aufzullären. Zu diefem Zwecke ge- 
langt an alle neu eingeftellten Refruten ein vom deutfchen Berein 
gegen den Mißbrauch geiftiger Getränke herausgegebenes Aufklärungs— 
büchlein „Alkohol und Wehrkraft“ ſowohl in der Marine wie auch 
(in Preußen, Sachſen und Württemberg) im Landheere zur Ber: 
teilung. Im Auslande ift ftellenmeife auch ein Verbot des Ausſchanks 
geiftiger Getränfe in den Stantinen erlaffen worden. Ein dahingehendes 
Verbot, das ſich auf alle Spirituofen erjtredt, ift 3. B. in Frankreich 
durch Verfügung des Kriegsminiſters vom 3. Mai 1900 ergangen. 
In der franzöfifchen Armee ift die vorgenannte Verfügung noch 
ergänzt worden durch einen Erlaß des Kriegsminiſters vom 15. Januar 
1901, welcher regelmäßige Borträge feitens der Offiziere und Militärs 
ärzte anordnet. Ebenſo befteht in der dänifchen Armee jeit dem 
Jahre 1903 eine Verfügung, nad) welcher in Kaſernen Spirituojen 
irgend welcher Art weder verkauft noch ausgeſchenkt werden dürfen. 

Eine bejondere Bedeutung ift vielfach der Mitwirkung der 
Schule in der Belämpfung des übermäßigen Altoholgenuffes beigelegt 
worden. So gehört in den Bereinigten Staaten der Anti-Alkohol= 
Unterricht in allen öffentlichen Schulen zu den obligatorifchen Lehr— 
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gegenftänden. Seit 1385 bat der MäßigkeitSunterricht auch in dem 
Lehrplan der öÖffentlihen Schulen Canada Aufnahme gefunden. 
Bon den europäifchen Bändern haben Schweden, Norwegen, Belgien 
und Frankreich die Belehrung der Schuljugend über die Alkoholfrage 
in Berbindung mit der „Gejundheitslehre* ausdrüdlich vorgefchrieben. 
In den meiſten anderen Staaten follen die Lehrer gelegentlich in 
geeigneter Weife auf die Schädigungen des Alkoholmißbrauches Hin- 
mweifen. In Großbritannien werden die regelmäßigen Hinweiſe des 
Lehrperſonals auf die Gefahren des Alkoholmißbrauchs durch eine 
planmäßige Ausfendung von Gaftlehrern und Wanderlehrern in die 
Schulen ergänzt. In Preußen wurde in einem Erlaß des Minifters 
der geiftlichen, Unterrichts: und Medizinalangelegenheiten vom 
31. Januar 1902 bezüglich der Notwendigkeit der Mitwirkung der 
Schulen bei der Befämpfung der Trunkſucht ausdrüdlich betont, 
„daß auch nicht eine einzige Volksſchule fi) der nahdrüdlichen Bes 
teiligung an den Kämpfen gegen daß unbeilvolle Uebel der Trunkſucht 
entziehen darf“. 

Das bezügliche Tatjachenmaterial weiſt darauf biu, daß der 
Alkoholismus mit feinen vielfachen, unmittelbaren wie mittelbaren 
Folgeerſcheinungen für die Wohlfahrt nicht nur der Arbeiterjchaft, 
fondern aller Bolföfreife eine ernſte Gefahr bedeutet. Es erfcheint 
daher erflärlich, wenn gerade in der heutigen Zeit, welche bei dem 
immer jchärferen Wettbewerb der Völker die höchften Anforderungen 
ftellt, feiner Belfämpfung eine nationale Bedeutung beigemeſſen wird. 
In jedem Fall werden die Schäden des Alkoholismus fih um fo 
eher überwinden laffen, je mehr an Stelle noch herrjchender Bor 
urteile und Unfenntnis bejjere Erfenntnis und Aufflärung alle Schichten 


der Benölferung durchdringen. Reichs⸗Arbeitsblatt IV, Nr. 6. 


Sozinle Chronik, 


Arbeiterſchutz. 


Schweiz. Ueber die Konferenz der Vertreter der ſchweizeriſchen Arbeits— 
ämter entnehmen mir der Tagesprefje folgendes: 

An der Verfammlung von Bertretern jchweizerifcher Arbeitsämter, die 
anı 8. September in Zürich abgehalten wurde, iſt nad einem Referat von 
Bohny, Arbeitsamt Zürich, über Gefhäftsgang der Arbeitsämter 
im lofalen und interlofalen Berfehr ein Antrag de8 Referenten 
angenommen worden, wonach al3 notwendige Folge de3 zentralifierten kom— 
munalen Arbeitsnachweifes ein einheitlihes Berfahren der Vermittlungsftelle 
in Bezug auf die gefchäftliche Erledigung des ArbeitSangebote8 und der 
Arbeitsfuche anzuftreben jei. Die Verſammlung beftellte eine dreigliedrige 
Kommilfion mit dem Auftrage, Grundzüge eines einheitlichen Gejhäftsganges 
der jchweizerifchen Arbeitsämter für den lokalen und interfantonalen Verkehr 
feftzulegen und darüber der Kommiffion fehweizerifcher Arbeitsämter Antrag 
zu ftellen. Ferner referierte Dr. A. Wolff (ftädtifches ftatiftifches Amt in 
Zürich) über Statiftif und Berihterftattung der Arbeitsämter! 
und begründete in fiebzehn Theſen eine zwedmäßigere und einheitlichere Be- 
richterjtattung der Arbeitämter für ihre Vermittlungstätigfeit. Die Theien 
wurden der Kommtiffion jchmeizerifcher Arbeitsämter zur Prüfung und Be: 
richterftattung überwieſen. 

Anjchliegend an die Verbandsverfanmlung fand Sonntags unter dem 
Borfige von Stadtrat Dr. Erismann (Zürich) die zweite Konferenz betreffend 
öffentliche Arbeitsvermittlung ftatt. Es nahmen an der Konferenz zirfa 50 
Perfonen teil, darunter Bertreter der Behörden der Kantone Zürih, Bern, 
Luzern, Zug, Solothurn, Bajelitadt, Bafelland, Schaffhaufen, St. Gallen, 
Aargau und Neuenburg. VBertreten waren ferner das jchweizerifche Induſtrie— 
Departement, der fchmeizerifche Städteverband, der interfantonale Naturalver: 
pflegung3verband, die Arbeitsämter von Zürich, Bern, Biel, Freiburg, Bajet, 
Schaffhaufen, St. Gallen, Rorſchach, Genf, Winterthur und Aarau, dann 
diejenigen der deutfchen Städte Straßburg, Stuttgart, Konftanz und München. 
Stadtrat Vogelſanger (Zürih) hielt ein Referat: „Der öffentliche 
ArbettSnahmeiß und dejfen Förderung durh Bund und 








’ Siehe den 1. Nrtifel in diejem Hefte. 
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Kantone“. Der Referent ſprach ji für einen durchgreifenden rationellen 
Ausbau des öffentlichen Arbeitsnahmeijes aus. Der Bund foll zur finanziellen 
Unterftügung einen Drittel der Betriebskoſten tragen. Nach lebhafter Diskuſſion 
erflärte fich die Konferenz mit den Ausführungen des Referenten einverftanden. 
Es foll dem ſchweizeriſchen Fnduftriedepartement, dem bereits eine von Stadtrat 
Bogelfanger begründete Eingabe um Subventionierung der ArbeitSämter 
dur den Bund zugegangen ift, Kenntnis von den heutigen Verhandlungen 
gegeben werden. Gleichzeitig foll auch die Generaldirektion der fchmweizerifchen 
Bundesbahnen eingeladen werden, zu prüfen, ob nicht die 50 ',uige Fahr: 
tarenermäßigung für Arbeiter, welche durch Vermittlung des Arbeitsamtes 
eine auswärtige Stelle erhalten haben, international gejtaltet werden fünne. 


Kommunale Sozialpolitik. 


Schweiz. Zuhanden des am 29. September ftattfindenden X. Schmeiz. 
Städtetages, der fid) hauptfächlich mit der Frage der Negelung des öffent: 
Iihen Submiffionsmweiens befaffen wird, find von der beitellten Kommiſſion 
u. a. Anträge betreffend Aufnahme der fog. Streifflaujel in die 
Werl: und Yıieferungsperträge der öffentlichen Verwaltungen auf: 
gejtellt worden. Es liegen nun zwei Anträge vor. 

Der Mehrheitsantrag lautet: 1. Ausjtand der Arbeiter, Sperre 
gegenüber Ten Meiftern oder Ausfperrung von Arbeitern fünnen die Ver— 
längerung von Erfüllungsfriften in Werk: und Yieferungsverträgen öffentlicher 
Verwaltungen rechtfertigen. 2. Bejondere Abmahungen über dringliche Be: 
ftelungen vorbehalten, ıft die Verlängerung der Friſten im allgemeinen dann 
zuzugeitehen, wenn ten Unternehmer feine Schuld an der Störung der Arbeit 
trifft. 3, Ein Berfchulden iſt nicht nur dann anzunehmen, wenn der Unter: 
nehmer die jeinen Arbeitern gemachten Berfprehungen nicht erfüllt, jondern 
aud) dann, wenn er ſich weigert, den Arbeitern eine Befjeritellung zu gewähren, 
welche als billig erjcheint und welche die Arbeiter von allen Meiftern des 
nämlichen Gewerbes gleichfalls verlangen, oder wenn er es ablehnt, über die 
Differenzen durh eine unbeteiligte Behörde enticheiden zu laſſen. 4. Das 
Berfahren, in dem die Schuld der Unternehmer unterfucht wird, muß jo ein: 
gerichtet jein, daß auch die Arbeiter angehört werden. 

Der MinderheitsSantrag: 1. Ausftand der Arbeiter, Sperre 
gegenüber Meiſtern oder Ausfperrung von Arbeitern fünnen die Verlängerung 
von Erfüllungsfrijten und eine Erhöhung der vereinbarten Preife in Werk: 
oder Yieferungsverträgen öffentlicher Verwaltungen rechtfertigen. 2. Bejondere 
Abmahungen für dringliche Beftellungen vorbehalten, tft die Verlängerung 
der Friften im allgemeinen dann zuzugeſtehen, wenn den Unternehm:r feine 
Schuld an der Störung der Arbeit trifft. Unter der gleichen Borausjegung 
ſcheint es billig, im ten Fällen, wo infolge ciner Arbeitseinftellung oder 
Sperre gegenüber den Meiftern und unter Mitwirkung und unter dem Einfluß 
der Behörde den Arbeitern eine Beilerftellung zuteil geworden tit, dieſem 


— 42 — 


Umftande, wenn er von erheblicher Tragmeite ift, durch eine Erhöhung der 
in den Werk» oder Tieferungsverträgen vereinbarten Preife für die über- 
nommene Arbeit, joweit diefelbe noch nicht ausgeführt ift, Rechnung zu tragen. 
Biffern 3 und 4 wie im Mehrheitsantrag. 

Deutſchlaud. Leber die vorftehende Frage enthält das Reichs-Arbeitsblatt 
eine Zufammenflelung, aus welcher das bezügliche Verhalten einer großen 
Anzahl deutſcher Städte hervorgeht. Wir entnehmen derfelben folgendes: 
Öruppiert man die Städte nah den Gefihtspuntten: 1. unbedingte Ab- 
lehnung der Streifflaufel, 2. unbedingte Annahme der Streifflaufel, 3. Ent: 
iheidung von Fall zu Fall, jo ergibt fi) folgendes Bild: Von den 57 Städten, 
die in Betracht kommen, find es nur zwei, die die Ötreifflaufel unbedingt 
ablehnen. Es find das Bielefeld und Mülhaufen i. E. Bielefeld jehreibt vor, 
daß „ein Hinausſchieben der Arbeiten feitens des Unternehmers durch den 
Ausbruch etwaiger Arbeiterausftände ufm. unter feinen Umftänden ftattfinden 
darf, der Unternehmer in folhen Fällen vielmehr verpflichtet ift, für andere 
Arbeitskräfte Sorge zu tragen und die Arbeiten ohne Unterbredung zu den 
feftgefegten Friften zu vollenden.“ Mülhaufen i. E. jagt im 8 6 in Abf. 5 
der allgemeinen Bertragsbedingungen für die Ausführung von Arbeiten im 
Gejchäftsbereich der Bauverwaltung: „Der Ausbruch von Yohnitreitigfeiten 
begründet an ſich keinerlei Berlängerung der für die Fertigftellung der Arbeiten 
im Laſtenheft fejtgefegten Friſt.“ Eine befondere Klaufel, aber nur bei Aus: 
führung von Kanalifationsarbeiten, findet ſich in Augsburg. 

Den entgegengefegten Standpunkt der unbedingten Annahme der Streif- 
Haufel nehmen vier Städte ein, nämlich Schöneberg, Altona, Gera und Stettin. 
In den Allgemeinen Bertragsbedingungen von Schöneberg heißt e8: „Wenn: 
vor Beginn oder während der Dauer der Bauausführung ein Ausjtand der 
Arbeitnehmer ausbricht, oder von der Öeneralverfammlung des Verbandes der 
Baugejhäfte eine Baufperre verhängt wird, jo ruht während der Dauer des 
Ausftandes oder der Sperre die Verpflichtung des Unternehmers zur Förde— 
rung der von dem Ausftand oder der Baufperre betroffenen Arbeiten, falls 
die ftädtiiche Baudeputation nicht ausdritdlich daS Gegenteil beſchließt. Someit 
im Bauvertrage Friften oder Termine feftgefegt find, verlängert fich die 
Bauzeit um die ganze oder um einen Teil der Dauer des Ausjtandes oder 
der Baufperre, je nachdem ein gänzlicher oder teilmeifer Stillitand der über- 
nonmenen Arbeiten herbeigeführt if. ALS Ausftand der Arbeitnehmer tim 
Sinne diefer Beftimmung gilt eine Arbeitseinftellung nur dann, wenn der 
Borftand des Berbandes der Baugefchäfte in öffentlichen Blättern befannt 
macht oder dem Bauherrn fchriftlich anzeigt, daß ein allgemeiner oder teil- 
weiler Ausftand ausgebrochen ſei.“ Im gleichen Sinne heißt e8 im $ 3 der 
Allgemeinen Berdingungsbedingungen von Altona: „Die in den bejonderen 
Bedingungen beftimmte Pieferungs: und VBollendungsfriit muß ftets, ohne 
Rüdfiht auf Hinderniffe, welche auf Seiten des Uebernehmers mit oder ohne 
Schuld desfelben eingetreten find, pünktlich eingehalten werden. Eine Aus: 
nahme tritt ein im Yale von Streifes, welche die Lieferungsfrift unter— 
brechen.“ Ebenſo fchreibt Gera vor: „Bei einem Ausftande der Arbeiter tft 
die Lieferzeit um die Dauer desfelben zu verlängern.“ Aehnlich lauten die 
Beitimmungen für Etettin. 


Die Entfheidung von Fall zu Fall ift das Gemwöhnlihe. Auf dieſen 
Standpunkt haben fich geftellt: Münden, Frankfurt a. M., Ehemnig, Char— 
lottenburg, Augsburg, Straßburg i. E; ſowie der Dresdener Entwurf. München 
jagt im $ 9 Abi. 3 feiner Vorfchriften für die Vergebung gemeindlicher 
Arbeiten und Lieferungen: „Der Magiftrat behält ſich vor, die Lieferungs- 
friften bei GStreitö und Ausfperrungen, melde das Einigungsamt des Ges 
werbegericht8 bejchäftigt haben, nah Anhörung des Borfigenden des Einigungs— 
amtes über die Urfahen des Streifes bezw. der Ausjperrungen um die Dauer 
des Streils bezw. der Ausſperrung zu verlängern.“ Frankfurt a. M. bat 
folgende Vorſchrift: „Ob Etreils oder Ausſperrungen als höhere Gemalt 
oder ald zwingende unabmwendbare Umftände im Sinne der Beftimmungen 
anzuerfennen find, iſt Sache der Entiheidung im Einzelfall.“ $ 11 der 
Chemniger Vorſchrift lautet: „Verlängerung der Yieferfriften und Gebunden: 
heit des Unternehmers an feine VBertragsverpflichtungen bleibt dem Rate 
vorbehalten.“ In Charlottenburg behält fich, wie betont, ebenfalls die Ber- 
waltung für den Fall eines Arbeiterftreits — abgejehen von Fällen der 
höheren Gewalt — die Entjcheidung vor, „ob bezw. inwieweit eine Ver— 
längerung der feftgejegten Friften erfolgen fol.“ Augsburg jegt in den neuen 
„Allgemeinen Bertragsbedingungen für die Ausführung gemeindlicher Arbeiten 
und Vieferungen für Bauzwede“ feft, daß Streitigkeiten über die Ausführung 
des Vertrages durch Anrufung des Stadtmagiftrates zur Entiheidung zu 
bringen find ($ 41). „Handelt es fih um einen Berzug infolge eines Aus— 
ftandes oder einer Ausjperrung, und wird deshalb das Schiedsgericht anges 
rufen, fo iſt dieſes durch je einen Verireter der Arbeitgeber und der Arbeit: 
nehmer der bezüglichen Gejchäftsbrande zu verftärten.“ Eine befondere Faſſung, 
die ihren Ermefjen freien Raum läßt, hat die Straßburger Verwaltung 
gewählt. Sie behält fi vor, falls die bezüglichen Beichwerden des Unter: 
nehmer8 über die Behinderung in der ordnungsmäßigen Fortführung der 
übernommenen Yeiftungen begründet find, „eine angemejjene Verlängerung 
der im Bertrage feitgejegten Bollendungsfriften — längſtens in der Dauer 
der betr. Arbeitöbehinderung — zu bemilligen. Dresden, welches focben im 
Begriff fteht, neue Beftimmungen zu erlaffen, hat in $ 7 des neuen Ent- 
wurjed, der von „Hinderungen der Ausführungen“ handelt, folgenden Ab— 
fhnitt eingefügt: „Glaubt der Unternehmer fi in der ordnungsmäßigen 
Fortführung der übernommenen Arbeiten oder Lieferungen behindert durch 
Anordnungen des Rates oder des bauleitenden Beamten oder durch wicht 
gehöriges Fortjchreiten der Yeiftungen anderer Unternehmer, für melde er 
nicht einzuftehen verpflichtet ift, durch allgemeine Arbeitseinitellungen oder 
teilmeife, auf Schädigung des einzelnen Unternehmers abgejehene Arbeits— 
einftellungen, jogenannte „Blagiperren“, melde es ihm unmöglich machen, 
die Arbeiten oder Yieferungen rechtzeitig zu beginnen oder fortzuführen, jo 
hat er bei dem bauleitenden Beamten oder dem Rate hiervon jchriftliche 
Anzeige zu erftatten. Andernfalls werden jchon wegen der unterlafjenen Anzeige 
feinerlei auf ſolche Umſtände begründete Anfprüche oder Einwendungen zuge: 
laffen. Nach Bejeitigung derartiger Behinderungen find die Arbeiten oder 
Yieferungen ohne weitere Aufforderung ungefäumt wieder aufzunehmen. Der 
Rat wird, fall die Bejchwerden des Unternehmers von ihm für begründet 
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erachtet werden, eine angemeſſene Verlängerung der feſtgeſetzten Vollendungs— 
friſten bewilligen.“ 

Die große Mehrheit der Städte erwähnen die Streifflaufel in ihren 
Bertragsbedingungen bei Vergebung öffentlicher Arbeiten überhaupt nicht. 
In der praftifhen Wirkung läuft das darauf hinaus, daß die Städte in der 
Behandlung diefer Frage feine Bindung eingegangen find, weder nad) der 
einen, noch nad) der andern Seite, und daher der Behandlung von Fall zu 
Fall durch fie an fih Schwierigkeiten nicht entgegenftehen. Berüdfichtigt man 
dies, jo wird man zu dem Ergebnis gelangen, daß die Entſcheidung der 
Behandlung der Streifflaufel von Fall zu Fall feitens der öffentlichen Ber: 
mwaltungen überwiegend al3 Grundſatz angenommen ift — ein Ergebnis, das 
den im Eingang dargelegten Erwägungen vom Standpunft des öffentlichen 
Intereſſes am meiſten entſprechen dürfte. 
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Bie Erziehung der ſchweiz. Zungmannſchaft 
zur Erfüllung ihrer Bürgerpflichten. 


Vortrag von alt Bundesrat Oberft Emil Frey, gebalten an der Jabresverfammlung 
der Schweiz. Gemeinnügigen Gejellihaft in Lieſtal. 


Hochanſehnliche VBerfammlung! 
Liebe Eidgenofjen! 


Als ich vor etwas mehr als 40 Jahren, mit leichtem Gepäck, 
aber voll jugendlicher Begeiſterung, bier in dieſem Saale als baſelland⸗ 
fchaftlicher Erziehungsdireftor die politifche Laufbahn betrat, hatte der 
Kanton Bafelland eben erft den folgenfchwerftenSchritt feiner Eriftenz ges 
tan, indem er die Repräfentativverfaffung der dreißiger Jahre über Bord 
warf und an ihre Stelle daß demofratifche Syſtem des Referendum, 
der Initiative und der direlten Volkswahlen aufrichtete. Ihm folgten 
nah einem halben Jahrzehnt in kurzen Zmifchenräumen Zürich, 
Thurgau und Bern, und darauf, unmiderftehlich in die neue Bahn 
gedrängt und mit fortgerijjen, wenn auch da und dort hinter dem 
eriten fühnen Anlauf etwas zurüdbleibend, die Großzahl der übrigen 
Kantone, bis mit der Verfaffung vom 29. Mai 1874 auch der Bund 
demofratifiert wurde. Zur Stunde befigen 9 Kantone das obligatorifche 
Referendum, 8 da8 fafultative und 6 die Bandsgemeinde, während 
nur 2 Rantone, Freiburg und Wallis, bei der Repräfentativverfaffung 
geblieben find. Menderungen der Hantonsverfaffungen bedürfen laut 
Bundesverfaffung in allen Kantonen der Genehmigung des Volkes. 
Abänderungen der Bundesverfaffung unterliegen der Abftimmung 
des Volkes und der Kantone. Die fogenannte Jnitiative tft eingeführt, 
außer in den 6 Zandsgemeinde-fantonen, in 16 Kantonen; fie fehlt 
in den 3 Stantonen Schwyz, Freiburg und Wallis. Im Bunde befteht 
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die Initiative nur für Verfaſſungs-Aenderungen. In 22 Kantonen 
wählt da8 Volk die Regierung; nur in den Santonen Freiburg, 
Waadt und Wallis liegt die Wahl noch in den Händen der Großen 
Räte. Die gefekgebenden Behörden aller Kantone werden vom Bolfe 
gewählt, ebenfo die Mitglieder des fchmweizerifchen Nationalrats. Vom 
Bolt werden ebenfalls gewählt die Vertreter von 19 Kantonen im Ständes 
rat; in den Kantonen Bern, Freiburg, St. Gallen, Waadt, Wallis und 
Neuenburg ift die Wahl der Ständeräte den Großen Räten vorbehalten. 

Und endlich werden, außer den Gemeindebehörden, auch die 
untern Gerichtsbehörden in 22 Kantonen duch das Volk direkt beftellt, 
während fie in den Kantonen Zug und Neuenburg von den Großen 
Räten und im Santon Freiburg durch das Santonsgericht gewählt 
werden. Die Wahl des Bundesrates und des Bundesgerichtes iſt 
Sade der Bundesverfammlung. 

In der weitaus überwiegenden Mehrzahl der Kantone und im 
Bund ift daher die Geſetzgebung und, abgejehen vom Bundesrat und 
den höchiten Gerichtsbehörden, die Wahl der wichtigften Behörden 
dem Volk anvertraut. Bon diejen jeinen Gefjeßgebungs- und Wahl: 
rechten Gebrauch zu machen, ift felbjtverftändlich die Pflicht des 
Bürgers, und diefe Pflicht nebft der Obliegenheit, im Heere Dienft 
zu leiften, bildet im befonderen das, was man unter dem umfaffenden 
Begriff der bürgerlichen Pflichten des Schmweizerbürger8 verfteht. 
Es muß daher der Frage, wie unjere Jugend zur Erfüllung ber 
Bürgerpflicht erzogen werden könne, in unferer Zeit eine mehr als 
bloß afademifche Bedeutung zuerlannt werden. Denn tatfächlich find 
in unferem Baterlande die Gejchide des Staates in die Hände des 
Volkes gelegt. Und dazu kommt, al® ob das Bolt an diefer Vers 
antmwortlichkeit an fich nicht fchon ſchwer genug trage, die meitere 
Tatſache, daß auch in unferem Volkskörper von Tag zu Tag jene 
Erjcheinungen ſich mehren, welche ihrer Natur nach unvermeidlich 
zur Berneinung der Bürgerpflicht führen müfjen. 

Wenn wir uns die Frage Stellen, in welchem Maßſtab fich das 
Pflichtgefühl der Bürger bei der Ausübung der politifchen Rechte 
geltend mache, jo müfjen wir zu unferer Beſchämung geftehen, daß 
von einem patriotifchen Eifer in diefer Richtung nur in feltenen 
Fällen gejprochen werden kann. Nur in politifch aufgeregten Zeiten, 
wenn den Wahlen und Abjtimmungen eine Reihe von Kämpfen in 
den gejeßgebenden Räten und im Volke vorausgegangen find, ftrömt 
das Boll zu den Urnen, während in politifh ftillen Zeiten, troß 
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aller Bemühungen der Preſſe und der leitenden politifchen Berfönlich- 
teiten faum die Hälfte der Stimmfähigen ſich aufzuraffen vermag 
zur Erfüllung ihrer Pflicht, fodaß der Behauptung nicht widerfprochen 
werden fann, daß in der Mehrzahl der Fälle das Ergebnis öffent» 
Iiher Wahlen und Abftimmungen dem blinden Zufall überlafjen 
wird. Ja felbft, wenn eine rührige Minderheit augenscheinlich das 
Aeußerſte tut, um ihren legten Dann auf den Kampfplatz zu bringen, 
wohnen wir immer und immer wieder dem betrübenden Schaufpiele 
bei, daß die große Maſſe ftumpf und gleichgültig bei Seiten bleibt. 

Bom 12. September 1847 bis zum 6. Dezember 1891 hatte das 
Schweizervolf fi über 30 eidgendffiiche Vorlagen auszusprechen, 
wovon 11 Berfaffungsvorlagen und 19 Bundesgefege und Bundes 
beichlüffe. Bon 1879 fehlen die Angaben über die Zahl der Stimms 
beredtigten. An den 20 Abftimmungen, die von diefem Jahre an 
bis 1891 ftattfanden, beteiligten ſich im Durchſchnitt 58,5 Brozent 
der ſchweizeriſchen Stimmberedhtigten, alfo wenig mehr als die Hälfte, 
wobei die DMarimalbeteiligung eine folcde von 77,2 Brozent war, die 
geringfte Beteiligung nur 40,4 Prozent betrug. An der Abftimmung 
über die Ausdehnung des Erfindungsfchußes, die am 19. März 1905 
vor fi ging, nahmen nur 36,5 Prozent der Stimmberedhtigten teil, 
während allerdings die Abitimmung über den fogenannten Beutezug 
(4. Rovember 1894) 71,9 Prozent der ftimmberedhtigten Bürger und 
diejenige über die Berftaatlihung der, Eifenbahnen 77,6 Brozent 
derfelben zur Erfüllung ihrer Bürgerpflicht herbeizuziehen vermochten. 
Im Ganzen alfo ein wahrhaft klägliches Bild von dem politischen 
Pflichtbewußtſein eines Volkes, das feit ſechs Jahrhunderten in der 
Selbftregierung erzogen worden ift und heute ungleich mehr und 
wichtigere politifche Rechte befigt, al8 irgend ein anderes Volk der Erde. 

Es ift einleuchtend, daß zur Herbeiführung gefünderer und für 
unfer Zand weniger beſchämender Zuftände der Hebel bei der Jugend 
unferes Volkes angefegt werden muß, und es ift daher die Erziehung 
unferer Jungmannſchaft zur Erfüllung ihrer bürgerlichen Pflichten 
eine Sade von der allergrößten Wichtigkeit, eine Sache, von der 
ganz ohne Zweifel die Zukunft unferes Landes abhängt. Sie bedarf 
vor allen Dingen einer feften Grundlage. Eine andere Grundlage 
aber gibt e8 nicht, al die Baterland38liebe. Und in der Tat ift die 
Erziehung der Jugend zur Erfüllung ihr bürgerlichen Pflichten die 
Erziehung der Jugend zur Baterlandsliebe. Mag die VBaterlandsliebe 
zunädft ein bloßes Gefühl fein, freilich eines der reinften und 
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mädhtigften, welche in der menfchlichen Bruft entitehen, fo ift es doch 
zweifellos, daß dieſes Gefühl, fol e8 uns im Gedränge des Lebens 
nicht gelegentlich im Stich laſſen, im denkenden Menſchen nach und 
nach fich zu einer Heberzeugung außreifen muß, einer Ueberzeugung, 
die umfo gewaltiger wirken wird, je klarer fie vor uns ſteht. Es 
ift die Weberzeugung, daß unfer Wefen, wie die Pilanze im Boden, 
der fie erzeugt hat, im Baterland mwurzelt und nur in ihm ein wirk— 
liche8 Gedeihen und Genügen findet, und folgerichtig, daß unfer 
Wohl und Weh in einem natürlichen und unzerjtörbaren Zufammen- 
bang fteht mit dem Wohl und Weh des Baterlandes. Es ift Die 
Ueberzeugung, praftifch und nüchtern gefprochen, daß unfer Staats— 
mwefen und unfer Volk e8 verdienen, erhalten zu werden. 

Zu unferem Glüd darf wohl angenommen werden, daß bei 
ung ein ſtarker Brozentjat der Bevölkerung, troß alledem und alledem, 
fich innerlich feit und ungertrennbar mit dem Baterland verbunden 
weiß. An die Oberfläche tritt dieſe Vaterlandsliebe, unjerem Volks— 
charakter entiprechend, allerdings nur in feltenen Fällen, wenn wir 
abjehen von den Zeiten, wo Gefahren von außen her daß Land 
bedrohen. Wie viele Taufende von fogenannten Feitrednern haben 
fi jchon vergeblich abgemüht, aus ihren Zuhörern ein wenig vater- 
Ländifche Begeifterung herauszuloden? Die Menge ftimmt in das Hoch 
ein, mehr oder weniger geräufchvoll, bleibt aber meiftenteils gänzlich 
unberührt. Höchſtens ein fchönes Lied oder in der neuejten Zeit etwa. 
ein groß angelegtes vaterländifches Fejtipiel, von den eigenen Volks— 
genofjen zur Darjtellung gebracht, ift noch imftande, bis in die ver— 
borgenften Tiefen unjerer Volksſeele einzudringen und die geſtreng 
gehüteten Gefühle zu entfefleln. Meift ſchämt fich aber hinterher der 
mwadere Schweizer jolcher Schwächeanwandlungen und bemüht fich für 
alle Zukunft einen noch undurddringlicheren Eifenpanzer um jeine Bruft 
zu legen. Das werden wir nicht ändern wollen; es iſt auch nicht 
vom Uebel. Denn für uns handelt es fich nicht darum, leicht ent— 
zündbare Stoffe in unferem Volksgemüt aufzuhäufen, die bei jedem. 
beliebigen Anlafje aufflammen, um fich wieder zu verzehren, ſondern 
darum, eine große mächtige Ueberzeugung zu jchaffen, die den Ein- 
zelnen völlig beherricht, jo daß er in jeder Lebenslage fich feiner 
Pflichten gegen das Vaterland bewußt ift und fie erfüllt als etwas, 
das felbitverftändlich iſt. 

Da nun aber die Baterlandsliebe für ung die alles beherrjchende 
Frage ift, fo erfcheint es nötig zu unterfuchen, durch, welche Mittel 
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«3 möglich wird, die Baterlandsliebe unter unferen Volksgenoſſen 
zu feitigen und zu mehren, und was umgekehrt geeignet ift, die 
Liebe zum Baterland zu erfälten. Diefe Frage einer umfaffenden 
Prüfung zu unterfiellen, wäre gewiß ebenfo intereſſant als verdienft- 
voll, und e8 dürfte fich vielleicht al8 zweckmäßig erwieſen haben, fie 
der anderen, die wir heute zu behandeln haben, als felbjtändiges 
Traktandum voraudgehen zu laffen. Innerhalb des Rahmens, der 
mir zur Berfügung fteht, kann ich aber dieſes große Gebiet nicht 
vielmehr als ftreifen. Im allgemeinen läßt fich jene Frage wohl 
dahin beantworten, daß die Baterlandsliebe umfo tiefer in das 
Fühlen und Denken der Volksgenoſſen eindringen wird, je kräftiger 
und geachteter das Vaterland gegen außen dafteht und je mohnlicher 
es nach innen ausjchaut; daß fie dagegen bei vielen erfalten und 
vielleicht ganz erlöjchen wird, wenn Ehre und Anjehen des Staates 
im Ausland ſchwinden und die AZuftände im Innern gleich denen 
eines Haufes find, deffen Gemäuer feinen Schuß mehr bietet gegen 
die Unbilden des Wetterd und aus deflen öden Wänden die Geifter 
ber Häuslichkeit entwichen find. Ein Land, das in nachhaltiger, 
energifcher Arbeit einem großen, für Jeden erfennbaren Ziele entgegen 
fchreitet, ift feinen Bürgern ein Gegenftand echten Stolze8 und aufs 
richtiger Anhänglichkeit; ein Staatsweſen dagegen, dem fein deal 
mebr leuchtet, und in deſſen Gaffen Finfternis, Schmuß und Ber» 
lotterung berrjchen, hat auf den Bürgerfinn feiner Angehörigen 
feinen Anfpruch mehr. 

Iſt die Eidgenofjenichaft auch nicht mehr das gefürchtete Staats— 
mejen, daß fie um die Wende des 15. und 16. Jahrhunderts war, 
da fie als Großmacht in Europa auftrat, ohne die fein Stein von 
dem andern gerührt werden durfte, jo hat fie doch, feitdem fie vor 
6 Dezennien fi vom loderen Staatenbund zum lebenskräftigen 
Bundesftaat hindurchgearbeitet, die ungeheuchelte Achtung der zivi- 
Iifierten Welt fich ehrlich erworben. Die Eidgenofjenichaft geniekt 
das Bertrauen der Mächte unferes Kontinents vielleicht in einem 
höheren Grade, als e8 den meilten unter unferen Landsleuten be— 
fannt ift. Zeuge deffen find die fchiedsgerichtlichen Entjicheidungen, 
welche in wichtigen internationalen Konflikten in ihre Hände gelegt 
worden find; Zeuge deſſen find die offiziellen Kongreſſe der Staaten, 
die auf Schweizerboden und unter der Leitung der Eidgenofjenfchaft 
über mweltumfpannende Fragen der Sozialpolitit und der Humanität 
getagt haben und noch tagen werben, und als Beweiſe diejes Ber- 
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trauen® der Staaten müſſen auch die internationalen Bureaus ges 
‚ nannt werden, die unter die Oberaufficht des ſchweizeriſchen Bundes» 
rates geftellt worden find und ohne deren ftilles Wirken u. a. das 
internationale Bofte und Zelegraphenmefen unferer Zeit gar nicht 
mehr denkbar wäre. Zeugen der Achtung und der Sympathie, die 
da8 Schmweizervolf im Ausland geniekt, find ohne Zweifel auch die 
zahlreichen privaten Kongreſſe der Gelehrten und Humaniften aller 
Länder, die alljährlich ihre Tagungen nach der Schmeiz verlegen, 
um bier die Geifter einander näher zu bringen und Beichlüffe zu 
faffen, die der Wiffenfchaft und der Humanität neue Bahnen zu 
eröffnen beftimmt find. 

Die friegerifhe Macht unferer Eidgenofjenfchaft ift eine 
folche zweiten Ranges; uns aber genügt fie, unferen Grund und 
Boden und unfere Unabhängigkeit zu verteidigen, jolange wir noch 
wert find, frei und unabhängig zu bleiben. 

Fürwahr, wir haben feinen Grund, uns unferes Anfehens und 
unferer Kraft vor dem Ausland zu ſchämen! 

Und mie fieht e8 im Innern unferes Staatshaushaltes aus? Die- 
Freiheit und die Rechte de8 einzelnen Bürgers find durch die ftarfe 
Hand des Bundes uns gemährleiftet; über der Sicherheit des Indi— 
viduums wacht der Kanton; an der Macht und an dem Willen des 
Staates, die öffentliche Ordnung zu wahren, kann nicht gezmeifelt 
werden; die Gerechtigkeit waltet allenthalben ihres Amtes; Die 
Intelligenz und Rührigkeit unferer Handels- und Gemerbetreibenden, 
fowie die Tüchtigfeit unferer Arbeiter fichern unferm Lande troß. 
Zollſchranken und Hochgeipannter Konkurrenz des Auslandes die 
Märkte der Welt und die ftetige Zunahme des Wohlitandes der 
Bevölkerung; die großen Verkehrsmittel find im Befite der Geſamt— 
beit; die Schule erfreut fich der Fürforge des Staates; die Kirchen 
und die Gewiſſen find frei; immer mehr ift der Staat beftrebt, den 
Schwachen zu ſchützen gegen die Gefahren, die in feinem öfonomifchen 
Dafein ihn bedrohen. Die foziale Frage zwar ift nicht geldft; ganz 
wird fie e8 noch lange nicht fein, jo lange nicht, als die Menſchen 
noch Menfchen unferes Schlages fein werden. Sie ift daS große 
Anliegen, der jchwerfte Kummer, das Alpdrüden unferer Zeit. Und- 
auch jonft gibt e8 der Schäden noch genug, in Staat und Gefell- 
Ihaft und in Herz und Nieren der Menfchen. Aber dab e8 in 
unferem Lande nicht wohnlich wäre und auskömmlich, fomeit die 
Gegenwart mit ihren Widerfprüchen und ungelöften Gegenfäben e8- 
erlaubt, wer wollte e8 leugnen? 
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Auch an einem bejonderen, ihr feit ihrem Urſprung vorſchweben⸗ 
den Ziele, daß fie unentwegt im Auge behält und ohne zu wanken 
verfolgt, fehlt e8 der Eidgenofjenichaft keineswegs. 

Ich rede von der Miffion unferes Volkes, den demofratifchen 
Gedanken zur Darftelung zu bringen, aller Welt fichtbar und 
verftändlich, die Demokratie mit der Freiheit, der Ordnung und dem 
Fortfchritt; gemwiffermaßen den urkundlichen Beweis zu leiften, daß 
die Herrichaft des Volkes nicht gleichbedeutend ift mit der Herrichaft 
des Unverftandes und der Selbftfucht, fondern in Wahrheit fein joll 
das vereinigte Streben Aller nad dem Guten, Schönen und Wahren, 
die vereinigte Tatkraft Aller im Ringen für die Wohlfahrt Aller. 

Und dabei ift e8 der offen zu Zag liegende Wille unferes 
Volkes, im bewußten Gegenfat zu allen andern monarchiſchen und 
republilanischen Staatswefen der Welt, daß daß unferem Staats- 
weſen von den Bätern überlommene Gepräge der demofratifchen 
Einfachheit in allen Dingen gewahrt bleibe. Wo finden wir ein 
Land, deflen Staatsoberhaupt fih von feinen einfachen Mitbürgern 
höchſtens durch feine noch größere Einfachheit unterfcheidet? Welches 
Band der Welt bejcheidet fich, feinen höchſten Offizieren, denjenigen, 
mwelche die großen Einheiten feine® Heeres befehligen, den einfachen 
DberftensTitel zu geben? In den unbedeutenditen amerifanilchen 
Republifen wimmelt e8 in den Straßen von Generälen. In diefer 
bewußten und gemollten Einfachheit liegt aber gewiß auch etwas 
Bejonderes, echt Nationales, etwas, was uns von allen andern 
StaatSmefen unterfcheidet, etwa Großes, wenn Sie wollen, und 
jedenfall etwas Borbildliches. 

Bu jener nationalen Aufgabe hat fi im Laufe der Zeit eine 
zweite geftellt. Sie befteht darin, den Beweis zu erbringen, daß 
ber fchmeizerifche Bundesstaat die Kraft in fich befigt, zu verwirk— 
lichen, was bisher in der Geſchichte nicht verwirklicht worden ift, 
daß verjchiedene Nationalitäten, getrennt durch ihre Sprache, 
durch ihre Geichichten und ihre Traditionen, unter dem Schilde der- 
jelben Berfaffung und derfelben Gefege frei und glüdlich neben- 
einander leben können. 

Ih glaube, wir dürfen die Frage, die wir uns geftellt haben, 
dahin beantworten, daß unfer Vaterland geachtet dafteht vor dem 
Ausland, daB ihm eine große völfergefchichtliche Miffton geſetzt ift, 
die e8 energifch zu verwirklichen trachtet, und daß in feinem inneren 
Haushalte Zuftände gefchaffen worden find, die im Vergleich mit 
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den übrigen Staatswejen unferer Zeit auf Wohnlichkeit vollen An— 
fpruch erheben dürfen; daß unfer Vaterland, mit einem Wort, wert 
ift, erhalten zu werden, und würdig ijt der Achtung und der Liebe 
der Bürger. 

Wenn nun troßdem gewiſſe Symptome uns lehren, daß da 
und dort die Bande fich zu lodern jcheinen, welche den einzelnen 
Bürger an das Vaterland Inüpfen, daß da und dort die Baterlands- 
liebe zu ſchwinden, ja zu erlöjchen droht, jo geziemt es jich hier an diefer 
Stelle einen rafhen Blid auf da8 Weſen diefer Erjcheinung zu 
werfen und uns zu fragen, was not tut. Dieje Erfcheinungen zeigen 
fih in allen Schichten unferer Bevölkerung, da wo die Selbftfucht 
den Blid auf das Ganze trübt, der rohe Genuß alles geiftige Zeben 
ertötet und die häßlichſte aller Abgejchmadtheiten, die Blafiertheit, 
die jugendliche Seele verunftaltet. Noch drohender aber zeigen fich jene 
Symptome in dem großen fozialen Klaſſenkampf unferer Tage, nicht 
weil fie an fich gefährlicher wären, jondern weil fie ung auß großen 
geichloffenen Maſſen entgegentreten und weil fie aus einer ſchweren 
Unzufriedenheit diefer Maſſe mit den heute in unferem Baterland 
berrfchenden Zuftänden hervorgehen. Mit diefen will ich mich daher 
furz befaffen und ich möchte bier, gleihjam zur Rechtfertigung des 
fcheinbaren Abſchweifens von meinem Thema, fofort ausdrüdlich 
erklären, daß mir die Erziehung der ſchweizeriſchen Jugend zur Er— 
füllung ihrer bürgerlichen Pflichten in ihrem ganzen Umfange über- 
haupt gar nicht denkbar erjcheint ohne eine Klare Erkenntnis aller 
derjenigen Zebenselemente, welche als eine Bedrohung der Grund» 
lage aller bürgerlichen Pflichterfüllung, des angeftammten Patriotis- 
mu3 unferes Volles, erfcheinen. Denn die Jugend, die wir erziehen 
mollen, jteht direkt und indirekt unter dem Einfluß diefer Erfcheinungen. 

Die Zeit Liegt unmittelbar Hinter ung, wir haben fie alle noch 
erlebt, da herrjchte in der ganzen zivilifierten Welt, im Staat, in 
der Wiffenfchaft und in der Praxis die Meinung, daß der Geſetz— 
geber nicht das Recht befie, fich in die inneren Beziehungen zwiſchen 
dem Unternehmer und dem Ürbeiter zu mifchen. Es bat einen harten 
Kampf gefoftet, diefe Meinung aus der Welt zu fchaffen, und an 
ihrer Stelle der Auffaffung Eingang zu erzwingen, daß der Staat 
im mirtichaftlicden Kampf nicht nur das Recht, jondern die Pflicht 
auf fich babe, den wirtſchaftlich Schwachen gegen den wirtjchaftlich 
Starken zu ſchützen. Seit der fiegreichen Ueberwindung jener Lehre 
iſt in verhältnismäßig kurzer Zeit in allen zivilifierten Ländern eine 
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Gefetgebung erftanden, welche ihren Höhepunkt zwar durchaus noch 
nicht erreicht, aber doc) das Berantwortlichleitsgefühl des Einzelnen 
mächtig gehoben und einem befjferen Recht und einer allgemeineren 
Kultur die Wege geebnet hat. 

Über gleichzeitig mit diefem Siege der höheren Auffaffung von 
den Pflichten des Staates haben e8 die mirtichaftlih Schwachen 
unternommen, als folidarifch gefchlofjene und raftlo8 um fich greifende 
Partei auf den Kampfplatz zu treten und der jetigen Geſellſchafts— 
ordnung auf der ganzen Linie den Krieg zu erklären. So fieht fich 
der heutige Staat, der fich eben erſt angejchidt hatte, die Rolle des 
Schüßenden zu übernehmen, gemiffermaßen in den AJuftand ber 
Notwehr gedrängt und zwar zumeift gegenüber denjenigen, die er in 
guten Treuen zu ſchützen beabfichtigte. 

Gewiß handelt e8 fich in diefem Kampf, der feinesgleichen in 
der Geichichte nicht Hat, und der die ganze Welt in einen Kriegs⸗ 
ſchauplatz zu verwandeln droht, in erfter Linie um eine Magen- 
frage. Aber auch nur in erjter Linie; in Wirklichkeit fchmimmt 
diefe Magenfrage nur auf der Oberfläche der wilden Fluten. Wer 
fich angelegen fein läßt, die Bewegung in ihren inneren Zuſammen— 
hängen zu erkennen, um feinen Weg darin zu finden und fie gerecht 
zu beurteilen, wird fich überzeugen, daß tiefer unten auf dem Grunde 
Aipirationen einer höheren Ordnung tätig und in Wirklichkeit die 
eigentlich treibenden Sträfte find. Es ift, Far oder unklar, das zum 
Bemußtfein gelommene Bedürfnis der Maſſen, ihren Teil zu haben 
an der Kultur unferer Zeit. Die foziale Frage ift in ihrer tieferen 
Bedeutung eine Kulturfrage, der foziale Kampf ein Kulturfampf. 

Bon diefem allgemeinen und höheren Gefichtspunft aus be- 
trachtet, gewinnt die Frage eine Bedeutung, die Über den Kämpfen 
de8 Tages fteht und uns darauf hinweiſt, daß wir über die Ziele 
diefer Tageskämpfe hinaus ein höheres und weitere Ziel ins Auge 
zu faffen haben. Es ift ar, daß wir insgefamt ein befferes, 
fraftvolleres und edlereß Volk erziehen müjfen, und 
dab das, was der Staat durch feine Gefeßgebung und feine Organe 
in bdiefer Richtung tun fann, neben der Erhaltung der nationalen 
Selbftändigfeit feine heiligſte Pflicht ift. Dazu bedarf e8 vor allem 
eine Reform der Geſinnung unſeres Volkes und zwar keines— 
wegs bloß etwa der unteren Schichten, fondern des ganzen Volles. 
Das ift nach meiner Meinung die oberfte und dringendfte Revifion 
aller Revifionen. Das Mancheitertum, die Lehre von der Nichtinter: 
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vention des Staates, von der wir vorhin ſprachen, haben wir glück— 
lich beſiegt; aber tief in dem Fleiſch unſeres geſellſchaftlichen Körpers 
ſteckt immer noch das Haupt» und Lebensprinzip des Mancheſtertums, 
die Lehre von der Allgewalt des menſchlichen Eigennutzes. Vor bald 
2000 Jahren hat der Begründer des Chriſtentums ſeine Jünger 
gelehrt: „Alles nun, das ihr wollet, daß euch die Leute tun ſollen, 
das tut ihr ihnen!“ Wir aber wiſſen und empfinden es alle, daß 
wir noch ungeheuer weit davon entfernt ſind, dieſes Gebot auch nur 
in unſer Denken und Fühlen aufgenommen zu haben, geſchweige 
denn, darnach zu handeln. Und doch hatte jener Große und Gute 
Recht, indem er hinzufügte: „das ift das Geſetz und die Pro— 
pbeten.“ Und ein Zweites: dienen muß der Menjh! Erheben 
wir Proteft gegen alle Theorien, welche die Menjchheit in zwei 
Klaſſen teilen, in die eine, welche dienen, und die andere, welche 
herrſchen fol. Es gibt gar Feine Rechtfertigung dafür, dab ein 
Menſch über den andern herrſche, es ſei denn, daß er ihm diene. 
Und fo ift fein Heil denkbar für ung, es fei denn, daß wir alle 
mwillens find, einander zu dienen. Denn wir find alle aufeinander 
angemiefen. 

Wenn wir auf diefen Boden ung ftellen, jo mögen wir mohl 
den fozialen Kampf in feinen einzelnen Erſcheinungen miß- 
billigen und ihm da mit aller Kraft und Entfjchiedenheit entgegen 
treten; wir mögen wohl auch die Gejellichaftsordnung, die aus ihm 
heraus an die Stelle des heutigen Staates gejeßt werden will, ab- 
lehnen und befämpfen; aber das letzte, ideale Ziel der Bewegung, 
dasjenige, daß ganz gewiß dereinft in der Gejchichte als jolches zu 
Tag treten wird, die Befreiung des ganzen Volkes von den Schladen 
der Unkultur, die Heranziehung aller Glieder des Volkes zu einer 
gemeinfamen höheren und edleren Gelittung, diefes Ziel dürfen und 
folen wir nicht befämpfen, ſondern wir follen es entjchlofien au 
dem unfrigen machen. Sicher ift jedenfall, meine Herren, daß wir 
diefe Bewegung, inſoweit fie Ungebührliches mit fi bringt, nur 
dadurch, aber auch nur dadurch überwinden werden, daß wir überall 
da, wo fie auf die Forderungen der Menfchlichkeit und Gerechtigkeit 
fih ftüßt, ihr zum Siege verhelfen. Daß diefe große Aufgabe 
allerdings nur durch eine höchfte Anfpannung fittlicher und politischer 
Kraft und Einficht bewältigt werden kann, ijt felbitverftändlich. 

Ih Habe ausdrüdlich betont, daß ich bier nur von den Ges 
fahren reden mwollte, die den nationalen Batriotismus aus den 
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geſellſchaftlichen Kämpfen heraus bedrohen; aber keineswegs wollte 
ich damit der Meinung Ausdrud geben, daß die, welche den Kampf 
für ihre Emanzipation führen, in Wirklichkeit bereit3 am Ende ihres 
Patriotismus angelangt feien. Wenn Sie die Verhandlungen der 
fchmweiz. fozialdemofratifchen Partei über ihre Stellung zur Militär- 
frage vom 10. und 11. Februar d. 9. und ganz beſonders auch die 
Diskuffion der Delegierten des fchmweizerifchen Grütlivereind vom 
26. vorigen Monats durchgehen, jo werden Sie fich leicht davon 
überzeugen, daß die [hweizerifhe Arbeiterfhaft nicht 
gemwillt ift, den Rubilon zu überfchreiten. Des Ferneren 
wollte ich aber darauf hinweiſen, daß es die Aufgabe des ganzen 
Volkes ift, durch ein tieferes Erfaffen feiner Pflichten einer alles 
umſchließenden, befferen Kultur die Bahn zu öffnen und die über- 
zeugungsvolle Baterlandsliebe aller VBollsgenoffen dauernd zu feitigen. 

Ein anderes iſt e8 freilich mit den fremden Elementen, die 
einer Seuche gleich fich in unferen Volkskörper bineindrängen und fein 
beſtes Blut zu vergiften trachten. Hier gilt e8 allerdings, vom Leder 
zu ziehen und einen fchonungslofen Kampf zu fämpfen. Unfchweizerifch 
dur und durch, im Widerfpruch mit allen unfern Traditionen und mit 
dem Geifte unferes Volkes feit den Tagen der alten Bünde bis auf 
unfere Tage herab, find die zerftörungsmwütigen Lehren des Anar- 
chismus und der fogenannten Animilitariften. Zu verhindern, daß 
dieſe Lehren fi in die Seelen unferer Jugend einfchleichen, ift 
eine brennende Aufgabe unferer Tage. Möge e8 unfern Volksgenoſſen, 
die fich zur fozialdemofratifhen Bartei bekennen, gelingen, jene 
Geiſter der Verneinung und der Vernichtung von ſich zu fcheuchen, 
die fremden Elemente, die jelber fein Vaterland mehr fennen und 
fie auch dem ihrigen zu entfremden tracdhten, dauernd von fich 
abzufchütteln. 

Bu den Antimilitariften müſſen auch gezählt werden, jene 
verblendeten Egoijten der jogenannten bürgerlichen Stände, welche 
einn angejehenes öffentliches Blatt unferes Landes jüngft die „Antis 
militariften der Tat“ genannt hat. Es find dies die Gefchäftsinhaber, 
welche ihre Arbeiter, jobald diefe in den Dienft des Baterlandes 
gerufen werben, furzerhand aus ihrem Dienfte entlaffen; ja, welche 
noch weiter zu gehen pflegen, indem fie überhaupt dem militärpflich- 
tigen Schweizerbürger jede dauernde Anftellung in ihren Unter— 
nehmungen verweigern. Solchen Sündern an dem Vaterland muß, 
fofern der Geſetzgeber nicht vorbeugend oder ftrafend einzugreifen 
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vermag, die Öffentliche Meinung folange mit allen ihr zu Gebote 
ftehenden Mitteln entgegentreten, bis fie freimillig oder gezwungen 
der höheren Pflicht fi unterordnen. 

Verderblich wirken aber auch, und ich bin einigermaßen betrübt, 
es bier vor Ihnen fonftatieren zu müſſen, die Freunde des fogen. 
ewigen Friedens, ob fie e8 wollen oder nicht, mit ihrer immer 
weiter um ſich greifenden Propaganda. Ganz kann nur der fein 
Baterland lieben, der jeden Augenblid bereit und entfchloffen ift, 
es mit feinem Leben zu verteidigen, wie det Sohn feine Mutter, 
der Bater fein Kind. Aber wie wollen Sie den jungen Mann zum 
Verteidiger des Baterlandes beranziehen, ihn mit männlicher Be— 
geifterung erfüllen für das dulce et decorum est pro patria mori, 
wenn Sie ihn gleichzeitig unaufhörlich verfichern, daß der Krieg das 
fluchwürdigſte Verbrechen der Menfchheit jei? Machen wir e8 uns 
Mar: Der Krieg Steht und fällt mit dem Begriff des 
Baterlandes, mit der Liebe zum Baterland: er ift das 
legte Mittel, da8 Vaterland vor Schmah und Untergang zu be 
wahren, und wird es erft dann nicht mehr fein, wenn der Begriff 
des angeftammten Baterlande8 und feiner Unveräußerlichkeit nicht 
mehr bejtehen wird. Der ewige Friede ift die endgiltige Erledigung 
aller internationalen Streitfragen durch Schiedsſpruch. Das wollen 
wir uns gern gefallen laſſen, wenn es fih um Fragen zweiter 
Ordnung handelt. So lange aber in der Bruft der Menſchen noch 
der Vaterlandsgedanke wurzeln wird, oder, auf uns angewendet, jo 
lange wir noch mit Leib und Seele Schweizer find und bleiben 
wollen, d. 5. fo lange die Liebe zu unferer Heimat und Unabhängigkeit 
nicht erftidt fein wird in dem Rauch der Phrafen und Träume, 
fo lange wird e8 uns fchlechterdings unmöglich fein, Ehre und 
Schande, Sein oder Nichtfein unſeres Landes abhängig zu machen 
von dem Spruche- irgend eines Weltareopags. Erſt dann werden 
wir die Frage, ob wir fernerhin noch Schweizer bleiben dürfen oder 
nicht, andern zur Entjcheidung überlafjen, wenn uns felber wenig 
oder nicht8 mehr daran liegen wird. So wird e8 auch andern 
Völkern gehen. Der ewige Friede ift daher nur denkbar und möglich 
mit der gleichzeitigen Verneinung des vaterländifchen Gedankens 
und damit auch der Baterlandsliebe. Diefer ewige Friede ift dem— 
nad nicht8 weniger als ein vaterländijches Ideal, fondern das 
Grab der Baterlandsliebe, und ich für meinen Teil möchte ihn 
als Bojtulat, nebft allem, was dran und drum hängt, auß dem 
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patriotiſchen Coder der fchweizerifchen Jugend ftreihen, ein 
für allemal. 


* u * 

Ich habe in diefem erjten und längeren Teil meines Referate, 
von dem Sabe ausgehend, daß für unfern Ywed die Vaterlandsliebe 
die alles beherrjchende und treibende Kraft ift, mich bemüht, in 
fummarijcher Weife die Frage zu unterfuchen, wie die Vaterlands— 
liebe unter den Bollsgenofjen gefeitigt und gefördert werden kann 
und was umgefehrt geeignet erfcheint, die Liebe zum WBaterland zu 
erfälten. Dabei habe ich die Anfprüche hervorgehoben, die unfer 
Zand an die Achtung und Anhänglichkeit de Schmeizervolfes zu 
ftellen berechtigt ift, und endlich auf die Gefahren hingewieſen, welche 
in unfern Tagen ganz befonder® unfere angeftammte und mit Recht 
oder Unrecht ſprichwörtlich gewordene Baterlandsliebe bedrohen. 
Bon diefen allgemeinen, unfere Jugend aber nichts defto weniger 
direft und indireft berührenden Gefichtspunften und Tatſachen aus 
gehe ih nun über zur Behandlung der Frage, wie nun auf der 
Grundlage der Baterlandsliebe die Erziehung unferer Jungmann⸗ 
Ihaft zur Erfüllung ihrer bürgerlichen Pflichten fich geftalten jollte. 

Daß in diefer Beziehung dem Haus, der Familie, dem Beis 
fpiel und dem Einfluß der Eltern eine bedeutungsvolle Aufgabe 
zufällt, braucht nicht erft behauptet zu werden. Ja es ift meine 
Ueberzeugung, daß bier der eigentliche Schwerpunft der Frage liegt 
und daß weder Staat, noch Kirche und Schule imftande find, ſo 
mächtig, ja fo entfcheidend einzumirken auf das Pflichtbemußtjein 
der Jugend, als der tägliche Einfluß des Elternpares. Es will mid 
bedünfen, daß es bei der Erziehung des Kindes vor allem darauf 
anlomme, gemwiffe elementare Eigenfchaften in der jugendlichen Seele - 
in der Weiſe zu entwideln, daß fie dem Kinde als felbjtverjtändliche 
ericheinen, fo 3. B. das Gefühl der Schambaftigkeit, der Abfcheu 
vor aller Unmahrhaftigfeit, das Neinlichkeitsbedürfnis u. dergl. Zu 
diefen Eigenfchaften zähle ich auch die Anhänglichkeit des Kindes an 
die Familie, die Heimat, und im weiteren Sinne an das Vaterland. 
In der Seele des Kindes muß die Liebe zur Heimat als etwas 
Selbftverftändliches feit verankert werden, fodaß es ihm als ein 
Ungeheuerliches, ja als ein Unmögliches erfcheint, daß ein Menſch 
feine Heimat nicht lieben follte. Daß in diefer Richtung, wie in fo 
mancher anderen, die Wohnungsfrage eine gewaltige Rolle fpielt, 
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liegt auf der Hand und follte der Staat fih endlich einmal gejagt " 
fein laffen. Nicht lebhaft genug ift an diefer Stelle daher u. a. auch 
das jüngfte Vorgehen des Stadtrate® von Zürich zu begrüßen, der 
fich von der Gemeinde einen Budgetpoften von 2’/, Millionen Franken 
zur SHerftellung gefunder und billiger Wohnungen hat bemilligen 
laffen. Nichts ift geeigneter, die Liebe zur Scholle zu pflanzen, als 
da8 mwonnige Gefühl, auf eigenem Grund und Boden und innerhalb 
der eigenen vier Pfähle fein Leben zubringen zu dürfen und ich 
fchreibe einen mefentlichen Teil der Berlotterung des Heimatgefühls 
dem „Zug nad) der Stadt“ zu, durch den mit allen feinen Folgen 
des Hin- und Herzügelns der Begriff des Heimatgefühlse im Finde 
ſchwer geichädigt wird. 

Bon dem Werke der Erziehung der Jugend zur Bürgerpflicht 
würde ich meinesteil® auch die Mitwirkung der Kirche nicht aus— 
Ichließen, fondern, falls fie dem Staat eine freundliche Gehülfin fein 
will, ihre Dienfte dankbar entgegennehmen. Dabei denfe ich aller- 
dings in erfter Linie nicht an Dinge, die im Zuſammenhang ſtehen 
mit den großen Fragen des Berhältnijfes von Staat und Kirche, 
fondern lediglich an das perfönliche Wirken des einzelnen Geiftlichen. 
Diefer hat, wenn er feiner vaterländifchen Wurzeln fich bemußt ift, 
zahlreiche Gelegenheiten, die Gedanken des jugendlichen Zuhörers 
auf feine bürgerlichen Pflichten zu Ienfen, indem er ihm zeigt, daß 
es für das chriftliche Gebot der Nächitenliebe feinen jchöneren Aus- 
drud gibt, als die bedingungsloje Hingabe an die Interejien der 
ftaatlicden Gemeinschaft, in deren Mitte er lebt. Wohl ift die Religion 
ihrer Natur nach etwas Innerliches und Perjönliches; aber fie wäre 
der Egoismus in der höchften Potenz, wenn fie nicht die herzliche 
Zeilnahme des Einzelnen an dem Schidfale des andern zur Voraus— 
ſetzung bätte. Die Religion ift u. a. auch der innige Glaube an die 
idealen Güter der Menfchheit, der Glaube an das Gute, da8 Schöne 
und da8 Wahre, die Sehnfuht nad) Recht und Gerechtigkeit und 
die innere Gemwißheit, daß einft Recht und Gerechtigkeit herrjchen 
werden auf Erden. Diejer Glaube läßt fich mit jedem Dogma ver— 
binden; ihn den jugendlichen Herzen näher bringen, fie entflammen 
für die einzig denkbare Beitimmung de8 Menfchen auf Erden, die 
da tft, daß ein Jeder an feinem Ort werftätig mithelfe, auf daß alle 
ihren Bla an der Sonne haben und glüdlic” werden, das fcheint 
mir eine heilige Aufgabe des Geiftlichen zu fein, würdig aller anderen, 
die ihm gefeßt fein mögen, eine Aufgabe, deren gemwifjenhafte Erfüllung 
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das Vorhaben, daß wir in diefer Stunde uns angelegen fein laffen, 
gewaltig fördern würde. 

Bon diefem und von manchem anderen Standpunkte aus läßt 
fih daher die Mitwirkung der Kirche, d. h. des Geiftlichen, an der 
Erziehung der Jugend zur bürgerlichen Pflicht wohl denken. Sie jei 
denen, die guten Willens find, hiemit empfohlen. 

Der eigentlide fyftematifche Unterricht über die ſtaats—⸗ 
bürgerlichen Pflichten ift jelbftverftändlich der Schule vorbehalten, 
und zwar in allen ihren Abftufungen, von den Primarklaffen hinauf 
bis zur Univerfität. Daß wir e8 darin noch nicht weit gebracht 
haben, bemweift das Ergebnis unferer Refrutenprüfungen, und vor 
allen Dingen die mangelhafte Beteiligung der Altivbürger an den 
Wahlen und Abjtimmungen, auf die wir eingangs bereits hinge— 
mwiejen haben. Daraus der Schule einen Vorwurf zu machen, wäre 
indeffen meines Erachtens ungeredt. Unſere moderne Demokratie, 
welche eigentlich erft die Souveränität des Volkes auf den Schild 
erhoben hat, ift noch nicht ein halbes Jahrhundert alt. Die Politiker 
haben fich lange geitritten und find zur Stunde nicht im Klaren 
darüber, ob und welche Einrichtungen zu fchaffen find, welche eine 
möglichjt große Gewähr dafür bieten würden, daß die ftimmfähigen 
Bürger fi mit den einzelnen Gejeßesvorlagen vertraut gemacht 
haben, bevor fie an die Urne treten, um über deren Schidfal zu 
entjcheiden. Was in den Behörden alles zu gejchehen hat, wenn es 
fih um die Ausarbeitung und Vorbereitung eine neuen Geſetzes 
handelt, das ift in Geſetzen und Neglementen alle® genau vorges 
fchrieben. Wie aber das entjcheidende Organ, das Volk, ſich in dem 
Geſchäfte zurechtfinden fol, darüber fchweigen die Geſetze. Eine 
Ausnahme machen nur die wenigen Santone, in welchen die Bes 
fpredung der amtlichen Vorlagen im Schofe der Landsgemeinde 
zuläffig ift. Damit hat es alfo, wie e8 fcheint, noch feine Eile gehabt; 
umſo weniger dürfen wir aber die Schule auf die Anklagebank ſetzen, 
mweil e8 ihr bis jet noch nicht gelungen ift, den ihr zufallenden 
Zeil der Aufgabe zu löfen. 

Uber wenn ich mich nicht täufche, fo ift fie auf dem beten 
Wege dazu. Der Wille ift vorhanden. Es geht in unferen Tagen ein 
frifcher Luftzug duch die Schule und es fehlt keineswegs an der 
Erkenntnis, daß Benfum und Methode einer der vielgeftalteten Auf- 
gaben der Zeit entiprechenden Revifion bedürfen. 

Ich verfhone Sie mit einer überfihtlihen Darftellung der 
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Sculgefege unferer 25 Kantone und halte mich fürs erfte aus— 
ichlieglih an die öffentlichen Einrichtungen des Kantons Zürich, 
der unbejtritten zu den im Schulmejen am meiteften vorgejchrittenen 
jchweizerifchen Kantonen zählt. Dabei fuße ich zumeift auf das 
ausgezeichnete Referat, welches Herr Pfarrer H. Hirzel am 5. Juli 
d. %. vor der gemeinnüßigen Gejelfchaft des Kantons Zürich über 
die Erziehung der ſchweizeriſchen Jungmannichaft zur Erfüllung 
ihrer Bürgerpflicht gehalten bat, und bemerfe des meitern, daß 
dieſes Referat das einzige gewiſſermaßen offizielle ift, daß mir zur 
Vorbereitung meiner Arbeit zugeftellt wurde. Wobei ich aber nicht 
unerwähnt laſſen mill, daß die Herren Brofefjor Dr. Bernhard 
Wyß in Solothurn, Rektor Dr. Flatt in Bafel, Kaſpar Bodmer 
in Züri, Nationlrat Prof. Dr. Zürcher und Hauptmann Arthur 
Steinmann in Zürich fo gütig geweſen find, ganz unoffiziel und 
aus freien Stüden mir in verdankenswerter Weife auf unſer Thema 
bezügliche jehr wertvolle Winfe zulommen zu laſſen. 

Laut Geſetz bezweckt die züccherifche Volksſchule die Harmonifche 
förperliche und geiftige Ausbildung der finder zu einer möglichit 
einheitlichen und lebensfräftigen Perjönlichkeit. Sie bildet zunächſt den 
Körper. Durch Hebung fol diefer gewandt gemacht und feine inneren 
und äußern Organe geftärkt werden. 

Die hier zunächft betonte körperliche Ausbildung der Jugend 
wird zu verwirklichen gejucht durch einen von der unterjten bis zur 
oberiten Schulklaſſe methodisch durchgeführten Turnunterricht von 
wöchentlich wenigften® zwei Stunden. Bon den Bewegungsipielen 
und Laufübungen im Freien für die Kleinſten jchreitet er vorwärts 
zu den. Ordnungs- und SFreiübungen, Uebungen im Laufen und 
Springen, leichteren und jchwereren Gerätübungen mit immer größeren 
Anforderungen an Körperhaltung, Kraft, Ausdauer und Gejchidlich- 
feit. Daneben werden mit allen Klaſſen in der günftigen Jahreszeit 
Heinere und größere Spaziergänge duch Wald und Flur gemadt. 
Außerhalb des Turnunterricht8 werden für die höheren Klaſſen der 
Primarfchule und die Sekundarfchule Jugendfpiele verantaltet; dazu 
fommen halb» und ganztägige Ausmärjche verbunden mit Spielen, 
Drdnungs:, Marſch- und Kletterübungen, Dauerlauf, Steinmwerfen, 
Diſtanzenſchätzen, Baden und heimatkundlichen Belehrungen. An 
diefe Ausmärfche reihen fi im Sommer ein» bis zweitägige Schuls 
reifen an, deren beliebtefte Ziele der WVierwaldftätterfee und die 
übrigen Teile der Urſchweiz find. Zum erweiterten Turnunterricht 
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gehören auch die Urmbruftübungen und endlich der mit Schieß⸗ und 
Gefechtsübungen verbundene Unterricht der Kadetten. 

Wir begegnen bier alfo einer gefteigerten Tendenz, ftatt der 
bisherigen einfeitigen Ausbildung der geiftigen Fähigkeiten auch die 
förperliche Gejundbeit, Kraft und Gewandtheit der Schüler zu fördern, 
an Stelle det einjeitigen geiftigen Erziehung dem deal einer har- 
monifchen Erziehung der Jugend und des zufünftigen Bürgers zuzu⸗ 
ftreben. Sie alle wiſſen, daß eine Reihe fchweizerifcher Kantone und 
Städte dasfelbe Ziel mit ähnlichen Mitteln verfolgen. Daß aber 
noch zahlreiche Gemeinden die ſyſtematiſche Körperausbildung ver- 
nadhläffigen, bemeift die Tatjache, daß bei den Refrutenprüfungen 
im SHerbjt 1905 von im ganzen 26,277 Stellungepflichtigen nicht 
mweniger al® 7406, alfo faſt der vierte Teil aller Stellungspfiichtigen, 
die Erflärung abgegeben haben, daß fie feinen Turnunterricht 
genofjen hätten. Bon den übrigen waren e8 12,029, bie nur den 
Turnunterricht in der Schule genofjen hatten, 407, die nicht geturnt, 
wohl aber den militärifchen Vorunterricht durchgemacht, 1709, die 
in der Schule und in einem Turnverein dem Turnen obgelegen 
hatten, 2726, die in der Schule Turnunterricht und den militärischen 
Borunterricht genoffen hatten, 846, die neben dem Turnunterricht 
in der Schule und dem militärischen Borunterricht da8 Turnen auch 
in einem Turnverein betrieben hatten. Auffallend und bedenklich ift, 
daß nad) den Ergebniffen diefer Prüfung der Unterfchied der Leiftungen 
derjenigen, welche nur in der Schule geturnt und derjenigen, welche 
gar nicht geturnt hatten, ein faſt verfchwindender ift und daß die 
befjeren Leiftungen erft einigermaßen in die Augen fallen bei denen, 
Die neben der Schule auch noch in einem Turn» oder Sportverein 
geturnt hatten. Bemerkenswert ift auch, daß die Leiftungen derjenigen, 
welche feinen Turnunterriht in der Schule genofjen, dagegen Turn 
vereinen angehört und den militärifchen VBorunterricht durchgemacht 
hatten, entjchieden beſſere waren, als umgekehrt die Ergebnifle der- 
jenigen, welche nur in der Schule geturnt hatten. Mit andern 
Worten: Die 12,029 Stellungspflichtigen, die nur in der Schule 
geturnt hatten, leifteteten nicht viel befjeres, als die 7406, die über- 
haupt gar nicht geturnt hatten, während die 366 Stellungspflichtigen, 
Die nur in Vereinen und nicht in der Schule geturnt hatten, befjeres 
leifteten, als die 12,029, die den Turnunterricht nur in der Schule 
genoflen hatten. 

Möge die Einficht unter unferen Jünglingen immer allgemeiner 
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werden, daß da8 Turnen einen über alle Maßen wichtigen Zweig 
ihrer Erziehung bildet, daß fie durch fortgeſetzte Turnübungen eine 
wahrhaft vaterländifche Pflicht erfüllen, indem die Wahrung unjerer 
Unabhängigkeit, wie auch unfer nationaler Stolz, die Erhaltung 
eines kraftvollen ſchweizeriſchen Vollsſtammes verlangen. Die ſchweize— 
riſche Turnerfchaft verlangt wohl einhellig, daß bei der bevorftehenden 
Neuordnung unferer eidgenöffifchen Militärorganifation gegenüber 
der Jungmannfchaft in der richtigen Lebensperiode vom 16.—19. 
Ultersjahr eine Verpflidtung zur turnerifhen Weiterbildung 
aufgeftellt werde, wenn auch bei aller Freiheit in der Wahl der 
Mittel. Ich möchte meinerfeit8 an diefem Ort die Meinung aus— 
Iprechen, daß diefer Forderung jo oder anders unter allen Umftänden 
Rechnung getragen werden jollte. 

E3 darf der fchmweizerifchen Schule im weiteren daß Zeugnis 
außgeftellt werden, daß fte auch der geijtigen, für uns ebenfallg in 
Betracht fallenden Aufgabe fich bewußt ift, durch den Unterricht in 
der Gefchichte, der Geographie und der Vaterlands⸗ und Verfaſſungs— 
funde einfichtige und für das Vaterland begeifterte Bürger heran 
zuziehen. Es gefchieht dies in der Volksſchule ſowohl, wie in der Sefundars 
fhule und in der meines Willens allerdings nur in ſehr wenigen 
Kantonen obligatorifch eingeführten fogenannten Fortbildungsjchule. 
Leider freilich nicht mit dem Erfolge, daß die auf diefen Gebieten 
in der Schule gefammelten Kenntniſſe fi dem Geiſte der Jugend 
nachhaltig einprägen. Und wenig ändert in dieſer Beziehung die 
Zatfache, daß in manchen Kantonen eine Art Nachſchule eingeführt 
worden ift, welche die Beitimmung bat, die ftellungspflichtige Jung⸗ 
mannjchaft auf die Refrutenprüfung vorzubreiten. Denn es ift klar, 
daß es fich hier nur um einen jehr oberflächlichen Firnis handeln kann, 
der mit der wohl oder übel beftandenen Prüfung fofort wieder zu 
verſchwinden pflegt. 

Ih Halte für notwendig, daß der Volksſchullehrer im Seminar 
und in befonderen Surfen befähigt werden ſoll zur Erteilung des 
jtaatsbürgerlichen Unterricht und daß in der Schule felber diefer 
ftaatsbürgerliche Unterricht mit allen andern Fächern angemeffen 
verflochten werde. Daß lebtere8 ſchon in der Primarfchule möglich 
ilt, hat Herr Lehrer Hürlimann im Schulfapitel von Zürich auf 
eine ganz meifterhafte Weife gezeigt und ift darin unterftügt worden 
von dem Inſpektor der zürcherifhen Fortbildungsfchulen, Herren 
Steiner in Winterthur. „Der fchwierige Unterricht in der Ber- 
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faſſungskunde“, fagte leßterer, „wird oft viel zu ſyſtematiſch erteilt; 
das Durchlefen der Bundesverfaffung artet in bloße Bhrafendrejcherei 
aus. Am beiten ift es, an 20 bis 30 konkrete Fälle aus dem Leben 
anzufnüpfen, diefelben recht aufchaulih und gründlich mit den 
Schülern zu behandeln und an ihnen die wichtigſten Verfaſſungs— 
beftimmungen zu demonjtrieren.“ 

Sehr Mar gibt dem Gedanken Herr Profeffor &. Wyß in 
Solothurn in den folgenden Worten Ausdrud: „Die Schule muß, 
befonders auf der Fortbildungsftufe, an Sekundar- und Mitteljchulen, 
mehr von der Gegenwart und ihren Forderungen ſprechen; fie muß 
das Leben, da8 wir leben, die Arbeit, die wir verrichten, die 
Geſchichte, die wir madhen, zu Worte fommen lafjen, nicht nur 
rüdmwärts ſchauen, auch die Yebtzeit, ja ſogar die Zukunft unferes 
Heimatlandes und unjere Pflichten ihnen gegenüber in den Kreis 
der Betrachtung ziehen.” 

Mächtig kann der Lehrer wirken, auf Gefühl und Leberzeugung 
der Jugend durch den Hiftorifchen Vortrag und glüdlich derjenige, 
der die innere Kraft und Wärme dazu befitt. Hier handelt e8 fich 
darum, zu zeigen, daß nicht nur unfer Staatsweſen, fondern auch unfer 
Volk es verdient, in feiner Befonderheit erhalten zu werden. In 
unferer Gejchichte aber finden wir unſere Volksſeele umd je tiefer 
wir in. jene dringen, defto unverhüllter tritt diefe vor uns hin, in 
ihrer derben Schlichtheit, in ihrem unbeugfamen Troß, und in ihrer 
größten Eigenjchaft, der Treue biß zum Tod. Und darauf fommt 
e8 doch jchlieklih an, daß unjere Jugend ſtolz werde auf das 
Volk, dem fie angehört, und daß ihr der Gedanke völlig unerträglich 
erjcheine, daß diejes Volk jemals untergehen follte.e Dann wird e8 
ihr nicht nur eine Sache des Gefühle, fondern auch der Ueberzeugung 
werden, daß ihr die Pflicht obliegt, etwas Echtes und Rechtes aus 
fi zu machen, damit unfer Volk nicht zu Schanden gehe. 

Im übrigen verfünde ich feine neue Botjchaft, indem ich hier 
das Boftulat aufftelle, daß alle, die e8 wohl meinen mit unferem 
Boll und Baterland, fi gemeinfam die Hand reichen follten zur 
Erridtung einer Schweizerifhen Bürgerjhule Dieſes 
Boftulat liegt in der Luft, ift auf jedermanns Lippen, und wird 
von den einfichtigften fchmeizerifchen Schulbehörden, Pädagogen und 
Politikern unterftüßt. Warum follte die ſchweizeriſche Gemeinnüßige 
Gejellichaft die ehrwürdige Pflegerin praftifcher Baterlandsliebe im 
Schweizerland, die Nachfolgerin jener patriotifchen dealiften, die 
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im Bad Schinznach zur Zeit des Niedergangs die heilige Flamme 
der Vaterlandsliebe gehütet haben, warum ſollte die Gemeinnützige 
Geſellſchaft dieſes Poſtulat nicht tatſächlicher Verwirklichung entgegen 
zu führen trachten? Es iſt mir keine ſchweizeriſche Vereinigung be— 
kannt, deren hohes und unbeſtrittenes Anſehen ſie zu einem ent— 
ſcheidenden Vorgehen in dieſer Sache in gleichem Maße legitimieren 
würde, wie die Gemeinnützige Geſellſchaft. 

Welche Wege in dieſer Richtung einzuſchlagen wären, darüber 
werden Sie wohl ſelber am beſten Beſcheid wiſſen. Auch in die 
Organiſation der Bürgerſchule gedenke ich mich nicht des Nähern 
einzulaſſen, das iſt zunächſt Sache der Pädagogen. Ich begnüge mich 
mit einigen allgemeinen Andeutungen. 

Die Bürgerſchule ſollte meines Erachtens eine zweijährige 
Dauer haben und in das 18. und 19. Altersjahr verlegt werden. 
Der Unterricht wäre an Nachmittagen wenigſtens einmal wöchentlich 
zu erteilen und zwar durch Lehrer, welche ſich über ihre Fähigkeit 
biefür befonders ausgemwiejen haben. Ich empfehle lebhaft, auf dem 
Lande zu diefem Behufe beſonders vorgebildete Wanderlehrer 
zu verwenden. Dee Lehrgegenftände habe ich oben bereit8 angeführt; 
es find dies die Gefchichte, die Geographie und die Verfaſſungs- und 
die Geſetzeskunde unferes Bandes; felbjtverftändlich find damit auch 
obligatorifche Leibesübungen zu verbinden. In Bezug auf die Methode 
des Unterrichts kenne ich nur ein Gebot: der Unterricht muß unter 
allen Umftänden und in lebhaftejter Weije daß Intereſſe der Schüler 
zu feffeln geeignet fein; er muß bis in das Herz der Schüler dringen 
und daher auch aus dem Herzen kommen; e8 muß in den Schülern 
eine fich ſtets jteigernde edle Ungeduld entfejjelt werden, fo zwar, daß 
fie den Augenblid faum erwarten mögen, daß fie jelber als Handelnde 
in diefer Sphäre ftaatSbürgerlicher Aktivität auftreten dürfen. Und 
vor allen Dingen und über allem muß in diefer heranwachjenden 
Sugend die Ueberzeugung gefchaffen und tief verankert werden, daß 
unfer StaatSwejen wert ift, erhalten zu werden und daß jeder brave 
Bürger in feinem eigenen Intereſſe und im Intereſſe des ganzen 
Volkes das jeinige zu der Erhaltung diejes Staatsweſens beizutragen hat. 

Daß unfere Jugend zur Militärfreudigleit erzogen werde, 
ift heute angeficht8 der mannigfachen gegnerijchen Strömungen, die 
ih oben herührt, von der größten Wichtigkeit. Der Militärdienft 
fol dem jungen Mann nicht als eine Laſt erfcheinen, die der Kluge 
rechtzeitig von fich abzufchütteln jucht, ſondern als die höchite Be— 
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fräftigung feiner Dannbeit. Daß er dazu berufen wird, des Vaters 
Iandes angeftammten Boden und fein gute Recht zu wahren und 
zu fchüßen, fol er als eine der höchſten Ehrungen empfinden, die 
ihm auf feinem Lebensgang zu teil werden fünnen. Dazu bedarf e8 
mweder der Phraſen, noch der Fleinen Mittelchen. Denn wer unjer 
Volk kennt, ift darüber nicht im Zweifel, daß in ihm der echte 
friegerifche Geiſt keineswegs erloſchen ift und daß unter der Aſche 
immer noch ein Funke glübt, der bei dem erjten rauhen Luftzug 
unverfehens zur Flamme auflodern kann. Im übrigen darf verlangt 
werden, daß die Armee ihrerſeits, bei aller Fejthaltung ftrengjter 
Mannszucht, im Soldaten auch den Bürger achte. Allerdings muß 
auch der Lehrer wenn immer möglid Soldat fein und ganz bes 
fonder8 darf ihm unter feinem Vorwande der Weg zu den höheren 
Rangftufen verjperrt werden. Der Dienft in der Armee ift die hohe 
Schule des Volkes und auf diejer Univerfität muß auch der Lehrer 
ftudiert haben, wenn er heutzutage ein ganzer Lehrer fein foll. 

Auch die Univerfitäten unfere Landes — und fein Land 
befigt im Berhältnis zu feiner Bevölkerung jo viele, wie wir — 
auch die Univerfitäten follten in höherem Maße, als e8 bisher ge- 
fchehen, die afademifche Jugend zu einer politifchen Weltanfchauung 
zu erheben trachten. Bor 100 Jahren war es die Philofophie, welche 
hoch über den Fachitudien das Intereſſe aller Univerfitätshörer vers 
einigte. Seit mehr als einem Menfchenalter ift leider daß Brot» 
ftudium in den Vordergrund des Strebens der Studierenden getreten. 
Das 20. Jahrhundert wird aber ein politifche® Jahrhundert fein 
und wer ihm gewachſen fein will, wird politifcher Bildung bedürfen. 
Sade der Univerfitäten ift es, durch Hiftorifch politifche Darlegungen 
über allgemeine Probleme des ftaatlichen Lebens ein tiefere Ber- 
ftändnis politifcher Dinge und eine freudige Teilnahme am ftaatlichen 
Beben unter den Gebildeten anzubahnen. 

Mein Referat ift leider fchon zu lang geworden, und doch noch 
fo lüdenhaft geblieben, und ich fann zum Schluffe nur noch andeuten, 
welch’ eine hohe erzieherifche Bedeutung dem militärifchen VBorunter- 
richt, der Armee, den Vereinen, namentlich unferen 600 fchmeizerifchen 
Zurnvereinen, unferen politifchen Vereinen, unferer Jugendliteratur, 
den darftellenden Künſten und der Preſſe zulommt, wenn fie ihre 
Tätigkeit wirkungsvoll eingliedern wollen in eine nationale Erhebung, 
die fich zum Ziele jeßt, unfere Jugend zu begeiftern und tüchtig zu 
machen zur Erfüllung ihrer bürgerlichen Brlicht. Ich kann nur an— 
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deuten, was der Volksgeſang, das Volkstheater, der Bilderfchmud 
im bürgerlichen Haufe und im Schulgimmer und vor allem die 
Scähulreifen in das gelobte Land, wo die alten Bünde gefchloffen 
und die erften Heldenfämpfe für die Freiheit gefämpft worden find, 
zur Pflege der edlen PVaterlandsliebe in den Herzen der Jugend 
beitragen können. Hinweiſen will ich nur mit einem Worte noch auf 
die Zeitfchrift der „Fortbildungsſchüler“, die unter der Leitung des 
Herrn Brof. Gunzinger in Solothurn feit mehr als 25 Jahren 
in wahrhaft vorbildlicher Weife auf unfer Ziel hinwirkt, und auf 
die Wünfchbarkfeit, daß unter eidgendffifcher Aegide ein Leſebuch 
erftellt werde, das ähnlich wie diejenigen von Wilhelm Vigier, 
Droz, Wettftein, Carl Huber, S. Wittwer, 9. Huber und 
anderer als Leitfaden für den ftaatSbürgerlichen Unterricht unferer 
Jugend benüßt werden fann. Dieſem Leſebuch müßten meines Er- 
achtens als großartige Einleitung vorausgehen die ergreifenden Aus- 
führungen Ihres fo verdienten langjährigen Mitgliedes, Herrn Dekan 
Chriftinger, in dem Referate, das er am Schmeiz. Lehrertag von 
1885 über die nationale Erziehung gehalten hat. 

Allen denen aber, die die Hand noch am Pfluge haben, rufe 
ich zu: Erziehen Sie den jungen Schweizer zum Mann, zum ftarfen, 
in fich geſchloſſenen Mann von feſtem Willen und feiten Knochen; 
zum Mann, der feinem Vaterland als ein treuer Sohn ergeben ift, 
ftol3 darauf, fich feinen Sohn nennen zu dürfen, und jeden Augen- 
blid bereit, Gut und Blut für deffen Ehre zu opfern. Erziehen Sie 
ihn zum politifchen Wefen, daß fich ungzertrennbar weiß vom Ganzen 
und mit fi) darüber ins Reine gelommen ift, daß e8 ein Verbrechen 
am Baterland bedeutet, eine politifche Frage ander zu behandeln, 
als vom Standpunkt des öffentlichen Wohles aus. Erziehen Sie ihn 
zum teilnahmsvollen Menſchen, der das Leiden feiner Mitmenfchen 
empfindet wie eine Anklage gegen fich jelber, und der feinen höchften 
Beruf im Dienen erblidt. Ein folder Mann wird die Erfüllung ferner 
bürgerlichen Pflichten als etwas Selbjtverftändliches betrachten, ja 
als die höhere Weihe jeiner geſamten Lebenstätigfeit!” 


— 
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Ein Beitrag zur Erage der Arbeitstofenfürforge. 


Bon J. Studer, Verwalter des ftädtifchen Arbeitsamtes St. Gallen. 





Auf die Frage, ob eine Arbeitslofenfürforge notwendig fei oder 
nicht, will ich mich ſpeziell nicht einlaffen, denn fie ift fo viel erörtert 
und im allgemeinen immer bejahend beantwortet worden, daß in 
diefer Richtung weitere Worte faum mehr nötig find. Die Tatjache, 
daß jelbft in guten Gefchäftszeiten für einzelne Berufsgattungen 
Arbeitsmangel und damit Berdienftlofigkeit eintritt, allerdings vor- 
mwiegend nur im Winter, ift einmal da und fie muß genügen, ber 
Idee der Arbeitslofenfürforge und zwar der Arbeitslojen-Ber- 
ſicherung Borfchub zu leijten, fie der Bermirklichung näher zu bringen. 

Immerhin wurden biß jeßt in erfter Linie nur einzelne wenige 
Berufe herausgegriffen, die der Arbeitslojenfürjorge follten teilhaftig 
werden, jo namentli die im Baugewerbe beichäftigten Arbeiter. 
Nicht felten fträubten fich die Angehörigen einzelner Berufsverbände 
fi einem Inftitute, daß in diefer oder jener Form den Folgen ein 
getretener Arbeitslofigkeit vorbeugen, Not und Entbehrung nad; Mög- 
lichkeit abwenden follte, anzufchließen, objchon ſich fonft gerade bei 
der Arbeiterfchaft mitunter eine anerfennenswerte Solidarität zeigt. 
Nur wenn breiteften Bollsfhichten, männlichen und meiblichen 
Arbeitskräften und biß ziemlich weit hinauf auch Angeftellten durch 
eine Wrbeitslofenfürforge eine gewiſſe Sicherheit, ein vermehrter 
Schuß vor Mangel und Not geboten wird, kann eine Arbeitslofen- 
Berficherung zum Segen werden. 

Es wird die zwar nicht überall in gleichem Maße zutreffen, 
jondern fi zum Teil nad den örtlichen Berbältniffen, nad) ben 
beimifchen Induſtrie- und Gewerbezweigen in verjchiedener Stärke 
geltend machen. 

Wenn ich fage, daß eine ArbeitslofensBerficherung meitejten 
Kreifen, männlichen und weiblichen Arbeitern und Angeftellten, zu 
gute fommen fol, jo ſchweben mir hauptſächlich die Verhältnifie, 
wie fie die Stadt St. Gallen bietet, vor Mugen. Die eidgenöffifche 
Betriebszählung bat ergeben, daß von den hiefigen induftciellen und 
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gewerblichen Gefchäften rund 1200 Berfonen, Angeftellte, Arbeiter 
und Arbeiterinnen, bejchäftigt werden und zwar find zirka */s männe 
lichen und '/, weiblichen Geſchlechts.“ Daneben wird eine fehr große 
Anzahl Berfonen, hauptfächlich weibliche, außerhalb des Gefchäftes 
durch Heimarbeit bejchäftigt. Die Stiderei bildet alfo nicht nur einen 
Haupts, fondern ein nicht zu unterfchäßender Nebenerwerb. Das in 
guten Zeiten. Nun ijt aber die Stidereiinduftrie, wie zum Beifpiel 
die Seideninduftrie, ja noch mehr als diefe, ganz erheblichen Schwan— 
tungen ausgeſetzt; dieſe offenbaren fich zuerſt in bedeutenden Stich» 
preis, d. h. aljo Zohndifferenzen bezw. Reduftionen. Wenn dann 
aber einige Zeit ganz gedrüdte Löhne bezahlt wurden und zu diefen 
die Erporthäufer fich angefüllt, Haben, dann tritt eben Arbeitgmangel 
ein und viele Leute, die ſich in diefem oder jenem Zweige der 
Stidereibranche beichäftigten, werden arbeitslos. Nur wenn die 
Stidereiinduftrie floriert, blüht auch daS Gewerbe und fann von 
einem allgemein guten Gejchäftsgange die Rede fein; liegt die 
Stiderei darnieder, jo gehen Handel und Gewerbe flau, e8 muß 
entweder zu untergeordneten Löhnen gearbeitet werden — ohne daß 
die Ürbeitgeber dabei einen größeren Nutzen hätten — oder es fehlt 
überhaupt an Mrbeitögelegenheit. Die Hausinduftrie ftodt dann 
begreiflichermeije ebenfalls, alle Einnahmequellen verftegen ſozuſagen 
auf einmal, der Not und dem Elend und ihren jchweren Folgen 
find Tür und Tor geöffnet. Eine raſch und unvermittelt herein— 
brechende Kriſis in der Stidereiinduftrie müßte zur Stataftropbe 
werden, denn Bater, Sohn und Tochter können gleichzeitig Arbeit 
und Berdienft verlieren und eine Möglichkeit, andernorts unterzus 
fommen, bietet fich nicht, mit Ausnahme für die Tochter, die event., 
d. 5. wenn fie noch jung und fräftig genug ift, als Dienftmädchen 
Stellung finden könnte. Die Möglichkeit des Stellenverluftes und 
nachheriger Berdienitlofigkeit ift aber nicht nur für den Arbeiter, 
fondern bis zu einem gemwiffen Grade auch für den Angeftellten 
vorhanden. — Dieſe Tatjachen berechtigen zu der Thefe: „Wie für 
die berufslofen und gewerblichen Arbeiter, fo ift eine 
Urbeitslofen-VBerfiherung für die in indujftriellen 
Betrieben befhäftigten Leute unbedingt von nöten.“ 

Iſt eine ArbeitslofensBerficherung auch dem Jnduftriellen, dem 


! In den 12,000 Berfonen find die Geihäftsinhaber nicht eingeichlofien, 
ebenjowenig jolche Angeftellte, von denen angenommen werden muß, daß fie mehr 
als Fr. 2400 Fchresgehalt beziehen. 
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Arbeitgeber überhaupt, nicht nur dem Arbeitnehmer, von Nutzen? 
Auch diefe Frage darf entjchieden bejaht werden. Ein Kleinhand— 
mwerfer wird fich heute mehr als einmal befinnen, bis er einen 
tüchtigen Arbeiter entläßt, jelbjt dann, wenn er mangels an Auf- 
trägen vorübergehend faum weiß, wie er den Dann befchäftigen foll, 
wenn er an ihm nicht nur nichts verdient, fondern momentan fogar 
Schaden erleidet. Auch der Großinduftrielle wird feine Leute bejchäftigen, 
fo lange als ein folides Geſchäftsgebahren es geftattet, auch er wird 
Dpfer an Geld nicht fcheuen, zwar nicht aus lauter Liebe für feine 
Arbeiter, fondern auch aus wohlerwogenem Gefchäftsintereffe, denn 
die Zeit fommt immer wieder, wo Ürbeitsfräfte gefucht und geſchätzt 
werden müffen und dann erinnert fich der Arbeiter eben der ver— 
gangenen Tage und der ihm früher bewiefenen Zu- oder Abneigung; 
diejenigen Geſchäfte aber, die jahraus, jahrein mit den nämlichen 
Leuten arbeiten, fahren eben doch beſſer als jene, die einen fonftanten 
MWechjel des Perfonal® haben. it eine AUrbeitslofen-Berficherung 
geichaffen, fo kann der Ürbeitgeber, injofern er fein redlidh 
Teil zu der Kaffe beigefteuert hat, zu Zeiten flauen Ges 
Ichäftsganges viel ruhiger einzelne Arbeiter entlaffen, e8 wird ihm 
Die8 weder vom gejchäftlichen noch vom moraliſchen Standpunfte 
aus viel Sorge machen können, weiß er doc, daß der Entlaffene 
und feine Familie vor den fchlimmften Folgen der Arbeitslofigkeit 
geihüst find und fann er hoffen, daß der Arbeiter, wenn er ihn in 
fürzerer Zeit wieder nötig haben follte, gerne wieder in fein Geſchäft 
zurückkehrt. 

Die Beantwortung der Frage, wie eine Arbeitsloſen-Verſicherung 
eins und durchzuführen ſei, iſt ſchon etwas ſchwieriger. Es find 
ſchon gar verſchiedene Probleme aufgetaucht und ſtudiert worden; 
einzelne Verſicherungskaſſen erfreuen ſich ſchon einer mehrjährigen, 
wenn auch nicht durchaus lebensfähigen Exiſtenz, andere, wie z. B. 
die im Jahre 1895, als erſte in der Schweiz, in St. Gallen erſtandene, 
mußten nach kurzer Zeit liquidieren. In neueſter Zeit tendiert die 
organifierte ſchweizeriſche Arbeiterſchaft wieder mehr dahin, die 
Arbeitsloſen-Verſicherung, allerdings mit ſtaatlicher Unterſtützung, 
den Arbeiterorganijationen zu überlaſſen, während einzelne Gewerbe— 
verbände die Arbeitsloſen-Verſicherung nach Berufsverbänden ein- 
führen und die Verwaltung, jtatt nur Sache der Arbeiter zu fein, 
gemiſcht — Arbeitgeber und Arbeitnehmer — geftalten möchten. Der 
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Idee der allgemeinen Arbeitslojen-Berficherung dürfte eine der— 
artige Ausgeftaltung faum förderlich fein. 


Ich halte dafür, daß eine Arbeitslofen-Berficherung auf ftaat- 


licher oder fommunaler Grundlage, mit neutraler Verwaltung, auf- 
gebaut fein müffe und ſich auf folgende Grundgedanlen ſtützen folle: 


I. Seder Arbeitgeber bezahlt für feine in Gewerbe, Induſtrie oder 


Handel bejchäftigten Arbeiterinnen, Arbeiter und Angeftellte 
(nur folche, die bis zu Fr. 2400 Jahresgehalt beziehen) eine 
jährlide Prämie in Form einer Steuer und zwar foll bezahlt 
werden: | 
a) für jede im Baugewerbe oder in einem andern Gewerbe, 
bei welchem Betriebsunterbruch mwahrjcheinlih ift (zum 
Beifpiel Gärtnerei) bejchäftigte Perfon per Jahr Fr. 8; 
b) für jede in einem Gewerbe mit wahrjcheinlich ununter- 
brochenerBetriebstätigkeit beichäftigte Berfon per Jahr Fr. 6; 
c) für jede in Induftrie und Handel befchäftigte Berjon per 
Jahr Fr. 4. 


II. Die Arbeitgeber find berechtigt, den Arbeiterinnen, Arbeitern 


III. 


IV. 


und Angeftellten monatlid) einen Betrag, der der Hälfte der 
für fie für diefen Zeitraum bezahlten Prämie gleichlommt, vom 
Bohne in Abzug zu bringen. 

Angeftellte und Arbeiter von Bund, Kanton oder Gemeinde 
fünnen Mitglieder der Verficherungsfaffe werden, wenn fie die 
Hälfte der auf ihre Kategorie fallenden Prämie felbjt und zum 
voraus bezahlen. Das Recht zum Bezuge einer Unterftügung 
beginnt jedoch erſt 6 Monate nach geleifteter Prämienzahlung. 
Die Stadt bezahlt, eventuell mit Unterftügung von Bund und 
Kanton, per Berficherten jährlih Fr. 1 an die Kaffe, daneben 
führt fie die Kaſſe und den mit derfelben verbundenen neutralen 
Arbeitsnachmweis unentgeltlich. 

Bezugsberechtigt wird jeder Angeftellte (mit weniger als 
Fr. 2400 Jahresgehalt) und Arbeiter und jede Arbeiterin 
(Wohnort fällt außer Betracht), der oder die nachmweifen fann: 
a) daß er (fie) gefund ift und mährend mindeltens den 
vorangehenden 6 Monaten bei einem verficherungspflich- 
tigen Arbeitgeber in Arbeit geftanden hat. (Stellenwechſel 
von einem verficherungspflichtigen Meifter zu einem andern 

fällt nicht in Betracht, d. 5. er ift geftattet) ; 


VI. 


VII. 


VIII. 


—— 


b) daß er ſeit mindeſtens 7 Tagen arbeitslos iſt, obgleich 
er fich beim Arbeitsnachweis rechtzeitig, d. h. ſpäteſtens 
1 Tag nad dem Weggang von der Stelle, als Arbeit» 
fuchender angemeldet hat. 


Streils fallen außer Betracht, d. 5. e8 wird für die Dauer ders 


felben feine Unterftüßung aus der Arbeitslofen-Berficherungss 
fafje gewährt. 

Die Unterftügung befchränft fi auf 60 Tage per Jahr, Sonn 
tage, die ebenfalls bezahlt werden, inbegriffen. Wird ein VBer- 
ficherter, der, geftüßt auf Art. 4 lem. a und b nur fürzere Zeit, 
alfo nicht 60 Tage, unterftüßt wurde, im gleichen Jahre wieder 
arbeitslos, fo beginnt die Bezugsberechtigung ohne weitereß nad) 
dem dritten Tage der Arbeitslofigfeit. 


Als Unterftügungen werden bezahlt: 


a) An Unverbeiratete oder Verwitwete ohne Kinder Fr. —. 30. 
Bermitwete mit unerwerbsfähigen Kindern erhalten einen 
Zuſchlag von 30 Et8. per Find bis zum Marimum von 
Total Fr. 2.30 per Tag; 


b) an Berheiratete ohne Kinder per Tag Fr. 1.40. Für jedes 
unermwerbsfähige Kind wird ein Zuſchlag von 30 CEts. 
gewährt. Marimum der Tagesentfchädigung Fr. 2. 90. 


Die Unterftügungen werden in alphabetifcher Ordnung je an 
den 5 erften Werktagen der Woche ausbezahlt. 


Iſt ein bezugsberechtigter Verheirateter als Trinker oder 
Verſchwender bekannt, ſo muß der Unterſtützungsbetrag ſeiner 
Frau, eventuell weitern mit ihm zuſammenlebenden Angehörigen 
ausgehändigt werden. 


Die Unterftügungsbeträge dürfen, hauptſächlich für allein—⸗ 
ftehende Berficherte, nur eine verhältnismäßig geringe Höhe 
erreichen, die Einnahmen aus der Verſicherungskaſſe für den 
Bezugberedtigten nicht annähernd denjenigen gleichfommen, 
die er hätte, wenn er arbeiten fünnte. Bei hohen Unterftügungss 
quoten ift die Gefahr, dem Müßiggange Vorſchub zu leiſten, 
in ziemlich bedeutendem Grade vorhanden. Die Arbeitslofen- 
Berficherungsfaffe jol nur vor größter Not ſchützen, nicht aber 
eine Milchkuh für arbeitsfchene Elemente werden. Eine meit- 
gehende Berüdfichtigung der Kinderzahl bei Ausmeſſung des 
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Unterftüßungsbetrages ijt dagegen notwendig; notwendig ift e8 
aber au, daß man dafür forgt, daß den Kindern auß der 
Unterftügung, die verabfolgt wurde, die nötigfte Nahrung 
gekauft und zugeführt wird. 


Nachdem ich nun in gedrängter Form meine dee betreffend 
Schaffung von Arbeitsloſen-Verſicherungskaſſen Har gelegt habe, will 
ich verfuchen, zu bemweifen, daß fich eine auf erwähnter Grundlage 
aufgebaute Kaſſe auch zu halten vermag, ja imjtande ift, bei ein 
tretenden Kriſen weitergehende Hülfe zu leijten. 

Die für die rund 12,000 Angeftellten, Arbeiter und Arbeiterinnen 
der Stadt St. Gallen durch die Arbeitgeber zu entrichtenden jähr— 
lihen Brämien belaufen fi auf zirka Fr. 60,000, dazu fommt der 
Beitrag der Stadt mit Fr. 12,000. Es ergibt fich alſo eine Total 
Prämienfumme von Fr. 72,000. 

Wenn ich annehme, e8 werden von den 12,000 Berficherten 
10 %/o arbeitslos, ein Anſatz, der in Berüdfichtigung des Umftandes, 
da weiteſte Kreiſe zur Verficherung herangezogen find, als ein hoher 
bezeichnet werden muß, jo würde der Beitand der Kaſſe ausreichen, 
jedem Arbeitslojen Fr. 60 zu verabfolgen, oder per Tag Fr. 1. Da 
nun aber von den 1200 mutmaßlich arbeitslos Werdenden ein Teil 
überhaupt feinen Anſpruch an die Kaffe erheben kann, weil die in 
Art. 4, lem. a und b zum Ausdrud gebrachten Borbedingungen nicht 
zutreffen, fo entfallen auf die eigentlich Bezugsberechtigten wejentlich 
mehr als Fr. 60. 

Die in den Sahren 1895/97 in St. Gallen beftehende Ber: 
fiherungsfaffe bezahlte an die unterftügten Mitglieder im Durchichnitt 
allerdings mehr als Fr. 60 (im zweiten Jahre ftieg die Durchfchnitts- 
entfchädigung auf Fr. 77.08), aber jene Verhältniffe können abjolut 
nicht als maßgebend angesehen werden, denn erſtens unterzogen fich, 
troß dem vorgejchriebenen Obligatorium, zum Teil nur diejenigen 
Berufe, bei welchen periodifche Arbeitslofigkeit höchſt wahrjcheinlich 
ift, der BVerficherungspfliht und zweitens juchten die Verficherten, 
im legten Jahre, nachdem die Liquidation der Kaſſe beichloffen war, 
auf alle erdenklichen Arten möglichſt viel aus derſelben herauszu— 
preſſen. Die Statiftil über die Arbeitslofigfeit in der Stadt Bajel 
von den letzten drei Jahren weiſt nach, daß die durchichnittliche 
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Arbeit3lofigfeit 40 bi8 45 Tage andaure.' Wenn Bafel in den 
Jahren 1903/05 durchichnittli Fr. 17,700 per Jahr oder Fr. 34 
per Unterftüßten und Zürich Fr. 37,200 per Jahr oder fr. 62 per 
Unterftüßten bezahlte, jo darf ohne Optimismus behauptet werden, 
daß St. Gallen mit jährlichen Mitteln von Fr. 72,000 nicht nur 
gut beftehen, fondern in manden Jahren noch einen Ueberſchuß 
erzielen fünnte. Diefer Ueberſchuß jollte zur Anlage und Yeuffnung 
eines Fondes verwendet werden, aus deſſen Zinfen in fritifchen 
Beiten nebft den vorgejehenen Unterftügungen weitere Zuſchüſſe nach 
beftimmter Norm an die Unterftüßungsberechtigten verabfolgt werden 
fönnten. Unter ähnlichen, vielleicht unmefentlichen andern Gefichts- 
punften ließen fich in allen größern Orten Arbeitslofen-Berficherungs- 
kaſſen jchaffen. 

Eine Berficherungsfaffe, die die ihr zufließenden Prämien von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer monatlich eintreiben muß, wird immer 
Schwer arbeiten und bauptfächlich wird e8 fchwer halten, die Brämien 
von folcden Ürbeitern zu erhalten, die mit Wahrfcheinlichkeit nie in 
den Fall fommen, etwas von der Kaffe zu beziehen. Die Borlomme 
nifje bei der ArbeitslofensVerficherungsfafjfe der Stadt St. Gallen 
liefern nach diejer Richtung Beifpiele genug. Daß aber eine total auf 
Freiwilligkeit beruhende Arbeitslofen-VBerficherung nicht genügt, dafür 
gibt uns das bernifche Inftitut den Beweis. Es muß alfo ein anderer 
Modus gefunden werden und zwar ein folcher, der der Verſicherungs⸗ 
kaſſe die nötigen Geldmittel mit Sicherheit und ohne viel Umftände 
zufließen läßt, der aber auch den Charakter des Obligatorinms mit 
Beitimmtheit an fi trägt. Wohl niemand wird behaupten wollen, 
daß der Ylrbeitgeber, ſchon aus moralifchen Gründen, nicht das Seine 
an ſolche Inftitutionen beitragen folle. Es wird auch nicht beftritten 
werden wollen, daß eine Jahresprämie von 4 bis 8 Fr. per Arbeiter 
zu bezahlen, für einen Arbeitgeber feine zu große Zumutung bedeutet, 
hauptſächlich dann nicht, wenn ihm, wie diefer Entwurf es vorfieht, 
die Möglichkeit gegeben ift, die Hälfte der Prämie dem Arbeiter vom 
Lohne abzuziehen. Sollten vielleicht die induftriellen Unternehmungen, 
fpeziell die großen Stidereis, Fabrikations- und Erporthäufer fich 
gegebenenfalld nicht dazu verftehen können, einem folchen Inſtitute 
die nötige finanzielle UInterftügung zuteil werden zu laffen und follten 
fie glauben machen wollen, ihre Leute hätten eine Arbeitslofen-Ber- 


' Dr. F. Mangold: Die Arbeitslofigfeit in Bajel im Winter 1904/05. 
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ficherung nicht nötig, fo darf einer foldden Meinung mit Entjchiedenheit 
entgegengetreten werden, denn gerade in den großen und größten 
Geſchäften werden mitunter Böhne bezahlt, die irgend eine Erſparnis 
für fpätere Tage einfach unmöglich machen, während anderfeit an 
einzelne Wenige riefige Tantiemen ausgerichtet werden.' 

Aber auch der Arbeiter hat fich nicht zu beklagen, denn ein fo 
feiner Abzug (20 biß 40 Ets. per Monat) kann wohl jeder vers 
fchmerzen. Dieſes Syftem bietet für ihn aber noch einen meitern 
Borteil. Weil er feine Prämien nicht direlt an die Kaffe abzuliefern 
bat, fondern diefe vom Arbeitgeber auf einmal bezahlt werden, fo hat 
er fi, folange er nicht arbeitslos ift, um das Inftitut überhaupt 
nicht zu kümmern; erſt wenn er arbeitslos ift, meldet er fich. 

Daß Bund, Kantone und Gemeinden Arbeitslojen-Berficherungs- 
inftituten näher treten und dieſe unterftügen follen, ift heute allgemeine 
Auffaffung und e8 werden die Behörden, wo und warın fich Gelegen- 
beit zur Schaffung und rationeller Ausgejtaltung von Arbeitsloſen— 
Verſicherungskaſſen bietet, mit ihrer Beihülfe nicht Fargen können. 
Ebenfogut wie der Staat heute für die ledigen wandernden Arbeits 
Iofen dadurch ſorgt, daß er ihnen koſtenlos Nahrung und Obdach 
gewährt, ebenfogut wird er für diejenigen forgen, ja forgen müfjen, 
die an einen Ort gefefjelt find, denen aus familiären oder andern 
Gründen die Möglichkeit zu wandern genommen ift. 

Der neutrale fommunale Arbeitsnachweis aber würde in Ver 
bindung mit einem Berficherungsinftitut der gefchilderten Art unbedingt 
zu vermehrtem Anfehen gelangen. Die Arbeitnehmer müßten denfelben 
im Falle der Arbeitslofigkeit in Anfpruch nehmen und Arbeitgeber, 
Behörden und weitere fcheinbar unbeteiligte Kreife hätten ein Intereſſe 
daran, wenn die Injtitution viele Erfolge zu verzeichnen hätte. 


Es ift dies zwar nicht zu befürchten, denn gegenwärtig arbeiten bie 
Sinduftriellen daran, eine freiwillige Stickerei-ſtriſen-Kaſſa zu jchaffen und es find 
von verjchiedenen Gejchäften bereits größere Beträge gezeichnet worden. 


Sosinle Chronik. 


Arbeiterbewegung. 


Deutſchlaud. Auf dem Parteitag der deutjchen Sozialdemokratie in 
Mannheim wurde zur Frage des Maffenftreil3 und des Verhältnifjes zu den 
Gewerkſchaften folgente Refolution angenommen: 

I. „Der Parteitag beftätigt den Jenaer Parteitagsbefhluß zum poli- 
tiſchen Mafjenftreit und hält nach der Feltitellung, daß der Beihluß des 
Kölner Gewerkichaftstongrefjes nicht im Widerſpruch fteht mit dem Jenaer 
Beſchluß, allen Streit über den Siun des Kölner Beſchluſſes für erledigt. 
Der Parteitag empfiehlt nochmals befonders nahdrüdlih die Beſchlüſſe zur 
Nachachtung, die die Stärkung und Ausbreitung der Parteiorganifation, die 
Berbreitung der Parteiprefie und den Beitritt der Parteigenofien zu den 
Gewerfihaften und der Gewerkfchaftsmitglieder zur Parteiorganijation fordern. 
Sobald der Barteivorfland die Notwendigkeit eines politiichen Maſſenſtreils für 
gegeben erachtet, hat derjelbe ſich mit der Generalfommiffion der Gewerk— 
Ihaften in Verbindung zu fegen und alle Maßnahmen zu ergreifen, die er— 
forderlih find, um die Aktion erfolgreih durchzuführen.“ 

II. „Die Gewerkihaften find unumgänglich notwendige Organifationen 
für die Hebung der Klaſſenlage der Arbeiter innerhalb der bürgerlichen Gejell- 
ſchaft. Sie find nicht minder notwendig für die fozialdemokratifche Partei, 
die den Kampf für die Hebung der Arbeiterflaffe und ihre Gleihberechtigung 
mit den anderen Klaffen der Gejellihaft auf politiichem Gebiet zu führen 
bat, im weiteren aber über diefe ihre nächfte Aufgabe hinaus die Befreiung 
der Arbeiterflaffe von jeder Unterdrüdung und Ausbeutung durch Aufhebung 
des Lohnſyſtems und die Organifation einer auf der fozialen Gleichheit aller 
beruhenden Erzeugungs- ‚und Austauſchweiſe, aljo der fozialiftifhen Ge: 
ſellſchaft, erftrebt; ein Ziel, das aud der Hafienbemußte Arbeiter der Gewerk⸗ 
ſchaft notwendig eritreben muß. Beide Organifationen find aljo öfters in 
ihren Kämpfen auf gegenfeitige Berftändigung und Zufammenmirfen ange: 
wiefen. Um bei Aktionen, die die Intereſſen der Gemwerkichaften und der 
Partei gleichmäßig berühren, ein einheitliches Vorgehen herbeizuführen, jollen 
die Zentralleitungen der beiden Organiſationen fih zu verftändigen juchen. 
Die Einladung zu einer ſolchen Beratung hat diejenige Zentralleitung ergehen 
zu laſſen, von der die Anregung zu der Beratung ausgeht. Um aber jene 
Einheitlichfeit de8 Dentens und Handelns von Partei und Gewerkſchaften zu 
fihern, die ein unentbehrliches Erfordernis für dem fiegreichen Fortgang des 
proletarifchen Klaſſenkampfes bildet, ift e8 unbedingt notwendig, daß die 
gemwerfichaftliche Bewegung von dem Geifte der Sozialdemokratie erfüllt wird. 
Es ift daher Pflicht eines jeden Parteigenofjen, in diefem Sinne zu wirken.“ 


— 490 — 


Arbeiterſchutz. 

Schweiz. Die diplomatiſche Konferenz fürinternationalen 
Arbeiterfhug, die in dem legten Tagen des Monats September in Bern 
tagte, hat ihre Berhandlungen am 26. geichloffen. Das Abkommen be— 
treffend das Berbot des Phosphors in der Zündholzinduftrie wurde von 
fieven Staaten unterzeichnet, nämlich von Deutfhland, Dänemark, Frankreich, 
Ftalien, Yuremburg, Holland und der Schweiz. Das Abfommen betreffend 
das Verbot der induftriellen Nactarbeit der Frauen erhielt die Zuftimmung 
aller Konferenzftaaten. Es entjpricht mit wenig Aenderungen dem Entwurfe, 
den der Bundesrat der Konferenz als Beratungsgrundlage vorgelegt hatte 
und der jeinerfeit8 auf den Beſchlüfſen der legtjährigen internationalen Konferenz 
in Bern beruhte. (Siehe Heit 9, ©. 294, diefer Blätter.) Die Ratififationen 
follen bis ſpäteſtens 31. Dezember 1908 dem fchweizerifchen Bundesrate ein- 
gereicht fein. Die Konvention tritt in Kraft zwei Jahre nah Schluß des 
Protokolls über die Einreihung der Ratififationen. Für Rübenzuderfabriten, 
Wollkämmereien, Wolljpinnereien, für außerhalb der Gruben ausgeübte Arbeit 
in den Bergwerfbetrieben, welche durch Elimatifche Einflüffe jährlich mindeftens 
vier Monate unterbroden wird, fieht die Konvention eine Erftredung der 
Frift ihres Inkrafttretens auf höchſtens zehn Jahre vor. Die Konvention 
fann nicht gefündet werden vor Ablauf von zwölf Jahren nah Schluß des 
Protofoll3 über die Einreihung der Ratiſikationen. 

Die 4. Generalverjammlung der internationalen Ver— 
einigung für gefegliden Arbeiterfhug, die in Genf vom 27. bis 
29. September tagte, nahm unter andern folgende Rejolution bezüglich die 
Nachtarbeit von jugendlichen Arbeitern an: 1. Die Nachtarbeit für jugend 
liche Arbeiter biS zum 18. Altersjahr joll im allgemeinen verboten werden. 
2. Das Verbot iſt ein abjolutes biß zum 14. Altersjahr. 3. Für Jugend— 
liche im Alter von über 14 Jahren find Ausnahmen geftattet: a) ın Fällen 
höherer Gewalt oder ausnahmsweiſer Berhältniffe; b) in Induſtrien, deren 
Rohprodukte rafcherem Berderben unterworfen find uud zur Vermeidung großer 
Schäden. 4. Die Nachtarbeit ift gänzlich unterfagt im Handelsgewerbe, wie 
auch in den Bureaur derjenigen gewerblichen Betriebe, im denen die Nacht— 
arbeit unterjagt tft. 5. Nactarbeit dauert non 10 Uhr abends bis 5 Uhr 
morgens. 6. Uebergangsbeftimmungen fünnen vorgejehen werden. 7. Die 
Internationale Vereinigung jpridt den Wunſch aus, daß die Inſpektion 
ernftlih durchgeführt werde. 8. Zum Studium der Mittel zur Durchführung 
der auf die Nachtarbeit der Jugendlichen bezüglichen Refolutionen wird eine 
Kommiffion eingefegt. — Ueber die eigentlichen Verhandlungen der General: 
verfammlung gedenken wir in furzer Zeit ausführlich zu berichten. 

Bon der ftändigen Kommifjion des Verwaltungsrates 
der Bundesbahnen wird der Antrag gejtelt: 1. Es fei den Werkſtätte— 
arbeitern, welche zehn Jahre lang ununterbrochen im Dienfte geftanden, ein 
Erholungsurlaub von jährlih jehs Tagen ohne Yohnabzug zu gewähren. 
2. Es ſei von Neujahr 1907 an die Arbeitszeit in den Werkjtätten auf 54 
Arbeitsftunden in der Woche zu beſchränken, bei entſprechender Erhöhung des 
Lohnes. In dieſen 54 Ardeitsſtunden jollen feine Pauſen inbegriffen fein. 





Anturalverpflegung 
wandernder Arbeitslofer in der Schweiz, 


Von NR. Neichesberg, Bern. 


1. Begriff. 

Unter Raturalverpflegung verfteht man eine Organifation, welche 
fi zur Aufgabe ftellt, wandernde Arbeitfuchende durch Gewährung 
von Unterkunft und Nahrung vorübergehend zu unterftüßen. 

Die Rechtfertigung für den Beitand einer derartigen Organi- 
fation ift vor allem in dem Umftand zu fuchen, daß e8 noch immer 
eine ziemlich beträchtliche Menge von Berfonen gibt, welche, um 
Arbeit zu finden, fi) auf die Wanderfchaft begeben müffen und als 
Mittellofe untermegß ohne fremde Hilfe nicht auskommen können; 
fodann aber wird durch diefelbe die Möglichkeit geboten, die Haus— 
und Straßenbettelei einzudämmen, wenn nicht vollftändig zu bes 
feitigen. 

Letzteres war überall der eigentlide Entjtehungsgrund der 
Naturalverpflegung. Allmählich erhielt fie auch andere Züge, aber 
erſt in der allerjüngften Zeit Hat fie den Charakter angenommen, 
der fie unter anderem zu einem der Mittel zur Belämpfung der 
Arbeitslofigleit ftempelt. 


II. Sefdiätlides. 

Der auf der Landſtraße fich dahinwälzende Strom der armen 
Wanderer war von jeher aus verjchiedenartigen Elementen zufammen» 
geſetzt. Es ift dies noch heutzutage in gleihem Maße der Fall, wenn 
auch einzelne diefer Elemente den veränderten Berhältnifjen gemäß 
dafelbft nicht, mehr anzutreffen find. Aber wie früher, fo ift e8 heute 
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noch der Handmwerferftand, welcher, wenn auch auß ganz verfchiedenen 
Urſachen, ein ziemlich ſtarkes Kontingent der Wandernden liefert. 
War es früher die in der Zunftverfaffung begründete Sitte der Ge- 
fellenwanderung, was viele auf die Landſtraße trieb, fo ift e8 gegen- 
mwärtig die Entwidlung der Fapitaliftifchen Produktionsweiſe, durch 
mwelche einerjeit8 manche Handwerksbranche gänzlich aufgehoben, 
während andererfeits in den noch bejtehenden die Zahl der Arbeiten- 
den verhältnismäßig herabgedrüdt wird. Die freigewordenen Arbeits- 
fräfte, die an Ort und Stelle nicht jofort wieder abforbiert werden 
fönnen, jehen ſich naturgemäß genötigt, anderwärts ihren Lebens— 
unterhalt zu ſuchen, was nicht felten erjt nach) langem Umherſchweifen 
im Bande herum den gemünfjchten Erfolg berbeiführt. Neben dem 
Handwerke ift e8 freilich auch die Induftrie, aus der fich gegenwärtig 
ziemlich ftarfe Stontingente der Arbeit fuchenden Wanderer refrutieren; 
Diefer Zweig der Volkswirtſchaft befindet fich in einem Brozeffe der 
beitändigen Ummandlung, der Arbeitsträfte in größerem Maße bald 
heranzieht, bald wieder abftößt. Und felbjt die Landwirtfchaft, die 
ſonſt über Arbeitermangel Elagt, trägt nicht wenig zu der Vermeh— 
rung der arbeitslojen Wanderer bei, indem fie zum Zeil ihre Arbeiter 
nicht da8 ganze Jahr hindurch zu ernähren vermag, bezw. ihnen 
Arbeits» und Vebensbedingungen bietet, die mit den modernen An- 
forderungen nicht ftet8 in Einklang zu bringen find. 

Dieſe Umftände bringen e8 mit fich, daß jede mehr oder weniger 
ftarfe Aenderung der wirtſchaftlichen Konjunktur ein Anjchmellen, 
bezw. Abflauen des Wandererftromes verurfadht. Die Zeiten, welche 
fih durch größere wirtjchaftliche Krifen auszeichnen, weiſen denn 
auch überall eine rafche Zunahme der in Rede ftehenden Wander: 
ſchaft auf, die zumeilen einen ſolchen Umfang annimmt, daß fie 
geradezu als eine öffentliche Gefahr empfunden wird. 

In neuerer Zeit war die8 Ende der 70er und anfangs der 
80er Jahre des vorigen Jahrhunderts in ganz Mitteleuropa der Fall, 
veranlaßt durch die auf den deutfchefranzöfiichen Krieg und den 
Wiener Börſenkrach folgende ftarfe wirtjchaftliche Depreifion. 

Den Unglüdlichen, welche die Vebensnot auf die Banditraße 
geworfen hat, blieb, da Arbeit nicht leicht zu erhalten war, in der 
Regel nichts anderes übrig, als an die private Wohltätigfeit zu appel- 
lieren. Wenn auch da und dort fi) von früher her der Brauch noch 
erhalten haben mochte, den wandernden Handwerkern von Seiten der 
Berufsorganifation einen Zehrpfennig verabreichen zu lafjen, jo war 
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derfelbe meistens doch jo gering, daß er zum Unterhalt des Em- 
pfänger8 nicht ausreichte. Der Haus⸗ und Straßenbettel erfchien 
unter diefen Umftänden als die einzigen Auskunftsmittel, zu denen 
der Arbeitslofe Zuflucht nehmen mußte. Aber gerade die war es, 
was die öffentliche Meinung in Aufregung verjeßte. Die Zunahme 
der arbeitslofen und arbeitfuchenden Wanderer, die fich von Almoſen 
ernäbrten, begünftigte in hohem Make das Treiben der gemwerbs- 
mäßigen Landftreicher und Stromer, die nunmehr unter dem Bor- 
wand der Arbeitslofigleit um fo eher die Leichtgläubigleit des menfchen» 
freundlich gefinnten Publikums außbeuten durften. Es konnte nicht 
außsbleiben, daß fich unter diejen Elementen auch allerlei Lichtfcheues 
Gefindel vorfand, das auf Raub und Diebitahl ausging und eventuell 
auch von einem Mord nicht zurüdichredte. Und fo ftellte fich ſchließ— 
lich allenthalben die Notwendigkeit heraus, dem gefahrvollen An= 
ſchwellen des Wanderndenftromes einen Damm entgegen zu jeßen. 
Naturgemäß blieb auch die Schweiz von dieſem öſſentlichen 
Uebel nicht verfhont. Faft überall, namentlich aber in den Grenz- 
fantonen beginnt die öffentliche Meinung fich mit dem Umfichgreifen 
des Bagantentums zu befaſſen. Es werden Unterfuchungen angeftellt 
und die Mittel zur Belämpfung derjelben beſprochen. Auch die 
Schmeizerifche Gemeinnügige Geſellſchaft ſchenkte diefem Gegenstand 
ihre bejfondere Aufmerkſamkeit und trug damit zur Sonzentrierung 
nnd Vertiefung der in den verfchiedenen Schichten der Bevölkerung 
fich geltend machenden bezüglichen Beftrebungen nicht wenig bei. 
An der Jahresverfammlung der Schweizerifchen Gemeinnüßigen 
Gejellihaft, die am 19. September 1882 in Glarus abgehalten wurde, 
hielt W. A. Gonzenbach, Pfarrer in Mitlödi, ein ausführliches Referat 
über „Das Bagantentum in der Schweiz“, in welchem er u. a. fon- 
ftatierte, daß „das Bagantentum im Laufe der lebten Jahre eine 
zur eigentlichen Landplage gewordene Ausdehnung angenommen habe, 
welche Ausdehnung insbejondere ihrer Wirkungen und Folgen wegen, 
jedem um die Bollsmwohlfahrt aufrichtig bejorgten Batrioten und 
Menfchenfreunde die gebieterijche Notwendigkeit auferlege, den einge- 
ſchlichenen Unfug feit ins Auge zu faſſen, damit ihm in gemeinfamen 
Vorgehen, wie nach möglichft einheitliden Grundfäßen mit aller 
Tatfraft entgegengemwirkt werde*. Die ftarfe Zunahme des Vaganten- 
tums wird an Hand der Zahlen der von der Polizei aufgegriffenen 
Baganten und Bettler bemwiefen, die aus fünf Kantonen vorlagen. 
Sie ergaben vom Jahre 1871 bis 1881 eine Vermehrung im Kanton 
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Glarus um 116°, Thurgau um 128°, St. Gallen um 154/0, 
Züri um 217% und Aargau ſogar um 322°. Wenn auch das 
verarbeitete Zahlenmaterial an Genauigkeit und Vollftändigleit noch 
viel zu wünſchen übrig ließ, um fo mehr da e8 fich bloß auf eine 
Heine Minderzahl von Kantonen bezog, jo konnte doch nichts defto- 
meniger, und zwar angeſichts der Tatſache, daB fait aus allen 
Kantonen ähnliche Klagen laut wurden, der Schluß gezogen werden, 
daß man e8 bier mit einer Erjcheinung zu tun babe, die für die 
ganze Schweiz von altueller Bedeutung fei. Gonzenbach berechnete 
die Zahl der die Schweiz jährlich durchftreifenden Bettler und 
Baganten auf zirka 40,000. | 

Über troß der erjchredenden Zunahme diefer „Landplage“ hatte 
ſchon Gonzenbach darauf hinweiſen zu müſſen geglaubt, daß es durch- 
aus nicht angehe, in jedem von der Polizei in Haft genommenen 
„Bettler“ oder „Baganten“ ein gemeingefährlichesg Individuum zu 
erbliden. Vielmehr dürfe nicht außer acht gelaffen werden, daß 
unter diefen Elementen es viele anftändige Leute gebe, die aus ihrem 
gewohnten Erwerb durch die Zeitverhältniffe Hinausgedrängt worden 
feien. Auch die Schweiz blieb vom Gründer- und Schwindlertum 
nicht ganz unberührt, indem fich ein waghalfiger Spekulationstrieb 
auf verjchiedenen Gebieten geltend zu machen mußte; 1876 folgte 
auf den St. Gotthard der Nordoſtbahnkrach, wie fich das Eifenbahn- 
fieber überhaupt ziemlich entwidelt hatte; die orientalifchen Wirren, 
wie andere Beitumftände griffen da und dort drohend auf einzelne 
Branchen der Induftrie ein, indem fie zum mindeiten Bertrauen 
und Unternehmungsgeift lähmten; einzelne früher begüterte Familien 
fahen ihre Bapiere entwertet, begannen fich einzufchränfen, um fich 
nur noch mit den dringenditen Bedürfniffen zu begnügen, was wieder 
auf den Handmwerlerftand lähmend einwirkte. Wohl mochte der tüchtige 
Meifter in der Großjtadt oder an größeren Ortichaften, der ſchon 
eine außgebreitete Kundſame, wie überhaupt alle möglichen Vorteile 
befaß, dabei gleichwohl trefflich fahren, — wie jedoch auf dem Lande, 
bejonder8 in kleineren Gemeinden? In jeder Beziehung tüchtige 
Meifter der letztgenannten Klaſſe, welche vor zehn Jahren noch mit 
mehreren Gejellen gearbeitet, Hagen heute, daß e8 bier an Beftellung, 
dort an Bezahlung fehle, daß, wo größere Städte in der Nähe oder 
fonft leicht zu erlangen feien, man den Hauptbedarf von dorther 
beziehe, weshalb fie fi nun mit wenigen Gefellen oder mit gar 
feinem mehr bebelfen fünnen, während Lagerarbeit, ſowie Verkaufs— 
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magazine auf dem Lande, in kleineren Verhältniſſen überhaupt, eben⸗ 
falls nicht rentieren. Hatte ferner der um der Konkurrenzfähigkeit 
willen notwendig erwachjende Aufſchwung des Mafchinenwefens, dem 
fi beinahe fein Gewerbe mehr entziehen kann, nicht mit der Hands 
arbeit zugleih manchen Arbeiter überflüffig gemadt? Außerdem 
gewahren wir bei einzelnen Profeffionen (Bäder, Metzger, Schneider, 
Schuſter, Schreiner u. f. f.) einen zum faltifchen Bedürfnis in feinen 
Berhältniffen ftehenden Zudrang, fo daß fie förmlich überſetzt werben. 

Dieſer Auffaffung über die eigentliche Verurſachung der frag. 
lichen Erſcheinung entiprechend, durfte man e8 in der Belämpfung 
derfelben binfort nicht mehr einzig und allein auf polizeiliche Maß⸗ 
nahmen, wie Verbot des Bettelns, Fechtens und Bagierens, Kontrolle 
über Haußbettel und Ausmweisjchriften, vorübergehende Haft im Ueber⸗ 
tretungsfalle, Transport in die Heimatsgemeinde bei Schweizern, 
Grenzabjchub bei Fremden zc., abjtellen, zumal alle diefe Maßnahmen 
bis dahin nicht allzuviel genügt haben. Allgemein war in der Tat 
das Gefühl verbreitet, es ſei notwendig, der polizeilichen Belämpfung 
des Bagantentums mit einer zeitgemäßen Reorganifation der Hülfe- 
leiftung an die Wandernden zur Seite zu treten. Auch Gonzenbach 
bat in dem oben erwähnten Referat unter allgemeiner Zuftimmung 
den Sab aufgeftellt: „Dem Arbeitjuchenden ſowohl als dem Ber- 
dienftlofen jediwede mögliche Begünftigung und Unterftüßung zu einem 
ehrbaren Fortlommen, dem Mrbeitsfcheuen dagegen jedwede mögliche 
Erfchwerung bei feiner Tagedieberei und Zuchtlofigfeit; deshalb aber 
eine möglichft genaue Ausfonderung der lautern und würdigen von 
den unlautern und unmürdigen Elementen, welche beide Elemente 
auf der Wanderfchaft in bunter Miſchung durcheinander gemürfelt 
find, deren Ausjcheidung jedoch umfo dringender geboten ift, als das 
leßtere infizierend auf das erftere einzuwirken pflegt“. 

Bon einem Berbot des Wanderns war jet nicht mehr die 
Rede, vielmehr jollte da8 Wanderweſen organifiert werden. 

ALS hiezu geeignete Mittel werden empfohlen: Ausgabe von 
Wanderfcheinen an würdige mit den gehörigen Ausmeisfchriften ver- 
jehenen Arbeitslofen. Errichtung von Arbeitsnachweis- oder Arbeits- 
vermittlungsbureaus, welche die Aufgabe haben follten, unverbindliche 
Anmeldungen von Handmwerlsmeiftern, wie auch ſonſt von Privaten, 
die Arbeit oder einen Plat zu vergeben im Falle find, entgegenzu- 
nehmen, um fie den Nachfragenden, fofern deren Ausmweißpapiere zu 
feiner Ausstellung veranlaffen, nebjt Vormerkung im Arbeits oder 
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Wanderbuch zu vermitteln; Gründung bezw. Reorganifation von 
Ortsgeſchenk⸗ oder Unterftügungstlaffen, bei denen die Berabreichung 
einer Unterftüßung, außer an den guten Stand der Ausmweispapiere, 
an den Nachweis zu fnüpfen wäre, daß der Petent noch vor kurzem 
in Arbeit geftanden oder unlängft beim nächitgelegenen Arbeitsver- 
mittlungsbureau vorgefprochen habe, — die Unterftügung follte aber 
in der Regel in der Form der Naturalverpflegung ausge— 
richtet werden, bejtehend in einer geftempelten Ausmweifung auf ein 
einfaches Eſſen, eventuell Nachtquartier nebjt Morgeninbiß, gelegent- 
ih auch in einem Eifenbahnfahrbillet zur Weiterreife auf kurze 
Diftanz; Reorganifation und Ueberwachung des Herbergemefens zur 
Verhütung der Ausbeutung der Wandernden von Seiten der Herberge- 
inbaber und zur Bejeitigung des Schnapsausfchantes in den Nacht» 
quartieren. 

Hiedurch wurde der Anftoß zu einer Bewegung gegeben, welche 
bald darauf mit Wucht anfeßte. 

Aber wenngleich diefe Bewegung als eine neue erachtet werden 
darf, weil fie aus neuen Gefichtspunften ausging, jo läßt fich anderer- 
feit8 nicht verlennen, daß auch aus der Vergangenheit Vorgänge zu 
verzeichnen find, die als ihre Vorläufer angefehen werden müffen. 

Allerdings gehören biezu nicht die ZTreibjagden, „Betteljägi“ 
oder „Landrumi“ genannt, die man in der Schweiz gegen das 
„fahrende Volk“ noh um die Mitte des 17. Jahrhunderts verans 
ftaltete und die im Erfchlagen oder Niederfchießen der angetroffenen 
Baganten beitand. Daneben find ung aber auch Tatfachen überliefert 
worden, die von einer humanen Auffaffung der Dinge Zeugnis 
ablegen. So wurde 3. B. 1533 in Zürich eine Verordnung erlaſſen, 
lautend: „Dan folle fremde Bettler durch die Stadt einziehen laſſen; 
nur follen fie, anjtatt zu betteln, wenn fie vormittags kommen, für 
einmal im Spital Herberge haben, ſowie mittags Brot und Suppe 
erhalten, hingegen noch bei Tageszeit wieder mweiterziehen; kommen 
fie nachmittags, dann follen fie das gleiche zum Abendefjen empfangen 
und bis am folgenden Morgen bleiben, nur ohne befondere Urſache 
innert einem halben Jahre nicht mehr in die Stadt zurüdfehren.“ 
In Bafel follen in der „Armenherberge“ in den Jahren 1586/87 
ca. 40,000 „berumziehende Beute“ unentgeltlich verpflegt worden fein. 
In Solothurn wird 1552 verordnet, daß „Landſtreicher, Zigeuner- 
volf, die unerlaubter Weile auf die Zünfte und im biederer Leute 
Häufer ftreihen, um Almofen zu betteln, im Spitale zu beherbergen“ 
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feien, u. f. f. Seit Jahrhunderten bejtanden fomit in einzelnen Orten 
der Schweiz „Herbergen“, mo mittellofe Wanderer eine Lagerftätte 
und Nahrung finden konnten. 

ALS nun um die Mitte der 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
der Strom der Wanderer anzufchwellen begann, da bildeten fich in 
der Schweiz da und dort fog. Antibettelvereine und zwar vollftändig 
unabhängig von einander, ja meift ohne über die gleichartigen Be— 
ftrebungen in der Nachbarfchaft etwas zu miffen. Die Aufgabe der- 
felben beitand aber überall darin, die Beteiligten von der Beläftigung 
durch den Bettel in den Häufern zu befreien. Meiftenteil8 wurde 
diefe Aufgabe dadurch zu erreichen gefucht, daß man die um ein 
Almoſen Bittenden an die Bereingftelle verwies, mo ein fog. „Orts⸗ 
geſchenk“ in Geld ausgerichtet wurde. An manden Orten hielt man 
jedoch an die alten Herbergen feft und die dafelbft entftandenen Anti- 
bettelvereine machten es fich zur Pfiicht, diefe Einrichtungen zu erhalten 
und zu ftüßen. 

Die Syitem» und Planlofigfeit aller diefer Vorgehen lies jedoch 
den erhofften Erfolg zum großen Teil ausbleiben. Mancherorts haben 
die getroffenen Maßnahmen fogar das entgegengejeiste Reſultat ge— 
zeitigt, was ſchließlich zum Erjchlaffen der entftandenen Organifas 
tionen führte. Die Sache mußte auf einen ganz anderen Boden 
gejtellt werden, wenn fie Wurzel fafjen jollte, — da8 ſah jedermann 
ein, nur über das „wie“ war man fich noch unklar. 

Da lenkte man eben in der vorhin erwähnten Jahresverfamm- 
[ung der Schweizerifchen Gemeinnüßigen Geſellſchaft in Glarus die 
Aufmerkſamkeit auf den im Jahre 1880 im Bezirke Blaubeuren in 
Württemberg unter dem Einfluß von Oberamtsrat Huzel veranftal- 
teten Berfuch, einer einheitlichen Organifation der Naturalverpflegung 
der Wandernden in jämtlichen Gemeinden des Bezirke. Der durch» 
ichlagende Erfolg dieſes Verfuches hatte rafch die Nachahmung einer 
großen Anzahl württembergifcher Bezirke nach fich gezogen, und die 
Bewegung griff bald auch auf andere Staaten Deutfchlands über. 

Die Grundfäße, durch welche man fich dabei leiten ließ, waren 
folgende: 1. Naturalverpflegung fol nur gegen Wrbeitgleiftung ge= 
währt werden. 2. E83 müſſe mit jeder Station ein ArbeitSnachmweis 
verbunden werden. 3. Es müffe im ganzen Lande nach einheitlichen 
Regeln verfahren werden. 

Die Erfahrungen, die man in Deutfchland mit der neuartigen 
Drganifation der Naturalverpflegung machte, ließ man nun auch 
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in der Schweiz nicht unbenugt. Als erfte traten in diefer Beziehung 
die Kantone St. Gallen und Zürich auf den Plan. Im erfteren, der 
als Grenzlanton jehr viel unter dem Zudrang von ausländifchen 
Arbeitslofen und bettelnden Elementen zu leiden hatte, fand bereits 
am 9. Dezember 1881 eine Slonferenz von Gemeindevorftänden unter 
dem Borfit des Landammanns Curti Statt, an welcher u.a. be= 
ſchloſſen wurde, die Errichtung von Naturalverpflegungsftationen in 
den einzelnen Gemeinden des Kantons an die Hand zu nehmen. Im 
Januar des darauffolgenden Jahres erließ die Kantonsregierung einen 
Aufruf an die Gemeinden, in welchem fie diefe auf die weittragende 
Bedeutung folder Stationen aufmerkſam machte, die geeignet feien, 
das Band von der „Bagantenfeuche“ zu befreien; e8 jolle der Bagant, 
ber ſich bloß die Maske des Handwerfsburfchen anlegt, um auf den 
MWohltätigfeitsfinn der Bürger zu fpelulieren, die ganze Härte der 
Polizeigewalt zu fpüren befommen; der unglüdliche Arbeitsfuchende 
aber treffe überall ein freundliches Entgegenkommen und tatfräftige 
Unterftüßung. 

Kurze Zeit darauf wurden in zwei Gemeinden, St. Gallen und 
Flawil, Naturalverpflegungsftationen errichtet. 1883 zählte man im 
Kanton bereit8 14 und im darauffolgenden Jahre 19 Stationen. 
Die nötigen Mittel wurden teild durch Zuwendungen von Privaten, 
teil durch Gemeindebeiträge aufgebradht. 

Am 25. Mai 1888 beſchloß der Kantonsrat, den Regierungsrat 
einzuladen, die Frage zu ftudieren, ob es nicht angezeigt wäre, das 
Naturalverpflegungswejen von Kantonswegen zu organifieren. Der 
Regierungsrat ermangelte nicht, der Einladung Folge zu leiften und 
Thon im nächften Jahre war er in der Lage, dem Kantonsrate einen 
Geſetzentwurf betreffend die ftaatliche Organifation der Naturalver- 
pflegung zur Beratung vorzulegen. Am 20. November 1889 wurde 
diefer Entwurf zum Gefeße erhoben, worauf fofort zur Durchführung 
desjelben gejchritten wurde. 

Was den Kanton Zürich anbelangt, jo Eonftituierte ſich im 
Januar 1884 in Diel8dorf ein Bezirksverband zur Pflege des Natural- 
verpflegungsmwejens und am 12. Juni desjelben Jahres verfammelten 
fih in Zürich auf Jnitiative de Gemeinnüßigen Vereins Andelfingen 
Bertreter verfchiedener mwohltätigen Gejellichaften zur Beratung der 
Mittel und Wege zur Errichtung von Stationen im ganzen Gebiet 
des Kantons. Das Ergebnis diefer Beratung war dies, daß bereits 
im darauffolgenden Jahre in einer großen Anzahl von Gemeinden 
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Berpflegungsftationen errichtet wurden, die alle unter die Stontrolle 
einnes Kantonalverbandes geftellt wurden. Entiprechend einer Betition 
des lebteren beauftragte fodann der Kantonsrat in feiner Sitzung 
vom 30. November 1887 den Regierungsrat, diejenigen Gemeinden, 
mwelche bi8 dahin die Errichtungen von Berpflegungsftationen unter- 
lafjen haben, einzuladen, in nächiter Zeit diefer Frage ihre Aufmerf- 
ſamkeit zu ſchenken, — biebei wurde dem Stantonalverband ein Staats» 
beitrag zugefichert. 

Die Entwidlung des Naturalverpflegungsmwejens in den einzelnen 
Kantonen zu fchildern, würde zu weit führen. Uebrigens ift dies 
auch ziemlich irrelevant, um fo mehr, da faft überall, wo an einer 
Organifation des Naturalverpflegungsmwejend gearbeitet wurde, fich 
ähnliche Vorgänge abgeipielt haben; der wichtigſte Unterfchied befteht 
bloß darin, daß in manden Kantonen die Naturalverpflegung noch 
bis auf den heutigen Tag in der Hauptjache in den Händen von 
privaten Wohltätigkeitsgejellichaften Tiegt, während e8 in anderen 
entweder von Anfang an oder nach und nad) Sache der Gemeinde 
bezw. de8 Staates wurde. 

Einen mädtigen Aufſchwung erhielt die Entwidlung der Natural 
verpflegung in der Schweiz feit der Gründung des Interfantonalen 
Berbandes, von dem unten ausführlicher die Rede fein wird. 


11I. Organifation. 

Jede Naturalverpflegungsitation umfaßt eine Anzahl von Eins 
richtungen, von denen zwei: nämlich 1. die Kontrollftelle, welche 
feftzuftellen Hat, ob im gegebenen Falle Naturalverpflegung zu ges 
währen oder zu verweigern fei, und 2. die Unterfunftsjtelle (Herberge), 
mo Nahrung event. auch Nachtlager gegeben wird, überall vorhanden 
fein müffen, während die übrigen, der Arbeitsnachweis und die Arbeits- 
ftätte nur an manchen Orten anzutreffen find. 

Mit Ausnahme der Kantone Graubünden, Nidwalden, Schwyz, 
Teſſin und Wallis haben alle übrigen das Inſtitut der Naturalver- 
pflegung in größerer oder geringerer Ausdehnung eingeführt, wobei 
allerdings zu bemerken ift, daß die Kantone Bafel-Stadt, Freiburg, 
Genf, Laufanne und Neuchätel nur in den Hauptjtädten Natural- 
verpflegungsftationen befiten. 

In einer Anzahl Kantone jchlofjen fich die Gemeinden, welche das 
Ttaturalverpflegungswefen eingeführt haben, zu Gemeinde= bezw. Be- 
zirfSverbände zufammen. In anderen find hingegen Stantonalverbände 
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zuſtande gekommen. Staatlich organiſiert iſt das Naturalverpflegungs⸗ 
weſen in den Kantonen Aargau, Baſel-Land (teilweiſe), Bern, Luzern, 
St. Gallen, Schaffhauſen, Thurgau. 

Die Hauptaufgabe aller diefer Verbände wie auch der ftaat- 
lichen Organifation befteht in der Wufftellung eines rationellen 
Stationsneßes, in der Ausarbeitung einheitlicher Grundfäße für die 
Behandlung der zu Unterjtügenden, in der Ueberwachung des ge- 
famten Geſchäftsganges und endlich in der Pflege der Beziehungen 
zu ähnlichen auswärtigen Gebilden. 

Die gleiche Tätigkeit, nur weit umfaffender, entfaltet der auf 
Anregung des Hülfsvereins Olten im Jahre 1887 ins Leben gerufene 
„Snterfantonale Verband für Naturalverpflegung armer Durd- 
reifender“. 

Dieſem Verbande, in welchem fi) zunächit bloß der Ktantonal- 
verband Glarus, der Hantonalverband Zürich, der Verein für Natural: 
verpflegung des Bezirks Zofingen und der Berein für Naturalver- 
pflegung des Bezirks Brugg zufammenfanden, gehören gegenwärtig 
14 Kantone an und zwar: Aargau, Appenzell A.⸗Rh., Appenzell J-Rh., 
Bajel-Land, Bajel-Stadt, Bern, Glarus, Quzern, St. Gallen, Schaff- 
haufen, Solothurn, Thurgau, Zug, Zürich). 

Aus den Statuten, welche der Berband ſich am 1. Dezember 1887 
gab und die jeither nur in unweſentlichen Punkten einer Revifion 
unterworfen wurden, läßt fich Umfang und Charakter der Leiftungen 
der Naturalverpflegungsitationen feititellen. 

Die Feititelung der Verpflegungsftationen ift in erfter Linie 
Sache der Bezirks» und Santonalverbände. Die Stationen dürfen 
nicht zu nahe bei einander liegen, um Ausnutzung zu verhüten und 
nicht zu weit auseinander, damit die Wandernden nicht Mangel 
leiden. Die Kontrolljtellen werden möglichft auf Polizeiftationen zu 
verlegen gejucht; e8 fommen ihnen im einzelnen folgende Berpflich- 
tungen zu: a) Prüfung der Ausweispapiere der fich meldenden 
Unterftügungsbedürftigen; b) Ausfertigung eines abgejtempelten 
Berpflegungsicheines, auf die entfprechende Herbergeftation Tautend, 
fofern Herbergejtation und Kontrollſtelle nicht zufammenfallen; c) die 
Unterftüßung genießenden mit Familien- und Taufname, Beruf, Alter 
und Heimat alphabetifch geordnet einzutragen; d) den Arbeitfuchen 
den Aufichluß zu geben, wo folche zu finden wäre; e) freimillige 
Gaben an Hleidungsjtüden entgegenzunehmen, ein Verzeichnis darüber 
zu führen und diejelben nach beſtem Ermeſſen an Dürftige abzugeben. 


= A Sein 


Die Naturalverpflegung wird nur an ſolche dürftige Wanderer ver- 
abreicht, welche: geſetzlich anerlannte Ausmeisjchriften befiten und 
den Nachweis leiften, daß fie in den leßten drei Monaten irgendwo 
in Arbeit geftanden haben. Verweigert wird die Unterftügung Bes 
trunfener und folcden, welche angebotene Arbeit nicht annehmen. 
Im Zeitraum eines halben Jahres wird auf derjelben Station dem 
nämlichen Durchreifenden nur ein Mittageffen oder Nachtquartier 
mit Abend» und Morgenejien bemilligt. Jede verabfolgte Verpflegung 
wird dem Wanbernden in dem vom Berband eingeführten Wander- 
fchein, den der Wandernde bei der erftmaligen Jnanfpruchnahme der 
taturalverpflegung gegen Entſchädigung von 10 Et8. zu löſen bat, 
mit Ort und Datum eingetragen. Die zu verabreichende Nahrung 
bejteht mindeftens: für Mittageffen in einer Portion Suppe mit 
Brot, für Nachteſſen und ebenfo für Morgeneffen in Slaffee oder 
Suppe und Brot; Branntwein darf von den Herbergeinhabern unter 
feinen Umftänden an die Wandernden verabfolgt werden. Bei ver- 
fuchtem oder ftattgehabten Mißbrauch der Unterſtützung, fumwie bei 
BZumiderhandlung gegen daß Herbergereglement wird der TFehlbare 
der Polizei übermwiefen, ebenjo jeder Wandernde, welcher feine oder 
nicht gejeglich anerkannte Ausweisſchriften befitt. 

Die zum Teil zu weitgehende und nicht ohne eine gewiſſe Härte 
auftretende polizeiliche Kontrolle, welche der nterlantonale Verband 
in den in feiner Machtiphäre gelegenen Naturalverpflegungsftationen 
durchgeführt Hat, hat immerhin die Qualität der Wanderer in kurzer 
Zeit ziemlich gehoben. In gleicher Richtung wirkte die Sorge des 
Verbandes um die Verbefferung des Herbergemefens, namentlich die 
möglichfte Zoslöfung der Herberge vom Wirtshaus und das Verbot 
des Ausfchanfes von Brannimein in derjelben. Einen weit befjeren 
Erfolg verjprechen aber die Bemühungen zur Einführung der Wan— 
derarbeitsftätte und der Arbeitsnadhmweisvermittlung, 

Daß nicht der böſe Wille die meiften auf die Landftraße ge- 
trieben bat, wurde durch die Erfahrung bald aufs nachdrücklichſte 
beftätigt. Unter den Wandernden befanden ſich von Anfang an viele, 
welche für die ihnen dargebotene Unterftüßung als Entgeld gerne 
irgend eine Arbeit zu verrichten bereit waren. Manche Naturalver- 
pflegunggitationen famen ihnen in diefer Beziehung entgegen, indem 
fie von den zu unterjtüßenden Wanderern eine zwei= bis vierftündige 
Arbeitsleiftung, beftehend in Holzfägen, Spalten, Haußreinigen, Stein 
flopfen, 2c. verlangen. Allerdings darf nicht außer Acht gelaſſen 
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werben, daß fich hiebei zwei fchwerwiegende Bedenken geltend machen. 
Abgeſehen davon, daß nicht in allen Naturalverpflegungsftationen 
zu jeder Zeit die nötigen Arbeiten vorhanden fein dürften, ift es 
klar, daß nicht alle Wanderer zu derartigen Arbeiten geeignet find. 
Unter den Wandernden befinden fich, wie unten nachgemwiejen wird, 
fehr viele gelernte Arbeiter, die an grobe und ſchwere Arbeiten 
nicht gewohnt find und deren Berufstüchtigfeit unter der Ausführung 
von derartigen Arbeiten zweifellos leiden müßte. Sodann kann e8 
ja vorflommen und fommt ja tatjächlich nicht jelten vor, daß auch 
die einheimifche Arbeiterbevölferung, die gerade unter Arbeitslofigfeit 
zu leiden hat, fich um die Arbeiten bewirbt, die in den VBerpflegungs- 
ftationen von den Zugereiften ausgeführt werden follten. Das führt 
zu Reibereien und Konflikten, um jo mehr als in den Stationen die 
Arbeitgleiftung in der Regel billiger als ſonſt in der betreffenden 
Ortſchaft taxiert wird, was die Arbeiterjchaft naturgemäß als Lohn— 
drüderei betrachtet. Hier muß daher mit Takt und Umficht vorge— 
gangen werden; bei gutem Willen laſſen fich gewiß manche der 
gedachten Schwierigkeiten bejeitigen. 

Der Arbeitsnachweis wurde von Anfang an in den Aufgaben 
freiß der Naturalverpflegung aufgenommen. Aber zur Durchführung 
dieſes Programmpunktes ift lange Zeit hindurch nichts gejchehen. 
Die von menigen Stationen eröffneten Arbeitsnachweisſtellen 
wurden namentlich von Seiten der Meifter ſehr wenig benußt, — 
es herrfchte in diejfen Kreifen noch immer eine gewiſſe Scheu vor 
den die Naturalverpflegungsitationen frequentierenden Elementen. 
Dem mwandernden Arbeitsjuchenden blieb daher nach wie vor nichts 
anderes als die „Umſchau“ übrig. Aber gerade diefem in gleichem 
Maße für Arbeiter wie Arbeitgeber mit vielen Unzulömmlichkeiten 
verfnüpften Brauche jollte ja durch die Naturalverpflegung entgegen 
gearbeitet werden. Man mußte daher jchlieklich doch tracdhten, die 
Sade auf eine andere Bahn zu bringen. 

ALS erſter unter den Kantonen, welche ihrem Naturalverpfle- 
gungsmejen den obligatorifchen Arbeitsnachmweis angegliedert haben, 
trat der Kanton Aargau im Jahre 1897 auf den Plan. Bald darauf 
nahm fich auch der Interlantonale Verband der Sache an und berief 
auf den 2. Oftober 1898 eine Delegiertenverfammlung nad) Zug ein, 
zur Beiprechung der Frage der Organifation de Arbeitsnachmweifes. 
Nach ſehr Lebhafter Diskuffion wurde von der Berfammlung prin- 
zipiell beichloffen, daß der Arbeitsnachmeiß in Berbindung 
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mit der Naturalverpflegung durchgeführt werden fol. Zur 
Beratung der von Regierungsrat Dr. Scherrer aufgeftellten Poſtu— 
late wurde eine fiebengliedrige Kommiſſion eingefegt, mit dem 
Auftrag, bezüglihe Wünfche aus den Gewerbekreiſen entgegenzus 
nehmen, die Boftulate dann endgültig zu redigieren und einer zweiten 
Delegiertenverfammlung zur definitiven Bejchlußfaffung vorzulegen. 
Die Kommiffion ift dem ihr erteilten Auftrag denn auch bald nach— 
gelommen, und die von ihr redigierten Poſtulate erhielten folgende 


Faſſung: 

I. An ſämtlichen Orten, wo Naturalverpflegungsſtationen beſtehen, ſollen 
Arbeitsnachweisbureaux errichtet werden mit dem Zweck, allen Arbeitſuchenden, 
wenn möglich, Arbeitsgelegenheit zu verſchaffen. 

Die Führung diefer Bureaur fol, wenn es die Verhältniſſe geftatten, fach: 
fundigen, den Gemwerbefreiien angehörenden Perjonen überbunden werden. 

II. Die nähere Organijation diefer Bureaur iſt Sache der Verbandsfantone, 
welche diejelben in Berbindung mit den kantonalen Gewerbevereinen feſtſtellen 
jollen unter Beobadhtung folgender Grundſätze: 

a) Die Arbeitsnachweisitellen follen nah dem Grundjaß der Uneigennüßigfeit und 

Unparteilichfeit geführt werden. 

Jedes Arbeitsnachweisbureau bat mit dem nächſtgelegenen Arbeitsnachweis— 
bureau in Verbindung zu ſtehen und demſelben von jedem eingegangenen 
Arbeitsgeſuch Stenntnis zu geben. 

ce) Für die Förderung der Negelung des Arbeitsmarktes joll die Herausgabe eines 
mindeitens alle Samstage ericheinenden Stellenanzeigers als Zentralorgan der 
Arbeitsnachweisbureaur angeltrebt werden. 

d) Unter den Mrbeitiuchenden find bei aleiher Befäbigung die ſchweizeriſchen 
Arbeitskräfte, ſowie foldye, welche mit einem Lehrbrief oder fonftigem Ausweis 
über beitandene Berufslehre ausgerüftet find, zu bevorzugen. 

e) Die Arbeitgeber haben die Anmeldung der offenen Stellen in der Regel ſchrift— 
lich dem Arbeitsnahmweisbureau einzugeben und find zu verhalten, jedesmal, 
wenn ihnen ein Arbeiter zugefandt worden ift, dem betreffenden Bureau ume 
gehend zu melden, ob er angeftellt worden ift oder nicht. 

III. Feder Durchreijende, welcher die Naturalverpflegung in Anſpruch nimmt, 
wird als Arbeitjuchender behandelt: Eine Ausnahme wird nur dann gemacht, 
wenn durch triftige Gründe die Unmöglichkeit, Arbeit anzunchmen, dargetan werden 
fann. 
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IV, Die Naturalverpflegung wird künftig nur ſolchen Durchreiſenden verab— 
reicht, denen feine Arbeitsitelle angewiejen werden fann oder die an der angewie— 
fenen Arbeitsitelle hicht angenommen worden find, 

Wer angerwiejene Arbeit ohne genügenden Grund nicht annimmt, verliert die 
Unterftüßungsberechtigung 

Im Hahresbericht des leitenden Ausſchuſſes des Interkanto— 
nalen Verbandes pro 1898/99 konnte bereits die Mitteilung gemacht 
werden, daß die Kantone Appenzell, Glarus, St. Gallen und Thurgau 
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den Arbeitsnachmweiß nach den obigen Grundfägen eingeführt hätten. 
Seither find noch die Kantone Bafels-Land, Luzern, Schaffhaufen 
und Zug hinzugelommen, während in den Kantonen Bern und Zürich 
der obligatorische Arbeitsnachweiß auf etwas abweichenden Grunds 
lagen zur Durchführung gelangte. 


Im Februar 1905 übernahm das Städtifche Arbeitsamt Zürich 
unter Zuftimmung der fommunalen Arbeitsnachweisbureaug in Bafel, 
Biel, Bern, Genf, St. Gallen, Schaffhaufen und Winterthur die 
Bentralleitung für diejelben. Hiermit wurde eine Zentrallitelle für den 
öffentlichen Arbeitsnachweis gejchaffen, mit der Aufgabe, die Zus 
fammenftellung und Herausgabe einer Yentralvafanzenlifte zu beforgen, 
eine nach einheitlichen Grundfäßen geregelte Berichterftattung über die 
Frequenz⸗ und Bermittlungsergebniffe durch Sammlung monatlicher 
Rapporte zu ermöglichen und förderliche Beziehungen zu den kan— 
tonalen und eidgenöffifchen Behörden wie auswärtigen Arbeitsämtern 
aufrechtzuerhalten. 


Diefe neue Inftitution fam naturgemäß den Beitrebungen des 
Sinterfantonalen Berbandes für Naturalverpflegung zur Durchführung 
des Arbeitsnachweijes in den Stationen zu Gute, und er beeilte fich 
denn auch zu jener Inſtitution in engere Beziehungen zu treten. — 


Eine Frage war e8 noch, welche die fantonalen Verbände wie 
den Gejamtverband im Zufammenhang mit dem Arbeitsnachweis 
beichäftigte, nämlich die Frage, wie in Streiffällen ſich die Natural» 
verpflegung zu verhalten habe. In den oben mitgeteilten Poftulaten 
heißt e8: „Wer angemiejene Arbeit ohne genügenden Grund nicht 
annimmt, verliert die Unterſtützungsberechtigung“. Nun fam e8 vor, 
daß manche Berpflegungsitationen geftübt darauf, Wanderer, die 
nicht Streifbrecher fein wollten, zurückwieſen ja fie ſogar bei der 
Polizei anzeigten. Daß fich die Arbeiterſchaft das nicht gefallen 
laſſen konnte, ift Far, die örtlichen Gewerbevereine traten hingegen 
für die ftrifte Anwendung des Wortlautes der angeführten Beſtim— 
mung. Nach vielen Verhandlungen fam fchließlich der leitende Aus- 
ſchuß des Interlantonalen Verbandes zur folgenden Stellungnahme: 
„Wir gehen, heißt e8 in einem bezüglichen Berichte, von der Erwägung 
aus, daß ber Streif ein Kampfmittel der Arbeiter ift, das heute 
nolens volens berüdfichtigt werden muß, daß bei Aufitellung der 
ftatutarifchen Beitimmung, melde Nichtannahme von Arbeit als 
Grund zur Abmweifung und Ueberweiſung an die Bolizei anfieht, nicht 
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an den Streik gedacht worden ift, und daß die Lage des Streifbrecherg 
feinen Kollegen gegenüber eine fehr unangenehme ift. Wir haben die 
Ueberzeugung, daß in ſolchen Fällen jene ftatutarifche Beftimmung nicht 
in ihrer ganzen Strenge gehandhabt werden kann; wir wünſchen 
aber auch nicht, dem Mißbrauch in diefer Beziehung Tür und Tor 
zu öffnen und am Ende gar Streifveranftaltungen zu fördern. Wir 
halten e8 daher für das Beſte, indem wir „mit Waffen der Gerechtig- 
feit zur Rechten und zur Linken fämpfen“, Jhnen folgenden Mittel» 
weg vorzufchlagen: „Im alle eines Streilausbruches follen die 
nächitliegenden Stationen benachrichtigt werden, damit die Kontrol⸗ 
leure den vorfprechenden Wanderern die nötigen Mitteilungen machen 
und fie — unter Eintragung diefer Mitteilung in den Wanderfchein — 
eventuell verhindern, auf den Streilplat zu gehen. Gehen fie doch 
bin, nehmen feine Arbeit an und wünſchen gleihmwohl Verpflegung, 
fo müßten fie zurückgewieſen werden, weil fie hievon avifiert worden 
find“. 
IV. Statiſtiſches. 

BZuverläßige ziffernmäßige Angaben über die Frequenz, Leift- 
ungen und often der Naturalverpflegung find erft erhältlich, ſeitdem 
der Interlantonale Verband eine bezügliche Berichterftattung einführte. 
Allerdings war auch dieje Berichterftattung nicht von Anfang an 
vollftändig und lückenlos. Daß betreffende Urmaterial wurde nicht 
überall nach einheitlichen Grundfägen zufammengeftellt; auß manchen 
Orten war überhaupt nichts zu erhalten. 

Die nachfolgenden Angaben beziehen ſich nur anf die Natural- 
verpflegung der Berbandslantone. Leber das Naturalverpflegungs- 
weſen der außerhalb des Interkantonalen Berbandes ftehenden Stantone 
ift, fofern überhaupt von einem ſolchen noch die Rebe fein kann, nichts 
beſtimmtes aufzubringen. 

Ueber die Frequenzverhältniffe gibt folgende Zufammen- 
ftelung Aufſchluß: 

Jahr Nacht⸗ Mittags⸗ Total Jahr Nacht⸗ Mittage- Total 

verpflegung verpflegung verpflegung verpflegung 

1894 155,683 63,770 219453 1900 127,107 50,058 177,165 
1895 117,444 45,466 162,910 1901- 180,482 80,593 261,075 
1896 94,234 35,000 129,234 1902 186,090 81,243 267,333 
1897 101,512 39,189 140,701 1905 168,987 73,578 242,565 
1898 111,170 42,519 153,689 1904 156,172 66,863 223,035 
1899 107,410 40,173 147,583 Total 1506.21 618.42 A2KT43 
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Bon den Unterftüßten benußten 71 °/o die Nachtverpflegung und 
29°/ die Mittagsverpflegung. Im Durchſchnitt wurden pro Jahr 
193,158, pro Monat 16,096 und pro Tag 529 Unterftüßungen gewährt. 

AUbgewiefen oder der Bolizei übergeben murden: 
1894 5,828, 1895 4,595, 1896 5,487, 1897 5,510, 1898 5,480, 1899 
6,558, 1900 7,642, 1901 8,647, 1902 9,629, 1903 8,230, 1904 6,120. 
Im Ganzen 73,726 Berfonen, was im Berhältnis zur Zahl der 
Berpflegten 3,45°/ ausmacht. 

Arbeitsvermittlungen erfolgten: 1894 1,242, 1895 2,442, 
1896 2,426, 1897 2,852, 1898 1,924, 1899 2,065, 1900 2,010, 1901 
2,760, 1902 2,998, 1903 4,055, 1904 4,340. Zuſammen 29,114; 
im Verhältnis zur Zahl der verabreichten Berpflegungen 1,37 °/o. 

Ueber die Koſten berichtet folgende Tabelle: 





Yahr Nachtverpflegung Mittagsverpflegung Berwaltung Total 

Fr. Cts. Fr. Eis. Fr. Gis, Fr. Gte 
1894 121,874.80 23,848.09 26,827. 48 172,550. 37 
1895 91,591.85 17,353. 10 21,944. 05 130,889. — 
1896 75,517.20  13,314.10 23,566. 75 112,398. 05 
1897 83,940.75 14,890. 20 24,938. 71 123,769. 66 
1898 94,352. 75 16,807.25 25,135. — 136.295. — 
1899 91,846. 33 16,685. 95 28,028. 36 136,560. 68 
1900 100,096.05 23,143. — 35,528. 87 158,747. 92 
1901 149,600.28  29,406.40 39,413. 93 218,429. 61 
1902 147,598. 45 : 30,246. 95 39,996. 87 217,842. 27 
1903 132,622.45  27,581.70 37,445. 60 197,649. 75 
1904 122,407.30 25,203. 15 37,967. 45 185,597. 90 
Total 1,211,457.25 238,479.89 340,793.07 1,790,730. 21 


Die durhfchnittliche Ausgabe per Jahr beträgt Fr. 162,786.38. 
Eine Berpflegung koſtet durchſchnittlich 34,27 Ets. Eine Nachtver- 
pflegung fommt durdhfchnittli auf 80,42 Ets., eine Mittagsver- 
pflegung auf 36,58 Ets. zu ftehen. Die Bermwaltungskoften machen 
19,03°/0 der Geſamtkoſten auß. 


An Staatsbeiträgen wurde der Naturalverpflegung zugewieſen: 


Jahr Fr. Ets. Jahr Fr. Ets. Jahr Fr. Ets. 
1894 52,854. 91 1898 55,224. 76 1902 73,564. 20 
1895 58,125. 80 1899 57,178. 75 1903 69,137. 60 
1846 54,814. 13 1900 62,827. 50 1904 67,389. 25 
1897 53,732. 26 1901 81,009.20 Total 668,158. 36 


Bevölkerung an denjelben zu beteiligen. 


erfichtlich: 
Jahr unter 20 20—30 30-40 40—50 
1894 24,3 45,5 13 
1895 2h,s 40,s 13,3 
1896 28,5 34, Id,o 
1897 21,: 40 15,6 
1898 18: 43, 15. 
1899 19.4 42,» 15, 
1900 18,53 Al,» 15,9 
1901 ld, 45,56 15,0 
1902 14,2 44,1 17,12 
1903 14,55 39,3 19,45 
1904 ll,» 380 19 
Duchihnitt 19,15 Ale 16,0 
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Die Verwaltungskoſten des Interlantonalen Verbandes wurden 
urfprünglid auf alle Verbandskantone gleichmäßig verteilt. Seit 
1895 jedoch haben fich die Verbandskantone im Verhältnis zu ihrer 


Die Nationalität der Berpflegten bekundet folgende Tabelle: 


Jahr 


18494 
1895 
1896 
1897 
1598 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


Dachfänitt 





Schweizer Deutſche Defterreicher Staliener — 
* 9% % %% %% 
6l 26 7 —1 5 
58 32,5 7 1 1,5 
D4,5 32,3 9 1,5 3,2 
DD,63 35,06 Y, l,g 3,29 
DD,e2 3l,s 9,4 1,53 2,17 
59,16 28,, 5,06 l,a3 2,15 
60,55 26,88 8,3 L,ı: 2,43 
63,74 23,0: Ts 1,s5 3,58 
62,4 24,08 i ,o8 2: 22 3,36 
6l,.o 23,54 8,1 2,1 4,12 
60 24 9 2,5 4, 
61,06 27,56 8,4: 1,:s 3,12 


Es folgt aus diefer Tabelle, daß die Schweizer ftetS das 
größte Kontingent der Wandernden geftellt haben, an zweiter Stelle, 
faft mit einem Drittel, fommen die Deutfchen, während die Beteili- 
gung anderer Nationalitäten eine geringe ift. 
Das Alter der Verpflegten ift aus folgender Zufammenftellung 





% 


9 
10,2 
114 
113 
IIA 
10,06 
12,35 
12,33 
11,0 
12,45 


15,79 


11,06 





50—60 60—70 über 70 Jahr 
9% % F 
6,1 1,3 0,3 
6,4 1,3 O,. 
8,1 1,5 0, 
8 2 0,. 
8,7 2, 0,; 
8,1 2,8 O,: 
8,52 2,18 O,:s 
8,58 2,6 Q,23 
8,06 5,83 O,21 
8,68 3,16 0, 
10,04 „18 O,1s 
5,11 2,54 O,2s 


Was den Beruf der Berpflegten anbelangt, fo zeigt eine auf 
den Stationen Derlifon, Zug, Arbon, Grenchen, Schaffdaufen, Lich» 
tenfteig, Schüpfheim, Glarus, Langenthal, LVieftal, Bajel, Speicher 
und Bühler im Jahre 1904 durchgeführte Erhebung folgendes Bild: 


3061 Handlanger 
2538 Schloſſer 
2054 Knechte 
1913 Bäder 
1316 Schreiner 
1142 Mebger 
928 Maler 

893 Scuiter 
793 Schmiede 
759 Erbdarbeiter 
729 Maurer 
679 Küfer 

637 Bimmerleute 
634 Flafchner 
548 Uhrmacher 
520 Gärtner 
511 Eifendreher 
487 Fabrifarbeiter 
454 Gießer 

445 Scriftjeßer 
407 Mechaniler 
400 Kommis 
397 Buchbinder 
316 Tapezierer 
264 Steinhauer 
261 Brauer 


247 Weber 
235 Konditoren 
216 Färber 

216 Wagner 
212 Hafner 

119 Drechsler 
164 Säger 

153 Dachdecker 
114 Ziegler 

113 Eoiffeure 
104 Gerber 

104 Saminfeger 
103 ®lajer 

90 Druder 

90 Heizer 

90 Kupferſchmiede 
84 GStider 

76 Gipſer 

68 Korbjlechter 
67 Maſchiniſten 
62 Feilenhauer 
58 Bader 

57 Goldarbeiter 
54 Spinner 

52 Bildhauer 


45 Bürftenbinder 
43 Hutmacher 
42 Seiler 
41 Köche 
35 BPfläfterer 
32 Bigarrenmacher 
31 Lithographen 
30 Bofamentier 
30 Bergolder 
25 Mühlenmacher 
24 Matrojen 
24 Techniker 
23 Mefferjchmiede 
22 Seifenfieder 
20 Beichner 
16 Photographen 
15 Bapiermühler 
13 Blattmacher 
12 Büchſenmacher 
12 Schirmmader 
9 Zinkgießer 
8 Nagelichmiede 
5 Bleicher 
4 Strumpfmeber 
2 Gabelmadher 


46 Schleifer. Und viele vereinzelte Vertreter 


anderer Berufsarten. 

Hiemit find die obigen Ausführungen betreffend die Zufammen= 
ſetzung des Wanderftromes vollinhaltlich betätigt, indem aus diefer 
Tabelle klar erfichtlich ift, daß e8 das Handwerk ift, auß dem fich 
die allermeisten Wanderer refrutieren. 


V. Schlußbemerkungen. 
Die Naturalverpflegung bat im Laufe der Jahre ſichtbar Fort- 
Ichritte gemacht, fomwohl in Bezug auf die Organifation, wie auch 
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binfichtlich der Leiftungen. Immer größere Gebiete wurden in den 
Bereich ihrer Tätigkeit hineingezogen und gegenwärtig ift e8 der 
größte Teil der Schweiz, der mit einem ziemlich dichten Net von 
Berpflegungsftationen überzogen ift. Ein großes Berbienft bat fich 
Hiebei unleugbar der Interlantonale Verband erworben, dem leider 
die Jentrallantone und die der romanifchen Schweiz noch nicht bei» 
getreten find. Erft wenn leßteres der Fall fein wird, aber auch nur 
dann, wird man von einem vollftändigen Erfolg der Naturalver- 
pflegung fprechen dürfen. Bon nicht zu unterſchätzender Bedeutung 
ift e8, daß e8 dem Interlantonalen Berbande gelungen ift, mit den 
badifchen und vorarlbergiichen Naturalverpflegungsverbänden in enge 
Beziehungen zu treten und mit diefen einen gemeinfamen Unter— 
ftüßungsmwanderjchein einzuführen, eine gleiche Wanderordnung auf- 
zujtellen und eine Webereinftimmung in den mwichtigften Grundfäßen 
zu erzielen. 

Bon der größten Bedeutung aber wäre e8, wenn e8 gelingen 
follte, in allen Stantonen das Naturalverpflegungsweien zu verftaat- 
lichen ; denn nur dann wäre eine einheitliche Anwendung der in Betracht 
fommenden Boftulate und die Heranziehung fämtlicher Gemeinden 
zur Beteiligung an den often wirklich durchführbar. Dann aber 
wäre e8 aber auch zweifellos möglich, die Naturalverpflegung in 
engfte Verbindung mit den von Bundeswegen zu zentralifierenden 
Arbeitsnachmweis zu bringen, dem er mit feinem ausgedehnten Net 
von Stationen in vielfacher Beziehung unſchätzbare Dienfte leiſten 
könnte. 


Cinigungsämter in den 
Dereinigten Stanten von Auftralien. 


Auftralien hat in leßter Zeit oft in Sachen des Arbeiterfchuges 
von fich hören lafjen. Manch treffliches ift auf diefem Gebiete fchon 
dort gejchehen, wa8 auch für uns nachahmenswert wäre. Das 
bier zum Abdrud fommende Gejeh! hat zur Aufgabe die Verhütung 
bezw. Schlichtung gewerblicher Streitigkeiten, die fich über die Grenzen 
eines Einzeljtaates erjtreden. Inwiefern e8 diefe® Vorhaben zu er- 
füllen die Möglichkeit befitt und ob e8 vom Standpunlte eine mohl- 
verjtandenen und zielbewußten Arbeiterfchußes der Kritik Stand zu 
halten vermag, joll ein andere® mal unterfucht werden; bei dem 
jeßt fich überall geltend machenden Bejtreben, Einigungsämter ing 
Leben zu rufen, ift dieſes Geſetz jedenfall berüdfichtigungsmert. 


Teil I. Einführung. 

1. Diefes Geſetz iſt als Vermittlungs- und Schiedsgeſetz des 
Auftral. Staatenbundes von 1904 (Commonwealth Conciliation and 
Arbitration Act 1904) zu zitieren. 

2. Dieſes Geſetz hat hauptjächlich den Zweck: 

1) Ausfperrungen und Streils infolge gewerblicher Streitig- 
feiten zu verhüten; 

2) einen Bundesgericht3hof zur Vermittlung und Schiedsſpre— 
Kung einzufeßen, dem die Gerichtsbarkeit zur Verhütung und Schlich- 
tung gewerblicher Streitigkeiten zufteht; 

3) für die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch den Gerichtshof 
in vermittelndem Sinne Sorge zu tragen, fodaß gütliche Berein- 
barungen zwiſchen den Parteien erzielt werden; 

4) beim Miklingen gütlicher Vereinbarungen zwiſchen den 
Parteien für die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch den Gerichtshof 
in Form eines zutreffenden Urteils Sorge zu tragen; 

5) den Staaten zu ermöglichen, gewerbliche Streitigfeiten dem 
Gerichtshofe zu übermeifen und das Zufammenarbeiten des Gerichts- 


' Aus „Bulletin des Internationalen Arbeitsamtes“ Nr. 11/12 1905. 
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hofes mit den gewerblichen Behörden der Einzelftaaten in gegen- 
feitiger Unterjtügung zu fördern; 

6) die Organifation von vertretenden Körperſchaften der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer und die Ueberweiſung gewerblicher Streitig- 
feiten an den Gerichtshof durch Organifationen zu erleichtern und 
zu fördern, und zu ermöglichen, daß ſolche vertretenden Slörper- 
ſchaften der Arbeitgeber und Arbeitnehmer für Organifationen im 
Sinne dieſes Geſetzes erflärt werden; 

7) für den Abſchluß und die Durchführung gewerblicher Vereins 
barungen zwifchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern über gewerbliche 
Streitigleiten Sorge zu tragen. 

3. Diejes Geſetz zerfällt in folgende Teile: 

Teil I. Einführung. 
Teil II. Berhütung von Ausfperrungen und Streifs infolge 
gewerblicher Streitigkeiten. 
Teil III. Der Bundesgericht8hof für Vermittlung und Schieds- 
ſprechung. 
Abteilung 1. Die Einſetzung des Gerichtshofes. 
Abteilung 2. Die Jurisdiktion des Präfidenten und des 
Gerichtshofes. 
Abteilung 3. Ausübung der Gerichtsbarkeit bei Streitig- 
feiten und gemöhnliches Verfahren. 
Übteilung 4. Beſondere Bollmadhten des Gerichtshofes 
und des Präfidenten. 
Zeil IV. Die Durchführung der Berfügungen und lirteile. 
Zeil V. Organifationen, Regiftraturen und Regiitratoren. 
Zeil VI. Gewerbliche Bereinbarungen. 
Zeil VII. Berjchiedenes. 

4. In diefem Gefet bedeutet, wenn nicht eine andere Bedeutung 
auf der Hand liegt: 

„Bereinigung“ (Ajfociation) jeden Berufs- und anderen Verein, 
oder jeden Zweig eines Vereins, oder jede Bereinigung oder Körper— 
Ichaft, die aus Arbeitgebern oder Arbeitnehmern befteht oder dieſe 
vertritt oder die Förderung oder den Schuß der Intereſſen der Arbeit- 
geber oder Arbeitnehmer zum Zweck bat; 

„Arbeitgeber“ (Employer) jeden Wrbeitgeber einer beliebigen 
Induſtrie; 

„Arbeitnehmer“ (Employee) jeden Arbeitnehmer einer beliebigen 


Induſtrie; 
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„Gewerbliche Vereinbarung“ (Industrial agreement) jede ge— 
werbliche Vereinbarung, die auf Grund dieſes Geſetzes geſchloſſen wird; 

„Gewerbliche Streitigkeit“ (Industrial dispute) jede Streitigkeit 
über gewerbliche Angelegenheiten: 

a) die zwiſchen einem Arbeitgeber oder einer Organiſation von 
Arbeitgebern einerſeits und einer Organiſation von Arbeitnehmern 
anderſeits entſteht, oder 

b) über die der Regiſtrator ein Zeugnis ausſtellt, wonach eine 
Behandlung der Streitigfeit durch den Gerichtshof im öffentlichen 
Intereſſe läge 

und die über die Grenzen eines Einzelſtaates hinausreicht. 

Unter dem Begriff „gewerbliche Streitigfeit“ fallen auch alle 
Streitigkeiten betreffend die Beichäftigung bei Staatseifenbahnen oder 
bei Induftrien, die vom Staatenbund oder einem Einzelftaat oder 
einer Behörde des Staatenbundes oder eines Einzelftaates betrieben 
oder beauffichtigt werden; unter diefen Begriff fallen aber feine 
Streitigfeiten über die Bejchäftigung in Bandwirtichafts-, Weinbauz, 
Gartenbau und Milchwirtfchaftsbetrieben; 

„Gewerbliche Angelegenheiten“ (Industrial matters) alle An 
gelegenheiten betr. Arbeit, Bezahlung, Löhne, Entjchädigung, Arbeits- 
zeit, Vorrechte, Rechte und Pflichten der Arbeitgeber und Arbeit— 
nehmer und die Art, Friften und Bedingungen der Beichäftigung 
oder Nichtbeſchäftigung; im befonderen, ohne aber dadurch den all- 
gemeinen Umfang diejfer Definition einzufchränfen, alle Ungelegen- 
beiten betr. die Beziehungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
und die Beichäftigung, VBorzugsbefchäftigung, Entlaffung oder Nicht: 
beichäftigung beſtimmter Berfonen oder von Perſonen eines beftimmten 
Geichlehts oder Alter oder von Berjonen, die Mitglieder einer 
Organifation, Vereinigung oder Körperfchaft find oder nicht find, 
und jeden Anſpruch, der aus einer gewerblichen Vereinbarung erwächſt; 

„Gewerbe“ (Industry) alle Gejchäfte, Handlungen, Manufal- 
turen, Unternehmungen, Berufe, Dienjte oder Beſchäftigungen zu Band 
oder Waffer, bei denen Berfonen gegen Bezahlung, Lohn, Vorrechte 
oder Entſchädigungen befchäftigt werden. Ausgenommen find nur 
PBerfonen, die zu häuslichen Dienftleiftungen, und folche, die in Land— 
wirtichafts-, Weinbau-, Gartenbau: und Milchwirtichaftsbetrieben 
verwendet werden; 

„Ausfperrung“ (Lock-out) die Sperrung einer Arbeitsjtätte oder 
eines Teiles einer Arbeitsjtätte oder die ganze oder teilweiſe AUrbeits- 
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einftellung ſeitens eines Arbeitgebers mit der Abſicht, feine Arbeit- 
nehmer zu zwingen, irgend welche Arbeitsbedingungen anzunehmen, 
‘ oder mit der Abficht, einem anderen Arbeitgeber zu einem folchen 
Bmang feiner Arbeitnehmer behilflich zu fein; 

„Drganifation“ (Organization) jede auf Grund dieſes Geſetzes 
regiftrierte Organifation und, jomweit anwendbar, auch jede profla= 
mierte Organifation, auf die der Generalgouverneur dieſes Geſetz 
anmendbar erklärt; 

„Regiſtrator“ (Registrar) den auf Grund dieſes Geſetzes er- 
nannten Gewerberegijtrator oder einen PBizeregiftrator (Industrial 
Registrar or a Deputy Industrial Registrar); 

„Regiitratur“ (Registry) umfaßt auch die Bezirksregiftratur; 

„Spezialrichter“ (Special Magistrate) einen unter diefem Namen 
auf Grund der einzelftaatlichen Geſetze ernannten Richter; 

„Einzelftaatliche Gemwerbebehörde” (State Industrial Authority) 
jedes VBermittlungsamt und jeden Schiedsgericht#hof, und jede juris 
jtifche Körperfchaft oder Perſon, die durch ein einzelftaatliches Geſetz 
ermächtigt ift, da8 Amt eine Vermittlerd oder Schiedßrichter8 bei 
gewerblichen Streitigfeiten innerhalb der Grenzen eines Staates aus⸗ 
auüben; oder irgend ein Spezialamt, das auf Grund eines einzel- 
Staatlichen Fabrikgeſetzes eingejett wurde, oder irgend ein anderes 
fompetente8 einzeljtaatliche8 Amt oder Gerichtshof; 

„Streit“ (Strike) die ganze oder teilweiſe Wrbeitseinftellung 
durch Arbeitnehmer, die in gegenfeitigem Einverftändnis handeln, um 
Arbeitgeber zu zwingen, Forderungen, die fie oder andere Arbeit- 
nehmer aufgeftellt haben, zuzuſtimmen; 

„Gerichtshof“ (The Court) den auf Grund diejes Geſetzes ein- 
gefegten Vermittlungs- und Sciedsgerichtähof des Staatenbundes 
(The Commonwealth Court of Conciliation and Arbitration); 

„Präfident“ (The President) den Präfidenten des Gerichtshofes. 

5. Wird eine Perſon einer Zumiderhandlung gegen eine Be— 
ftimmung dieſes Geſetzes, für die eine bejondere Strafe vorgefehen 
ift, überführt, jo kann der Gerichtshof, vor dem diefe Perſon über- 
führt wurde, verfügen, daß der Angeklagte unter Androhung einer 
Gefängnisftrafe die Zumiderhandlung einftelle oder ihre Wieder- 
bolung unterlaffe; wenn der Angellagte darnach noch mit der Zus 
mwiderhandlung fortfährt oder fie wiederholt, jo verfällt er neben der 
befonderen Strafe für die Zumiderhandlung überdies einer Gefängnis- 
Strafe biß zu 3 Monaten. 
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Teil II. Verhütung von Ansfperrungen und SHfreiks infolge 
gewerblider Streitigkeiten. 

6. 1) Heine Berfon oder Organifation darf wegen einer ge— 
mwerblichen Streitigfeit irgend etwas wie eine Ausfperrung oder einen 
Streik unternehmen, oder eine Ausſperrung oder einen Streik fortfegen. 

Strafe: 1000 Lit. 

2) Strafverfolgung für eine Uebertretung diefes Paragraphen 
darf nur mit Zuftimmung des Präfidenten eingeleitet werden. 

3) Diefer Paragraph findet feine Anwendung auf Handlungen, 
von denen bemiefen ift, daß fie auß gutem Grunde unabhängig von 
der gewerblichen Streitigfeit unternommen wurden. Aber in Straf- 
verfolgungen für eine Webertretung dieſes Paragraphen fällt die 
Bemweisführung dem Angellagten zur Lat; kann er dieje nicht er= 
bringen und ift die Ausfperrung, der Streit oder deren Fortdauer 
und die gewerbliche Streitigfeit erwiejen, fo joll angenommen werden, 
die Ausfperrung, der Streit oder deren Fortdauer feien infolge der 
gewerblichen Streitigkeit entftanden. 

7. Haben Berfonen, die fich als Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
einer Induftrie zufammentun wollen, oder die Vertreter folcher 
Berfonen eine gewerbliche Vereinbarung über die Arbeitsbedingungen 
diefer Induftrie gefchloffen, fo ſoll jede diefer Perſon, die ohne triftige 
Urſache oder Entſchuldigung fi) weigert oder unterläßt, Arbeit zu 
den vereinbarten Bedingungen anzubieten oder anzunehmen, als einer 
Ausfperrung oder eines Streils fchuldig erachtet werden. 

8. Zede Arbeitgebers oder Arbeitnehmerorganijation, die zur 
Durchſetzung der Forderungen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern 
ihren Mitgliedern befiehlt, Arbeit nicht anzubieten oder nicht anzu— 
nehmen, fol als einer Ausfperrung oder eines Streils fchuldig er- 
achtet werden. 

9. 1) Kein Arbeitgeber darf einen Arbeiter aus dem einzigen 
Grunde aus feiner Stelle entlaffen, weil der Arbeiter Beamter oder 
Mitglied einer Organifation ift oder auf die Vorteile einer gewerb⸗ 
lien Bereinbarung oder eines Urteilsfpruches Anrecht hat. 

Strafe: 20 Lit. 

2) Strafverfolgung für eine Uebertretung diefe® Paragraphen 
darf nur mit Zuftimmung des Bräfidenten oder des Regiſtrators 
eingeleitet werden. 

3) Bei einer Strafverfolgung für eine Uebertretung dieſes 
Paragraphen liegt dem Arbeitgeber ob, zu bemweifen, daß ein Arbeiter- 
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der nachgemwiejenermaßen entlaffen wurde, während er ein Beamter 
oder ein Mitglied einer Organifation war oder die vorgenannten 
Anrechte befaß, aus andern Gründen als den in diefem Paragraphen 
erwähnten entlaffen wurde. 

10. 1) ein Arbeitnehmer darf die Arbeit im Dienfte feines 
Arbeitgeber aus dem einzigen Grunde aufgeben, daß der Arbeit: 
geber Beamter oder Mitglied einer Organifation ift oder auf bie 
Borteile einer gewerblichen Vereinbarung oder eines Urteilsfpruches 
Anrecht bat. 

Strafe: 20 Lit. 

2) Strafverfolgung für eine Ulebertretung dieje® Paragraphen 
darf nur mit Zuftimmung des Präfidenten oder des Regiſtrators 
eingeleitet werden. 

3) Bei einer Strafverfolgung für eine Uebertretung dieſes Para— 
graphen liegt dem Arbeitnehmer ob, zu beweiſen, daß er, nachdem 
er nachgewiejenermaßen die Arbeit im Dienfte eine Arbeitgebers 
aufgegeben hat, während diefer Arbeitgeber Beamter oder Mitglied 
einer Organifation war oder die vorgenannten Anrechte befaß, aus 
andern Gründen als den in diefem Paragraphen erwähnten die 
Arbeit aufgab. 


Teil III. Der Bundesgerihtshof für Vermittlung und 
Scdiedsiprehung. 

Abteilung 1. Die Einjegung des Gerichtshofes. 

11. &8 wird ein Bundesgericht8hof für Vermittlung und Schieds⸗ 
ſprechung (Commonwealth Court of Conciliation and Arbitration) 
eingefeßt, der ein Rekordgerichtshof (Court of Record) fein und aus 
einem Bräfidenten beftehen ſoll. 

12. 1) Der Bräfident wird vom Generalgouverneur aus den 
Richtern des Obergerichtshofes ernannt. Seine Amtszeit dauert bei 
guter Führung 7 Jahre. Er ift wieder wählbar und kann nur dann 
abgejeßt werden, wenn Gejuche beider Häufer an den Generalgouverneur 
während bderfelben Seffion feine Abjegung wegen nachgewiefener 
fchlechter Führung oder Unfähigkeit fordern. 

2) Falls die Amtsdauer des Präfidenten während des Verlaufs 
einer Unterfuchung, in die der Gerichtshof eingetreten ift, abläuft, 
fo fann fie der Generalgouverneur fo lange verlängern, als not= 
wendig ift, um dem Bräfidenten die Teilnahme an der Zuendeführung 
der Angelegenheit zu ermöglichen. 
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13. Der Bräfident foll für feine Dienfte auf Grund dieſes 
Geſetzes Feine andere Bejoldung empfangen, als den Gehalt eines 
Richter8 des Obergerichtes; feine Reifefpejen follen ihm nad Maß— 
gabe der diesbezüglichen VBorfchriften vergütet werden. 

14. Der Präfident kann dur ein von ihm unterzeichnetes 
Dokument einen Richter des Obergericht8 (Justice of the High Court) 
oder einen Richter eines einzelftaatlichen Obergerichts (Judge of the 
Supreme Court of a State) zu feinem ®Bertreter in irgend einem 
Zeile des Staatenbundes ernennen und ihm in diefer Eigenfchaft als 
Stellvertreter, für jo lange als dem Präfidenten gutdünkt, diejenigen 
Bollmadten und Funktionen zur Ausübung übertragen, deren Leber» 
tragung an den Stellvertreter dem Präfidenten geeignet erjcheint; 
doch beeinträchtigt die Ernennung eines Stellvertreter in feinerlei 
Weife die Ausübung irgend einer Vollmacht oder Funktion durch 
den Präfidenten jelbit. 

15. Der Bräfident oder fein Stellvertreter müflen vor ihrem 
Amtsantritt vor einem Richter des Obergericht3 oder einem Richter 
eines einzelitantlichen Obergericht8 in der in Anlage A vorgefchrie- 
benen Form vereidigt werden oder ein Verfprechen ablegen. 


Abteilung 2. Die Jurisdiltion des Präfidenten und 
des Gerichtshofes. 

16. Der Bräfident bat die Pflicht, fich zu allen Zeiten mit 
allen gejeglichen Mitteln und Wegen zu bemühen, die Parteien ge— 
mwerblicher Streitigkeiten zu verſöhnen und gewerbliche Streitigkeiten 
zu verhüten und zu fchlichten, ob diefe vor den Gerichtshof gebracht 
worden feien oder nicht, und dies in allen Fällen, wo ihm jcheint, 
feine Vermittlung fei im öffentlichen Intereffe wünſchbar. 

17. Der Bräfident kann jeden Alt oder Beichluß des Regiftratorg 
nah Gutdünfen revidieren, aufheben, annullieren oder abändern. 

18. Der Gerichtshof ift fompetent, auf Grund dieſes Geſetzes 
alle gewerblichen Streitigkeiten zu verhüten und zu jchlichten. 


Abteilung 3. Ausübung der Gerihtsbarleit bei 
Streitigleiten und gewöhnlidhes Verfahren. 
19. Der Gerichtshof bejchäftigt fich mit folgenden gewerblichen 
Streitigkeiten: 
a) allen gewerblichen Streitigkeiten, welche der Regiftrator dem 
Gerichtshofe als folche bezeichnet, deren Behandlung im öffentlichen 
Intereſſe liegt; 
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b) allen gewerblichen Streitigkeiten, die dem Gerichtshof von 
einer Organifation als Klage in der vorgejchriebenen Form unters 
breitet werden; - 

c) allen gewerblichen Streitigkeiten, die zu behandeln eine einzel- 
ftaatlicde Gewerbebehörde oder der Staatsrat eines Einzelftaates, in 
dem feine eingzeljtaatliche Gemwerbebehörde exiſtiert, den Gerichtshof 
erfucht. 

20. Bernimmt der Gerichtshof, daß eine einzelftaatliche Ge⸗ 
mwerbebehörde eine gewerbliche Streitigfeit behandelt oder zu behandeln 
im Begriffe ift, jo fann er in der vorgefchriebenen Form anordnen, 
daß diefe Behörde fich nicht mit der Streitigkeit befchäftige. Darauf 
unterbricht diefe Behörde ihr Verfahren in der Streitfache, die dann 
vom Gerichtshofe behandelt wird. 

21. Ein Zeugnis des Regiftrators, wonach eine Streitigfeit 
über gewerbliche Ungelegenbeiten eine gewerbliche Streitigfeit ift, die 
über die Grenzen eines Einzelftaates hinausgreift, dient prima faeie 
als Beweis der jo feitgeitellten Tatfache. 

22. Keine gewerbliche Streitigfeit darf ohne Zuftimmung des 
Bräfidenten dem Gerichtshof von einer Organifation unterbreitet 
werden, wenn nicht der Regiftrator befcheinigt: 

a) daß er fich überzeugt hat, daß die Organijation in der durch 
ihre Statuten vorgejchriebenen Weife ihre Einwilligung zur Unter- 
breitung gegeben hat, oder 

b) daß die Einwilligung der Organifation zur Unterbreitung 
durch Beihluß einer Generalverfammlung der Mitglieder erteilt 
wurde, die in der vorgefchriebenen Weife zur Erwägung der frage 
einberufen worden ift, oder daß dieſe Einwilligung das Ergebnis 
einer vorjchriftsgemäßen Abftimmung der Organifationsmitglieder 
über die Frage ift; oder 

e) daß die Einwilligung zur Unterbreitung von einer Mehrheit 
des leitenden Ausjchuffes (Commitee of Management) der Organis 
fation fchriftlich gegeben wurde. 

23. 1) Der Gerichtshof foll in der Art, die ihm am geeignetften 
erjcheint, jede gewerbliche Streitigfeit, die feiner Gerichtsbarkeit unter- 
liegt, und alle Angelegenheiten betreffend die Anläffe der Streitigkeit 
und deren richtige Schlichtung forgfältig und beförderlichit verhören, 
erforſchen und unterfuchen. 

2) Im Berlaufe diefer Verhöre, Nachforfhungen und Unter- 
ſuchungen ſoll der Gerichtshof alle Vorfchläge machen und Schritte 
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tun, die ihm zur Berföhnung der Barteien und Schlidtung der 
Streitigkeit durch gütliche Vereinbarung billig und zweckmäßig er- 
ſcheinen. 

24. 1) Iſt eine Vereinbarung zwiſchen den Parteien zu ſtande 
gekommen, ſo iſt ein Dokument vereinbarten Bedingungen ſchriftlich 
auszufertigen und vom Präſidenten zu beglaubigen; dieſes beglaubigte 
Dokument wird im Bureau des Regiſtrators aufbewahrt und hat, 
vorbehaltlich anderer ausdrüdlicher Verfügungen und vorbehaltlich 
der Anordnungen des Gerichtshofes, für die Streitparteien die Wirk— 
ung und den Charakter eines Urteils. 

2) Iſt binnen einer vernünftigen Frijt feine Vereinbarung 
zwilchen den Barteien zu ftande gelommen, und bat der Bräfident 
dies beglaubigt, jo ſoll der Gerichtshof die Streitigkeit durch ein 
Urteil entfcheiden. 

25. Bei der Unterfuhung und Entjcheidung jeder gewerblichen 
Streitigfeit ſoll der Gerichtshof nach Billigkeit, in guten Treuen und 
den weſentlichen Punkten des Falles nach Handeln, ohne Rüdficht 
auf Förmlichkeiten oder gejeßliche Formalitäten; er ift in feiner 
Weiſe an VBorfchriften über das Beweisverfahren gebunden, kann fich 
aber auf jede Weife, die ihm paſſend jcheint, Aufklärung über irgend 
eine Angelegenheit verjchaffen. 

26. Jede Organifation, die bei der Unterfuchung und Entjchei- 
bung einer gewerblichen Streitigfeit vor dem Gerichtshof vertreten 
ift, wird als Bartei der Streitigleit betrachtet. 

27. Bei der Unterſuchung oder Entfcheidung einer gewerblichen 
Streitigleit fanın eine Organifation dur ein Mitglied oder einen 
Beamten irgend einer Organifation vertreten werden, und jede Bartei 
die feine Organifation ift, kann durch einen ihrer Angeftellten ver- 
treten werden. Aber feine Partei darf (außer mit Einwilligung aller 
Parteien oder mit Zuftimmung des Präfidenten) durch einen Rechts— 
beiftand oder Advokaten vertreten werden. 

28. 1) Das Urteil ift jo abzufaſſen, daß die Entjcheidung des 
Gerichtshofes möglichft Mar und unter Vermeidung überflüffiger 
Formalitäten zum Ausdrud kommt, und bleibt, Abänderungen durch 
den Gericht3hof vorbehalten, während der im Urteil feftgefegten Dauer 
in Kraft, jedoch nicht länger als 5 Jahre vom Datum des Urteils an. 

2) Nach Ablauf der fo feitgejegten Frift bleibt das Urteil, wenn 
der Gerichtshof nicht andermeitig verfügt, in Kraft, bis ein neues 
Urteil gefällt worden ift. 
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29. Das Urteil des Gerichtshofes bindet: 

a) alle Barteien der gewerblichen Streitigfeit, die vor dem 
Gerichtshof erjcheinen oder vertreten find; 

b) alle Barteien die aufgefordert worden find, vor dem Gerichts⸗ 
hof als Barteien der Streitigfeit zu erjcheinen, ob fie auf diefe Auf- 
forderung bin erjchienen find oder nicht, e8 fei denn, daß der Ge⸗ 
richtshof der Anficht ift, fie ſeien unrichtigermweife vor ihn als Parteien 
zitiert worden; 

c) alle Organifationen und Berfonen, von denen der Gerichtshof 
zu beliebiger Zeit erflärt, daß das Urteil fie als allgemeine Regel 
binden fol; und 

d) alle Mitglieder der durch daß Urteil gebundenen Organi- 
fationen. 

30. Wenn das Belek eines Einzelftaates, ein Urteil, Erlaß 
oder Entjcheid einer einzelftaatlicden Gemwerbebehörde mit einem geſetz⸗ 
mäßig gefällten Urteil oder Erlaß des Gerichtshofes unvereinbar ift, 
fo gehen diefe vor und jene find im Ausmaße ihrer Unvereinbarkeit 
binfällig. 

31. 1) Sein Urteil des Gerichtshofes kann von einem andern 
Gerichtshofe aus irgend einem Grunde angegriffen, revidiert, Faffiert 
oder in Frage geftellt, noch kann dagegen Berufung ergriffen werden. 

2) Der Präfident kann, wenn er e8 für gut findet, im Verlaufe 
eines Verfahrens vor dem Gerichtshofe in jedem Stadium des Ber- 
fahren® und zu den ihm geeignet erjcheinenden Bedingungen einen 
Fall fchriftlid der Meinungsäußerung des Obergerichts über eine 
Frage unterbreiten, die während des Prozeßes aufgetaucht und feiner 
Anficht nach eine Rechtsfrage ift. 

3) Daß Obergericht joll die Frage unterfuchen und entjcheiden 
und den Fall mit feiner Meinungsäußerung dem Bräfidenten zurüds 
itelen und kann die Koften nad) Gutdünfen feſtſetzen. 

(Schluß folgt.) 


Soziale Chronik. 


Arbeiterſchutz. 


Deutſchland. Der Neunſtundentag in den ſächſiſchen Staats— 
bahnbetrieben iſt von der zuſtändigen Verwaltung am 20. Auguſt für 
die Werkſtattarbeiter eingeführt worden. Es ſollen fortan ungefähr 4°/s 
Stunden auf den Vormittag und 4'/, Stunden auf den Nachmittag ent- 
fallen. Die Zeiten für Beginn und Beendigung der Arbeitszeit, der Früh— 
ftüdspaufe u.f. mw. werden für jede Werkftatt befonders im Einvernehmen 
mit den Bertretern der Arbeiterfchaft feſtgeſtellt. Mit Einführung dieſer 
Arbeitszeit wird eine angemefjene Erhöhung der aus dem derzeitigen Tag— 
lohnanfage ſich ergebenden Stundenlohnjäge für die inner- und außerhalb der 
DWerkftätten befchäftigten Handwerker und Handarbeiter eintreten. An den 
Borabenden der drei hohen Feite werden die Werkſtätten nach wie vor früher 
als gewöhnlich gejchloffen, es ſollen aber künftig an diefen Tagen je zwei 
Stunden über den tatjächlichen Arbeitsichluß bezahlt werden. Diejenigen 
Arbeiter, die während diefer Stunden unaufjchtebbare Arbeiten verrichten 
müſſen, erhalten den Zuſchlag für UWeberftunden und außerdem an einem 
anderen Tage zwei Stunden frei ohne Yohnabzug. 

Schweiz. Auf den jchweizerifchen Katholifentag der vom 22.—-25. Sep- 
tember in Freiburg ftattfand, wurde mit Bezug auf die gewerblichen Eini- 
gungsämter folgende Rejolution angenommen: 

„Die zweite Generalverfammlung der Schweizer Katholiken in Friburg 
fieht in den Kämpfen der gewerblichen Arbeiter und Arbeitgeber, dereu Zahl 
und Dauer von Yahr zu Fahr zunimmt, eine ſowohl für die beteiligten 
Parteien als aud für das Wirtſchafts- nnd Staatsleben höchſt gefährliche 
Erjheinung und eine den jozialen Frieden gefährdende Entwidlung. Es ift 
daher eine wichtige Aufgabe der Sozialpolitif, Mittel und Wege zu ſuchen, 
welche unter Wahrung des Koalitionsrechte8 und der Öleichberechtigung von 
Arbeitern und Arbeitgebern geeignet find, folchen Streitigkeiten vorzubeugen 
oder diejelben zu befeitigen und das Arbeitsverhältnis nach den Grundfägen 
der fozialen Gerechtigkeit und Verſöhnung der Standesintereffen zu regeln. 

Zu diefem Zwecke ift zu erftreben: 

1. Die Schaffung von Organen, Berufsgenofjenfhaften (Arbeitsfammern 
und Einigungsämter), damit Arbeiter und Arbeitgeber bezw. die Verbände 
der Arbeiter und der Arbeitgeber auf dem Boden der Gleichberehtignng die 
Grundbedingungen der Arbeitsverträge möglihft einheitlich und für eine 
längere Dauer vereinbaren (Tarifverträge), welche für den ganzen Beruf ver: 
bindlih fein und gerichtlich geſchützt werden können. 

2. Daß diefen Organen die Kompetenz erteilt werde, falls eine Eint- 
gung der Parteien nicht erzielt werden fann und im Falle von kollektiven 
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Arbeitsftreitigfeiten (Streif, Ausjperrung), über die ftreitigen Fragen einen 
verbindlihen Schiedsſpruch hervorzurufen. 

3. Damit obligatoriiche Berufsgenofjenichaften geichaffen werden fünnen, 
welche neben den einzelnen Arbeitern und Arbeitgebern für die Einhaltung 
der Tarifverträge und für die Beobachtung der Schiedsſprüche haften und 
rechtlich verantwortlich gemacht werden können, ift eine Revifion der Bundes: 
verfafjung Gewerbeartikel) anzuftreben und auf Aufnahme der gedachten Be- 
ſtimmung im ein neues Gewerbegeſetz Bedacht zu nehmen. 

4. Den Sektionen des katholiſchen Vollsvereins, die dem Schweizerifchen 
Arbeiterbund angehören, wird das Studium und die Beratung des Entwurfes 
des Arbeiterbundes für ein Bundesgefeg über den Arbeiterfchug in induftriellen 
Betrieben, fowie der bezüglichen Publikation des Schweiz. Gewerbevereing 
und des Handeld> und Jnduftrievereins empfohlen.“ 


Mittelftandspolitik. 


Schweiz. Auf dem oben erwähnten Katholitentag gelangte nun aud 
folgende Refolution zur Annahme: 


„Im Hinblick auf das päpftliche Zirkular „Rerum Novarum“ und die 
Notwendigkeit, die mittleren Berufsklaflen, die eine Stütze unſeres modernen 
Vebens find, zu unterftügen, 

in Anbetracht ferner, daß die gewerblichen Berbindungen, die alle Kräfte 
der Beteiligten vereinigen, die Erhaltung und die Verbefferung des Hand: 
werferftandes und der Produftionsfähigfeit der Werkftätten geftatten und die 
Reorgantjatton des Yehrlingsmweiens und den beruflichen Unterricht der Jugend 
heben, 

bringt die volfswirtichaftlihe Sektion des Katholifentages in Freiburg 
1906 folgende Wünſche zum Ausdrud: 


1. Es ift in allen katholifhen Kantonen die Gründung von Hand» 
merferpereinigungen anzuftreben, um gegenfeitigen Schug und Belehrung zu 
erzielen (gleiche Kaufs- und Berfaufsbedingungen, Arbeitstarife, Meiſterkurſe). 

2. Schritte müſſen getan werden, um ein Bundesgemerbegefeg zu er: 
langen, das alle Eriftenzbedingungen der Kleininduſtrie regelt. 

3. Es ift in allen Kantonen, in denen es noch nicht gemacht worden 
ift, an der Reorganijation des Yehrlingswefens zu arbeiten, und zwar nad) 
folgenden Geſichtspunkten: 

a) Normterung der Verhältniffe zwijchen Meifter und Lehrling und 
Förderung der Werkſtattlehre; 

b) Förderung und Werterentwidlung des beruflichen Unterrichts ; 

e) Öründung von Yehrlingspatronat und Yehrlingsheint. 

4. Es iſt daher lebhaft zu wünjhen, daß in Erwartung eines Bundes: 
gejeges kantonale Geſetze verordnen, daß jeder Lehrling unter der Aufficht 
des Staates verpflichtet würde: zur Abfaffung eines fchriftlichen Lehrver— 
trages; zum regelmäßigen Befuch der gewerblichen Fortbildungsichule und 
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zur Teilnahme an einer Schulprüfung zum Nachweis der Ergebnifje der 
Berufslehre. 

5. Den Berufsverbänden der Meifter und Arbeiter iſt als gemeinfame 
Aufgabe zu empfehlen, mit Hilfe des Bundes und der Kantone, je nad) den 
befonderen Berhältniffen und wo e8 immer möglich if, praktiſche Fachkurſe 
und Gewerbeſchulen zu errichten. 

6. Diefe Forderung und Fürforge gebührt beiden Gejchlechtern im 
gleicher Weife.“ 


Bewegung der Rapitaliftifden Anternehmer. 


Dentſchlaud. Ein Kartell der BaumeiftersVerbände Am 
20. und 21. Oktober hat in Konftanz eine internationale Konferenz von Bau— 
meiftern ftattgefunden. Es waren vertreten: der Elſaß-Lothringiſche Yandes- 
verband, der badifche Yandesverband, der mürttembergifhe Yandesverband, 
der nordbayriſche Bezirksverband, der ſüdbayriſche Bezirksverband und der 
jchweizerifche Baumeifterverband. Diefe Verbände haben’ einen Kartellvertrag 
abgejchlofjen, nach welchem fie ſich zu gegenfeitiger Unterftügung bei Streits 
und Ausjperrungen verpflichten. Bezüglih Lohn: und Arbeitszeit joll mög: 
lichfte Uebereinftimmung gefchaffen und hauptfählih am Zehnftundentag feit- 
gehalten werden. Der Anfchluß weiterer Verbände ift in Ausfiht genommen. 





Die Undhtarbeit der jugendlichen Arbeiter 
in der Schweiz. 


Bon Dr. Jul. Landmann, Baiel. 
(Bericht eritattet im Auftrage der Schweizerifchen Bereirigung zur Förderung des 
internationalen Arbeiterihuges an die IV. Delegiertenverfammlung der internatios 
nalen Vereinigung für gejeglichen Arbeiterfchug.) 


Die Gefehgebung. 

1. Das Verbot der Nahtarbeit der Jugendliden 
in Fabriken. Die Regelung der Arbeitöbedingungen der Jugend— 
lichen in fabrikmäßigen Betrieben, fofern fie von den allgemeinen 
Normen abweichen, ift im Art. 16 des Fabrifgefeges vom 23. März 
1899 enthalten. Der Artikel trägt die Ueberſchrift: „Beichäftigung 
von minderjährigen Arbeitern in Yabrifen“ und unterfcheidet zwei 
Kategorien von „minderjährigen“ Arbeitern: nämlich Finder, wo— 
runter da8 Geſetz Berfonen zwifchen dem angetretenen fünfzehnten 
und dem vollendeten fechszehnten Lebensjahre verfteht, und junge 
Leute zwiſchen dem angetretenen fiebenzehnten und dem vollendeten 
achtzehnten Lebensjahre. Das Poftulat der Hinaufrüdung des Schuß. 
alter für Jugendliche auf das 18. Altersjahr ift von der ſchweizeri⸗ 
fchen Fabrifgefeßgebung bereits erfüllt. 

Die Zahl der in fabritmäßigen Betrieben bejchäftigten Jugend- 
lichen wird von der fchweizerifchen Fabrikitatiftit vom 5. Juni 1901 
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mit 35,272 angegeben. Davon find 16,669 Knaben und 18,603 
Mädchen. Bon der Gejamtjumme des in Fabriken bejchäftigten 
Berjonals (242,534) entfallen demnach 14,54 °/o auf Jugendliche und 
zwar nad) Gefchlechtern unterfchieden: 11,09% von der Gejamtzahl 
der beichäftigten Männer und 20,14 °/ der Gejamtzahl der beſchäf— 
tigten Frauen. Diefe Durchſetzung der Fabrifarbeiterjchaft durch 
Jugendliche ift felbftverftändlich in den einzelnen Induſtriezweigen 
verfchieden ſtark. Eine prozentuale Berechnung (für die abjoluten 
— wird auf die Fabrikſtatiſtik verwieſen) ergibt folgendes Bild: 


Bon je 100 in —— u beichäftigten | 


Snöuflriezweig | Männern Branen — 


entfielen. fi die Jugendlichen 
Baummollmduittte. . > 2 2 2 2 22.1140 119,89 | 
Seideninduftrie a er nee ee 141 18,4 
Mollindufttie - > 22 14,5 10,3 
| Leineninbufttie > = 2 2 + 2» 2 nen 6,9 8,4 
Uebrige Tertilinduftrien . 2 2 neue 9,4 19,8 
Total Tertilinduftrien | 18,7 | 188 

Verarbeitung von Hauten und Yeder . . . 16,7 | 83239 
Anduitrie der Nahrungs: und Genußmittel . 9,1 20,0 
Chemiſche Induſtrie . . . ol 44 28,8 
ı Bapierfabrifation und polugr. Gewerbe 1 1483 25,8 
ı Holabearbeitung - » , 2» 2: 2 nee ch 83 |) .178 
Metallbearbeitung . > > 2 2 nenn.) 12,1 14,3 
Majchineninduftrie . . . wa 108 1 387 
‚ Bijouterie und Ubreninduftrie —V EA GE 10,9 21,3 
Industrie der Steine und Gröden . . .» ..1 18, 19,0 











Für die in Fabriken bejchäftigten Jugendlichen befteht im Art. 
16 Abi. 3 des Fabrikgejeges ein generelles Verbot der Nachtarbeit, 
mwobei als Nacht die Zeit von 8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens (in 
den Sommermonaten Juni bis Auguſt 5 Uhr) gilt. 

Bon diefem Verbote find für die weiblichen Jugendlichen fchlech- 
terdings Teinerlei Ausnahmen zuläffig. Für die männlichen Jugend- 
lichen darf der Bundesrat ausnahmsweiſe die Erlaubnis zu deren 
Beichäftigung bei Nacht erteilen, jedoch nur an Jnduftriegweige, denen 
vom Bundesrate auch die Ermächtigung zum ununterbrochenen Be— 
triebe erteilt worden ift, und auch hier nur bei Erfüllung einer der 
beiden nachfolgenden VBorausfegungen: es muß entweder die Un— 
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erläßlichkeit der Mitwirkung der Jugendlichen dargetan oder ber 
Beweis erbradht werden, daß diefe Mitwirkung im Intereſſe der 
tüchtigen Berufserlernung liegt. Im alle der Erteilung einer folchen 
Ausnahmsbemilligung foll aber der Bundesrat die Arbeitsdauer der 
bei Nacht beichäftigten Jugendlichen unter die Marimalzeit von 11 
Stunden feſtſetzen, fchichtenweife Verwendung und dergl. anordnen, 
„überhaupt nach Erdauerung der Sachlage jede für diefe ausnahms⸗ 
weiſe Bewilligung im ntereffe der jungen Leute und ihrer Gefund- 
heit nötige Vorſchrift und Garantie der Bewilligung beifügen“. 

Indeffen hat der Bundesrat im Art. 2 Abf. 1 des Bundes» 
ratsbeſchluſſes vom 14. Januar 1893, in welchem die Induftrien, 
denen ein Recht zum ununterbrochenen Betriebe zuſteht, aufgeführt 
werden, außdrüdlich bejtimmt, daß auch in diefen Betrieben die Be— 
fchäftigung von Perſonen im Alter von unter 18 Jahren nicht zus 
läffig ift, und bat auch fernerhin und bis auf den heutigen Tag für 
feinen Induftriezweig generell die Beichäftigung Jugendlicher bei 
Nacht geitattet. In einzelnen, wenigen Fällen hat der Bundesrat 
von diefer Befugnis, hauptfächlich für Glashütten, Gebrauch gemadit. 
Bei verfchiedenen Anläffen vorgenommene Erhebungen haben ergeben, 
dab nur zwei oder höchſtens drei Fabriken von diefer Ausnahme 
noch Gebrauch; machen, die auch deshalb praktiſch völlig irrelevant 
ift, weil die Gefamtzahl der in Glashütten bejchäftigten Jugendlichen 
100 nicht erreicht. Es ijt deshalb feine eigentliche Neuerung, ſondern 
Tediglich eine Feftlegung der tatfächlichen Verhältniffe durch die Ge- 
jeggebung, wenn der Borentwurf zur Revifion des fchmeizerifchen 
Fabrifgejeges das abfolute und ausnahmsloje Verbot der Nachtarbeit 
für alle jugendlichen Perſonen unter 18 Jahren enthält. 

U. Das Verbot der Nahtarbeit der Jugendliden 
in nit fabrilmäßigen gewerblihen Betrieben. Wefent- 
lich ungünftiger als in den Fabriken ftellt fich die Rechtslage hin- 
fichtlich der Nachtarbeit für die Jugendlichen in den nichtfabritmäßigen 
Betrieben dar. Die ihr auf diefem Gebiete obliegende Aufgabe hat 
die kantonale Gefeßgebung nur jehr unvolllommen erfüllt. 

Nur zwei Kantone, Glarus (Gejeg vom 5. Mai 1892) und 
Genf (Geſetz vom 25. November 1899), verbieten die Nachtarbeit aller 
Jugendlichen ohne Unterſchied des Geſchlechtes in allen, dem 
Fabrifgefege nicht unterftellten gewerblichen Betrieben. Zürich (Geſetz 
vom 12. Auguft 1394), Luzern (Gejek vom 29. Nov. 1895), Solothurn 
(Geſetz vom 9. Februar 1896), Bajelftadt (Geſetz vom 27. April 1905), 
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St. Gallen (Gejet vom 18. Mai 1893), Aargau (Geſetz vom 26. Mai 
1903) und Neuenburg (Geſetz vom 26. April 1901) verbieten die Nacht⸗ 
arbeit lediglich für die in ſolchen Betrieben befchäftigten weiblichen 
Jugendlichen. Drei von den vorftehend angeführten Kantonen, 
Zürich, Luzern und Neuenburg, und außerdem die Kantone Bern, 
Freiburg, Waadt und Wallis verbieten endlich in ihren Lehrlinge» 
geſetzen die Nachtarbeit der in ſolchen Betrieben in der Eigenjchaft 
von Lehrlingen oder Lehrtöchtern befchäftigten Jugendlichen. 


In den beiden Santonen, in welchen die Nachtarbeit der Jugend= 
lichen ohne Unterfchied des Geſchlechtes und der Stellung im Betriebe 
verboten ift, Glarus und Genf, verfügen beide Geſetze fachlich über: 
einftimmend, daß die Beichäftigung von jungen Leuten (in Genf: 
von Unmündigen, mineurs) nad 8 Uhr abends nicht zuläffig ift. 


In den Kantonen Züri, Luzern, Solothurn, Bafelftadt, St. 
Gallen, Aargau und Neuenburg bejtimmen die fantonalen Arbeites 
rinnenfchußgejeße, daß die Arbeitsdauer in die Zeit zwiſchen 6 Uhr 
morgen® und 8 Uhr abends fallen joll. Eine Berlängerung der 
Arbeitszeit über 8 Uhr abends hinaus ift nur bei lleberzeitarbeit 
möglich, die Wrbeiterinnenjchußgejeße aller vorgenannten Kantone, 
mit Ausnahme von Neuenburg, enthalten aber die Beitimmung, daß 
zur Weberzeitarbeit nur Frauensperfonen von über 18 Jahren heran- 
gezogen werden dürfen. Somit ift in diefen Kantonen die Nacht- 
arbeit weiblicher Jugendlichen in gewerblichen Betrieben nicht zuläffig. 
Das Geſetz des Kantons Neuenburg enthält zwar nicht das Verbot 
der Beichäftigung der Jugendlichen bei Ueberzeitarbeiten, doch ver— 
bietetet die Vollziehungsverordnung vom 10. September 1901 die 
Erteilung von Ueberzeitbemilligungen bei Beichäftigung von Mädchen 
unter 15 Jahren. 


Enthalten die Arbeiterinnenfchußgejege das ftrifte und aus— 
nahmslofe Verbot der Nachtarbeit für Jugendliche weiblichen Ge- 
fchlechts, ohne Rüdficht darauf, ob fie als Arbeiterinnen oder als 
Lehrtöchter befchäftigt werden, fo iſt diefes, in den Lehrlingsgefegen 
enthaltene Verbot auf männliche und weibliche Jugendliche anwend— 
bar, jedoch nur infofern, als fie die Stellung von Lehrlingen oder 
Zehrtöchtern haben. Bon den kantonalen Lehrlingsgefegen, die das 
Verbot der Nachtarbeit enthalten (die Gefeße von Zug und Obwalden 
enthalten dieſes Verbot nicht) bezeichnen eines (Freiburg) als Nacht 
die Zeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens; drei (Waadt, Wallis 
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und Neuenburg) die Zeit von 8 Uhr abends bis 5 Uhr morgens; 
zwei (Zürich und Luzern) die Zeit von 8 Uhr abends bis 6 Uhr 
morgens; das Geſetz des Kantons Bern enthält zwar das Verbot 
der Nachtarbeit, nicht aber eine Definition des Begriffes Nacht. 

Innerhalb dieſer Zeit von 8 bezw. 9 abends bis 5 bezw. 6 Uhr 
morgens ift die Beichäftigung der Lehrlinge und Lehrtöchter in ge- 
mwerblihen Betrieben grundjäglich verboten. Bon diefem Berbote 
fehen die Gefeße indeffen Ausnahmen vor. 

Diefe Ausnahmen werden vom NRegierungsrate (im Kanton 
Waadt vorübergehend auch von den Lehrlingstommiffionen) an folche 
Betriebe erteilt, in welchen Nachtarbeit unentbehrlih ift und bie 
Beteiligung an der Nacdhtarbeit den Zweden der Berufslehre dient, 
und zwar in den Stantonen Bern und Luzern bloß für männliche 
Jugendliche, während in den Kantonen Zürich, Freiburg, Waadt, 
Wallis und Neuenburg die Erteilung folcher Bewilligungen auch für 
meibliche Jugendliche zuläffig ift. Zürich, Bern, Luzern, Freiburg 
und Wallis verfügen ausdrüdlich die Gewährung einer längern 
ununterbrochenen Ruhepauſe an die zur Nachtarbeit herangezogenen 
Jugendlichen, deren Dauer in Zürich und Luzern mit 10, in Bern 
mit 9, in Freiburg und Wallis mit 8 Stunden bemeffen ift. 

Auf Grund dieſer gejeglichen Ermächtigung haben die Regie- 
rungsräte faft aller diefer Kantone diejenigen Induſtriezweige be- 
zeichnet, in welchen die Beichäftigung der Lehrlinge zur Nachtzeit 
zuläffig ilt. Es find dies in nahezu allen Kantonen: das Bäder- 
gemwerbe, das Metzgergewerbe, die Milchmeiereien, die Hotelerie, 
Reſtaurants und SHaffeehäufer, gewerbliche Küchen, das Gärtner- 
gemwerbe, Goiffeure 2c. Welche technifche Notwendigkeit dafür vorlag, 
daß der Regierungsrat des. Kantons Wallis unter die Betriebe, in 
welchen die Nachtarbeit der Lehrlinge zuläffig ift, die photographifchen 
Atelierd aufgenommen hat, läßt fich allerdings ſchwer erraten. 

II. Das Berbot der Nahtarbeit der Jugendliden 
im Handelsgemwerbe. Da die Arbeitöverhältniffe des Perſonals 
der faufmännifchen Betriebe überhaupt jo gut wie gar nicht geregelt 
find, jo beftehen auch Hinfichtlich der Nachtarbeit jugendlicher Ber: 
jonen nur in den menigften Kantonen fpärliche geſetzliche Beftim- 
mungen, die fih in aller Kürze mitteilen laffen. 

In kaufmännischen Betrieben bejchäftigte Berfonen beider Ge- 
ſchlechter, ohne Rüdficht darauf, ob fie in einem Lehr: oder in einem 
Arbeitsverhältniiie zum Betriebe ftehen, unterftehen in den Kantonen 
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Glarus und Genf dem Urbeiterfchubgejege bezw. dem Geſetze zum 
Schube der Jugendlichen, und die Beitimmungen über die Nacht» 
arbeit der Jugendlichen in gemerblichen Betrieben (f. oben ©. 525) 
find auch auf fie anwendbar. 

Die weiblichen Jugendlichen im Handelsgemerbe, ohne Rüdficht 
darauf ob fie VBerfäuferinnen oder Lehrtöchter find, unterftehen zwar 
in allen Santonen, die Arbeiterinnenjchußgefege erlaffen haben, diefen 
Gejegen, aber nur in den Santonen. Bafeljtadt und Neuenburg ent- 
balten die Gefeße ein Verbot der Nachtarbeit für folche Jugendlichen. 
Diejes Verbot gilt im Kanton Bajelftadt für Mädchen unter 18, im 
Kanton Neuenburg für Mädchen unter 15 Jahren und erftredt fich 
auf die Beichäftigung zwilchen 9 Uhr abends und 6 Uhr morgens. 


Männliche und meibliche Jugendliche im Handelögemerbe, aber 
nur fofern fie im Betriebe als Lehrlinge oder Vehrtöchter beichäftigt 
werden, unterftehen in allen Kantonen, die Behrlingsgefege erlaffen 
haben, mit Ausnahme des Kantons Neuenburg, deffen Lehrlinge» 
geſetz nur auf gewerbliche Betriebe anwendbar ift, diefen Geſetzen, 
und e8 find infolgedefjen die bei Beiprechung des PVerbotes der 
Ntachtarbeit in gewerblichen Betrieben mitgeteilten einfchlägigen Be— 
ftimmungen der Lehrlingsgefeße (ſ. oben ©. 526) auch auf die Lehr— 
linge in faufmännijchen Betrieben anwendbar. 

IV. Das Berbot der Nachtarbeit der Jugendlidhen 
in Gaft- und Schankwirtſchaften. Ein direktes Verbot der 
nächtlichen Beihäftigung von Jugendlichen in Gaft- und Schanf- 
wirtichaften befteht in feinem Santon.* Indirekt kann von einer 
Beſchränkung der Nachtarbeit der Jugendlichen infofern geſprochen 
werden, als in mehreren Stantonen das Zulaffungsalter für die Be— 
dienung der Gäſte überhaupt ziemlich hoch gegriffen ift, und mit dem 
Berbote der Bedienung von Gäften häufig auch die Möglichkeit der 
Nachtarbeit dahinfällt. Dieſes AZulaffungsalter ift für männliche 
Jugendliche im Kanton St. Gallen auf das fünfzehnte, in den Kan— 
tonen Zürich, Bafelftadt und Graubünden auf das ſechszehnte Alters- 
jahr angejegt. In den übrigen Stantonen befteht für männliche 
Jugendliche feine Zulaffungs-Altersgrenge. Für weibliche Jugendliche 
ift das Zulafiungsalter im Kanton Züri) auf das zwanzigite, in 

* Die Anwendbarkeit der Verbote der Nachtarbeit der Lehrlingsgeſetze auf 
die Lehrlinge im Wirtjchaftsgewerbe kann außer Betracht gelaffen werden, da nad) 


der eidg. Volkszählung 1900 in der ganzen Schweiz nur 394 männliche und 249 
weibliche Perſonen im Wirtichaftsgewerbe als Lehrlinge beichäftigt waren. 
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den Kantonen Aargau, Baſelſtadt, Bern, Freiburg, Graubünden, 
Luzern, Neuenburg, St. Gallen, Schaffhauſen und Solothurn auf 
das achtzehnte Altersjahr angejekt. 

Indeſſen erftredt fich da Verbot der Beichäftigung der Mäb- 
hen unter diefer Altersgrenze nur auf ſolche Mädchen, die nicht zur 
Familie des Wirtes gehören, und auch bei diejen nur Hinfichtlich der 
Bedienung von Gäſten. Es können infolgedeffen: 1. die zur Familie 
des Wirteß gehörenden Mädchen vor Erreichung des Zulaffungsalters 
auch bei Naht in Gaſt- und Schankwirtichaften unbeſchränkt ver- 
mendet werden; 2. die nicht zur Familie des Wirte gehörenden 
Mädchen wie auch in den Kantonen Bafelftadt, Graubünden und 
Zürich die Knaben, die das Zulaffungsalter noch nicht erreicht haben, 
auch nachts zu allen andern Arbeiten, mit Ausnahme der Gäjte- 
bedienung, fo 3. B. in der Küche, bei der Reinigung von Gefchirr, 
zum Aufftellen der Segel zc. herangezogen werden. Nur in Züri - 
und St. Gallen ift gegen eine übermäßige Verlängerung der Arbeits 
zeit diefer Kategorie von Angeftellten infofern Borforge getroffen, 
als es verboten ift, Jugendliche, die das Zulaſſungsalter für die 
Gäftebedienung noch nicht erreicht haben, auch bei Hilfsarbeiten 
länger als bis 9 Uhr abends zu befchäftigen. 


Beltreßungen de lege ferenda. 


I. Das abſolute Berbotder Nachtarbeit der Jugend» 
lihen in Fabriken. Die Aenderung der Gefetgebung, die not— 
wendig tit, um das feit 1377 bereits bejtehende grundfäßliche Verbot 
der Beichäftigung von Jugendlichen in fabrilmäßigen Betrieben zu 
einem abfoluten Verbote zu erweitern, würde im wefentlichen bloß 
formeller Natur fein und feine Menderung der tatfächlich bereits 
beitehenden Berhältnifje herbeiführen. Denn es befteht, wie auß der 
Darftellung der Geſetzgebung (f. oben ©. 525) erfidhtlih, von dem 
Berbote heute Schon für meibliche Jugendliche gar feine Ausnahme, 
und von der dem Bundesrate erteilten Befugnis, für in ununter- 
brochenen Betrieben bejchäftigte männliche Jugendliche im Alter von 
über 16 Jahren im Intereffe der Berufslehre Ausnahmen zu ges 
ftatten, hat der Bundesrat nur in derart fparfamen Maße Gebraud) 
gemadt, daß heute faum in drei Betrieben Jugendliche bei Nacht 
beichäftigt werden dürfen. Aus diefem Grunde befürworten die 
Fabrikinſpektoren in ihrem Entmwurfe eines neuen Fabrikgeſetzes das 
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abfolute und ausnahmsloſe Verbot der Nachtarbeit der Jugendlichen. 
Der bezüglicde Paſſus des Vorentwurfes Tautet: 
Art. 18, Abf. 4. Nacht (und Sonntags:) Arbeit von 

Perſonen unter 18 Jahren ijt unterjagt. 

Bon den beiden zur Zeit vorliegenden Meinungsäußerungen 
der Arbeiterorganifationen zum Borentwurfe der Fabrikinſpektoren 
erhebt eine, nämlich die des kaufmännischen Direftoriums von St. 
Gallen, gegen diefe Faffung des Art. 18 Abſ. 3 feinen Widerſpruch 
und gibt damit ſtillſchweigend ihre Zuftimmung, was wohl als Zu- 
ftimmung der Kreiſe der oftfchmeizerifchen Zertilinduftrie aufzufaſſen 
it. Dies war auch nicht anders zu erwarten, da die Tertilinduftrie, 
fomeit fie fabrifmäßig betrieben wird, auch jet fchon feine Jugend- 
lichen bei Nachtarbeit verwendet. 

Etwas rejervierter ift die Stellungnahme der Zürcher Handels— 
fammer. Auch fie Schlägt zwar im Art. 17 ihres Entmwurfes vor: 

Augendliche Berfonen vom angetretenen fiebzehnten bis 
zum vollendeten achtzehnten Altersjahre dürfen nicht zu (Hilfs-, 

Sonntags» und) Nachtarbeiten verwendet werden. 

fnüpft aber an dieſen Vorſchlag die Bemerkung, daß feitens 
der Glasinduftrie gegen das abfolute Verbot der Nachtarbeit der 
Jugendlichen Einwendungen erhoben würden. Bei der Glasfabrikation, 
bei der insbeſondere bei der Flafchenfabrilation Nachtarbeit unver- 
meidlich ift, geht die Arbeit in Gruppen von drei Leuten vor fich, 
von welchen heute in der Regel einer Lehrling ift; alle drei find 
aufeinander angewieſen; eine Unterbrechung der Arbeit des Lehrlings 
bedeutet eine Unterbrechung der Arbeit der ganzen Gruppe. Infolge— 
deſſen würde, führt der Bericht der Handelsfammer aus, „ein Verbot 
der Nachtarbeit für Jünglinge unter achtzehn Jahren das Heranziehen 
von LBehrlingen gänzlich ausjchließen. Es wäre gleichbedeutend mit 
einem Erlaß, dat in Zukunft in der fchmeizerijchen Glasinduftrie 
feine Schweizer mehr bejchäftigt, fondern daß die Arbeiter, wie zur 
Zeit der Inftallation der Glasfabriken, aus dem Ausland bezogen 
werden jollten“. 

An diefe Ausführungen fnüpft die Zürcher Handelskammer fol- 
gende Bemerkungen: „Es iſt uns nicht befannt, ob in anderen 
Induſtrien Ähnliche Bedürfniffe und Verhältniſſe beftehen. Jedenfalls 
ijt aber der Grund genug vorhanden, diefe Frage noch einer näheren 
Prüfung zu unterziehen, und es vom Rejultat der Unterſuchung ab» 
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bängig zu machen, ob nicht entgegen dem Antrage der Fabrikinfpef- 
toren menigften® für junge Leute von 16 bis 18 Jahren, die bis 
anhin geltende Ausnahmebeftimmung beizubalten ſei.“ Und zu diefem 
Zwecke fügt die Handelsfammer dem Art. 17 ihres Entmurfes den 
Saß bei: 
Nachtarbeit kann im ntereffe tüchtiger Berufserlernung 
ausnahmsweiſe geftattet werden. 


Wenn man auch diefe Ausführungen der Zürcher Handels» 
fammer durchaus nicht als illoyal bezeichnen darf, fo fcheint doch 
die bisherige Erfahrung dafür zu fprechen, daß ſelbſt für die Glas- 
flafchenfabrifation die Ausnahmen zu ungunjten der Jugendlichen 
nicht notwendig find. Dies iſt am deutlichjten aus der Tatſache 
erfihtlih, daß 3. 3. fünf größere Glashütten in der Schweiz beftehen 
(Bülach, Hergismwil, Küßnadht, Waumil und Monthey), die zufammen 
ungefähr vier Fünftel des fchmweizeriichen Flafchenbedarfes deden, 
mährend nur drei davon die Bewilligung zur nächtlichen Beichäfti- 
gung von Jugendlichen haben; damit ift der Beweis erbracht, daß 
felbft die Glasinduftrie ohne eine ſolche Ausnahme leistungsfähig 
erhalten bleibt. Und der Tenor der bezüglichen Ausführungen der 
Zürcher Handelsfammer fpricht dafür, daß in diefem Punkte feine 
irgendwie ernite Oppofition dem Borentwurfe der Fabrikinipektoren 
erwachſen dürfte. 


Wie bei Beiprehung der Beftrebungen zur Berfürzung der 
Arbeitsdauer jollen auch an diefer Stelle die bezüglichen Vorſchläge 
des Geſetzesentwurfes des fchmeizerifchen Arbeiterbundes mitgeteilt 
werden. Borausgeichidt mag werden, daß der Geſetzesentwurf des 
Arbeiterbundes das Schußalter von 18 auf 20 Jahre erhöht, und 
daß er, im Gegenfaße zu der bejtehenden und im Vorentwurfe der 
Fabrifinfpeltoren feftgehaltenen einheitlichen Regelung der Arbeits- 
dauer für alle Arbeiterfategorien, eine Differenzialbehandlung zu— 
gunften der Jugendlichen vorfieht, indem er folgende Beitimmung 
aufnimmt: 


Art. 76. Die Arbeitszeit ſamt der Zeit des Schul» und 
Religionsunterrichtes darf für jugendliche Berjonen unter 18 
Jahren nicht mehr als 8 Stunden im Tag betragen. 


Hinfichtlich der Frage der Nachtarbeit der Jugendlichen weicht 
der Entwurf des Arbeiterbundes vom Entmurfe der Fabrikinipeltoren 
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nur infofern ab, al® eben das Schutzalter höher angeſetzt ift. Art. 
76 Abi. 2 des Entwurfes des Arbeiterbundes lautet: 
Für jugendliche Berfonen unter 20 Jahren ift jede Ueber- 
zeit-, Nacht» und Sonntagsarbeit unterjagt. 


Diefe Situation läßt es als nahezu gefichert erjcheinen, daß 
die kommende Revifion des fchmweizerifchen Fabrikgeſetzes für die in 
Fabriken befchäftigten Jugendlichen das abfolute Verbot der Nachts 
arbeit bringen wird. 


I. Das Berbot der Nachtarbeit der Jugendliden 
außerhalb der Fabriken. Wefentlich größer als gegenüber den 
in Fabriken bejchäftigten find die Aufgaben der Geſetzgebung gegen- 
über den Jugendlichen außerhalb der Fabrilen. Gilt es dort nur, 
formell eine beftehende, aber fo gut wie nie zur Anwendung gebrachte 
gejegliche Ausnahme zu bejeitigen, und an Stelle des grundjäglichen 
das abjolute Verbot der Nachtarbeit zu fegen, jo muß bier zunächſt 
erit das grundfäßliche Verbot errungen werden. 


Was am Schluffe des Berichtes über die Verkürzung der Ar- 
beitsdauer gefagt werden mußte, muß aud am Schluffe dieſes Be— 
richtes wiederholt werden: die Kantone haben, auch binfichtlich der 
Nachtarbeit der Jugendlichen, die Pflicht, die ihnen durch die Ueber— 
laffung der Geſetzgebungskompetenz für die Arbeitsverhältniffe außer- 
halb der Fabriken übermwiefen wurde, nur ſehr unvolllommen erfüllt. 
Wie auß der vorftehenden detaillierten Ueberſicht der Geſetzgebung 
erfichtlich ift, befteht nur in zwei Kantonen das Berbot der Nacht» 
arbeit der Jugendlichen beider Gejchlechter in gewerblichen wie in 
faufmännifchen Betrieben; für meibliche Jugendliche befteht das 
Verbot der gewerblichen Nachtarbeit in 7, der Nachtarbeit in fauf- 
männifchen Betrieben in 2 Kantonen; für Lehrlinge in 7 Kantonen 
das Verbot der gewerblichen, in 6 Kantonen das Verbot der Nacht: 
arbeit in faufmännifchen Betrieben; das männliche jugendliche Perſonal 
der Gaſt- und Schankwirtfchaften wird in 4 Kantonen, das weibliche 
in 11 Santonen fofern gefhütt, als es zur Gäftebedienung nicht 
verwendet werden darf, ohne daß aber, von 2 Kantonen abgefeben, 
deren Heranziehung zur Nachtarbeit verhindert wäre. In den übrigen 
Kantonen fehlen alle Anſätze zu einem Berbote der Jugendlichen 
nachtarbeit. 

Diefe Lücken der kantonalen Gefeßgebung fünnen zum Teil in 
dem Maße ausgefüllt werden, als die am Schluſſe des Berichtes 
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über die Verkürzung der Urbeitsdauer angedeutete Aktion Erfolge 
aufmweifen wird. Mit dem Erlaffe weiterer Arbeiterinnenſchutz⸗- und 
Behrlingsgejege wird menigftens für diefe beiden Kategorien von 
Jugendlichen das Verbot der Nachtarbeit ausgefprochen werden. Eine 
durchgreifende Beſſerung der gegenwärtigen Rechtslage und vor allem: 
ein in allen Kantonen allgemein verbindliches Berbot der Nachtarbeit 
der Jugendlichen kann indeſſen erft von einem eidgenöffifchen Ge- 
merbegejege erwartet werden. 


Ciniaungsamter in den 
Vereinigten Stanten von Auftralien. 


(Fortiegung.) 


Abteilung 4. BefondereBollmadten des Gerihtshofes 
und des Bräfidenten. 


32. Der Bräfident kann auf Anfuchen einer Partei einer ge— 
werblichen Streitigfeit, die der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofes 
unterliegt, hinſichtlich der Streitigkeit jede Anordnung treffen, Die 
ihm geeignet ſcheint für: 

a) ein vorbereitendes Verfahren, das vor den Berhandlungen 
vorzunehmen ijt, deifen Koften, die dem Gerichtshofe zu unterbreiten 
den Streitfragen, die Perfonen und Organijationen, die mit Anzeigen 
der Verhandlung zu verjehen find, die Darlegung der Ansprüche der 
Bartei, Zulaßungen, Entdedungen, Verhöre, Einfichtnahme von Doku— 
menten, beweglichen und unbeweglichem Eigentum, Zeugeneinvernahme, 
Ort, Zeit und Art der Verhandlungen, und 

b) jede Angelegenheit, die der PBräfident laut Reglement des 
Gerichtshofes zu unterfuchen das Recht hat, wenn er zu Gericht fit. 

33. 1) Der Bräfident fann jederzeit von jeder Organifation, 
die eine gewerbliche Streitigfeit dem Gerichtshofe unterbreitet, Sicher- 
heiten zu feinem oder des Regiftratord Genüge für die Durchführung 
des Urteils verlangen, und hat das Recht, mangels ſolcher Sicherheit 
die Berhandlungen zu unterbrechen. 

2) Keine ſolche Sicherheit darf 200 Lit. überfchreiten. 

34. Der Gerichtshof kann zu Zeiten alle anhängigen Gefchäfte 
einer Bermittlungstommiffion überweiſen, die aus einer gleichen An— 
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zahl Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter beſteht und ſich bemühen 
ſoll, die Parteien zu verſöhnen. 

35. 1) Auf Anſuchen einer Hauptpartei einer gewerblichen 
Streitigkeit ſoll, und auch ohne ein ſolches Anſuchen, kann der Gericht3- 
hof jederzeit im Verlaufe der Streitigkeit zwei Beifiger zu feiner 
Beratung über die Streitigleit ernennen ; die Beifiter haben diejenigen 
Pflichten zu erfüllen, die ihnen vom Gerichtshofe auferlegt oder die 
vorgejchrieben find. 

2) Einer der Beifiger ſoll eine Berjon fein, die von der Streit- 
partei aufgeftellt wird, welche nach Anficht des Gerichtöhofes gemein 
fame Intereffen mit den Arbeitgebern bat, und der andere foll eine 
Berfon fein, die von der Streitpartei aufgeftellt wird, welche nach 
Anficht des Gerichtshofes gemeinfame' Intereffen mit * Arbeit⸗ 
nehmern hat. 

3) Unterbleibt die Aufſtellung eines oder beider Beifher trotz 
Aufforderung des Gerichtshofes, oder willigen die Parteien ein, ſo 
kann der Gerichtshof einen Beiſitzer oder die Beiſitzer ohne eine ſolche 
Aufſtellung ernennen. 

36. 1) Der Gerichtshof kann jede gewerbliche Streitigkeit, die 
feiner Gerichtsbarkeit unterſteht, und jede aus der Streitigkeit er» 
mwachjende Angelegenheit einem Iofalen Gewerbeamt (Local Industrial 
Board) zur Unterfudung und Berichterftattung überweiſen und fann 
diefem Amt nad) Gutdünfen von feinen Bollmadten, einfchlieglich 
aller Vollmachten des Gerichtshofes betr. Vermittlung und Schlich— 
tung der Streitigkeiten durch gütliche Vereinbarung übertragen. Ein 
lokales Gewerbeamt kann ſein: 

a) jede zur Behandlung willige ſtaatliche Gewerbebehörde; oder 

b) jedes Iofale Amt, das nach Vorſchrift oder nach den Ber- 
fügungen des Gerichtshofes fonftituiert ift und aus der gleichen 
Anzahl Arbeitgeber» und Arbeitnehmervertretern und feinem Vor⸗ 
figenden befteht, der ein Richter des Obergerichtes oder eines einzel- 
ftaatlichen Obergerichtes fein joll. 

2) Auf den Bericht des lokalen Gewerbeamtes hin, kann der 
Gerichtshof mit oder ohne Anhörung weiterer Zeugenausfagen oder 
Argumente, oder beider, die Streitigfeit entjcheiden und fein Urteil 
fällen. 

37. Der Gerichtshof kann jede beliebige Berfon beauftragen, 
in gewerblichen Streitigkeiten, die feiner Gerichtsbarkeit unterftehen, 
an feiner Statt Zeugen einzuvernehmen. Die betreffende Perſon 
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befigt die Vollmacht des Gerichtshofes, Zeugen vorzuladen, Bücher 
und Dokumente fich vorlegen zu laffen und Zeugen unter Eid oder 
Verſprechen einzuvernehmen. 

38. Bei jeder gewerblichen Streitigfeit, die feiner Gerichtsbars 
feit unterfteht, hat der Gerichtshof Vollmacht: 

a) die Streitigfeit, wie vorgejchrieben, zu unterfuchen und zu 
entjcheiden ; 

b) nad; Maßgabe der Unterfuchung oder der Entſcheidung Ver- 
fügungen zu erlaffen, Urteile zu fällen oder Anordnungen zu geben; 

e) für UWebertretung oder Nichtbeachtung von Beitimmungen 
folcher Verfügungen oder Urteile Marimalftrafen feitzufegen, die 
jedodh im Falle einer Organifation oder eines Arbeitgebers, welcher 
nicht Mitglied einer durch die Verfügung oder das Urteil gebundenen 
DOrganifation ift, 1000 Lſt., oder im Falle eines Einzelmitgliedes 
einer Organifation 10 2ft. nicht überjteigen dürfen. 

Wenn die Mitgliederzahl einer Arbeitgeberorganifation weniger 
als 100 beträgt, jo darf die Marimalftrafe nicht höher fein als die 
Summe, die, multipliziert mit der Zahl der Mitglieder, 1000 Lft. 
ergäbe: 

d) für jede dem Gerichtshof zur Genüge bewieſene Uebertretung 
oder Nichtbeadhtung von Beltimmungen folder Verfügungen oder 
Urteile Strafen zu fällen, die jedoch die im vorhergehenden Para— 
graphen feftgejeßten (oder, wenn folche nicht feitgefegt worden find, 
die zuläßigen) Marimalftrafen nicht überjchreiten dürfen; 

e) Organifationen oder Einzelperjonen zu verbieten, Zumiders 
bandlungen gegen dieſes Geſetz zu begehen oder feitzufegen; 

f) durch Urteile oder Berfügungen zu erklären, vu alle bezüglich 
gewerblicher Angelegenheiten durch ein Urteil beftimmten Praktiken, 
Reglemente, Borfchriften, Gebräuche, Uebereinkommens-, und Anftels 
lungsbedingungen und fonftige Gejchäfte, für jede® Gewerbe, bei 
welchem die Streitigfeit entfteht, allgemeine Regel find. 

Bevor jedoch eine allgemeine Regel firiert wird, hat der Ge— 
richtshof gebührend in Betracht zu ziehen, bis zu welchem Grad die 
intereffierten Gewerbe oder Perſonen miteinander in Wettbewerb 
treten oder mwahrfcheinlich treten werden. 

Ferner bat der Präftdent, bevor eine allgemeine Regel fixiert 
wird, durch eine Anzeige im Amtsblatte (Gazette) und, je nad) Gut— 
finden de8 Gerichtshofes, eventuell auch in andern Publikationen, 
unter genauer Bezeichnung des Gewerbes und der gewerblichen An= 
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gelegenheit, bezüglich deren die Fixierung einer allgemeinen Regel in 
Ausfiht genommen ift, bekannt zu geben, daß alle Einzelperjonen 
und Organifationen, die den Wunfch oder ein Intereffe haben, gehört 
zu werden, an oder vor einem beftimmten Tag perfönlich oder durch 
Bertretung vor dem Gericht erfcheinen dürfen; der Gerichtshof foll 
nah Borfchrift alle diefe perfönlich erfchienenen oder vertretenen 
Einzelperfonen oder Organijationen anhören; 

g) unter gebührender Berüdfichtigung der örtlichen Verhältniſſe 
zu beftimmen, innerhalb welcher Gebietögrenzen eventuell, und mit 
welchen Bedingungen und Ausnahmen die aljo firierte allgemeine 
Regel für die in dem betreffenden Gewerbe tätigen Berfonen, feien 
fie Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, feien fie Mitglieder einer Organi- 
fation oder nicht, verbindlich fein fol; 

h) jede Angelegenheit abzumeifen oder auf die weitere Unter» 
fuhung oder Enticheidung der Streitigfeit zu verzichten, wenn es 
fich ergibt, daß die Streitigleit unbedeutend oder von einer einzel- 
ftaatlicden Gewerbebehörde behandelt worden, in Behandlung ftehend 
oder behandelbar ift, oder daß das öffentliche Intereſſe die Fort» 
feßung des Verfahrens durch den Gerichtshof nicht nötig oder wünſch⸗ 
bar madt; 

i) zu verfügen, daß die eine Partei der Streitigfeit der anderen 
Partei die in der Verfügung genau bezeichneten often und Auslagen, 
einjchließlich der Zeugenauslagen, vergüte, doch ohne daß für die 
Dienfte von Rechtslonfulenten, Advolaten und Agenten Koſten bes 
rechnet werden dürfen; 

j) die Unterfuchung und Entfcheidung einer Streitigfeit in Ab- 
weſenheit der beteiligten Parteien vorzunehmen, fofern fie nur vor— 
geladen oder zitiert worden find; 

k) an jedem beliebigen Orte zur Unterfuhung und Entſchei— 
dung der Streitigfeit Sigung zu halten; 

I) die Berhandlungen ganz oder teilweife bei gejchloffenen Türen 
zu führen; 

m) die Sigungen auf jede beliebige Zeit zu vertragen und an 
jeden beliebigen Ort zu verlegen; 

n) technifche und die Rechnungsführung betreffende Materien 
einem Erperten zu übermweijen und feinen Bericht als Zeugenausfage 
anzunehmen; 

0) feine Berfügungen und Urteile abzuändern und in jeder 
Frage das Verfahren neu zu beginnen; 


— 538 — 


p) anzuordnen, daß Parteien vereinigt oder ausgeſchieden werben; 

q) Irrtümer, Fehler, Unregelmäßigfeiten, ob materielle oder 
formelle, zu forrigieren, zu berichtigen oder zu ignorieren; 

r) vorgejchriebene Friften zu verlängern; 

s) die Parteien der Streitigfeit und Zeugen vorzuladen und 
die Einfichtnahme von Einträgen oder anderem Material, allerdings 
nur ſoweit e8 fich auf die Streitigfeit bezieht, die Vorlegung von 
Büchern, Dokumenten und anderen Dingen zu erzwingen; 

t) unter Eid oder Verſprechen Zeugen einzuvernehmen, und 

u) im allgemeinen die Anmweifungen zu geben und die Schritte 
zu tun, die er bei den erwähnten Funktionen für nötig oder förderlich 
erachtet. 

39. Der Gerichtshof kann feine Bollmachten aus eigenem An- 
trieb oder auf Anjuchen einer der an der gewerblichen Streitigfeit 
beteiligten Parteien oder einer durch dag Urteil des Gerichtshofes 
gebundenen Organijation oder Einzelperfon ausüben; doch fol feine 
Berfügung oder fein Urteil abgeändert und feine Angelegenheit einer 
neuen Schiedsiprechung unterbreitet werden, wenn nicht eine durch 
die Verfügung oder das Urteil interejfierte oder gejchädigte Organi- 
fation oder Einzelperfon darum erfucht: 

40. Der Gerichtshof kann durch fein Urteil oder durch 'eine 
auf Erfuchen einer der ftreitenden Parteien erlaffene Verfügung, 
folange da8 Urteil bindende Kraft hat, jederzeit 

a) einen Minimalbetrag für Löhne und Vergütungen vorfchreiben 
und in diefem Falle auf Erfuchen einer der an der gemerblichen 
Streitigfeit beteiligten Parteien oder einer durch das Urteil gebundenen 
Drganifation oder Einzelperfon dafür forgen, daß eine in dem Urteil 
oder der Berfügung genau bezeichnete gerichtliche Inſtanz in den 
Stand gejegt werde, für Arbeitnehmer, welche den vorgejchriebenen 
Minimallohn nicht verdienen fünnen, auf die Weife und unter den 
Bedingungen, wie fie in dem Urteil oder der Verfügung genau zu 
bezeichnen find, einen niedrigeren Betrag anzuſetzen; 

b) anordnen, daß, wenn Mitglieder von Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerorganifationen und andere (nichtorganifierte) Perfonen zu 
gleicher Zeit Dienft oder Beichäftigung anbieten oder fuchen, der 
Vorzug ceteris paribus den (organifierten) Mitgliedern gegeben 
werde; und 

ce) eine gerichtliche Inſtanz beftimmen, welche endgültig zu ent- 
fcheiden hat, in welchen Fällen ein durch eine ſolche Anordnung 
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betroffener Arbeitgeber oder Arbeitnehmer Nichtmitglieder der bezüg: 
lichen Organifationen bejchäftigen oder fich durch ſolche befchäftigen 
laſſen kann. 

Bevor jedod den Mitgliedern der Organifation in vorerwähnter 
Weiſe ein Vorzug eingeräumt wird, bat der PBräfident durch eine 
Anzeige im Staatsanzeiger (Gazette) und je nad Gutfinden bes 
Gerichtshofeß eventuell auch in andern Publikationen unter genauer 
Bezeichnung des Gewerbes und der gewerblichen Angelegenheit, be= 
züglich deren eine ſolche VBorzugsbehandlung in Ausficht genommen 
ift, befannt zu geben, daß alle Einzelperfonen und Organifationen, 
die den Wunjch und ein Intereſſe haben, gehört zu werden, an oder 
vor einem bejtimmten Tage perjönlich oder durch Vertretung ers 
fcheinen dürfen. Der Gerichtshof ſoll nach Vorſchrift alle dieſe 
perfönlich erfchienenen oder vertretenen Einzelperfonen und Organi- 
fationen anhören. Ferner fol die Anordnung einer Vorzugsbehand⸗ 
lung nur dann getroffen werden, wenn nach der Lleberzeugung des 
Gerichtshofes das Gefuh um eine ſolche VBorzugsbehandlung von 
der Mehrheit der durch das Urteil betroffenen, mit den Gefuchitellern 
in Intereſſengemeinſchaft ftehenden Berfonen gebilligt wird. 

Der Gerichtshof kann in jedem Falle, wo er die Vorzugsbe- 
handlung angeordnet hat, dieje Anordnung fufpendieren oder nad 
Gutfinden in Zeitdauer und Bedingungen modifizieren, fall nad 
feiner Weberzeugung, die Statuten der Organijationen läftig oder 
drüdend find, oder bezüglid Aufnahme oder Berbleiben in der 
Mitgliedfchaft feine billigen Bedingungen enthalten oder falls die 
Drganijation bei diefer Borzugsbehandlung gegen ein Mitglied uns» 
billig oder ungerecht verfahren ift. 

41. Der Präfident ſowie jede durch den Präfidenten oder durch 
den Regiftrator ſchriftlich ermächtigte Perſon kann ftet3 während 
der Ürbeitszeit Gebäude, Minen, Grubenmwerle, Fahrzeuge, Schiffe, 
Arbeitsräume oder Lofalitäten aller Art betreten, wo oder in Ber- 
bindung womit ein Gewerbe betrieben wird oder eine Arbeit aus— 
geführt oder begonnen wird oder worden ift, oder eine Angelegenheit 
vorfällt oder vorgefallen ijt, bezüglich deren eine gewerbliche Streitig- 
feit anhängig oder ein Urteil gefällt worden iſt oder eine Ueber— 
tretung des vorliegenden Geſetzes vermutet wird. Er fann ferner 
in dem Umfange und zu den Zweden, die in der Ermächtigung 
namhaft gemadt find, Fabrifen, Materialien, Majchinen, Apparate 
oder Teile davon injpizieren und in Mugenjchein nehmen. 

34 
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42. Niemand darf den Präſidenten oder einen in vorerwähnter 
Weiſe ermächtigten Vertreter an der Ausübung einer ihm im letzten 
Abjchnitt übertragenen Vollmacht hindern oder ihn darin ftören. 

Strafe: 10 Lit. 

43. 1) Der Gerichtshof kann, unter Vorbehalt der Zuftimmung 
des Generalgouverneurs, Reglemente über feine Prozeßordnung aufs 
ftellen. Die Prozeßordnung des Gerichtshofes fol nach diefen Regles 
menten durch den Gerichtshof oder, wenn derfelbe nicht tagt, durch 
den Bräfidenten beobachtet werden. 

2) Alle diefe Reglemente müſſen binnen 30 Tagen nad) ihrer 
Aufftellung beiden Kammern des Parlaments vorgelegt werden, oder, 
wenn das Parlament nicht tagt, binnen 30 Tagen nad feinem 
nächſten Zufammenttritt. 

3) Nimmt eine der Kammern de8 Parlaments eine Refolution 
an, die zu jeder Zeit binnen 14 Eigungstagen nad) der VBorlegung 
der Reglemente eingebracht werden kann, wonach eines der betreffenden 
Reglemente als unzuläffig erklärt wird, fo verliert daß betreffende 
Reglement feine Geltungsfraft. 


Geil IV. Die Durhfüßrung der Verfügungen und Arteile. 


44. 1) Wenn eine durch eine Verfügung oder ein Urteil ge= 
bundene Organifation oder Einzelperjon ſich der Uebertretung oder 
Nichtbeachtung der Beitimmungen der Berfügung oder des Urteils 
ſchuldig gemacht hat, fo fünnen die Strafen, die zu verhängen der 
Gerichtshof die Vollmacht hat, von jedem Gerichtshof mit bejchleu- 
nigtem Verfahren, in welchem ein Bolizeis, Amts» oder Spezialrichter 
(Police, Stipendiary or Special Magistrate) fißt, verhängt werden. 

2) Diefe Strafen fünnen eingellagt werden durch 

a) den Regiftrator, oder 

b) jede Organijation, die oder deren Mitglieder alle oder zum 
Teil durch die Hebertretung oder Nichtbeachtung gejchädigt worden find; 

c) jede8 Mitglied einer Organijation, das dur die Ueber— 
tretung oder Nichtbeachtung geſchädigt worden ift. 

45. Wenn der Gerichtshof oder irgend ein Gericht mit be= 
ichleunigtem Verfahren für Uebertretung oder Nichtbeachtung von 
Beitimmungen einer Berfügung oder eineß Urteils eine Strafe ver— 
hängt jo kann er verfügen, daß die Strafe ganz oder teilmeije in 
den Consolidated Revenue Fund einbezahlt oder an irgend eine in 


— Hl — 


der Berfügung genau bezeichnete Organifation oder Einzelperfon aus» 
gerichtet werde. ’ 

46. Wenn der Gerichtshof für Uebertretung oder Nichtbeach- 
tung von Beitimmungen einer Verfügung oder eines Urteils eine 
Strafe verhängt oder die Vergütung von Koſten oder Auslagen vers 
fügt bat, fo kann ein vom Regijtrator unterfchriebenes, den zu bes 
zahlenden Betrag und die Organifationen und Perfonen, von denen 
refp. an die der Betrag zu zahlen iſt, genau bezeichnendes Zertififat 
bei jedem Bundes- oder einzelftaatlichen Gericht, welches die Zivil- 
gericht8barfeit bis zur Höhe des Betrages befitt, deponiert werden, 
und dann in jeder Beziehung als ein endgültiges Urteil des betreffen- 
den Gerichtes vollziehbar fein. 

Stehen jedoch zwei oder mehr Gläubiger auf dem Zertifilat, 
fo darf jeder Gläubiger unabhängig die Vollziehung des Zertififates 
auf dem Wege der Pfändung in die Wege leiten, wie wenn unab- 
bängige, getrennte Urteile vorlägen. 

47. 1) Um einer Berfügung oder einem Urteil Nachachtung 
zu verfchaffen, fann gegen Eigentum einer Organifation oder gegen 
Eigentum, an welchem eine Organifation mit Gewinn beteiligt ift, 
fei dasjelbe in der Verwaltung von Bevollmädtigten oder in anderer 
Hand, mit der Pfändung vorgegangen werden, ganz fo, als märe 
die Organifation eine eingetragene Gejellihaft und unumfchräntte 
Befiterin des Eigentums oder des Gemwinnanteils. 

2) Als inbegriffen in das Eigentum einer Organifation joll 
Eigentum jeder Bereinigung gelten, die eine Organifation oder einen 
Zeil derjelben bildet, oder Eigentum, an welchem eine folche Ber: 
einigung mit Gewinn beteiligt iſt, fei dasfelbe in der Verwaltung 
von Bevollmächtigten oder in anderer Hand. 

3) Wenn das Eigentum einer Organijation, gegen die mit 
Pfändung vorgegangen worden ift, nicht außreicht, um die Bollziehung 
einer Verfügung oder eine8 Urteils im ganzen Umfange zu gemähr: 
leiften, jo find die Mitglieder einer Organifation bis zur Höhe der 
in Paragraph c des Abfchnittes 35 feitgefegten Marimalftrafen für 
den Ausfall haftbar. 

48. Auf Anjuchen einer im Urteil genannten Bartei fann der 
Gerichtshof eine Verfügung von der Natur eine® Mandate oder 
eines verjchärften Befehles erlaffen, um bei Geld» oder Gefängnizftrafe 
dem Urteil Nachachtung zu verſchaffen oder feine Hebertretung zu vers 
hindern. Niemand, den die betreffende Verfügung trifft, darf, nach» 
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dem er von der Verfügung ſchriftlich Kunde erhalten, ſich in Tat oder 
durch Unterlaſſung einer Zuwiderhandlung gegen das Urteil ſchuldig 
machen. In dieſem Abſchnitt bedeutet „Urteil“ auch „Verfügung“. 

Strafe: 100 Lit. oder 3 Monate Gefängnis. 

49. Niemand foll fi vorfäglich bei der Befolgung von Ber- 
fügungen oder Urteilen ein Berfäumnis zu Schulden fommen lafjen. 

Strafe: 20 Lit. | 

50. Wer einer Zumiderhandlung gegen Zeil II dieſes Geſetzes 
oder eines vorfäßlichen Verſäumniſſes bei der Befolgung eines Urteils 
fchuldig befunden worden ift, fol, wenn der. Gerichtshof nach eigenem 
Gutfinden fo verfügt, außer zu der für das Vergehen verhängten 
Strafe ein für allemal zu einer oder mehreren der folgenden Rechts— 
nachteile verurteilt fein: 

a) Er fol den Anfpruch auf alle Rechte, Vorrechte, Wohltaten 
oder Borteile des vorliegenden Geſetzes verlieren. Sofern folche 
Rechte, Vorrechte oder Wohltaten in Frage kommen, fol diejes 
Gefeß für ihn feine Geltung haben. 

b) Er fol nicht mehr Mitglied oder Beamter einer Organi- 
fation oder einer Bereinigung, welche eine Organifation oder einen 
Zeil derfelben bildet, bleiben können. Er verliert die Befähigung, 
Mitglied oder Beamter einer Organifation oder einer folchen Ver— 
einigung zu werden. 

e) Er verliert alle beitehenden oder erwachſenden Anrechte auf 
Zahlungen auß dem Fonds einer Organifation oder einer Vereini— 
gung, welche eine Organijation oder einen Teil derfelben bildet. Die 
Annahme einer Zahlung dur ihn oder die Erlegung einer Zahlung 
an ihn durch eine Perfon oder Organifation oder durch eine jolche 
Bereinigung ift ein Vergehen gegen dieſes Geſetz. 

Strafe: 20 Lit. 

Der Gerichtshof kann jedoch jederzeit nach eigenem Gutfinden 
diefe Rechtsnachteile alle oder teilweife aufheben, wenn dem Anjchein 
nad) die Zumiderhandlung oder die vorfäßliche Verfäumnis genügend 
geitraft worden ift und für die wirkſame Anmendung des Geſetzes 
daraus fein Nachteil entiteht. 


Teil V. Organifationen. 
Regiftraturen und Regiftratoren. 
51. Der Generalgouverneur kann 
a) eine Hauptregiftratur (Prineipal Registry) für die Negiftrie- 
rung der Organifationen errichten: 
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b) Bezirköregiftraturen (District Registries) für die Regiftrie- 
rung von Organijationen errichten; 

c) einen @ewerberegiftrator (Industrial Registrar) und Vize— 
regiftratoren (Deputy Industrial Registrars) ernennen. 

52. 1) Die Hauptregiftratur fol, wenn einmal der Siß der 
Regierung auf Bundesboden beitimmt ift, am Site der Regierung 
fein. Bis dahin foll fie an einem durch den Minifter zu bezeichneten 
Orte fich befinden. 

2) Jede Bezirköregiftratur joll fich in der Hauptitadt des Staates 
befinden, in welchem fie errichtet ift. 

53. Die Hauptregijtratur fteht unter der Leitung des Gewerbe» 
regiftratorß, jede Bezirksregijtratur unter der Leitung eines Vize— 
regiſtrators. 

54. 1) Der Gewerberegiſtrator hat auf der Hauptregiſtratur 
ein Regiſter aller auf Grund dieſes Geſetzes regiſtrierten und ein 
Verzeichnis aller proflamierten Organiſationen zu führen. 

2) Jeder Bizeregiftrator hat auf der feiner Leitung unterftehen- 
den Regiftratur ein Regifter aller auf Grund diefes Geſetzes auf 
feiner Regiftratur regiftrierten und ein Verzeichnis aller proflamierten 
Drganijationen, die in feinem Staate bejtehen, zu führen. 


Regiftrierte Organifationen. 

55. 1) Folgende Bereinigungen fönnen unter Befolgung der 
vorgefchriebenen Bedingungen auf die vorgefchriebene Weiſe als 
Organifationen regiftriert werden: 

a) jede Bereinigung von Arbeitgebern in oder in Verbindung 
mit einem Gewerbe, welche in den 6 dem Gefuche um Regiftrierung 
vorangehenden Monaten zufammen im Durchjchnitte eine® Monates 
sicht weniger ald 100 Ürbeiter in dem betreffenden Gewerbe be— 
ichäftigt hahen; und 

b) jede Bereinigung von nicht weniger al® 100 Arbeitnehmern 
in oder in Verbindung mit einem Gewerbe. 

Jedoch fol feine Organifation Anspruch darauf haben, vom 
Gerichtshof als der Borzugsbehandlung würdig erflärt werden, wenn 
und folange ihre Statuten oder andere verbindliche Beichlüffe die 
Bermendung ihrer Fonds zu politiihen Zweden geftatten oder von 
den Mitgliedern Handlungen politifchen Charakter verlangen. 

Ferner fol feine Organifation Anfpruch darauf haben, vor 
dem Gerichtshof zu erfcheinen zur Beitreitung des Geſuchs einer 
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andern Organiſation um Vorzugsbehandlung, ſolange ihre Statuten 
oder andere verbindliche Beſchlüſſe die Verwendung ihrer Fonds zu 
politiſchen Zwecken geſtatten oder von den Mitgliedern Handlungen 
politiſchen Charakters verlangen. 

Nicht inbegriffen in dem Ausdruck dieſes Abſchnittes „politiſche 
Zwecke“ find Beſtrebungen zur Erzielung und Erhaltung von Maß— 
nahmen, die allen Teilnehmern eines beftimmten Berufes, ohne 
Rüdficht darauf, ob fie Mitglieder einer Organifation find oder nicht, 
zu gute fommen und die Regelung folgender Materien betreffen: 

I. Schuß von Leib und Zeben. 

U. Schadenerfat bei Unglücks- und Todesfällen. 

IH. Gefundbheitspflege. 

IV. Geſchlecht und Alter der Arbeitnehmer. 

V. Dauer der Arbeit. 

VI. Löhnung der Arbeit. 

VII. Schuß von Gehalt und Lohn. 
VII. Andere gleichermweife das Anjtellungsverhältnis betreffende 
Punkte. 

2) Die von den Vereinigungen bei dem Geſuche um Regiſtrie— 
rung zu erfüllenden Bedingungen find, bi8 auf weitere Vorfchrift, 
die in Anhang B firierten. 

3) Auf die Regiftrierung hin wird und ift die Vereinigung eine 
Organifation. 

56. Jede Bereinigung, die um Regiftrierung als Organijation 
erfucht, kann, wenn fie auf Anfuchen an den Bräfidenten die Voll—⸗ 
macht dazu erhalten bat, weitere Beitimmungen in ihre Statuten 
aufnehmen, die e8 ihr ermöglichen, die vorgefchriebenen Bedingungen 
zu erfüllen. Die auf Grund diejes Abfchnittes aufgenommenen ſtatu— 
tarifchen Beitimmungen find, ungeachtet anderer Beftimmungen in 
Grundgefe oder Statuten der Vereinigung, für die Mitglieder der 
Bereinigung verbindlich. 

57. Der Regiftrator hat jeder auf Grund dieſes Geſetzes regi— 
ftrierten Organifation in vorgejchriebener Form ein Regiftrierungs- 
zertififat auszuſtellen; dieſes Zertifilat gilt, bis eine Annulierung 
erwieſen ift, als tatjächlicher Beweis dafür, daß die darin erwähnte 
Organifation regiftriert und daß die zur Regiftrierung berechtigenden 
Bedingungen erfüllt worden find. 

58. Jede auf Grund dieſes Geſetzes regiftrierte Organijation 
bildet für die Bedürfniffe diefes Geſetzes eine juriftifche Perſon mit 
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dauernder Exiſtenz und gemeinſamer Unterſchrift, und kann bemeg- 
liches und unbewegliches Eigentum kaufen, mieten, eignen, verlaufen, 
vermieten, verpfänden, vertaufchen und fonftwie zu eigen haben, be» 
figen und darüber verfügen. 

59. Der Regiftrator lann die Regiftrierung einer Vereinigung 
als Drganifation verweigern, wenn in dem Staate, mo das Geſuch 
gejtellt worden ift, bereit8 eine Organilation, der die Mitglieder der 
Bereinigung ohne Schwierigkeiten angehören könnten, befteht. 

60. Wenn der Regiftrator den Eindrud hat, 

a) daß aus beftimmten Gründen die Regiftrierung einer Organis 
fation annulliert werden follte; oder 

b) daß eine Organijation falſch oder aus Berfehen regiftriert 
worden iſt; oder 

ec) daß die Statuten einer regiftrierten Organifation geändert 
worden find und den vorgefchriebenen Bedingungen nicht mehr ent= 
fprechen oder daß fie nicht bona fide beobachtet worden find; oder 


d) daß die Statuten einer regiftrierten Organifation oder ihre 
Anwendung nicht die gehörige Leichtigkeit in der Aufnahme neuer 
Mitglieder gewähren oder ihnen das Berbleiben in der Mitgliedfchaft 
mit unvernünftigen Bedingungen erfchweren oder fonftwie tyrannijch 
oder bedrüdend find; oder 

e) daß der rechtmäßige Vorftand einer regiftrierten Organi— 
fation abfichtlih unterläßt, Maßnahmen zur Erhebung und zum 
Einzug von Beiträgen, Gebühren oder Bußen von den Mitgliedern 
der Organifation zu treffen; oder 

f) daß die Rechnungsführung einer regijtrierten Organifation 
nicht ftatutengemäß revidiert worden ift und daß die Rechnungs 
führung der Organifation oder der Rechenfchaftsbericht des Rechnungs» 
reviforß die wirkliche finanzielle Lage der Organifation nicht auf: 
beden; oder 

g) daß eine regiftrierte Organifation abfichtlich unterlaffen hat, 
fih einer Verfügung des Gerichtshofes zu unterziehen; oder 

h) daß die Zahl der Mitglieder der Organifation, bezw. ihrer 
Arbeitnehmer, fie nicht zur Regijtrierung auf Grund von Abfchnitt 
55 berechtigt, 

jo hat er beim Gerichtshof das Gejuh um Annullierung der 
Regijtrierung der Organifation zu ftellen, indem er die Organijation 
an ihrem regijtrierten Bureau davon in Kenntnis jet. 
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2) Der Gerichtshof hat das Geſuch zu prüfen, und wenn er 
der Meinung iſt, die Regiſtration ſei zu annullieren, wird er eine 
entſprechende Verfügung erlaſſen. Daraufhin iſt die auf Grund dieſes 
Geſetzes erfolgte Regiſtrierung der Organiſation zu annullieren. 

3) Wenn auf ein Geſuch hin der Rigiſtrator ſich weigert, ein 
Geſuch um Annullierung der Regiſtrierung einer Organiſation zu 
ſtellen, ſo kann der Gerichtshof, wenn er es für nötig erachtet, auf 
das Geſuch einer intereſſierten Organiſation oder Perſon verfügen, 
daß die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgte Regiſtrierung der erſt— 
erwähnten Organiſation zu annullieren ſei. Daraufhin iſt die Regi— 
ſtrierung der Organiſation zu annullieren. 

4) die Annullierung enthebt die Organiſation oder die einzelnen 
Mitglieder weder der Verpflichtung, ſich einem Urteil zu fügen, noch 
der Strafen oder der Verbindlichkeiten, denen ſie vor der Annullie— 
rung verfallen ſind. 

61. Solange eine Streitigkeit oder Angelegenheit vor dem Ge— 
richtshof anhängig iſt, haben Austritt oder Entlaſſung aus der 
Mitgliedſchaft der betreffenden Organiſation keine Gültigkeit. 

(Schluß folgt-) 


Idee — 


Soziale Chronik. 


Arbeiterſchutz. 


Frankreich. In Heft 12 unſerer Zeitſchrift brachten wir zum Abdruck 
ein Gejegentwurf der franzöfiihen Regierung betr. Verkürzung der Arbeits: 
zeit; bier laffen wir mun die wichtigſten Betimmungen des am 14. Juli 
(. J. im „Journal officiell* veröffentlichen Geſetzes bezügl. der Sonntags: 
rube für Angeftellte und Arbeiter folgen. Es ıjt unterfagt, Ange: 
ftellte oder Arbeiter in imduftriellen oder fommerziellen Unternehmungen, 
welcher Art fie auch jein mögen, ob öffentlich oder privat, weltlich oder 
firchlich, fjelbft wenn fie für gewerblichen Unterricht oder Wohltätigkeitszwecke 
bejtimmt find, wöchentlich länger als ſechs Tage zu bejchäftigen. Die Dauer 
der wöchentlichen Ruhezeit muß ohne Unterbrehung wenigitens 24 Stunden 
betragen. Der wöchentliche Ruhetag hat auf einen Sonntag zu fallen. Wenn 
jedoch die gleichzertige Sonntagsruhe des gejamten Perſonals eines Unter— 
nehmens für das Publifum oder für den normalmäßigen Gang des betreffenden 
Betriebes nachteilig wäre, fann die Ruhezeit entweder für beftändig oder für 
gewiſſe Abichnitte des Jahres in anderer Weife gewährt werden, u. zw.: a) an 
einem Wochentage für das gejamte Perſonal; b) in der Zeit von Sonntag mittag 
bis Montag mittag; e) an einem Sonntag nachmittag mit einem ganzen Rafttag 
als Ergänzung in je 14 Tagen, oder d) turnusmäßig einem Teile oder dem 
gejamten Perſonale. Die Öenehmigung hiezu muß entjprechend der weiter unten 
enthaltenen Borfchriften angelucht und erteilt werden. Die Freigabe eines turnus— 
mäßigen wöchentlihen Ruhetages fteht von Rechts megen folgenden Unterneh 
mungen zu: 1. Fabriken, welche Yebendmittel zum unmittelbaren Berbraud) 
erzeugen; 2. Hotels, Reitaurationen und Schankgeſchäften; 3. Tabakverichleig- 
ftellen und Naturblumenhandlungen; 4. Spitälern, Sanatorien, Ajylen, Jrren: 
anjtalten, Yaboratorien, Apothefen, Drogerien, Berfaufsläden für medizinifche 
und chirurgifche Inſtrumente; 5. Badeanjtalten; 6. Zeitungsunternehmungen, 
Informationsbureaus, Iheatern, Mufeen und Ausjtellungen; 7. Bücherleih: 
anftalten, Wagen: und Automobilvermietungen; 8. Anjtalten für Beleuchtung, 
für Waſſerkraft und elektrische Kraftübertragungen; 9. Transportunterneh- 
mungen zu Yande «ausjchlieglih der Eifenbahnen), Lade- und Yölcharbeiten 
in den Häfen und Bahnhöfen; 10. Induſtrien, in welchen die zur Ber: 
wendung gelangenden Waren einer raihen Beränderung ausgefegt find ‚und 
11. Induſtrien, in welchen jede Arbeitsunterbrehung ſchon im Berlaufe der 
Erzeugung einen Berluft oder eine Entwertung der Produkte nach fich ziehen 
würde. Eine eigene Verordnung wird ein Verzeichnis ſowohl der zu den 
unter 10 nnd 11 aufgezählten Kategorien gehörigen Induſtrien als auch jener 
Unternehmungen enthalten, die zufolge des ihnen zuftehenden Rechtes den 


wöchentlichen Ruhetag turnusmäßig gewähren fünnen. Eine weitere Verord— 
nung wird die befonderen Abweichungen von diefem Geſetze in Bezug auf 
die Ruhezeit für die in Fabrifen mit bejtändigem Feuer wie 3. B. in Hochöfen, 
befhäftigten Arbeiter feitfegen. Im Falle dringender Arbeiten, deren jojortige 
Ausführung zur Einrihtung von Rettungsmaßnahmen, zur Vorbeugung von 
drohenden Unfällen oder zur Ausbejlerung der an dem Material, den Ein- 
rihtungen oder Gebäuden eines Unternehmens unvermutet eingetretenen 
Schäden notwendig ift, fann vom Einhalten des Ruhetages für das zu diefen 
Arbeiten erforderliche Perfonal abgefehen werden. Dieje Sujpendierung vom 
Ruhetage gilt jedoch nicht nur fiir die Arbeiter desjenigen Unternehmens, 
in welchem die dringenden Arbeiten yotwendig find, jondern aud für die 
jenes anderen Unternehmens, das die Reparaturen bejorgt. In diefem alle 
bat jeder Arbeiter des zweiten Betriebes auf eine ergänzende Ruhezeit in 
der Dauer der unterbrochenen Anſpruch. In jedem Unternehmen, in welchem 
die wöchentliche Ruhezeit für das geſamte Perfonal auf denfelben Tag fallen 
würde, fann diefe für die mit der Beauflichtigung der Dampffefjel und Motoren, 
mit der Delung und Ueberwachung der Transmifjionen, mit der Reinigung 
der Arbeitsräume, Magazine oder Bureau betrauten Angejftellten, ebenjo auch 
für die Aufjeher und Hausverwalter auf einen halben Tag reduziert werden. 
In Geſchäften, welche Nahrungsmittel im Detail verfchleigen, kann nur der 
Sonntagnahmittag freigegeben werden, doch muß den bei ihren Arbeitgebern 
wohnenden Angeftellten unter 21 Jahren wöchentlich ein halber Tag, den 
übrigen Angeftellten (in l4tägigen Turnus) ein ganzer freier Tag gewährt 
werden. In Betrieben, welche weniger als fünf Arbeiter oder Angeſtellte 
bejhäftigen und die Erlaubnis haben, die Ruhezeit abmwechjelnd zu gewähren, 
fann der mwöchentlihe Ruhetag durch zwei halbe Tage, die zujammen einen 
vollen Arbeitstag ausmachen, erjegt werden. In jedem Detailgejhäft, in 
dem die wöchentliche Auhezeit mit dem Sonntag identifch ift, kann dieje ftets 
dann übergangen werden, wenn leßterer mit einem Orts- oder Bezirköfeiertag 
zufamntenfält. In allen Unternehmungen, in denen die Witterungsverhält- 
niſſe Arbeitslofigfeit bedingen, werden jene Tage, an welchen die Arbeiter 
zu feiern gezwungen find, im Yaufe jedes Monats von den wöchentlichen 
Ruhezeiten in Abzug gebradt. Diejenigen Induftrien im Freien, welche nur 
zu gemwifjen Zeiten des Jahres arbeiten (Satfonbetriebe), fünnen 15mal im 
Jahre den Ruhetag ausfallen lajien. Jene Induſtrien, welche leicht verderb— 
liche Materialien verarbeiten, fowie jene, welche zu gewiſſen Zeiten mit einer 
außerordentlichen Arbeitsvermehrung zu vechnen haben und die wöchentliche 
Ruhezeit für das gejamte Perfonal auf denjelben Tag feftgefegt haben, dürfen 
15mal im Fahre den Ruhetag fujpendieren, doch müfjen die beiden legteren 
Kategorien von Betrieben ihren Arbeitern und Angeftellten wenigſtens zwei 
freie Tage im Monate geftatten. In den der Staatsfontrolle unterftehenden 
ſowie in den für den Staat und im Intereſſe der Yandesverteidigung arbei— 
tenden Betrieben können die Refjortminifter ebenfalls den Ruhetag 15mal 
im Jahre fufpendieren. 

Deutſchlaud. Die preußifche Regierung hat kürzlich einen Entwurf 
eines Wanderarbeitsjtättengefeges ausgearbeitet, der im mejent- 
lichen folgendes bejtimmt: 
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In Provinzen, welche das Wanderarbeitsweiſen zu ordnen unternehmen, 
können Land- und Stadtkreiſe durch Beſchluß des Provinziallandtages ver: 
pflichtet werden, Wanderarbeitsſtätten nach beſtimmten Vorſchriften einzurichten, 
zu unterhalten und zu verwalten. Der Beſchluß erfordert eine Mehrheit 
von wenigſtens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Wanderarbeit3: 
ftätten haben die Aufgabe, mittellofen arbeitsfähigen Männern, die außerhalb 
ihres Wohnortes Arbeit fuchen, Arbeit zu vermitteln und vorübergehend gegen 
Arbeitsleiftung Belöftigung und Obdach zu gemähren. Der Provinzialaus: 
ſchuß bejtimmt nah Anhörung der beteiligten Kreisausſchüſſe die Orte, an 
denen Wanderarbeitsjtätten einzurichten find. Sreife, in denen feine Wander: 
arbeitsjtätte eingerichtet wird, denen aber die von anderen Kreiſen derfeiben 
Provinz eingerichteten Wanderarbeitsjtätten in bejonder8 hervorragenden 
Mage zu gute fommen, fünnen durch Beſchluß des Provinziallandtages ver: 
pflichtet werden, zu den Koſten diefer Wanderarbeitsftätten beizutragen. Die 
Provinzen haben den Kreifen zwei Drittel der Koften der Wanderarbeits- 
ftätten zu erftatten. Zu diefen Koſten gehören auch die Kojten, welche durch 
die Beförderung von Gäjten der Wanderarbeitsftätten innerhalb der Provinz 
erwahjen. Gemeinden Gutsbezirke), in denen eine Wanderarbeitsjtätte ein- 
gerichtet wird, find auf Erfordern des Kreisausſchuſſes zur Mitwirkung bei 
deren Bermwaltung und zur Hergabe paffender Räumlichkeiten, ſoweit folche 
Ihon bisher einem gleihen Zwed dienten, verpflichtet. Die Kreiſe haben 
den Gemeinden Gutsbezirken) hierfür eine angemeſſeue Entſchädigung zu 
gewähren, über deren Höhe ım Streitfall der Bezirksausſchuß beſchließt. 

Das Syftem der Wanderarbeitsftätten beruht auf dem Ge: 
danken, dag Stationen für arbeitfuchende Wanderer an einigen wenigen 
größeren Orten eines Bezirks eingerichtet werden, wobei diefe Wanderarbeits: 
ftätten durchgehends mit Arbeitsnahmerjen umd die Arbeitsnachweiſe 
mwiederun miteinander verbunden werden, jo daß für den in eine Wander 
arbeitsjtätte eintretenden arbeitſuchenden Wanderer jogleich ein ausgebreitetes 
Syſtem organisch zufammengehöriger Arbeitsnachweiſe in Tätigkeit tritt. Die 
Wanderarbeitsjtätten bilden fo gemilfermaßen Aufjaugeftationen jür alle in 
ihrem Umfreis befindlichen arbeitfuhenden Wanderer. Demgemäß werden 
alle mittellofen arbeitfuhenden Wanderer, die fi als folche bei einer Ges 
meindebehörde ufw. ausweiſen, auf direftem Wege — eventuell unter Be: 
nugung der Eijenbahn — der nächiten Wanderarbeitsftätte zugeführt. Dort 
erhält der Arbeitjuchende gegen ernithafte Arbeitsleiftung vorübergehend Ber: 
pflegung und Obdach, vor allem aber wird verfucht, ihm Arbeit nachzumeifen. 
Iſt ſolche für ihn nicht vorhanden, fo wird er, ſoweit möglich unter Benugung 
der Eijenbahn, zu einer anderen Wanderarbeitsftätte mweitergefandt, wo er 
nad den gegenjeitig ausgetaujchten Nachrichten der Arbeitsnachweiſe voraus: 
fichtlih Arbeit finden kann. it ihm nirgends Arbeitögelegenheit zu ver: 
Ihaffen, jo wird er — wiederum eventuell unter Benusung der Eifenbahn — 
einer Arbeitsfolomie zugemiejen. Der Borteil diejes Syſtems fol nad 
den bisherigen Erfahrungen in der Hauptſache auf der Verbindung der 
Wanderarbeitsjtätten mit einem ausgedehnten Arbeitsnachweisſyſtem beruhen, 
jomte auf dem Umjtand, daß die mittellojen arbeitjuchenden Wanderer nicht 
ftändig auf den Wanderftragen Hin und her gefchoben, vielmehr möglichſt 


bald von ihnen entfernt werden, um entweder durch die mit den Wander: 
arbeitsftätten verbundenen ArbeitSnachweife in einer dauernden Stellung oder 
einflmeilen bi8 zur Erlangung einer ſolchen in einer Arbeitskolonie unter: 
gebracht zu werden. 

Das Syftem der Wanderarbeitsftätten iſt bis jegt praftifch eingeführt 
in der Provinz Weitfalen, in der 25 Wanderarbeitsftätten beftehen, und im 
Regierungsbezirk Liegnig, in dem 6 Wanderarbeitsftätten eingerichtet find. 


Arbeiterbewegung. 

Fraukreich. Der jüngfte Kongreß der franzöfifhen Gewerk— 
haften in Amiens bat unter Oppofition von feiten der „Quesdiſten“ 
folgende die Aufgaben und die Kampfesweiſe diefer Gewerkſchaften charaltert- 
fierende Refolution angenommen: 

„Der Gewerkſchaftskongreß von Amiens beftätigt dem Artikel 2 der 
Konföderationsftatuten, der jagt: Die Konföderation vereinigt außerhalb aller 
politifhen Schulen alle Arbeiter, die fich des Kampfes für die Abſchaffung 
der Yohnarbeit bewußt find. 

Der Kongreß fieht in diefer Erklärung eine Anerkennung des Klaſſen— 
fampfes, der auf dem mwirtichaftlihen Gebiete alle Arbeiter gegen alle Formen 
der Ausbeutung und Unterdrüdung vereinigt. 

Der Kongreß präzifiert dieje theoretijche Erflärung durch folgende Puntte: 

Im täglichen Kampf verfolgt der Syndilalismus die Vereinigung der 
Urbeiterfräfte, die fortichreitende Hebung der Lebensweiſe der Arbeiter durch 
unmittelbare Verbefferungen, wie Abkürzung der Arbeitszeit, Yohnerhöhung uſw. 

Aber diefe Tätigkeit ift nur eine Seite der Aufgaben des Syndifalismus. 
Er bereitet die volljtändige Befreiung vor, die fih nur durch die Erpropria= 
tion der Kapitaliften vollziehen fann. 

Er erklärt als Kampfmittel den Generalftreif und fpricht die Anficht 
aus, daß die Gewertichaft, die heute eine Widerftandsorganijation ijt, künftig 
die Produktions- und BVerteilungsgruppe, die Grundlage der fozialen Reor- 
gantfation jein wird. 

Der Kongreß erklärt, daß dieſe zweifache Arbeit für die Gegenwart 
und Zufunft aus der Yage der Arbeiterflaffe entipringt, die es allen Arbeitern, 
welches auch ihre philofophifchen oder politiihen Anſchauungen jeien, zur 
Pfliht macht, der Gewerkſchaft anzugehören. 

Demzufolge befräftigt der Kongreß die volle individuelle Freiheit für 
die Gemwerfichaften, außerhalb der Gewerfichaftsorganifationen an jenen Kampf- 
formen teilzunehmen, die ihren philofophifchen oder politifhen Anſchauungen 
entjprechen, und begnügt fih, von ihnen zu fordern, daß fie in die Gewerk— 
Ihaft die Meinungen, die fie außerhalb bekennen, nicht einführen. 

Was die Organifationen anlangt, erflärt endlich der Kongreß, daß 
fih die öfonomifche Altion, um dem Syndikalismus den größten Effekt zu 
fihern, direft gegen das Unternehmen richten muß, daß fi aljo die Organi— 
fationen der Konföderation, in ihrer Eigenihaft als Gewerkſchaftsgruppen, 
nicht mit den Parteien und Sekten zu befaflen haben, die außerhalb und 
abſeits im voller Freiheit die foziale Ummandlung anftreben fünnen.“ 


Wohnungsfrage und Wohnungspolitik. 


England. Im BZufammenhang mit dem Gewerkſchaftskongreß hat in 
Liverpool eine National Housing Conference ftattgefunden, an der außer 
zahlreichen Gewerkſchaftsſekretären auch mehrere kommunale Ehrenbeamte jowie 
einige Sefretäre von Arbeiterwohnungsbauvereinen teilnahmen. In einer 
Refolution wurden, wie in der Soz. Pr. mitgeteilt wird, die Arbeiter auf: 
gefordert, in den Städten für eine emergifche Durchführung einer gejunden 
Arbeiterwohnungsbaupolitif einzutreten; ferner wurde eine Erweiterung der 
bisher durch die Gefege von 1890 und 1900 den Gemeinden zugewiefenen 
Befugniffe befürwortet. Als große Mängel wurden die gedrängte Yage der 
Häujer, ſowie der Mangel an Raum innerhalb derjelben bezeichnet, Bor: 
mwürfe, die jelbft kommunale Arbeitermohnhäufer, z. B. in Piverpool träfen. 
Die größeren Städte, 3. B. Yiverpool und Birmingham, machen in letter 
Zeit auf diefem Gebiete große Fortichritte. In Pondon ift die kommunale 
Arbeitermohnungsbautätigkeit jchon feit einiger Zeit ziemlich rege. Nach einer 
Angabe, die der Vetter des Housing Departement des London County Couneil, 
S. ©. Burgeß, vor furzem gemacht hat, wird Yondon demnächſt Wohnräume 
für insgeſamt über 67,000 Perſonen hergeftellt haben. Der Mietpreis der 
2 und 4: Zimmerwohnung ftellt fih 3. B. in den fommunalen Wohnhäufern 
in Islington auf 6 sh 6 d bezw. 11 sh die Woche. Die Wohnungen find 
überall, zumal aber in Geſchäftsgegenden wie Holborn, fehr begehrt. Neuer: 
dings wird auf einem an der Peripherie Yondons gelegenen Gebiet, Totten- 
ham, ein Verſuch gemacht, Gartenftüde von 6 bis 12 Uuadratruten an 
Arbeiter zu verpachten. Die Pachtſumme beträgt jährlih 6 d pro Aute. In 
anderen Städten wendet die Deffentlichkeit der Wohnungsfrage fteigendes 
Intereſſe zu, jo hat ji in Mancheiter für die beiden Schweiterftädte Manchefter 
und Galford ein Bürgerverein zur Bellerung des Wohnungsmeiens gebildet. 
Unter den Aufpizien dieſes Vereins find vor einiger Zeit zwei Schriften 
erichienen,*) in denen einmal auf das Beifpiel der deutfchen einzelftaatlichen 
Geſetzgebung ſowie der Bautätigkeit der großen Städte des Deutſchen Reiches, 
Cöln, Düffeldorf, Frankfurt a. M. und anderer bingewiefen und für eine 
energiiche Reform der in den engliihen Großftädten herrfchenden Zuftände 
eingetreten wird. Die Forderungen gehen in der Hauptſache auf ftärfere 
Anwendung der dur die Housing of the Working Classes acts 1890 
und 1900 den Gemeinden zugemiejenen Befugniffe ſowie auf eine Erweiterung 
diejer legteren, auf eine intenfivere Wohnnngsinfpeftion dur die Sanitäts— 
behörden, auf Grunderwerb feitens der Gemeinden und auf Beſteuerung der 
ungenugten Bauftellen. 


*) T. R. Marr, Housing conditions in Manchester and Salford, und 7. E. 


Horsfall, The improvement of the dwellings and surroundings of the people. 
Manchester, University Press. 
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Statiſtiſche Notizen. 


Schweiz. Kaufmänniſcher Verein im Bereinsjahr vom 
1. Mat 1905 bis 30. April 1906. 

Dem Berein gehören zurzeit an: 73 Seftionen und rund 12,000 
Mitglieder. Im Winterfemejter wurden in den von den Sektionen ge- 
führten faufm. Fortbildungsjhulen 5891 männliche und 1116 weib— 
liche Schüler in 3023 Klaſſen unterrichtet. Rund 35 %/ der Kurje fonnten 
während der Gefchäftszeit abgehalten werden. — Die Lehrlingsprüfungen 
wurden in 20 Kreifen durchgeführt; e3 hatten fih dazu 417 Kandidaten 
angemeldet, von denen 393 diplomiert werden konnten. Der Verband richtete 
eine Eingabe ans eidgen. Handelsdepartement, dahin gehend, es möchte 
mittellojen, ftrebfjamen jungen Kaufleuten durd finanzielle Unterftügung des 
Bundes die UWeberfiedlung zu Lernzweden an einen fremden Handelsplag 
erleichtert werden. — Das wöchentlich erjcheinende, dreifprahige Verbands: 
organ, da8 „Schweiz. Kaufm. Centralblatt“, befist eine Auflage von 
9300, was einen Abonnentenzumah8 von zirfa 1000 während des legten 
Geihäftsjahres bedeutet. — Die Abteilung für Stellenvermittlung hat 
im Berichtsjahr 1795 Stellen vermittelt. — Die Mitgliederzahl der Kranfen- 
fafje ift um 142 auf 1131 geftiegen. Es murden an Sranfen- und Kur: 
entihädigungen und Sterbegeldern in 91 Fällen Fr. 8591 ausbszahlt. — 
Der Berband bejigt eine Hülfsfafje, die in 10 Fällen 555 Fr. aus— 
richtete. — Seit der legten Delegiertenverfammlung bejteht ferner eine 
Sparfaffe gegen die Folgen der Stellenlofigfeit. Der Ber: 
band will damit das Problem der Stellenlojenfürjorge auf dem Weg der 
Sparverfiherung, mit Gewährung von Stellenlojenrenten löjen. — Die eben: 
falls meugegründete Kaffe für Vehrer-Stellvertretung gewährt 
Vehrfräften, die an den Seftionsfchulen wirken, für jede durch Krankheit oder 
regulären Militärdienft verfäumte Unterrichtsfiunde Entihädigung. In der 
Abteilung Rehtsausfunft und Nehtsbeiftand wurden 44 jchriftliche 
Auskünfte erteilt; in zwei Fällen wurden für Mitglieder Prozeſſe geführt, 
und diefen dadurch 608 Fr. Salärguthaben erftritten. — Bon der 5. Auflage 
1906 des „Tajchenfalender für Kaufleute“ konnten 4139 Eremplare 
abgejegt werden. — Bon den PVergünftigungen, die die Verbandsmitglieder 
bei Unfalle und Yebensverfiherungsgeiellihaften genießen, murde wiederum 
lebhaft Gebrauch gemacht. — Der Beriht des S. K. V., dem diefe Daten 
entnommen find, erwähnt u. a. die feitend des Zentralfomitee8 und der 
Seftionen unternommenen Schritte in Bezug auf die Poftulate des S. K. V. 
zum fchweiz. Zivilgeſetzbuch (schweiz. Obligationenrecht), auf Sonntagsruhe, 
Samstags-Frühihluß, Yehrlingsgefege und gewerbliche Schiedsgerichte ꝛc. — 
Analog zum faufmännifchen Normal-Lehrvertrag hat das Zentralfomitee 
fih) mut der Herausgabe eines Normal: Anftellungsvertrages befaßt. — 
In Bezug auf die eidgenöſſiſche Gemwerbegefeggebung wurde an der 
Delegiertenverfammlung in Vieftal eine Rejolution gefaßt, dahin gehend, daß 
das zu erlaffende Gemwerbegejeg das Handelögewerbe feiner Bedeutung gemäß 
bejonder8 behandle und aud die Wünſche der HandelSangeitellten berüdfichtige. 
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Wisrellen. 


Zentralftelle für ſoziale Literatur in der Schweiz (Mitg.), 

Schon jeit längerer Zeit hat fi in der Schweiz das Bedürfnis nad 
einer Spezialbibliothef für joziale Yiteratur, ähnlich den naturwiffenfchaftlichen, 
technischen, hiftorifchen und anderen Spezialbibliothefen fühlbar gemadt. Eine 
von Pfarrer Pflüger in Züri für diefen Zwed angelegte Sammlung fozial- 
politischer Yiteratur erfreut fich bereit einer regen Inanſpruchnahme von 
Soztalpolitifern aller Richtungen. Diefe Sammlung ift im Yaufe einiger 
Jahre jo umfangreich geworden, daß ihre weitere zwedentiprechende Verwen— 
dung und YAusnugung die Miete bejonderer Räumlichkeiten und die Anftellung 
eined eigenen Bibliothefars erforderlih macht. Es ift daher die „Sejellichaft 
der Zentralftelle für foziale Yiteratur der Schweiz“ gegründet worden, um 
die Sorge für dem weiteren Beitand und Ausbau des Unternehmens zu 
itbernehmen. 

Aehnliche Inſtitute beftehen bereits in Paris (Musce social), Brüffel 
(Institut de Sociologie), Yondon (British Library of Political Seience), 
Frankfurt a. M. (Soziales Mufeum), Kopenhagen (Soziales Sefretariat und 
Bibliothek), ferner in New York und Amfterdam, die überall mit großem 
und fteigendem Erfolg gearbeitet haben. 

Es versteht fih von jelbit, daß dieſes Inſtitut auf politifchem und 
fonfejfionellem Gebiete volllommene Neutralität bewahren wird. Es iſt diefem 
Grundjag dadurch Rechnung zu tragen gefucht worden, daß im Vorſtand der 
Geſellſchaft jämtliche politiihe Parteien unferes Yandes vertreten find. 

Der Zwed der Anſtalt ift im Paragraph 1 der Statuten wie folgt 
definiert: 

a, Eine möglichſt volljtändige und allfeitige Sammlung aller Druderzeugnifje 
von bleibendem Intereſſe, welche ſich auf die foziale, wirtfchaftliche und 
politiſche Entwidlung der Schweiz, beziehen, anzulegen. 

bı Diefe Sammlung allen Intereffenten unentgeltlih zugänglih zu machen 
und ihre Benügung duch Anftellung eines Bibliothefars und durch Unter: 
haltung eines Leſe- und Arbeitszimmers zu erleichtern. 

Neben den jchweizerifchen wird die Sammlung auch die wichtigiten 
Werke der ausländiihen volfswirtichaftlichen Yiteraturen umfaſſen, die zur 
Ergänzung des einheimiichen Materials in vielen Fällen unentbehrlich find. 

Gegen jchriftliche Beitellung wird das Material in Ausleihe abgegeben 
werden, wie dies im andern Bibliothefen üblich ift, jedoch ohne Beſchränkung 
der Bändezahl, falls der Zweck der Ausleihe dies erfordert. 

An ausmärtige Yeler werden Bücher auf Wunſch innerhalb des Gebietes 
der Eidgenoſſenſchaft verjandt werden. Es iſt vorgefehen, die Ausleihefrift 


für die in Zürich wohnenden Leſer auf 6 Wochen, für auswärtige auf drei 
Monate feftzufegen. 

Die Zentralftelle wird es fich ferner angelegen jein laffen, dem Infor— 
mationsfuchenden mit jeder gewünſchten Unterftügung, die fie gewähren kann, 
an Hand zu gehen. Sie wird fachliche Ausfünfte und Informationen über 
joziale Verhältniſſe erteilen, Literaturnachmeife zufammenjtellen, den Inte— 
reffenten bei Auswahl und Beihaffung von Yiteratur behilflich fein und ihnen 
das in ihrer Bibliothef vorhandene Material in möglichiter Ueberfichtlichkeit 
und Vollſtändigkeit zur Verfügung ftellen, jomie alle Anregungen in Betracht 
ziehen und zur Ausführung bringen, welche darauf abzielen, da8 Studium 
der fozialen Wiffenfchaften zu vertiefen und zu fördern. 

Wie jhon eingangs erwähnt, ift die Geſellſchaft bereit3 im Befig einer 
Bibliothef, die mehrere taufend Druderzeugniffe der fozialen Literatur des 
In: und Auslandes umfaßt. Neben den Hauptwerfen der jozialen Yiteratur 
aller Länder enthält die Sammlung eine große Anzahl feltener Werte ſchwei— 
zerifhen Urfprungs, ſowie ein reichhaltiges Material von Brojchüren, Perio— 
difen und Monographien. Die nach ihrem Inhalt klaſſifizierte Spezialliteratur 
ift in zirfa 200 Abteilungen von verfchiedener Größe eingeordnet, wovon 
die größeren Abteilungen als Alfoholfrage, Arbeiterfrage, Armenfürforge, 
Bank» und Börſenweſen, Eiſenbahnweſen, Gemeinnügiges, Genofjenihafts- 
mejen, Gewerbe, Handel und Induftrie, Hygiene und Krankenpflege, Kriegs- 
und Militärweien, Rechtspflege, Schulweien, Sozialismus, Berfiherungsmefen, 
Wohnungs: und Bodenfrage und verjchiedene andere je einige Hundert bis 
über taufend Druderzeugniffe umfaffen. 

Die Mitgliedichaft können ſowohl Perſonen beiderlei Geſchlechts, wie 
auch Bereine und juriftifhe Berfonen erwerben ; der Mitgliedsbeitrag beträgt 
für Einzelperjonen Fr. 5.—; für Bereine und förperichaftliche Mitglieder 
Fr. 20. — jährlih. Sehr erwünſcht find ferner Zumendungen literarifcher 
Natur aus dem Gebiete der Soztalpolitif und Volkswirtſchaft, ſoweit jolche 
noch nicht im der Bibliothek der Zentraljtelle vertreten find. Alle Sendungen 
wolle man adreifieren an die Zentralftelle für foziale Piteratur der Schweiz 
in Zürich I, Seilergraben 31. 
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Sculdenvermehrung oder Schuldentilgung? 


Bon Dr. %. Springer, Rechtsanwalt, Zürih IH. 


Hin und wieder hat man ſchon Stimmen hören können, die 
der Einführung von Darlehenskaffen — Syitem Raiffeifen — rufen. 

Dem gegenüber will der Verfaſſer diejes Artikels in objektiver 
MWeife die Unangemeffenheit diefer neuen Art Kreditbeichaffung für 
unfere vorzugsmeife bäuerliche Landesgegend darlegen und zugleich 
anderjeit8 einen modifizierten, im Prinzip bereits befannten, Bor- 
ſchlag für eine allmähliche, wenn auch langſam fortjchreitende, Ab- 
tragung von Schulden wachen. 

Angeſichts des Umftandes, daß die angeregten Raiffeiſenkaſſen 
hierzulande noch nicht ſehr befannt und verbreitet find, empfiehlt es 
fi wohl, vorerft deren Welen und Beitimmung ganz kurz zu charak⸗ 
terifieren. 

Die Raiffeifenfchen Darlehenstaffenvereine, genannt nad) dem 
Begründer derfelben, dem Bürgermeifter Raiffeifen in Flammersfeld 
(fpäter in Heddesdorf bei Neumied), find Kreditgenofjenjchaften, welche 
den Landwirten in ähnlicher Weife eine Stüße gewähren follen, wie 
die Schulze-Deligichen Borfchußvereine den Intereſſen des Fleinern 
Gemwerbeftandes dienen. Die BVBerjchiedenheiten zwiſchen den beiden, 
ungefähr zu gleicher Zeit (1850) ins Leben gerufenen, Arten von Dar- 
lehenskaſſen find im Laufe der Zeit etwas verwifcht worden ; immer- 
bin find zu Gunjten der Raiffeiſenkaſſen, die uns hier allein be— 
ſchäftigen, mwefentliche Unterfchiede ftehen geblieben. 

35 
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Das Fundament nun, auf dem dieſe Kaſſen ruhen, iſt die 
genoſſenſchaftliche Selbſthiffe mit ſolidariſcher Haftung aller 
Mitglieder. Es hätte ſich alſo eine Anzahl Individuen zuſammen— 
zuſchließen zu einem Verbande, der Kredit nehmen und an die Mit— 
glieder wiederum Kredit geben würde. Damit ſoll dem Bedürfnis 
nah ländlichem Perſonalkredit gedient werden, m. a. W. es 
ſoll möglich gemacht werden, an kreditbedürftige Mitglieder, die nicht 
mehr iu der Lage find, auf Grund- oder Fauſtpfand Kapital zu 
erlangen, Darlehen ohne Dedung zu gewähren, um fo zu ver— 
hüten, daß in Geldverlegenheit fich befindliche Leute wucheriſcher 
Ausbeutung durch Juden, Händler u. dergl. anheimfallen. 

Es ift nicht zu leugnen, daß der diefer Inftitution zu Grunde 
liegende Gedanke ein durchaus idealer ift und es ſoll keineswegs ver— 
fannt werden, daß die Raiffeiſenkaſſen andernorts, in Defterreich, 
Preußen, Baden, Württemberg, jchon viel Gutes geleistet haben. ch 
jtehe daher durchaus auf dem Standpunft, daß ein ſolches an ſich 
praftifches und bemwährtes AInftitut Nachahmung verdient, fofern 
die Verſchuldung im allgemeinen nicht bereits an der 
Beripberie des Zuläfjigen angelangt ift. Wären unſere 
landmwirtfchaftliden Güter bedeutend weniger ſtark verjchuldet, wie 
es eben großenteil® in den angeführten Ländern noch der Fall ift, 
fo würde ich gewiß zu denen zählen, welche den Raiffeifenkafjen den 
Einzug in unfer Land verjchaffen wollen, wenngleich die ſolidariſche 
Haftung dem einzelnen Mitglied auch nicht ganz einerlei fein kann. 

Nun werben landwirtjchaftlihe Grundftüde bei ung von den 
Banken durchwegs zu ?/s ihres Wertes belehnt; die jt. gall. Stantonal- 
banf geht bis zu 70, die Zürcher Kantonalbank fogar bis zu 75°/o, 
und bei Berbeflerungen der betr. Objekte mit der Darlehensfumme, 
noch höher. 

Weiter aber haben verjchiedene Kantone noch von der Fakultät 
des Art. 210 Abſatz 3 des fchmweizer. Obl.“R. Gebraud gemacht und 
die Verpfändung von Vieh durch Eintragung in öffentliche Bücher 
geftattet, wodurch Gelegenheit geboten worden ift, nicht nur die Im— 
mobilien, fondern auch die Viehhabe, verpfänden zu können. Weiter 
ift zu beachten, daß die Güterpreife immer eher im Sinken als im 
Steigen begriffen find, was die Verſchuldung natürlicherweije erhöht. 

In Anbetracht diefer Falta darf man fich gewiß fehr ernitlich 
fragen, ob e8 denn wirklich gerechtfertigt ift, durch Ausbildung des 
Berfonalfredit8 in der geplanten Weife die Kontrahierung weiterer 
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Schulden zu ermöglichen, bezw. zu erleichtern. Auch eine weitere 
bier einzufchiebende Frage dürfte nicht deplaziert fein, nämlich die: 
Geben wir mit der Schaffung von Raiffeifenkaffen nicht dem einen 
oder andern ein Mittel in die Hand, durch eine leichter als biß- 
anbin mögliche Aufnahme eines Darlehens ein vermeintliche 8 
Bedürfnis zu befriedigen, oder irgend etwa mit dem entlehnten 
Gelde anzufangen, was in feinem ölonomifchen Jutereffe beffer 
unterblieben wäre? Haben wir dann nicht einen jener Fälle vor 
uns, auf die das Sprichwort „Gelegenheit macht Diebe“ anwendbar 
ift? Meiner Meinung nad ift der Volkswirtſchaft fchlecht gedient, 
wenn man ihr immer mehr Mittel zur Vermehrung von Schulden 
zur Berfügung ftellt. Muß ein Landwirt neben feinen Pfandfchulden 
(die Viehverpfändung inbegriffen) wirklich noch weitern Kredit bean 
ſpruchen, was ja nicht jo ſehr häufig der Fall ift, jo follte er ſich 
denfelben, wenn er jelbft ein ftrebfamer und fleißiger Mann ift, doch 
wohl noch verſchaffen fünnen, ohne einen „verftedten” Wucherer 
begrüßen zu müfjen. Zudem ift feit der Einführung der Raiffeifen- 
fajfen die allgemeine Bolksbildung bedeutend gehoben und damit auch 
den Landwirt die Fähigkeit gegeben worden, fich gegen Mleberwucherung 
vorzufehen, zumal ihm dabei die neuere Gejeßgebung wirkſam unter 
die Arme greift. 


Endlih fann man ſich fragen, ob ein Verband von mehr oder 
weniger wirtfchaftlich ſchwachen Elementen feinen Mitgliedern in 
in der Tat derartige Vorteile bieten könne, daß die folidarifche Ueber— 
nahme von vielleicht nicht geringen Verpflichtungen angezeigt erfcheine. 


Dffen geitanden, ich kann mid, des Gefühls nüht erwehren, 
daß mit Freierung von Raiffeiſenkaſſen in unjerer Gegend ein zwei— 
fchneidige8 Schwert geichaffen würde. 


Gegenüber der Schuldenvermehrung, die ficherlich etwas 
Beängftigendes in fich birgt, möchte ih die Schuldentilgung 
in Form von Annuitäten in Vorſchlag bringen, wohl wiffend, daß 
legtere Schon Hin und wieder Gegenftand Iebhafter Debatten, die 
chließlich immer wieder im Sand verliefen, geweſen find. Someit 
ich ſehe, gebt hiebei das allgemeine Lamento meiſt darauf hinaus, 
die Annuitäten vermöchten wegen ihres geringen Umfanges zur 
Schuldentilgung joviel wie nichts beizutragen. So hat ſelbſt der 
hohe Regierungsrat des Kantons Thurgau in einer Botichaft an 
den Großen Rat vom 9. November 1894 erklärt, eine Amortijation 


— 558 — 


in Raten von nur oder '/a°/o verweife ad calendas graecas, 
d. 5. auf einen nie eintretenden Zeitpunkt. 

Daß lettere ift, wie übrigens noch vieles, was ſchon über die 
Annuitäten gejagt wurde, nicht richtig, denn eine Annuität von 4°. 
— Bins 3%, Tilgungsrate '/o — tilgt die ganze Schuldfumme 
in 75 und eine folche von 4'/s%/o — Zins 4, Tilgungsrate '/s %/o — 
in 100 Jahren. Sehr häufig fann man fonftatieren, daß eine Er: 
mäßigung des Hypothefarzinfes gefordert, die Annuitäten aber aus 
Vorurteil verworfen werden, nicht zum mindeften aus dem Grunde, 
„weil man die komplizierte Rechnerei nicht verſtünde;“ und doch 
ift die letztere fabelhaft einfach: Die Annuität ſetzt fich nämlich zu— 
fammen aus dem Zins und der Tilgungsrate und die Amortifation 
der Schuld geht in der Weile vor fich, daß jährlich eine in Prozenten 
ausgedrüdte Summe des anfänglichen Kapital® bezahlt wird, 3. 8. 
4'/,%/0. Das ordentliche Zinsbetreffnig — jagen wir beiſpielsweiſe 
4° — wird als Zins aus dem Kapital verrechnet, der Reſt aber 
('/sP/o) am Kapital abgefchrieben. Mit der Kapitalreduktion geht dann 
Hand in Hand die Verminderung der zur Berzinfung erforderlichen 
Summe, wogegen die Tilgungsrate, da der jährlich zu ber 
zahlende Betrag ftet8 der gleiche ift, je länger je mehr 
zunimmt. Ein Beijpiel mit Zahlen mag die Sache noch beſſer ver: 
anichaulichen! Angenommen, ein Schuldbrief betrage Fr. 20,000. — 
und fol abbezahlt werden durch Annuitäten von 4'/,°/o in der Weiſe, 
daß als ordentlicher Zins 4%, als Kapitaltilgungsrate '/.°/o zur 
Berrehnung fommen jollen, dann ift die Rechnung folgende: 

Rapital im erſten Jahr Fr. 20,000. — 
Ordeutlicher Zins im erften Jahr à 4°/% Fr. 800. — 

Der Schuldner hat aber zu bezahlen 4'/?/o „ 850. — 
jo daß am Kapital abgefchrieben werden im erften Jahr „ 50 — 
und eine Stapitalreftan; übrig bleibt von dr. 19,950. 

Im zweiten Fahr beträgt dann der Zins A4° 
aus diefen Fr. 19,950. — nur nod) Sr. 798. — 

Der Schuldner hingegen hat wieder 
gleichviel zu bezahlen. d. 6. „ 850. — 
jo daß im zweiten Jahr die Stapitaltilgungsrate ſchon 
geitiegen iſt auf = 52. — 
anderſeits aber das Kapital vermindert wurde auf Fr. 19,898. — 

So geht e8 Jahr für Jahr fort! 
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Durch diefe Darftellung dürfte der Einwurf der komplizierten 
Nechnerei gründlich widerlegt fein. 

Gegen die Einführung der Annuitäten werden aber meitere, 
vor allem drei Bedenken, die ich widerlegen oder doch auf das richtige 
Maß zurüdführen möchte, geltend gemacht: 

1. Die Unficherheit de8 Ertrages aus den Gütern, oder des 
Einfommens überhaupt, vermöge deren keineswegs jährlich die Mög- 
Iichkeit einer Abftattung von Kapitalsquoten gegeben ift; 

2. Die unendlich lange Dauer der völligen Tilgung der Schuld; 

3. Schwierigkeiten oder doch Umftändlichkeiten in der Ber 
buchung und Abjchreibung der aus Annuitäten ftammenden Amors 
tifationsquoten. | 

Der erite Einwand ijt gerechtfertigt; aber er fpricht nicht gegen 
die Einführung der Amortifation überhaupt, ſondern nur gegen einen 
ftarren, feine Ausnahme und feine befondern Rüdfichten zulaffenden, 
Zwang. Es muß einfach die Möglichkeit gewährt werden, daß die 
Zahlung der Annuität unter gewiſſen Bedingungen verfchoben oder 
für ein Jahr eingeftellt werden fann, ohne daß deshalb gegen den 
Schuldner mit Erefution vorgegangen mird. 

Betreffend die lange Dauer des Tilgungsprozeſſes fchlage ich 

— vielleiht zum Erftaunen vieler — nicht etwa eine Verkürzung, 
fondern eine Verlängerung, derjelben vor. Gerade dadurd, daß man 
durchwegs einer kurzen Amortifationgzeit, die natürlich anderjeits 
einer entfprechend größeren Annuität ruft, da8 Wort redet, ver- 
tunmöglidht man die Eriftenz der Annuitäten. Die Heinften Kapital 
ilgungsraten in der Schweiz, in der Höhe von "/2'/o, kennen Dies 
Erſparniskaſſe des Kantons Uri und die Hypothekarkaſſe in Bern 
(die Thurgauifche Kantonalbank verlangt mindeftens ein, die Zürcher 
Kantonalbank mindeftens zwei Prozent, d. 5. Zins und Tilgungsrate 
zufammen ſechs Prozent); allein auch diefe kleinſten Raten find zu 
hoch, denn, ſoll die Schuldentilgung bei der gegenwärtigen in land» 
mwirtfchaftlichen Kreifen herrichenden Depreifion überhaupt möglich 
fein und dieſe leßtere jelbjt zu bejeitigen mithelfen fünnen, fo muß 
fie in äußert minimem Umfange auftreten. 

Es iſt Elar, daß der Landwirt, wenn er faum 4 oder 4'/4°/o 
als Zins für die auf feinem Gute laftende Hypothek aufbringt, nicht 
4!/s, 5 oder 6°/ entrichten kann. Daß dur möglidhjt Heine Annu— 
ittäten die Amortifationgzeit erheblich erjtredt wird — bei einem 
Zinszuſchlag von nur '/s%o auf 100 Jahre, wie oben erwähnt wurde 
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— iſt vom volkswirtſchaftlichen Standpunkte aus in Anſehung des 
Umſtandes, daß die gegenwärtige auch teilweiſe für die kommende 
Generation ſorgen ſoll, ziemlich unerheblich und es iſt übrigens gar 
nicht nötig, daß die gänzliche Amortiſation einer Schuld in kurzer 
Zeit erreicht ſein müſſe; ja, daß ſie je erreicht werden müßte, iſt 
nicht einmal abſolut erforderlich; es genügt vielmehr durchaus, wenn 
der Schlüffel zu einer Schuldentilgung, welche auch bei ſchwierigen 
Berbältniffen durchführbar ift, gefunden werden kann und dies ließe 
fih fehr wohl bewerfitelligen, wenn die Bank, bezw. der Gläubiger, 
den Zinsfuß um '/s°/o oder fchlieglich nur um "/ıs °/o niedriger Stellen 
und der Schuldner ebenfalld '/ıs°/o mehr Zins zahlen würde. Eine 
fol kleine Mehrlaft könnten beide Zeile fich auferlegen, denn für 
eine fozufagen regelmäßig ſchöne Ergebniſſe erzielende Bank wäre 
der Ausfall geradezu irrelevant und der Schuldner, der 3. B. aus 
Fr. 10,000. — Sapital Fr. 400. — Zins zu zahlen hat, fönnte allen- 
falls doch no Fr. 6.25 ("/is/o) mehr entrichten. 

Bon Schwierigkeiten in der Verrechnung und Verbuchung der 
fleinen Amortifationsquoten ift, angefichtS des angeführten einfachen 
Rechenexempels, jchlechterdings nicht die Rede; es kann ſich lediglich 
um größere Arbeit und Umftändlichfeiten handeln, die einerjeits 
durch eine allfällig nötig werdende und nur zu begrüßende Bermehrung 
des Banfperjonals, anderjeit3 dadurch gehoben werden könnten, daß. 
die Abjchreibungen nicht alle Jahre vorgenommen würden, fondern 
immer erft nach einer gemiljen Zeit, vielleicht nach vier, ſechs oder 
acht Jahren, wenn die Tilgungsfumme eine angemefjene Höhe er- 
reicht hätte. 

Menn man endlich entgegnen will, die Schuldentilgung müßte 
ftet8 erfolglos bleiben, weil immer wieder neue Schulden fontrahiert 
werden, jo wird hiebei eben überjehen, daß derjenige, der Schulden 
bezahlt und der, welcher joldde macht, ſchließlich nicht der gleiche ift, 
und daß ferner der fleißige Schuldner, und um diefen handelt es 
fih in erfter Zinie, daS was er ganz oder teilmeife abbezahlt, mit 
andern Worten von der Pfandichaft Liberiert hat, nicht mehr oder 
doh nur in Zeiten einer Kriſis wieder verpfänden wird, Gerade 
aber dadurch, daß er in der Not fich Geld zu verfchaffen weiß, kann 
er fich ihrer erwehren; wie foll er ihr fteuern, wenn fie zu einer 
Beit, wo fein ganzes Befigtum überfchuldet, er alfo bereit in defperater 
Lage ijt, hereinbriht? Wenn Hingegen neue Schulden durch die Zus 
nahme der Bevölkerung und Erweiterung und Berbefferung der 
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Geichäftsbetriebe ufm. bedingt werden, jo find fie ja gerechtfertigt 
und bieten den Banken dann Erſatz für die bezahlten. 

Die Schuldentilgung in Form von Annuitäten nötigt zur Rechen 
ſchaft und forgfältigen Prüfung der Zweckmäßigkeit einer Schuld- 
aufnahme; fie wirft ferner entichieden erzieherifch auf die Bevölkerung 
ein, was von nicht zu unterfchägender Wichtigkeit ift und es recht: 
fertigen ließe, fie nicht nur auf Hypothelars, fondern auf Schulden 
überhaupt, anzuwenden. 

Der Schuldenvermehrung aber, und werde fie auch durch Raiff- 
eifenfaffen bemwerfitelligt, haftet zugeitandenermaßen mehr als bloß 
ein Odium an. 

Es erübrigt mir jchließlich noch, der Frage näher zu treten, 
wie fih die Durhführung des entwidelten Problems praftijch 
geitalten ließe. 

Sehr einfach wäre es natürlich, wenn zwifchen Gläubiger und 
Schuldner Einigkeit herrſchen würde, d. h. wenn fich beide mit der 
fucceffiven Abtragung der Schulden in Form von Annuitäten ein- 
verftanden erflären könnten. 

Was den Schuldner betrifft, jo kann aus dem bisherigen In— 
differentismus noch nicht der Schluß gezogen werden, daß er fich 
der Einführung diefer Neuerung miderjegen würde; es wäre dies 
wirflich gegen fein Intereffe; vielmehr wird man fagen dürfen: Der 
Mangel der Begeifterung für die Annuitäten auf Seite der Schuldner 
ſchaft Liegt darin, daß die Möglichkeit der Durchführung der Amor 
tifation zur Zeit fehlt, weil nach den bereit8 gemachten Ausführungen 
die Sapitaltilgungsraten viel zu hoch bemefjen werden. Reduziert 
man hingegen die letztere auf da8 vorgefchlagene Maß, von '/s oder 
1/4°/o und gibt man dem nidhtlundigen Schuldner zugleich die nötigen 
Aufllärungen, fo wird man ihn ohne Mühe für die Sache gewinnen 
fönnen. 

Größere Schwierigkeiten werden jedoch allem Anfcheine nad 
die Gläubiger machen wollen. Für fie ift die Schuldentilgung in 
dem proponierten geringen Umfange in der Tat mit anjehnlichen 
Umftändlichfeiten verbunden, fo daß man ihren Widerftand mohl 
begreifen fann. Allein die Volkswirtſchaft, welche allgemeine, denen 
einzelne Sonderintereifen untergeordnet fein jollen, verfolgt, muß 
diefen Widerftand zu brechen ſuchen und hiebei könnte fie fich vielleicht 
zweier Wege bedienen: 
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Einmal könnte der Staat, wenn er, wie e8 in den meiften 
Kantonen der Schweiz der Fall ift, eine ſtaatliche Bank unterhält, 
diefe anmeijen, die Amortijation der Schulden in der angegebenen 
Weiſe zu ermöglichen, wodurch dann vielleicht die privaten Gläubiger 
da8 nämliche zu tun genötigt würden; oder es fünnte, falls fich 
dieſes Mittel als wirkungslos ermeijen follte, der Weg der Selbft- 
hilfe betreten werden nach dem Mufter der in Deutjchland vielorts 
beftehenden fogenannten ‚Landſchaften“ oder Kreditvereine. Dieje 
genoffenfhaftlidhen Anftalten verdanken ihren Urjprung der 
von Friedrich) dem Großen 1770 in Schlefien ing Leben gerufenen 
Bereinigung der in der Provinz gelegenen zur Ritterfchaft gehörigen 
Güter, welche allein Darlehen erhalten konnten und folidarifch für 
die vom Berband eingegangenen Berbindlichkeiten bafteten. Durch 
die Einfeßung und folidarifche Haftung der landwirtſchaftlichen Güter 
fünnten derartige Sreditverbände auch hierzulande jehr wohl gejchaffen 
und gemeinnüßigen Tendenzen dienftbar gemacht werden, jofern unjere 
Gläubiger (hauptſächlich Banken) fich den legtern gegenüber unzu— 
gänglich ermeilen follten, und es würde fich dabei keineswegs um 
diejelbe Einrichtung wie die Raiffeifenkaffen handeln, denn der Ber- 
band mwürde fi, wenn die Mitglieder mit ihren Pfandobjelten, die 
in Anbetracht der derzeitigen Verſchuldung doch immer nod ein 
Plus aufmweifen, einftehen, nicht mehr aus wirtfchaftlich ganz Schwachen 
Elementen zufammenjegen und, was die Hauptjache ift, fein Zweck 
wäre nicht eine Schuldenvermehrung, fondern die Schuldentilgung. 


Bie IV. Delegiertenverfammlung der Internat. 
Yereinigung für den gefeblichen Arbeiterfchub. 


(Genf, vom 27.—29. September 1906). 
Bericht von N. Reichesberg, Bern. 


Die Genfer Delegiertenverfammlung fand unmittelbar nad 
Schluß der internationalen Arbeiterfchuglonferenz, welche vom 17. 
bi8 26. September in Bern abgehalten wurde, ftatt. Diefe von vier- 
zehn Staatöregierungen beichidte Konferenz bat durch die von ihr 
gefaßten Beichlüffe eine Tat vollbracht, die zweifellos als der Aus- 
gangspunft einer neuen Aera auf dem Gebiete de geſetzlichen Arbeiter- 
ſchutzes gepriefen werden darf. Nicht als ob durch jene Beichlüffe 
gewiſſe die Arbeiterfchaft bedrohende Gefahren in wirkſamer Weife 
direft befeitigt worden wären. Bon diefem Gefichtspunfte aus wird 
im Gegenteil jeder Freund eines durchgreifenden Arbeiterjchußes es 
fih nicht verhehlen können, daß man von der Diplomatenkonferenz 
hätte füglich mehr erwarten dürfen. Bedeuten doch die meilten Be— 
ftimmungen der zuftande gelommenen Verträge für viele Staaten, 
die an der Konferenz vertreten waren, durchaus feinen Fortſchritt, 
indem fie entweder das jtatuieren, was in jenen Staaten bereit8 zu 
Recht beiteht, oder jogar Hinter deren bezüglichen Geſetzgebung zu— 
rüdtreten. Und faßt man die ungemein langen Termine ind Auge, 
die für das Inkrafttreten der Verträge feftgefegt wurden, jo braucht 
man nicht viel nachzudenken, um zur Ueberzeugung zu gelangen, daß 
die rüdftändigen Staaten bis dahin auch ohne diefe Verträge ihre 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung auf das Niveau der legteren gebracht haben 
würden, gezwungen durch die Macht der wirtjchaftlichen Entwidlung, 
und daß, und zwar aus demfelben Grunde, die fortgejchritteneren 
Staaten die vereinbarten Beftimmungen inzwiſchen bei weiten über- 
holt haben dürften. 
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Diefe fchwerwiegenden Bedenken müſſen jedoch zurüdgedrängt 
werden angeficht8 der eminenten prinzipiellen Bedeutung der 
Beichlüffe der diesjährigen internationalen Arbeiterfchußfonferenz in 
Bern. Durch diefe Beſchlüſſe ift zum erftenmale in der Weltgefchichte der 
eg zur internationalen Regelung des gejeglichen Arbeiterfchußes 
von einer Mehrheit von autonomen Staaten betreten worden, und 
fomit wurde endgültig der nicht mehr zu bejtreitende Nachweis geleiftet, 
daß auch das für die moderne Aulturentwidlung fo wichtige Gebiet 
des Mrbeiterjchußes internationalen Abmachungen ſehr wohl zus 
gänglich ſei. 

Die Tragmeite diefes Ereignifjes läßt fich zur Zeit in ihrem 
vollen Umfange allerdings noch nicht überjehen. Aber als zweifellos 
darf jett fchon hervorgehoben werden, daß eines der wichtigften und 
ausfchlaggebendften Argumente, welches jo oft und mit fo großem 
Erfolg von Gegnern einer nahdrüdlichen und herzhaften Arbeiter- 
fchußgefeßgebung ins Feld geführt wurde, feiner fräftigften Unterlage 
beraubt worden ift. Bon nun an wird e8 einem Staate nicht mehr 
möglich fein, feine etwaige Renitenz in Sachen des Arbeiterfchubes 
mit dem Hinweis darauf begründen zu wollen, daß man e8 ander 
wärts nicht bejjer mache und daß er aus Furcht vor der auswär— 
tigen Konkurrenz feinem Wohlwollen gegenüber der Arbeiterfchaft 
Bügel anlegen müffe. Vielmehr wird es nunmehr als Pflicht einer jeden 
Staatsregierung angejehen werden dürfen, fall® derartige Bedenken 
und Befürchtungen fich einftellen follten, dafür Sorge zu tragen, 
daß auf dem Wege internationaler Berftändigungen ein Ausgleich 
der in Betracht fommenden Verhältniſſe und Bedingungen herbei» 
geführt werde. 

Das iſt ein großartiger Erfolg! Diefen verfennen kann man 
nur, wenn man die ungeheuren Schwierigkeiten außer acht läßt, die 
zu überwinden waren bis man die Öffentliche Meinung und nament- 
lich die Staatsregierungen dazu bringen konnte, die Möglichkeit ver- 
traglider Abmachungen anzuerkennen, gejchweige denn jolche auch 
tatfächlich abzufchließen. Iſt doch nicht weniger als ein halbes Jahr- 
hundert verfloffen, jeitdem Daniel Begrand feine Anfichten über 
die Notwendigkeit einer internationalen Regelung der Arbeiterjchuß- 
fragen den StaatSregierungen unterbreitet hatte. Und durfte doch 
der BVorfigende der diesjährigen Berner Arbeiterfchuglonferenz, alt 
Bundesrat Emil Frey, das dreikigjährige Jubiläum feiner hiſto— 
riichen Bräfidialrede im Schweizerifchen Nationalrate feiern, in welcher 


— 6 — 


zuerſt der Wünſchbarkeit eines internationalen Arbeiterſchutzes in ein⸗ 
dringlicher Weiſe offiziell das Wort geredet wurde. Noch vor kurzem 
aber wurden die auf die Einführung eines internationalen Arbeiter⸗ 
ſchutzes hinzielenden Beſtrebungen von maßgebenden Stellen als 
utopiſch bezeichnet, und nicht lange iſt es her, da der Schweizeriſche 
Bundesrat angeſichts der ablehnenden Haltung der Regierungen der 
meiſten Induſtrieſtaaten ſeine bezüglichen Bemühungen refigniert 
einſtellen mußte. Nun iſt der Widerſtand gebrochen, und das ſo 
lange umſtrittene und brachliegende Terrain iſt für die Kulturarbeit 
gewonnen. 


Die Internationale Vereinigung für den geſetzlichen Arbeiter- 
ſchutz hat befondere Urſache, fich diefes Erfolges zu freuen. Das Zus 
ftandelommen und der glüdliche Ausgang der Berner Arbeiterfchug- 
Tonferenz darf in erfter Linie als das Werk diefer Vereinigung 
bezeichnet werden. Iſt e8 nicht zu leugnen, daß auf das gleiche Ziel 
gerichtete Wirken einzelner Barteien die öffentliche Meinung in den legten 
Jahren in manchen Ländern günftig beeinflußt hatte, fo wird doch ans 
dererſeits nicht zu beftreiten fein, daß bis zum Eingreifen der Inter⸗ 
nationalen Bereinigung der Glaube an eine baldige Verwirklichung 
der in Betracht fommenden Wünfche nicht fonderlich verbreitet war. 
Erft der Internationalen Bereinigung für den gefeßlichen Arbeiter: 
jchuß gelang es, namentlich durch die Gründung des Internationalen 
Arbeitsamtes, die Aufmerkſamkeit weiter reife für die Aufgaben, 
die fie fich ftellte, in hohem Maße in Anſpruch zu nehmen und die 
Regierungen der meijten europätfchen Staaten zu veranlaffen, zu 
diefen Aufgaben Stellung zu nehmen. Ihr Einfluß wuchs zufehends 
und bald gelang es ihr, fich der direlten Unterftügung und Förderung 
von Seiten mancher StaatSregierungen, die noch vor kurzem fich 
ziemlich kalt oder gar ablehnend verhielten, zu verfichern. Nur wenige 
Jahre vergingen — nicht mehr als ein Jahrfünft — und ſchon wurden 
die von der Bereinigung aufgeworfenen Fragen von maßgebender Seite 
als fpruchreif erklärt, und e8 wurde der gute Wille gezeigt, zur Löſung 
derfelben die Hand zu bieten. Die diesjährige Berner Arbeiterfchuß- 
fonferenz war nun die erfte Frucht all diefer Aktionen, der hoffentlich 
in nicht allaulangen Abftänden weitere und auch inhaltlich wertuollere 
folgen dürften. 


Die IV. Delegiertenverfammlung der Internationalen Bereis 
nigung ftand nun ganz unter dem Eindrud des foeben erzielten 
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Erfolges. Die Freude über das Erreichte bildete den Grundton der 
Begrüßungsrede des Präfidenten, fie beherrſchte auch alle Arbeiten 
diefer Zuſammenkunft. Jedermann hatte das Gefühl, daß man feine 
Zeit und Kraft nicht vergebens bingegeben habe. Jedermann be= 
mächtigte fich die Uebergeugung, daß die Bereinigung den richtigen 
Weg eingefchlagen habe zur Erlangung ihrer Ziele. Und niemand 
fonnte ſich der Einficht erwehren, daß diefer Weg zunächſt wohl 
der einzige fei, auf dem fich in angeftrebter Richtung etwas erreichen 
ließe. Die der Vereinigung harrenden Aufgaben durften daher mit 
um fo größerer Energie an die Hand genommen werden. Jetzt wußte 
man pofitiv, daß die von der Bereinigung zu leiftende Arbeit als 
Vorbereitung zur fünftigen nationalen, gejeßgeberifchen, oder inter- 
nationalen, vertraggmäßigen, Regelung der in Betracht kommenden 
Berhältniffe zu gelten babe. Die Vereinigung ijt auf jolche Weife zu 
einem maßgebenden Faltor der nationalen mie internationalen Sozial- 
politif geworden. 

Die Genfer Delegiertenverfammlung war bedeutend ftärfer 
befucht als die vorhergehenden. Eine Reihe von Urfachen wird das 
bewirkt haben. Zunächit ijt die jtärfere Bejuchszahl wohl dem Um— 
ftande zuzufchreiben, daß, wie ſchon bemerkt, dieſe Delegiertenver- 
fammlung unmittelbar auf die Berner Konferenz folgte, weßwegen 
fih wohl mehr NRegierungsvertreter als ſonſt nach Genf begeben 
fonnten. Sodann aber hatten einzelne Sektionen, wie 3. B. Deutjch- 
land und die Schweiz, inzwifchen das Recht auf die den einzelnen 
Sektionen ftatutengemäß zuerkannte Marimalzahl der Vertreter er- 
langt und diefes Recht für diefe Berfammlung zum Teil auch geltend 
gemadt. Bon befonderer Bedeutung in diefer Hinfiht war aber 
der Umftand, daß an der Genfer Delegiertenverfammlung nicht 
mehr, wie früher, acht, fondern zwölf Sektionen vertreten waren, 
aus denen ſich nunmehr die Internationale Vereinigung zufammen= 
ſetzt: zu der belgifchen, deutjchen, franzöfifchen, italienifchen, nieder- 
ländifchen, öfterreichifchen, ungarifchen und ſchweizeriſchen Sektion 
find jeit der legten Delegiertenverfammlung im Jahre 1904 die 
amerifanijche, britifche, dänifche und ſpaniſche Sektion hinzugekommen. 
Die Gründung weiterer Sektionen, wie 3. B. einer jchmedifchen, 
fteht unmittelbar bevor. 

Die Zahl der Mitglieder der Sektionen und der feiner Sektion 
angehörenden Mitglieder der Bereinigung, bemegte fich jeit ihrer 
Gründung folgendermaßen: 





Sehtion. 1901 1902 1904 1906 

I. Deutſche 673 980 1331 1635 
U. DOefterreichifche 182 252 251 294 
IH. Belgijche 66 74 17 78 
IV. Dänijche — — 97 
V. Spaniſche — — — 66 
VI. Amerikaniſche — — — 140 
VII. Franzöſiſche 113 134 290 450 
VIII. Britiſche * — = 67 
IX. Ungarijche 70 332 535 241 
X. Stalienifche 71 80 80 120 
XI. Niederländiſche 175 178 183 193 
XII. Schweizeriſche 238 243 476 444 
Direkte Mitglieder 20 45 57 27 
Summa 1608 2318 3080 3852 


Die Bereinigung weiſt im ganzen fajt 4000 Mitglieder auf, 
darunter viele mitgliederreiche Perfonenverbände, welche in den meijten 
Seltionen als Einzelmitglieder Aufnahme gefunden haben. Die Mitglie- 
derzahl hat fich in den fünf Jahren ihres Beitandes mehr als verdoppelt. 
Infolge der Gründung neuer Sektionen ift fie in den lebten zwei 
Fahren am ftärkjten gewachſen. Zugleich nahm natürlich die Zahl 
der früher noch nicht zu nationalen Seltionen organifierten (direlten) 
Mitglieder ab. 

Die Schweizerifche Sektion befitt das Recht zehn Delegierte 
abzuordnen. An der Genfer Delegiertenverfammlung war fie durch 
acht Delegierte vertreten, und zwar durch Landammann Heinrich 
Scherrer, Nationalrat, St. Gallen; Alt Bundesrat Adrian Bachenal, 
Ständerat, Genf; Brof. Dr. N. Reichesberg, Bern; Dr. E. Feigen 
winter, Rechtsanwalt, Bafel; Alt Nationalrat Hermann Greulich, 
ſchweiz. Urbeiterfefretär, Zürich; Brof. Dr. Spiro, Laufanne; Werner 
Krebs, ſchweiz. Gewerbeſekretär, Bern ; Hermann Schlatter, Redakteur, 
Schaffhaufen. Als Vertreter des Schweizerifchen Bundesrates war, 
mie an den vorhergehenden Tagungen ber Bereinigung, Herr Dr. 
Fr. Kaufmann, Abteilungschef im eidgen. Handels», Jnduftrie- und 
Bandmwirtfchaftsdepartement, erfchienen. 

Neben dem Schmeizerifchen Bundesrat haben folgende Staats- 
regierungen Abordnungen an die Delegiertenverfamminng gejandt: 
die deutfche, die öfterreichifche, die belgische, die däniſche, die franzöſiſche, 
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die ungarifche, die italienifche, die Iugemburgifche, die norwegiſche, 
die niederländifche und die ſchwediſche. 

Die Traltandenlifte wies neben den rein gefchäftlichen folgende 
Berhandlungsgegenftände auf: Arbeitsamt und jeine Aufgaben; Bul- 
letin; finanzielle Lage des Amtes und der Bereinigung; Programm 
der Bereinigung; Statuten der neuen Seltionen; Bleifrage; indu- 
ftrielle Gifte; Nachtarbeit der jugendlichen Arbeiter; Maximal— 
arbeitstag; Heimarbeit; Verſicherung ausländifcher Arbeiter. 

Zur Borberatung und Feltitellung der bezüglichen Refolutionen 
wurden die bezeichneten Verhandlungsgegenftände in fünf Gruppen 
geteilt, die ebenjovielen Kommiſſionen zugewiejen wurden. Die ſchwei— 
zerifche Sektion ließ fi in den Kommiſſionen vertreten, wie folgt: 
I. Kommiffion (Arbeitsamt und feine Aufgaben; Bulletin, finanzielle 
Lage des Amtes und der Vereinigung, Statuten der neuen Seftionen)- 
— Gemwerbefefretär W. Krebs; II. Kommiſſion (Bleifrage; induftrielle 
Gifte) — Feine Vertretung; IL. Kommilfion (Nachtarbeit der jugend⸗ 
lichen Arbeiter) — Redakteur Schlatter; IV. Kommiffion (Marimal- 
arbeistag; Heimarbeit) — Arbeiterjefretär H. Greulich und Profeſſor 
Reichesberg; V. Kommiffion (Berfiherung ausländifcher Arbeiter) 
— Dr. Feigenmwinter und Profeſſor Spiro. 

Für die Beratungen in den Kommilfionen wurde der Nachmittag 
des erſten und der Bormittag des zweiten Tages referviert. Da jede 
Kommilfion ein begrenztes Gebiet zugewieſen erhielt, fo konnten die 
Beratungen in aller Ruhe gepflogen und die bezüglichen dem Plenum 
vorzulegenden Refolutionsanträge forgfältig vorbereitet werden. Aus 
diefem Grunde erklärt e8 fi, warum in den Plenarfigungen der 
Delegiertenverfammlung verhältnismäßig jo wenig über die einzelnen 
Gegenstände diskutiert wurde: die beantragten Refolutionen fonnten 
meiftenteil8 unmittelbar nad) den Boten der Berichterftatter zur Abs 
ftimmung geftellt werden, fo daß fämtliche Refolutionen höchftens mit 
einigen Aenderungen redaltioneller Natur zur Annahme gelangten. 

Die erfte Kommilfion unterbreitete eine Reihe von Anträgen, 
die in folgender Faſſung die Zuftimmung der Delegiertenverfammlung 
erhielten: 

Das Bureau der Internationalen Vereinigung wird beauftragt, den Staats— 
regierungen, welche ihren Beitritt zu den MArbeiterfchugverträgen von Bern, am 
26. September 1906, ‚erflärt haben, den Danf der Bereinigung auszufprechen und: 
den hohen Schweizer. Bundesrat zum Erfolge jeiner Bemühungen zu beglüdwünichen.. 

2. Das Bureau der Internationalen Vereinigung wird beauftragt, denjenigen 
Staatsregierungen, welche durch Erhöhung ihrer Staatöbeiträge wejentlich zur Ord— 
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nung des Finanzhaushaltes der Bereinigung und zur eriprießlichen Fortführung 
des Internationalen Arbeitsamtes beigetragen haben, den Dank der Bereinigung 
auszujprechen. 

3. Die IV. Delegiertenverfammlung nimmtz'mit Befriedigung von den bor= 
liegenden Berichten des Bureaus, des Schagmeifters und des Arbeitsantes Kenntnis. 
Sie jpriht dem Bureau, dem Schagmeifter und dem Arbeitsamt für ihre Tätigkeit, 
insbejondere auch für diejenige zur Sanierung der finanziellen Zage der Bereinigung, 
den wärmiten Dank aus, erteilt dem Bureau für die Rechnungen der Jahre 1904 
und 1905 Entlaftung und genehmigt das Budget für das Jahr 1%7. Hinſichtlich 
des Budgets für 1907 wünſcht die Delegiertenverfammlung: 

a) daß der Anjag für Druckſachen (Bulletin) um Fr. 2000, d. h. von 14,000 
auf Fr. 16,000, zum Zwecke größerer Bollitändigfeit des Bulletins in 
der Veröffentlichung der Arbeiterichuggeiege erhöht werde; 

b) daß die Bewilligung von sr. 4000 als Beitrag zu den Koſten der eng— 
liihen Bulletin-Ausgabe nur eine temporäre Geltung für zwei Jahre 
babe, unter der Bedingung, daß der über diefen Betrag hinausgehende 
Reit der Koſten der engliichen Bulletin-Ausgabe ganz von den Sektionen 
des engliichen Sprachgebietes getragen wird; 

c) das Bureau wird beauftragt, den Sektionen über die Frage der Penſions— 
verjiherung der Beamten des Arbeitsamtes Bericht und Antrag zu er: 
ftatten und mit Zweidrittel-Mehrheit die erforderlichen Verträge abzuichließen. 

4. Die Delegiertenverfammlung genehmigt gemäß Artikel 14 der Statuten 
der Vereinigung: 

a) die neuen Statuten der ungariichen Sektion; 

b) die Statuten der englischen, amerikanischen, ſpaniſchen und dänischen Sektion. 

5. Die Sektionen werden eingeladen, dem Bureau einen Wericht über die 
Maßnahmen zu eritatten, die in jedem Lande durch Geſetz oder Verordnung zur 
Sicherung der Durchführung der Mrbeiterjchuggeieggebung ergriffen worden jind. 
Den Sektionen wird zu dieſem Zwecke vom Bureau ein ‚Fragebogen zugeitellt 
werden. Das Bureau wird auf Grund der Beantwortungen diejes Fragebogens 
beauftragt, einen vergleichenden Bericht über die zur Durchführung der verjchiedenen 
Arbeiterichuggeiege getroffenen Maßnahmen auszuarbeiten. 

6. Das Bureau wird beauftragt, die Sektionen einzuladen, über Umfang und 
Art der gewerblidyen Stinderarbeit und die beitehenden aefeglihen Beltimmungen 
zum Schuße der gewerblich tätigen Kinder Berichte zu eritatten und auf Grund 
diejer Berichte der nächiten Delegiertenverfammlung einen zufammenfafienden Bericht 
vorzulegen. 

7. Das Bureau wird beauftragt, auf Grund von Berichten, bie es ein halbes 
Jahr vor der Delegiertenverfjammlung von den Seftionen einfordern wird, den 
Delegiertenwerjammlungen regelmäßig Bericht zu erftatten über die Verwirklichung 
der von der internationalen Vereinigung geäußerten Wünjche. 


Zu diefer Revolution ift folgendes zu bemerken. 

Bunft drei fpricht von der finanziellen Sanierung der 
Bereinigung. In der Tat folgt aus den vom Bureau vorgelegten 
Rechnungen für die Jahre 1904 und 1905 und dem Budget und 
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der proviſoriſchen Rechnungsüberficht für das Jahr 1906, daß die 
Bereinigung die finanzielle Kriſe, die einzubrechen drohte, glüdlich 
überftanden hat. Während im Jahre 1904 alte Rechnungsrüditände 
im Betrage von Fr. 30,369 zu bezahlen waren und das Rechnungs 
jahr 1904 ein Defizit von Fr. 25,514 binterließ, weiſt das Jahr 
1905 ein ſolches von nur $r.7,053 auf und im laufenden Jahre wird 
fogar ein Ueberſchuß im Betrage von zirka Fr. 7,000 erhofft. Diefe 
glänzende Metamorphofe wurde auf folgende Weiſe bemerfitelligt. 
Sn eriter Linie fuchte man Erfparnijje durch Verringerung des Um⸗ 
fanges des „Bulletin des Internationalen Arbeitsamtes“ zu erzielen. 
Dies konnte unbefchadet der Qualität desfelben durchgeführt werden, 
indem binfichtlich des zu verarbeitenden Stoffes jeitens der Redaktion 
eine ftrengere Auswahl getroffen wurde. So wurde 3. B. der mwört- 
liche Abdrud von Arbeiterjchußgejegen der amerikanischen Einzelftaaten 
fallen gelaffen, ebenfo der Abdrud des Wortlautes der äußerſt 
umfangreichen Unfallverfiherungsvorjchriften der deutfehen Berufs- 
genoflenfchaften u. drgl. mehr. Im ferneren gelang es, einzelne 
Sektionen zur Erhöhung ihrer Jahresbeiträge zu bewegen und von 
einer größeren Anzahl von StaatSregierungen erhöhte, beziehungsmeife 
neue Yumendungen zu erhalten. Endlich haben fich manche Seltionen 
an der Tilgung der früheren Defizite mit namhaften Beträgen 
beteiligt. In Zukunft dürfte demnach die Bereinigung feine finanziellen 
Schwierigkeiten mehr zu befürchten haben, zumal ein ziemlich beträcht- 
licher Teil der Ausgaben des Amtes, nämlich die Drudlegung der 
Berichte der Sektionen an die Delegiertenverfammlungen, bereits 
von der III. Delegiertenverfammlung auf die Sektionen abgemälzt 
wurde. 

Angeſichts dieſer günſtigen Sachlage, fand es die Delegierten— 
verfammlung an der Zeit, nunmehr für die materielle Beſſer— 
ftellung der Beamten des ArbeitSamtes zu forgen, welche 
mit Hingebung die Jahre hindurch eine umfaffende Arbeit bemältigten 
bei verhältnismäßig geringer Belohnung ihrer überaus anftrengenden 
und aufreibenden Tätigkeit. Durch angemefjene Erhöhung der Gehälter 
und Inausſichtnahme einer Benfionsverficherung der Beamten wurde 
die bezügliche Aufgabe in geeigneter Weiſe gelöft. 

Die günftige Lage der Finanzen erlaubte aber auch einer anderen 
ſehr wichtigen Aufgabe näher zu treten. Bereit8 bei der Gründung 
der Bereinigung wurde Dreifpradigkeit der Beröffentlichungen des 
Arbeitsamtes ftatuiert. Bis jetzt Tonnten jedoch die zur Beröffent- 
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Tichung beftimmten Arbeiten de8 Amtes nur in deutfcher und fran- 
zöftfher Sprache ausgegeben werden. Diefer Umftand erfchmwerte 
fehr die Propaganda für die Jdeen der Bereinigung in den in Betracht 
fommenden engliſchen Sprachgebieten. Wenn es troßdem gelungen 
ift, eine britifche und eine amerikanische Station ins Leben zu rufen, 
fo ift dies in erſter Linie den unaufhörlichen Anftrengungen des 
Bräfidenten und des Generaljefretärß der Bereinigung zugufchreiben, 
die durch Wort und Schrift in jenen Ländern der Vereinigung Freunde 
mwarben. Mit Hilfe diefer Freunde wird nun das Arbeitsamt in der 
Lage fein, feine Beröffentlichungen, vor allem das „Bulletin“ auch 
in engliſcher Sprache auszugeben. Zu den beträchtlichen Koften 
diefer Unternehmung konnte aber die Bereinigung einen nahmhaften 
Zuſchuß leiften, und auf ſolche Weife ift da8 Gelingen diefes Vor— 
babens außer Zweifel gerüdt. 

Die II. Kommiffion brachte folgende von der Delegiertenver- 
fammlung gutgeheißene Refolution ein: 


1. Zur weiteren Ausführung der Refolution der Delegiertenverfjammlung 
vom Sabre 1904 bittet die Vereinigung das Bureau, die Yandesjektionen zu veran- 
lafien, jobald als möglich Sachkenner nambaft zu machen, welche in ihren Ländern 
über die Gefahren bei der Heritellung und der Anwendung der Bleifarben jowie 
in der feramijchen und polygrapbifchen Induſtrie Erhebungen anitellen und ipäteitens 
bis 1. Januar 1°08 hierüber Bericht erftatten. Dieje Berichte find dem Bureau des 
Internationalen Arbeitsamtes einzujenden, das jeinerjeits drei Sachverftändige (aus 
drei verichiedenen Yändern) ernennt, welche die GFinzelberichte in einen Hauptbericht 
zujammenfaflen. Die Kommiſſion bittet das Bureau, diefer Dreierfommiifion die 
beim Preisausichreiben eingelaufenen Arbeiten, joweit fie es für nüßlich bält, zur 
Verfügung zu Stellen. 

2. Die einzelnen Yandesjektionen werden durd das Bureau erfucht, bis zum 
1. März 1908 über das Verbot der Verwendung von Bleifarben Berichte vorzulegen. 
— Dieje Berichte jollen angeben, ob das Verbot durch Geſetz oder auf dem Ber: 
waltungswege angeordnet it, ob es nur für Öffentliche oder nur für Brivatarbeiten, 
bzw. für beide gilt; fie jollen über das Ergebnis der Anwendung diejes Berbotes 
und auch über die VBerjuche, die etwa mit bleifreien Farben gemacht wurden, Mit- 
teilung machen. 

3. In Ausführung des Beichluffes B, 7b der Generalverjammlung von 1904 
befürwortet die Kommiſſion die Ernennung von drei Sadhperftändigen aus brei 
ändern. Dieje Sahveritändigen jollen beauftragt werden, unter Zugrundelegung 
der von den Yandesjeftionen eingereichten Yifte eine endgiltige Aufftellung der wich— 
tigften gewerblidyen Gifte nach dem Grade ihrer Gefährlichkeit auszuarbeiten. 


Diefe Anträge bezweden, wie man fieht, eine geeignete Durch» 
führung der bereit8 früher in diefer Sache gefaßten Beichlüffe zu 
erlangen. Allſeitig wurde fonjtatiert, daß die von der Vereinigung 
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und ihrer Landesjeltionen ausgegangenen Anregungen binfichtlich 
des Verbotes bezw. Einſchränkung der Herftellung und Verwendung 
von Bleifarben überall eine gute Aufnahme gefunden hätten. Biele 
Regierungen und Kommunalbehörden haben bezügliche Maßnahmen 
getroffen, die fich zum Zeil gut bemährt haben follen. Eine Zuſam— 
menftellung derartiger Erfahrungen hätte daher ganz fiher eine 
wichtige propagandiftifche Bedeutung, und würde mwejentlich Die bezüg- 
liche Aufgabe der Bereinigung erleichtern. 


Bei Beiprehung der Bleifrage konnte man nicht umhin, fi 
daran zu erinnern, daß die an den vorhergehenden Delegiertenver- 
fammlungen der Bereinigung jo wie im Schoße ihrer Landesſektionen 
behandelte Phosphorfrage nunmehr ihre vorläufige Erledigung 
gefunden habe, aber leider in einer Art und Weife, welche die Ber- 
einignng nicht zufriedenftellen konnte. Bon mander Seite wurde 
fogar der Antrag geftellt, die VBerfammlung möge ihr Bedauern 
darüber ausſprechen, daß an der Berner Konferenz fi) nur wenige 
Staaten bereit finden ließen, Abmachungen binfichtlich dieſer für die 
Bolksgefundheit fo wichtigen Angelegenheit zu treffen. Die Vereinigung, 
im Brinzipe hiemit einverftanden, glaubte jedoch in ihrer Mehrheit 
aus Opportunitätsrüdfichten von einem Tadelsvotum zu Handen der 
renitenten Regierungen abjehen zu müfjen, und man einigte fi dann 
darin, das Bureau und die Sektionen derjenigen Bänder, die fich 
der internationalen Phosphorverbotlonvention in Bern nicht an— 
geichloffen haben, zu erfuchen, den Kampf gegen den Phosphor in 
der Zündholzinduftrie fortzufegen und auf den Anfchluß der betref- 
fenden Staaten an die Konvention hinzumirfen. 


Ueber die Rachtarbeit der Jugendlichen wurde folgender 
Beihluß gefaßt: 


1. Die Nactarbeit für jugendliche Arbeiter bis zum 18. Lebensjahre joll 
im allgemeinen verboten werden. 
2. Das Verbot ift bis zum 14. Lebensjahr ein abfolutes. 
3. Für Jugendliche im Alter über 14 Jahren find Ausnahmen geitattet: 
a) in Fällen einer force majeure oder ausnahmsweifer Verhältniſſe; 
b) in jenen Induſtrien, deren Rohprodufte einem raſchen Verderben 
unterworfen find. 
4. Die Nachtarbeit ift gänzlich unterjagt im Handels-, Saft: und Schanf: 
gewerbe, wie aud in den Bureaus derjenigen gewerblichen Betriebe, in denen die 
Nachtarbeit verboten ift. 
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5. Die Dauer der Nachtrube, wo eine ſolche vorgeichrieben ift, joll mindeftens 
die Zeit von 10 bis 5 Uhr umfaſſen. 
6 lebergangsbeitimmungen können vorgejehen werben. 


7. Die internationale Vereinigung ipricht den Wunſch ans, daß die lleber- 
wachung der Beitimmungen ernſtlich durchgeführt werde. 


Diefe Refolution lehnt fih an die feiner Zeit hinfichtlich der 
Nachtarbeit der Frauen gefaßten Befchlüffe der Bereinigung, die 
dann der Berner Konvention zu Grunde gelegt wurden, enge an, 
ja fie bildet materiell gewiſſermaßen eine getreue Kopie derfelben. 
Der einzige Unterfchied beiteht darin, daß die Saifoninduftrie nicht 
das Privileg erhalten, das Berbot der Nachtarbeit der Jugendlichen 
zu durchbrechen, was in Bezug auf die Nachtarbeit der Frauen als 
zuläffig erflärt wurde. Es ift fehr zu bedauern, daß die Delegierten» 
verfammlung bei Behandlung diefer Frage fich nicht entjchließen 
fonnte, einen Schritt weiter zu tun, als in ber Trage der Nacht— 
arbeit der Frauen. Es liegt ja auf der Hand, daß der Schuß der 
Nachtruhe für den jugendlichen Organismus, der fih im Stadium 
der Entwidlung befindet, von weit größerer Bedeutung ift als für 
den erwachjenen Menjchen. Läßt man aber als Nachtarbeit nur die 
Arbeit zwifchen 10 Uhr abends und 5 Uhr morgens geltend, fo ift 
damit nicht viel gedient, indem der Morgenfchlaf, der auf den jugend⸗ 
lihen Organismus fo mohltuend wirft, ja für ihn geradezu eine 
Notwendigkeit ift, geftört wird. Und dazu noch die Ausnahme für 
Jugendliche vom 14. bis zum 18. Altersjahr! Wurde ja fchon feiner- 
zeit bei Behandlung der Trage der Frauennachtarbeit von mancher 
Seite unter Hinweis auf die Erfahrungen aus verfchiedenen Bändern 
ein abjolutes, feine Ausnahmen zulaffendes Verbot verlangt. Um fo 
mehr wäre e8 am Bla geweſen, wenn die Delegiertenverfammlung diefe 
Forderung mit Bezug auf die Nachtarbeit der Jugendlichen zu der 
ihrigen gemadjt hätte. Wohl niemand hätte ihr den Vormurf der 
Ueberftürzung gemacht, vor dem ſich manche Mitglieder der Vers 
einigung jo fehr zu fürchten jcheinen. Iſt doch diefe Forderung 
mancherorts bereit8 durchgeführt, ohne daß man über etwaige üble 
Folgen diefen Mangel Hagen hört. 

Dur ähnliche Zurüdhaltung zeichnet fi die Stellungnahme 
der Delegiertenverfammlung in Sachen des Marimalarbeits- 
tage3 aus. Die bezügliche Rejolution lautet, wie folgt: 

Die internationale Bereinigung bält dafür: 

1. Daß die Feſtſetzuug eines Marimalarbeitstages für die Erhaltung und 


Förderung der phnfiihen und geiftigen Kräfte der Arbeiter und Angeitellten von 
hobem Intereſſe it; 
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2. daß neben den durch die Gewerkſchaftsorganiſationen bereits erzielten 
oder noch zu erzielenden Erfolgen die Intervention des Gejeggebers notwendig ift, 
um die allgemeine Feltlegung eines Marimalarbeitstages zu ermöglichen ; 

3. daß, um über die Nüslichkeit internationaler Verträge in diejer Frage 
orientiert zu fein, das internationale Arbeitsamt der nächſten Generalverfammlung 
Berichte vorlegen joll: 

a) über die Dauer der täglichen Arbeitszeit der erwachienen Arbeiter und 
Angeftellten ; 

b) über die Wirfungen der bereits durd; Gejege, Verwaltungsmaßnahmen 
oder die Anitiative der Arbeitgeber und Arbeiterorganiiationen erzielten 
Beihränfung des Marimalarbeitstages, insbejondere in Bezug auf 
die Steigerung der Arbeitsleiftung der Arbeiter und den Fortichritt 
der Technif. 

Das Internationale Arbeitsamt ift befugt, diefe Erhebungen auf einzelne 
Anduftriezweige zu beichränfen, wenn es fich ergeben jollte, daß die Vornahme einer 
allgemeinen Enquete wejentliche Schwierigkeiten begegnen würde. 

Daß die Delegiertenverfammlung, bevor fie fich zur Empfehlung 
beftimmter legislatorifcher Maßnahmen entjchliekt, erft die in Betracht 
fommenden Berhältnifje gründlich ftudieren will, kann ihr felbit- 
redend niemand verargen. Im Gegenteil! Diefe Art des Borgehens 
ift e8 ja eigentlich, die ihren bezüglichen Voten ein befonderes Gewicht 
verleiht. Allein, wenn mann bedenkt, daß eine Anzahl von Ländern 
feit einer Reihe von Jahren, ja jogar Jahrzehnten den gejetlichen Mari» 
malarbeitstag befitt, und daß man in manchen Ländern den zehn= 
ftündigen Marimalarbeitstag bereit8 eingeführt hat oder in der aller= 
nädjten Zeit wohl einführen dürfte, fo fieht e8 wohl etwas merk— 
würdig aus, wenn die Delegiertenverfammlung, anftatt fich wenigſtens 
für den zehnjtündigen Arbeitstag auszufprechen, fich mit einer prin= 
zipiellen Erklärung über die Wünjchbarkeit der Feſtſetzung eines 
Maximalarbeitstages begnügt, die nachgerade zu den ſelbſtverſtänd— 
lichten Dingen auf der Welt gehört. Hatte doch Schon der Parifer 
Arbeiterſchutzkongreß vom Jahre 1900, aus welchem unfere Ber- 
einigung hervorging, den zehnftündigen Marimalarbeitstag poftuliert; 
um fo eher hätte man es jeßt, nach jech® Jahren, angefichts der 
allbefannten Tatjache, daß wohl in allen Induftrieländern die Arbeits- 
zeit eines beträchtlichen Teiles der Arbeiterfchaft inzwiſchen eine 
weitere bedeutende Reduktion erfahren hat, und zwar unter häu— 
figer Ueberholung des zehnftunden Tages wagen dürfen. Hoffentlich 
werden nun die Ergebnifjfe der angeordneten Studien die nächite 
Delegiertenverfammlung zu berzbafterem Vorgehen in diefer Frage 
veranlaffen und ihr helfen, eine Löſung zu finden, welche den Ans 
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forderungen eines wirkſamen Arbeiterſchutzes beſſer entſprechen würde, 
als es mit der vorſtehenden Reſolution der Fall iſt. 

Eine weitere wichtige Frage, welche die Delegiertenverſammlung 
beſchäftigte, iſt die betreffend den Schutz der Heimarbeiter. 
Darüber wurden folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

Die internationale Vereinigung ift der Anficht, daß die in der Hausinduftri 
bereits nmachgewiejenen Uebelſtände ein Gingreifen der Staatsgewalt notwendig 
macen. Sie erfucht die nationalen Sektionen: 

A. Von ihren Regierungen gejeglihe Maßnahmen zu verlangen, durch welche 
für den Arbeitgeber (Verleger und Zwiſchenmeiſter) die Verpflichtung ausges 
ſprochen wird. 

1. ein Verzeichnis der von ihm beichäftigten Heimarbeiter und =arbeiterinnen 
zu führen und den Bebörden auf Verlangen jederzeit vorzulegen ; 

2. jeder der beichäftigten Perſonen bei der NAuftragserteilung einen Zettel 
mit genauer Angabe des Stüdlohnes einzubändigen und in den für die Lohnaus— 
zahlung beitimmten Räumen den in Gebrauch ftehenden Lohntarif jowie ein Ber: 
zeichnis der Preiſe für gelieferte Materialien anzujchlagen. 

B. Die Nusdehnung der Gewerbe: und Fabrikinſpektion ſowie der jozialen 
Verficherungen auf die Heimarbeiter anzuftreben. 

C. Sowohl im öffentlichen als im Intereſſe des Arbeiters die ftrifteite Ans 
wendung der allgemeinen fanitären Borjchriften und Gejege in Bezug auf jene 
Mohnräume, in denen die Heimarbeit ausgeübt wird, zu verlangen, bzw. die Er: 
faffung derartiger Beitimmungen, ſofern ſolche nicht beiteben, zu erwirfen. 

D. Die Bildung und Tätigkeit von Berufsorgantiationen, Käuferligen uſw. 
anzuregen und zu fördern. 

E. Das Bureau der Bereinigung möge im Einvernehmen mit den Sektionen 
Erhebungen über die für den Grport arbeitenden Hausinduftrien, ihre Ausfuhr: 
und Sonfurrenzgebiete ſowie über die für diefe Stonfurrenz in Betracht kommende 
Petriebsformen anitellen. 

Der Schuß der Heimarbeiter bildet befanntlich eines der ſchwie— 
rigften Probleme der Arbeiterfchußgefeßgebung. Schon der Umftand, 
daß der Begriff der Heimarbeit beziehungsmeife Hausinduftrie noch 
immer fo ſchwankend ift, legt einem einheitlichen Eingreifen der Staats⸗ 
gewalt in die in Betracht kommenden Berhältnifje nicht zu unter- 
Ichäßende Hinderniffe in den Weg. Abgefehen davon aber ift die 
Ueberwachung der im eigenen Heime beichäftigten Erwerbstätigen, die 
ja als die unerläßliche Vorausſetzung eines wirkſamen Schußes folcher 
Arbeiter erachtet werden muß, eine fo heifle Sache, daß hier die 
äußerfte Vorſicht als geboten erfcheint. Nichtsdeftomeniger hat das 
Beitreben, auch den Heimarbeitern bei der Verwertung ihrer Arbeits- 
fraft den Schuß des Geſetzes angedeihen zu laffen, bereit einige 
Angriffspunfte feitzuftellen vermocht, auf welche fi die Aufmerk— 
famfeit des Geſetzgebers vor allem zu richten haben wird. 
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Die in der Refolution zunächft geäußerten Wünfche, betreffend 
die Regiftrierung der Heimarbeiter durch die folche Arbeiter befchäf- 
tigenden Unternehmer, ſowie die bei der Lohnauszahlung von den 
leßteren zu beobacdhtenden Formalitäten, haben in eriter Linie den 
Bwed, eine Grundlage zu jchaffen zur Feititelung des Umfanges 
und des Charakter der Heimarbeit und der ihr eigentümlichen 
Lohn⸗ und Arbeitsverhältnifie. Auf ſolche Weife hofft man dag nötige 
Material zur allfeitigen Beurteilung der Sachlage zu erhalten. Diancher: 
orts ift man bereits tatfächlich in gefennzeichneter Weife vorgegangen. 
Die übrigen Punkte der vorftehenden Refolution zählen einige Maß— 
nahmen auf, deren Durdführung, mie die Erfahrung lehrt, gewiß 
nicht bloß im Intereſſe der Heimarbeiter, fondern auch im Intereſſe 
des die Erzeugniffe der Hausinduftrie fonfumierenden Bublitums 
liegt und mancherorts auch tatjächlich Fräftig angeftrebt wird. Die 
zum Schluß angeregten Erhebungen follen den Boden vorbereiten 
für ein allfälliges internationales Vorgehen, auf dem in Rede ftehendem 
Gebiete, das fich für ein folches Vorgehen gmeifellos in hervor: 
ragender Weiſe eignet. 

Das lebte Traktandum der Delegiertenverfammlung bildete die 
Berfiherung ausländifcher Arbeiter. Diejer Gegenstand 
bejchäftigte bereit8 die Delegiertenverfammlung zu Köln. Seither find 
durch nationale und internationale Maßnahmen in der Richtung 
der von der Bereinigung geäußerten Wünſche die Löfung der geitellten 
Aufgabe bedeutend erleichtert worden. In Erkenntnis diefer Sachlage 
glaubte daher die Genfer Delegiertenverfammlung, daß es an der 
Zeit fei, der Angelegenheit eine größere Aufmerkfamleit zuzumenden, 
und forderte daher die Sektionen auf die zur Einleitung einer bezüg- 
lichen Aktion der Bereinigung nötigen vorbereitenden Schritte zu 
tun. Die Beichlüffe haben folgenden Wortlaut: 

Die Internationale Vereinigung für gejeglichen Arbeiterijhug entnimmt den 
Berichten der verjchiedenen nationalen Sektionen, daß durch eine VBerftändigung der 
Staaten der Grundjag der Gleichberechtigung der Ausländer und in Bezug auf 
die Leiftungen der Verficherungen durchgeführt werden kann. 

Sie ladet daher die Sektionen ein: 

1. der nächſten Delegiertenperfjammlung den Entwurf eines internationalen 
Vertrages zunächft in Bezug auf die Unfallverfierung vorzulegen, der diejes Prinzip 
zur Durchführung bringt ſowohl mit Beziehung auf die Verficherungsleiftung als 
die Bedingungen für deren Gewährung; 

2. bis zur allgemeinen Anerkennung des Grundjages der Gleichbehandlung 
im internationalen Nechte auch fernerhin im Sinne der Durchführung desielbeu 
ſowohl durch die nationale Gejeggebung wie durch internationale Verträge zu fichern; 
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3. bis zur nächiten Delegiertenverfammlung zu berichten in welcher Weiſe 
die Geſetzgebung ihrer Heimatitaaten abgeändert bezw. neu erlaſſen werden jollte, 
um den oben feitgeitellten Grundſatz zu entiprecen. 


Wir find nun am Schluffe unferes Berichtes. Aus dem Bors 
ftehenden ergibt ſich wohl ohne weiteres, daß die Genfer Delegierten- 
verfammlung ein großes Stüd Arbeit zu vollziehen hatte. Es wurde 
denn auch fleikig und rüjtig gearbeitet. Und wenn mir mit dem einen 
oder dem anderen Ergebnis diefer Arbeit nicht ganz zufrieden find, 
fo fommt dies ausfchlieflich daher, weil wir der Anficht find, die 
Bereinigung babe, um ihrer Aufgabe gerecht zu werden, fich nicht 
darauf zu befchränfen das zum Ausdrud zu bringen, was die öffent» 
liche Meinung auch ohne ihr Zutun bereits als wünfchenswert und 
durchführbar erachtet, jondern vielmehr wegweiſend vorzugehen und 
Bahnen einzufchlagen zu höheren Zielen, an die fich andere, fei e8 
aus Eigennuß, jei e8 aus Unkenntnis der wirklichen Sachlage, nicht 
beranmagen. Wir find von der Bedeutung der Bereinigung durchs 
drungen und jchlagen den Wert ihrer Leiftungen nicht gering an; 
aber gerade deswegen möchten wir wünfchen, da fie den Forderungen, 
welche aus denjenigen Kreiſen fommen, die gefhüßt werden follen, 
etwas mehr Gehör jchenkte, als es bisher der Fall war. Nur dann 
würde fie fich die Sympathien der weiteſten Schichten der arbeitenden 
Bevölkerung zuziehen, ohne deren tatfräftige Unterftüßung fie im 
Grunde genommen doch nicht viel auszurichten vermöchte. 


Soziale Chronik. 


Allgemeine Sozialpolitik. 


Schweiz. Der Staatsrat des Kantons Waadt unterbreitet dem Großen 
Rate einen Gejegesvorjchlag betreffend Errichtung einer fantonalen Alters— 
verfiherung. Die Anregung dazu gab eine Motion, welche dem Großen 
Rate am 8. Mat 1901 eingereicht, dann erheblich erklärt und dem Staats- 
rat überwiefen wurde. Im mwaadtländiihen Großen Rate war man, wie der 
„Bazette de Yaufanne“ zu entnehmen ift, zuerft der Anficht, die beabfichtigte 
Altersverficherung follte eine allgemeine fein und obligatorisch erklärt werden. 
Der Staatsrat adoptierte indeſſen eine folche Löſung nicht, fondern fchlug 
dem Großen Rate vor, eine fakultative duch Subventionen des Staates 
unterftügte Altersverfiherungsfaffe zu gründen. Eine jolche befigt jeit dem 
Jahre 1899 bereits der Kanton Neuenburg, während Anftrengungen, welche 
in den Kantonen Genf und Glarus auf Einführung der obligatorifchen Alters- 
verfiherung gemacht wurden, bis jet noch nicht zu irgendwie greifbaren 
Refultaten geführt haben. 

Nah dem vorliegenden Entwurfe fol in Yaufanne unter dem Namen 
„Caisse eantonale vaudoise des retraites populaires“ eine auf Gegen— 
feitigfeit gegründete Alteröverfiherungsanftalt errichtet werden. Sie beſitzt 
juriftifche PVerfönlichfeit und wird unter der Kontrolle und mit Garantie des 
Staates betrieben. In Beziehung auf Bermögen und Berwaltung ift fie vom 
Staate unabhängig. Weberdies iſt fie von allen fantonalen und Gemeinde: 
fteuern befreit. Die Altersverficherungsfafie fol von jeder im Kanton domi— 
zilierten Berfon ſowie von jedem außerhalb des Stanton wohnenden Kantons- 
angehörigen Einzahlungen entgegennehmen und damit das Dedungsfapital zur 
Ausrichtung einer Yeibrente bilden, welche nad Feitjegung des Verſicherten 
zwifchen dem 50. und 65. Altersjahr beginnen fann. Die Einzahlungen find 
fafultativ und fünnen zu jeder Zeit erfolgen. Sie fünnen nad dem Belieben 
des Berficherten und ohne Nachteil für die durch bereit bewirkte Einzahlungen 
erworbenen Rechte unterbrochen oder juspendiert werden. Jede Einzahlung bildet 
eine jelbftändige Operation und berechtigt zu einer zum voraus und auf 
Grund der im Momente der Einzahlung rechtsträftigen Tarife unwiderruflich 
feftgejegten Rente. Jedem Berficherten wird ein „Livret de retrait“ übergeben, in 
welches die Einzahlungen und die damit forrefpondierenden Rentenanfprüche 
eingetragen werden. Einem Berficherten fann nur ein „Livrait de retraite“ 
verabfolgt werden. Indeſſen kann er für verjchiedene Alter Renten erwerben. 
Die Kaffe fann Einzahlungen von verheirateten Frauen und Minderjährigen 
auch ohne Zuftimmung der Ehemänner beziehungsmeife des Juhabers der 
elterlichen Gewalt oder Vormundes rechtsgültig entgegennehmen. Die Ein: 
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zahlungen werden entweder in der Weife bewirkt, daß die Penfionsfaffe fie 
definitiv erwirbt à capital abandonne) oder daß fie wieder zurüdgezogen 
werden fünnen (à capital reserve). Im zweiten Falle werden jie ohne Zinjen 
beim Tode des Berfiherten den von ihm bezeichneten Perjonen ausbezahlt. 
Jede Einzahlung muß wenigſtens ein Jahr erfolgt jein, bevor der Verficherte 
in den Genuß der daraus rejultierenden Penfion treten fann. Somohl ä 
capital abandonne als à capital reserv& können feine Penjionen bewirkt 
werden, die Fr. 1200 überfteigen. Die Penfionen werden vierteljährlich aus— 
bezahlt, das erfte Mal drei Monate nachdem der Berficherte das Alter erreicht 
hat, auf welches er den Eintritt der Penfionsberehtigung feitgeitellt hat. 
Die Benfionen werden für die Feitftellung des in der Loi sur l’impöt mobilier 
vorgefehenen Eriftenzminimums nicht berüdjihtigt und find, ſoweit jie von 
den durh den Staat oder von Dritten bewirkten Einzahlungen herrühren, 
meder übertragbar noch pfändbar. 

Der Staat fördert dic Alteröverfiherung dur Aufmunterungsprämten, 
die er denjenigen Perjonen gewährt, für welche während des Rechnungsjahres, 
jet es von ihnen jelbit, jei ed von Dritten mindeftens ſechs Franken eins 
bezahlt worden find. Die Aufmunterungsprämie wird vom Staate der Alters— 
verficherungsfafie einbezahlt, um à capital abandonne zu Gunſten des Ber: 
fiherten eine Rente zu bilden, deren Bezugäberechtigung mit derjenigen der 
vom Berjiherten bewirften Einzahlungen forrejpondiert. Die ftaatliche Auf: 
munterungsprämie beträgt Fr. 6., wenn vom Berficherten Fr. 6 einbezahlt 
murden, Fr. 8 bei einer Einzahlung von Fr. 12 und Fr. 10 bei einer 
jolden von Fr. 24. Kinder, welche durch Vermittlung der Schülerklaſſen 
(mutualites scolaires) ihre Einzahlungen bewirken, erhalten von Staate 
ihon von Fr. 2 Einzahlung an eine Aufmunterungsprämte, welche bis auf 
dr. 6 gleich groß it, wie ihre Einzahlung. Fünf Kategorien jind von der 
Aufmunterungsprämie ausgeichloffen: 1. Nichtfchweizer, ſofern fie nicht einem 
Staate angehören, der den dortigen waadtländifchen Staatsangehörigen Gegen: 
recht hält. 2. Berficherte, welche ihre Eriftenzmittel nicht dur Ausübung 
eimes Gewerbes oder Berufes erwerben. Eine Ausnahme von dieſer Regel 
wird gemacht zu Gunſten der Minderjährigen, der Witwen, die für ihre 
Familie zu jorgen haben und derjenigen ‘Perjonen, die wegen förperlicher 
oder geiftiger Schwächung außer Stande find für ſich ſelbſt zu forgen. 3. Ber: 
fonen, welche den Beginn der Penfionsberehtigung auf ein früheres Alter 
al3 60 Fahre feitgefegt haben. Dievon find ſolche Berficherte ausgenommen, 
deren Geſchäft oder Beruf eine frühe Penjtonierung zur Folge hat. Diefe 
Berficherten erhalten die Aufmunterungsprämte aud, wenn fie den Anfang 
der Penfionsberechtigung auf das 55. Altersjahr feitgejegt haben. 4. Perjonen, 
welche während des Nechnungsjahres mehr als Fr. 90 einbezahlt haben. 
5. Berficherte, für deren Rechnung, von den jtaatlihen Aufmunterungsprämten 
abgefehen, ein Kapital von über Fr. 2000 einbezahlt wurde. Die dem außer— 
halb des Kantones wohnenden Kantonsangehörigen gewährte Aufmunterungs: 
prämie äußert feine Wirkungen, wenn der Berficherte im Momente des 
Beginnes der Bezugsberehtigung fein fejtes Domizil ım Kantone hat. Andern: 
falls hat der Verficherte nur Anjpruch auf die Rente, welche feinen perjönlichen 
Einzahlungen entjpriht. Jeder Verficherte, welcher vorzeitig invalid mird, 
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kann verlangen, daß er fofort in den Genuß derjenigen Nente geſetzt werde, 
welche jeinem Alter, und feinen Einzahlungen, vermehrt um die ftaatlichen 
Aufmunterungsprämten, entipridt. 

Der Staat trägt die Berwaltungsfoften der fantonalen Altersverſicherungs— 
fafje, ſowie diejenigen der auf ©egenjeitigfeit gegründeten Penſionskaſſen, 
welche ihm al8 Vermittler dienen können, abzüglid ciner Proviion von 5 
Prozent ver jährlichen Inkaſſi. Die fantonale Altersverficherungsanftalt zieht 
mindeitens alle drei Jahre eine technische Bilanz. Ergibt diejelbe einen Gewinn, 
jo wird die Hälfte einem Reſervefonds zur Konfolidierung der finanziellen 
Yage verwendet. Die andere Hälfte fällt einem Invaliditätsfonds zu, welcher 
dazu beftimmt ift, den vorzeitig invalid gewordenen Berficherten zu helfen. 
Ergibt die technische Bilanz ein Defizit, jo wird dasfelbe aus dem Referve- 
fonds gededt. ft diefer ungenügend, jo trägt das Defizit der Staat. 


Wohnungsfrage und Wohnungspolitik. 


Schweiz. Eine vom Großen Rate des Kantons Bajel-Stadt zur 
Ausarbeitung eines Wohnungsgejeges eingefegte Kommiſſion unterbreitet 
nunmehr die Ergebnifje ihrer Arbeit. Der bezügliche Geſetzesentwurf bezwedt 
in erfter Yinte die Förderung der öffentlihen Gefundheits- 
pflege duch Beauffichtigung und Verbefferung der Wohnnngen in Bezug 
auf ihre ſanitariſchen Berhältniffe. ES follen der Wohnungsaufficht, die von 
den Organen des Sanitätsdepartements ausgeübt wird, alle Gebäude und 
Gebäudeteile, melde zu dauerndem Aufenthalte für Menſchen als Wohn-, 
Schlaf: oder Arbeitsräume dienen, ſowie die dazu gehörenden Küchen, Abtritte, 
Zugänge, Dependenzen, Höfe, Öärten uſw. unterjtellt werden. Sänitlihe Wohn- 
räume jollen hinreichend Licht und Yuft direft aus dem Freien erhalten ; 
Ausnahmen werden nur für ſolche Näume geftattet, welche nicht als Arbeits: 
räume dienen. Die Fußböden follen in gutem und trodenem Zujtande fein 
und für Wohn: und Schlafräume über der Erdoberfläche liegen; mo der 
Gebrauhszmwed eine Heizung erfordert, jollen angemefjene Heizporrichtungen 
vorhanden jein, und zwar mit einem Klappenſyſtem, das den Abzug der 
Safe ermöglicht. Der Entwurf enthält ferner Beftimmungen gegen das Un: 
geztefer, indem er die Beamten berechtigt, Vorkehrungen zu defjen Vertreibung 
zu treffen. Anfammlungen von Abfällen, Unrat und dergleichen jollen in und 
bei den Häufern nicht geduldet werden. Schlafräume dürfen nur infoweit als 
joldye benügt werden, als auf jede darin fehlafende Perſon mindeitens 10 
Kubikmeter oder, wenn die gleihen Räume auch als Arbeitsftätten benügt 
werden, mindeltens 15 Kubikmeter Luftraum entfallen. Nur, wenn in bezug 
auf Yüftung, Beleuchtung und Neinlichfeit günftige Umpftände vorliegen, darf, 
im geforderten Kubifinhalt eine Ermäßigung eintreten. Die Benützung einer 
einzigen Küche durch zwei Familien fol nur ausnahmsweiſe geftattet werden. 
Immerhin tft bet Anwendung der Beftimmungen über die Schlafräume und 
Küchen auf die ländlichen BVerhältniffe befondere Rüdjicht zu nehmen. Ferner 
enthält der Entwurf Beſtimmungen über die finanzielle Beteiligung der öffent: 
lihen Verwaltung an der janitartschen Berbefierung von Wohnungen; es 


wird nämlich angeordnet, daß der Regierungsrat, Falls die Wohnbarmachung 
von bisher zu Wohnzmeden benüsten Räumen unmöglih oder mit ganz 
unverhältnismäßigen Kojten verbunden it, dem Hauseigentümer eine Ent» 
ſchädigung bemilligen darf, wenn derjelbe nachweift, daß er durch die Verfügung 
ohne jein Berjchulden eine erheblihe Einbupe am Ertrage feines Hauſes 
erleidet. Der Regierungsrat tjt ferner befugt, an die Reparatur: und Umbau: 
koſten Vorſchüſſe zu leiften, die jedoch hypothekariſch fichergeftellt werden müſſen. 
Wo zum BZwede einer Verbefferung der fanitartichen VBerhältniffe der Um— 
gebung die Bejettigung von Gebäuden oder Gebäudetetlen notwendig erjcheint, 
fteht dem Regierungsrat ein Erpropriationsrecht zu. 

— Der Negierungsrat des Kantons Zürich jchlägt dem Kantons— 
rate die folgende Aenderung der Artikel des Baugefeges, die fich auf die 
Dahmohnumgen und die Anzahl der zuläffigen Stodmwerfe beziehen, vor: 

8 69. Ein Privatgebäude darf über dem Erdgejchoffe nicht mehr als 
pier Stockwerke und ein ausgebautes Dachgeſchoß enthalten. Für die Benugung 
von Dachgeſchoſſen gilt 8 73. 

$ 73. Dahmohnungen oder einzelne Räume im Dachgeichoffe, die als 
Wohn, Schlaf: oder Arbeitsjtätten dienen, dürfen nur im erjten Dachraume 
und nicht über dem Sehlgebälf angebracht werden; fie müffen von feuer: 
fihern Wänden umgeben ſein und es jollen die weiter nötigen Vorkehrungen 
getroffen jein, um die Inſaſſen vor Feuersgefahr und Ihädlihen Witterungs: 
einflüffen zu Ichügen. Der Dadhraum über dem Stehlgebälf darf nur durch 
Yattenverjchläge abgeteilt werden. 


Arbeiterſchutz. 


Schweiz. Die Regierung des Kantons St. Gallen unterbreitet dem 
Großen Rate den Entwurf eines Lehrlingsgeſetzes. Das Geſetz findet 
Anwendung auf alle handwerksmäßigen Betriebe, die nicht unter dem Fabrik— 
geſetz ſtehen; ferner auf Handels- und andere nah faufmännicher Art be- 
triebene Geſchäfte, Geichäftsinhaber, welche infolge ftrafrechtlicher Verurteilung 
nicht im Befige der bürgerlichen Nechte und Ehren find, dürfen feine Lehr— 
linge halten. Yehrmeiitern, die nicht die nötige Garantie für genügende Berufs: 
lehre bieten oder ihre Pflichten vernadläffigen, kann das Recht, Lehrlinge zu 
halten, entzogen werden. Der jchriftlihe Yehrvertrag iſt obligatoriich. Diefer 
wie die Beitimmungen über Pflichten und Rechte der Lehrmeifter und Yehr: 
linge entiprechen jo ziemlich denjenigen anderer Gejege. Der Beſuch der beruf: 
lichen Fortbildungsichulen oder Fachkurſe, wo ſolche beitehen, iſt obligatoriſch. 
Die Arbeitszeit darf 60 Stunden wöchentlich und in der Regel 10 Stunden 
täglich nicht überfteigen, mit Einſchluß von vier möchentlihen Unterrichts- 
ftunden. Der Yehrling darf weder zu Sonntags- noch zu Nachtarbeit ver: 
wendet werden. Die Yehrlingsprüfungen find für alle Yehrlinge obli: 
gatoriih und umentgeltlih. Für die Tberauflicht über Vollzug des Gefeges 
wird dem zuftändigen Departement eine Kommifjion für das Handels 
und Gewerbeweſen beigegeben. Diejelbe zählt bis 14 Mitglieder und wird 


vom Regierungsrate nah Einholung unverbindliher Vorſchläge fantonaler 
Berufsverbände gewählt. Arbeitgeber und Arbeiter follen dann gleichmäßige 
Vertreter finden. 

England. Bor kurzem ift die Gewerkſchaftsvorlage (Trade Disputes 
Bill) in dritter Leſung endgültig vom Unterhauje des Parlaments angenommen 
worden. Im weſentlichen beftinmt das Geſetz folgendes: 

Während der Vorbereitung oder Fortjegung einer gewerblichen Streitigfeit 
fol es einer oder mehreren Perjonen, die in ihrem eigenen Namen oder im Namen 
einer Trade-Unton oder eines einzelnen Unternehmers oder einer Firma handeln, 
rechtlich geftattet fein, fich in oder neben einem Haufe oder Plage aufzuhalten, 
wo eine Perſon wohnt oder arbeitet oder ein Geſchäft betreibt oder fich zu— 
fällig befindet, vorausgejegt, daß fie damit den Zweck verfolgen, in friedlicher 
Weiſe Mitteilungen zu erhalten oder zu geben oder im friedlicher Weije 
irgend eine Perjon zu überreden, zu arbeiten oder nicht zu arbeiten. — Eine 
Handlung, die während der Vorbereitung oder Fortjegung einer gewerblichen 
Streitigkeit von einer Perſon ausgeführt wurde, kann nicht aus dem Grunde 
Hagbar fein, daß fie irgend eine andere Perjon veranlaßte, den Arbeits: 
vertrag zu brechen, oder daß fie in Handel und Verkehr oder in das Recht 
einer Perfon, über ihr Kapital und ihre Arbeit nah eigenem Gutdünten 
zu verfügen, ftörend eingriff. — Eine Klage gegen eine Trade-Union, die 
entweder aus Arbeitern oder aus Unternehmern befteht, oder eine Klage 
gegen Mitglieder, Beamte oder alle Mitglieder einer Trade-Union wegen 
einer fchädigenden und angeblic im Interefie einer Trade-Uuion ausgeführten 
Handlung joll von den Gerichten nicht berüdjichtigt werden. 

Bon befonderer Bedeutung iſt der legte Punkt, der nicht nur mit der 
folleftiven Berantwortlichkeit aufräumt, ſondern auch jeden Angriff auf die 
Kaſſen der Gewerkſchaſt von Seiten der gegnerischen Partei unmöglich macht. 

Stolien. Der 11. Internationale Kongreß für Sonntagsrube, 
der Ende Oktober in Mailand abgehalten wurde, hat folgende Befchlüffe betreffend 
die Sonntagsruhe gefaßt: 

In der Ueberzeugung, daß der wöchentlihe Ruhetag jowohl ein 
Bedürfnis als ein unbeftreitbares Recht der arbeitenden Klaſſe und zugleich 
ein wichtiger Faktor des bürgerlihen und wirtichaftlihen Fortichrittes ift, 
und in der Erkenntnis, daß nur Motive, welche fih aus den verfchiedenen 
fapitaliftifchen Intereſſen ableiten, bisher die praftiihe Gewährung des Ruhe: 
tage8 verhindert haben, drüdt der Kongreg den Wunſch aus, daß diejenigen 
Staaten, welche bisher diefe Wohltat noch nicht anf gefeglichem Wege gewährleiſtet 
haben, in ihrer Gejeggebung das Recht auf einen wöchentlichen Ruhetag (am 
Sonntag) von 36 Stunden (ununterbrochen) einführen. Ausnahmen hievon 
find geftattet in Fällen, welche durch gewifje Arbeitsfategorien augenjcheinlich 
bedingt werden, für welche jedoch der Ruhetag, jo viel mal als irgend möglich 
auf den Sonntag fallen fol. Den Berufsorganifationen foll die Kompetenz 
eingeräumt werden, die Handhabung des Gejeges zu Fontrollieren. 





Misrellen. 


Ergebniſſe des Preisausfchreibens der Internationalen Bereinigung für den 
gefebligen Arbeiterſchuß zur Bekämpfung der Bleigefahr. 


Wie das internationale Arbeitsamt in Baſel mitteilt find 63 Arbeiten 
eingegangen. Von diefen find 36 Arbeiten preisgefrönt oder zum Ankauf 
empfohlen oder belobt worden. Die Preisfragen betrafen: 

1. die Befeitigung der Bleigefahren bei der Förderung und Auf: 
bereitung von Bleierzen und bleihaltigen Erzen; 

2. die Befeitigung der Bleigefahren in Bleihütten; 

3. die Bejeitigung der Bleigefahren bei der chemischen Verwendung 
von Blei in Bleifarbenmwerfen, Affumulatorenfabrifen und dergleichen ; 

4. Die Bermeidung der Bleigefahr im Gewerbe der Anſtreicher, 
Maler und Ladierer und dergleichen; 

5. die Bejeitigung der Bleigefahr in Gemwerben, in denen Blei und 
Bleifabrifate in großem Maße zum Verbrauch gelangen, wie in Schrift: 
gießereien und Buchdruckereien. fl 

Zn dem erften Punkte jind zwei Arbeiten eingegangen, von denen 
die Arbeit des Profeflors Dr. Th. Sommerfeld-Berlin "zum Ankauf em: 
pjohlen wird. Ein Preis ift bei diejer Frage nicht zuerkannt. 

Für die zweite Frage iſt der Preis von 10,000 ME. zu gleichen 
Teilen zwei Arbeiten zuerfannt. Diefe find vom Ingenieur Richard Müllır 
in Ems a. d. Yahn und vom Inspecteur Divisionaire du Travail (Bezirks— 
arbeitsinfpeftor) P. Boulin verfertigt. Ferner ıft eine Arbeit des Profeſſors 
Dr. Th. Sommerfeld : Berlin und eine des Sanitätsrates Dr. Joſef 
Ramboufef in Trieit zum Ankauf vorgefchlagen. Drei Arbeiten (eine von 
Dr. Imre Toth, Diftriftsphhnfitus im Selmeebanya in Ungarn, ferner eine 
gemeinfame Arbeit des Oberbergrate® Dr. Richard Canaval in Klagenfurt 
und des Privatdozenten Dr. Ignaz Kaup, Bezirksarzt in Wien. und eine 
Schrift des Oberkommiſſärs im öfterreichifchen Handelsminiſterium Georg 
Pirc) werden als folche bezeichnet, die bemerkenswerte Materialien und An: 
regungen enthalten. 

Von den zwölf zum dritten Punkt eingelaufenen Arbeiten hat feine 
den Preis erhalten. E3 find aber zum Anfauf Schriften des Dr. P. Ep in 
Köln:Deug, ſowie des Dr. Caſimiro Guidelli in Yaveno am Yaggo Magiore 
zum Anfauf vorgejchlagen. Als Bearbeitungen, die bemerkenswerte Anregungen 
und Materalien zu diefer Preisfrage enthalten, bezeichnen die Preisrichter 
ſechs Arbeiten: von Siegfried Schenf-Wien, Profeſſor Dr. Th. Sommerfeld: 
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Berlin, Kenneth-Weldon Goadly-Londoun, Dr. Theodor Ogg-Fyvie (Schottland), 
Dr. oje Ubeda y Gorreal:Madrid, von einem ungenannt fein wollenden in 
der Schweiz anfäßigen Arbeiter ſowie von Willtam Helze-Jeanettien (Benn- 
ſylvanen). 

Von den zum vierten Punkt eingelaufenen Arbeiten ſind zwei Arbeiten 
mit je 750 ME. preisgekrönt worden: eine von Profeſſor Dr. Th. Sommer: 
feld-Berlin und eine vom öfterreichiichen Gewerbeinfpeftor Karl Haud 
in Tetichen verfaßte. Zum Ankauf ift eine Arbeit des Wiener Yad: 
fabrikanten Louis Edgar Andes und eine des Berliner Richard Halfter 
bei dieſem Punkte vorgejchlagen. Arbeiten von Rudolf Otte-Mülheim a. Rh., 
Willi Bufh-Altenheim (Schleswieg-Holftein), Wilhelm Gesler-Kalbe a. d. Saale, 
Chas. E. Koop-St. Louis, John Doig, Hausmaler in Stirlingshere (Schott= 
land), jowie des Charles H. Clakee in South Norwalf werden von den Preis» 
richtern als ſolche bezeichnet, die bemerkenswerte Materialien und Anreg— 
ungen enthalten. 

Von den 12 zur fünften Preisfrage eingereichten Arbeiten find drei 
preisgefrönt: eine von Adre Dücrot-Paris mit 1000 Mk., eine andere von 
Profefjor Dr. Th. Sommerfeld «Berlin und eine dritte von dem Bau— 
meifter Schulz in Kiel mit je 750 ME. Drei Schriften (Berfaffer: Schrift= 
jeger Heinrich Nigel » Wiesbaden, Willtam J. Manning » Wafhington und 
Ingenieur Lebraffeur in Gemeinſchaft mit Paul Nazous, beide in Paris) 
find zum Anfauf vorgeſchlagen. Die Preisrichter bezeichnen ferner drei Arbeiten 
als folche, die bemerkenswerte Materalien und Anregungen enthalten. Die 
Berfaffer diefer drei Arbeiten find: Buchdruder Otto Zunfe:Berlin, Karl 
Girkowsti-Wien uud Obermajchinenmeifter Wilhelm Ehlert:Berlin. 

Das Fnternationale Arbeitsamt will mit den Verfaflern der zum Anfauf 
empfohlenen und der lobend erwähnten Arbeiten Verhandlungen einleiten, 
um die Beröffentlihung der Arbeiten herbeizuführen. Die Internationale 
Vereinigung hofft bald die Ergebnifje diefer Arbeiten der öffentlihen Dis— 
Enjfion zugänglich” machen zu fünnen. 
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Statiftifche Uotizen. 


Der Einfluß der Zungentuberkulofe anf die Abfterbe- 
ordnung der Schweiserifchen Bevölkerung, 1881 4888. 


Einer unter diefem Titel von H. Steiner-Stooß, Bern, in der 
Zeitſchrift für ſchweiz. Statiftif (42. Jahrgang) veröffentlichten ſehr inftruf: 
tiven Abhandlung entnehmen wir folgende Angaben : 

Die Yungentuberfuloje ift nicht nur die verbreitetite Krankheit der Gegen: 
wart, fondern auch diejenige Todesurjadhe, die am meiften Opfer fordert 
und am regelmäßigften auftritt. Volle 10°/ jämtlicher Sterbefälle find in 
der Schweiz Jahr für Jahr der Schwindjuht zuzuschreiben. Die Gleihmäßigfeit 
der Phthifismortalität ift, wie Reibmayer hervorhebt, jo frappant, daß man 
die Zahl diefer Todesfälle für Zeitftreden, ‚die nicht zu fehr auseinander- 
liegen, mit faft mathematischer Genauigkeit zum Voraus berechnen fünnte. 
Die Gejegmäßigfeit erjtredt ſich ſogar wie nachftehende Tabelle zeigt auf 
das Geſchlecht und das Alter. 

Die Zahl der Sterbefälle infolge Lungenſchwindſucht in der Schweiz 
von 1881 bis 1888 beträgt im jährlichen Durdichnitt 6,065 oder 2,1 °,oo. 
Bon diefen kommen 3108 auf das männlihe und 2957 auf das weibliche 
Geſchlecht Das Maximum der Schwindjuchtsmortalität liegt beim männlichen 
Sefchleht zwifchen dem 30. und 40., beim weiblichen Geſchlecht zwischen 
dem 20. und 30. Lebensjahr. Das Marimum für das weibliche Geſchlecht 
im dritten Pebensjahrzehnt ift aber weit jchärfer ausgeiprodhen als für das 
männliche Geſchlecht im vierten Yebensjahrzehnt, wie folgende Zahlen dartun: 

Im achtjährigen Durchſchnitt entfallen von den 3108 Schwindfudts- 
Todesfällen des männlichen Geſchlechtes auf die Altersklaſſe von 30 
bis 39 Jahren 673— 21,5 °/0, von 20 bi8 29 Jahren 668 — 21,5 °o, 
von 40 bis 49 Jahren 596 —- 19,2 °/0, und von 50 bis 59 Jahren 442— 
14,2°,,. Die Quote für das Alter von 30 bis 39 Jahren ift alfo nur 
um die Hälfte. größer als für die Altersflafle von 50 bis 59 Jahren. 
Den Durchſchnitt pro Jahrzehnt beträgt für diefe vier Altersklaſſen 
595 —19,1°/o, aljo jo ziemlich gleich dem Durchjchnitt für das fünfte 
Lebensjahrzehnt. 

Beim weiblichen Geſchlecht ergaben ſich weſentlich andere Berhält— 
niszahlen. Bon den durchſchnittlichen 2957 Schwindſuchts-Todesfällen des: 
jelben entfallen auf die Altersflajje von 20 bis 29 Jahren nicht weniger 
al8 769 — 25,3 °/0, das ıft über ein Viertel aller Fälle, von 30 bis 
25 Fahren 592 -— 20/0, alfo genau ein Fünftel, von 40 bis 49 Jahren 
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421 ——14,2°/o (wie beim männlichen Geichleht von 50 bis 59 Jahren!), 
und für da8 Jahrfünft von 15 biß 19 Jahren 326 Fälle— 11,0%. 
Der Durchſchnitt pro Jahrzehnt beträgt für dieje vier Altersklaſſen (die 
hier blos 3!/e, nit 4 Jahrzehnte umfaſſen) 602 — 20,4 °/o. 

Beizufügen ift, daß den 326 Schwindfuchtsfällen des weiblichen Ge— 
ichlehtes im vierten Jahrfünft des Lebens beim männlichen Geichlecht 
nur 174 Fälle gegenüberftehen, umgelehrt aber den 442 Fällen beim männ- 
lichen Geichleht im fehsten Lebensjahrzehnt nur 287 Fälle beim meib- 
(then Gejchleht der gleichen Altersklaffe. 

Im allgemeinen maht fih, vom Kindesalter abgejehen, der Ein: 
fluß der Lungentuberknloſe auf die mittlere Yebensdauer beim männlichen 
Gefchlecht mejentlich ftärfer bemerkbar als beim weiblichen. 

„Die volle mittlere Lebensdauer eines Neugeborenen wird 
duch die Phtifis-Mortalität beim männlihen Gefchleht vou 46 auf 43, 
beim weiblichen Gejchleht von 49 auf 46 Jahre herabgedrüdt, aljo um 
drei Jahre verfürzt. Wie fehr dies den Volkswohlſtand beeinträchtigt, 
ift einleuchtend. Die enorme Bedeutung des Kampfes gegen die Yungen- 
tuberfuloje tritt noch fehärfer hervor, wenn man bedenkt, daß der Berlauf 
der Krankheit meift ein ſehr langjamer ift und daß die Seude in jenen 
Schichten der Bevölkerung am meisten Opfer fordert, deren weſentlichſtes 
Befigtum die Arbeit3fraft, darftellt. Die Lungenſchwindſucht iſt eine 
Krankheit, die auf joziale, wirtjhaftlihe und beruflihe Urfaden 
zurüdzuführen nnd deren Verbreitung mit der Entwidlung der modernen 
Induftrie und der damit verbundenen Bevölkerungskonzentration 
eng verbunden ijt. Ein fpezififhes Heilmitel gegen die Seuche ift biß heute 
nicht befannt; der Kampf gegen die Tuberlulofe wird daher um fo mehr 
Erfolg haben, je mehr er darauf abzielt, die Yebenslage der breiten 
Mafjen der Bevölkerung, ihre Ernährungsmweife, ihre Wohn: und 
Arbeitöftätten zu verbejjern.“ 








Euberknlofebekämpfung und Kranken- 
verſicherung. 


Ein Beitrag zur Löſung der Krankenverſicherungsfrage 
von Dr. med. Mar Bollag, Lieſtal. 


Trogdem am 20. Mai 1900 das fchmeizerifche Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetz mit 342,114 Nein gegen 148,022 Ja vom Schweizervolfe 
abgelehnt worden ift, haben die intereffierten Kreife nicht lange gerubt, 
um für die baldige Ausführung des Art. 349% der Bundesverfafjung 
neue, vielleicht bejfere Wege zu bahnen. Der Art. 34° der Bundes- 
verfafjung ift vor nunmehr 16 Jahren, am 21. November 1890 mit 
283,228 Ja gegen 92,200 Nein angenommen worden. Ich erlaube 
mir, feinen Wortlaut pro memoria hier wiederzugeben: „Der Bund 
wird auf dem Wege der Gefeßgebung die Kranken» und IUnfallver- 
fiherung einrichten unter Berüdfihtigung der beftehenden Kranken⸗ 
kaſſen. Er fann den Beitritt allgemein oder für einzelne Bevöllerungs- 
Hafen obligatorifch erflären.“ 

Ale Wünfche und Borfchläge zur Ausgeftaltung eines Geſetzes 
müffen auf feinen Wortlaut Rüdfit nehmen und auch wir müffen 
bei einer Beiprechung der Stellung der Tuberfulofebefämpfung in 
einem künftigen Stranlenverficherungsgejeb diefem Bundesartikel 
Rechnung tragen. 

Die Weltbewegung zur Befämpfung der Tuberkulofe ift neueren 
Datums und erft recht im lebten Jahrzehnt in Fluß gelommen und 
bei der erſten Ausarbeitung des fchmweiz. Krankenverficherungsgefeßes 
fonnte noch feine Tuberkulofevereinigung ihren Rat geben oder Vor⸗ 
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ſchläge zur Berüdfichtigung einreichen. Sicher ift aber, daß die durch 
die Tuberkuloſe erzeugte volkswirtſchaftliche Schädigung fchon bei der 
Schaffung jenes Bundesartilels beftanden bat, und daß unfer Bolf 
duch Ausführung des Krankenverficherungsartifel® gerade in dieſer 
Beziehung eine Befjerung der beftehenden Berhältniffe erwartete. 
Sicher betrachtete das Volk, wie auch der Yüricher Ratjchreiber Stüßi 
unter dem Eindrud der Verwerfung des Geſetzes fchrieb, die Kranken— 
verfiherung als eine foziale Aufgabe und wollte fie in den Dienft 
der öffentlichen Gejundheitspflege, zu deren Förderung fie beitragen 
follte, ftellen und das Volk verwarf das Geſetz nicht zum mindeften 
auch deshalb, weil dasjelbe viele Bevölkerungskreiſe, die feiner bedurft 
hätten, nicht mitumfaßte. Sicher ift, daß allen Vereinigungen und 
Kommilfionen, die ſeit 1890 und wieder feit 1900 in Rede und 
Gegenrede berieten, allen Delegiertenverfammlungen und „Tagen“, 
die Rejolutionen faßten und Petitionen maßgebenden Ortes einreichten 
der fozialhygienifche nnd prophylaktiſche Wert der künftigen Ver— 
fiherung vorſchwebte, wenn derjelbe au in allen ihren Beſchlüſſen 
leider viel zu wenig zum Ausdrud fommt. 


Das künftige Gejeg muß — das darf hier ſchon vorausgeſchickt 
werden — der Sozialhygiene und der Bropbylare in weitgehenditem 
Maße Rechnung tragen und fpeziell die Erfahrungen verwerten, die 
die neue Tuberfulojebewegung gefammelt hat. Bon diefem fozial- 
bygienifchen und prophylaktifchen Gefichtspunft betrachte ich auch die 
mir geftellte Aufgabe: Die Beiprechung der Stellung der Tuberkuloſe— 
befämpfung im künftigen Krankenverſicherungsgeſetz. 


Unter Sranfenverficherung, fei es ftaatliche oder private, verſteht 
man im allgemeinen eine Einrichtung, welche einem Berficherten 
unentgeltlich die Gewährung ärztlider Hilfe und Arznei zugefichert. 
Unter derfelben Bezeichnung befteht aber auch eine zweite Kranken— 
verficherungsart, die einem erfrankten und infolge der Krankheit arbeits- 
unfähigen Berficherten nicht ärztliche Hilfe, fondern ein jogenanntes 
Krankengeld zugefichert. Diefe beiden Arten der Berficherung: 1. Kranken⸗ 
pflegeverficherung, 2. Kranfengeldverficherung — beitehen in der Schweiz 
in den verfchiedeniten Modifilationen; modifiziert nach) der Dauer 
der Gewährung der unentgeltlichen ärztlichen Behandlung, nad) der 
Höhe des Krankengeldes, nach der Dauer der Ausweiſung des Kranken⸗ 
geldes, nach der Gewährung der Entſchädigung für Spitalaufenthalt, 
Sanatoriumsaufenthalt, Spezialturen uſw. 
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Dan darf wohl mit Beitimmtheit behaupten, daß beide Haupt- 
verficherungsarten im Hinblid auf die langfriftigen Krankheiten 
geihaffen worden find und daß auch bei der Ausarbeitung des 
Strankenverficherungsgefeßes gerade auf diefe langfriftigen Krankheiten 
aus naheliegenden Gründen fpeziell Rüdficht zu nehmen ift. 


Unter den langfriftigen Krankheiten, die lange dauernde ärzts 
liche Hilfe erfordern und lange Arbeitsumfähigkeit zur Folge haben, 
ſteht die Tuberfulofe obenan. Diefe langfriftige Krankheit hat aber 
zudem noch den bedauerlichen Borzug, daß fie ſehr häufig vorlommt, 
befonders häufig in den Streifen, für die eine ftaatliche Kranken— 
verficherung geichaffen werben joll. 


Wenn jchon fein berechtigter Zweifel in diefe zwei erwähnten 
Annahmen: 1. häufiges Vorkommen der Tuberfulofe, 2. lange Dauer 
diefer Krankheit geſetzt werden kann, fo wäre doch ein zahlenmäßiger 
Nachweis wünſchenswert. Hätten wir in der Schweiz oder in ein- 
zelnen Kantonen eine alle Volkskreiſe umfaſſende Morbiditätsftatiftif 
oder würde eine ſolche in den beftehenden Krankenkaſſen in verwerts 
baver Form geführt, fo wäre e8 leicht, an unanfechtbaren Zahlen 
zu jagen, wie oft wegen Tuberkuloſe ärztlide Hilfe in Anſpruch 
genommen werden muß, welche Altersflaffen und welche Berufe 
die Tuberkuloſe heimfucht, wie lange fie die Erkrankteu arbeitsunfähig 
macht, vielleicht auch, welche Familiennotlage fie erzeugt und mie 
ihre Ausbreitung zuftande fommt. Da wir eine ſolche Morbiditäts- 
ftatiftit nur in beſchränktem Maße und gar nirgends in präzifer Form 
befigen, jo müffen mir die fchmeizerifche Mortalitätsftatiftil zu Rate 
ziehen und da8 geringe Material der Krankenſtatiſtik einiger Kranken 
kaſſen und ‚die Aufzeichnungen in Spitälern und Sanatorien und 
die Erfahrungen und Beobadhtungen im ärztlichen Berufe verwerten. 


I. Säufigkeit des Vorkommens der Tuberkuloſe. 


Nach ‘der Angabe von Henri Carrière in der für den inter- 
nationalen Zuberfulofelongreß in Baris verfaßten YIrbeit „La Tuber- 
culose et l’armement antitubereuleux en Suisse“ zählte man in der 
Schmweiz in den Jahren 1901 bis 1903 27,268 d.i. pro Jahr 9090 
Todesfälle infolge Tuberkulofe; diefe Todesfälle verteilen fich folgen- 
dermaßen auf die drei Jahre: 


Bevölkerung Todesfälle infolge auf 10,000 & Todesfälle infolge auf 10,000 E, 


Lungentuberluloſe and, Tuberkuloſeerkr. 
1901 3,328,842 6452 19,4 2642 1,9 
1902 3,357,907 6488 19,3 2543 7,6 
1903 3,391,645 6519 19,1 2624 Lt 


In welchen Altersjahren die infolge Tuberkuloſe Dahingerafften 


in den Jahren 1901 biß 1903 geftanden haben, jagt folgende Tabelle: 
Altersflaffe Von 1000 Tödesfällen find auf andere TZuberfulojeerfranfungen 


auf Yungentuberkulofe zurüdzuführen 
aurüdzuführen 

weniger als 1 Jahr 8,6 21,9 
1— 4 39,7 135,1 
5—14 123,0 232,7 
15—19 414,2 153,8 
20-29 471,4 91,3 
30—39 360,7 ‚56,6 
40—49 230,7 38,8 
50—59 129,3 29,5 
60— 69 66,4 19,4 
70—79 22,3 11,5 
mehr als 79 Jahre 4,5 4,8 


Diefe Tabelle ijt für unjere Betrachtung aus dem Grunde 
bemerkenswert, weil wir jehen, daß auf die Zuberfulofe ftarf 
über die Hälfte ſämtlicher Todesfälle der Altersklaſſe 
15—30 zurückzuführen ift und weil wir ung gleichzeitig ver» 
gegenwärtigen müſſen, daß dieſe Geftorbenen nicht einer akuten 
unbeilbaren, fondern eben einer langfriftigen beilbaren 
Krankheit erlegen find, der eine lange dauernde Invali— 
dität voranging. 

Ueber die Zahl der Zuberfulojetodesfälle erhalten wir aus 
unferen offiziellen Statiftifen genauen Aufſchluß. Wäre es nun nicht 
möglich, aus diefen Angaben einen Schluß auf die Zahl der lebenden 
Zuberfulöfen zu ziehen? — Wir können eine folche Berechnung aus— 
führen und erhalten, wenn wir nach Eornet annehmen, daß die durch» 
fchnittlihde Dauer der Krankheit bei Erwachſenen drei Jahre, im 
frühen Sindesalter ein Jahr und vom 16.—20. Jahre zwei biß drei 
Jahre jei, die Zahl von 23,724 lebenden Zuberfulöfen (berechnet auf 
den Jahresdurchſchnitt der Jahre 1901 bis 1903). 

Wir dürfen wohl ohne Zweifel annehmen, daß die nach der 
Cornetſchen Formel gefundene Zahl von 23,724 tuberkulöfen Berfonen 
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in der Schweiz nicht ganz der Wirklichkeit entfpricht. Die Zahl der 
an der Zuberfulofe leidenden Berfonen dürfte erheblich größer fein. 
Wir wollen zum Bemweife diefer Annahme nicht in den Fehler ver- 
fallen auf Grund der Nägelifchen Seltionsberichte eine Morbidität 
von Über 90°/o der lebenden Erwachſenen fonftruieren zu wollen. 
Sind doch unter den bei den Seltionen gefundenen tuberfulöfen Ver— 
änderungen viele ihren Trägern gar nicht zum Bemwußtfein gelommen 
und geben andere neuere Seltionsberichte kleinere Prozentzahlen an 
(Francis Harbig fand bei 275 Sinderobduftionen 42,5% Tuberkuloſe, 
bei 558 Erwachſenen⸗Sektionen 69,2°%/0, Biltor Scheel fand bei 2022 
Sezierten al8 Todesurfache Tuberkuloje bei 487 —=24°/, e8 waren 
tuberfulöfe Brozefje vorhanden bei 1092 —54,2°/). Aber e8 muß 
auf Grund von Sefktionsbefunden doch betont werden, daß eben bei 
vielen Berftorbenen, deren Todesurſache nicht Tuberkulofe war, teils 
floride Tuberkuloſeprozeſſe, teils ausgeheilte Tuberkulofeherde vors 
handen waren, die doch einmal im Leben als Krankheitsfälle zum 
Ausdrud famen und die bei der obigen Statiftif nach der Cornetſchen 
Formel nicht berüdfichtigt find. _ 

Es muß ferner erwähnt werden, daß die Krankheitsdauer bei 
Zuberfulofe wohl durchſchnittlich größer ift als drei Jahre, befonders 
feitdem die Heilftättenbehandlung allgemein eingeführt ift. Weilen 
uns doch die Heilftättenftatiftilen nach, daß eine große Zahl der 
Bebandelten noch nad fünf Jahren Iebt. Bon den im Basler Sana 
torium behandelten Tuberfulöfen waren nach fünf Jahren erft 43,1 °/o 
geitorben (Carriöre). 

Nah Walther (Ueber die Dauererfolge.. bei Sanatorium« 
behandlung und den Wert von Bolfsheilftätten) waren nach fünf Jahren 
von 1000 Beobadteten de8 I. Stadiums erjt 22 geftorben 

„ 1000 5 — ° 2 „ 342 er 

„ 1000 A 238; ö „ 863 > 
MWenn man dazu noch bedenkt, daß die in den Sanatorien Beobadh- 
teten oft fchon vor ihrem Eintritt in® Sanatorium Monate und biß- 
meilen 1 bis 2 Jahre krank geweſen find, fo wird man die durd)- 
fchnittliche Krankheitsdauer beſonders der in den Sanatorien Beob- 
achteten viel höher als drei Jahre annehmen. Kayferling ſchätzt die 
Dauer der Tuberkuloſe in feiner für den Barifer Kongreß aufgeftellten 
Statiftit auf acht biß zehn Jahre. Wenn man dazu berüdfichtigt, daß 
allein die Zahl der in den Bollsfanatorien der Schweiz Behandelten 
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feine kleine ift (fie betrug im Jahre 1904 jchon 2148 in den Bolfs- 
fanatorien von Heiligenſchwendi, Leyfin, Davos, Wald, Braunmwald, 
Malvillier® und Clairmont) jo wird man die obige Formel nach 
Cornet abändern und die Zahl der tuberfulöfen Lebenden viel höher 
einfchägen müſſen. 

Auch Carrière konnte auf Grund einer VBergleichung der Tuber- 
fulofetodesfälle der verfchiedenen Altersllaffen in zwei auseinander 
liegenden Zeiten (vgl. folgender Tabelle): 

Auf 10,000 Lebende ftarben an Bungentuberfulofe im Jahres 
durchſchnitt: 


Altersklaſſe 1888-1892 1901-—1903 

5—14 Jahre 5,13 3,7 
15—19 pi 21,23 17,9 
20-29 , 32,89 28,0 
30-39 „ 35,25 27,8 
40—49 , 38,08 26,5 
50—59 „ 29,51 271,3 
60—69 „ 28,72 31,0 
70—79 e 19,76 23,0 
mehr os 9 „ 7,40 10,0 


feftitellen, que l’on meurt plus tard de tuberculose aujourd’hui que 
l’on ne mourrait il y a 15 ans, ou, en d’autres termes, que la 
moyenne de vie des tuberculeux a augmente. — Ich ſelbſt möchte 
aus diefen Zahlreihen gleichzeitig ablefen, daß heute verhältnismäßig 
mehr Tuberkulöſe leben als vor 15 Jahren. 

Zu anderen Zahlen als Cornet fommt aud Mar Burckhardt 
in feiner eralten lofalen Studie: Die Verbreitung der Tuberkulofe 
in der Stadt Bafel mit befonderer Berüdfichtigung der Wohnungs- 
verhältniffe. (Zeitſchrift für fchmeiz. Statiftil 1906, Lief. II). Burd- 
hardt findet nach der Eornetfchen Berechnung 750 Kranke in Bafel 
im Jahresdurchſchnitt 1898 bis 1903 und doch ftanden allein von 
20,000 poliklinitberechtigten Einwohnern Baſels im Jahre 1900 
841 in Behandlung wegen Tuberkulofe. Die poliklinifche Bevölkerung 
madt aber nur zirka '/s der gefamten Bafeld aus. Nun ift gewiß 
bei jener die Tuberkuloſe viel ftärfer verbreitet als bei den beſſer 
Situierten. Nehmen wir deshalb an, jagt Burdhardt, daß im Jahre 
1900 in der Stadt nur zirka dreimal fo viel Tuberkulöſe in Behand- 
lung waren, als in der Poliklinik (nicht fünfmal, wie dem Berhält- 
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niffe der Bevölkerung entiprechen würde) jo bekämen wir doch als 
Zahl der lebenden Tuberkulöfen im Jahre 1900 2500. Alfo mehr 
als da8 dreifache der nach der Eornetichen Berechnung gefundenen 
Zahl. Die für Bafel gefundene Zahl darf nicht ohne weiteres auf 
die Gefamtjchweiz übertragen werden. Doch wenn wir berüdfichtigen, 
dak nad der Berechnung von Schmid! auf 10,000 Einwohner an 
Lungentuberkuloſe fterben 

in den Bezirken mit 20°/, landmwirtfchaftlicher Bevölkerung 22,71 


e PA „ 20—40°o ” ” 20,93 
* 40-60 /o 20,32 
, 60--80% 18,63 
. J „ mehr als 80 °/o 5 Pr 13,36 
und daß das Jahresmittel in der Schweiz 19,40 
und in Bafel-Stadt (nach Carrière) 19,60 


beträgt, fo werden wir die nach der Eornetichen Formel für die 
Schweiz gefundene Zahl doch wenigſtens verdreifachen und auf Grund 
diefer und der oben genannten Erwägungen annehmen dürfen, 
daß in der Schweiz zirka 80,000 Tuberfulöfe leben, die 
ärztlider Behandlung bedürfen. Eine ſolche Zahl von 
Franken darf ſchon Anſpruch auf befondere Berüdfichtigung im 
Srankenverficherungsgejeß machen. 

Nachdem wir die ungefähre Zahl der ärztlich behandelten Tuber⸗ 
fulöfen der Schweiz berechnet haben, möchte ich gerne auf Grund 
von Krankenzählungen unter Krankenkaſſenmitgliedern den Prozent⸗ 
fat der Tuberkulöſen nachprüfen. — Leider ift daß nicht möglich. — 
Sehr, ſehr wenig Krankenkaſſen führen eine Morbiditätsftatiftif und 
von denjenigen, die eine folde Statiftit führen, reihen jehr, jehr 
wenige die Tuberfulofe feparat ein. 

Die Krankheitenftatiftitdes Zentralverbandeß der 
Kranlenunterftüßungsvereine der ſchweiz. Stiderei- 
Induſt rie, die fonft gut und ausführlich veröffentlicht ift, ift für unfere 
Bmwede nicht verwertbar, weil fie die Tuberkuloſe nicht ſeparat aufführt. 

Nah den Zufammenftellungen von Haemifh:? Die Krank— 
beitsftatiftil der Baugemwerbeflaffe des Bezirles Zürich 
von 1894 bis 1902 wurden 265 tuberkulöfe Erkrankungen gezählt 
— 1,6°/ aller Erkrankungen überhaupt. Jhre Frequenz, jagt Haemifch, 
ift feine große, was wohl davon Herrührt, daß bei der Borunters 
! Dr. 5. Schmid: Die Verbreitung der Tuberfuloje in der Schweiz. Berliner 
Stongreßbericht 1399. ? Yeitichrift für ſchweiz. Statiftit 1905, I. 
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ſuchung alle auf Tuberfulofe fuspelten Arbeiter ausgejchieden wurden. 
Der Umftand, daß die große Zahl der Hajjenmitglieder nur in der 
befjeren Jahreszeit, alfo relativ kurze Zeit in Zürich ſich aufhalten, 
trägt ebenfals dazu bei, daß die Tuberkulofe nicht häufiger zur Bes 
obachtung kommt. Es wurden bei einer durchjchnittlicden Mitglieder- 
zahl von 5728 in den Jahren 1895 big 1902 2471 Arbeiter, die 
fih zur Aufnahme in die Krankenkaſſe meldeten, wegen ſchon bei 
der Borunterfuchung beftehender Leiden abgemiefen, darunter 


26 wegen Tuberkuloſe 

115 „ chroniſchem Bungenfatarrh 
238 „ akutem Bungenlatarrh 
595  „ Fieber 


MWiediefe Kaffe laſſen die meiften ſchweizeriſchen Kran— 
kenkaſſen Berjonen,die fi zur Aufnahme melden, ärzt— 
lih unterfuden und maden vom Arztbefund die Auf- 
nahme abhängig. 

Die bernifhe fantonale Krankenkaſſe, wohl eine 
der größten und beitens organifierten Krankenkaſſen der Schmeiz, 
führt wohl keine detaillierte Krankheitsstatiftil, doch wir erhalten durch 
eine auf Grundlage ihrer Aufzeichnungen aus dem Jahre 1896 von 
Dr. S. Schwab, dem damaligen Präfidenten des Zentralfomitees 
gemachte Zufammenftellung einen intereffanten Einblid in das Ver- 
bältnis der Schwindfucht zu anderen Krankheiten und die finanziellen 
Folgen, welche diefe Krankheit für die Kaffe herbeiführte. (Korre— 
fpondenzblatt der Srankenkajje für den Kanton Bern 1897, Nr. 11). 

Bei einer Gefamtzahl der Franken von 2229 (Mitgliederzahl 
zirka 10,000) betrug diejenige der Schwindfücdhtigen 89 — zirka 4 °/o. 

Bei einer Gejamtzahl der Krankheitstage von 73,485 betrugen 
die Zahl der Unterftügungstage bei Tuberfulöjen 7456 — zirka 10°/o. 
Die 2229 kranken Mitglieder bezogen an Stranfengeldern durch— 
Ichnittlih Fr. 34.08, die 2140 Nicht-Schwindſüchtigen erhielten an 
Krankengeldern durchſchnittlich Fr. 30. 85, die 89 tuberkulös Erkrankten 
bezogen im ganzen Fr. 7180.50 durchſchnittlich Fr. 80.—. Bei 
einer Gejamtzahl der Sterbefälle von 105 betrug diejenige der Schwind- 
füdtigen 22 zirka 20°). 

Daß die Schwindfüchtigen, fchreibt Schwab, den Krankenkaſſen 
verhältnismäßig ſchwere Opfer auferlegen ift durch den eben ange- 
gebenen Durchſchnitt von Fr. 80 gegenüber Fr. 30 bei Nichttuber- 
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tulöfen erbracht worden. Die Tuberkuloſe ift eben eine chronifche, 
lang andauernde Krankheit, die bald die Arbeitsfähigkeit zuerſt teil- 
mweife, dann vollftändig bedingt und Inftitute wie die fantonale 
Krankenkaſſe, die während Jahren und nicht etwa wie andere nur 
während meniger Monate ihre Mitglieder unterftügt, in hohem 
Maße belaftet. 

Ueber die anderen nachfolgenden Jahre Tiegen bezüglich der 
Zuberfulofe Leine Angaben von Seiten der bern. Kantons⸗Kranken⸗ 
fajle vor. 

Wo wir alfo ausnahmsmeife einen Einblid in die Berhältniffe 
erhalten, fehen wir, daß die Tuberfulofe in den Krankenkaſſen ſchwere 
Dpfer fordert. Wir erfahren auch, daß durch eine rigoroje Unter— 
fuhung der fi zum Eintritt anmeldenden Berfonen alle mit Tuber⸗ 
fulofe bebafteten nicht als Mitglieder aufgenommen werden. Wir 
dürfen deshalb hier jchon zwei unferer Forderungen an die künftige 
Krankenverficherung formulieren. 

1. Forderung: Die Krankenverſicherung muß den 
Krankenkaſſen eine genaue Führung einer Kranken— 
ftatiftit und Krankheitenſtatiſtik vorfchreiben. 

Eine ſolche Statiftil liegt vor allem im Intereſſe der Kranken 
kaſſen, denn nad der Krankenſtatiſtik wird, wie wir fpäter jehen 
werden, zum Zeil die jtaatliche Subvention abgemefjen werden müffen 
und nicht nad) der Kopfzahl der Bevölkerung. 

Die Tuberkuloje wird in den verfchiedenen Kaſſen je nach der 
Rekrutierung ihrer Mitglieder aus verjchiedenen Berufsarten oder 
aus einem Beruf, je nach der Dertlichkeit (vgl. Tuberkulofemortalität 
geordnet nach Bezirken mit mehr oder weniger Bandwirtfchaftsbe- 
völferung von Schmid) und je nad) der Einbeziehung von kindlichen 
Familienmitgliedern eine größere oder kleinere Büdgetbelaftung erzeugen. 
Die Tuberkulöſen beziehen verhältnismäßig am meiften Krankengelder. 

Die Führung einer Srankenlifte bietet feine Schwierigfeit, 
da ja der behandelnde Arzt auf den Krankenſcheinen den Namen der 
Krankheit angeben muß. Werden dann diefe Angaben nad} einheitlicher 
Nomenklatur gemacht und nach aetiologifchen Momenten fo meit e8 
möglich ift, alfo fpeziell bei Infektionskrankheiten zufammengefaßt, 
jo wird man intereffante, biß jetzt noch viel zu wenig ftudierte Vers 
bältniffe kennen lernen und wertvolles Material finden, das befonders 
zu propbylaftiichen und fozialhygienifchen Maßnahmen die Grunde 
lage bilden wird. 
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2. Forderung: Die zweite bier fhon zu nennende 
Forderung ift eine Menderung der Frageftellung bei 
der Borunterfuhung der Berfiherungspflidtigen. 

Die Berfiherungspflidtigen follen im 14. oder 
15. Altersjahr ärztlih unterfuht werden, doch von 
dbiefer Unterfuhung follnihtihre Aufnahme abhängig 
gemadt werden; es müffen alle Berfiderungspflid- 
tigen, ob krank, fränflich oder gefund aufgenommen 
werden. 

Für gefährdete Berufsarten ift eine wiederholte ärztliche Unter— 
fuhung anzuordnen. 

Es dedt fich diefe lekte Forderung auch mit dem Programm: 
punft II® und III!-*-? der fchmweizerifchen Zentrallommiffion zur 
Bekämpfung der Tuberkulofe. Diefelben lauten: 

11° In denjenigen Gewerben, welche erfahrungsgemäß, nament- 
ih durch Staubentwidlung die Entftehung der Tuberkulofe begün- 
ftigen (Feilenhauer, Weber, Stider, Schreiner, Schriftfeßer, Buchbinder, 
Schleifer, Steinmetzen, Zigarrenarbeiter, Uhrmacher, Müller 2c.) find 
die mweitgehendften Schugmaßnahmen zu treffen und ift namentlich 
eine regelmäßige, ärztliche Kontrolle der Arbeiter wünjchbar. 

III! 2 Im ferneren ift ein dringendes Erfordernis, daß die 
Vorſteher oder Leiter von Anftalten aller Art, Schulen, Bureaux, 
Fabriken, Arbeitsjtätten, Herbergen, Naturalverpflegungsftationen, 
Armen und Waifenanftalten, Mlöftern, Gefängniffen, Strafanftalten zc., 
die ihnen unterftellten Perſonen in Rüdficht auf ihren Gefundheits- 
zuftand überwachen und bei Verdacht auf eine Erkrankung an Tuber— 
kuloſe eine mehrmalige ärztliche Unterſuchung veranlaffen. 

Sie werden nad) dem Zweck der eriten ärztlichen Borunter- 
fuhung fragen, nachdem ihr die bisherige Bedeutung einer Fritifchen 
Sichtung der Tauglichen von den Untauglichen abgejprochen wird. 

Diefe ärztlide Unterfuhung foll einen Rat über 
die Tauglichleit fürdenyguermwählendenoderermwählten 
Beruf gleichkommen. Es fol der Befund diefer Unterfuchung 
in das Teilnehmerheft oder Krankenbuch eingetragen werden, das 
zeitlebens für den Träger der Ausweis der Zugehörigkeit zur Ver— 
fiherungseinrichtung ſowohl gegenüber den Krankenkaſſen, unter denen 
ja Freizügigkeit bejtehen wird, al® auch gegenüber den Aerzten, Spi- 
tälern und Apotheken fein wird. 
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Diefes Krankenbuch wird nebit den Berfonalien den Status 
bei der erften ärztlichen Unterſuchung im 14. bis 15. Altersjahr und 
alle fpäteren ärztlichen Befunde verzeichnen. Es kann bei Berjonen 
männlichen Geſchlechtes unter Umftänden einen wejentlihen Ausweis 
vor der Unterfuhungstommiffton bei der Rekrutenaus hebung bilden 
und wird vielleicht auch von manchem vorſichtigen Arbeitgeber zu 
Rate gezogen werden. Das letztere dürfte wohl in den Gewerben 
und Induſtrieen geſtattet ſein, die durch die Haftpflichtgeſetzgebung 
auch bei ſogenannten Gewerbes oder Fabrilkkrankheiten zur Entſchä— 
digung veranlapt werden können. In den legten Jahren find mehrere 
Fälle von Haftpflicht-Entichädigungsforderungen von Tuberkulöſen 
bekannt geworden und es dürfte in der Folgezeit nicht wenige Fabrik⸗ 
betriebe geben, die Arbeiter nur einftellen, wenn der Verdacht auf 
Zubertulofe auszuſchließen it und ein fräftiger Körperbau eine 
Erkrankungswahrſcheinlichkeit ſehr gering erſcheinen läßt. Solchen 
Betrieben gegenüber wird das Krankenbuch ein wertvoller Ausweis jein. 

So wird diefes Krankenbuch dem Träger und der Allgemein- 
heit von großem Nuben fein. Der Trägtr wird fih, wenn irgend 
möglich, den für feinen Buftand nicht ſchädlichen Bewerben zuwenden 
und vorfichtige Arbeitgeber werden gefährdete Berfonen unfchädlichen 
Bewerben zumeifen. Im allgemeinen wird aber diefes Krankenbuch 
nur gegenüber den Aerzten und den Berficherunggeinrichtungen (Kran⸗ 
tentaffenvorftand zc.) ein Ausweis fein. Eine Schädigung des Trägers 
durch denfelben müßte natürlich unter allen Umftänden vermieden 
werden; fompromittierende Befunde müßten möglichſt unterdrüdt 


werden. 


IT. Dauer der tuberkuföfen Strankheiten und der nötigen 
Strankenpflege. 

Wir haben jchon bei der Berechnung der Zahl der Zuberfuloje= 
franten Andeutungen über die Dauer der Krankheit gemadt. Wir 
haben gejehen, daß die durchfchnittliche Krankheitsdauer bei den an 
Tuberkuloſe geftorbenen Erwachſenen wohl erheblich über drei Jahre 
beträgt. Während diejer Krankheitsdauer ift aber der Tuberkulöſe 
nicht immer krank im Sinne der Definition des Zuſtandes „Krankheit“ 
von Seiten der künftigen Krankenverſicherung. Wir wiſſen nicht, wie 
die Definition der Krankheit imkünftigen Geſetzze lauten 
wird, nehmen aber an, daß anatomiſche Läſionen, die feine patho= 
logiſche Störung erzeugen und feine ärztliche Hilfe erfordern, nicht 
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als Krankheit betrachtet werden. Die Definition des Begriffes 
„Krankheit“ dürfte wohl nicht erheblich von der trefflicden Definition 
bes banfeatifchen Oberlandesgerichte® zu Hamburg in feinen Ent- 
fcheidungen vom 1. März 1886 und 8. Juli 1887 abweichen. Dort 
heißt es: „Krank im Sinne des Geſetzes (B. ©.) ift, wer und folange 
er der ärztlichen Hilfe bedarf, gefund im Sinne des Geſetzes, wer 
feinen Arzt nötig hat und deshalb feinem Erwerb nachgehen kann, 
auch wenn in feinem Organismus eine frankhafte Anlage fortbefteht.“ 

Auf Grund einer folchen oder ähnlichen Definition ift wohl 
durchſchnittlich die Vebensdauer eines Erwachſenen mit jchon 
diagnoftizierter Tuberkuloſe — vom Momente der Feitjtellung der 
Zuberfulofe an gerechnet — nicht aber die Krankheitsdauer 
erheblich mehr als drei Jahre. 

Die Krankheitsdauer bei Tuberkulöfen im Sinne der Definition 
ift ſchwankend, fie wird aber heute erheblich größer fein, als fie 
noch vor wenigen Jahren war. 

Diefe Annahme, wie parador fie auch klingen und wie fehr 
fie auch fcheinbar eine Kritik der fortgefchrittenen medizinifchen Wiffen- 
ſchaft fein mag, dürfte auf Grund folgender Erwägungen richtig fein: 
Die ärztliche Hilfe — das unerläßliche Erfordernis für die Bezeich- 
nung frank im Sinne des Geſetzes — bei Tuberkuloſe befteht heute 
im weſentlichen in Heilftättenbehandlung, jpezifiiher Therapie (mittelft 
Zuberfulin, Zuberkulojeferum ufm.) und allgemeinen diätifchen Vor— 
Schriften und ärztlichen Draßnahmen zur Heilung vonläftigenSymptomen. 

Wir dürfen behaupten, daß heute dieſe ärztliche Hilfe länger 
in Anfpruc genommen wird als früher und daß nicht zum wenigſten 
auf diefelbe die erwieſene längere Lebensdauer der Tuberfulöfen 
zurüdzuführen ift. 

Die durchſchnittliche Dauer einer Heilftättenfur im Basler 
Sanatorium betrug 


im Jahre 1898 108,2 Tage 
e 1899 1136 „ 
— 1902 144,9 , 
„1905 156,8 , 
e3 wurden i. Jahre 1898 zum zweiten Male aufgenommen 14 Batienten 
5 189 „ e z 2, 
” 1902 ” ” * 15 
19005 5, u R z 4 , 
e 1905 „ dritten „ p 5 z 


— 599 — 


Es vermweilten im Jahre 1902 im Basler Sanatorium 
200—300 Tage 13 Batienten 
mebr al 300 „ 7 
im Jahre 1905 
200—300 Tage 12 Batienten 
mehr ald 300 „ 12 2 
Sn der berniſchen Heilftätte für Tuberfulöfe in Heiligen 
fchwendi betrug im Jahre 
1897/1898 die durchſchnittl. Aufenthaltsdauer d. Pfleglinge 30 Tage 
1900 „ 5 e 5 = 88 


” 


1902 [2 ” ” ” ” 91 ” 
Männer 86 „ 
1905 „ ” — „Frauen 90 „ 
Rinder 108 „ 


Die mittlere Aufenthaltsdauer betrug im Bollsjanatorium 
in Leyfin 


1903 120,5 Tage 
1904 1655, 
1905 1740 , 


Diefer Heilftättenbehandlung geht meiſtens eine mehr oder 
mweniger lange ärztliche Behandlung zu Haufe voraus; oft entfchließt 
fh ein Zuberfulöfer erft nach längerer ärztlicher Behandlung zur 
Anmeldung für die Heilftätte und oft muß der Kranke nach der Ans 
meldung noch viele Wochen warten, bis ein Bett frei wird in der 
Heilftätte. Dr. Käfer jchreibt hierüber in feinem Bericht über die 
bernifche Heilftätte für Tuberkulöſe im Jahre 1905: „Die Heilftätte 
mar da8 ganze Jahr voll befeßt. Die Anmeldungen find felbft im 
Winter fo zahlreih, daß die Aufnahme meift erft nah 3—6 Wochen 
erfolgen kann.“ Aehnlich lauten die Berichte auß den anderen jchmei- 
zeriichen Volksheilftätten. Tritt an Stelle oder neben die Heilftätten- 
behandlung die Tuberkulintherapie, jo wird die ärztliche Hilfe noch 
viele weitere Monate oder während mehreren Jahren in Intervallen 
einige Male mehrere Monate in Anſpruch genommen. Nah den 
Angaben von Brofeffor Sahli in Bern (im Korreſpondenzblatt für 
Schweiz. Aerzte, Nr. 12 und 13, Jahrgang 1906) berechne ich eine 
fontinuierliche, durch gar feine Zwifchenfälle unterbrochene, nad) Sahlis 
Erfahrung vorfichtig ausgeführte, langſam mit den Dofen der 13 
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Löſungen des Beraneckſchen Tuberkulin ſteigende Tuberkulinkur auf 
zirka 200 Wochen, 200 Wochen allein bis die Maximaltuberkulindoſe 
erreicht iſt. Die Tuberkulinbehandlung muß mit der Maximaldoſe 
möglichſt lange fortgeſetzt werden, jedenfalls ſo lange, als man 
ſieht, daß die Beſſerung des Zuſtandes weitere Fortſchritte macht. 

Die Tuberkulinbehandlung dauert alſo außerordentlich lange, 
unter Umſtänden mehrere Jahre. Dazu ſoll dieſelbe noch nach einiger 
Zeit d. h. nach einigen Monaten therapeutiſch bei Rückfällen und 
ſonſt prophylaktiſch wiederholt werden. Auch die Behandlung mit 
Denysſchem und mit Kochſchem Tuberkulin, mit Marmorekſchem Serum 
uſw. ſoll Monate lange fortgeſetzt werden und auch die Behringſche 
Tulaſe wird den neueſten Berichten von Siebert (Zeitſchrift f. Tb. 
1906, Heft 4, pag. 421) zufolge mehrere Monate angewendet 
werden müſſen. 

Welche Schlüſſe ziehen wir aus dieſen Angaben über die Dauer 
der notwendigen, ärztlichen Behandlung der Tuberkuloſe? — 

Es lehren uns dieſe Angaben, daß die Gewährung ärztlicher 
Hilfe durch die Krankenverſicherung oder durch die fubventionierten 
Krankenkaſſen feiner zeitlichen Beſchränkung unterworfen werden darf. 
— Das Srankenverficherungsgejet vom 5. Oktober 1899 wollte in 
liberaler Weiſe jeine Leiftungen (ärztliche Behandlung, Arznei, Kranken 
geld zc.) ein volles Jahr Hinfichtlih ein und derfelben Krankheit 
gewähren (Art. 53—56). Nach den heutigen Anfchauungen über in- 
dividuelle und foziale Therapie darf das tuberfulöfe Individuum 
zeitlebens nicht im Stiche gelaffen werden. Kann auß materiellen 
Erwägungen eine unbefchränfte Dauer der Leiftungen der Kranken— 
verfiherung im allgemeinen nicht bejchloffen werden, jo dürfte fie 
doch eine Ausnahme hinfichtlich der Tuberkulofe, diefer unferer Volks⸗ 
krankheit machen oder e8 dürfte im Geſetz die Möglichkeit der Aus- 
dehnung wenigſtens ärztlicher Hilfe über die Dauer eines Jahres 
hinaus vorgefehen werden. 


Die 3. Forderung müßte lauten: Im Intereffe einer 
wirffamen Tuberfulofebefämpfung joll die Zeitdauer 
der Gewährung ärztlicher Hilfe (Krankenpflege) bei 
Zuberfulofe unbefhräntt fein oder fi wenigſtens 
auf ein Jahr erftreden. 

Es dürfte nicht unintereffant fein, im Momente, wo wir eine 
ſolche Forderung an das künftige Krankenverſicherungsgeſetz ‚stellen, 
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zu unterfuchen, welches die derzeitigen Leitungen der beftehenden 
Krankenkaſſen im allgemeinen und fpeziell bei Tuberkuloſe find. 


Reider jteht uns zu diefem Zwecke die von Dr. Gutknecht im 
Auftrage des fchweizerifchen JInduftriedepartements bearbeitete Hilfs- 
faffenftatiftit, bezogen auf das Jahr 1903, noch nicht zur Verfügung. 
Nach einem Berichte des Bearbeiter8 an der Jahresfigung der ſchweize⸗ 
rifchen ftatiftifchen Gejellihaft am 25. September 1905 waren von 
den 2000 Gefellichaften bis dahin 800 tabellarifch geordnet. Diefe 
Tabellen können aber vorerft noch nicht für unfere Zwecke ver- 
wertet werden. 


„E8 kann, nach der Angabe von Gutlnecht, bei der gewählten 
Anordnung feine Rede davon fein, innerhalb des Tabellenabjchnittes 
auch nur Mdditionen, noch viel weniger aber Berechnungen von 
Mittelwerten, prozentualen Berteilungen 2c. vorzunehmen; e8 werden 
diefe Teile nichts anderes darftellen als eine Photographie der in 
Betracht gezogenen, gegenfeitigen Hilfsgefellichaften; die Ber- 
wertung der Statijtil, welche den erſten Abjchnitt der ganzen 
Arbeit bilden fol, wird auf diefen Teilen bafieren.“ 


Die Arbeit von Kinkelin „die gegenfeitigen Hilfsgefelichaften 
ber Schweiz im Jahre 1880” und gar die gleichnamige der ſchweize— 
rifchen ftatiftifchen Gejellichaft vom Jahre 1865 können faum mehr 
für die Betrachtung der gegenwärtigen Leijtungen der Krankenkaſſen 
in Frage kommen. Doch find wir mwenigften® über eine Art von 
Krankenkaſſen, die mehr als 100,000 Mitglieder umfaßt, gut orientiert. 
Es find das die Fabrikkrankenkaſſen der Schweiz, die in den Berichten 
der fchmweizerifchen Fabrilinipeftoren eingehend berüdfichtigt werden 
und fürzlih einen Bearbeiter gefunden haben in Dr. Ferdinand 
Buomberger (in der Monatsfchrift für chriftliche Sozialreform April» 
und Maiheft 1906). Wir entnehmen diefer auf da8 Jahr 1900 fich 
beziehenden, interefjanten Arbeit für unſere Zwecke folgendes: 


Im Jahre 1900 zählte man in der Schweiz 555 Fabrifkranfen- 
faffen mit 100,875 Mitgliedern, doch nach den Berichten der Fabrit- 
infpeltoren find die Angaben nicht vollftändig, e8 fehlen in dieſer 
Zufammenftellung u. a. die Arbeiter der Eifenbahngefellichaften, die 
Berufskrankenkaſſen mit zerftreut wohnenden Mitgliedern zum Beifpiel 
Stiderfrantentafje mit 7000, Buchdruckerkrankenkaſſe mit 2000 Mit: 
gliedern ufmw., ferner Grütlivereinkaffe mit 4200 Mitgliedern. 
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Bon diefen 555 Fabrilkkrankenkaſſen 
zahlen 21 nur Heilungsloften, 171 nur Krankengeld, 364 beides 
4% „ M 31% „ „65% 
duräfänitli 23 Mitglieder 160 Mitglieder 198 Mitgl. 
Dr. Schuler im Fabrilinfpeltorenbericht 1900/01 fagt zu dem Um⸗ 
ftand, daß viele Krankenkaſſen (170) keine Heilungskoften übernehmen: 
„Auf diefe Weife wird aber der Zweck der Krankenverſicherung nur halb 
erreicht. Gerade die Bedürftigften, deren Krankengeld höchſtens für 
die Beitreitung der allerdringlichiten Lebensbedürfniſſe ausreicht, 
menden fi an feinen Arzt, jo lange e8 irgend angeht und verzögern 
fo die Heilung zum eigenen und der Krankenkaſſen Schaden.“ 
Mas die Höhe des Krankengeldes betrifft, fo zahlen 78 Kaſſen 
(14/0) einheitlich nach der Höhe des Lohnes und zwar 
5 Kaſſen bis 235 °/o 
4383 „ 26—50°/o 
25  „ Über 50°/o 
die übrigen abgeftuft nach Klaſſen, entiprechend den Prämienzahlungen 
und zwar 
41 mit einem Minimum bis Fr. 3 per Woche 
104 von 3— 5, 
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Die Unterftügungsdauer beträgt 
bis. '/ı Yahr bei 259 Kaſſen 46,7 


„NA 5.0 „ = 36,8% 
. 26 470 

— 1 44 a 7,9°/o 

über ı ee man ® 1,6°/o 

bi8 zu einer bejtimmten Summe 13 = 2,8°% 


Aehnlich Liegen die Verhältniſſe in anderen gemijchten Kranken⸗ 
kaſſen, wie einige Stichproben ergeben: 


— — 


Die Schweizeriſche Krankenkaſſe Helvetia, die am 
1. Auguft 1906 in 172 Kaſſen 13,929 Mitglieder zählte, zahlt nur 
ein Krankengeld auf die Dauer von 80 Tagen voll und von 80 Tagen 
zu 50°, und ‚gewährt feinerlei ärztliche Hilfe. 

Die kantonale Krankenkaſſe Wengia Solothurn 
gewährt in Srankheitsfällen, die Arbeitsunfähigkeit zur Folge haben, 
eine tägliche Unterjtügung von Fr. 1.40 für Mitglieder der I. Klaſſe 
und von Fr. 2.80 für Mitglieder der II. Klaſſe. Diefe Kranken— 
unterftügung wird bezahlt, im erjten Vierteljahr in vollem Betrag, 
im zweiten Bierteljahr 75°/o, im dritten Vierteljahr 50°. — 

Spezielle Berüdfichtigung der Tuberkuloſe finden wir nur 
ganz vereinzelt. 

Die Genoffenihaft Kranfenpflege Zürich mit einer 
Mitgliederzahl zon 5444 im Jahre 1905 (gewährt unentgeltliche, 
unbefchränfte ärztliche Pflege und auf ein halbes Jahr befchränfte 
Spitalverpflegung) beftimmt binfichtlich der Tuberfulofe: Ein Ber: 
fiherter fann höchſtens zweimal in einem Qungenjanatorium verpflegt 
werden und in jedem Yalle nur, wenn durch den Aufenthalt Heilung 
oder Erwerbsfähigkeit vorausfichtlich erzielt wird, wobei Die Geſamt— 
dauer der Aufenthalte 6 Monate nit überfhreiten 
darf. Für Mitglieder, welche erſt nach Ablauf des Jahres 1903 
eintraten, ift eine zweijährige, ununterbrochene Mitgliederjchaft 
für die Aufnahme in die Bungenfanatorien erforderlich. Ebenſo kann 
die Verpflegung in Megeri höchjtens zweimal von der Kaſſe über- 
nommen werden. Die Transport= und Reijefpefen fallen zu Laften 
der Batienten, ebenfo Nebenausgaben für Thermometer ꝛc. 

Auch die Basler Allgemeine Krankenpflege, die im 
Jahre 1905 durdhichnittlih 23,302 Mitglieder zählte und ihren Mit- 
gliedern unbefchränfte unentgeltliche ärztliche Pflege zu Haufe und 
Verpflegung in einem Basler Krankenhauſe auf die Dauer von einem 
Jahre gewährt, trägt in der Basler Heiljtätte für Bruftfranfe in 
Davos die Koften für höchftens zmweimaligen Aufenthalt und auf die 
Dauer von längjtens je jeh8 Monaten. Zur Aufnahme in die 
Heilftätte in Davos ift überdies eine zweijährige Mit- 
gliedſchaft erforderlid. 

Eine jpezielle gegenfeitige VBerficherung bei Erkrankung an Tuber- 
fuloje bat der Berband bafellandfhaftlider Kranken— 
taffjen, der 22 einzelne Krankenkaſſen mit zirfa 4000 Mitgliedern 
umfaßt, im Jahre 1901 eingeführt. Die 22 Krankenkaſſen, die den 
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Verband bilden, zahlen pro Mitglied und Jahr 50 Rp. in eine gemein= 
ſame Kaſſe. Aus diefer Kaffe wird den lungenkranken Mitgliedern, 
die mit ärztlicher Empfehlung einen Sanatoriumaufenthalt machen, 
bi8 auf die Dauer von vier Monaten ein Krankengeld von Fr. 2 
pro Tag ausbezahlt. Da jedes Mitglied im Krankheitsfalle außerdem 
von feiner eigenen Krankenkaſſe noch ein Krankengeld in demfelben 
oder einem höheren Betrage erhält, können nicht nur leicht die Koſten 
eines Sanatoriumsaufenthaltes beftritten werden, jondern es ift auch 
dafür gejorgt, daß die Angehörigen Iungenfranfer Mitglieder zu 
Haufe nicht brotlos find und der Öffentlichen Wohltätigfeit anheimfallen. 

Wir erjehen aus diefer Zufammenftellung, daß die bisherigen 
Leiltungen der Fabrikkrankenkaſſen zur wirkffamen Bekämpfung der 
Zuberfulofe bei weiten nicht genügen und daß nur vereinzelte Kranken— 
faffen fpeziell etwas für die Tuberkuloſe tun. Wenn wir berüdfichtigen, 
daß gerade unter der Fabril- und Handwerkerbevölkerung die Tubers 
fulofe ihren Angriffspunft hat und ihre volkswirtſchaftliche Schädigung 
dort am meiften zum Ausdrud fommt und daß die Berficherten der 
fünftigen Berficherung fich hauptfächlich aus diefen Ständen refrutieren 
werden, jo müffen wir die oben genannte Forderung der unbefchränften 
Dauer der Sranfenpflegegewährung dringlich aufftellen. 

An der Hand der Vogtſchen Zufammenftellung über die Sterb- 
lichkeit an Lungenſchwindſucht in den Berufsarten, welche in der 
Schweiz bauptjächlich vertreten find (Jahrbuch für ſchweiz. Statiftif, 
1887, pag. 249) geht deutlich da8 vorwiegende Vorkommen der Tuber- 
fulofe bei der Gruppe der Fabrifarbeiter und Handwerker hervor: 


Erwerbende männlihe Bepvölferung Todesfällea. Tuberkuloſe 


in 84 Berufsarten, 15 und mehr Sabre alt + 1879 - 1832 
A. landwirtichaftl. Berufsart. 408,216 2738 
B. Gruppe d. Fabrifarbeiter 94,689 1396 
C. „ d. höher Gebildeten 30,494 445 
D. „ 2. Handmerfer 226,766 3568 
E.  „ Berfehr, Handel ꝛc. 111,097 1715 
F. „ 2. Taglöhner 6,509 168 


Die BVerhältniszahlen zu dieſen abfoluten Angaben find in 
folgender Tabelle angegeben: 

Ullgemeine und Schwindfughts-Sterblichleit der erwerbenden 
männlichen Bevölkerung der Schweiz im Alter von 16—60 Jahren 
auf eine Million Vebender berechnet. 
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Mortalität 
allgemein Aungenfhwindfudt 
Gruppe d. landwirtjchaftl. Berufsarten 111 18 16,2 %/0 
„ der Fabrifarbeiter 138 41 29,7% 
„ ber höher Gebildeten 151 42 : 27,8 0/o 
„ ber Handmerfer 160 43 — 26,80 
„ bes Verkehrs, Handel, :c. 164 40 == 24,3 %/o 
„ der Taglöhner 263 65 — 24,7% 
Generaldurchſchn. a. je 10,000 Männer 135 31 


Seit der Aufftellung diefer Statiftif hat fich die Fabrikbevölferung 
der Schweiz in ganz erheblihem Maße vermehrt. 

Es beitanden in der Schweiz nad den von Dr. Schmid an 
der Mailänder Ausftellung ausgeftellten Diagrammen: 


im Jahre 1882 2642 Fabriken mit 134,856 Arbeitern 


a 1886 3495 — „ 148,161 ri 
A 1891 4398 „ 176,031 & 
ang 1846 5206 A „ 206,219 * 
Pag 1901 6102 2 „ 242,594 n 
— 1906 6638 L „ 277,000 a 


III. Die Propbulaxe und Behandlung der Euberkufofe. 


Haben wir uns im Borftehenden über die notwendige Dauer 
der ärztlichen Hilfe bez. der Strankfenpflege bei tuberkulöfen Krank— 
heiten außgeiprochen, jo müſſen wir als notwendige Ergänzung auch 
andeuten, worin diefe ärztliche Hilfe bez. die Krankenpflege beftehen 
fol. — Das Strankenverficherungsgejeg vom 5. Oftober 1899 ſprach 
fich hierüber in den 88 53, 62 und 65 folgendermaßen auß: 

$ 53 lautete: „Die Kreiskrankenkaſſe gewährt jedem erkrankten 
Mitglied während der Dauer der Krankheit, auch wenn inzwifchen 
die Mitgliedjchaft aufhört, vom Beginn an, unentgeltlich ärztliche 
Behandlung und Arznei, ſowie andere Heilmittel, befchafft die zur 
Heilung dienlichen Gegenftände und trägt die notwendigen Trans 
ports und Reiſekoſten.“ 

$ 62 lautete: „— Anftatt der ärztlichen Behandlung und Beratung 
zu Haufe kann die Kreiskrankenkaſſe, jedoch in der Regel nur mit 
Zuftimmung des Franken und feiner Angehörigen die VBerbringung 
in eine Seilanftalt und die Verpflegung in einer ſolchen auf often 
der Kaſſe anordnen. 
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Wo das Geſundheitsintereſſe des Kranken oder Geneſenden es 
erheiſcht, kann der Aufenthalt in einer Kuranſtalt oder an einem 
Kurort auf Koſten der Kreiskrankenkaſſe angeordnet oder ein Beitrag 
an eine ſolche Kur gewährt werden.“ 

8 65 lautet: Zur Deckung der auf der Kreiskrankenkaſſe laſtenden 
Koften der bejonderen Wartung zu Haufe oder der Unterbringung 
in einer Heil» oder Kuranſtalt darf das Krankengeld ganz oder teil- 
weiſe verwendet werden, jedoch dann, wenn der Kranke Angehörige 
zu unterhalten hat und deren Unterhalt e8 erfordert, in feinem höheren 
Betrage als zur Hälfte. 

Mir ſehen, daß das erſte Stranfenverficherungsprojeft meit, 
viel weiter gehen wollte hinfichtlich der Form der Krankenpflege als 
alle zur Zeit beftehenden Krankenkaſſen. 


Das künftige Kranfenverficherungsgejeg muß aber, will e8 im 
Dienfte der Tuberkulojebefämpfung ftehen, noch einen Schritt weiter 
gehen. Es muß mit der Krankenpflege eng verknüpfen die Prophylare 
und alles bieten, was der Weiterverbreitung der Tuberfulofe Schranken 
fegen kann. Es muß dem Franken alles zur Verfügung ftehen, was 
der modernen Heilbehandlung dient, wie ärztlicher Rat, Arznei, 
Liegeituhl, Thermometer, Jnhalationsapparate, Bäder (Soolbäder :c.) 
nötigenfalls fräftige gute Nahrung, Mil, Fleifch; e8 muß aber auch 
ein Spudgla® verabreicht, da8 Sputum öfters unentgeltlich unter— 
ſucht und bei Wohnungswechjel oder Tod die Desinfektion vun 
Wohnung, Kleidung 2c. unentgeltlich ausgeführt werden. Selbftver- 
ftändlic) haben auch die Organe der Berficherung die Transport 
foften für Sranfe und Begleitperfonen nach den Krankenhäuſern zu 
tragen. Als Krankenhäufer im Sinne des Geſetzes follen auch alle 
Bollsfanatorien bezeichnet werden. 

Daß die Uebernahme der Desinfektion durch die Verficherungs- 
organe die obligatorifche Anzeigepflicht offener Tuberfulofe und von 
Zuberkulofetodesfällen vorausſetzt, jol hier nur angedeutet werden. 

Damit werden die unter IV genannten gefeßlichen Maßnahmen 
des Arbeitsprogrammes der Schweiz. Zentrallommiffion zur Bekäm— 
pfung der Tuberkulofe der Verwirklichung entgegenführt. 

Es joll die fünftige Kranfenverficherung aber auch prophylaktiſch 
tätig fein, indem fie allen Werfen und Unternehmungen zur Verhütung 
nud Befämpfung der Tuberkulofe ihre Fräftige moralifche und finanzielle 
Unterjtügung zufichert. So werden mit Unterftügung (Subvention) oder 
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auf Koſten der ſtaatlichen Krankenverſicherung Gemeindekrankenſchwe⸗ 
ſtern und Desinfekteure ausgebildet, Lungenheilſtätten gebaut, Desinfel- 
tionsapparate angefchafft oder Desinfeltionsanftalten errichtet, Walder⸗ 
bolungsftätten gegründet, Dispenfaire8 eröffnet und unterhalten, 
Krankenmobiliendepot8 mit den nötigen Stranfenpflegehilfsmitteln 
ausgerüftet, vielleicht auch ein zentrales Jnftitut zur Erforfchung der 
Tuberkuloſe (vgl. Arbeitsprogramm) gejchaffen werden müffen. Die 
fünftige Krankenverſicherung wird auch an der Belehrungs- und 
Aufflärungstätigfeit betreffend Entjtehung, Verbreitung und Verhütung 
der Tuberfulofe mitarbeiten, fie wird durch Beiträge an alle Tuber- 
fulofevereinigungen, an die Gründung von Tuberkulofemufeen den 
Kampf gegen die Zuberfuloje fördern. Das ift unjere vierte 
Forderung, die alle fozialen Maßnahmen begünftigt, 
die unfere joziale Krankheit befämpfen ſoll. Die Tuber- 
fulofe ift ein foziales Uebel und führt felbft wieder zu fozialem Elend; 
ihm fann nur wieder durch ſoziale Maßnahmen entgegengetreten werden. 


Wenn die künftige Krankenverſicherung in diefem Sinne meit- 
ſichtig prophylaftifch tätig ift, fo arbeitet fie zum Wohle des ganzen 
Volkes auf dem Gebiete der zu ſehr vernadhläffigten Volkshygiene. 
Der Staat verbaut Wildbäche, unterftüt Flußlorreftionen und Ent» 
fumpfungsarbeiten, er zahlt Hunderttaufende an alle möglichen Bil- 
dungsvereine. Er greift alfo nicht dem infolge mangelnder Ausbildung 
verarmten fSaufmanne und Handwerker unter die Arme; er 
gewährt nicht dem Alpenbäuerlein, deſſen Weidland, Hütte und Vieh 
vom tojenden Wildbad oder der braufenden Lawine zu Grunde 
gerichtet wurde eine Geldunterftügung. Nein! In meifer Borficht 
tritt der Staat dur Ausbildung des Geiltes, durch zweckmäßige 
Alpenbauten dem Elend, der VBerarmung ganzer Gejellichaftsklafien 
entgegen. So muß auch die ftaatliche Krankenverficherung prophy: 
lattifh die Entjtehung von Krankheiten zu verhüten fuchen und 
Dämme bauen gegen das foziale Elend. 


IV. Das Strankengeld und die Angebörigenunterflüßung. 


Neben der Gewährung lange dauernder unbefchränfter, im 
meiteften Sinne de8 Worte ausgedehnter Stranlenpflege bietet die 
Berabreichung eines Krankengeldes eine nicht zu unterfchäßende Rolle 
im Sampfe gegen die Tuberfuloje. Es wird durch Verabreichung 
eines folchen in Zeiten von Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit der 
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gänzlichen Verarmung der niederjten Volksklaſſen entgegengearbeitet. 
Wenn mir bedenken, daß Armut und Elend nur zu oft den Nähr- 
boden für die Tuberkuloje bilden, fo werden wir gerne bei jeder 
länger dauernden Krankheit ein Krankengeld ausmweifen wollen, ganz 
befonder8 gerne aber, wenn e8 fi gar um Erkrankung eines Er- 
nährers an Tuberkuloſe handelt. Denn hier im Haufe eines folchen 
ift zum Nährboden noch die nötige Infeltionsquelle vorhanden. Der 
verarmte Tuberkulöje muß fich mit der elendeften Wohnung begnügen 
und muß feine Angehörigen oft darben laſſen. Elende Wohnung und 
mangelhafte Ernährung bereiten aber den Boden für die Tuberfulofe 
vor. Aus diefem Grunde fteht auch unter den erften Forderungen 
und Wünfchen des internationalen Tuberkulofelongreffeg im Jahre 
1905 in Bari die Refolution obenan: „Le probleme de l’habitation 
salubre dominera toujours la prophylaxie de la tuberculose.* (Der 
Gipfelpunft der ZTuberkulofeprophylare wird ſtets die Frage der 
gefunden Wohnung fein.) Und Bielefeldt fonnte am internationalen 
Zuberkulojelongreß in Paris mit Stolz fpeziell bezüglich der Geld- 
leiftungen des deutjchen Arbeiterverficherungsgefetes fagen: Krank— 
beiten in einer deutjchen Arbeiterfamilie können niemals zu deren 
Untergang führen, da die notwendigen materiellen Qebensbedingungen 
auch dem erwerbsunfähigen und in feiner Erwerbsfähigkeit befchräntten 
Arbeiter durch die Berficherung gemährleiftet find. Das hierdurch 
erzeugte Gefühl der Sicherheit trägt felbjt unter den fchmwerften 
Schidjalsjhlägen zur Erhaltung des Lebensmutes und der Lebens— 
fraft bei. 

Das künftige Krankenverficherungsgejeg wird fich faum mit der 
MWohnungsfrage befaſſen fünnen, doch es wird indirekt hiefür zu 
wirken verfuchen und daß kann e8 auch dur Gewährung eines 
Krankengeldes für den arbeitsunfähigen Kranken und einer ange— 
meſſenen Angebörigenunterftüßung für die Familie des in einem 
Krankenhauſe oder in einer Heilftätte verforgten Verficherten. 

Das Krankenverficherungsgefet vom Jahre 1899 hatte in larger 
Weiſe diesbezügliche Beitimmungen aufgenommen und es ift nur 
zu wünſchen, daß diejelben im neuen Gejeße wieder Vernaich⸗ 
tigung finden. 

Es lautet deshalb unſere fünfte Forderung ähnlich wie 
der Art. 54 und 65 des alten Geſetzes: Die ſtaatliche Kranken— 
verſicherung bez. die ſubventionierte Krankenkaſſe 
gewährejedemerkrankten, auf Krankengeld verſicherten 
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Mitglied während der Dauer der Krankheit im Falle 
der Erwerbsunfähigfeit ein täglidhes Krankengeld im 
Betrage von 60° bes feſtgeſetzten, in Betradt kom— 
menden Tagesverdienftes. Im Falle gänzlider Hilfs 
loſigkeit und bei gleichzeitigem Notbedarf fann das 
Kranfengeld für beftimmte oder unbeftimmte Zeit bis 
auf 1000/ des Tagespverdienftes erhöht werden. — Hat 
das in einem Krankenhaus oder in einer SHeilftätte 
verforgte franfe Mitglied Angehörige zu unterhalten, 
fo ift wenigſtens die Hälfte des Kcanfengeldes (Ange— 
börigenunterftüßung) an die Angehörigenausygumeifen. 


Eine folche foziale Fürforge, wie fie durch die genannten Forbes 
rungen angedeutet ift, wird einen erheblichen Rüdgang der Morbidität 
und Mortalität der Tuberkulofe zur Folge haben, fie wird mancher 
Familie den Ernährer erhalten, der Berarmung infolge Krankheit entge- 
genarbeiten, die Vollswohlfahrt in bedeutendem Maße heben. Es find 
das feine theoretifchen Schlüffe; die Erfahrung bat diefe Voraus: 
fegungen in unferem deutjchen Nachbarlande glänzend beftätigt. Im 
deutfchen Reiche iſt ein allgemeines Krankenverſicherungsgeſetz am 
15. Juni 1883 angenommen und vom Jahre 1854 an durchgeführt 
und feither durch die Novellen vom 10. April 1892 und 22. Mai 1903 
erweitert worden und feit Einführung dieſes Geſetzes ift die Morta— 
lität und Morbidität infolge Tuberkuloſe ganz erheblich gefunfen, 
die Zahl der Jnvalidenrenten hat in außerordentlidem Maße ab» 
genommen. Nietner fchreibt hierüber im Gefchäftsbericht für die 
Generalverfammlung des deutjchen Zentrallomitees zur Errichtung 
von Heilftätten für Lungenkranke am 31. Mai 1906 wörtlich: 


„Die Berficherungsanftalten und Krankenkaſſen arbeiten mit 
immer fteigendem Aufwande auf dem bisherigen Wege weiter. Daß 
die Tätigkeit derfelben ebenfo dem Zweck der Wohlfahrt wie dem der 
Koftenerfparung dient und daß die Verficherungsanftalten auf dem 
richtigen Wege find, zeigt der Umstand, daß die Zahl der Jnvaliden- 
renten außerordentlich abnimmt.“ 


E83 darf als ficher angenommen werden, daß der auffällige 
Rüdgang der Sterblichkeit infolge Tuberkulofe nicht zum mindeften 
auf das Wirken der obligatorischen Arbeiterverficherung zurüds 
zuführen ift. 
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Welches find die Leiltungen des deutfchen Krankenverficherungs- 
geſetzes, die folche Refultate erzielen fonnten? — Können diefelben 
für uns vorbildlich fein? — 

An Hand des deutjchen Krankenverſicherungs⸗ und Snvaliditäts- 
gejeßes und beraten durch den Slommentar von Wiedemann führe 
ich hier die hauptſächlichen diesbezüglichen Beftimmungen des Gefeßes an: 

Deutihes Kranfenperjiherungsgeieß 8 6. I. Als Sranfenunter: 
ftügung ift zu gewähren: 

1. Bom Beginn der Krankheit ab freie ärztlihe Behandlung, 
Arznei, fomwie Brillen, Bruchbänder und ähnliche Heilmittel. 
$tleinere Heilmittel im Sinne des Gefeges find 3. B. auch: Eisbeutel, Harnrezipienten, 
Luftkiffen, Stedbeden, Yeibbinden ujw. eventuell leihweiſe; auch diätiihe Mittel 
wie Mildy (nach einer Berehnung von Prinz (U. Bayr. ärztl. Korr. Bl. 1903 
Nr. 15) haben im Jahre 1901 allein vier Krankenkaſſen in Frankfurt, Dresden 
und Berlin 400,000 Liter Milch an ihre Mitglieder abgegeben) Stefirmilch, Mineral: 
waſſer eventuell auch Nahrungsmittel. 

2. im Falle der Erwerbsunfäbhigfeit vom dritten Tage nad 
dem Tage der Erfranfung ab für jeden Arbeitstag ein Kranken— 
geld in der Höhe der Hälftedesortsüblihen Tagelohnesgewöhn: 
liher Tagesarbeiter. 

II. Die Kranfenunterftügung endet jpäteltens mit dem Ablauf der 26. Moche 
nach Beginn der Strankheit, im Falle der Ermwerbsunfähigfeit jpäteltens mit dem 
Ablauf der 26. Woche nach Beginn des Stranfengeldbezuges. Endet der Bezug des 
Stranfengeldes erjt nad Ablauf der 26. Woche nad) dem Beginn der Stranfheit, jo 
endet mit dem Bezuge des Stranfengeldes zugleich auch der Anfpruch auf die im 
Abſ. I unter Ziffer 1 bezeichneten Zeitungen. - 

IH. Das Krankengeld ift nach Ablauf jeder Woche zu zahlen. 

S ‘al. Die Gemeinden find ermächtigt, zu bejchließen : 

3. daß Verficherten, welche von der Gemeinde die Krankenunterſtützung uns 
unterbrochen oder im Xaufe eines Zeitraumes von 12 Monaten für 26 Moden 
bezogen haben, bei Eintritt eines neuen Unterftügungsfalls, jofern dieſer durch Die 
aleiche nicht gehobene Krankheitsurſache veranlaßt worden iſt, im Yaufe der nächſten 
12 Monate Stranfenunterftügung nur für die Gejamtdauer von 13 Wochen zu 
gewähren ift. (Freie ärztliche Behandlung, Arznei x. müflen aber auch in der Zeit 
der Erwerbsfäbigfeit, in den Zwijchenräumen zwiſchen den einzelnen Erfranfungen 
bis zum Ende des Stranfengeldbezuges allo unter Umſtänden erheblich länger als 
13 Wochen gewährt werden). 

5. daß Verficherten auf ihren Antrag die im $6 Ab. I Ziffer 1 bezeichneten 
Yeiltungen aud für ihre dem Stranfenverficherungsziwange nicht unterliegenden 
‚samilienangehörigen zu gewähren find. 

8 71 An Stelle der in 86 vorgejchhriebenen Leiſtungen kann freie Kur und 
Verpflegung in einem Stranfenhauje gewährt werden. Wohnungsnot kann Kranken— 
bauspveriorgung bedingen. 

Stranfenhäufer find alle Anjtalten, welche der Behandlung und Verpflegung 
derjenigen, ſei es patbologiichen, jei es pbyftologifchen Zustände gewidmet find, welche 
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als Fürjorgegründe auf dem Gebiete der tranfenverficherung in Betracht fommen ; 
es gehören aljo hierher nicht bloß allgemeine Krankenhäuſer, jondern auch Ent: 
bindungsanftalten, Ainle für Wöchnerinnen, Irrenanitalten, Sanatorien, ortbopäbd. 
Anstalten, die Privatklinik eines Arztes ufw. 

Der Transport eines Verlicherten ins Krankenhaus ift auf Koſten der Kranken— 
verficherung, reſpektiv Krankenkaſſe zu bewerkitelligen. 

II. Hat der in einem Krankenhauſe Untergebrachte Angebörige, deren Unter: 
halt er bisher aus feinem Arbeitsverdienit beftritten bat, jo ift neben der freien Kur 
und Berpflegung die Hälfte des im 86 als Strantengeld feitgefesten Betrages für 
dieſe Angehörigen zu zahlen. Die Zahlung fann unmittelbar an die Angehörigen erfolgen. 

S 18 des Invalidenverſicherungsgeſetz es lautet: Sit ein Ver: 
ficherter dergeftalt erfrankt, dan als Folge der Krankheit Erwerbsunfähigkeit zu 
bezeichnen ift, welche einen Anſpruch auf reichsgejegliche Invalidenrente begründet, 
jo iſt die Verſicherungsanſtalt befugt, zur Abwendung dieſes Nachteils ein Hilfs- 
verfahren in dem ihr geeignet erjcheinenden Umfang eintreten zu laſſen. 

Die Berficherungsanftalt kann das Heilverfahren durd Unterbringung des 
Erkrankten in einem Stranfenhaus oder in einer Anitalt für Genejende gewähren. 
Alt der Erkrankte verheiratet, oder bat er eine eigene Haushaltung oder ift er Mit: 
alied der Haushaltung feiner Familie, jo bedarf es hierzu feiner Zuftimmung uſw. 


Die Leiftungen der Invalidenverficherung für die Tuberkuloſen— 
behandlung find aus folgenden Zahlen erfichtlich. 


Verficherte wegen Tuberfulofe Koftenaufivand Heilerfolg, volle 

behandelte Berjonen Erwerbsfähigkeit 
1898 11,813,259 4,910 1,546, 758 3,623 Perſonen 
1899 jr 7,698 2,401,657 2,696 PR 
1900 * 11,094 3,169,162 5,037 . 
1901 — 14,656 5,034,796 11,249 ® 
1902 16,489 5,358,615 12,585 . 
1903 » 20,171 7,410,667 
1904 > 25,511 8,475,040 


Durch ein Abkommen der deutichen Eifenbahnvermwaltungen am 
20. Dezember 1901 iſt neuerdings für die Strankenkaffenmitglieder, 
die nach Heilftätten, Kliniken, Badeorten zc. reifen, eine Erleichterung 
geichaffen worden, ebenfo für die notwendigen Begleitperfonen. Es 
heißt in diefem Abkommen: 


Sn II. Wagentlaffe aller Züge werden bei einfacher Fahrt zum halben 
Perionenpreiie, bei Hin= und Nüdfahrt zum halben Rüdfahrtpreife befördert: 

1. f. Mitglieder von Krankenkaſſen im Sinne der reichsgejeglichen Beitim- 
mungen über die Stranfenverficherung der Arbeiter und von Knappſchaftskranken— 
kaſſen, die von diejen Kaſſen in Heilanftalten oder nadı Erholungsorten (auch Bädern 
und Sturorten) oder zur ambulatoriihen Behandlung in öffentlichen Kliniken oder 
öffentlichen Stranfenhäujern entjandt werden. 
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2. Die gleihe Ermäßigung wird für je einen Begleiter eingeräumt... und 
zwar zur Ueberführung und Wiederabholung (die Notwendigkeit der Begleitung 
muß durch Ärztliches Zeugnis nachgewieſen werden). 

Das deutfche Krankenverficherungsgefeg und die dasſelbe er— 
gänzende Beitimmnng des Invalidenverficherungsgefeßes und die 
neueren Berficherungsbeftimmungen und Erlaſſe werden jeder Beratung 
über ein Krankenverſicherungsgeſetz als vorbildlich vorjchmweben. Doch 
e8 darf nicht vergeffen werden, daß die Krankenverſicherungsgeſetz⸗ 
gebung noch im Fluß ift und daß jedes neue Jahrzehnt mit dem 
Fortichritte der Erkenntnis auf dem Gebiete der Heillunde und der 
Sozialhygiene andere Anforderungen ftellen wird. Es muß fo auch 
das Fünftige fchmeizerifche Krankenverſicherungsgeſetz fih mit den 
neueren Waffen der Tuberfulojebefämpfung (obligatorifcher Anzeige- 
pflicht bei offener Tuberkuloſe und bei Tuberfulofetodesfällen, die 
obligatorifche Desinfektion, Spudverbot, die Heilftätten- und Tuber- 
fulinbehandlung, Dispenfaires, individuelle Aufllärung) vertraut 
maden und künftigen Anforderungen Spielraum lafjen. . 


V. Der Perfonenkreis der Berfiheruugspflihtigen und das 

kantonale oder ſchweizeriſche Obligaforium. 

Es erübrigt uns noch ein Wort zu jagen über den Perfonen- 
freis, den das Fünftige Krankenverſicherungsgeſetz umfaffen ſoll und 
über die Fragen des fchweizerifchen und des fantonalen und des auf 
einzelne Bevölferungsklaffen ausgedehnten Obligatoriums. 

Mit diefen Fragen befaſſen fich auch vornehmlich die in den 
letten Jahren gefaßten Refolutionen der verfchiedeniten Berufs» 
und Standesvereinigungen und der nterejlengruppen der Schweiz 
und merkwürdigerweiſe überlaffen fie ganz oder teilmeije die ebenfo 
nötigen oder noch viel nötigeren Beltimmungen über Form und Aus» 
dehnung der Krankenpflege und fpeziell die fozialbygienifche Seite der 
BVerficherungsfrage ganz der bejjeren Einficht des Geſetzgebers. 
Sie vergeffen aber zum Teil, daß fie durch ihre Refolutionen die 
Aufftellung einheitlicher Tozialdygienifcher Maßnahmen erjchweren 
und daß vor allem fozialhygienifche Erwägungen bejtimmen auf die 
Ausgeitaltung des Geſetzes einwirken jollen. 

* Wenn wir die Refolutionen der fünf in Olten im Frühjahr 
1906 abgebaltenen Sonferenzen der Delegierten des Schweiz. Arbeiter- 
bundes, des Schweiz. Bauernverbandes, des Schweiz. Gewerbevereing, 
des Schweiz. Handels⸗ und Induftrievereing und des Zentrallomitees 
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der Schweiz. Krankenkaſſen ins Auge faſſen, erhalten wir den Ein» 
drud, als ob wir am Anfang einer fozialhygienifchen Kampfbemegung 
gegen ein foziales Elend ftehen, an der wohl viele Mitwirkende gezählt, 
aber feine einheitlichen Aktionen, Feine Gewaltangriffe auf feindliche 
Feftungen geplant oder ausgeführt werden jollen. Es ift Kampf, 
aber feine Strategie; der Guerillafrieg fol an Stelle des Maffen- 
angriffs treten. 

Und doch muß auch der Kampf gegen Krankheiten und befonders 
gegen Volkskrankheiten organifiert werben, e8 muß ein einheitlicher 
Plan vorhanden fein. 

Der Wortlaut der Refolutionen der oben genannten Ber 
einigungen ift folgender: 

1. Der Bund richtet den Kantonen nad) Maßgabe der Bevöl- 
ferungszahl für die Stranfenverfiherung Subventionen aus unter der 
Borausfegung, daß die bisherigen fantonalen Aufwendungen nicht 
vermindert werden. 

2. Es jteht den Santonen frei, unter Berüdfichtigung der 
Krankenkaſſen (Art. 34° der Bundesverfaffung) die Bundesmittel, 
ſei e8 für die unentgeltliche Krankenpflege, insbejondere der abge- 
legenen Gegenden, auch für Berfonen, die einer Verficherung nicht 
angehören, fei e8 für die Kranfengeldverficherung, oder auch für beides 
zugleich zu verwenden. 

3. Die fantonalen Vorſchriften betreffend Verwendung der 
Bundesmittel bedürfen der Genehmigung der Bundesbehörden. Die 
legteren üben die Oberauffiht aus und es ift ihnen alljährlich Nech- 
nung abzulegen. 

4. Das Obligatorium für die ganze Schweiz ift nicht zu em= 
pfehlen, dagegen foll den Stantonen deſſen Aufftellung freiftehen. 

Wenn fozialhygienifche Erwägungen mithalfen, diefe Refolutionen 
zu fafen, jo müſſen die Befürworter diejer Refolutionen vom fozial- 
bygienifchen Rüftzeug ihrer fantonalen Sanitätsarfenale die befte 
Meinung haben; denn fie legen den bedeutjamen Entſchluß über dag 
Obligatorium, über den Berfonenkreis, dem die Subventionen zu 
Gute fommen follen und über die Einführung der unentgeltlichen 
Krankenpflege in die Hände der Kantone. 

An eine einheitliche Altion gegen die Tuberkulofe ift bei der 
Abfaſſung diefer Rejolutionen wohl kaum gedadht und damit ein 
wefentlicher vollswirtichaftlicder Faktor außer acht gelaffen worden. 
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Die Tuberkuloſe darf aber nicht vergeffen werden, fie ift ein 
foziale8 Elend und führt zum fozialen Elend und 25 Heftpflafter 
verfperren ihr nicht den Weg in das enge Gemach unferer Arbeiter, 
unferer Handwerker, unferer Taglöhner, unferer Armen. 


Wenn wir an die Tuberkulofe und ihr Gefolge denken, wenn 
wir ihre Kriegspfade und ihre Angriffspunfte ins Auge faſſen, fo 
werden mir verlangen, daß alle Armen, alle Wenig: und Nichter- 
mwerbenden und deren Angehörigen (Frauen und Finder) in die Ver— 
fiherung einbezogen und alle Arbeiter bis zu einer gemwifjen Ein- 
fommendgrenze mit ihren Familien zur Berficherung gezwungen 
werden. Die künftige Berficherung muß in erjter Linie für die Familien 
diefer genannten Bevölkerungsklaſſe (Einfommensgrenze Fr. 1500 pro 
Jahr) eine Kranken pflege verficherung fein. In zweiter Linie fol 
für die Ermwerbenden bis zu einer fejtzufegenden Einfommensgrenze 
neben der Sranfenpflegeverficherung eine Krankengeld verficherung 
geichaffen werden. 

Die Familienkrankenpflegeverſicherung iftfür die 
nad einem bejtimmten Einlommen abgegrenzten Be— 
völkerungsklaſſen zwangsweise (obligatorifdh) durd 
ſchweizeriſches niht dur fantonales Gejet vorzu— 
fhreiben. Die Kranfengeldverfiderung fann auf eid— 
gendfjifhem oder auf fantonalem Boden für gemijje 
Bevölkerungsklaſſen obligatoriſch, für andere zu frei— 
willigem Beitritt aufmunternd geregelt werden. 

Beide Verſicherungsarten müſſen in der Form und Ausdehnung 
unſerer fünf oben genannten Forderungen aufgebaut werden und 
damit haben wir unſere ſechſte Forderung formuliert. 


Daß ih Frauen und Kinder in die Krankenverſicherung ein— 
beziehen möchte, braucht wohl nicht der bejonderen Begründung. Es 
ift leicht verftändlich, daß bei Erkrankung der Frau oder der finder 
einer Familie durch die Koften der Krankenpflege den genannten 
minderbemittelten Bevölkerungskreiſen jchwere Laſten entjtehen, die 
einerjeit3 mithelfen, da8 foziale Elend, den Boden der Tuberkulofe 
vorzubereiten und die anderfeit8 manche Familie veranlajfen, ärztliche 
Hilfe gar nicht oder zu fpät anzurufen. 

Unfere ſechſte Forderung, die in obligatorifcher Krankenpflege- 
verficherung eines nad) einem beitimmten Einkommen abgegrenzten 
Bevölferungsfreifes nach eidgenöffiihem Geſetz und in einer in den 
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Kantonen zu regelnden Kranfenverficherung beliebiger Bevölkerungs⸗ 
freife befteht, läßt fich ehr gut mit den gefallenen oben angeführten 
Refolutionen der Intereflengruppen in Einklang bringen. Die Aus 
weiſung von Subventionen an bie Kantone bez. an die Krankenkaſſen 
ift auch bei diefer Ausgeftaltung des Geſetzes möglih. Ihre Höhe 
wird ſich dann aber nicht nach der Kopfzahl der Bevölkerung, fondern 
erſtens nach der Stopfzahl der nach oben abgegrenzten auf Kranken— 
pflege obligatorifch Berficherten und zmeiten® nach der Zahl der 
Kranfentage der auf Krankengeld Berficherten richten. Daß dann die 
Auszahlung der Subvention auf Grund eines ſolchen Berteilungss- 
prinzipes nod) an gewiſſe, zum größten Teil auch oben ſchon genannten 
Bedingungen zu fnüpfen fein wird, wird ja von allen Refolutionen 
zugegeben. Es iſt das auch ſchon im Bortrage von Bundesrat Forrer 
am freifinnigedemofratifchen Parteitag zu Bern am 30. Januar 1904 
angedeutet und nun in den Gejeßesentwurf aufgenommen worden. 

Die Ausreihung der Bundesfubvention fol an gewiſſe Be- 
dingungen gelnüpft werden, die im Bundesgeſetz feitgeftellt werden 
und fich insbefondere beziehen: 

a) Auf die Minimalhöhe und Minimaldauer der Haffenleiftungen, 
fpeziell darauf, ob nur der Lohnausfall durch ein Krankengeld gededt 
werde oder ob nur die Krankenpflege, oder ob beides, Krankengeld 
und Strantenpflege jeitens der Kaſſe gefichert werde. 

b) auf die Durchführung der Freizügigkeit der Mitglieder, 

ec) auf die Aufnahme weiblicher Mitglieder in die Krankenkaffen 

Hier bei dDiefen nah Bundesgefeß fejtzufegenden 
Bedingungen für die Ausmeſſung der Subventionen 
muß die QTuberfulofebelämpfung einfegen und vor 
ihrer definitiven Feftjegung ihren Einfluß geltend 
machen. Dann kann nod eineeinheitlihe Kampfaltion 
gegen die foziale Krankheit Quberfulofe möglid 
werden. Dazu einen Beitrag zu leiften, war der Zweck meiner 
Ausführungen. 


Meine Thefen. 
Im Intereſſe einer einheitlichen wirffamen Tuberkulofebefämpfung 


find an das künftige ſchweizeriſche Krankenverficherungsgefeß folgende 
im Borjtehenden begründete Anforderungen zu jtellen: 
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1. Die Kranfenverficherung muß den Krankenkaſſen eine genaue 
Führung einer Kranken⸗ und Krankheitenſtatiſtik nach einheitlicher 
Nomenklatur vorjchreiben. 


2. Jeder Verficherungspflichtige muß im 14. oder 15. Alters 
jahr ärztlich unterfucht werden. Diefe Unterfuhung fol einem Rat 
über die Tauglichkeit für den ermählten Beruf gleichflommen. Für 
gefährdete Berufsarten ift eine wiederholte ärztliche Interfuchung 
anzuordnen. 


3. Die Beitdauer der Gewährung unentgeltlicher ärztlicher Hilfe 
(Krankenpflege) joll bei Tuberfulofe unbejchränft fein oder wenigſtens 
ein Jahr betragen. 


4. Die Sranfenverfiherung muß dem Berficherten alles das 
bieten, ıwa8 die moderne Krankenpflege und die Prophylaxe bei Tubers 
fulofe erfordert: alfo ärztlichen Rat, Arznei, Thermometer, Liegeftuhl, 
Inhalationsapparate, Bäder, Spudglas, Unterfuchung des Ausmurfes, 
Desinfektion von Wohnung und Kleidung, Krankenhaus- und Heilftätten- 
aufenthalt, Transportloften für Kranke und Begleitperfonen nad 
Heilftätten und Spitälern, nötigenfall® auch fräftige Nahrung, Milch, 
Fleiſch ꝛc. Kranfenmobilien eventuell nur leihmweife. Die Kranken 
verfiherung muß aber auch allen Werfen und Unternehmungen zur 
Verhütung und Belämpfung der Tuberkuloſe finanzielle Beihilfe 
gewähren, aljo zum Beifpiel Subventionen zur Ausbildung von 
Gemeindefranfenpflegerinnen, und GemeindesDesinfelteuren, zur Ans 
Ihaffung von Desinfeltionsapparaten, zur Errichtung von Desinfel- 
ttionsanjtalten, Dispenjaires (Fürforgeftellen) Sranfenmobiliendepots, 
Zungenpeiljtätten, Tuberfulofefpitälern, Walderholungsheimen, Tuber- 
fulojemufeen, Beiträge an Bereine und Gefellichaften zur Belämpfung 
der Tuberkulofe ꝛc. 


5. Die Sranfenverficherung bez. die jubventionierte Kranken— 
kaſſe gewähre jedem erfranften, auf Krankengeld verficherten Mitglied 
(vgl. Forderung 6, al. 2) während der Dauer der Strankheit im Falle 
der Ermwerbsunfähigfeit ein tägliches Krankengeld im Betrage von 
o0°/o des feitgejegten in Betracht fommenden Tagesverdienites. 


Im Falle gänzlicher Hilfslofigkeit und bei gleichzeitigem Not- 
bedarf fann das Krankengeld für bejtimmte oder unbeftimmte Zeit 
bis auf 100°/o des Tagesverdienftes erhöht werden. — Hat das in 
einem Krankenhaus oder in einer Heilftätte verforgte kranke Mitglied 
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Angehörige zu unterhalten, jo ift wenigſtens die Hälfte des Kranken⸗ 
geldes (Ungehörigenunterftügung) an die Ungehörigen auszumweifen. 

6. Die künftige Krankenverſicherung muß in erjter Linie für 
die Familien einer nach einem beftimmten Einlommmen (3.8. Fr. 1500) 
abgegrenzten Bevölferungsfreifes unentgeltliche Krankenpflege (nad) 
Forderung 4, al. 1) bieten. Diefe Familienkrankenpflegeverſicherung 
muß auf fchmweizerifchem, nicht fantonalem Boden durch Bundes- 
gejet obligatorifch geregelt werden. 

In zweiter Linie fol für die Erwerbenden bis zu einer höher 
feftzufeßenden Einfommensgrenze neben der Krantenpflegeverficherung 
oder ohne diefelbe eine Krankengeldverficherung auf fantonalem Boden 
für gewiſſe — —— obligatoriſch, für andere freiwillig 
geſchaffen werden. 

Die Bundesſubvention iſt für die Krankenpflegeverſicherung 
nad) der Kopfzahl der Verſicherten, für die Krankengeldverſicherung 
nach der Zahl der Krankentage zu bemefjen. 


Herhandlungen der diplomatifhen Ronferenz 


für internationalen Arbeiterfchub. 
(Bern, 17.—26. September 1906). 


Bericht von alt Bundesrat ©. Frey, Bern. 


Wie die Leſer diefer Blätter wiſſen, hat fchon im vergangenen 
Jahre eine erite Konferenz in Bern ftattgefunden, in welcher die 
Vertreter einer größeren Anzahl europäifcher Staaten zufammen famen, 
um die Grundlagen der in Ausficht genommenen Verträge über das 
Verbot des weißen (gelben) Phosphors bei der Fabrikation der Zünd— 
hölzer und das Berbot der Frauennachtarbeit feitzuftellen. In jener 
Konferenz, die mehrheitlih von Fachmännern bejchidt war, hatte 
man fich in der Tat über die hauptfächlichiten Beitimmungen geeinigt, 
die in diejen Verträgen Aufnahme finden follten. Belannt ift ebenfalls, 
daß die Stonferenz einftimmig den Wunſch ausgedrüdt hatte, e8 möchte 
der jchweizerijche Bundesrat die Regierung von Japan einladen, 
fi) namentlich dem Berbote des Phosphorgebrauches bei der Zünd- 
bölzerfabrifation anzufchließen, da mit Rüdficht auf die beftehenden 
Konfurrenzverhältniffe eine ganze Reihe von europäiſchen Staaten 
nur unter diefer Bedingung einer folchen Bereinbarung beitreten zu 
können erflärt hatte. Weberrafchender Weife hat in der Folge die 
Regierung von Japan dem Bundesrat einen ablehnenden Bejcheid 
zulommen laffen. 

Im übrigen handelte es fi nun darum, die Vorſchläge jener 
Konferenz durch eine Diplo matifche Konferenz in definitive Staats— 
verträge ummwandeln zu laffen. Dieje trat auf Einladung des ſchweiz. 
Bundesrate® am 17. September 1906 nachmittags 4 Uhr im Stände- 
ratsfaal zu Bern zufammen, wo fie von Bundesrat Dr. Deucher, 
dem Chef des eidg. Handels- und Induftriedepartements, durch eine 
längere Rede eröffnet wurde, in welcher der verdiente Staatsmann 
einen Rückblick auf die bisherigen Schidfale der Frage einer inter= 
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nationalen Arbeiterfchußgefeßgebung warf. Ohne weiteres ging hierauf 
die Berfammlung, nachdem fie zu ihrem Bräfidenten alt Bundesrat 
Frey und zu ihrem PBizepräfidenten alt Bundesrat Lachenal 
gewählt, an die Beratung einer Stonvention über das Berbot des 
Phosphores und da zeigten fich fogleich die Folgen der ablehnenden 
Haltung der japanifchen Regierung. Nur Deutfchland, Frankreich, 
Italien, Quremburg, die Niederlande und die Schweiz, denen fich 
fpäter auch Dänemark anſchloß, konnten die Erklärung abgeben, daß 
fie Willens feien, einen Vertrag über das Phosphorverbot abzu— 
Schließen, während Defterreih, Ungarn, Belgien, Großbritannien, 
Bortugal und Schweden dies für unmöglich erklärten, nachdem Japan 
den Beitritt abgelehnt. 


Blüdlicherweife wurden indefjen die Vertreter der annehmenden 
Staaten unter einander einig, einftweilen unter fich eine Stonvention 
abzuſchließen und den fpäteren Beitritt der übrigen Staaten zu gewär— 
tigen. Diefe Separatlonvention fam in der Sigung vom 25. September 
zuftande und wurde von den Bertretern der oben erwähnten Staaten 
(Deutjchland, Dänemarf, Frankreich, Italien, Luremburg, Niederlande 
und Schweiz) unterzeichnet. 

Sie jchreibt vor, daß die fontrahierenden Staaten fich ver- 
pflichten, auf ihrem Gebiete die Fabrikation, die Einfuhr und den 
Verkauf von Phosphorzündhölzern zu verbieten. Auf die Kolonien ſoll 
das Berbot nur Bezug haben, wenn der betreffende Metropolitans 
ftaat dies dem Schweiz. Bundesrat ausdrüdlich erklärt. Die Konvention 
fol bis fpätejtens den 31. Dezember 1908 ratifiziert und die Rati— 
fifationsurfunde dem jchmeiz. Bundesrat übermittelt werden. Drei 
Jahre nachdem das Natififationsprotofoll den verjchiedenen Staaten 
vom Bundesrat übermittelt wurde, fol der Bertrag in Kraft 
treten, mithin ſpäteſtens anfangs des Jahres 1912. Den nicht adhä- 
rierenden Staaten fteht der Beitritt zu jeder Zeit frei mittelft einer 
an den jchmweiz. Bundesrat zu richtenden Erklärung. Für fie wird 
der Termin der Vollziehbarkeit von dem Tage der Beitrittserflärung 
an auf fünf Jahre feftgeiegt. Der Vertrag kann erjt fünf Jahre nad 
der Webermittlung der Ratifilationsurfunde an die Staaten gefündet 
werden, von da an von Jahr zu Jahr, aber mit der Wirkung, daß die 
Kündigung erft ein Jahr, nachdem fie angezeigt worden, in Kraft tritt. 


Eine vollftändige Einigung unter allen 15 vertretenen Staaten 
wurde dagegen erzielt hinfichtlich des Verbots der Nacdtarbeit 
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der Frauen. Dieſes Verbot erſtreckt ſich auf alle Frauen jedweden 
Alters und auf alle induſtrielle Etabliſſemente, in welchen mehr als 
zehn Arbeiter beſchäftigt werden. In keinem Falle hat das Verbot 
Bezug auf die Unternehmungen, in welchen bloß die Glieder der 
Familie des Unternehmers beſchäftigt ſind. Jeder Vertragsſchließende 
Staat iſt verpflichtet, den Begriff der induſtriellen Unternehmung 
zu deſinieren. Doch müſſen unter allen Umſtänden darunter verſtanden 
fein die Minen und Steinbrüche und die Induſtrien der Ganz- und 
Halbfabrifate. Der nationalen Gejeßgebung iſt anheim gegeben, die 
Grenze fejtzuftellen zwiſchen diefen einerfeit8 und. dem Handel und 
der Landmwirtichaft anderfeits. Die Nachtruhe foll wenigſtens in elf 
auf einanderfolgenden Stunden beftehen und innerhalb diejer elf 
Stunden muß unter allen Umftänden die Zeit zwifchen 10 Uhr abends 
und 5 Uhr morgens liegen. In den Staaten, in der die Nachtarbeit 
der erwachlenen Frauen geſetzlich noch nicht geregelt iſt, darf die 
Dauer der ununterbrochenen Nachtruhe noch drei Jahre bloß 10 Stunden 
betragen. In gemifjen ausnahmsmeifen Fällen darf vorübergehend 
die Nachtarbeit geftattet werden. Befondere Beitimmungen find auch 
für die Kolonien und die tropifchen Länder getroffen. 

Die Urkunden der Ratifilation diefes Vertrages follen ſpäteſtens 
bis 31. Dezember 1908 beim ſchweiz. Bundesrat deponiert und das 
Brotofoll darüber jedem fontrahierenden Staate auf diplomatiichem 
Wege vom Bundesrate zugeftellt werden. Der Vertrag tritt zwei 
Jahre nah dem Datum diefes Protokolls in Kraft. Für die Runfel- 
rüben-Zuderfabrifen, die Kammgarnmwollfpinnereien und in gemiffen 
Fällen für die oberirdifchen Arbeiten der Minenausbeutungen wird 
die Frift der Inkrafttretung des Vertrages auf zehn Jahre gefekt. 

Den nicht adhärierenden Staaten fteht auch diefem Bertrage 
gegenüber der Beitritt zu jeder Zeit frei mittelft einer an den ſchweiz. 
Bundesrat zu richtenden Erklärung. Für diefe werden die Termine 
bezüglich der Infrafttretung des Vertrages vom Tage ihres Beitrittes 
an gerechnet. 

Gelündigt werden kann diefer Vertrag erſt 12 Jahre nach dem 
Datum des Natifilationsprotofolls ; von da an mit der Wirkung, 
dat die Kündigung ein Jahr nad) ihrer Notifizierung an den ſchweiz. 
Bundesrat in Kraft tritt. 

Längere Diskuffion verurfachte die englifche Delegation durch 
ihren Antrag, e8 fei eine internationale Kommiffion zur Ueberwachung 


HS 


der Vollziehung des Vertrages aufzuftellen. Nach der Meinung der 
englijchen Regierung follte dieſe Kommiſſion auch Bejchwerden der 
einzelnen Staaten gegen andere Bertragsitaaten annehmen und da— 
rüber ihr Gutachten abgeben; auch jollte ihr in Zukunft die Initiative 
für die Beranftaltung fpäterer Konferenzen und die Vorbereitung 
diefer letzteren zulommen. Aber obgleich der Antrag in der Folge 
mehrfach abgeihmwächt wurde, vermochte er nicht die Einftimmigfeit 
der Delegierten auf fich zu vereinigen, indem namentlich Deutjchland 
und DefterreichsUingarn die Einmwendung erhoben, daß fie nicht in 
der Lage geweſen feien, die Bedeutung und Tragmeite einer folchen 
internationalen Aufficht einer genügenden Prüfung zu unterftellen, 
um fih ſchon jeßt darüber fchlüfftig zu machen. Immerhin erreichten 
die Anhänger des Antrags, daß diefer in der Form eined Wunfches 
für die Zukunft dem Protokolle (nicht dem Bertrag) angehängt wurde. 

Schon ſeit geraumer Zeit ift man allfeitig zu der Ueberzeugung 
gefommen, daß die Frage des Ürbeiterfchußes entgültig bloß auf dem 
Wege der internationalen Vereinbarungen gelöft werden kann. Auf 
diefer Bahn ift nun der erſte bedeutfame Schritt getan worden, 
dem nach menfchlicher Berechnung in verhältnismäßig kurzer Zeit 
meitere folgen werden, fo daß die Zeit fommen wird, da auf dem 
Gebiete des Mrbeiterfchußes alle Forderungen der Gerechtigkeit 
und der Menjchlichkeit ihre Erfüllung werden gefunden haben. Was 
vor 30 Jahren eine Utopie fchien, ift heute Wirklichkeit geworden. 


Einigungsämter in den 
Vereinigten Stanten von Anfralien, 


Schluß.) 


PBroflamierte Organifationen. 


62. Auf die Empfehlung des Präfidenten kann der General- 
gouverneur in einer Proflamation erklären, daß dieſes Geſetz auf 
eine beftimmte Bereinigung Anmwendung finden fol. Daraufhin gilt 
diefe Bereinigung für die in der Broflamation verordneten oder ſonſt 
vorgefchriebenen Zwecke des Geſetzes ald Organifation und wird zu 
einer jolchen. 

63. 1) Die in Abfchnitt 56 kreierte Vollmacht, jtatutarifche 
Beitimmungen aufzuftellen, findet auf alle proflamierten Organiſa— 
tionen Anmendung. 

2) Werden innert einer vorgefchriebenen Zeit von einer profla> 
mierten Organifation feine ftatutarifchen Beitimmungen aufgeftellt, 
fo finden von dem Gerichtshof vorgefchriebene oder verordnete ſtatu— 
tariiche Beitimmungen auf die Organifation Anmendung. 

64. Auf die Empfehlung des Bräfidenten kann der General- 
gouverneur in einer PBroflamation jede auf Grund von Abjchnitt 62 
erlaffene PBroflamation widerrufen. Daraufhin ift, unter eventuell 
in der Proflamation feftgefegten Bedingungen, dieſes Gejeg nicht 
mehr auf die in der widerrufenen Proflamation bezeichnete Bereini- 
gung anwendbar. 


Bon den Organifationen im allgemeinen. 


65. Jede Organifation ift berechtigt, 

a) dem Gerichtshof gewerbliche Streitigkeiten, an denen fie 
interejjiert ift, zu unterbreiten; 

b) fih vor dem Gerichtshof bei der Unterfuhung und Ent— 
Iheidung einer gewerblichen Streitigfeit, an der fie intereffiert ift, 
vertreten zu lajfen. 
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66. Jede Organifation kann zu Zwecken diefes Geſetzes unter 
ihrem regiftrierten oder ſonſtigen Namen belangen oder belangt oder 
verfolgt werden. Die Zuftellung von gerichtlichen Anzeigen an den 
Bräfidenten, Borfigenden oder Sekretär oder an das regiftrierte 
Bureau der Organifation genügt in allen Fällen. 


67. Gegenteilige Intentionen im vorliegenden Geſetze vorbe= 
halten, können Organifationen oder Mitglieder einer Organifation 
für Handlungen oder Unterlaßungen, über die dem Gerichtshof die 
Gerichtsbarkeit zufteht, nur vor dem Gerichtshof wegen Gelditrafen 
belangt oder gerichtlich verfolgt werden. 


68. Alle von einem Mitglied an feine Organifation ftatuten- 
gemäß zu zahlenden Bußen, Gebühren, Erhebungen oder Abgaben 
fönnen, fofern fie auß der auf die Regiftrierung oder Proflamierung 
der Organifation folgenden Periode der Mitgliedichaft her fällig find, 
gleichgültig wie lange dieſe Periode ift, im Namen der Organifation 
vor jedem Gerichtshof mit bejchleunigtem Berfahren, in welchem 
ein Bolizeis, Amts» oder Spezialrichter (Police, Stipendiary, or Speeial 
Magistrate), eingellagt und eingetrieben werden. 


69. Jede Streitigkeit zwifchen einer Organifation und einem 
ihrer Mitglieder foll auf die von den Statuten der Organifation 
verordnete Weife entfchieden werden; auf das Geſuch der Bevoll- 
mäcdhtigten oder anderer Beamten, die ermächtigt find, zu Gunften 
und im Namen der Organifation zu belangen, kann der Gerichtshof 
verfügen, daß ein Mitglied die nad) den erwähnten Statuten fälligen 
Bußen, Strafen oder Beiträge zahle, ebenfo wie feinen Anteil an 
Strafen oder Zahlungen, in welche die Organifation durch ein Urteil 
oder eine Berfügung des Gerichtshofes verfällt worden ijt; der 
betreffende Anteil darf aber die Summe von 10 Lit. nicht überfteigen. 


70. Auf das Geſuch einer Organifation, deffen Form durch 
den Gerichtshof in einem Reglement aufzuftellen fein wird, kann 
der Gerichtshof verfügen, daß vor einem beftimmten Datum ab und 
für eine beftimmte Zeitdauer, die beide in der Verfügung genannt 
fein follen, ein Mitglied einer Organifation aufhört, ihr als Mit» 
glied anzugehören. 

71. Seine Beitimmung diefes Gejetes verhindert die Zeſſion 
von Anteilfcheinen von regiftrierten Gefellichaften oder von Bereini- 
gungen, welche eine Organifation oder einen Teil derjelben bilden. 
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Die Zeffton enthebt jedoch den Zedenten, der auf Grund dieſes Geſetzes 
bis zum Datum der Zeifion eingegangenen Verbindlichkeiten nicht. 


72. Jede Organijation hat nad Borfchrift dem Regiftrator 
die Berzeichnifje ihrer Mitglieder, ihre Rechnungen und ihre Statuten 
änderungen mitzuteilen. 


Geil VI. Gewerblide Vereinbarungen. 


73. Eine Organifation fann zur Verhütung von gewerblichen 
Streitigkeiten durch Bermittlung und Sciedsfprehung mit einer 
anderen Organifation oder Perſon eine gewerbliche Vereinbarung 
abjchließen. 


74. Auf Grund einer gewerblichen Bereinbarung getroffene 
Maßnahmen dürfen nicht auf Organifationen oder Perfonen aus— 
gedehnt werden, die nicht durch die Vereinbarung gebunden find. 


75. Jede gewerbliche Vereinbarung fol fchriftlich abgefakt und 
für eine im Tert genau zu bezeichnende Friſt von nicht mehr als 
3 Jahren gültig fein. Sie hat in der Form folgendermaßen zu be= 
ginnen: „Dieje gewerbliche Vereinbarung, gemäß dem Bermittlungs- 
und Schiedsgejeg des auftraliihen Staatenbundes von 1904, ge= 
Ichloffen den... . . zwiſchen ...... “: als Datum des Abſchluſſes 
der Bereinbarung fol das Datum gelten, wo die Vereinbarung von 
einer der Barteien mit Rechtskraft außgejtattet wird. Das betreffende 
Datum und die Namen aller an der Vereinbarung beteiligten Organi— 
ſationen und Berjonen jollen darin wahrheitsgemäß aufgeführt fein. 


76. Bon jeder gewerblichen Vereinbarung fol binnen 50 Tagen 
nad ihrem Abſchluß eine Kopie im Bureau des Gemwerberegijtratorg 
und eine im Bureau der davon betroffenen Organifation deponiert 
werden. Sie foll vorſchriftsgemäß eingefehen werden können. Wenn 
der Regiſtrator von einer intereffierten Perfon darum angegangen 
wird, hat er in pafjender Weife die Uinterfuhung an die Hand zu 
nehmen. Wenn er die Meberzeugung gewonnen bat, daß die Berein- 
barung von den Parteien oder für diefelben gemäß diefem Geſetz in 
aller Form Rechtens abgeſchloſſen und mit Rechtskraft ausgeftattet 
‚worden ift, fo bat er in diefem Sinne ein Zertifilat auszuftellen, 
melches als endgültiger Beweis für die Wahrheit der angeführten 
Tatſache gelten foll. 
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77. Jede gewerbliche Vereinbarung ift, folange fie in Kraft 
Steht, verbindlich für 

a) alle beteiligten Parteien, und 

b) jederzeit, folange die Vereinbarung in Kraft fteht, für alle 
Mitglieder einer Organifation, die ald Partei daran beteiligt ift. 

78. 1) Eine durch eine gewerbliche Vereinbarung gebundene 
Organifation oder Perſon verfällt für die Uebertretung oder Nicht» 
beachtung einer Beitimmung der Vereinbarung einer Strafe, welche 
den in der Vereinbarung bejtimmten Betrag nicht überfteigen darf; 
wenn jedoch fein Betrag bejtimmt ift, einer Strafe, welche bei einer 
DOrganifation 500 Lſt., bei einem Arbeitgeber 250 Lft. und bei einem 
Arbeitnehmer 10 nicht überfteigen darf. 

2) Sole Strafen können auf die gleiche Weife eingeflagt und 
eingetrieben werden, wie die Strafen für Lebertretung und Nichts 
beachtung einer Verfügung oder eines Urteils des Gerichtshofes. 

79. Eine gewerbliche Vereinbarung kann mittel® einer neuen 
von denjelben Parteien oder ihren Vertretern abgejchlojjenen Vereins 
barung aufgehoben oder abgeändert werden. 

80. Auf das vorfchriftsgemäße Geſuch einer Organifation kann 
der Gerichtöhof verfügen, daß eine gewerbliche Vereinbarung fomeit 
abgeändert werde, als nötig tft, um fie mit einer vom Gerichtshof 
aufgeftellten allgemeinen Regel in Uebereinftimmung zu bringen. 

81. Wenn in der gewerblichen Bereinbarung nicht das Gegen 
teil vereinbart ift, fo fol fie, falls fie nicht aufgehoben und ab» 
geändert worden ift, auch nach Berfluß der darin bezeichneten Frift 
in Kraft bleiben, bis einen Monat, nachdem eine der beteiligten 
Barteien dem Regiftrator und den andern Parteien jchriftlih ans 
gezeigt bat, daß fie den Ablauf der Vereinbarung münfche. 


Geil VII. Verſchiedenes. 


82. Seine Beftimmung diejes Geſetzes verpflichtet den einzel- 
Staatlichen Oberrichter (Judge of the Supreme Court of State), eine 
Ernennung auf Grund dieſes Geſetzes anzunehmen. Eine ſolche Er- 
nennung darf nicht ohne vorhergehende Zuftimmung des Gouverneurs 
des Staates ftattfinden. 

83. Es ift verboten, den Gerichtshof abfichtlich zu befchimpfen 
‚oder zu jtören, feine Berhandlungen zu unterbrechen, eine beleidigende 
Sprache gegen ihn zu führen oder in Wort oder Schrift Ausdrüde 
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anzumenden, die darauf berechnet find, Gerichtähof, Beifiter oder 
Beugen ungehörig zu beeinflußen oder den Gerichtshof zu diskredi— 
tieren; e8 ijt überhaupt verboten, fich in irgend einer Weife abficht- 
licher Mißachtung des Gerichtshofes fchuldig zu machen. 

Strafe: 100 Lit. 

84. Wenn einer vor dem Gerichtshof als Zeuge vorgeladen 
oder erjchienen ift, darf er, ohne zwingenden Grund, deilen Beweis 
ihm zur Laſt fällt, nicht: 

a) der Vorladung die Folge verfagen; 

b) den Zeugeneid verweigern; 

ce) die Antwort auf Fragen, die der Gerichtshof beantwortet 
zu haben wünjcht, verweigern; 

d) die VBorlegung von Büchern und Dokumenten, die der Ges 
richtshof vorgelegt zu haben wünfcht, verweigern. 

Strafe: 100 Lit. 

85. 1) Zeugenaußfagen, die fich auf Gefchäftsgeheimnifje, Ge— 
winn oder finanzielle Lage eines Zeugen oder einer Bartei beziehen, 
follen nur dem Gerichtshof fundgegeben und nur mit Zuftimmung 
der Perſon, die auf das Gejchäftsgeheimnis oder die Geheimhaltung 
ein Recht hat, veröffentlicht werden. 

Strafe: 500 Lit. oder 3 Monate Gefängnis. 

2) Wenn der Zenge oder die Partei es verlangt, jollen ſolche 
BZeugenausfagen bei geichlojjenen Türen entgegengenommen werden. 

86. Alle Bücher, Schriftitüde und fonftigen Dokumente, die 
dem Gerichtshof als Bemweismaterial vorgelegt worden find, dürfen 
vom Gerichtshof und von den Parteien, denen er die Erlaubnis er— 
teilt, eingefehen werden. Die daraus gewonnenen Informationen 
dürfen jedoch ohne Bewilligung des Gerichtshofes nicht veröffentlicht 
werden. 

Bücher, Schriftftüde und Dokumente, die fi auf Gejchäfts- 
geheimniffe, Gewinne oder finanzielle Lage eines Zeugen oder einer 
Partei beziehen, dürfen ohne deren Zuftimmung von feiner Partei 
eingejehen werden. 

Strafe: 500 Lit. oder 3 Monate Gefängnis. 

87. Jede Perſon oder Organijation, die direft oder indirekt 
mit der Verübung eines Vergehens gegen diejes Geſetz zu jchaffen 
hat oder eine ſolche anrät, daran teilnimmt oder dazu ermutigt, gilt 
als der Verübung de Vergehens ſchuldig und ift dementiprechend 
ftrafbar. 
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88. Jeder Verſuch, ein Vergehen gegen dieſes Gefe zu ver- 
üben, gilt als ftrafbares Vergehen gegen dieſes Geſetz, gerade als 
ob das Vergehen wirklich verübt worden wäre. 

89. Für die Zwecke dieſes Geſetzes werden Gerichtshöfe oder 
Behörden eines Einzeljtaates, deren Slompetenz ratione loci, materiae, 
personae auf einen Teil eine® Staates beſchränkt ift, als kompetent 
für den ganzen Staat betradhtet. 

Yedoh kann der Gerichtshof, wenn er e8 im Intereſſe der 
Gerechtigkeit für nötig erachtet, die Unterfuchung eines Prozeſſes zur 
Eintreibung von Strafen, Bußen, Gebühren, Erhebungen oder Ab- 
gaben von einem Gericht mit bejchleunigtem Berfahren an ein anderes 
an einem andern Orte desjelben Staates übertragen. 

90. Bon jedem Urteil fol eine amtliche Kopie auf der Haupt» 
regiftratur und auf der Bezirksregiftratur jedes Staates, auf defjen 
Gebiet das Urteil gültig ift, deponiert werden. Sie foll von jeder=- 
mann gegen Bezahlung einer Gebühr von 6 d eingejehen werden 
fönnen. 

91. Eine amtliche Kopie eines Urteils, welche augenscheinlich 
mit dem Siegel des Gerichtshofes gefiegelt und vom Regijtrator 
unterfchriftlich al8 echt beglaubigt ift, fol an allen Gerichtshöfen 
an Zeugnisſtatt angenommen werden, ohne daß das Siegel des 
Gerichtshofes oder die Unterfchrift des Regiſtrators bewieſen zu 
werden braucht. 

92. Der Generalgouverneur fann in Webereinftimmung mit 
diefem Geje Reglemente erlaffen, um all die VBorfchriften zu be= 
ſtimmen, die durch dieſes Gejeß erfordert oder geftattet werden oder 
die notwendig oder geeignet find, um diefes Gejet in Kraft zu jeßen. 


Unlage A. 

Ih, A. B., ſchwöre, daß ih Sr. Majeftät dem König im Amt 
eines (Präfidenten oder Vizepräfidenten, je nach dem Fall) des Bundes- 
gerichtshofs für Vermittlung und Schiedsjprehung gut und treulich 
dienen will, und daß ich gewiſſenhaft und unparteiifch die Pflichten 
dieſes Amtes erfüllen will und Niemanden in Verlegung meiner 
Pflicht Zeugenausfagen oder andere dem Gericht3hofe unterbreiteten 
Angelegenheiten mitteilen will: So wahr mir Gott helfe. 

Dder, Jh, 9. B., verſpreche und erfläre feierlich und aufrichtig, 
daß (zc., wie oben, ohne die Worte „So wahr mir Gott helfe“). 


— 6283 — 


Anlage B. 


Die von den Bereinigungen, melde um Regiftrierung als 
Organifationen erfuchen, zu erfüllenden Bedingungen. 
Die Gejchäfte der Vereinigung follen durch Statuten geordnet 
werden, welche die Zwede, für die fie gebildet wurden, bezeichnen 
und für folgende Dinge Maßnahmen treffen müffen: 


a) die Ernennung und Amtsdauer einer Kommiſſion, eines 
Borfigenden oder Präfidenten und eines Sekretärs; 


b) Bollmadten, Pflichten und Abſetzung der Kommilfion, des 
Borfigenden oder Präfidenten und de Sekretärs; 


c) die Kontrolle der Kommilfion durch General» und Spezials 
verfammlungen ; 


d) den Modus, nach dem gemerbliche Bereinbarungen und 
andere Abmachungen von der Bereinigung oder für diefelbe ge— 
fchloffen werden; 


e) die Art, wie gewerbliche Streitigkeiten von der Vereinigung 
dem Gerichtshof vorgelegt werden; 


f) die Art, wie die Bereinigung ihre Zuftimmung dazu erteilt, 
daß etwas vor den Gerichtshof gebracht werde; 


g) die Art, wie die Bereinigung ſich vor dem Gerichtshof ver- 
treten laſſen will; 

h) die Kontrolle über das Eigentum und die Anlage der Fonds 
der Bereinigung und die periodifche Revifion der Rechnungsführung 
der Bereinigung, und zwar menigjtend einmal im Jahr; 


i) die Bedingungen bezüglich Bekanntmachung u. ſ. w., die er= 
füllt werden müffen, bevor die Fonds der Vereinigung für andere 
als die in den Statuten bejtimmten gewöhnlichen Ausgaben ver— 
wendet werden dürfen; 

j) die Führung eine Mitgliederverzeichnijjes; 

k) die Führung der Gejchäfte der Vereinigung an einem genau 
bezeichneten Sig, mit Namen: „regiftriertes Bureau der Vereinigung“. 

Die Statuten der Vereinigung können auch für weitere dem 
Geſetze nicht wiederfprechende Bedürfniffe, fo wie für die Aufhebung 
und Yenderung der Statuten Maßnahmen vorfehen; obengenannte 
Bedingungen find jedoch immer zu erfüllen. 
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Der Name jeder regiftrierten Organifation joll den Namen des 
Gewerbes enthalten, in Verbindung womit fie gejchaffen worden ift. 
Im gleichen Staat fünnen zwei Organifationen nicht unter demfelben 
Namen regiftriert werden. 

Ein vorfchriftsgemäßes Geſuch um die Regiftrierung einer Ber- 
einigung als Organifation fol an den Regiftrator gerichtet werden, 
der die Regiftratur des Staated, wo dad Bureau der Bereinigung 
liegt, leitet; es joll von mindeftens zwei Beamten der Bereinigung 
unterjchrieben jein. 

Jedem Gefuh um Regiftrierung follen beiliegen: 

a) zwei Kopien des Berzeichnifies der Mitglieder und Beamten 
der Bereinigung; 

b) drei Kopien der Statuten der Bereinigung; 

c) zwei Kopien einer Refolution des Inhalts, daß die Regi— 
ftrierung der Bereinigung als Organifation gemünfcht wird; dieſe 
Refolution muß von der Mehrheit der Mitglieder, die an einer 
ftatutengemäß zu diefem Zweck bejonder8 einberufenen Generalver- 
ſammlung der Bereinigung anmejend find, angenommen fein; oder 

d) zwei Kopien einer vom Verwaltungsrat mit abfoluter Mehr 
heit angenommenen Refolution des Inhalts, daß die Negiftrierung 
der Bereinigung als Organifation gemwünjcht wird. 


Soziale Chronik. 





Allgemeine Sozialpolitik. 


Deutſchland. Im preußischen Abgeordnetenhaufe hatte Graf Douglas 
die Errihtung eines „Yandesamtes für Volkswohlfahrt“ beantragt. Das 
Abgeordnetenhaus ging, wenn auch nit ganz im Sinne des Antragitellerg, 
am 6. April 1905 auf die Anregung ein und faßte den Beihluß, die Staats: 
regierung zu erfuchen, zur Förderung der Volkswohlfahrt ein behördlich orga= 
nifiertes8 Volkswohlfahrtsamt zu jchaffen, dem ein aus jachverftändigen Yaien 
gebildeter ftändiger Beirat angegliedert werden fol. Wie die minifterielle 
„Berliner Korrefpondenz“ num mitteilt, haben zwijchen den beteiligten Reſſorts 
fommifjariiche Beratungen ftattgefunden, die zu dem Ergebniffe führten, daß 
die Einrichtung einer befonderen jtaatlihen Wohlfahrtsbehörde unzweckmäßig 
fein würde. Eine folche Behörde würde in die beitehende Behörden- und 
Berwaltungsorgantjation nicht hineinpaſſen, die Initiative der übrigen Behörden 
auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege nachteilig beeinfluffen und durch den 
unvermeidlichen autoritativen Zwang die jelbjtändige Betätigung und Weiter: 
entwidlung der gerade auf dem Felde der Wohlfahrtspflege fo jegensreich 
wirkenden zahlreichen freien Organijationen jhädigen. Empfehlenswerter er— 
jhien die Begründung einer freien Bereinigung, und zwar in Anlehnung 
an eine der ſchon vorhandenen MWohljahrtSorganifationen. Hierbei fam im 
erfter Yinie die in Berlin beftehende Zentraljtelle für Arbeiterwohl:- 
fahrtseinrihtungen in Betracht, deren Wirkſamkeit in einem engeren Rahmen 
ihon jest denfelben Aufgaben gewidmet ift, die das allgemeine Organ für 
Wohlfahrtspflege fpäterhin erfüllen fol. Die Sagungen jener Zentraljtelle 
find demgemäß nad den Erforderniffen des zu erweiternden Arbeitögebietes 
umgearbeitet worden. In dieſem Entwurf zu den Sagungen einer zu begrün- 
denden „BZentralftelle für Volkswohlfahrt“ ift das Arbeitsfeld der 
Zentralftelle gemäß den Wünſchen des Abgeordnetenhaufes abgegrenzt und vor 
allem aud ein ftändiger Beirat, welcher aus in der Wohlfahrtspflege praftijch 
erfahrenen Männern, insbejondere den Yeitern unſerer bejtehenden großen 
Wohlfahrtsorganijationen, Mitgliedern der Parlamente uſw. beftehen fol, 
vorgejehen worden. Zur Durchführung der ıhr übertragenen neuen Aufgaben 
jollen der Zentraljtelle Staatsmittel in erheblich verftärkten Umfange über: 
wiejen werden. Die Sagungen haben dem Abgeorbnetenhauje im Februar 
v. J. vorgelegen. Yeßtere8 war der Meinung, daß in diefer Angelegenheit 
zunächſt noch eine Sadverjtändigenfommiffion, in die namentlich auh Männer 
der praftifchen Wohlfahrtspflege berufen werden jollten, zu hören wäre. Die 
demgemäß einberufene Konferenz hat dem Organijationsplan im wefentlichen 
zugeftimmt. Der Statutenentwurf wird nunmehr der Delegiertenverfammlung 
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der jegigen Zentralitelle zur Beftätigung vorgelegt werden. Die Staatsregierung 
hat gleichzeitig an alle Organifationen und Vereinigungen, die auf dem 
Gebiete der Boltswohlfahrt praktiſch tätig find, die Aufforderung gerichtet, 
der neuen „Zentraljtelle für Volkswohlfahrt“ beizutreten und derjelben ihre 
eifrige Mitarbeit zuteil werden zu laffen. Bei der Ausarbeitung der Sagungen 
der Zentralitelle für Volkswohlfahrt ift befonders Wert darauf gelegt worden, 
dag die fünftige ZJentralftelle die zahlreichen bejtehenden, jegensreich wirkenden 
freien Organifationen und Bereinigungen auf den verfchiedeniten Gebieten 
der Wohlfahrtspflege in feiner Weiſe im ihrer Selbftändigkeit und freien 
Betätigung beengt oder zwangsweiſe beeinflußt. Die Zentralftelle jol denjenigen 
Bereinigungen und Organiſationen, welche fih ihr anjchliegen, lediglich Ge— 
legenheit geben, miteinander Fühlung zu nehmen, Erfahrungen auszutaufchen 
und wertvolle Informationen auf den einichlägigen Arbeitsgebieten zu erlangen 
— Mögligfeiten, die den einzelnen Urganifationen und Bereinigungen in 
ihrem eigenen Intereſſe nur höchſt erwünſcht jein können. Insbeſondere wird 
eine dauernde Fühlungnahme aller auf dem weiten Gebiete der Volkswohl— 
fahrt tätigen Kreife erhofft aus der gemeinfamen Mitarbeit im Beirat, in 
den der Borftand in erfter Linie 30 Vertreter (und ebenjoviel Erjagmänner) 
aus der Mitte der der Zentralitelle angejchloffenen größeren Wohlfahrtsor: 
ganifationen zu wählen und die Reichs: und Staatsregierung weitere 18 
Mitglieder zu entjenden hat, ſowie ferner aus der gemeinſamen Mitarbeit 
in dem engeren Kreiſe des Borftandes, in den die Vertreter der größeren 
Organifationen gleichjall3 durch die Wahl der Mitgliederverfammlungen 
bineingelangen werden. 


Dewegung des Mittelflandes. 


Schweiz. Die Zentral:Yeitung des ſchweizeriſchen Gewerbevereins hat 
an die Kantonsregierungen folgendes Rundſchreiben gerichtet: 

Seit Jahren ergeht von feiten der Öemwerbetreibenden auf dem Yande 
die Klage, fie befämen je länger je weniger tüchtige Arbeiter oder überhaupt 
nicht genügend Arbeitskrätte. Die Gründe hierfür find gewiß mannigfacher 
Art. Insbeſondere die größeren Städte bilden für die Arbeiter mancherlei 
Anziehnngsfraft im gejelliger Beziehung, das Vereinsleben iſt ftärfer ent— 
widelt, die Arbeitäzeit iſt hier meiſt kürzer, der Yohn höher, dafür allerdings 
auch das Yeben teurer. Hieran fünnen die fleineren Orte nicht jehr viel 
ändern, jo daß es für die Yandmeifter jtet3 ſchwieriger fein wird als für 
die Meifter in den Städten, tüchtige Arbeiter zu erhalten. Die an verjchtedenen 
Orten eingeführten zentralijieten Arbeitsnahmeife und Arbeits: 
ämter zeigen, daß dieſe Urgantjationen, wo fie rationell durchgeführt werden, 
auch für die Arbeitervermittiung auf das Yand von jehr günftigem Einfluß 
find. Allein es wird uns in neuerer Zeit geklagt, die eingeführte Natural: 
verpflegung, ſoweit fie nicht eine gehörige Kontrolle zwiſchen würdigen Arbeits: 
lofen und Arbeitsſcheuen durchführe, verjtärfe die beitehenden Mißſtände immer 
mehr, indem im Sommer, ebenjo wie früher bet dem allgemeinen Wander: 
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haußsbettel, eine müßige und demoralifierende Wanderluft begünitigt, die ver— 
fügbare Arbeiterzahl daher reduziert werde. Unſeres Wiſſens ıft in den 
Kantonen Yargau, Bern, St. Gallen und Züri nunmehr der öffentliche 
Arbeitsnachweis in Verbindung gebradt mit der Naturalverpflegung, jo daß 
eine Ausſcheidung zwifhen unberechtigt Wanderluftigen und Arbeitsmwilligen 
getroffen und einem Mißbrauch mit der Naturalverpflegung abgeholfen werden 
fann. Im Kanton Züri wird durd die fantonale Organifation folgender- 
maßen vorgegangen: Wanderer, welche einer ArbeitSanmeifung ohne genügenden 
Grund feine Folge gegeben haben, werden in den „Amtlichen Mitteilungen“ 
(Organ des internationalen Naturalverpflegungsverbandes) als. Arbeitsjcheue 
ausgejchrieben. Diefe Ausgefchriebenen werden, von fpeziellen Ausnahmefällen 
abgefehen, wenn z. B. förperlihe Gebrechen, Ungunſt der Witterung u. dgl. 
eine Weigerung der ArbeitSaufnahme begründen, von der Naturalver- 
pflegung ausgeſchloſſen. 

Wir erlauben uns auf dieje Organtjation aufmerffam zu machen, ohne 
damit fagen zu wollen, daß es die einzige und auch für überall die bejte 
jei, um Mißbräuchen zu feuern. Jedenfalls ift dadurd ein Mittel angewandt, 
das den von und oben berichteten Mißbräuchen wirkſam entgegenzuticten ver: 
mag. Da der Arbeitsnachweis und die Naturalverpflegung nicht in allen 
Kantonen gleihmäßig organifiert find, fo wird ſich nit an jedem Orte das 
gleiche Syftem anwenden laffen; allein wir erlauben uns, auf den großen 
Vorteil eines rationellen Zufammenwirfens zwijchen Arbeitsnachweis und 
Naturalverpflegung hinzuweiſen, es Ihrer Entjheidung natürlich vollftändig 
überlaffend, wie jih in Ihren Verhältniſſen eine Kontrolle der arbeitsfcheuen 
Benuger der Naturalverpflegung einrichten oder noch verbefjern Tiefe. 

Wir empfehlen Ihnen daher die Angelegenheit zu geneigter Prüfung. 
Die Förderung der Erwerbstätigkeit der Meifter auf dem Yande, ſowie die 
Bekämpfung der mißbräuchlichen Benugung der aus öffentlihen Mitteln ſich 
erhaltenden Naturalverpflegung, rechtfertigen gewiß eine Nüdfihtnahme jeitens 
der kantonalen Behörden. 


Agrarbewegung. 

Schweiz. Die von der Gejellihaft ſchweizeriſcher Yand- 
mwirte jüngft in Zürich angenommene Nejolution zur Kranfen= und Unfall: 
verfiherung hat folgenden Wortlaut: „Die Geſellſchaft ſchweizeriſcher Landwirte 
fpricht den Wunſch aus, die gefeßgebenden Behörden mögen in NRüdjicht auf 
die Volksabſtimmung zurzeit von einer obligatorijhen Einbeziehung 
der Landwirtſchaft in die Verfiherung abjehen, dagegen den frei— 
willigen Beitritt der landmwirtjchaftlihen Bevölferung möglichit erleichtern. 
Bei der Kranfenverficherung erblidt jie die Hauptbedeutung in der Verbilligung 
der Krankenpflege in abgelegenen Gegenden und der Verficherung für Arznung 
allein. Ein allgemeines Bedürfnis nach Yohnverficherung bejteht in der Yand- 
wirtichaft nicht. Bei der Unfallverfiherung wünjdt fie, daß folgende 
Anregungen berüdfichtigt werden: a) Gelegenheit zu freiwilliger Berfiherung 
aller in der Yandmwirtichaft tätigen Perfonen. b) Öelegenheit zur vollftändigen 
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Verſicherung des Landwirts gegen alle Entſchädigungspflicht aus Unfall. 
ec) Einfachſte und billigſte Organiſation. d) Zulaſſung teilweiſer Beſchäftigung 
Berunfallter während der Heilung, ohne völligen Wegfall der Entſchädigung. 
e) Förderung der Unfallverhütung durch Prämienrabatte und durch Prämien— 
zuſchläge in rückſtändigen Betrieben. Fahrläſſigkeit ſoll in keinem Falle die 
Entſchädigungspflicht der Verſichernngsanſtalten aufheben. Strafbare Handlungen 
und Unterlaſſungen ſollen nach allgemeinem Strafrecht beurteilt werden.“ 


Arbeiterſchutz. 


Schweiz. In einer Eingabe vom 29. September 1905 hat der Bürger— 
verband“ eine Eingabe an den Großen Stadtrat von Zürich gerichtet, in 
welchem eine Revifion der Bejtimimungen über die Arbeisloſen— 
fürjorge zu Ungunften der Ausländer gewünjcht wurde. Der Stadtrat, 
dem die Eingabe zur Antragftelung überwiejen wurde, beantragt nunmehr 
von einer Berfchärfung der Bedingungen der ArbeitSioienunterftügung im 
allgemeinen und jpeziel für Ausländer im Sinne der Eingabe des Bürger- 
verbandes abzujehen. 

Aus der in mander Hinſicht ſehr intereflanten Begründung dieſes 
Antrages laſſen wir nachſtehend das Wichtigere folgen: 


In erſter Linie verlangt der Bürgerverband, daß Ausländer erſt nach 
zwei eventuell dreijähriger Niederlaſſung zum Bezuge von Arbeitsloſenunter— 
ſtützung berechtigt erklärt werden ſollen. 


Die gegenwärtig geltenden Beſtimmungen betreffend die Unterſtützung 
Arbeitsloſer wurden vom Stadtrate im Sinne des Beſchluſſes des Großen 
Stadtrates vom 16. November 1901 aufgeſtellt und jeden Winter vor Beginn 
der Unterſtützung beſtätigt. Nach dieſen Beftimmungen wird die Unterſtützung 
nur jolchen arbeitslofen Yohnarbeiten gewährt, welche in Zürich niedergelajien 
find, angemeflene Zeit in der Stadt in Arbeit jtanden, mittellos find, und 
nicht mutwillig oder duch grobes Selbitverihulden arbeitslos wurden. 
Schmweizerbürger werden nur dann unterjtügt, wenn jie wenigitens neun 
Monate, Ausländer nur dann, wenn fie wenigſtens jeit anfangs Januar des 
betreffenden Jahres ın der Stadt Zürich Niederlaffung genommen und bier 
angemefjene Zeit in Arbeit geitanden haben. Yedige werden nur Ausnahms— 
weiſe unterjtügt. Die Unterftügung wird einer und derfelben Berfon höchſtens 
während der Dauer von 10 Wochen gewährt. 

Da die Arbeitslojenunterftägung jeweilen am 15. Dezember beginnt, 
jo ift durch die geltenden Beltunmungen jür Ausländer eine Karenzzeit von 
einem Jahr angeſetzt. 

Die gegenwärtige Organiſation der Arbeitslofenunterftügung bejteht feit 
dem Winter 1899,1900. Während dieſer fieben Jahre wurden unterjtügt 
‚abgejehen von ihren Famitienaugehörigen“ 4066 Perſonen, die fih nad 
ihrer Heimatzugehörigkeit Tolgendermaßen einteilen: 
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Bürger der Stadt Züri 213—= 5,2% 
„ anderer Gemeinden des Kantons Zürih 925 — 22,8%, 
„ anderer Santone 1378 — 38,9%, 
Ausländer 1550 — 38,1 °/o 


Die relative Zahl der Ausländer ift im Laufe der Jahre befiändig 


gejunfen. Sie betrug: 
im Winter 1900/1901 —44,1% aller Unterftügten 


"m 1901/1902446 „ . 
” 7) 1902/1903 = 38, 3 ZN " . 
" ” 1903/ 1904 = 36 ‚4 %o " Pr 

1904/1905 — 33,5 3 — 


1905/1906 — 25,5 0, 0, 

Im allgemeinen fteht die Zahl der unterflüßten Ausländer zur Geſamt— 
zahl der Unterftügten ungefähr in demjelben prozentualen Verhältnis, mie 
die Zahl der in der Stadt Zürich niedergelafienen Ausländer zur Geſamt— 
zahl der ſtädtiſchen Benölferung. 

Nach ihrer Heimatzugehörigkeit verteilen fich die unterftügten Ausländer 
für die genannten fieben Fahre wie folgt: 


Deutjche 44,3 %/0 
Italiener 38,7 0/0 
Oeſterreicher 16,0 %/o 
Aus andern Yändern 1,0°/, 


Die Oefamtunterftügungsfumme (unter Abzug der Verwaltungstoften ) 
während diejer fieben Jahre beläuft fih auf Fr. 219,663. Davon — 


die Bürger der Stadt Zürich dr. 9,802— 4,5° 
"„ anderer Gemeinden de3 St. Zürich „ 52,282 — 23.8 3 
= „ anderer Kantone „ 73,666 88,5 °%% 
„ Ausländer „ 83,813 — 38,2 %/o 


Es verhalten ſich aljo die relativen Unterſtützungsſummen nad) der Heimatzu- 
gehörigfeit der Unterftügten beinahegenau wie die Berhältniszahlen der Unterſtützten 
jelbft: auf einen Bürger der Stadt oder des Kantons Zürich fommt im Durch— 
ihnitt eine ebenſo große Unterjtügungsjumme mie auf einen Ausländer. 
Hätte die Stadt Zürich feiner Zeit befchloffen, grundfäglic feinen arbeits: 
lofen Ausländer zu unterftügen, jo würde fie im Yaufe der fieben Jahre 
etwa Fr. 84,000 erjpart haben. So meit geht der Bürgerverband nicht: 
er wünſcht nur, daß für Ausländer die Karenzzeit jtatt auf ein Jahr auf 
zwei, beziehungsmeife drei “Jahre feftgejegt werde. Daß als Borbedingung 
für die Arbeit3lojenunterjtügung eine gewiſſe Dauer der Niederlaffung im 
der Stadt verlangt wird, iſt begreifli; ebenjo, daß dieſe Karenzzeit für 
Ausländer etwas länger angejegt wird als für Schweizerbürger. Die For: 
derung einer noch längeren Sarenzzeit für den aus dem Auslande ſtammenden, 
in Zürich niedergelaffenen Familienvater wird in der Eingabe des Bürger: 
verbandes nicht begründet. Es ift zu vermuten, daß der Bürgerverband glaubt, 
e3 fei die Zahl der die Arbeitslofenunterftügung gentegenden Ausländer, 
die erjt ein oder zwei Jahre in Zürich niedergelaffen find, eine bedeutende, 
und daß er durch feine Forderung der Stadt eine erfledlihe Ausgabe er- 
ſparen mıll. 
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Inwieweit dieſe Anſchauung zutrifft, zeigt folgende Statiſtik, der die 
Berichte der Arbeitsloſenkommiſſion für die vier Jahre von 1902—1906 
zu Grunde liegen, das heißt für die Zeit, im melcher die im Dezember 
1901 bezüglid der Karenzzeit etwas verfchärften Unterftügungsbedingungen 
Geltung hatten. Für dieſe vier Jahre verteilen fich die Unterftügten nach 
der Dauer der Niederlaffung ın Zürich wie folgt. 

Es waren in der Stadt Zürich niedergelaffen: 


1 Jahr und weniger 157 Berfonen 7,790 
mehr als 1 Yahr 1866 — - 92,3% 
„m. 2% Jahre 1648 r = 81,5% 
4 BR 1504 J 74,4% 
Te 1280, : 68,3%, 
ä 10 „ 802°, = 397% 


Alfo rund 400/, der in den genannten Jahren unterjtügten Berfonen 
waren ſchon jeit 10 und mehr Jahren in Zürich anfäßig, beinahe zwei 
Drittel feit mehr als fünf Jahren, drei Viertel feit mehr als drei Jahren, 
über vier Fünftel feit mehr als zwei Jahren. 

Die Gruppe derjenigen, die erft ein Jahr und weniger (mwenigftens 
aber neun Monate) fih dauernd in Züri aufbielten, beläuft jih nur auf 
7,7°/,; die Öruppe derjenigen, die bei der Anmeldung zur Unterftügung 
zwifchen ein und zwei Jahren in Zürich waren, beträgt 10,8°/ (92,3 bis 
81,5 °%/0), die Gruppe derjenigen, welche einen zwei: bis dreijährigen Auf: 
enthalt in der Stadt Zürich hatten, umfaßt 7,1°/0 (81,5—74,4%/o). In 
der eriten Gruppe befinden fich ausſchließlich Schweizer, die hier nicht in 
Betraht fallen; die zweite Gruppe beiteht auß 142 Schmweizern und 76 
(35 0/0) Ausländern, die zweite und dritte Gruppe zuſaumen enthalten 235 
Schmeizer und 127 Ausländer. 

Die Gejamtunterftügungsjumme für die betreffenden vier Jahre ift 
Fr. 124,632, die Zahl der Unterftügten beträgt 2023, es fommt aljo durd- 
fchnittlih auf die Perſon eine Unterjtügungsjumme von Fr. 61,5. Hätte 
während der vier Jahre die Karenzzeit für die Ausländer zwei Jahre betragen, 
jo würden jährlih 76:4: - 19 Ausländer weniger unterftügt worden fein 
und die Stadt hätte 19 X 61,5 = Fr. 1168 eripart; hätte fich die Karenz- 
zeit auf drei Jahre belaufen, jo wären jährlih 127:4-—32 Ausländer 
weniger unterftügt worden, und die Stadt hätte Fr. 1968 weniger ausgegeben. 

Diefe geringe Eriparnis, welche die Stadt auch während einer Periode 
der mirtjchaftlihen Krifis, wo die Arbeitslojenunterftügung eine ziemliche 
Ausdehnung erreichte, machen fünnte, wenn fie den Wünfchen des Bürger- 
verbandes Rechnung tragen würde, wiegt unter feinen Umftänden die Härte 
auf, welde in den meiften Fällen darin liegen würde, dag man einen jeit 
1—2 oder fogar feit 2—3 Jahren mit feiner Famtlie in Zürih anfäfligen 
Ausländern, wenn er ım Yaufe des Winter arbeitslos wird, die Arbeits: 
lofenunterftügung verweigerte. Es märe auch eine folde Verſchärfung der 
Unterftügungsbedingungen den Ausländern gegenitber, um Heiner Erſpar— 
niffe willen, deshalb nicht gerechtfertigt, weil wir in unferer wirtjchaftlichen 
Tätigkeit der Berwendung ausländifcher Arbeiter gar nicht entraten fünnen. 

40 


— 636 — 


Die vom Bürgerverbande in zweiter Linie angeregte Frage einer andern 
Drganifation der Arbeitslofenunterftügung, die mehr den Charakter einer 
Berfiherung hätte, ift durchaus der Beachtung mert. 

Dem dritten Wunjche des Bürgerverbandes, Arbeitsloje, die im lau- 
fenden Jahre „unter Bertragsbruh* ſich an einem Streif beteiligten, von 
der Unterftügung auszufhliegen, kann wohl nicht entjprochen werden. 
Auch wenn man mit der Eingabe einen Streif ohne vorausgegangene regel: 
mäßige Kündigung als „gröblichen Vertragsbruch“ betrachtet, jo ift doch zu 
berüdjichtigen, daß der Einzelne für ein ſolches Vorgehen nicht verantwortlich 
gemacht werden kann, weil ja nicht ſowohl er für ji, al3 vielmehr die gauze 
Drganifation in den Streik eintritt und von ihr der Zeitpunkt des Streik— 
beginnes feftgefegt wird. Der einzelne bat fich jemeilen dem Bejchluffe der 
DOrganijation zu fügen, wenn er ſich nicht der Mißachtung jeiner Kameraden 
ausfegen mil. Wenn er aber als Einzelperfon für den Streif nit ver— 
antwortlich gemadt werden fann, jo darf er auch nicht dafür beftraft werden, 
daß er den Streit mitgemadht hat. Uebrigens ijt zu jagen, daß gerade die 
organifierten Arbeiter, von denen die Streifbewegungen natürlicherweie 
geleitet werden, die Arbeitslofenunterftügung bedeutend weniger in Anjprud 
nehmen als diejenigen, welche feiner Organifation angehören. Ungefähr die 
Hälfte aller Unterftügten befteht jeweilen aus Taglöhnern aller Art, Erd 
arbeitern ufw., und nur ein fleiner Teil derjelben find organifierte Berufs 
arbeiter. Es geht dies auch ſchon daraus hervor, daß etwa zwei Dritteile 
der Unterftügten zu gewöhnlichen Zeiten einen Taglohn von weniger als 
dr. 5 beziehen. 


Statiftifdye Notizen. 


Die Fchweiserifchen Arbeitsamter (Uachweisbureaur) 
im Jahre 1905. 
(Aus dem 1. Geichäftsbericht der Zentralitelle ſchweiz. Arbeitsämter). 


Die erften gegenjeitigen Beziehungen der fchweizeriichen Arbeit3ämter 
unter fi wurden gegen Ende des Jahres 1901 durch einen vom Arbeits: 
amte Zürich veranlagten gemeinfamen NRapport über den Stand der Arbeits: 
lofigfeit und die Frequenz der Bermittlungsftellen eingeleitet. 

Schon in diefer Berichteritattung, an der ſich die Arbeitsnachweis— 
bureaur Bajel, Bern, Biel, Genf, Yuzern, Schaffhaufen, St. Gallen, Winterthur 
und Zürich beteiligten, wurde mit einer unverfennbaren Deutlichkeit und 
Uebereinftimmung darauf verwieſen, daß die bejtehenden Ungleichheiten im der 
Praxis durch eine einheitlihe Geſchäftsführung und Verichterſtattung erjegt 
werden follten, daß die VBermittlungstätigfeit durch einen geregelten Valanzen— 
austaujch ausgedehnt umd durch Erlangung von Hülfsmitteln (Fahrpreis- 
ermäßigung und PBortofreiheit zum Zwede der Arbeitsvermittlung zc.) erleichtert, 
fowie der ländliche Arbeitsnachweis (Naturalverpflegungsitationen) durch An: 
Ihluß an die fommmunalen Arbeitsämter gehoben werden müße. 

AS eine weitere Frucht diefer gegemjeitigen Annäherung ift die am 
5. Juli 1903 in Zürich jtattgefundene erfte Konferenz jchweizerijcher Arbeits: 
ämter zu bezeichnen, der dann am 25. September die Jahresverfammlung 
des Schweizeriihen Städteverbandes in Bafel folgte. An beiden Zufammen: 
fünften wurde dad Bedürfnis der öffentlihen Regelung des Arbeitsnachmweijes 
grundjäglih anerfannt und den Berwaltungen derjenigen Städte, die folcher 
Anftalten noch entbehren, die beförderlihe Einrichtung kommunaler Arbeits- 
ämter und deren zwedmäßige Verbindung unter fih, wie mit Wrbeitsver: 
mittlungsftellen auf dem Yande, als eim nicht unmejentlihes Mittel zur 
Bekämpfung der Arbeutslojennot amnempfohlen. Der Borftand des Städte: 
verbandes wurde eingeladen, der Ausbildung und Ausdehnung der öffentlichen 
Arbeitsvermittlung ın der Schweiz jeine befondere Aufmerkſamkeit zu jchenten, 
fowie bei den Bundesbehörden die Beftrebungen für ftaatliche Förderung und 
Unterflügung des Arbeitsnachweiſes, jpeziell auch für Gewährung von Erleich: 
terungen im Berkehr mit und zwijchen den Bermittlungsämtern Portofreiheit, 
gebührenfreie Benutzung des Telephons, Fahrpreisermäßigung auf den öffent: 
lichen Transportanftalten :c.) zu unterftügen. 

Da raſch das Bedürfnis einer Organifation des gegenfeitigen Verkehrs 
der bejtehenden Arbeitsämter und der Herausgabe einer Zentralvalanzenlifte :c. 
fih fühlbar machte, diefem Bedürfnis aber nur durh Schaffung einer Zentral: 
ftelle zu genügen mar, gelangte die von der eriten Konferenz ſchweizeriſcher 
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Urbeitsämter am 5. Juli 1903 in Zürich beftellte Kommiffion im November 
1904 zu dem Untrage: 
1. Es fei eines der beftehenden Arbeitsämter mit der Uebernahme der 
BZentralleitung proviſoriſch zu beauftragen ; 
2. es fer das ftädtifche Arbeitsamt Zürich, als die gegenwärtig frequen- 
tiertefte und am beiten organifierte ArbeitSnachmweisftelle, mit diefem 
Auftrage zu betrauen. 

Die Arbeitsämter Aarau, Bafel, Bern, Biel, Genf, St. Gallen, Schaff: 
haufen, Winterthur und Zürih nahmen diefen Vorſchlag an, zugleich mit 
der Berpflihtung, an die Koſten der Zentralleitung Beiträge zu leiften. 

Trogdem die Uebernahme der Zentralleitung für das Arbeitsamt Zürich 
eine Mehrbelaftung mit Arbeit und für die Stadt nicht unmejentliche Mehr- 
ausgaben zur Folge haben mußte, faßte der Stadtrat von Zürich am 23. Fe— 
bruar 1905 den Beſchluß, es ſei der proviforifchen Uebernahme der Zentral- 
leitung für die ſchweizeriſchen kommunalen Arbeitsämter dur das ftädtijche 
Arbeitsamt Zürich zuzuftimmen und der nötige Kredit für die dadurch ver- 
urfachte Perfonalvermehrung beim Arbeitamte zu gewähren. 

Die Betriebstätigfeit der Zentralftelle wurde am 1. April 1905 eröffnet. 

Die Kommiffion ſchweizeriſcher Arbeitsämter bezeichnete die Fördernng 
des kommunalen Arbeitsnachweiſes durh Zufammenftellung und Herausgabe 
einer Zentralvafanzenlifte, durch Ermöglichung einer nad) einheitlichen Grund- 
fägen geregelten Berichterftattung über die Frequenz- und Bermittlungsergebniffe, 
durch Sammlung monatlider Rapporte und die Herausgabe eines Zentral- 
berichtes, ſowie die Aufrechterhaltung aller förderlichen Beziehungen zu den 
fantonalen und eidgenöffifchen Behörden, wie auswärtigen ArbeitSämtern, 
al3 nächfte Obliegenheiten der Zentralftelle. 

Gemäß den Berichten der einzelnen Arbeitsämter an die Zentral- 
ftelle ergibt fich folgende Frequenz der ſchweizeriſchen Arbeitsämter im Fahre 1905. 


























Dffene Stellen Arbeitſuchende Beſetzte Stellen = 

Atbeilsunt — | — ER, R= 

männl, | weibl. weibl. | Zotal | männt. | weibl. | Total | S 
Marau...| 2595| 814| 3409| 1996| 469 | 2465| 1165| 8333| 1498| 5684| 
Baiel ... | 7634| 5286 |12920|10091 | 4087 |14178 | 6708| 4073 10781] 9924| 
Bern ...| 6422| 4601/11028] 6302| 2780 | 9082| 4129| 2825 | 6454| 4289) 
Biel .... 604 781| 1390] 342 519) 861 600 | 752| 1352] 3786 
Senf ...1 4904| 3043| 7947] 6385 | 2698| 9083| 3614| 1318| 4932] 5344| 


Sarıs..| I - | I ul — | 1 ge al 878 
Sch'hauſen 10207 40| 1060| 2083| 20 923] 5891 11 sol 886 
St. Gallen | 1990| 2374| 4864| 2278| 2023| 4801) 1342| 1420| 2762| 2347 
Winterthur 350 | — 350] 143 — 143] 197° — 197] 4001 
Zürich. . . 110945 | 10681 | 21626 | 12797 | 5508 | 18305 | 7353 | 8807 | 15660 | 10189 
L- 


























| Total . | 36496 | 23120 | 64616 | 41251 | 18104 | 59355 | 25704 | 18539 | 44243 | 46978 | 
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Bemerkung. Da der Arbeitsnachweis in Biel direlt mit der Natural: 
verpflegung verbunden tft, jind die angegebenen 3786 Durchreifenden in der 
Zahl der Arbeitſuchenden mitzurechnen; ebenfo in Winterthur, wo die 
Arbeitjuhenden (ausgenommen die Feine Zahl von 143) ausſchließlich Durd- 
reifende, d. h. Solche find, die die Naturalverpflegung beanſpruchen. Ebenfo 
verhält e3 fih in Glarus und Schaffhaufen. Beim Arbeitsnachweis- 
burean in Genf wurden außer den in der Frequenztabelle angegebenen offenen 
Stellen noh 857 Aushülfsitellen für Coiffeure angemeldet, von denen 682 
befegt werden fonnten. 


Im Jahre 1905 wurden demnach 44,243 Stellen vermittelt (25,704 
Stellen für männliche und 18,539 für weibliche Arbeit) oder 70,4 %/0 der 
offenen Stellen für Arbeiter und 66/0 derjenigen für mweiblihe Stellen» 
juchende, insgejamt 68,5 °/0 der verlangten Arbeitskräfte. Auf je 100 Stellen» 
juchende wurden 62 vermittelt für Männerarbeit und 102 für Frauenarbeit, 
im Total auf je 100 Stellenfuhende 75 Bermittlungen. 

Die Zahl der Durchreiſenden beträgt 46,978 (wovon die Mehrzahl 
fih bei verichiedenen Arbeitsämtern gemeldet haben wird). 

Der Arbeitsmarkt hatte fih im Jahre 1905 im der Schweiz fehr 
günftig geitaltet und es hätte eime weit höhere VBermittlungsziffer erreicht 
werden fünnen, wenn die gute Konjunktur in Gewerbe und Induſtrie nicht 
begleitet gewejen wäre von einer großen Zahl heftiger Arbeitsfämpfe. 
Solder Kämpfe um das Arbeitöverhältnis wurden nach einer privaten Zu: 
fammtenftelung in der Schweiz im Jahre 1905 353 gezählt, von welchen 
110 zu Streits, 42 zu Sperren und 9 zu Ausfperrungen geführt haben. 
Obmohl die Arbeitsämter jemweilen- ihren Betrieb nicht einftellen, fondern 
fortfegen, aber allerdings zur Wahrung ihrer den Streitparteien ſchuldigen 
Neutralität gleichzeitig die Tatjache des Konflift8 den Arbeitjuchenden befannt 
geben, beeinfluffen diefe Störungen die Bermittlungstätigfeit der betreffenden 
Arbeitsnachweiſe ſtark. Wenn trogdem die Bermittlungstätigfeit beziehungs- 
weile die Bermittlungsziffern gegenüber frühern Jahren erheblich zuge: 
nommen, fo iſt das, wenigitens teilweife, den inzwischen abgefchloifenen 
gegenjeitigen Vereinbarungen und Beziehungen der ArbeitSämter zuzufchreiben. 

Den Berichten der einzelnen Urbeitsämter iſt zu entnehmen, daß die 
Inanſpruchnahme der kommunalen Arbeitsvermittlung noch nicht überall in 
gewünjhtem Maße erfolgt und daß die Zentralifation des Arbeitsnachmweifes 
(mamentlih in der Weſtſchweiz) vervollitändigt werden jollte. Die Durch— 
reifenden interrejfieren jich überall jehr um die Zentralvafanzenlifte, die durch 
Errichtung weiterer Arbeitsämter noch reichhaltiger gejtaltet werden fönnte. 

Die Stellenvermittlung für häusliche Dienftboten und weibliches Wirt- 
ſchafts- und SHotelperfonal iſt in der Entwidlung gegenüber der Arbeits- 
vermittlung für männliche Arbeitsfräfte im allgemeinen noch etwas zurüd 
und leidet namentlih am Mangel an paſſender Nachfrage. 

Die lokale Bermittlungstätig!:t wird durch die wirtjchaftlichen, indu— 
ftrielen und gewerblichen Verhältniſſe im allgemeinen, die Yohntarife und 
Arbeitsbedingungen im Speziellen reguliert, aus welcher Tatſache fich die 
vorhandenen Unterjchtede in der Frequenz der einzelnen Arbeitsämter ergeben. 
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Die Entfernung zwijchen den jett beftehenden einzelnen Arbeitsnachweisftellen 
ift eine zu große, um einen rationellen Ausgleih der vorhandenen Arbeits: 
fräfte zwifchen Stadt und Land zu ermöglichen, und es ift daher auch feine 
außerordentliche Erfcheinung, wenn die Zumeifung von Arbeitskräften „auf 
das Yand“ nur mit großer Mühe, jehr oft überhaupt nicht möglich ift. 

Der bedeutende Einfluß der üffentlihen Arbeitsnachmeisftellen auf 
eine ausgleichende Bermittlungstätigfeit, und die Aufgabe, die ihnen durch 
eine zwedmäßige Verbindung mit Yandjtationen zufält, wird eben leider 
vielfach unterfchägt und mißverftanden, zumeift dort, wo deren Erridtung 
am notwendigiten wäre. 

Der öffentliche Arbeitsnachweis hat auch in der Schweiz feine Zukunft ! 
Die unentgeltlihe Mithülfe beim Erhalten von Wrbeit wird unter allen 
Schichten der Bevölkerung als ein Bedürfnis empfunden, das mit dem Volks— 
mwohle dermaßen eng zufammenhängt, daß Bund, Kantone und Gemeinden 
immer mehr ihre Mitwirkung an dieſem fozialen Werke anerbieten und ohne 
weiteres al3 Pflicht anerkennen. Die zentralifierte Tätigkeit der ſchweizeriſchen 
Urbeitsämter hat mit einem frichbelebenden Zunge eingejegt, und aus den 
Einzelberichten (die in fünftigen Zentralberichten ausführlichere Erwähnung 
finden follen) geht deutlich hervor, daß die Verwaltungen eifrig bemitht find, 
die Entwidlung de3 fommunalen Arbeitsnachweiſes zu fördern, der bald zur 
fegensreihen Wohlfahrtseinrihtung des Yandes werden wird! 


Be 


Miscellen. 


Das Juternationale Inſtitut für Sozial-Bibliographie, feine Aufgaben und Ziele. 
(Nach) einer von Dr. Hermann Bed in den „Boltswirtichaftlichen Blätter“ 
veröffentlichten Darlegung). 


Wenn man erfährt, daß in den modernen Kulturftaaten auf fozial- 
wisjenichaftlichem Gebiete heute jährlich etma 6— 8000 Bücher und 12— 15,000 
größere Aufläge veröffentlicht werden, dann leuchtet es ohne weiteres ein, 
daß die jchnelle und gründliche Information über die Neuerfheinungen zu 
einer hochbedeutfamen Frage geworden iüft. 

Es ift heute unmöglich, mit erträglihem Aufwand an Zeit und Koſten 
die gejamte Literatur über eine beftimmte Materie überhaupt zu ermitteln, 
und zu jagen, wo fie zu finden ift. Es iſt ferner unmöglich, ſich ſchnell 
genug über den jeweiligen Stand der Forschung in Bezug auf einen beftimmten 
Gegenſtand zu informieren, da insbeſondere die Zeitjchriftenliteratur (e8 fomnıen 
deren über 800 im Frage) entweder nicht befannt oder nicht zugänglich ıjt. 
Wir find auch nicht in der Yage, uns lückenlos über alle literarifchen Arbeiten 
eines beliebigen Autors (nicht nur eines befannten Gelehrten) zu informieren. 
Und es ıft endlich unmöglich, irgendwo erfchöpfend Auskunft zu erhalten, 
ob jemand, und mer zur Zeit an bejiimmten Problemen oder in beftimmter ’ 
Richtung arbeitet. Der Grund tft einfach der, daß es eine Zentraljtelle für 
die Sammlung, Sichtung und Veröffentlihung aller fozialwiſſenſchaftlichen 
bibliographiichen Mitteilungen bisher nicht gab und eine Auslunftſtelle noch 
nicht exiſtiert. Es entbehrt nicht einer gewiſſen Ironie, zu fehen, wie die 
Wiſſenſchaft von der Arbeitsteilung und =Bereinigung, dem öfonomijchen 
Prinzip und vielen anderen Prinzipien der Arbeit für ihr eigenes Arbeiten 
diefes Willen nicht angewendet bat und heute von anderen Wiſſenſchaften 
und deren Einrichtungen lernen muß. 

In unferer Wiffenfchaft begnügte man ſich bisher mit dem bequemen, 
aber leider jehr unzugänglichen alten Wegen der Information. Bibliographijche 
Zujammenftellungen finden fich ja faft in jeder Zeitichrift, erhält man vom 
Buchhändler zugefandt. Ste find aber erſtens unvolljtändig; und fie bedeuten 
zweitens eine aufßerordentlihe Verſchwendung an Zeit, Kraft und Geld. Sie 
find eine Berfhwendung an Kraft, meil die Zufammenjtellung derjelben 
Titel gleichzeitig von mehreren hundert Bibliographen, die größtenteils mit 
ungenügenden Hilfsmitteln ausgeftattet find, erfolgt, jtatt an einer techniſch 
gut ausgerüfteten Zentralitelle. Auch der Berluft an Zeit und Geld Liegt zutage, 


* 


Der Gedanke einer großzügigen Rationalifierung diefer Arbeit wurde 
zuerft in Amerika erörtert. Den Ausgangspunkt bildete da8 von Demey 
aufgeftellte Projekt eines untverfalen Dezimalklaſifikationsſyſtems, 
mit welchem er alle Wiſſenſchaften auch die der Zufunft) in einen Rahmen 
bringen wollte, der, auf den Dezimalen aufgebaut, duch Anhängung weiterer 
Dezimalen es ermöglicht, allen Wiſſenſchaften einen durch beftimmte Ziffern 
bezeichneten, alfo international verftändlihen Standort anzumeifen, den die 
literarifchen Produfie der einzelnen Wiffenfchaften in Bibliographien, Kata— 
logen und Bibliothefen einheitlich einnehmen follten. Demey teilt das menjch- 
liche Willen in folgende zehn Abjchnitte: 

0. Ouvrages généraux. — 1. Philosophie. — 2. Religion. 3. Sciens sociales 
et droit. — 4. Philologie. — 5. Sciences naturelles. — 6. Sciences appliquäes. 
— 7. Beaux-Arts. — 8. Litterature. — 9. Histoire et Geographie. —* 

Diefer Gedanke wurde 1895 mit der Gründung des „Institut Inter- 
national de Bibliographie* in Brüfjel zu verwirklichen gefudt. Das genannte 
Inftitut will die Titel ſämtlicher literarifchen Erſcheinungen der Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft nach dem Deweyſyſtem Haffifiziert bibliographifieren, 
herausgeben und fo eine ideelle univerjelle Bibliothek jchaffen. Bon den bis- 
herigen literarifhen Erſcheinungen der Kulturvöller, die von Britffel auf rund 
50 Millionen gefhägt werden, hat das Juftitut bisher etwa 2'/, Millionen 
bibliographifiert. 

Wie fieht nun heute nad zehn Fahren dies Projeft aus? In prin— 
zipieller Hinfiht it zu fagen, daß die Idee der Dezimalklaffififation der 
Wiſſenſchaft als undurchführbar bezeichnet werden muß, weil fich ein 
duch die Zahl 10 feftgelegter Rahmen für die Zweige des gefammten menſch— 
lichen Wiffens als unzureichend erwiefen hat. Das Beftreben, alles in diefen 
ftarren Rahmen zu zwängen, führt notwendig zu den abjurdejten Zuſammen— 
würfelungen. Der vor zwölf Jahren entworfene Rahmen ift heute ſchon 
unbraudbar. 

Seit zwei Jahren hat Brüffel das Erjcheinen feines Bulletins ein: 
geftellt, offenbar um dem Ausbau der Spftematif mehr Zeit und Kräfte 
widmen zu fünnen. Hierzu mag auch die finanzielle Erſchöpfung gekommen fein. 

Die große Zentralftelle der internationalen Bibliographie: die Yondoner 
Royal Society und die mit ihr an dem International Catalogue of Seien- 
tifie Literature zujammenarbeitenden Berbände und Inſtitute haben auch 
die Alzeptierung des Deweyſyſtems abgelehnt. Auf die Urſachen und Einzel- 
heiten des Geſagten fann an diejer Stelle nicht näher eingegangen werden. 
Dagegen muß hier gejagt werden, dag das Brüfjeler Inſtitut mit feiner 
Bibliographie der Sozialmwijjenjhaften (Bibliographia econo- 
mica universalis) eine völlig unzureichende und die deutſchſprachliche 
Wiffenfhaft außerordentlih vernadläjfigende Arbeit ge— 
leiftet hat. 

Unter diefen Umftänden erfchien die Gründung eines fich ausfchließlich 
der Bibliographie der Sozialwifjenfchaften widmenden internationalen In— 
ftitutes dringend geboten. Den Anlaß zur Gründung gaben die Erfahrungen 
der feit Januar 1905 beftehenden und mit jedem Monate an Umfang und 
Wert gewachſenen Bibliographie der Soztalwiffenichaften, die als Teil II 
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der „SKritifchen Blätter für die gefamten Sozialwiffenfhaften“ in Verbindung 
mit einem ganzen Stabe fländiger Korrefpondenten herausgegeben wurde. 

Das Arbeitsbereich des Inſtitutes umfaßt die folgenden Gebiete: 

Theoretiiche und praftifche Sozialöfonomie (Wirtfchaftstunde und Politik 
der Yandwirtichaft, Forftwirtichaft, des Bergbaues, Verkehrs- und Ausftellungs- 
weſens, Handels- und Zollweſens, ‚des Gewerbe und der Induſtrie, des 
Geld», Kredit, Bank-, Börfen: und Verficherungsmefens) ; Soziologie, Soztal« 
politif (Arbeiterfhug und »Berfiherung, Organijationen der Arbeitgeber und 
nehmer, Streils, Arbeitslofigfeit und Bermittlung, Mitteljtandspolitit, Woh- 
nungd: und Baumejen, joziale Medizin, Frauenfrage, Genoſſenſchafts-, 
Armen: und Fürforgemefen und Wohlfahrtspflege); Finanzwiſſenſchaft und 
Bolitif, Soziale und Wirtihaftsgeihichte, SKolonialmefen, Kriminologie, 
Wirtfchaftsreht; als Orenzgebiete noch: Handelswiflenichaften, Technik, 
Bölkertunde und Wirtichaftsgeographie. 

Die Bibliographie wird ausgedehnt auf: 

Amerika (Nord und Sid), Auftralien, Belgien, Bulgarien, Dänemarf, 
Deutſchland, England nebit Kolonien, Finnland, Frankreih, Holland, Japan 
(foweit in englifher Sprade), Indien, Jtalien, Kroatien, Norwegen, Defter: 
reich, Polen, Rußland, Schweden, Schweiz, Serbien, Spanien, Türkei, Ungarn. 

Bearbeitet werden alle buchhändleriihen Organe. ferner Kataloge von 
Bibliothelen und Firmen, über 600 Fachzeitichriiten und die Protofolle der 
Parlamente und Kongreſſe. 

Veröffentlicht werden: 

1. Monatlich, nah Bedarf auch in fürzeren Zmifchenräumen, eine in 
20 Haupt: und 52 Unterabteilungen eingeteilte, ſyſtematiſche Zuſammen— 
ftellung aller Neuericheinungen. Den Titeln werden nah Möglichkeit Notizen 
über den Inhalt der betreffenden Pubtlifation zur näheren Information 
hinzugefügt. 

2. Jährlich ein den Inhalt der Monatsbibliographien zujanımenfafjendes 
Jahrbuch mit umfaffenden Sad: und Autorenregiftern. 

3. Monographien, d. 5. Zufammenftellungen aller Erfcheinungen eines 
bejtimmten Gebietes, die in den legten Jahrzehnten oder überhaupt veröffentlicht 
wurden. Diefe Monographien ergänzen aljo die nur die jeweiligen Neuer- 
iheinungen verzeichnenden Monatshefte umd geftatten, fich über alles vor— 
handene Material einer beftimmten Frage jchnell zu informieren. 

4. Ein Führer durch die internationale Zeitichriftenliteratar, der in 
Zwiſchenräumen von mehreren Jahren in neuer Auflage erjcheinen ſoll. 

5. Ein Führer durch diejenigen Bibliothefen, die auf ſozialwiſſen— 
ſchaftlichem Gebiete befondere Spezialitäten pflegen. 

6. Separatbibliographien beftimmter Abjchnitte der Monatsbibliographie, 
die monatlich oder vierteljährlich an Zeitjchriften, Vereinigungen ujw. zum 
Beilegen an Stelle der bisher von diefen jelbjtgefertigten Zufammenitellungen 
geliefert werden. 

Zu dieſen Veröffentlihungen tritt als ergänzende Einrichtung hinzu 
eine Ausfunftsitelle für bibliographifhe Angelegenheiten und die Lie— 
ferung bejtimmter Kolleftionen von Titeln auf Bejtellung an Private. 
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Das Inſtitut kann mit ſeinen Veröffentlichungen nicht nur Antwort 
geben auf die Fragen: 1. Welche Arbeiten ſind im letzten Monat auf meinem 
Spezialgebiete erſchienen, ſelbſtändig, oder als Aufſatz in einer der über 600 
Fachzeitſchriften aller Kulturſtaaten? und 2. Was hat ein beſtimmter Verfaſſer 
im letzten Monat geſchrieben? — ſondern der geplante Zentralkatalog wird 
in Verbindung mit dem Führer durch die Bibliotheken und der Auskunftſtelle 
auch beantworten können —. 3. Welche Arbeiten find überhaupt auf meinem 
Interefjengebiete bisher erfchienen? A. In welcher Bibliothek finde ich ein 
bejtimmtes Werf oder cine beftimmte Zeitichrift? und 5. Welches ift die 
erfte oder die legte Auflage eine Werkes, wieviel Auflagen hat dasjelbe 
überhaupt, wodurch unterjcheiden ſich diefelben ujw. 

Der Zentralfatalog, den dieſe Arbeit vorausjegt und der den Titel 
jeder ſozialwiſſenſchaftlichen Publikation enthalten muß, und zwar in Autoren, 
Sad: und Schlagwortfatalogen, ſowie chronologiſch und nad) Spradhgebteten 
geordnet, ift 3. 3. in Arbeit. Er dürfte am Ende dieſes Jahres e'wa 
100,000 Bublifationen, jomit rund eine halbe Million Karten enthalten und 
monatlih einen Zuwachs von etwa 2000 Neuerjcheinungen (die jih in der 
Monatsbibliographie finden) und in Berbindung mit der Herausgabe der 
Monographien einen Jahreszumahs von 10— 20,000 Titeln oder 60 bis 
100,000 Karten, zufammen alfo einen Kartenzuwachs von jährlich rund 
14 Million Karten haben. Bei diefem Tempo dürfte die Geſamtinventari— 
fierung der internationalen foztalwiffenfchaftlichen Literatur im Laufe des 
nächften Jahrzehnts bis auf fchwer erreichbare Raritäten abgeſchloſſen fein. 
Der monatlihe Zuwachs aus dem internationalen Monatsbericht wird dieſes 
Zentralarbiv ununterbrohen auf dem laufenden erhalten. ! 


! Das Hauptbureau befindet fih Berlin W. 50, Spichernftraße 17. 





Bücherbeſprechungen. 





Dr. Rudolf Herbſt. Die gewerbliche Nachtarbeit der 
jugendlichen Arbeiter und Kinder in Oeſterreich. Schriften 
der öfterr. Gefellfichaft für Arbeiterfhug, 8. Heft. Wien 1906. Franz Deutide. 

Der Verfaſſer beleuchtet in dem einleitenden Kapitel den Umfang der 
gewerblihen Arbeit der Jugendlichen und Kinder in Defterreich, mobei er 
ih vornehmlih auf die Ergebnifje der Betriebszählung von 1902 ſowie auf 
die Nejultate der 1900 durchgeführten Erhebungen über die außerhalb der 
Schule bejchäftigten fchulpflichtigen Kinder ftügt. Die Betriebszählung ergab, 
daß in allen gemwerbliden Hauptbetrieben, einfchlieglih des Bergbaues, 
198,746 Jugendlihe unter 16 Jahren befhäftigt waren, die etwa 6/0 aller 
Berufstätigen in diefen Betrieben bildeten. Hiermit ftimmen die Angaben 
der Gemerbeinfpeftionsberichte nahezu überein; von den Arbeitern der injpi- 
zierten Betriebe waren Jugendliche: 1884 8,4 °/o, 1892 8,1 %/o, 1900 6,0°/o, 
1904 5,8%. 
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Die Nachtarbeit der Jugendlichen beiderlei Geſchlechts ift bis zum 
vollendeten 16. Yebensjahre durch die öfterreichifche Gewerbeordnung verboten. 
AS Nachtzeit werden die Stunden von 8 Uhr abends bis 5 Uhr morgens 
angejehen. Im Berordnungsmwege können jedoch für beftimmte Kategorien 
von Gemwerben mit Rüdjicht auf klimatiſche Berhältniffe oder jonftige wichtige 
Umftände die bezeichneten Grenzen der Nachtarbeit geändert, oder e3 fann 
die Nachtarbeit jugendlicher Hilfsarbeiter überhaupt geftattet werden. Gegen: 
wärtig ftehen folgende Ausnahmen in Kraft. 1. Fabriksmäßige Betriebe: 
Männliche Jugendliche dürfen in Eifenhüttenwerfen und Glashütten zu gewiſſen 
Arbeiten während der Nachtzeit verwendet werden; in Papier- und Halbzeug— 
fabrifen, ſowie in BZuderfabrifen gilt dasfelbe hinfichtlih der beim konti— 
nuierlihen Betriebe beihäftigten Jugendlichen ohne Unterfchied des Gefchlechts ; 
in Konfervenfabrifen dürfen die Jugendlichen zeitweife, wenn fich die von 
ihnen verrichteten Manipulationen nicht verfchieben laſſen ohne die betr. 
Stoffe der Gefahr des Verderbens auszufegen, während der Nachtzeit beichäfigt 
werden; den Emailgeſchirrfabriken, in welchen der kontinuierliche Betrieb der 
Defen mitteld dreier Arbeitsjchichten aufrecht erhalten wird, ift die Ber: 
wendung jugendlicher Arbeiter, fofern fie nicht länger als act in je 24 
Stunden beſchäftigt find, bis 9 Uhr abends zugeftanden worden. — 2. Betriebe 
aller Kategorien: In Seidenfilanden it c8 während der Monate Juni und 
Juli geftattet, Jugendliche beiderlei Geihlehts vor 5 Uhr früh und nad 
8 Uhr abends zu beichäftigen, wenn ihnen eine entiprechende Verlängerung 
der Mittagsraft eingeräumt wird. Männliche Jugendliche, die in Senjenwerfen 
als Gehilfen der Feuerarbeiter in Verwendung jtehen, dürfen unter Voraus— 
jegung der Abwechslung zwifchen Tag: und Nahtihicht in den Nacht: und 
erften Morgenftunden bejchäftigt werden; im Gaſt- und Schanfgewerbe kann 
diefelbe Arbeiterfategorie bi8 12 Uhr nachts verwendet werden; im Bäder: 
gewerbe ift Nachtarbeit der jugendlichen Lehrlinge in jolchen Betrieben erlaubt, 
wo nur einmal in je 24 Stunden Weißgebäck erzeugt wird. In allen Fällen, 
wenn behördlicherjeit3 Ueberjtunden bewilligt werden, gilt die Bemilligung 
auch für die jugendlichen Arbeiter. — Bei den Regiebauten von Eijenbahnen, 
ſowie bei den Hilfsanftalten derjelben, die nicht der Gewerbeordnung unter- 
jtehen, ift die Nachtarbeit der Jugendlihen unter 16 Fahren verboten. Im 
Berggeiege ift ein derartiges Verbot hingegen nicht enthalten. 

Dr. Herbit legt in anihaulicher Weife die Gründe dar, die zur Feſt— 
jegung von Ausnahmen von Berbote der Nachtarbeit geführt haben, mobei 
er auszugsweiſe die Gutachten von Vertretern der Induſtriellen wiedergibt, 
die dieje feinerzeit über den Entwurf der heute geltenden Gejegesbeftimmungen 
abgaben. Damals fonnte nur den Wünfchen eines Teils der Induftriellen entiprochen 
werden; doch jcheinen fich die Gewerbe, denen feine Yusnahmsbegünftigungen 
gewährt wurden, mit dem Geſetz ganz gut abgefunden zu haben, wenn aud) 
einige davon, mie die chemiſche Induſtrie, fich noch in neuerer Zeit beſonders 
frafje Uebertretungen leifteten. Es werden wichtige Tatjahen angeführt, die 
dafür ſprechen, daß trog mancher Hinderniſſe die jo minjchenswerte Auf: 
hebung auch der jest noch beftehenden Ausnahmen denn doch nicht unmöglich 
ift. Gewiß liegt im einzelnen Fällen ein unleugbares Bedürfnis vor; vielfach 
wird auch eim nicht zu unterihägender Widerjtand der Arbeiter jelbft zu über: 
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mwinden fein, bejonders dort, mo der Brauch eingebürgert ift, daß der Arbeiter 
fih als Helfer fein eigenes oder naher Verwandter Kind nimmt. E3 wird 
jedoch betont, daß, abgefehen von allgemeinen Erwägungen über die Schäd- 
lichkeit der Nachtarbeit für Körper und Geift der Jugendlichen, gerade im 
jenen Betrieben, welchen Ausnahmen bewilligt wurden, zahlreiche Beſchäf— 
tigungen vorfommen, die durch die Gewerbeordnung den Jugendlichen über- 
haupt unterjagt find, Die Gewerbeinfpeftoren bezeichnen viele diefer Betriebe 
als ſolche, in welchen die Arbeit Jugendlicher, teils wegen der mit den dort 
vorfommenden Arbeiten verbundenen Ueberanftrengung, teil® wegen erhöhter 
Unfallsgefahr, teild wegen Entwidlung von Staub oder Geſundheitsſchädlichen 
Dämpfen, ganz verboten werden foll. Beiſpielsweiſe die Papier: und Zuder- 
fabrifen, ebenfo wie die Hüttenwerfe, weiſen eine die durchichnittliche Mor— 
biditätsziffer der männlichen Arbeiter (7,9) erheblich überjchreitende Erkran— 
fungsziffer auf, nämlihd — nad der Zujammenftellung im Programme für 
die Reform der Arbeiterverfiherung — 9,0, und 11,8. Dr. SHerbft 
vertritt die Anficht, daß fich im den nichtfabrifmäßig betriebenen Gewerben 
ebenfall3 die Ausnahmen vom Berbot der Nachtarbeit der Jugendlichen beſei— 
tigen laffen werden, ohne die Gewerbe zu ſchädigen; erwünjcht ift dies beſonders 
deshalb, weil Uebertretungen der Nahtruhevorjchriften für jugendliche Arbeiter 
in fabrifmäßigen Betrieben ziemlich jelten vorfommen, während fie im Klein- 
gewerbe noch immer recht häufig find. Die Erklärung für die relative Seltenheit 
olcher Uebertretungen in fabrifmäßigen Betrieben, jagt der Verfaſſer, ergibtf 
fi) leicht daraus, daß eben für jene Induſtrien, in denen ein gewiſſes 
Bedürfnis nad diefer Nachtarbeit beitand, nach den Umfange diefes Bedürf- 
niffes die Nactarbeit Jugendlicher geitattet ift, während in den anderen 
Betrieben der Anlaß zu Uebertretungen fehlt. Die von den Gewerbeinſpektoren 
mitgeteilten Uebertretungsfälle haben feinen Anſpruch auf Bollftändigkeit, da 
die meiſten Verſtöße gegen das Gejeg den Auffichtsbeamten nicht zur Kenntnis 
fommen, gerade wieder im Stleingewerbe, wo die Inſpektion zur Nachtzeit 
auf faft unüberwindlihe Hinderniffe ftößt. 

Hinfichtlih der Ausdehnung der Nachtarbeit der Kinder unter 14 Jahren 
liegen keinerlei verläßliche Angaben vor; fie fann aber in Defterreich nicht 
bedeutend fein. 

Der este Abjchnitt ift dem Handelsgewerbe gewidmet. Bei einer 
Gefamtzahl von 693,342 in den Hauptbetrieben diejes Gewerbes im Jahre 
1902 bejchäftigten Perfonen, waren 32,855 unter 16 Jahren. Für die 
Handelsangeftellten, fofern fie nicht zu den für „höhere Dienitleiftungen“ 
verwendeten Perjonen zählen, gelten die Borjchriften der Gewerbeordnung 
in gleihem Maße wie für die Arbeiter der Erzeugungsgemwerbe; fie werden 
jedoch, jomweit fie auf die Nachtarbeit der Jugendlichen Bezug haben, fehr 
häufig übertreten; Ddie8 geht aus dem in der gegenmwärtigeu Schrift bei= 
gebraten Material ganz zweifellos hervor. 

9. Fehlinger, Münden. 
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Syftem nnd Statiftik der 
Raiffeiſenſchen Genoſſenſchaftsbewegung 
in der Schweiz. 


Von Dr. Eugen Cremer-Bern, ehemaligem Direktor der lit. Abteilung 
der deutichen Genoſſenſchaftsorganiſation nad Raiffeiien. 


Erfter Teil: 
Allgemein arundfaklide und geſchichtliche Einführung. 
$ 1. Allgemein grundfäglihe Hauptformel. 

Ihre Wurzel Hat die fchweizerifche „Raiffeifenfche Benoffen- 
fchaftsbemegung“ in dem Auftreten des deutfchen „Vaters des länd— 
lichen Genoſſenſchaftsweſens“, 5. W. Raiffeifen. lim die mit 
feinem Namen verfnüpfte Sozialbemegung in der Schweiz gründlich zu 
verstehen, wird man daher fi mit den allgemeinen Grundfäßen 
befannt machen müffen, auf denen Raiffeifens Wirken beruht. 

Sie find international und laffen fih in der Formel mwieder- 
geben: den Jdeen des ertremen Individualismus und des ertremen 
Sozialismus ift in einer mittleren Sphäre jo Rechnung zu tragen, 
daß daß, was auf Seiten beider Faktoren berechtigt erfcheint, natürlich 
zu Tage tritt. Soziale Ordnung, foziale Ausgleihung und Ent- 
faltung mit Hülfe gefunder berufsgenoffenfhaftlider 
Organifation ift der zu erftrebende, mehr fichtbar geformte Aus⸗ 
drud des erftermähnten abftraften Brinzips. 

Someit e8 zur Beurteilung fpeziell der ſchweizeriſchen Bewegung 
wünfchensmwert und angängig ericheint, wird im Laufe der vorliegenden 
Bearbeitung (nicht nur auf die faktifche Ausgeftaltung, fondern auch) 
auf die grundfäßliche Einrichtung des (kurzweg fo genannten) Raiff- 


eifenjchen Genoſſenſchaftsweſens näher zurüdgegriffen werden. 
41 
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Natürlich läßt ſich, wie wir vorweggreifend gleich hinzuſetzen 
dürfen, im Rahmen eines volkswirtſchaftlich-⸗ſozialen Abriſſes die Einzel⸗ 
ausgeſtaltung des bezeichneten Programmes nicht erſchöpfend vor 
Augen führen. 

8 2. Hiftorifh-Statiftifches. 

Die (troß anderweiter ungenauer Behauptungen als durchaus 
originell anzufehende) Arbeit Raiffeifens fehte auf dem Lande ein, 
ift allerwärt8 auch in der Folgewirkung mefentlich auf diefem Felde 
verblieben. So begreift e8 ſich, wenn in der Schmeiz die Entwidlung 
auf dem gleichen Boden fich vollzog. 

Eine Reihe führender Kräfte in landwirtihaftliden 
Kreifen der Schweiz ftand fchon früh in Verkehr mit Raiffeifen, 
ohne daß pofitive Leiftungen bleibender Natur für die Schweiz zu 
Tage getreten wären. Hievon kann erſt gejprochen werden mit den 
beiden erften Genofjenfhaftsgründungen zu Schofhalde 
(Bern) im März 1887 und Bimmermwald (Bern) im Juli 1887. 
Beide Gründungen find ein Ergebnis der Agitation, welche der 
berniſche Regierungsrat (und jchmeiz. Nationalrat) Edmund von 
Steiger durch Vorträge in einzelnen Ortfchaften oder landw. Vereinen 
1885/86 (nach feiner Orientierung bei „Vater Raiffeifen“ in Neu— 
wied a. Rhein im Jahre 1885) entfaltete. Die (aus Mangel an ver— 
fügbaren Kräften erflärliche) Unterlaffung fortgefeßt propagandiftifcher 
Einzelarbeit ließ e8 nicht zu weiteren Gründungen fommen, bis im 
Jahre 1899 Pfarrer Traber in Bichelfee (Kanton Thurgau), ſekun— 
diert feit 1902 von Fürfprech Georg Bed in Sempad) (jet Quzern), 
in nachhaltig ausdauernder praftifcher Arbeit fich zum Apoftel der 
Idee machte, welche Raiffeifen verfolgte. 

Erſt mit dieſem Zeitabfchnitte beginnt die eigentliche „Bewegung“, 
welche unter dem Namen de Sozialreformers Raiffeifen nunmehr 
in der Schweiz zu fortgefegt und jtetig (intenfiv wie extenfiv) fich 
entmwidelnder Geltung gelangte. 

Die „Bewegung“ erftredt ſich auf juriftifch wohl organifierte, 
ins Handelsregifter eingetragene Lokalgenoſſenſchaften („Darlehens- 
kaſſenvereine“) und deren Zuſammenſchluß zu einem für die gejamte 
Schweiz einheitlich errichteten Zentralverbande (dem „Schweiz. Raiff- 
eifensBerbande “). 

Am 1. Januar 1900 wurde der Darlehenskafjen-Berein Bicheljee 
eröffnet. Nachdem im meiteren Berfolg ſich bis Juni 1902 auf 
Ichweizerifchem Boden 20 Darlehenskaſſen-Vereine gebildet hatten, 
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fchritten am 25. September 1902 10 Bereine endgültig zur Konfti- 
tuierung de8 „Schweiz. Raiffeifen-Berbandes.*' Nah 
feiner Eintragung in® SHandelsregifter begann der Berband am 
1. Dezember 1902 feine offizielle Tätigleit mit dem vorläufigen Site 
in Bichelfee. Zum Berbandsdireltor wurde gewählt für vier Jahre 
(inzwifchen auch wiedergewählt) Pfarrer Traber in Bichelfee, zum 
Stellvertreter Fürfpreh Georg Bed (damals in Sempad), jest in 
Buzern (ebenfalls inzwiſchen wiedergewählt). 

Ohne im Augenblide die (Später eingehender zu erörternden) 
Aufgaben des Schweiz. Raiffeifen-Berbandes näher zu berühren, er- 
mwähnen wir diesbezüglich vorläufig noch in der Reihenfolge der 
furzen Aufzählung der geichichtlichen Entwidlungstatfachen, daß die 
fagungsgemäß dem Berbande u. a. obliegende Funktion des Geld- 
außsgleiche® unter den beteiligten Lokalgenoſſenſchaften derzeit im 
Auftrage und für Rechnung des Verbandes der „Genoſſenſchaftsbank“ 
in St. Gallen, einem für fich beftehenden Genofjenfchaftsunternehmen, 
zugemwiefen worden ift (alfo unter der Haftbarkeit des „Raiffeifen- 
verbandes* derart, daß die „Genoſſenſchaftsbank“ in rein formeller 
Weiſe ala Zahlftelle dient). Buchführung und Verrechnung vollziehen 
fih in der Sache gerade fo, als ob der „Raiffeifenverband“ bie 
Bentrallaffengefchäfte in räumlicher Trennung von der St. Galler 
Genoſſenſchaftsbank beforgte, wie es 3. B. früher in Bichelfee durch 
Pfarrer Traber geichah. Daß diefer letztere, nachdem er bereit8 mit 
äußerfter Kraftanftrengung die unter den gegebenen Umſtänden faft 
übermenfchliche Arbeit der genofjenjchaftlichen Propaganda, der vor= 
läufigen Bermwaltung der Yentraljtelle und der Wahrnehmung feiner 
fonftigen (Berufs- und Nebenberuf3=) Memter geraume Zeit in bewun- 
derungswürdiger Weiſe geleiftet hatte, fchließlich entlaftet werden 
mußte, brachten die Berhältniffe unausweichlich mit fi. Immerhin 
ftand die ganze Einrichtung vorderhand noch nicht auf finanziell fo 
weit einträglicher Grundlage, daß fich beſonders für die VBerbands- 
arbeit zu refervierende Kräfte hätten befolden laſſen können. Ein 
Ablommen für die auftragsgemäße Uebernahme des Geldverfehrs 
durch eine beftehende, vertrauensmwürdige Stelle lag alfo nahe — für 
fo lange wenigſtens, biß die Entwidlung eine (mit der Zeit unums 


' Die eriten Genoflenichaften zu Schoßbalde und Jimmerwald nahmen an 
der „Bewegung“ feinen Anteil. Weder haben fie fih — trog ergangener Einladung — 
an der Konſtituierung des „Raiffeiienverbandes“ beteiliat, noch find fie jpäter dem 
Verbande beigetreten. 


gänglich nötige) Zentralftelle des „NRaiffeifenverbandes“ mit aus— 
Schließlich für diefe tätigen, fachmännifchen Kräften ermöglichen wird. ' 

Wir dürfen an diefer Stelle die ziffernmäßige Darftellung des 
gegenmärtigen Standes der Entwidlung ung zwedmäßig verjagen, 
da wir aus Gründen der lebendigeren Wirkung des mit jenen Ziffern 
darzuftellenden Bildes es für richtiger halten, zunächſt das innere 
Weſen der ftatiftifchen Erjcheinungen in fyftematifierender Erklärung 
zu zeigen, worauf erft die äußern Tatſachen fich recht werden wür— 
digen lafjen. 

Das eine wird im hiſtoriſchen Zufammenhange des befferen 
Berftändniffes halber immerhin bier jchon gejagt werden dürfen, 
daß es nämlih unrichtig fein würde, Die Bedeutung der 
Bewegung auf Grund der Äußeren ftatiftifhen 
Zahlen zu beurteilen. Mag vielleicht der „Bankfahmann“ 
über die vorläufig noch beicheidenen Summen lächeln, welche die 
Bewegung in der Ziffernftatiftil aufzumeifen Hat — dergründ- 
liher urteilende, tiefer blidende Nationaldölonom 
und Soziologe wird [ih davon Rechenſchaft zu 
geben haben, daß ereine Erfdeinung vor ſich hat, 
die al8 eine Bewegung von grundſätzlich allgemein jozialer Bedeu: 
tung — erſt recht auf Grund ihrer organifatorifd 
vorzüglichen, vorbildlichen Beanlagung — das 
tiefſte Intereſſe erbeijht, eine Bewegung, bei 
welcher ſelbſt niedrige Zahlen als Darſtellung, 
Verkörperung höchſt einſchneidender, weittra— 
gender ſozialreformatoriſcher Grundſätze einen 
ſehr bemerkenswerten Sinn haben. Dieſe Zahlen 
haben in der Tat ein ganz anderes, weit ſchwereres 
Gewicht als die pompöſen, blendenden Summen 
vieler großer Finanzinſtitute und ſpeziell des 
leiht vollenden Geldverfehbrödergemwöhnliden 
Handelsmelt. 

Die „Genoſſenſchaftsbank“ in St. Gallen ift gelegentlih als „katholiſche 
Genoſſenſchaftsbank“ bezeichnet worden. Auf direkte Anfrage, wie es ſich in dieſer 
Hinficht verhalte, fchrieb Herr Pfarrer Traber Ende September 1906 dem Verfaſſer 
negenwärtiger Abhandlung wörtlih: „Die Genoſſenſchaftsbank ift nicht katholisch, 
iondern neutral,“ Der Grund, warum jpeziell die St. Galler „Genoſſenſchaftsbank“ 
mit der Beſorgung des Geldverfehrs betraut wurde, dürfte in der entgegenfommenden 
Bereitwilligfeit diefer Anſtalt liegen. — Sie hat übrigens, wie der Verbandsdireftor 
Pfarrer Traber, zu dem eben genannten Zeitpunkte fchrieb, dem Raiffeifenverband 
„einen Blankokredit von mindeitens 100,000 Ar. gewährt.“ 
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Rein wirtſchaftlich ſind ſie in ihrem gewöhnlichen Ziffernwerte 
darum noch auf eine höhere Stufe zu ſtellen, weil es ſich in conereto 
um den Wertumfag durch in der erdrüdenden Hauptſache landwirt⸗ 
ſchaftliche Kreife handelt, wo bekanntlich das Kapital bei weiten 
nicht jo oft umgefchlagen wird als in Handel, Induſtrie und Gewerbe. 

Den Grund der Entftebung der Bewegung haben mir 
nach dem hiftorifchen Werdegang in dem lebendigen Antriebe durch ein- 
zelne um daß Volkswohl beforgte Männer erkennen können. Daß im 
übrigen der Boden für das Beftehen und die Wirkſamkeit der Raiffeifen- 
Genoſſenſchaften in den verjchiedenften Teilen der Schweiz gegeben 
ift, bemeift die inzwiſchen erfolgte Einführung in den verjchiedenften 
Gebieten der Eidgenoffenichaft. Schon das demofratifche Brinzip diejer 
fozial großzügigen Genofjenichaften mußte ihrer Gründung 
und Förderung auf Schweizerboden dienlich fein. Bor allem die 
Erfenntnis ihres praftifchen Nußeng, ihres et hiſchen Zwedes, 
des mit ihnen zu erzielenden und faktifch herbeigeführten geiftigen, 
technifchen und materiellen Fortfchrittes ficherte ihnen theoretifche 
Eriftenzberehtigung nicht nur, jondern erjt recht in der Praxis eine 
wachſende Zahl von Anhängern, Vertretern und Freunden. 

Bei diefer Gelegenheit mag im Vorübergehen ganz nebenbei 
geftreift werden, daß verfhhiedentlih behauptet wurde, 
die ſchweiz. Raiffeifenfhe Genoſſenſchaftsbe— 
wegung diene katholiſch-konfeſſionellen Sonder= 
zweden. Daß dies der Fall ſei, batder Berfaffer 
gegenwärtiger Abhandlung, der (von Anfang der „Be— 
wegung“ an) zufolge erbetener Abgabe von prinzipiellen Gutachten 
und fonftiger Beratung mit den Führern der „Bewegung“ in enger 
Berbindung ftand, nicht feitftellen fönnen. 

Im Gegenteil: ibm wurdevonden maßgeben- 
den Kreifen zu wiederholten Malen (in Ueber— 
einftimmung mit fonftigen — vor aller Deffent- 
lihleit abgegebenen — Erklärungen der maßgeben— 
den Leiter des Verbandes) ausdrüdlih und förm— 
lih die Berjiherung abgegeben, daß in feiner 
Weiſe an die Berfolgung fonfeffioneller Sonder- 
zwecke gedacht ſei unddaß manihbnenaud in der 
Brarisdes Verbandes tatſächlich fernftehe.' 


' u vergleichen den Schlußſatz der erften PBropagandaichrift des Pfarrers 
Zraber, betitelt: „Kurze Aufklärung über Raiffeiſenſche Darlehnskaſſen-Vereine“ 
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Allerdings ift e8 richtig, daß die Exiſtenz der genofjenjchafte 
lichen Beranftaltungen, die wir kurz als „Bewegung“ fennzeichneten, 
in fatholifchen Kreiſen anhub und daß die folgenden Genofjenfchafts- 
gründungen vorwiegend in diejen Streifen jtatthatten. Dies dürfte 
fich wejentlich aus perfönlichen Beziehungen des vornehmften Pioniers 
der Sache, Pfarrer Traber, erklären, — Beziehungen, welche felbit- 
verjtändli für die Genofjenfchaftspropaganda in Betracht famen. 
Uebrigens aber bat Pfarrer Traber fich auch unter der proteftanti= 
jhen Bevölkerung mit Erfolg um die Gründung von Raiffeifen- 
Bereinen bemüht. Endlich mag zufäßlich berührt werden, daß der 
Berfafjer diefer Abhandlung in Bern ſchon im Winter 1898/99 mehr 
fach in wifjenfchaftlichen Kreifen ſowohl wie in der damaligen hriftlich- 
jozialen Bereinigung, welcher dem Vernehmen nach vorwiegend oder 
ausſchließlich proteftantifche Pfarrer angehörten, Vorträge über das 
Raiffeifenfche Genoſſenſchaftsweſen hielt, auch fpeziell der genannten 
Bereinigung unentgeltlich eine Anzahl belehrender Drudjchriften über 
die Sache behufs praltifcher Betreibung der letteren überließ. 

E8 bat alfonahallem nidt an Bemühungen 
gefehlt, auh den proteftantifhen Volksteil zu 
intereffieren und zur unmittelbaren Beteiligung 
auveranlaffen. Der Bormwurf fonfeffioneller Ab- 
Ihließung oder Sonderpolitil wird durd) die vor— 
erwähnten biftorifhen Vorgänge energiſchaus— 
geihaltet. 

Tatſächlich iftdenn aud ftrengeß, loyales Felt 
halten an der interfonfeffionellen Grundlage 
der „Bewegung“ ein erftllaffiges Erfordernis 
für ibrallgemein ſegensreiches, vollwirfjfames 
Bedeihben im wahrhaft vollswirtſchaftlichen, ſozia— 
len Sinne. Diefe Grundlage hält Verfaffer diefes in theoretifcher 
und praftifcher Webereinftimmung mit feinem Lehrer, Altmeifter 


(Bereinsbuchdruderei Frauenfeld, ipäter Müller), des fernern die Worte des jeiner 
ganzen Perjönlichkeit nach höchite Glaubwürdigkeit geniefenden VBerbandsdireftors 
Traber auf dem zweiten Berbandstage in Baden (Schweiz), 1905: „Die Raiff— 
eifen-Organifation ſolle nad den Abjichten der Xeiter des Ver— 
bandes nicht die Domäne einer Konfeſſion nod einer politiihen 
Bartei fein, jondern als freie Organijation überall Platz grei* 
fen fönnen, wo driftliher oder gemeinnügiger Sinn ihr einen 
fruchtbaren Boden bereiten“ Erſter Jahresbericht über den Schweiz. 
RaiffeiiensVerband, 1903). 
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F. W. Raiffeiſen (deſſen „Geheimſekretär“ während der letzten Zeit 
des Lebens Raiffeiſens 3'/. Jahre hindurch Verfaſſer war), für fo 
wichtig, daß er ſich für den unwahrſcheinlichen Fall, mo etwa irgendwo 
mider alle® Erwarten von dem Grundfaße der Interkonfeſſionalität 
in praxi abgemwichen werden follte, zu der zuvor abgegebenen Bers 
fiherung für befonders berechtigt hält (nachdem er bislang an der 
Wahrnehmung der Interefjen des „Schweiz. Raiffeifen-VBerbandes” 
in fehr gründlicher Weife teilnahm und damit — mie audh bei ſon— 
ftigen Anläffen — fi) mit feiner Perfon für die allgemeinen Ziele 
der ſchweizeriſchen „Raiffeiſen-Bewegung“ öffentlich einjekte). 

Ein von jener prinzipiellen Forderung abmweichendes Verhalten 
würde gegen ein Hauptprinzip des Raiffeifenfhen 
Genoſſenſchaftsweſens, nämlich gegen das von der hrift- 
lihden Weltanſchauung geftüßte, wahre men 
lihe Solidaritätsgefühl und das vonder gleichen Ans 
Ihauung geförderte Prinzip ehter Nächſtenliebe verftoßen. 
In diefem Falle müßte man von einem Mißbrauche des Namens 
von (hochherzige Nächftenliebe als der Verwirklichung feines Syſtems 
unentbehrlich bezeichnenden) „Bater Raiffeifen“ (der übrigens gläu— 
biger Proteftant war) reden. 

Das befte Mittel gegen die Möglichleit etwaiger 
Neutralitätsverletungendürfteimeiner — vom 
Berbandejfelbft dringend gewünſchten — allfei- 
tigen Beteiligung liegen. 


Zweiter Zeil: 
Syftematifche Einseldarftellung des Welens der Bewegung, 
Erfter Abſchnitt: 
Die Lokalgenoſſenſchaften. 
Erjites Kapitel: 

Die wejentlihften ftatutarifhen Beitimmungen über 
die äußere Organifation, die Bermwaltung und die Be— 
trieb3gegenftände der Lokalgenoſſenſchaften. 

Der Lefer wird gewiß im Hinblide auf die fchon unter $ 1 
voraußgefchicte, zufammenfaffende Brogrammangabe der Bewegung 
es zuläffig finden, wenn mir bei der folgenden Einzeldarftellung 
zunädft von einer näheren Beſprechung des Zmedes des bier zu 
behandelnden Genoſſenſchaftsſyſtems abfehen. Das Bedürfnis und 
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demzufolge der Anlaß der Einführung jener Genoſſenſchaftsart in der 
Schweiz ergibt ſich endgültig aus der ſpäter folgenden Einzelaus- 
einanderfegung der ftatutarifchen Zweckbeſtimmungen bezw. der Beftim- 
mungen über den Inhalt des Genoffenfchaftsbetriebes. Zur Erleich- 
terung des Berjtändniffes der Einzelausführungen über den in Rede 
ftehenden Zweck dürfte e8 dienen, in erfter Binie einen Inappen Auszug 
der Statutenbeftimmungen über die äußere Grundlage der Genofjen- 
Ichaften und die Führung der Bermaltung zur Kenntnis zu nehmen. 
Auf Grund diefer Kenntnis wird man fich von der Stichhaltigfeit 
und Erreichbarkeit des Zweckes fpäter ein mehr begründetes und 
anfchaulicheres Urteil bilden können. Hat man die äußere Geitalt, 
die Form der Vereine vor Augen, jo wird man fpäter viel leichter 
und handgreiflicher jehen, ob und mie der (jpäter zu erörternde) 
Zweck zu erreichen ift. 


Wir ziehen alfo aus jachlichspofitiven Gründen ed vor, vorab 
die nadten Statutenbeftimmungen und zwar zunächft diejenigen über 
die äußere Form der ſchweizeriſchen Lokalgenoſſenſchaften (diefe Lokal— 
genofjenfchaften find die Grundlage und der Boden der ganzen Be- 
wegung) vors Auge treten zu laffen. Diefe eigenartige äußere Geftaltung 
läßt bei genauem Zuſehen und logiſcher Durchdringung des Weſens 
der Form das innere Wejen der Sache, deren fozialen Charakter 
ſelbſt hervortreten. Wir werden jedenfalls eine auf tatjächlicher, äußerer 
Grundlage beruhende Auffaffung gewinnen, wenn wir von der pofi= 
tiven, feften Form aus das Weſen der Sache zu erkennen fuchen. 


Die grundjägliche Anfchauung wird nad Gewinnung, Feititellung 
diefer erjten Iinterlage, des tatjächlichen Apparates nämlich, des 
Näheren in ſachlich genauer, für das Weſen fpeziell der 
hweizerifhenfRaiffeifenbewegung maßgebender 
Interpretation im weiteren Verlauf unferer Arbeit ausdrüdlich 
und bejonders für fich behandelt werden. 


$3. Die hauptſächlichſten ftatutarifchen Beftimmungen 
über dieäußere Grundlage (äußere Organijfation und Mitglieder- 
beteiligung) bei den Einzelgenoſſenſchaften. 

Die vom „Schmeiz. Raiffeifenverband“ am 21. September 1903 
revidierten, offiziell von demjelben herausgegebenen Mujterjtatuten 
für die lofalen Genoffenfchaften („DarlehenstafjenBereine“) beftimmen 
über deren Organifation und Verwaltung folgendes: 
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A. Dertlihes Bermwaltungßgebiet: 


Die direfte Wirkſamkeit ift auf ein in den Statuten feft 
abzugrenzendes räumliches Gebiet befchräntt (Bereinsbezirf) (8 2).' 
In Hinficht auf den Umfang des Vereinsbezirkes gilt als Grund« 
fat, daß diefer unbejchadet der Lebensfähigfeit möglichft Klein zu 
wählen ift (Pfarrei, bürgerliche Gemeinde und ähnliche natürliche 
Bemeinichaftsverbände). 
B. Mitgliedfhaftsverhbältniffe: 

1. Fähigkeit zur Mitgliedfchaft: Als Mitglieder können nur 
phyſiſche oder juriftifche Perfonen aufgenommen werden, welche in 
dem gedachten Bezirk domiziliert, gut beleumdet, freditfähig und bei 
feiner anderen Sreditgenofjenfchaft beteiligt find (8 3). 

2. Mitgliederrehte: „Die Mitglieder find berechtigt, nad) Maß— 
gabe der Statuten und des Gefchäftsreglement? aus der Vereins- 
kaſſe, ſoweit deren Mittel reihen, Darlehen zu beanfpruchen und bei 
derjelben ihre Gelder verzinslich anzulegen“ (S 8b). Als wichtiges 
Genoſſenrecht ift noch anzuführen das Recht, „an der Generalver- 
jammlung mit einer Stimme teilzunehmen“ ($ 8a). 

Das Recht der Teilnahme an allen fonftigen Borteilen des 
Bereins ergibt ſich rechtlich von felbit aus der Tatfache der Mit» 
gliedfchaft. Ausdrüdlic find andere nennenswerte Mitgliederrechte, 
als im vorigen Abfage angeführt wurden, in dem von den Mitglieders 
rechten bejonder® handelnden Sakungsparagraphen nicht aufgezählt. 

3. Mitgliederpflichten: Ihre zufammenfaffende Kennzeichnung 
ift in S9d der Saßungen mit den Worten wiedergegeben: „Die 
Mitglieder find verpflichtet, die Bereinsftatuten zu beobachten und 
da8 Intereffe des Vereins in jeder Beziehung zu wahren“. 

Die materiell am meiften beträchtliche Verpflichtung ift die im 
nächſten Punkte berührte Haftpflicht. 

C. Finanzielle Grundlegung (Garantie): 

Die Sicherheitsleiftung der Genofjenfchaft für BBerbindlich- 
feiten derfelben beruht gegenüber den Genoſſenſchaft sgläubigern 
auf unbejhränfter Haftpflicht der Mitglieder nach Art. 678 ff. 
des jchmweiz. Obl.Rechts, auf Grund deſſen die Genofjenjchaft ins 
Handelsregiſter gerihtlih eingetragen wird. (SS 1,9e). 

' Hier wie an den folgenden entiprechenden Stellen bezieht fih die nadte 
Paragraphenverweiſung auf die Mufteritatuten alio uberalt da, wo nichts anderes 
bemerft iſt. 


— 6309— 


84. Die wichtigſten Statutenbeſtimmungenüber 
die Verwaltungsorgane der Lokalgenoſſenſchaften. 

1. Die Generalverſammlung, in welcher dem eigentlichen 
Genoſſenſchaftsprinzip gemäß jedes Mitglied eine und nur eine 
Stimme bat (8 8a), „hat in allen den Verein berührenden Fragen 
die oberfte Entjheidung, fomeit die Statuten nicht anders 
beitimmen * ($ 28 Eingang). 

Weſentliche Aufgaben der Generalverfammlung find im befon- 
deren u. a.: die Feitjegung des Betriebslapitals, des Gefchäftsre- 
glements, die Genehmigung der Bilanz und Jahresrechnung, die 
Wahl und ev. Amtsenthebung der ausführenden Verwal— 
tungßorgane ($S 28f,c,h, b, i). 

2. Der Borftand ift „ber eigentliche Leiter de Ge- 
ſchäftes“ (F 16). Die Borftandsmitglieder „üben ihr Amt als un— 
befoldetes Ehrenamt aus“ ($ 12). 

Die wichtigſten Obliegenheiten des Borftandes find: Aufnahme 
und Ausfchliefung von Mitgliedern, Bewilligung von Kre— 
diten fowie Ueberwadhung ihrer guten Berwendung 
und ihrer Rüdzahlung, Beauffichtigung des Kaſſen- und Rechnungs- 
weſens ($ 17 a, c, d). Nur angedeutet fei hier noch kurz die allgemeine 
Verpflichtung zur Anregung der im folgenden zmweiten, dritten und 
vierten Kapitel erwähnten Betriebszweige (außer dem gemöhnlichen 
Kreditverkehre) ſowie zur angemeſſenen Obforge für diefelben. 

3. „Der Auffichtsrat hat darüber zu wachen, daß Statuten 
und Gefchäftsordnung beobachtet werden“ (8 22a), und hat er „im 
Falle von Unregelmäßigkeiten alle nötigen Maßregeln zu ergreifen, 
ev. die Generalverfammlung zu berufen“ ($ 228). 

Wie der (gefchäftsleitende) Vorſtand, fo übt auch der (über- 
wachende) Auffichtsrat fein Amt als unbefoldetes Ehrenamt 
aus (8 12). 

Bon Befugniffen zur direkten Mitwirkung bei den laufenden 
Geichäften find ihm ausdrüdlich übertragen: Beichlußfaffung wegen 
Darlehen an Borftandsmitglieder und wegen der Uebernahme von 
Bürgſchaften durch Borftandsmitglieder für Darlehen aus der 
Bereinskaffe, Vertretung des Vereins in Prozeſſen gegen einzelne 
Borjtandsmitglieder oder den Boritand (8 22 ce, f). 

4. Dem Kaſſier (Rechner, Gefhäftsführer), welcher „nicht 
Mitglied des Vorstandes noch des Auffihtsrateß fein 
kann“ ($ 19), „liegt ob, die Einnahmen und Ausgaben auf Grund 
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der Beichlüffe des Vorſtandes zu bewirken, die Bücher zu führen, 
die Kaffenbeftände und Wertpapiere aufzubewahren“ (8 20), wofür 
„dur Bürgfchaft oder Fauftpfand Sicherheit zu leiften* ift (8 19). 


Der Kaffier „wird der Mühemalt entfprechend in Form eines 
(von der Generalverfammlung zu beftimmenden) Fixums befoldet“ 
($ 19), nit alfo in PBrozenten der Einnahmen oder 
Ausgaben oder in Gemwinnanteilen. 


5. Etwaige ſonſtige Berwaltungßorgane: 


Sie maden fi je nad Umftänden außer den ſchon erwähnten 
Organen nötig im Hinblide auf die im folgenden zweiten, dritten 
und vierten Kapitel erwähnten Betriebszmweige. Die Art der Ernen- 
nung, Zufammenjeßung und Ürbeitstätigkeit ift im Einzelnen dur 
die Statuten nicht ausdrüdlich bezeichnet. Dem Bedürfniffe wird fich 
aber je nach den gegebenen Umftänden an Hand des Obligationenrechts 
abbelfen laffen durch Angliederung von Ausfchüffen für bejondere 
Geſchäftszweige an den allgemeinen (im Vorigen unter 1 biß 4 ums 
fchriebenen) Genojjenjchaftsapparat bezw. durch Unterordnung von 
Spezial-Beauftragten und =Bevollmädtigten, ev. von befonderen 
ftändigen Fachangeftellten unter jenen allgemeinen Apparat. 


85. Die hauptſächlichſten Statutenbeftimmungen 
über die Gegenstände des Betriebs bei den Lokal— 
genoffenfhaften. 


A. Aufnahme fremder Gelder: 


1. Sparkaſſe: Der Berein fungiert als Spartlaffe für Mitglieder 
und Nichtmitglieder (SS 2 Abſ. 1b und legter Abſ., Sb, 29). 


2. Anleben: Unter diefen Begriff dürften größere Beträge 
fallen, die man einesteils ihrer Höhe wegen nicht al8 Spareinlagen 
im eigentlichen Sinne betrachten zu follen glaubt und die andernteils 
in jedem einzelnen Falle unter befonderen Zins⸗ und Rüdzahlungss 
bedingungen bejchafft werden. 


3. Gejhäftsanteile der Mitglieder ($$9b, 29b, 30). 
Diefelben find untergeordneter, formaler Natur und wohl 
im Hinblide auf Art. 680 Ziff. 5 Obl.Rechts vorgefehen. Prin— 
zipielle Bedeutung follen fie nicht Haben und daher fal- 
tifch niedrig gehalten werden. 


B. Verwendung der aufgenommenen Gelder: 

1. Darlehen und Kredite in laufender Rechnung an Mitglieder: 
Um diefe Arten des Geldverfehrs dreht ſich Hauptjächlich der Betrieb 
(8$ 2a, 8b, 3c, d, 32, 33), was fich natürlich erklärt, da der Verein 
feiner ganzen Anlage nad in erfter Linie direft dazu 
dienen fol, das gefunde Kreditbedürfnis feiner Mit- 
glieder zu befriedigen. 

St fo die Gewährung von Borjhüffen an andere 
Empfänger ald an Mitglieder nicht geftattet, jo veriteht es fich 
ferner, daß im Intereſſe der legteren alle eingehend entgegenfommenden 
Vorkehrungen zu Gunften ihres berechtigten Geldbedürfniffcs ftatthaben, 
die mitden Anforderungen eines ficheren und geordneten Gejchäftsbetriebs 
im Geldwefen fich vereinigen laffen. Unbeſchadet aljo „ausreichender 
Siherftellungdurh Bürgſchaft, Fauſtpfand oder Unter- 
pfand fomohl bei den gemöhnlichen Darlehen wie bei den Strediten 
in laufender Rechnung“ (Kontokorrent⸗Krediten) wird bei diefen beiden 
Geldausleiheformen folgendes beachtet: 


a. Darlebeningewöhnliher Form: „Die Art und 
MWeife der Rüdzahlung muß immer zum Voraus verein- 
bart, der Leiftungsfähigleit des Schuldners zum Vor— 
aus angepaßt, und e8 müſſen die Zahlungsfriiten eher weiter als 
zu eng geipannt werden. Die Rüdzahlung kann gefchehen auf einmal, 
in beftimmten Raten“ (fefte, gleihbleibende Wochen, Mo— 
nat8=, Jahresbeiträge nur für Kapitalrüdzahlung, während die gleich- 
zeitig zu zahlenden Zinjen jedesmal von der ganzen noch rüdjtändigen 
Schuld befonders berechnet werden) oder „in Form von Amortifation“ 
(in insgefamt gleichbleibenden Prozenten der Kapitalſumme, jo daß 
die Rüdzahlung aufs Kapital und die Zinfen jährlih zufammen 
immer einen gleichen Betrag ausmacht). 

„Auf pünktliche Einhaltung der“ einmal ausgiebig 
gewährten „Rüdzahblungsfriften fol (ftreng) gehalten und 
dürfen diejelben nur aus wichtigen (nicht in ſchuldhaftem Verhalten 
der Darlehensinhaber liegenden) Gründen verlängert werden. 

Für alle Forderungen behält fich der Verein vierwöchige 
Kündigung vor; diefelbe darf aber nur angewandt werden, wenn 
die Anleihen des Bereins maſſenhaft gefündet würden oder wenn ein 
Schuldner oder deſſen Bürgen in derartige Verhältniffe geraten, daß 
die Sicherheit eines Darlehens gefährdet erſcheint“ (8 32). 
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In Bezug auf die (im vorigen berührten gewöhnlichen) Dar- 
leben ift e8 Grundſatz, daß die von dem betreffenden Antragfteller 
beabfichtigte Art der Berwendung jedesmal vorher vom Borftande 
geprüft wird und daß die Bewilligung jedesmal aufder lleber- 
zeugung von einem fittlih- guten Zwecke der Ver— 
wendung beruht. Stellt fich heraus, daß der Gebrauch des dar- 
geliehenen Geldes nicht in der beim Ausleihen vorgejehenen Weije 
erfolgt, jo erklärt entweder (wenn die anderweite Verwendung gebil- 
ligt werden fann) der Borftand ſich ausdrüdlich oder ſtillſchweigend 
einverftanden, oder er macht von dem Rechte der ungefäumten Wieder» 
einziehung des Darlehns Gebraud). 


b. Kredite in laufender Rechnung: Durd fie fol 
denjenigen Kreditbebürfniffen Rechnung getragen werden, bei denen 
in jedem einzelnen Gebrauchsfalle die Feftitellung ihres Berwendungs- 
zwedes durch den Vorſtand nicht angängig ift, weil die betreffenden 
einzelnen Berwendungsgelegenbeiten fich nicht jedesmal genügend lange 
vorherjehen, fi alfo für die Beratung in den gewöhnlichen Monats» 
ſitzungen des Borftandes nicht im voraus anmelden laffen. Zudem ließe 
fih auch nicht für jeden Sonderfall eine jofortige Bewilligung des 
Vorſtandes herbeiführen, da letzteres — bei der (durchaus feftzubaltenden) 
Unentgeltlichkeit der Berwaltung durch die maßgebenden Organe — 
zu einer unverhältnismäßig häufigen (quafi bejtändigen) Inanſpruch— 
nahme der letteren führen müßte, überdieß nicht einmal die Gefahr 
nachteiliger Verzögerungen ausgejchloffen wäre. 

Unter diefen Umftänden wird ein Gejamtfredit auf 
Grund allgemeiner Bezeihnung des Zweckes nad) deſſen 
Biligung durch den Borftand fpeziell für die Benutzung in laufender 
Rechnung eingeräumt, und e8 fann der Sreditinhaber im Rahmen des 
einmal eingeräumten laufenden Geſamtkredits zu beliebiger Zeit und 
in beliebiger Höhe in den einzelnen Bedarfsfällen Gelder bei der 
Bereinsfaffe erheben. 

Allerdings ift ſeitens der Verwaltung darauf zu achten, daß 
während des Rechnungsjahres entjprehende Rüdzahlungen 
erfolgen, weil ſonſt die laufenden Kredite zur Maskierung ungefunder, 
ftehender Geldaufnahmen feiten® der betreffenden Schuldner dienen 
würden. 

Die Ueberwahungfittlih- guterBerwendung 
und der Sicherheit der in laufender Rechnung 


gewährten Vorſchüſſe hat ganz analog den für die gemöhn- 
lichen Darlehen (gemäß den beiden lebten Abſätzen der voraus 
gegangenen Bofitton B 1a) gegebenen Vorſchriften zu gejchehen. 
Katürlich können neben den Kreditzahlungen in laufender Rech- 
nung dem diefelben empfangenden Mitgliede einfache Darlehen aus 
der Vereinslaſſe inſoweit gewährt oder belaffen werden, als die Ver— 
bältniffe des Mitgliedes bezw. die gebotene Sicherheit e8 geftatten. 


3. Sonftige Geldanlage: Die allgemeine Möglichkeit ſoll 
gegeben fein, daß dem Geldbedarf eines Mitgliedes in gemiffen Fällen 
entjprochen werde, wo es fich für das betreffende Mitglied nicht um 
Kredit Handelt, fondern um die Liquidation eines Objekts, welches 
fi in feiner rechtlichen Berfügungsgemalt befindet und melches ein 
folches Mitglied unter Abtretung feine Rechtes in baar umſetzen 
möchte. Demgemäß erflärt $ 34 des Statut: „Der Verein kann 
HOypothelartitel, die genügend durch Unterpfand oder Bürgfchaft 
verfichert find, erwerben unter der Bedingung, daß die betreffenden 
(Schuldner bezw.) Unterpfandbefiger Mitglieder des Vereins find 
bezw. werden“. 

Einerfeits handelt e8 fich bei einem ſolchen Geſchäftsvorgange 
um das perfönliche Vermögensintereſſe des Mitgliedes, welches feinen 
Bahlungsanfpruch bei der Vereinskaſſe in baar umfeßt, um nicht mit 
gewerbsmäßigen Ankäufern folder Titel in Berührung fommen und 
einen manchmal unverhältnismäßigen Provifiongabzug fi gefallen 
laffen zu müſſen. Anderfeit8g — und daß ijt die wichtigfte Seite — 
ergibt fich aus einer ſolchen AnfpruchSveräußerung die Uebertragung 
der gegenüber den Zitelpflichtigen bejtehenden Schuldforderung an 
einen neuen Zitelberechtigten und damit die Kreierung eines anderen 
Gläubiger, der nun feinerjeit8 den Schuldnern gegenüber als Ver— 
fügungs8berechtigter zum größeren oder geringeren Vorteil oder Nach- 
teil der vorhandenen Schuldner auftritt, aljo für deren Vermögens— 
intereffe jehr in Betracht fommt. 

Hier eben ift beim gemwerb8mäßigen Güterbandel 
oft der Ausgangspunft von unverbältnismäßig 
ſchwerwiegenden, verhängnisvollen — ölonomiſchen wie mora— 
lifchen — Belaftungen der Schuldner zu erbliden, Be- 
laftungen, die ihre Folgen in unabjehbare Linien und Berzweigungen 
erſtrecken. Umgekehrt können die Genofjenjchaften durch ev. Erleichterung 
der Zahlungsbedingungen und durch Anpaffung an die Verhältniſſe 
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des Schuldner® oder der Schuldner eine fehr ſegensreiche 
Abwidlung folder Schuldverhältniffe zum wahren 
Beftender Schuldner jelbit ermöglichen. 

Daß bei ſolchen Berhältnifien auf angemeffene Sider 
beit von mindeftenß gleihem Wert wie bei den 
übrigen Bereinsgefhäften gejehen wird, verfteht fich. 

Unter die gegenwärtige Rubrik „fonftige Geldanlage“ könnte 
man ferner in gemwiffem Sinne alle Geldoperationen fallen Iaffen, 
melche mit dem in $ 2 der Statuten vorgefehenen „Verkehr mit landw. 
(und gewerbl.) Bedarfsartifeln und Erzeugniſſen“ zufammenhängen. 
Anderfeits laffen fie fich als Kredite betrachten. Wir behandeln, beiden 
Erwägungen Rechnung tragend, die leßtgedachten Betriebszweige in 
den folgenden bejonderen Bunlten. 


Zweites apitel: 
Berlehr mit landwirtfhaftlihen (und gewerblichen) 
Bedarf8artileln und Erzeugnissen. 

Die Wirkfamleit der Vereine geht darauf hinaus, eine gute Ber- 
wendung der für ben Wirtfchaftsbetrieb der Mitglieder beichafften Geld- 
mittelzu fichern. Ein folches Streben bedeutet offenfichtlich (da das tote 
Geld an fi feinerlei Wert hat und erzeugt, einen folden 
Wert vielmehr erft mit feiner Verwendung unter der 
Hand des Menfchen in lebendigen Borgängen und auf 
Grund derfelben darstellt) nichts anderes denn: Fürforge 
treffen, zuſehen, überwaden, mitwirlen, daß die Um— 
fegung von Baargeld in naturale Borgänge und Güter 
wirtfhaftlid, fozial, fittlich richtig erfolge. Die Zweck— 
mäßigleit der Benutzung des Geldes joll möglichit gemährleiftet 
und erreicht werden. 

Dazu gehört, daß der berechtigte Nutzen, der fich aus der geord⸗ 
neten Regelung der Streditverhältniffe ergibt, denjenigen möglichft 
ganz zulommt, zu deren wohlgeordnetem Interefje die Kreditregelung, 
die Beichaffung von zu freditierenden Baarmitteln ftatthat. Die Arbeit 
der Bereine würde erfichtli auf halbem Wege ftehen bleiben, wenn 
für den Naturalbedarf ſowohl wie für den Naturalabfaß nicht von 
Seitender Genoſſenſchaften ſelbſt Gelegenbeitgeboten 
wäre, den mit dem Baarlredit erlangten Borfprung 
außzunußen. Gerade die Genofjenichaft als ſolche muß es fi 


angelegen jein lafjen, die mit dem Baarbeſitz ermöglidten 
Borteile des gemeinjamen Ein- und Berlauf3 wahr- 
zunehmen, indem nadgemwiejfenermaßenimallgemeinen 
Wirtſchaftsleben die einzelnen Mitglieder inihrer Jfo- 
lierung (troß ev. Sapitalverforgung derjelben von Seiten der 
Genoſſenſchaft) dazu niht in der Lage find. 

Ebenjo wie bei der vereinzelten Auffuchung und Benußung von 
Kreditquellen durch den einzelnen Genofjen, durch das einzelne Mitglied 
außerhalb der Genoffenfchaft die Gefahr bezw. die Wahrfcheinlichkeit 
ungehöriger gefchäftlicher Uebervorteilung oder wenigſtens Benach— 
teiligung gegeben wäre, ebenjo wäre dies der Fall, wenn daß einzelne 
Mitglied im ifolierten Marktverkehr feinen mirtjchaftlichen 
Naturalbedarf deden und feine wirtfchaftlicde Produltion veräußern 
wollte. Der Borteil, welcher auf der einen Seite durch vorteilhafte 
Beihaffung der für den Wirtjchaftsbetrieb dienlichen Baarmittel 
bereingebracht wird, würde auf der anderen Seite wieder zum doppelten 
Schaden des betreffenden Mitgliedes preißgegeben. 

Die Bereine ziehen daher vor, im Namen und im Auf— 
trage der interefjierten Mitglieder die betreffenden 
Ein- und Berfäufe zu maden. Wie man fi) das Verfahren 
näher vorzuftellen hat, dürfte für die bezeichneten beiden Kategorien 
de8 Güterverkehrs getrennt zu erörtern fein. 


86. Anlauf landmw. (und gewerbl.) Bedarfsartitel 
durch die Lokalgenoſſenſchaften. 

Die an den betreffenden Einfäufen intereffierten Mitglieder haben 
fi durch Unterfchrift für die Abnahme einer gemwiffen (von ihnen zu 
beftimmenden) Menge zu verpflichten. Genehmigt der Borftand die Beitel- 
lung, fo wird fie nebjt den übrigen bezüglichen Aufträgen der Mitglieder in 
der Weiſe ausgeführt, daß durch die Genofjenjchaft für deren Rechnung 
von jeder Warengattung eine größere Sendung gegen baar möglichjt 
aus erſter Hand, in befter Qualität und zu billigjten Breifen bejchafft 
wird, ohne daß die beteiligten Mitglieder vorher Zahlung geleijtet hätten. 

Es iſt alfo in Höhe des Baarmertes der betref- 
fenden Bezüge an die betreffenden Mitglieder ſozu— 
fagen freditiert worden (wenn aud) nicht formell juriftilch), 
indem die Genoſſenſchaft als foldhedie Summe, welde 
zur Zahlung der für die Mitglieder angelauften Natu= 
ralienerforderlid waren, anden Lieferanten ineinem 
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Zuge für die Mitglieder (wenn ſchon juriftifch im eigenen — der 
Genofjenfhaft — Namen und für deren eigne Rechnung) baar 
entrichtete, jedenfalls jchon vor diefer Baarzahlung mit Aus⸗ 
führung der Beitellungen der Mitglieder da8 Rifilo für deren 
Baarzahlung gegenüber dem Lieferanten übernahm. 

Sie läßt ihrerfeit die Einzelfummen für die (von ihr 
oder in ihrem Namen von den Lieferanten) an die Mitglieder 
abgegebenen (auf Menge und Qualität fontrollierten) Waren» 
poften von den Schuldnern entweder fofort baar oder 
bi8 zu einem feftzufegenden Termine in die Bereins- 
kaſſe zahlen. 

Es wird vielfach vorfommen, daß eine Anzahl oder gar 
die Mehrzahl der am gemeinfamen Bezuge beteiligten Mitglieder 
ihrerjeitö die Zahlung für das ihnen gelieferte Quantum in die 
Vereinskaſſe leiften, bevor der Termin der Baarzahlung des Gefamt- 
quantums für den Verein gelommen ift. Das ändert aber nichts an 
der Tatfache, daß der Berein als folcher von vorneherein bei der 
Gefamtbeftellung an den Lieferanten diefem gegenüber das Riſiko 
übernimmt und es durch faftifche Baarzahlung auslöft, nach leßterer 
ſodann jedenfalls einer Reihe von Mitgliedern noch einen kürzeren 
oder längeren Kredit für die Zahlung ihrer Bezugsquoten einräumend 
— natürlidy unter der für die gewöhnlichen Kredite und Darlehen 
üblichen Sicherheit. 

Die Genoſſenſchaft fihert auf diefe Weife nicht nur ſchlechtweg 
den durch fie vertretenen Mitgliedern die Stellung des Großver- 
brauchers, fondern fie erjcheint, was mehr gilt, gerade als fapitals- 
tüchtiges, mit der Macht des Baarkaufs auftretendes Großgejchäft. 
Wie fehr eine ſolche Verbindung von Großeinfauf und Baarzahlung 
fi auf dem Wirtſchaftsmarkte Reſpelt zu verfchaffen und zu Gunften 
des fo Kaufenden Borteile zu erzielen vermag, weiß jeder Erfahrene. 

Marenbezug und Schuldtilgung werden folcherart glatt und 
einfach ohne Riſiko, dabei zu eminentem Nußen der Mitglieder ab— 
gewidelt. Es ift in gefhlofjenem (mit der Wahrung der Mit— 
gliederintereffen bei der Geldverwendung durch die Genofjenfchaft 
logisch zufammenhängendem) Verfahren der Umfaß von Geld 
in Naturalgüter (in durch die Genoſſenſchaft angefaufte Bedarfs- 
artikel für die Mitglieder) erfolgt. Diefes direfte Berfahrenvon 
Genofjenfhafts wegen fommt zur Anwendung, weil 
das kollektive Auftretender Genofjenfhaftalgs folder 
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an Stelleder Mitgliederin Ergänzung der Brivatwirt- 
haft nötig erfheint, um eine wirtfhaftlid, ſozial 
gefunde Verwendung der im gebotenen Intereſſe der 
Mitglieder gemeinfam (von der Genofjenjchaft als folcher) 
zu gutem wirtfhaftlidem Gebraude bejhafften Baar- 
mittelnah Möglichkeit zu fidern. 

Dies ift nicht nur von der praftifchen Hinficht zu jagen, daß 
bei der bezeichneten Art beftimmungsgemäßer Verwertung der Geld», 
der Freditmittel der Genoſſenſchaft für die Mitglieder (d. h. beim 
Ankaufe der Bedarfsartilel für die Mitglieder durch die Genofjenichaft) 
eine Reihe von Uebervorteilungen in Preis und Qualität ausgefchloffen 
find, die erfahrungsgemäß bei vereinzeltem Bezug durch den einzelnen 
Landwirt vorlommen. Allgemein kulturell tritt vielmehr ganz befonders 
in die Erjcheinung, daß eine fachtechnifch zmedmäßigere Auswahl der 
für die Wirtfchaft, die rationelle Landwirtſchaft dienlichen Bedarfs» 
artikel (Kunſtdünger, Straftfutter, Kohlen ufw.)! durch die Genoffenfchaft 
nach Berftändigung mit den Mitgliedern (ev. in der Generalver- 
fammlung) ftattfindet, daß ferner für ihre Verwendung entiprechende 
Anleitung gegeben werden Tann. 


Das alles wird natürlich der landwirtfchaftlichen Kultur (der 
grundlegenden, der „Urkultur“) aufs vorteilhaftefte zugute kommen 
müflen — materiell ſowohl mie nad) der Seite des intellektuellen, 
ethiſchen und technifchen Fortſchritts. 

Bon außerordentlihem Werte it der (auf folche Art zutage 
tretende) Umftand, daß diefer letere Fortſchritt im gehörigen 
VBerbältniffe zu den finanziellen Sräften, zum wirt— 
Ihaftlihden Gleichgewicht des Einzelnen erfolgt. Diefes 
barmonifche, darum dauerhafte Verhältnis iſt deshalb gefichert, 
weil die Bejorgung der gemeinfamen Anläufe durch die Genofjen- 
Ihaft und die Hergabe der Geldmittel für diefe Ankäufe organifch 
Hand in Hand gehen. Die mit höherer Einſicht, mehr Er- 
fahbrung und größerem Weitblid operierende Genoſ— 
fenfhaft prüft (auf Grund des zuverläffigeren Urteils ihrer Or— 
gane) die Zuläffigkeit der Einzelbeftellungen der Mitglieder. Die 
Genehmigung hängt von diejer Prüfung ab, gleichzeitig aber auch die 
Bewilligung der Mittel zu den gemeinfamen Ankäufen. Diefe Be- 





Der ſchweiz. Naiffeifenverband hält fich fern von der Beihaffung von 
Spezereiartifeln uſw., wie fie die ſchweiz. „Nonjumvereine” betreiben. 


— 669 — 


willigung erfolgt ftet3 von felbft mit der Genehmigung der Mit- 
gliederbeftellungen, weil, wie wir ſchon jahen, die Genofjenfchaft 
immer das Rifilo für den baren Anlauf der betreffenden Wirt» 
ichaftsartifel übernimmt, ihrerfeits auch faktifch dem Lieferanten Bar- 
zahlung macht. 

Die Grundlage dergemeinfamen Anläufe die Ein 
zelbeftellungen der an dem Geſamtbezuge teilnehmen 
den Mitglieder) wird alfo von der Kreditgenoſſenſchaft an Hand 
der Bewilligung der Geldmittel endgültig genehmigt. 
Daß diefe Grundlage eine wirllih gute ſei, daß die 
betreffende Eingelbeftellungtehnifchserationell zum 
Betriebe des einzelnen Mitgliedes pajffe, daß 
namentlih das richtige Verhältnis zur wirtſchaftlich— 
tehnifchen Leiftungsfähigfeit der Mitglieder obmwalte, 
das zu unterfuchen, bat die Kreditgenofjenfchaft rein vom Stand⸗ 
punkte der mit den gemeinfamen Ankäufen ftattfindenden Krebitgewäß- 
rung aus das lebhafteite Intereſſe. 

Die gehörige Wahrnehmung diefes Interefjes führt, wie wir 
bemerften, zu den fegensreichiten Folgen. Dan kann aljo vom ſo— 
zialen, privatwirtfchaftlichen, allgemein kulturellen und fachtechnifchen 
Standpunkte aus nur wünfchen, daß jene Intereffenwahrnehmung 
wirklich in der bezeichneten Weife ftattfinde. 

Daß die rihtig beanlagte Kreditgenoſſenſchaft 
alfe nach dem Gefagten in Betracht fommenden Berbält- 
niffe zu prüfen befjer in der Sand bat, als wenn die 
Mitglieder in Hinfiht auf den Einkauf auf eigene 
Fauft vorgehen — desgleichen in der Regel befjer in 
der Hand hat alß eine jeparate Ankaufsgenoſſenſchaft, 
bei der nicht oder eventuell nur ungenügend darnach gefragt wird, ob 
die Beitellungen der Mitglieder an die Genoffenfchaft zur Wirtfchafts- 
ſphäre der einzelnen Mitglieder, jpeziell zu der finanziellen Tragkraft 
im richtigen Verhältnis ftehen, wird nicht weiter zweifelhaft erfcheinen. 

Es ift von genofjenfchaftlicher Seite behauptet worden, daß e8 
für den Erfolg feinen Nachteil ausmache, wenn eine befondere, 
fonftitutivsgetrennte Anlaufßgenoffenfhaft die 
gemeinfamen Bezüge beforge und fich zu dem Zwecke eventuell Kredit 
bei einer Bank oder ſonſtwie bejchaffe. 

Wir wollen nicht im einzelnen nachweifen, daß diefe Art der 
Beranftaltung und Durchführung gemeinfchaftlicher Bezüge von Wirt- 
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Ihaftsartileln bei weitem nit diejenigen — materiell- 
wirtjchaftlichen, kulturellen, fachtechnifchen und ethiſchen — Bor: 
züge bietet wie die von den rihtig beanlagten 
(Raiffeifenfchen) Kreditgenofjenfhaften gehbandhabten 
gemeinfamen Ankäufe. Zum Zeile ergibt fich der negierende 
Nachweis aus dem Gefagten, zum Teile aus den fpäter folgenden 
Ausführungen über die hier befprochene Genoſſenſchaftsart. 

Ein befonderes praftifches Moment in betreff diefer Gegenüber- 
ftellung jei aber jchon an dieſer Stelle im Vorübergehen nicht uns 
berüdfichtigt gelajjen. | 

Eine Eonftitutivsfeparate Ankaufsgenoſſenſchaft würde jedenfalls 
Binfen für die (zwecks Bezahlung der Gejamtbezüge) aufzunehmenden 
Kreditmittel zahlen müſſen. Diefe Zinjen würden fich mahrfcheinlich 
auf einen höheren Betrag ftellen, als die Zinfen ausmachen, zu denen 
die Sreditgenofjenfchaft ihre Gelder erhält. 

Sodann fommt in Betracht, daß die Kreditgrundlage bei den 
Eonftitutivsgetrennten Anfaufsgenoffenfchaften jedenfalls weit weniger 
gefund ift als bei dem Verfahren, dejjen fich die Raiffeifen-Bereine 
bedienen. Die leßteren vermögen, wenn der den betreffenden Mit- 
gliedern für die gemeinfamen Bezüge einzuräumende Kredit durch die 
gleiche Genoſſenſchaft gewährt wird, welche auch jonjt das Sredit- 
bedürfnis derjelben Mitglieder befriedigt, ein erheblich zuverläffigeres 
Urteil über die materielle Kreditgrundlage wie über die ethifche und 
opportuniftifche Kreditzuläffigkeit fich zu bilden, als wenn der Kredit 
für die gemeinfamen Bezüge getrennt für fich durch eine bejondere 
Antaufsgenofjenfchaft herbeigeführt und in Form der Warenabgabe 
den einzelnen Mitgliedern von feiten diefer Genofjenfchaft gewährt wird. 

Eine fortlaufende und eingehende Verſtändigung zwiſchen einer 
ſolchen Eonftitutivsgetrennten Anlaufsgenofjenichaft und einer Iofalen 
Kreditgenofjenfchaft vermöchte zwar gewifje aus der gedachten Tren— 
nung fich ergebende Schäden fernzuhalten. Doch wäre nicht einmal 
eine folche VBerftändigung — weder von vorneherein noch auf die 
Dauer — gefichert. 

Der organifhe Zufammenhbang von Fredit- 
gewährung und gemeinfamen Ankäufen, wie wir 
ihn beiden Raiffeijfen-Bereinen finden, erſcheint 
alfo zur Erzielung eineßnad allen Seiten beften 
Erfolges shledterdings unentbehrlich. Jener Zus 
fammenhang wird gefordert ſowohl von den Intereſſen der gefunden 
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und überſichtlichen Kreditgewährung wie vom Standpunkte wahrhaft 
beftgeordneter und erjprießlicher Beranitaltung und Durchführung 
der gemeinfamen Bezüge und der damit zu erzielenden einheitlichen, 
beiten Folgen aus. 


Der einheitlihe Einfluß auf die im Wege der 
Genofjenfchaft zu hebenden und zu fördernden Berhbältniffe der Mit— 
glieder wird Durch eine unnatürlide Trennung der 
den Raiffeifen-Bereinen zugewieſenen Aufgaben, 
alfo auch durch Beforgung der gemeinfamen Ankäufe ſeitens einer 
fonftitutivsgetrennten Ankaufsgenoſſenſchaft geftört, wenn nit 
ganz unmöglich gemadt. 


In Sozialer Hinficht ift ſodann nahdrüdlich zu betonen, daß — 
abgejehen von den überflüffigen Koſten eines doppelten Apparate — 
es für daß foziale Gemeindeleben keineswegs po 
fitiv förderlich ift, vielmehr in unzähligen, viel 
leihtinden meiften Fällen der fozialen Harmonie 
de8s®emeindelebens erheblih ſchadet, wenn mehrere 
oder eine Reihe von Genoffenfhaften in derfelben 
Gemeinde fih geltend maden Aus dem Neben- 
einander wird dann gar au leicht ein Durdein- 
anderodergar Gegeneinander. 


Man darf hier noch den Umftand berüdfichtigen, daß die tat- 
fählihe Berwendung der befchafften wirtfhaftlihen Be— 
darfsartilel [rein vom Standpunkte des Grundes ihrer Beihaffung 
duch die — am guten Gebraucd der (zum Anlaufe) gewährten 
Kredite intereffierte — Kreditgenoſſenſchaft] von diefer eher mit grö- 
Berer Berechtigung und größerem Nachdrude fontrolliert werden 
fann als eventuell durch eine Eonjtitutiv durchaus felbftändige Ankaufs⸗ 
genofjenjchaft (eine jolche zur Beichaffung jener Bedarfsartifel voraus 
geſetzt). Ob eine derartige feparate Ankaufsgenoſſenſchaft fich überhaupt 
mit der — fachtechniſchen und fonftigen — Sontrolle der VBermen- 
dung der gemeinfam angefauften Wirtfchaftsartifel befaflen würde, 
bleibe dabingeftellt. 

Eine Sreditgenofjenfchaft der von uns gekennzeichneten (für— 
forgenden, überwachenden, die Geldgefchäfte nicht um ihrer felbft, 
fondern um guter, fozial richtiger Verwendung willen betreibenden) 
Art bat durhaus Grund zu einer foldhen fürforgenden, im Intereffe 
der Mitglieder ſowohl wie im weiteren Gemeinintereffe liegenden Nach— 


prüfung und Einwirkung. Dazu ift eben die allgemein wirtſchafts— 
fördernde Aufgabe der von den Mitgliedern gemollten und gebildeten 
Genoſſenſchaft gejett. 

Bon einer unberufenen Einmiſchung oder Bevormundung ſeitens 
der Genoſſenſchaft kann alſo ſchon deshalb keine Rede ſein, weil der 
Genoſſenſchaft die Aufgabe geſtellt iſt, für die gute Verwendung der 
von ihr beſchafften und im Intereſſe der Mitglieder zu verwertenden 
Geldmittel zu ſorgen. Es iſt der Genoſſenſchaft aus dieſem Grunde alle 
formelle Legitimation verliehen, ſich gewiſſenhaft Rechenſchaft darüber 
zu geben und geben zu laſſen, wozu die gemeinſam von ihr (der Ge— 
noſſenſchaft) aufgenommenen Geldmittel verwandt werden ſollen und 
tatſächlich verwandt werden. 

Die Genoſſenſchaft vermag Sorge dafür zu tragen, daß ihre 
Organe wirklich befähigt ſind, eine ſolche Vorprüfung aller ein— 
ſchlägigen Verhältniſſe vorzunehmen, ferner eine möglichſte Anpaſſung 
der Genoſſenſchaft wie der Einzelmitglieder an dieſelben möglichſt 
herbeizuführen, alle vernünftigen — privatwirtſchaftlichen, ethiſchen, 
ſozialen, marktmäßigen, fachtechniſch-kulturellen — Umſtände beim 
Inswerkſetzen der gemeinſamen Bezüge zu berückſichtigen, endlich auf 
die vernünftige Berückſichtigung dieſer Umſtände nach ſtattgehabtem 
gemeinſamem Bezuge und Ueberantwortung der Einzelpoſten an die 
Mitglieder zu halten. Bei der Wahl der Verwaltungsorgane iſt 
hierauf Rückſicht zu nehmen. Die Erfahrung und Uebung wird ein 
Weiteres tun. 

Sofern übrigens etwa mit der Zeit zu befürchten iſt, daß der 
Borftand zu fehr durch die gemeinfamen Bezüge in Anſpruch ges 
nommen würde, fönnen inorganiidem Anſchluſſe an die 
Genoffenihaft und ihre Hauptorgane (fpeziel an den Borjtand) be= 
fondere Kommiſſionen und fonftige Beauftragte mit der Wahrneh- 
mung von Sonderfunftionen in betreff der gemeinfamen Ankäufe 
betraut werden. (Yu vergleichen Punkt 5 des Paragraphen 4 gegen= 
mwärtiger Abhandlung.) Die Gejchlojienheit de Verfahrens und 
des Apparates, die Klarheit, Durchfichtigkeit des Ganzen wie der 
Einzelausführung, die Zuverläffigfeit und Eraftheit der Intereſſen— 
mwahrnehmung nach allen programmgemäßen Richtungen (jo wie fie 
im vorigen des Näheren gezeigt wurden), die Sicherung des beiten 
Erfolge8 — — alles das würde bei ordnungsmäßiger Zuhülfenahme 
von Unterorganen in dem gleichen Maße vorhanden fein, wie wir 
es in den vorausgegangenen Ausführungen vorgefehen haben. 
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Man wolle jchlieglich folgendes nicht aus dem Auge laffen: 
Die beite Inswerkſetzung und Durchführung der gemeinfamen 
Bezüge einfchließlich der beiten Erfolge derfelben find nicht allein 
vom gefchäftlich-finanziellen, nicht allein vom ölonomifchen und fo= 
zialen Standpunlte der guten Berwendung der von der Genoffenfchaft 
beichafften Geldmittel geboten. Das reine Faches Berufs: 
interefje, auf welches die gemeinjamen Bezüge 
im legten Grunde zurüdzuführen find, verlangt 
durchaus dbievon unß dDargelegte enge und orga— 
nifhe Verbindung von freditgenofjenfhaft und 
gemeinfamen Antäufen — eben megen bes nad) allen Ge— 
fihtspunften beften Effeftes willen. 


S8 Berlauflandm. (und gewerbl.) Erzeugniffe durd 
die Lokalgenoſſenſchaften. 

Die befprochene Fürforge und Einwirkung der Raiffeifenvereine 
in betreff der guten Berwendung der wirtjchaftlichen Bedarfsmittel 
fteht in natürlihem Zufammenhange mit dem Intereſſe an einer 
guten Herstellung der Wirtfchafts erzeugniffe der Mit: 
glieder. Mit diefer Herjtellung ift die Aufgabe der Raiffeifengenoffen- 
ſchaften auf das innigfte verwachſen. 

Sie ſind Kreditgenoſſenſchaften, um den Mitgliedern Geldmittel 
zu gewähren, damit die Mitglieder dieſe Geldmittel wirtſchaftlicher 
Tätigkeit dienen laffen. Letztere ſoll angeregt und befruchtet werden. 
Beordnnete wirtichaftliche Tätigkeit zu veranlaflen und zu fördern, 
ift der Sinn de8 Dafeins eine Raiffeifenvereind. Geordnete mwirt- 
ſchaftliche Tätigkeit aber iſt fchöpferifches Arbeiten, ift Erzeugung, 
iſt Produktion. 

Ein Raiffeifenverein erblidt alfo den Grund feines Beſtehens 
in dem Streben nad geordneter Produktion. Auch die Beihaffung und 
Berwendung der wirtichaftlicden Bedarfsartifel geſchieht erfichtlich 
um der Produktion willen. 

Mit diefem Streben nad) geordneter Produktion befinden fich 
die Naiffeifenvereine in Webereinftimmung mit dem Streben nad 
Erfüllung der Kardinalaufgabe des Menfchen. 

Wir fünnen lettere Erflärung uneingefchränft fo gelten laſſen, 
wie fie lautet. Produktion, Arbeit ift wirklich die dem Menfchen natür- 
lich gefeßte Aufgabe. Alle menſchlichen Maßnahmen haben ſich nad 
diefer Aufgabe zu richten. 
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E83 fommt demnad) darauf an, das Produftivleben ſeitens des 
Menſchen richtig zu beherrſchen. Zu dem Zwecke foll der Menſch in 
feiner Wirkungsiphäre auch über die Ergebniffe der Produktion richtig 
verfügen können, fie deshalb in feine Verfügungsgemwalt bringen. 

Das geichieht im modernen Leben des Verkehrs und der Ar- 
beitsteilung durch entgeltliche Veräußerung deſſen, was die private 
Wirtſchaft (einfchließlich des Haushaltes) des Einzelnen an Selbſt— 
produziertem nicht gebraucht. 

Zur vollen Berfügung über die Ergebnijjfe 
der Broduftionbedarfes aljo des richtigen und zwar — jo 
dürfen wir beftimmter jagen — de privatwirtfhaftlid 
und fozial rihtigen Abſatzes. Dazugehört die ethiſch 
wohlgeordneteMitwirfung der Raiffeifenvereine 
bei der Bermwertung der Erzeugnifje der Mit- 
glieder. 

Die Notwendigkeit dieſes Tätigkeitszweiges der eben genannten 
Genojjenichaften ergibt fich aus dem logischen und ethifchen Zufammen- 
bange mit der grundfaßgemäß gehörigen Verwertung der von der 
Genoſſenſchaft für die mwohlverftandenen Intereſſen der Mitglieder 
bejchafften Geldmittel, alfo aus dem gleichen Grunde, aus welchem 
auch die gemeinfamen Anläufe erfolgen. 

Wenn diefe vollen Sinn haben follen, jo muß binzulommen, 
dat die Genoſſenſchaft die gute Verwertung der beſchafften Wirt- 
chaftsartifel an ihrem Teile unter Obforge nimmt, diejerhalb auf 
die Mitglieder in Hinficht auf die Produktion und bei derjelben ent— 
fprechend einwirkt. Es muß aber von jeiten der Genofjenfchaft dem 
Sinne der Produktion auch fonft voll entſprochen und den Produ— 
zierenden die wirklich erjprießliche und ausgiebige Verfügungsmög— 
lichkeit über die Ergebniffe der Produktion in denkbar hohem Grade 
verjchafft oder verftärkt werden. 

Wir fehen demzufolge die Raiffeifen-Genoffen- 
haften entfpredend in Tätigkeit nicht nur bei der 
Produktion der Mitglieder, fondern namentlich auch bei demjeni- 
gen Brozeffe, welder den Mitgliedern die Früdte 
ihrer Broduftion angemessen fihern ſoll (zu mei- 
terer Produktion). Die Vereine befafjen fich alfo logiſcherweiſe grund— 
faggemäß mit der Obforge für angemefjenen Abſatz 
(Berfilberung) der Mitglieder-Erzeugnijffe. 
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Hier liegt juriftiich das Verhältnis zu den Mitgliedern fo, daß 
die Genoſſenſchaft als jolche den Verlauf in die Hand nehmen joll, 
jo daß alfo das warenliefernde Mitglied als folches nicht mit den 
Abnehmern in Berührung fommt (in Perſon höchſtens als Beauf- 
tragter der Genofjenichaft), daß es fomit als perfönlicher Einzellieferant 
lediglich der Genoſſenſchaft gegenüberfteht. Die Genoſſenſchaft 
zahlt dem Mitgliede den Preis und zieht ihn von den 
Abnehmern wieder ein (plus Unkoſten und geringer Entjchäs 
digung für Mübemwaltung). Inzwiſchen haftet das betreffende Mitglied 
oder beffer die Gejamtheit der an den betreffenden Verkäufen Beteiligten 
für den richtigen Eingang der von den Abnehmern gefchuldeten Beträge. 

Bis zur Abwicklung des leßteren Vorgangs findet 
gewiſſermaßen (wenn auch nicht formell juriſtiſch) eine Kre— 
ditgewährung an die bei den Verkäufen beteiligten 
Mitglieder ſtatt, indem die Genoſſenſchaft auf die ein— 
gelieferten Erzeugniſſe den dieſelben liefernden Mit— 
gliedern Baarmittel verabfolgte, für welche ſie durch 
die Abnehmer ftatt der (geliefert habenden) Mitglieder 
Rüdzahlung leiften läßt. 

Formel juriftifch ift bier allerdings (ebenfo wenig wie unter 
allen Umftänden von einem förmlichen Darlehen an die bei den 
Berfäufen beteiligten Mitglieder) von einer Rüdzahlung auf einen 
an die betreffenden (bei dem Erzeugnisabfa beteiligten) Mitglieder 
gewährten Kredit jeitens der Käufer die Rede. Es erfolgt die Zahlung 
jeitens der Abnehmer juriftifch überhaupt nicht im Namen der ein» 
zelnen Mitglieder fondern im Namen und für Rechnung der Abnehmer 
ſelbſt an die geliefert habende Genoffenichaft aus dem direkten Kaufe 
von derfelben (dem Berfaufe der Mitgliedererzeugnifie durch die 
Genoſſenſchaft im eigenen — der Genoffenfhaft — Namen und 
für deren eigene Rechnung). 

Ein Riſiko ift bei richtigen Borgehen für die Genoijenfchaft 
ausgejchloffen. Sie wird, fo lange fie fich mit dem einfachen Verkaufe 
fertiger Waren (Erzeugniffe der Mitglieder) befaßt, erft dann die 
ihr anbietenden Mitglieder endgültig zur Lieferung verpflichten, alſo 
ihrerfeit8 eine ſpeziell bindende Berpflichtung zur Abnahme der 
betreffenden Warenpoften erſt dann übernehmen, wenn ihr feite Bes 
ftelungen der Abnehmer vorliegen. Inzwiſchen kann e8 fi nur 
darum handeln, Abnehmer ausfindig zu machen und als Reflektanten 
an Hand zu nehmen, während anderſeits die zur Lieferung (an die 
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Genoſſenſchaft) angemeldeten Mitglieder ihre betreffenden Erzeugniffe 
der Genoffenfchaft aus freier Hand anftellen, ohne fich alfo beftimmt 
zu binden, wenn ſchon natürli” in der Art, daß fie eventuelle 
andere (nicht durch die Genoſſenſchaft gebotene) Verkaufsgelegenheiten 
nur dann wahrnehmen werden, wenn fie fich mit der Genoſſenſchaft 
verftändigt haben. 


Ohne letzteres würden ja die Berfaufsbemühungen der Genojjen- 
ichaft leicht unterbunden werden können und je nad Umftänden zu 
fehr in der Luft hängen: die genofjenfchaftlichen Beftrebungen um 
einen geordneten, möglichjt geficherten, für den Produzenten tunlichit 
vorteilhaften (die Arbeit entiprechend Iohnenden) Abſatz würden nicht 
nur (wegen der in dem gedadhten Falle wenigſtens teilmeife fehlenden 
faktifchen Lieferungsmöglichkeit) in den Streifen der Abnehmer dis— 
freditiert; e8 wäre auch fonft allen möglichen Unberechenbarfeiten, 
Bufälligfeiten, Unficherheiten, unfontrollierbaren Einflüffen in Hin- 
fiht auf die Durchführung des genofjenfchaftlihen Abſatzes der 
Mitgliedererzeugniffe Tür und Tor geöffnet. 


Gerade bier, wo e8 fih nicht um daß fpefulative, feiter Baſis 
entbehrende, auf dem Wechjel und der Unficherheit der Haufs- und 
Berfaufsmöglichleiten beruhende Spiel kaufmänniſch-gewinnſüchtiger 
Geichäftsgebarung handelt, fondern um eine volkswirtſchaftlich-natür— 
liche, auf ficherer, gegebener Grundlage beruhende Ordnung, Regelung 
der Beziehungen zwifchen Gütererzeugung und Güterverbraud, — 
gerade hier würde die Störung oder das Verſagen des (an ſich in 
feiner Methodik einfachen und exakten) Gefchäftsapparates am wenigſten 
angebracht und verständlich fein, daher vorlommenden Falls vom 
Standpunfte der genofjenfchaftlichen Beftrebungen erſt recht unliebfam 
empfunden werden. 

Keinem Zweifel unterliegt, daß das ſoeben berührte Ge- 
biet genofjenfhaftlidher Arbeit das verhältnismäßig 
Ihmwierigfte, anderfeit8 aber auch da3 wichtigſte ift. 
Aufden günjtigen und geordneten Abſatz der Erzeug- 
nifjefommt esim heutigen Wirtſchafts-, Verkehrsleben 
bauptjählid an, und wenn die VBereinßmitglieder in 
dDiefem Punkte nicht auf angemeffenen Erfolg rechnen 
fönnen, jo wird ein noch jo jehr angepaßter und ver— 
bältnismäßig günftiger Kredit nit nur nit nüßen, 
fondern im günftigiten Falle das Ende des wirtſchaft— 
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lihen Rüdganges des betreffenden Mitgliedes nur 
binausjchieben, ja, vielleicht direkt ſchaden. 

Wenn alfo e8 der „Sredit“= Genoſſenſchaft (Darlehenskaſſen⸗ 
Verein) nicht darum zu tun ift, durchaus Geldgejchäfte zu machen, 
um eben in reinem Streben nach gemöhnlichem faufmännifchem Eigen= 
gewinn bantmäßig bejchaffte Gelder unterzubringen, auszuleihen (und 
ein folches Verhalten widerftrebt, wie wir jchon jahen, von Grund aus 
den Zielen der auf die Förderung des wahren Wohles der Witglieder 
angelegten RaiffeifensBereine), jo ift e8 (abgejehen von den Erwägungen, 
die wir zu Eingang des gegenwärtigen $ 7 anjtellten) in ihrem eigenften 
Weſen begründet, darauf zu achten, daß durch paffenden, 
guten Abfat der Erzeugniffe der Mitglieder dieje in 
Die Lage verfegt werden, die Mittel zur Tilgung der 
von der Genoſſenſchaft im Kreditwege eventuell auf» 
genommenen Baarjchuld zu erlangen. Diefen Erfolg muß 
die Genoſſenſchaft zu Gunften ihrer Mitglieder wollen. Andernfalls 
fämen diefe ja nicht dazu, die mit Hülfe der freditierten Baarmittel 
geichaffenen Güter wirklih in ihre gehörige Verfügungsgemalt, in 
ihre wahre Eigentumsfphäre zu bringen und derart wirtfchaftlich 
voranzufchreiten. 

Das leßtere iit offenbar eben nur dann möglich, wenn das in 
Form des Kredits erlangte Machtmittel des Geldes derart umgeſetzt 
wird, daß die (mit dem entliehenen Gelde) erborgte, entliehene und 
in naturale Borgänge bezw. Güter umgemwandelte Machtfülle in die 
unanfechtbare Gewalt des geborgt Habenden übergeht. Zu dem Zwecke 
muß er die mit Hülfe der entliehenen Baarmittel gefchaffenen Güter wieder 
in Baar umjeßen, jodann mit diefem Baar (minus des erzielten Mehr—⸗ 
werts, den der Erzeugende für fich behält al8 Gewinn) die Berbind- 
lichkeit (Schuld), d. h. die Herrfchaftsbeichränfung (durch baare 
Schuldtilgung) befeitigen, welche die Verfügung über den Erfolg 
feiner mit den entliehenen Baarmitteln betätigten Kraft einſchränkt 
oder aufhebt. Der Borger wird fo erſt voll Herr, Eigentümer (foweit 
unter jozialen Verhältniſſen von Uneingefchränttheit der Verfügungs- 
gewalt überhaupt gejprochen werden fann), nimmt fo in der über- 
haupt möglichen Beherrfhungsiphäre wahrhaft am wirtſchaftlichen 
Fortichritte für feine Perjon teil. 

Wenn nun die Genoffenfchaft fich in praftifcher Wahrnehmung 
(einerjeit8 ihres Gläubiger- und anderfeits) de8 reinen Mitglieders 
interefje8 auf die bezeichnete, verwaltungstechnifch mohlgeordnete, 


— 6718 — 


einfache, klare und fichere Weile mit dem Abjage der Erzeugniſſe 
der Mitglieder befaßt, fo. dürfte dies einerſeits die Fruftifizierung 
des den Mitgliedern ev. zu Freditierenden Baargeldes ſchon vom 
Standpunkte des Gläubigers, der größeren Sicherheit und befleren 
Rückzahlung aus eher gemwährleiften, fie fördern, unterftügen, — ander 
feit8, mit weiterem Blide gemeſſen vom Gefichtswinfel des höheren, 
legten und eigentlichen Zieles der Vereine her, durchaus der Kon— 
fequenz der von den Genoſſenſchaften einmal gewählten 
Aufgabe gemäß fein. Man vergefje nicht, daß diefe Aufgabe fich 
bündig darauf bezieht, die Durhführung eines vollsmwirt- 
Ihaftlich, fozial richtigen Betriebes und Fortſchrittes 
der Mitglieder auf alle vernünftig zuläffige Art ermöglichen und 
ihnen (den Mitgliedern) ein gediegeneß (auf den Früchten ehrenhafter 
Arbeit beruhendes) Fortlommen im Eigentums-Erwerbe der wirt— 
Ichaftlich, fozial nötigen und zu mehrenden Güter fihern zu helfen. 


Man fieht immer wieder deutlich, wie die Bezie- 
bung zwifhen Baargeld und Gütererzeugung (ſowie 
umgefehrt) die Genoſſenſchaft logiſch zwingt, fih vom 
Standpunfte fozial rihtiger Kreditgewährung aus mit 
dem Abfate der Erzeugniffe der Mitglieder zu befaffen. 


Aber auch rein vom Standpunkte der rationellen Wirtjchafts- 
führung der Mitglieder ſowohl in mehr privater wie in mehr fozialer 
Hinſicht bietet die Intervention eben der Kreditgenoffen- 
ſchaft beim Abſatze der Erzeugnifje der Mitgliederganz 
beſondere Vorzüge nicht nur gegenüber dem eventuel— 
len Einzelabſatz durch die (einzeln für ſich daſtehenden) Mit— 
glieder, ſondern auch gegenüber dem Abſatze durch be— 
ſondere Abſatzgenoſſenſchaften. 


Es iſt gewiß, daß die Genoſſenſchaft, wenn ſie ſich gemäß ihrer 
allgemeinen Aufgabe mit dem Abſatze der Mitgliedererzeugniſſe in 
wirklich gründlich genoſſenſchaftlicher Weiſe dauernd befaſſen zu 
ſollen glaubt, ſowohl im allgemeinen Intereſſe des guten Rufes der 
gemeinſamen Verkäufe (alſo im Intereſſe des Rufes der Genoſſen— 
ſchaft als ſolcher) wie im Einzelintereſſe der an den Verkäufen 
direkt beteiligten Mitglieder Urſache und Anlaß hat, auf die mög— 
lichſt vorteilhafte Herſtellung einer guten Qualität 
wie auch einer den Produktionskräften und Produktions— 
toften angemeffenen Quantität zu halten. Sie muß in 
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diefer Beziehung einen förderfamen Einfluß gegenüber den betreffenden 
(liefernden) Mitgliedern ausüben können und tatſächlich ausüben. 

Dazu würde fie unftreitig berechtigt und in der Lage fein, wenn 
fie als befondere (feine anderen Ziele verfolgende, alfo auch nicht mit 
dem Kreditweſen fich befaſſende) Abſatzgenoſſenſchaft aufträte. 

Sehr viel mehr aber vermag Sie den erwähnten 
Einfluß geltend zu maden, wenn fie ohnehin als Kre— 
dDitgeberin (der die gute Bermwendung des ev. hergegebenen Geldes 
mwollenden, in diefem Sinne fürjorgenden und überwachenden Art, 
wie wir fie bereit3 fennen lernten) inden Augen der Mitglieder 
eine befondersgemwichtige Bedeutung bat. Den Ratjchlägen, 
ev. Vorſchriften einer jolchen Art von Kredit⸗- (und zugleich Abjaß-) 
genofienfchaft hinſichtlich angemeſſener, guter Kultur der betreffenden 
Erzeugniffe werden die Mitglieder entfchieden höheres Gewicht beilegen 
al8 denjenigen einer rein für fich (nicht vorab als Kreditgenoſſen⸗ 
fchaft beftehenden) Abſatzgenoſſenſchaft. 

Diefer größere Einfluß wird Schon darum gefichert fein, meil 
in aller Welt derjenige, welcher Kredit gewährt, gegenüber dem 
Borger eine einflußreiche Stellung bat. Der Kreditgeber kann jeine 
Bedingungen ftellen und den Schuldner, wenn die geftellten Bedin- 
gungen nicht erfüllt werden, durch eventuelle Kündigung des Kredites 
in für den Sreditinhaber höchſt peinliche Lagen bringen. 

Die Raiffeifenjche Kreditgenojjenichaft übt nun den ihr mit der 
Kreditgewährung zur Seite ftehenden Einfluß in der vorteilhafteften 
Weiſe zugunften des Schuldners aus, indem fie unter anderem auf 
gute, angemeffene, jozial richtige Produktion des Schuldners hält. 
Aus diefer Art von Bertragsgrund heraus wird alfo bereits eine 
beſonders nadhdrüdliche Beeinfluffung zweds Erfüllung der dem 
Schuldner auferlegten Verpflichtung guter, fozial richtiger Produktion 
allgemein gegeben jein. 

Kommt Hinzu, daß bei den befonderen Beranftaltungen zugunſten 
des Abſatzes der Mitgliedererzeugniffe die gleiche Kreditgenoſſenſchaft 
(die zugleich Abſatzgenoſſenſchaft ift) Ratjchläge, eventuell Vorſchriften 
betreff3 bejter Produftion den Mitgliedern beſonders gibt, jo ift er- 
fichtlich, daß gerade wegen der Erteilung diejer Ratjchläge und Bor- 
Ichriften durch die Kreditgeberin (die Kreditgenofjenfchaft) auf 
entjchiedenere, nachdrüdlichere Befolgung erft recht diefer befonderen 
Ratichläge und Vorſchriften gerechnet werden kann, ala wenn folche 
Anmeifungen oder Empfehlungen von anderer Seite herrühren. 
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Beſtärkt und verbürgt wird dieſe Wirkung namentlich auch 
durch den Umſtand, daß die Raiffeiſen-Vereine den Mitgliedern ſehr 
günſtige, den Verhältniſſen der Mitglieder aufs vorteilhafteſte ange— 
paßte Kreditbedingungen bieten. Die Mitglieder werden alſo mit 
Vorliebe ſich der Kreditvermittlung durch die Genoſſenſchaft bedienen. 
Der Reſpekt vor der Inſtitution der Genoſſenſchaft und ſomit auch 
vor den Anforderungen, welche leßtere betreff der Produktion der 
Mitglieder ftellt, kann durch diefe Vorliebe nur geminnen. 

Endlich fällt fehr in die Wagfchale, daß eine Vereinigung, die 
fapitalfräftig, d. 5. Kreditgenofjenfchaft und Abfakgenoffenfchaft zu— 
gleich ift (die e8 cher „aushalten“ kann, wie man zu fagen pflegt), 
höhere Borteile in der Verwertung (dem Abjate) der Mitglieder- 
erzevignifjfe zu bieten verjpricht als eine folche, die den „Geldtopf“ 
nit in eigenen Händen bat, fondern felbjt auf Kredit bei anderen 
Geldquellen (Banken) angewieſen ift (mo übrigens fchon die Zins— 
bedingungen weniger günjtig jein werden). 

Die ganze Regelung der Herstellung (melde Rege 
lung fih ganz natürlich mit der Fürforge für den Er- 
zeugnisabfaß verbindet) wird entfchieden fiherer und 
nahdrüdlidher beeinflußt werden, wennder (übrigens 
mit fahfundigem Urteil auftretende) Geldgeber 
(die Kreditgenoffenfhaft) Hinter diefem Einfluffe ftebt, 
als wenn daß nicht der Fall ift, wenn alfo jener Ein— 
fluß von anderer Seite — 3. B. einer fonftitutiv von 
dem Wejen der Kreditgenoſſenſchaft ganz getrennten 
Abſatzgenoſſenſchaft — auszuüben verfudt wird. 

Gilt da8 bezüglich der Qualitätserzeugung, jo wird eg in 
gleicher Weife auch betreff8 der bejjeren Quantitätsregelung 
zu betonen fein, alfo eine bejjere Berjpektive für die Befeitigung 
und Fernhaltung von zu wenig oder zu viel Produktion (und 
der damit zufammenhängenden Kriſen) verjprechen. 

Aus der allgemeinen Belehrung der Mitglieder durdh die 
Genofjenihaft in Hinfiht auf die funftgerechte Herftellung des zu 
Erzeugenden, ferner aus der Orientierung der Mitglieder durch die 
Genoſſenſchaft in Hinficht auf die Abjagverhältniffe punkto Menge 
des Bedarfs der Abnehmer (Verbraucher), umgekehrt für die gute 
(wirtfhaftlid, fozial richtige) Beeinflufjung des Be— 
darf (Verbrauchs) an dem von den Mitgliedern 
Erzeugten gegenüber den Berbraudern wird wiederum 
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die mitdem Abjage ſich befajjende Kreditgenoſſenſchaft 
auf fräftigeren Erfolg rehnen dürfen, als eine Ver— 
einigung, bei der die ftarfe und wirkſame Unterlage 
der Kapitals, Finanzmadt direlt fehlt. 

Bermöge ihrer Hapitallraft (und der damit ver» 
ftärften Solidität) genießt eine folche Genoſſenſchaft natürlicher» 
mweife fomohl bei den Mitgliedern wie bei den Abnehmern erhöhtes 
Anſehen. Das letztere wird noch Speziell parum der Fall fein, 
weil eben eine folche Genoſſenſchaft beffere Wirkungen in der Er- 
zeugung verfpricht, überhaupt gemäß ihrer Anlage leiftungsfähiger 
fein dürfte. 

Abgeſehen von der im Borigen bervorgehobenen Wirkung der 
Identität von ſereditgenoſſenſchaft und Abſatzgenoſſenſchaft zu Gunſten 
ſpeziell des Abſatzes der Erzeugniſſe (alſo zu Gunſten des 
engeren Produktions intereſſes), iſt unter dem Geſichtswinkel des 
allgemeinen Kreditverkehrs zwiſchen Genoſſenſchaft und Mit» 
gliedern noch in beſonderr Hinſicht ins Auge zu faſſen, daß von 
dieſer letztern Seite her betrachtet die konſtitutive Zuſammengehörigkeit 
von Abſatzgenoſſenſchaft und Kreditgenoſſenſchaft überaus wünſchens⸗ 
wert, ja, vom Standpunkt einer gründlich umfaſſenden, 
allgemeinen und vollſtändigen Regelung des Kre— 
dits geradezu notwendig erſcheint. 

Es iſt nämlich klar, daß eine Kreditgenoſſenſchaft, die 
ſich auf die bezeichnete Art mit dem Abſatze und dem-— 
gemäß mit der Erzeugung der Mitglieder bejhäftigt, 
alfein in der Lage ift, die Kreditverhältniffe derjelben 
Mitglieder in der gebotenen nellftändigen Weile zu über- 
hauen, zu beurteilen und zu überwachen. 

Stelle man fi, um die Richtigkeit diefer Tatfache fich recht ans 
fchaulich zu machen, eine von der Kreditgenofjenjhaft ver- 
ſchieden konftituierte Abſatzgenoſſenſchaft vor, die prin— 
zipiell zu den Kreditverhältniſſen der Mitglieder feine 
Beziehung hat. 

Ohne Kredit fann eine ſolche Genofjenfhaft nit 
arbeiten. Wie befchafft fie fich denfelben? Offenbar gejchieht dies 
auf Grund der Haftpflicht der Mitglieder. Diefe Mitglieder werden 
aber zum Teile oder meiftens Mitglieder auch der örtlichen Kredit— 
genofjenfchaft fein (oder follen e8 doch fein). 
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Somit wird ein (bedeutfamer) Teil der Kreditfähigkeit der (zu= 
gleich bei der örtlichen Kreditgenoffenichaft in entjprechender Zahl 
beteiligten) Mitglieder bei der Abſatzgenoſſenſchaft eingeſetzt und benutzt. 
Wie ſtark diefer Teil der Sreditfähigfeit der Mitglieder von der Ab- 
faßgenojienfchaft für deren befondere Zwede jeweils in Anfpruch 
genommen wird, wird die eventuell nebenher (Lonftitutiv getrennt) 
beftehende Kreditgenoſſenſchaft manchmal (wenn nicht meiftens) ſchwer 
feftitellen können. Sicherheit dafür, daß diefe Feititellung gut und 
zuverläffig erfolgen fann, ift ihr durch den Hinweis auf die Mög- 
lichfeit der Berftändigung mit der befonderen Abſatzgenoſſenſchaft 
feinesfallg gegeben. 

Wenn nun die konftitutiv jeparate Kreditgenoſſenſchaft im Einzel- 
falle das Sreditbedürfnis ihrer Mitglieder gehörig befriedigen will, 
fo ift Mar, daß die Grundlage der Beurteilung der Sreditfähigkeit 
dieſer — Kredit (eventuell einförmliches „Darlehnn“) beanfpruchenden — 
Mitglieder für die zur Kreditgewährung (und demzufolge vorab zur 
Beurteilung ‘der Kreditfähigkeit des Antragfteller8) berufenen Organe 
der Kreditgenoſſenſchaft jedenfalls ſchwer, wenn nicht gar überhaupt 
nicht oder nicht genügend ſcharf faßbar ift. 

Dean fönnte der vorigen Darftellung der Folgen der konſtitu— 
tiven Trennung von Sreditgenofjenfchaft und Abſatzgenoſſenſchaft ent- 
gegenhalten wollen, die leßtere vermöge ihre Streditmittel fich dadurch 
zu beichaffen, daß ihre Mitglieder fich ſämtlich bei der örtlichen Kredit- 
genoſſenſchaft beteiligten und ihre Streditfähigkeit bei derfelben in gemiffer 
Höhe für die Zwecke der Eonititutiv getrennten Abſatzgenoſſenſchaft 
belajten ließen. Damit jei die Einheitlichleit und Weberfichtlichkeit 
in der Beurteilung der Kreditgrundlage der Mitglieder der Kredit— 
genofjenfchaft gewahrt. 

Angefichts eines ſolchen Einwandes müßte man fich aber doch 
fragen: Wozu eine ſolche Erſchwerung und Weitfchmweifigfeit des 
Apparates und des Verfahrens, ftatt de natürlicheren und einfacheren 
Buftandes, wo Kreditgenoſſenſchaft und Abfaggenoffenfchaft eins find ? 

Zudem würde der Kredit der Mitglieder der Streditgenofjenfchaft 
ganz unnötig beſchränkt. Ein gewiſſer (vorausfichtlich) bedeutender) 
Teil diefer Kreditfähigkeit wäre ein für alle Male in ficy gleich- 
bleibender Höhe fejtgelegt, ohne daß diejer Teil in Wirklichkeit immer 
ausgenußt wäre. 

Ganz anders gejtaltet jich Apparat und Berfehr bei Einheit- 
lichleit (Identität) von Kreditgenoſſenſchaft und 
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Abſatzgenoſſenſchaft. Hier haben wir natürliche Leich— 
tigfeit und Anpaffungsfähigleit in der Gewäh— 
rung und Benußung des redites der Mitglieder 
bei voller Einheitlichkeit und ganzer Bollftän- 
digkeit inder Beurteilung der reditgrundlage, 
nämlid der Kreditfähbigleitder Mitglieder. 

Auf Grund des Gefagten ergibt fich wiederholt, daß von vorneherein 
die als nächfte Aufgabe einer Kreditgenoſſenſchaft fich darftellende Be- 
urteilung der Hreditverhältniffe der Mitglieder fchon im Intereſſe 
der reinen (gewöhnlichen) direkten Kreditgemährung an die Mit- 
glieder es dringend nahe legt, den Abſatz und die damit gegebene 
(in eventuell für die Einzelausführung abgezweigter Abteilung 
befonders ausgeübte) gute Beeinfluffung der Erzeugung von feiten 
der Kreditgenoſſenſchaft zu pflegen. 

Es iſt gelegentlich in bezug auf das foeben Erörterte darauf 
hingewiefen worden, daß bei Erfüllung der verfchiedenen Sonderauf- 
gaben der Genoijenjchaft in dem Maße, wie diefe Erfüllung fteigen- 
den Umfang annehme, die Schaffung von Sonderorganen fich nötig 
mache (maß wir unter $ 4, Yiff. 5 Schon berührten). Eine Trennung 
der Funktionen trete aljo mit der Yeit unabmeislich ein. Auf dieje 
Weiſe werde erfichtlich gewiffermaßen doch eine bejondere Genoffen: 
ſchaft fonftruiert. Es bleibe alſo im Grunde dasſelbe, ob dieje letz— 
tere Einrichtung (der Bejorgung gewiſſer Betriebszweige als befondere 
Unterabteilungen der Streditgenofjenjchaft) getroffen oder ob für jeden 
einzelnen Betriebszweig, den die Raiffeifen-Bereine programmgemäß 
pflegen wollten, eine bejondere, fonjtitutiv von der Streditgenoijen- 
ichaft getrennte Genoſſenſchaft errichtet und verwaltet werde. Leb- 
teres Verfahren ſei immerhin im Sinne einer „reinlichen Scheidung“ 
vorzuziehen. 

Doc ift die Meinung von der Lleberlegenheit des lettterwähnten 
(konjtitutiv feparaten) Borgehens tatfächlich unzutreffend. 

Zum Zeile läßt fich dies aus dem vorher Angeführten entnehmen. 

Schon rein geichäftlich zeigt da® von den Raiffeifen- Vereinen 
zu beobachtende Berfahren eine eflatante Ueberlegenheit. Wenn wirk— 
lich für den einen oder den andern Betriebszweig mit der Zeit Sonder- 
organe und bejondere Abteilungen ſich nötig machen follten (mas 
feinesmwegs für alle Einzelzweige von vorneherein feftfteht), jo iſt e8 
doch privatwirtichaftlich ebenfo jehr wie jozial von allererfter Wich- 
tigkeit, daß in der Stonzentration aller Betriebszmweige, im Geld- 
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weſen nämlich, eine Zuſammenfaſſung der verſchiedenen Betriebszweige 
vorhanden und gepflegt wird. Die finanzielle und wirt— 
ſchaftliche Einhbeitlihlfeit, deren die Regelung 
ber wirtfhaftliden und fozialen Berhältniffe der 
Mitglieder unabweisbar bedarf (und melde durd 
die Anlehnung derverjhiedenen Betriebszweige 
an das Geld>, das Freditwefen einer gehörig or— 
ganifierten Kreditgenofjenfhaft zum Ausdrude 
gebradt wird), wäre fonjt faum denkbar. 
(Schluß folgt) 


Ver 
Bauarbeiterſchutz in der Schwei;. 


Ton 9. Lattmann in Zürich). 


„Geſundheit ift das höchſte But.“ Am letzten Kongreſſe des 
Schweizeriſchen Gewerkſchaftsbundes in Baſel am 14. u. 15. April 1906 
ftand als Traktandum 7 auf der Tagesordnung: „Beſprechung über 
ein zu fchaffendes ſchweizeriſches Bauarbeiterfchuß-Gefeg“, wozu der 
Verfaſſer diefes das einleitende Referat übernommen hatte, wie auch 
Theſen vorlegte. 

Da die verfügbare Zeit e8 am Kongreſſe nicht erlaubte, dieſes 
Traltandum zu behandeln, jo werden nun hier die Gedanken, welche 
über diefe Frage dort zum Ausdruck gelangen follten, niedergelegt, 
in der Meinung, daß diefelben in den intereffierenden Reihen diskutiert 
werden follen, um eventuell bei einem fpäteren Kongreſſe dann darauf 
einzutreten. Der leitende Gedanke hiezu war der, einesteild die Dinge 
des gefeglichen Bauarbeiterfchuge® der Arbeiterfchaft felbft zugäng- 
licher zu machen, fie damit zu befchäftigen unb ihr ein neues Wir- 
fungsfeld zu eröffnen, andernteil® die mangelhaften Beftimmungen 
Iofaler Berordnungen oder das gänzliche Fehlen folder, wie es 
namentlich in der franzöfifchen Schweiz durchwegs der Fall ift, der 
öffentlichen Kritik zu unterziehen, um fo auch andere Kreiſe hiefür 
zu intereffieren und an Hand von Beweifen die Notwendigkeit eines 
geſetzlichen, möglichjt einheitlichen Bauarbeiterjchuges vor Augen 
zu führen. 


* * 
* 


Die Beſtrebungen der organiſierten Arbeiterſchaft gehen überall 
dahin, ſich möglichſt hohe Löhne bei verkürzter Arbeitszeit zu ſichern. 
So begreiflich dieſe Beſtrebungen ſind, ſo ſollte dabei aber ein weiterer 
Faktor nicht außer Acht gelaſſen werden: die Kräftigung und Er⸗ 
haltung der Gefundheit. Denn das ift die Quelle der Arbeitskraft, 
wenn die verfiegt, wenn der Arbeiter nicht mehr imftande ift, feine 
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Intelligenz und ſeine kräftigen Arme zu gebrauchen, dann vermindert 
ſich ſofort feine Exiſtenzfähigleit aus eigener Kraft oder hört gemöhn- 
lich ganz auf. Wenn daher der allgemeine Grundſatz: „Geſundheit iſt 
das höchſte Gut“ ſchon bei den mit Glücksgütern geſegneten Menſchen 
anerkannt wird, bei denen eine Erwerbsſtörung nicht diejenigen Folgen 
zeitigt wie beim Arbeiter, der nicht mehr zur Verfügung hat, als er 
mit ſeiner Hände Arbeit täglich verdient, wieviel mehr muß der an— 
geführte Grundſatz für die arbeitende Klaſſe ins Gewicht fallen. 

Hier muß Wandel geſchaffen werden, es iſt dies Menſchenpflicht. 
Wohl wird man mir entgegnen, die Unfälle werden nicht aus der 
Welt zu ſchaffen ſein, der Zufall ſpielt hier eine große Rolle; gewiß, 
aber das entbindet die Menſchheit nicht der Pflicht, alles zu tun, um 
die Unfälle möglichſt verhüten zu können, wenn es nicht möglich iſt 
ganz, jo doch fie auf ein Minimum zu reduzieren. Da hat der Staat 
als Vertreter der Allgemeinheit einzugreifen und Gejeßesbeftimmungen 
zu erlaffen, die dazu angetan find, die notwendigen Arbeiten aus— 
führen zu können, ohne jeden Augenblid fein Beben riskieren zu müffen. 

Zwar ift der jtaatliche Arbeiterfhug im allgemeinen feine Er— 
fcheinung der Neuzeit, und befonder in der Schweiz reichen feine 
Anfänge, jpeziell im Kanton Zürich, ins Jahr 1674 zurüd, wo für 
die Florweber, die Seidenfpinner und =wirker Lohnfeftfegungen er- 
laſſen wurden.! Seither wurden eine Anzahl Verordnungen, Geſetze 
und Beitimmungen erlaffen, die alle mehr oder weniger zum Schuße 
der Arbeiter geeignet find, jei e8 auf fantonalem, auf eidgenöffifchem 
oder in neuer Zeit auch auf fommunalem Gebiete. Zu erwähnen 
find: das eidgenöſſiſche Fabrikgeſetz, das Zündhölzchengeſetz, der Eifen- 
bahnſchutz, die Haftpflichtgefeßgebung, dann die Arbeiterinnenfchuß- 
gefeße und Lehrlingsgefete. 

Alle diefe Geſetze enthalten Schußbeftimmungen für die gemerb- 
lichen Arbeiter in Fabriken, in gefchloffenen Räumen, auf Eifenbahnen, 
in Betrieben mit motorifcher Kraft 2c., aber fein einziges fieht aus: 
reichende Schußbeitimmungen für die Arbeiter vor, welche bei der 
Erftellung von Bauten allen Witterunggeinflüffen und oft noch größern 
Gefahren ausgejegt find als die Arbeiter in den erwähnten Betrieben. 

Das iſt eine Ungleichheit, denn ich jehe nicht ein, warum ein 
Zeil der Ürbeiter, deren Arbeitsverrichtung nach Paragraph foundfo 
eines bejtehenden Geſetzes gejchügt wird, dieſes Schußes teilhaftig 
werden, während die übrigen desjelben entbehren follen. 


' Die Arbeiterichuggeleßgebung der Schweiz. Bon Dr. Yandmann, 
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Es ift merkwürdig, daß die Gefeßgeber allerort3 diefem Gebiet 
der Geſetzgebung möglichit wenig Beachtung jchenken, fei es, daß das 
Gebiet ihnen zu wenig befannt ift, oder daß fie fich über die Not» 
mwendigfeit gejeglicher Maßnahmen hinmwegtäufchen. 

Um eine Sache ſchlagend bemeifen zu können, bedient man fich 
meiftens ſtatiſtiſcher Angaben, Zahlen, die an und für fich troden 
fcheinen, die aber unter Umftänden ganze Bände reden fünnen. 

In folgenden Angaben, die dem gefchäßten Werke: „Die Arbeiter- 
fchußgejeßgebung der Schweiz“ von Dr. Julius Zandmann entnommen 
find, will ich verfuchen, die Zahl der Unfälle und ihre direkten Folgen 
fomweit möglich darzuftellen: 


Tabelle J. 
Die Anfälle im Baugewerbe nah Jabresdurdfhnitten. 























1 nn Aue ’ Auf 1 Unfall a 
\ mit den Tagen zeitweifer | trifft eg Tane ts 
Jahre Arbeitsunfäbigfeit uns ichädiqungen 
Fälle Tage dauer Fr. 
—— nn * J ——- == ——— * — — — — 
1833— 1892 22534 | 45,838,2 20,34 290,420. 53 
1898-1896 | 361,0 | 73,174.1 20,26 534,649. 10 
1897— 1900 5254,7 | 104,838,4 19,95 310,328. 92 
“1901-1902 4240,5 | 87,065,0 20,50 678,045. 09 
1888— 1902 3681,55 |  74,358,1 20,20 559,206. 73 


Diefe Zahlen beweijen, daß die Zahl der Unfälle ganz erheblich 
ift, die alfo des geſetzlichen Schußes ermangelt. 

Dabei ift zu bemerken, daß es bloß die im Baugewerbe find, 
wenn man biejenigen der folgenden Betriebsgruppen, die ebenfalls 
in die Stategorie der Nicht-Fabrifunfälle gehören: Anlage und Unter 
halt von Straßen und Bahnen, Waffer: und Brunnenbau, Steinbrüche 
und Bergwerke, Transportgemwerbe und verfchiedene Betriebe, binzus 
rechnet, jo ergeben fich folgende Zahlen nad) dem Schema vorftehender 
Zabelle I: 

Total in den Jahren 1888— 1902: 

Zahl der Unfälle 107,134. 

Tage zeitweifer Arbeitsunfähigfeit 2,194,571,5. 
Auf 1 Unfall trifft e8 20,48 Tage Heilungsdauer. 
Bezahlte Entjchädigungen Fr. 16,532,874. 52. 

Hiebei ift zu bemerken, daß ein großer Teil diefer Unfälle dem 
Haftpflichtgefeß unterstellt find, wobei allerding3 der verunfallte Ars 
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beiter feinem erlittenen Schaden gemäß entjchädigt werden muß. Doch 
das handelt fich mir nicht bloß darum, daß entitandene Unfälle richtig 
entfchädigt werden, jondern daß Unfälle möglichft verhütet werden 
fönnen, dies ift meiner Anficht nach ebenfo wichtig wie jenes, denn 
dem Arbeiter ift jedenfall8 eher gedient, wenn er vor Unfällen mög- 
lichft bewahrt werden kann, als wenn er zeitlebens ein Strüppel, 
wenn auch ein bezablter, ift. 
Doch ich will noch weitere ftatiftifche Angaben machen: 
Tabelle I. 
Die Anfälle im Baugewerbe nah verlehten Körperteilen (Jahresdurchſchnitte). 
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1581192 [121,0,159,2)521,2:408,2 333,0 630,6 100,8. 80,2, 2,0] 2378,9] 27,8 | 1,6 
1831896 [185,5 252,7 019,2 623,5 458,0 949,5 112,5 175,2) 24,5 | 3700,5] 35,5 | 1,25 
11881896 [153,2 205,9 715,2 515,8 395.5 790,0 106,6 128.0 13,2 | 3099,2] 31,6 | 1,42 


Aus diefer Statiftit geht hervor, daß alle Körperteile jehr in 
Mitleidenschaft gezogen werden, ſowie wieviel einzelne mehr oder 
weniger darunter zu leiden haben. 

Einige weitere jtatiftifche Angaben, die ich bier folgen laſſe, 
betreffen: 


Tabelle IM. 
Die Arfadien der Anfälle im Baugewerbe (Jahresdurchichnitte). 
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‚4 | 40,4 | 37,0 | 30,2 174,0 604,4. 17,2209,6 12592 |2378,0 | 27,8 





sw] 5 
1891896 | 6,2 42,2 85,7. 35,5 275,5, 1051,0 145,2 306,0. 138,0 13700,5 | 35,5 
R—100 | 9,5 | 80,0 207,2. 838,7 21,2. — 339,3 295,2 | 118,0 15340,5 | 46,2 
101—1M2 | 18,5. 49,0 1195,5 | 47,5 247,0: — 279,0 249,5 | 337,0 14428,0 | 29,0 
12 | 7,8, 54,0 116,5 , 36,2 236,7 827,7 171,8 |263,5 | 828,3 [3794,0 | 35,0 


Dieſe Staftiken bemeifen, daß eine Menge Unfälle vorlommen. 
Dabei muß fich jeder fühlende Menfch fragen, ob e8 nicht möglich 
wäre, menigiten® einen Teil davon zu verhüten. Damit anerkennt 
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er die Notwendigkeit und Berechtigung behördliher Maßnahmen, 
daß gejeglicher Schuß eine wefentliche Beeinfluffung der Unfallgefahr 
und der Zahl der Unfälle zur Folge hat, will ich im nachftehenden 
beweijen, wozu mir das Material in verdankenswerter Weife von 
Herrn Gerüftlontrolleur €. Hungerbühler in Zürich, der eine zehn» 
jährige Praxis als ftädtifcher Gerüftlontrolleur Hinter fich hat, über- 
lafjen wurde. | 

Nachdem die Stadt Züri im Jahre 1891 fich mit den Aus: 
gemeinden vereinigt hatte und von heute auf morgen „Grofftadt“ 
wurde, jeßte eine Zeit brillanten Gefchäftsganges, namentlich im Bau—⸗ 
gewerbe, ein. Da verjchiedene Arten Baumeifter auftaudten, kann 
man fich denen, daß oft feine übermäßige Sorgfalt auf die Gerüftung 
verwendet wurde, eine ganze Anzahl „Muchbaumeifter“ hatten oft zu 
mwenig und von ungenügender Qualität Gerüftmaterial, fein Menjch 
befümmerte fi darum, was natürlich zur Folge hatte, daß Unfälle 
an der Tagesordnung waren und der Mangel an nötigen Borfichts- 
maßnahmen fich jehr fühlbar geltend machte. 

Man verfolgte das Gebahren verjchiedener gemiffenlofer „Herren 
Baumeifter“, das Berlangen nad) behördlihdem Schuß wurde immer 
lauter, fo daß der Stadtrat am 27. Februar 1895 die jet noch in 
Kraft beftehende „Verordnung zur Verhütung von Unfällen bei Bauten“ 
erließ. Bald zeigte es fi, daß mit dem Erlaß diefer Verordnung 
nicht das gewünjchte Rejultat erzielt wurde, denn daß die Baumeister 
derjelben ſehr pejfimiftijch gegenüberftanden, ift begreiflich, aber un— 
begreiflich war, daß jelbjt eine Anzahl Arbeiter derjelben nicht das 
nötige Verſtändnis entgegenbrachten, fondern diefelbe teilmeile als 
Beihränktung ihrer Bewegungsfreiheit betrachteten. Mehr und mehr 
brach die Anficht fih Bahn, daß zu einer Durchführung der Ber- 
ordnung eine jtändige, unabhängige, mit Kompetenzen außgeftattete 
Kontrolle, die amtlichen Charakter trägt, nötig ift. 

So wurde im Jahre 1896 zur Anftellung von zwei ftädtifchen 
Gerüjtlontrolleuren gejchritten. Daß fie feine angenehme Aufgabe 
batten und jegt noch haben, wird man leicht begreifen, e8 braucht 
eine große Energie, den Beſtimmungen Nachachtung zu verfchaffen, 
namentlich wenn es noch Urbeiter gibt, die, anftatt die Tätigkeit des 
Kontrolleurs zu unterjtüßen, derfelben hindernd entgegentreten. 

Daß eine ſolche Kontrolle einen effektiven Nugen bat, das machte 
ſich bald geltend, es joll aber auch hier an Hand nachftehender Ori— 
ginalangaben, deren Richtigkeit verbürgt ift, dargelegt werden. 
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Die folgenden zwei Tabellen zeigen den Wert fpeziell der Gerüſt— 
fontrolle in Bezug auf Verminderung der Unfälle bei Bauten, die 
mit dem Gerüftwefen in Verbindung gebracht werden können und 
deren unmittelbare Folgen jchlechte Gerüftungen waren. 


Tabelle IV. 
1. Bor dem Reſtehen der Gerüfkonfrofle vom 1. Januar 1893 Bis 15. Juni 1896, 
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Reſultat: Auf 17,8 Gerüſte je 1 Unfall. 
Tabelle V. 
2. Seit dem Beheben der Gerüflkontroffe vom 15. Juni 1596 Bis 1. Januar 1900, 
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Refultat: Auf 93,6 Gerüfte je 1 Unfall. 

Daraus geht ungmweideutig hervor, daß ſich die Zahl der Unfälle 
feit Einführung der Kontrolle faft um das fechsfache vermindert hat. 
Dabei ift zu bemerfen, daß nicht nur die Sicherheit der direft beim 
Bau beichäftigten Arbeiter gewonnen hat, fondern auch das palfierende 
Publikum ift weit beffer gefchügt. 
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Einen noch größern Ueberblick und noch beſſere Reſultate gibt 
folgende Tabelle, die über die zehnjährige Tätigkeit der Gerüſtkontrolle 
in Zürich Aufſchluß gibt: 


Tabelle WI, 
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Total | 12741 , 57610 #5 71 116 54 20 74 

Das Refultat ift ein überaus günftiges, ein Ichlagender Beweis 
für die Nüglichkeit der Gerüftlontrolle. Man rechne auf 12,740 Ge 
rüfte — 74 Unfälle, das ergibt auf 172 Gerüfte — 1 Unfall. Man 
vergleiche nun damit das Refultat der Tabelle IV vor der Gerüft- 
fontrolle, wo auf 17,8 Gerüfte 1 Unfall fam, fo ergibt das eine Ber- 
minderung der Unfälle von beinahe um das zehnfache. 

Auch die Finanzierung der Kontrolle ift günftig ausgefallen, 
es werden durch die bezahlten Gebühren die Unkoſten vollauf gededt, 
betrugen doch die Einnahmen aus Gebühren in Züri im Jahre 
1904 — Fr. 8276. 

Die guten Erfolge der Zürcher Stontrolle, die weit über unfere 
Grenzen hinaus volle Anerkennung gefunden, haben in der Schweiz 
eine Anzahl größerer Orte veranlaßt, eine ähnliche Verordnung ein- 
zuführen. Die Aufftelung der Orte und des Datums der Einführung 
der Gerüftfontrolle nah Zürcher Mufter ergibt folgende: 


Zürich ſeit 15. Juni 1896, Winterthur feit 15. März 1903, 
Bern „ 1. Auguft 1901, St.Gallen „ Mai 1904, 
Luzern „ 1. Zuli 1902, St. Fiden „ Auli 1905. 


In Bafel befteht eine Kontrolle, die aber nicht ganz gehandhabt 
wird wie die Zürcher. 


— 62 — 


Diefelbe einzuführen beabfichtigen Rorfhah, Arbon und 
Frauenfeld. 

Dagegen fehlen in der ganzen frangöfifhen Schweiz irgend- 
welche Borfchriften im Sinne einer Kontrolle, e8 wäre dort bitter 
nötig, wenn fich die Arbeiterfchaft in ihrem Intereſſe zu einleitenden 
Schritten aufraffen würde. 

In Deutfchland und Defterreich beftehen in einer Anzahl Städte 
Gerüftfontrollen, die teil® noch befjer ausgebaut find als die zürche- 
rifche, meistens aber noch weniger wirkungsvoll durch die fogenannte 
Baupolizei ausgeführt werden. Es fehlen eben dort wie hier einheit- 
liche Gefege, die zur Grundlage von lokalen Verordnungen dienen 
follten. 


Wenn auch zugegeben werden muß, daß die gegenwärtige Ver— 
ordnung in Zürich dem Arbeiter einen nicht zu verfennenden Schuß 
gewährt, jo ift doch die Tatjache auch erwiejen, daß diejelbe den ver- 
änderten Berhältniffen nicht mehr entfpricht, es find auch ſchon Ber- 
ſuche für eine Revifion derfelben gemacht worden, aber bis jett ohne 
Erfolg. 

Was vor allem not tut, das find gejeßliche Beitimmungen, die 
fih möglichft über das ganze Gebiet der Schweiz erjtreden jollen, 
immerhin können die fpeziellen Berhältniffe einzelner Orte berüd- 
fihtigt werden. 

Was fjollein ſchweizeriſches Bauarbeiterfhugßgefek 
enthalten? 

Es jollen darin enthalten fein einheitliche Beftimmungen über 
die Heberwachung der Bauausführungen, den Arbeiterfchuß betreffend, 
Revifion und Nachprüfung der Verordnungen, die Verallgemeinerung 
des Bauarbeiterfchutzes, VBorbedingungen für Bauarbeiten, Erd», Fun 
damentierungs- und ZTiefbauarbeiten, Gerüftbau und andere Schuß- 
maßnahmen bei Hochbauten, Leitern, Laufbrüden und Deffnungen, 
Gerüfte im Innern der Bauten, Aufzugsarbeiten, Baltenlegung, mechas 
niſche Vorrichtungen, eleftrifche Anlagen, Dachdecker⸗, Spengler=, 
Malers, Gipfer:, Studateur:, Bildhauer-, Schloffer- und Glafer- 
arbeiten, Bejchäftigung der Frauen und jugendlichen Arbeiter bei den 
Bauten, Schugmaßnahmen für die Pfläfterer, die Arbeiter der Eleftri- 
zität8- und Gaswerfe, der Straßenbahnen und fonjtige beim Straßen 
bau bejchäftigte Arbeiter, Sicherheitsmaßregeln für die Arbeiten in 
fomprimierter Luft (Preßluft), den fittlihen und fanitären Schuß 
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der Arbeiter bei Bauten (Mrbeitshütten, Baubuden, Mbortanlagen, 
Trinkwaſſer, Senfter- und Türenverfchluß, Coalsfeuer, Bleivergiftung, 
fowie verfchiedene Beitimmungen und Haftbarkeit, Kontrolle und 
Strafbeftimmungen. 


Es ift auch nicht zu vergeffen, daß ein folches Gefe der in 
Ausficht ftehenden jchweizerifchen Kranken und Linfallverficherung 
zugute fommen mwürde. 


Was die Beamten anbetrifft, die die Ausübung folder Beſtim⸗ 
mungen zu überwachen haben, eignen fich nach gemadhten Erfahrungen 
am ebeften aus dem Arbeiterftand entnommene Fachleute, wie Zimmers 
leute oder Maurer, welche die notwendigen Erfahrungen bereit8 in 
der Praxis fammelten. Solche Beamte können nicht bloß durch ihre 
Kontrolle und Anordnungen Unfälle verhüten, fondern auch dur 
Aneignung baupolizeilicher, feuerpolizeilicher und geſundheitsamtlicher 
Kenntnifje zum Baulontrolleur werden und fo Gebäudeeinftürze, feuers 
gefährliche Einrichtungen und gefundheitsfchädliche Anlagen verhindern. 

Was ift in diefer Beziehung zu tun, und was ift geeignet, einem 
ſchweizeriſchen Bauarbeiterfchußgefet die Wege zu eben ? 


Der Berfaffer unterbreitete dem Kongreß in Bafel folgende 
Theſen, die auf obige Frage Vorfchläge enthalten: 


Der am 14. und 15. April 1906 in Bafel tagende Kongreß des Schweize— 
rifchen Gewerkichaftsbundes, nad Anbörung eines Neferates von 9. Yattmann 
aus Zürich uber eim zu ſchaffendes jchweizeriiches Bauarbeiterſchutzgeſetz, in Er— 
wäaung: 

1. daß der geſetzliche Schuß von Yeben und Gejundheit der bei Bauten be— 
fchäftigten Arbeiter in der Schweiz, im Gegenſatze zu den in den induftriellen Fabrik: 
betrieben tätigen Arbeiter, entweder ein ungenügender ift oder gänzlich fehlt, 


2. daß nebit den zu erftrebenden Zielen im Programm der gewerfichaftlich 
organifierten Arbeiterichaft die ‚Forderung auf ausreihenden Schug gegen die Be— 
rufsgefabren des Baugemwerbes von vielen beteiligten Arbeitern jelbit noch zu wenig 
gewürdigt wird, 


3. daß der Bauarbeiter ein Net darauf bat, dak man jeiner Sejundbeit 
und der fich daraus ergebenden Arbeitskraft, ſeinem einzigen Gute und feiner ein- 
zigen Erwerbsauelle, ausreichenden behördlichen Schuß angedeihen läßt, um dieſelbe 
nicht ohne weiteres für oft jehr gewiſſenloſe Unternehmer, die nur einen möglichft 
hoben Gewinn zu erzielen juchen, aufs Spiel zu jegen, um dann nachher entweder 
der öffentlichen Wohltat zur Yait zu fallen oder fich oft nach langem Prozeifieren 
mit einer beicheidenen Summe abfinden zu müſſen, 


4. daß men überall da, wo bereits ſchon diesbezüglihe Schutzbeſtimmungen 
erlaffen worden find, einen erheblichen Rüdgang der Unfälle fonitatieren fonnte, ſo— 
mit der beite Beweis für die Zweckmäßigkeit einer geregelten Aufſicht geleitet ift, 
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5. dab unſere geieggebenden Behörden in ihrer gegenwärtigen Stonftitution 
in abjehbarer Zeit nicht von fi) aus dem Iweck entiprechende Gejege oder Verord— 
nungen erlajjen werden, 

beichließt: 

(58 ſei in den Streifen der Bauarbeiter in der Schweiz die Frage des geſetz— 
lichen Bauarbeiterichuges einläßlich zu diskutieren und fie an Hand von Beiipielen 
von der dringenden Notwendigkeit desjelben zu überzeugen, um dann überall den 
Erlaß von vorläufig auf fommunalem Gebiete durchzuführenden Verordnungen zu 
fordern und fo einer einheitlichen fantonalen und eidgenöffifchen gefeglichen Rege— 
lung die Wege zu ebnen, von der Erkenntnis ausgehend, daß die Arbeiterichaft auch 
auf diefem Gebiete wie in allen andern Beftrebungen zu ihrer Befjerjtellung die 
Selbithülfe fräftigit gebrauden muß. 

Der Kongreß erachtet hiezu folgende Mittel als zweckdienlich: 

a) Es wird eine Zentralkommiſſion für gefeglichen Bauarbeiterijhug aus 
7 Mitgliedern der verfchiedenen Yandesteile gewählt, welche alle in Betracht fallenden 
Umftände prüft und im Berückſichtigung zu ziehen hat; insbejondere fällt derfelben zu: 


1. die Propaganda für den Bauarbeiterihug in Wort und Schrift unter den 
Banarbeitern der ganzen Schweiz ſyſtematiſch zu entfalten, 


2. die Unteritügung der lokalen Arbeiterorganifationen durch Zuweiſung von 
Referenten, einichlägiger Literatur ufw., welche ihrerjeits dieje Frage in ihren Reihen 
prüfen jollen und da, wo noch gar feine Maßnahmen getroffen find, unverzüglich 
geeignete Schritte einzuleiten haben, 


3. durch Ausarbeitung von dem Zwede entiprechenden Fragebogen unter Mit: 
wirkung von einzujegenden Spezialfommiffionen joll an jedem Orte eine möglichit 
genaue Statiftif über die Anzabl, die Art und Weiſe der Unfälle auf Bauten, deren 
Urjachen, Verlauf und allfällige Nachteile für den einzelnen Arbeiter wie für die 
Geſamtheit, aufgenommen werden. Ferner jollen in allen Orten, wo nennenswerte 
Banten ausgeführt werden, Kommiſſionen, beitebend aus Vertretern möglichit aller 
Bauberufe, unverzüglich gebildet werden, mit dem ausgeiprochenen Zwecke, die 
Schäden und Mißſtände auf den Bauten aufzudecken und wahrheitsgemäß zu ſchil— 
dern, um damit der Deffentlichkeit zu beweijen, daß oft auf den Bauten fo unbalts 
bare Zuftände herrichen, die ſchon im Intereſſe der allgemeinen Wohlfahrt bejeitigt 
werden müſſen, 

4. nad) Zuſammenſtellung des vorhandenen Materials, wenn es als notwendig 
erachtet wird und wenn die notwendigen Vorbereitungen getroffen find, in tunlichiter 
Bälde einen jpeziellen Bauarbeiterſchutz-Kongreß einzuberufen und hiezu Arbeiter 
aller interejfierten Berufe, Vertreter der Behörden, jowie die in der Handhabung 
des Bauarbeiterichuges bereits jchon tätigen Beamten einzuladen, 

5. in regelmäßigen Zeitabichnitten einen gedrudten Bericht über die Tätige 
feit, ihre gemachten Wahrnehmungen, eingeführte nene Verordnungen im In- und 
Auslande, ihre Beziehungen zu Behörden und Arbeiterorganilationen ufiv., jowie 
über alle unter den Bauarbeiterfchug einzureihende Vorkommniſſe abzuftatten ; 

b) das Bundesfomitee erhält den Auftrag, ſich mit den in der Schweiz domi- 
zilierten Unfallverficherungsgeiellichaften in Verbindung zu fjegen, um von denfelben 
bon einem gewilien Termine an und während längerer Zeit die gewünjchten Ans 
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gaben nad) ipeziell geführten Tabellen über die bei ihnen angemeldeten Unfälle aus 
dem Baugewerbe zu erhalten; 

c) die Berufe im Baugewerbe an ſolchen Orten, wo noch feine Schutzbeſtim— 
mungen beiteben, jollen beim Abſchluß von nenen Tarifperträgen die Forderung auf 
ausreichenden Schug auf Bauten, nebit den gewohnten Forderungen aufftellen: 


d) die Arbeitervertreter in den Behörden jollen dur Ginreihen von Mo: 
tionen für Erlaß von Schugbeitimmungen auf fommunalem Gebiete, da, wo nod) 
feine joldyen vorhanden find, die Frage des Bauarbeiterjchuges in den Barlamenten 
zur Spradye bringen, jowie bei Bewilligungen von Krediten oder Vergebung von 
ftädtifchen oder ftaatlichen Bauarbeiten in die Submiflfionsbedingungen die Verpflich— 
tung der Unternehmer, für ausreichenden Schutz der Arbeiter beiorgt zu fein und 
fich darüber einer Kontrolle zu unterziehen, bineinzubringen ſuchen; 

e) der leitende Ausſchuß des Schweizeriichen Arbeiterbundes wird beauftragt, 
zubhanden eines zufünftigen jchweizerischen Gewerbegejeges darin zu enthaltende Be— 
ftimmungen rechtzeitig geltend zu machen, wonach der Bundesrat verpflichtet ift, all: 
gemeine, einheitliche und grundjägliche Beltimmungen für den Bauarbeiterfhug zu 
erlajien, wobei den Stantonen und Semeinden die Prlicht auferlegt wird, durch ihren 
Berhältnifien angepaßte Verordnungen, die im Gewerbegeſetz entbaltenen Beſtim— 
mungen zur Ausführung zu bringen und zu überwachen. 

Hiezu noch eine kurze Begründung. Die Thejen Ir. 1,2, 3,4 
und 5 in der Begründung ftüßen fich alle auf Erfahrungen und Tats 
fachen, die nicht widerlegt werden fünnen. Die Begründung im Be- 
fchluffe, daß die Mrbeiterfchaft auch hier die Selbſthülfe Fräftigft 
gebrauchen foll, beruht auf der Erfahrung, daß vielfach die Behörden 
nachträglich, wenn die Arbeiter oft erft durch jchwere Kämpfe Ber: 
befferungen in ihren Wrbeitöverhältnijfen errungen haben, diefelben 
durch Gefeteserlafje janktionieren. 

Bu den vorgefchlagenten Mitteln ift zu fagen, daß a) 1,2, 3,4, 
5, fomie b) der Propaganda und dem Sammeln von einjchlägigem 
Material, Statiftifen zc. dienen follen, c) und d) follen das Mögliche, 
was jetzt fchon zu erreichen ift, zu erlangen fuchen. 

Was den Abjchnitt e) anbetrifft, war ich zuerft der Meinung, 
e8 ließe fich, geftügt auf Art. 34 der Bundesverfaffung, der Weg zum 
Erlaffe eines Geſetzes finden. 

Nach) Rückſprache mit Zeuten, die mit der Gejeßgebung vertraut 
find, entfchloß ich mich, den Vorſchlag zu machen, es fei dahin zu 
trachten, im zufünftigen fchmweizerifchen Gewerbegeſetz diesbezügliche 
Beitimmungen einzufledten. 

Geſchehe e8 dann auf diefem oder jenem Wege, die Hauptjache ift, 
wenn etwas geſchieht. Dies ift daß Leitmotiv diefer Brojchüre, 
möge der Inhalt eifrig diskutiert, auch Fritifiert werden; den Baus 


arbeitern ſollte e8 nun möglich fein, die Frage gründlich bis zum 
nächſten Kongreß zu erörtern, wo alsdann vielleicht Zeit zur Ber- 
fügung ift, durch einen Beichluß den Stein ins Rollen zu bringen. 

Jeder Leſer aber, der an der Richtigkeit des Inhalts zweifelt, 
möge fi an Ort und Stelle erfundigen und durch perfönliche Unter- 
ſuchung fi von der Wahrheit überzeugen. 

Alfo Teget Hand ans Werl, das beitimmt ift, der Arbeiterfrau, 
die ohnehin einen harten Kampf ums Dafein zu führen hat, ihren 
liebenden Gatten, den Rindern ihren forgenden Vater vor den Ges 
fahren feines Berufes zu ſchützen. 
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Soziale Chronik. 


Allgemeine Sozialpolitik. 


Deutſchlaud. Der bayerifhe Yandtag hat eine größere Summe für 
die Erridtung einer Zentralftelle für Induftrie, Handel 
und Gewerbe bemilligt, Aus der nunmehr in dem bayerischen Gejeg- 
und Verordnungsblatt veröffentlichten Berordnung betreffend die Errichtung 
diefer Zentralitelle ift über die Aufgabe der neuen Behörde folgendes zu ent: 
nehmen: Der erften Abteilung obliegt die Beratung und Begutachtung der 
die Induſtrie und den Handel berührenden wichtigen Fragen, insbefondere 
die Mitwirkung bei den Borarbeiten für Handels- und Hollverträge, bei 
Einführung neuer Induftriezweige, bei Förderung des Exports und fonitiger 
erheblicher Jntereflen der Induſtrie und des Handels. Hierbei hat die fun- 
lichite Einvernahme der Handeldfammern mie bisher zu erfolgen. Der Wir: 
tungskreis der Abteilung für Handwerk und Gewerbe umfaßt die Hebung und 
Förderung des Handwerks und Gewerbes, namentlich durch tüchtige Ausbildung 
der Pehrlinge und Gefellen, Fortbildung der Handwerksmeiſter in Meifterkurien, 
Pflege des gemwerblihen Genoſſenſchaftsweſens und Anregung jonftiger, dem 
Handwerk und Gemerbeitande dienliher Einrichtungen und Beranftaltungen 
(Ausftellung von kleingewerblichen Kraft: und Arbeitsmaſchinen, Werkzeugen :c.). 
Die Handwerks-kammern find zur Mitarbeit tunlichft heranzuziehen. Die Ab- 
teilung für Arbeiterihug und Wohlfahrt hat im Einvernehmen mit den 
Gemwerbeauflihtsbeamten beim Schug der induftriellen und gewerblihen Ar— 
beiter vor Gefährdungen des Lebens und der Gejundheit in den Betrieben 
beratend und begutachtend mitzuwirken und auf die Bejlerung der Arbeiter: 
verhältniffe im mwirtfchaftliher und ethijcher Beziehung Bedacht zu nehmen. 

Bezüglich der Zujammenfegung der drei Abteilungen find folgende Be- 
ftimmungen getroffen: 


Die Abteilung für Induſtrie und Handel beiteht aus 1. acht von den 
Handelsfammern zu wählenden Mitgliedern, von denen je die Hälfte der 
Induftrie und dem Handel anzugehören hat, 2. den Direktoren des bayeri- 
ihen Gewerbemujeums in Nürnberg, des Pfälziſchen Gewerbemuſeums in 
Katjerslautern und dem 1. Borfigenden des Polytechniſchen Bereins in 
München, 3. einem bis zwei Hodichulprofefloren, den Voritänden der geogno= 
ftifchen Abteilung des Oberbergamts und des bydrotehniichen Bureaus, fomie 
einem hervorragenden Elektrotechniker, 4. drei bis fieben Mitgliedern großer 
bayerischer induftrieller und kaufmänniſcher Verbände. 

Die Abteilung für Handwerk und Gewerbe wird gebildet aus 1. act 
von den Handwerksfammern zu wählenden Mitgliedern, 2. den Direktoren 


des Bayerifchen Gewerbemufeums in Nürnberg und des Pfälzifhen Gewerbe— 
mujeums in Saiferslautern, dem 1. Borfigenden des Bayeriſchen Kunft- 
gemwerbevereind in München und einem oder mehreren Gewerbe-Inſpektoren; 
3. drei bis fieben Mitgliedern großer bayerifcher gewerblicher Verbände. 

Die Abteilung für Arbeiter-Schus und -Wohlfahrt jest fi zufammen 
aus 1. je vier von den Ausfchüffen der auf Grund des nvaliden: Ver: 
ficherungsgejeßes gebildeten Berfiherungsanjtalten zu mählenden Geſellen, 
bezw. induftriellen Arbeitern, 2. zwei von den SKorporationen der Hand: 
[ungsgehilfen in Münden und Nürnberg zu wählenden Handlungsgehilfen, 
3. dem Zentralinfpektor für Fabriken und Gewerbe, einem weiteren Be— 
amten der Gewerbeaufficht, fowie dem Zentral-Wohnungs-Inſpektor, 4. drei 
Arbeiter-Sefretären und drei bis fünf Mitgliedern großer bayerifcher Ar— 
beiterverbände, 5. je einem Profeſſor der Gewerbehygiene, der Chemie und 
der Mafchinenfunde. 


Arbeiterſchutz. 


Deutſchland. Die Stadt Straßburg bewilligt zunächſt verſuchsweiſe 
für die Dauer eines Jahres eine Summe von höchſtens 5000 Mark um 
die Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit zu unterſtützen. Die Ver— 
wendung dieſer Summe erfolgt in der Weiſe, daß jedem Arbeitsloſen, wel— 
cher einer Arbeitsloſen-Unterſtützungskaſſe eines Berufsvereins von Arbeitern 
und Angeſtellten angehört, ein Zuſchuß gezahlt wird zu dem Unterſtützungs— 
betrag, den er von feiner Kaſſe erhält. Der Zuſchuß tritt nur ein für Orts— 
unterftügung im Fall unfreimilliger Arbeitslofigkeit. Iſt die Arbeitslofigkeit 
eine Folge von Streif3 und Ausjperrungen oder deren Folgen, von Krank: 
heit, Unfall oder Invalidität, fo tritt die Gewährung des ftädtifchen Zu— 
ſchuſſes nicht ein. Das gleiche gilt, wenn fir den urjprünglich unterftügungs- 
berechtigten Arbeitsloſen nachträglid der Fall des Streifs oder der Aus- 
fperrung eintritt. Der Zuſchuß wird nur an ſolche Arbeitsioje gezahlt, die 
bei Eintritt der Arbeit3lofigkeit mindeftens feit einem Jahr umumterbrochen 
in Straßburg wohnhaft find. Der Zujchuß beträgt 50 °/o des Unterftügungs- 
ſatzes, den der betr. Arbeitsloſe jeweild von feinem Verein bezieht; der 
Höchſtbetrag des ftädtifchen Zuſchuſſes ift jedoch 1 Marf pro Unterftügungs- 
tag. Sobald fich ergibt, daß bei Gewährung von 50 °%/ der Gefamtjahres: 
betrag von 5000 Mark überftiegen würde, tritt eine verhältnismäßige Kürzung 
des Zuſchuſſes ein. Der Zufhuß hört auf, wenn den Arbeitslojen paflende 
Arbeit im Beruf nachgewiefen wird. Anſpruch auf diefen ſtädtiſchen Zuſchuß 
haben diejenigen Vereine von Arbeitern und Angeftellten, welche ihren Mit- 
gliedern Arbeitslofenunterftügung gewähren, ſofern fie bei dem Bürgermeijter- 
amt einen entjprechenden Antrag ftellen und fi den Beitimmungen diefer 
Ordnung unterwerfen, Die Vereine verpflichten fih, mit allen Kräften auf 
die möglichite Einfchränfung der Arbeitslofigkeit bedacht zu fein. Die Mit- 
glieder müſſen fich deshalb im Fall der Arbeitslofigfeit jpäteitens am erften 
Werktag nach Eintritt derfelben auf dem jtädtiichen Arbeitsnachmweis eintragen 
laffen und fich dort täglich im der feftgefegten Stunde zur Kontrolle melden. 
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Von dem Tage der erſten Eintragung beim ſtädtiſchen Arbeitsnachweis be— 
ginnt die eventuelle ſtatutariſche Karenzfriſt. Nur für diejenigen Tage, an 
denen die Meldung im Arbeitsnachweis nachgewieſen ift, wird der ſtädtiſche 
Zufhuß bezahlt. Die Vereine zahlen ihren Mitgliedern den Betrag des 
ſtädtiſchen Zuſchuſſes vorſchußweiſe aus. In der erften Hälfte jeden Monats 
reichen fie dem VBürgermetiteramt die Rechnung des vergangenen Monats 
mit der Abſchrift ihrer Arbeitslofenlifte ein. Jeder Betrug eines Bereins: 
mitgliedes, um unberechtigter Weiſe Zufhuß zu erhalten, bewirkt den Aus: 
ſchluß des Betreffenden von der Zuſchußgewährung auf die Dauer eines 
Jahres. Wird nachgemwiefen, daß ein Beamter des Vereins im Einverjtänd- 
nis mit dem Betrüger gehandelt bat, jo fann der Verein für ein Jahr von 
dem Bezug des ſtädtiſchen Zuſchuſſes ausgeichloffen werden. 


Bereinigte Staaten von Rorbamerifa. In der „Zeit“ finden wir 
(ehrreihe Mitteilungen über die amerikaniſchen Erbolungsitätten für 
die Jugend: 

New: Nork befigt in allen öffentlihen Schulen, in denen abendlicher 
Klaffenunterricht erteilt wird, Erholungsftätten für die Jugend — eine 
fegensreihe und humane Jnftitution, deren Bedürfnis aus dem Maffenzulauf 
der Bevölterung und der ftetigen Zunahme diefer Zentren erhellt. Dieje von 
bewährter Hand trefflih organifierten «Recrention centres» haben den 
Zwed, halbwüchſigen Knaben und Mädchen der mittellofen Klafien ein Ob: 
dad, eine Zufluchtsftätte zu bieten, in der die Müßigen Befchäftigung, die 
Uebermübdeten Erholung und Zerftreuung und die Schwächlichen körperliche 
Pflege, Ruhe und entipredende Yeibesübung finden, — es wird aljo ſowohl 
der geiitigen als auch der förperlichen Betätigung nnd Erſtarkung in gleichem 
Map Rechnung getragen. Man hatte bei der Gründung diefer Zentren nicht 
nur die pofitiven Vorteile im Auge; micht minder wertroll als dies mußte 
das Verhüten gefahrvoller jugendlicher Vergnügungen, das Bermeiden jchlechter 
Geſellſchaft fein, dem diefe Erholungsftätten fteuern. In erfter Yinie denkt 
man dabei an arbeitende Knaben und Mädchen. Der Zulauf ift jo übergroß, 
daß jeit dem Vorjahre nur Kinder im Alter über 14 Jahren angenommen 
werden fonnten. Diefes Yebensalter jcheint jenes zu fein, da die Tugend 
Ihädlichen Einflüfen am zugänglichiten it. Alle Spielzimmer haben reichen 
Vorrat an Dominos, Schachs, geographiichen, hiftoriichen Spielen und an- 
derem mehr; die Turnräume find trefflich ausgeftattet, desgleichen die Biblio- 
thels und Yejezimmer, die entiprehende Bildungs-, Unterhaltungsleftüre, 
Zeitichriften und dergleichen bieten. In den „Öymnafien“ wird das metho- 
diihe Körpertraining überwacht. für Bäder der Jugend it ebenfalls gejorgt. 
Der Anblid dieſer friedlichen Jugendheimftätten mit dem emfig lefenden, ar: 
beitenden, jpielenden oder turnenden Kindern, denen Humanität Erfag für 
ftiefmütterlihe Behandlung des Schickſals bietet, ſoll eim eigenartig und 
zwingend gefangen nehmender jein. Im meiteftgehenden Sinn bezweden die 
Erholungszentren das Ausrotten des jugendlichen Straßenvagantentums, das 
jenfeit8 des Ozeans nicht minder üppig wuchert als hierzulande. Das Ar: 
beitSprogramm der Mädchenklaſſen unterjheidet fih nur in wenigen Einzel: 
beiten von jenem der Stnaben. 
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Im allgemeinen lehrte vielfahe Erfahrung, daß die Mädchen leſe— 
eifriger find, die Knaben hingegen größeres Intereſſe an Sport und Frei— 
Iuftfpielen befunden. Viele Mädchen haben einen ausgefprodhenen Hang zum 
Handarbeiten. Die legte Halbitunde des Abends wird dem Tanz gewidmet, 
um verrohenden Spielen u. dgl. zu fteuern. Im allgemeinen ift die Arbeit 
in vier Abteilungen, d. h.'in vier Einzelzentren zergliedert: 1. die Leſe- und 
Studienhalle; 2. der Bibliothef- und Disfutierraum; 3. ruhige Spiele; 4. 
gymnaſtiſche Teams. Erftere bedeutet namentlich für die Kinder übervölkerter 
Wohnungen, die daheim weder Ruhe noh Sammlung finden, eine Wohltat, 
und wird von armen Studenten und Studentinnen vorzugsweiſe aufgejucht. 
Alle Kinder, die die Spiel: und Sportgruppe frequentieren, müffen in einen 
Klub eingegliedert fein und verpflichten fich, mindeftens einen Abend der 
Woche geiftiger Anregung zu widmen. New-York hat jeinerzeit den erften 
Knabenklub der Welt ins Yeben gerufen, der jich urfprünglich aus ſechs der 
anrüchigſten Gaſſenbuben refrutierte. Der Einfluß war ein ganz entichieden 
veredelnder; jeither find 22 Fahre vergangen und unter den 5000 Namen, 
die die Klublifte ſchmücken, jteht fo mancher, der im öffentlichen Yeben von 
bemerfensmwertem Wohlflange ift. Die überquellende Tatenluft wilder, unge: 
bärdiger Jugend fann, richtig betätigt, ins befte Fahrwaſſer gelenft werden. 
Diefe Knabenklubs «gany> genannt — find der Stolz der Buben; fie 
find in gut beleuchteten, erwärmten Räumen untergebradt, haben ihre eige- 
nen ©ejege und Komments, ihre Zujammenfünfte, ihr Yeiftungsprogramm, 
ihre Offiziere und Würdenträger, und die Wichtigkeit dieſes Organiſations— 
weſens hält fie von unheilvollen Streihen ab. Eine Oberaufficht, die nur 
im gegebenen Moment eingreift, kontrolliert die Klubgebarung, deren mei- 
terer Segen in der freundfchaftlih harmlofen Annäherung der Gejchlechter 
— die immer wünſchenswerter erfheint — befteht. Ein Knabenklub bittet 
z. B. einen «working girl club» — DBereinigungen arbeitender Mädchen 
— zu Gaſte oder umgefehrt; die Jugend kürzt fi mit Sport, Spiel, mit 
Gejprähen u. dgl. die Zeit, bietet ſich gegenfeitig die Vorteile ihrer Weſen 
und findet in diefer Form des Verkehrs Genüge und Anregung. 





Statiftifche Notizen. 


Der Warenverkehr der Schweis mit dem Anslande 
im Jahre 1905. 
(Nach dem vom Schweiz. Jolldepartement im Sept. 1906 veröffentlichten Jahresberichte). 


Der ſchweizeriſche Marenverfehr war ein äußerft lebhafter, befonders 
in den legten Monaten des Jahres. Noch in feinem früheren Jahre war die 
induftriele Beihäftigung im Durchſchnitt eine fo intenfive und noch nie hat 
der Güterverkehr eine jo ungewöhnliche Dimenfion angenommen. 

Die Spannung, mit welcher die Refultate der Handelsvertragsunter- 
bandlungen erwartet wurde, hat fih von Monat zu Monat gefteigert umd 
Induſtrie und Handel zu vermehrter Tätigkeit angeregt. Kauf und Verkauf 
im internationalen Berfehr murden gegen Yahresihlng nah Möglichkeit 
befchleunigt, und der friſche Zug, der dadurh dem Ermerbsleben eingeflößt 
wurde, hat auch nad den Bertragstermimen vom 31. Dezember 1905 und 
28. Februar 1906 noch ungeſchwächt angehalten. 

Der Stidereiinduftrie fam befonders die gefteigerte Kauffraft des nord— 
amerifanifchen Kontinents zuitatten und die Baummollipinnerei und Weberei 
hatte zum eriten Male feit langen Jahren wieder lohnende Bejchäftigung. 
Die Seidenitofffabrifatton arbeitete unter normalen Berhältnifien; die Uhren- und 
Maihinenindujtrie haben ihre Produftion noch weiter vermehrt, ebenfo die 
Teerfarbeninduftrie. Dre Seidenbandfabrifation, melde einen höhern Abjag 
erzielte als feit Jahren, Magte über jchleppenden Geichäftsgang gegen Ende 
des Jahres, desgleichen die Strohmareninduftrie. Die Schofoladefabrifation 
für den Erport hat noch weiter zugenommen, doch nicht mehr in demjelben 
Maße wie in den vorhergehenden Jahren. 

Die Erträgnifie der Yandwirtichaft waren mittelmäßige und Wein hatte 
eine Fehlernte, dagegen waren Tiere und Milchprodukte zu hohen Preifen 
begehrt, und der Erlös aus Erportfäje war größer als in irgend einem 
früheren Jahre. 

Die Fremdenfatfon wurde durch einen unfreundlihen Herbſt beein 
trächtigt, dafür ftellten fi aber mehr Wintergäfte ein. 

Im vergleiche mit früheren Jahren ftellt fi der Spezialhandel (ohne 
das gemünzte Edelmetall, Wert in Millionen Franken) wie folgt: 
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Differenz zwiichen 


Einfuhr Ausfuhr Total Ein-⸗ u. Ausfuhr — * 

1889 885005 695516 1580531 — 189, — 21,41 
1890 932451 703025 1635474 — 2330 = 24,65 
1891 912132 671554 158 3x6 — 240, 26,37 
1892 862036 657512 1519; 1s — 204; 23,72 
1893 823,23 646488 1470s;1 — 1772 = 21,51 
1894 822264 621051 1443519 — 201: 24,47 
1895 915591 663170 1578551 — 252. 27,55 
1896 993859 688005 168155; — 305s 30,77 
1897 1027105 693173 1720368 _ 334 — 32,52 
1898 1065505 723826 17893: — 341; — 32,06 
1899 11594 736014 1955955 — 363; — 31,37 
1900 1111sro 8360x0 19471890 — 1275 24,75 
1901 1050904 S36s67 1886551 — 213. 20,33 
1902 1128511 87430; 2002: 16 — 254: 22,53 
1903 1196465 888522 2084637 — 3074 25,72 
1904 124001 891474 2131550 — 348 — 28,10 

10 jähriger Durdfgnitt: 
1895/1904 108855 78923 1877978 29932 -- 27,52 
5 jähriger Durchſchnitt: 

1900/1904 11451:2 865551 2010563 — 2791 =: 24,43 
1905 13795. 969380 2349141 — 410;»3 29,75 


Gegenüber 1904 iſt die Einfuhr um 139,0 Millionen Sranten oder 
um 11,27 °/o gewachſen und gegenüber dem 5 jährigen Durchſchnitt 1900/1904 

um 234er Millionen oder um 20,49”. Die Ausfuhr erhebt fih um 
77x12 Millionen oder 8,730, über das Vorjahr und um 10395: Millionen 
oder 12,01 °/o über das fünfjährige Mittel 1900/1904. 

Der Ueberſchuß der Einfuhr über die Ausfuhr ift von 28,10%. im 
Jahre 1904 auf 29,75°/ im Fahre 1905 geftiegen. In den Jahren 1900 
bis 1904 betrug diefe Differenz durchichnittlih 24,43%, und in den vor: 
bergehenden 5 Jahren (1895/1899) durchſchnittlich 30,95 °/o. Ohne die 
unter dem Einfluß der bevorjtehenden Zollerhöhungen weſentlich vermehrten 
Bezüge im IV. Quartal würde die Differenz mwahrfcheinlih das 10 jährige 
Mittel von 27,52 °/o kaum erreicht haben. 

Die foftematifche Einteilung in Yebensmittel, Rohſtoffe und Fabrifate 
ergibt für 1905 folgende Aufitellung im Bergleiche zu den früheren Jahren: 


Einfuhr Ausfuhr 

1904 1905 1904 1905 

Lebensmittel 381,348 411,269 119,295 128,275 
— 3076 "/n — 290° u — 15% 9%0 - 192%. 
Rohſtoffe 469,770 478,769 98,778 108,326 
= 3 Tan u = 34" 1 — 11os” 111m" i 

Fabrikate 388,953 489,813 673,406 132,72 2 
— 31::"% — 35" 7524 u = 7554 9. 
Total 1,240,071 1,379,851 891,479 969,321 
100° — 100" = 100° 100% 


(Werte in Tauiend Franken). 
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Bon der Mehreinfuhr 139540 Mill. Fr.) entfallen alſo 100540 Mil. Fr. 
auf Fabrifate, 29951 Mill. Fr. auf Yebensmittel und nur Sons Mill. Fr. 
auf Rohſtoffe. 

Bei der Mehreinfuhr dev Yebensmittel nehmen die geiftigen Ge— 
tränfe den erften Rang ein: Faßwein — 192: Mill. Fr. Schaummein und 
andere Flaſchenweine — 1152 Mill. Fr., Trinffprit + 1235 Mil. Fr., Brannt: 
wein und Yiquer -|- Ossı Mill. Fr.; der Mehrwert der Zuderciniuhr (-+- Boss 
Mil. Fr.) iſt zum Teil auf Preiserhöhung zurüdzuführen, während bei 
Hafer A 2ısı Mil. Fr.) und Malz (-|- 2055 Mill. Fr. nebit einer mäßigen 
Preiserhöhung die quantitative Mehreinfuhr den Ausſchlag gibt. Gemüſe 
und Kartoffeln, Südfrüchte, getötetes Geflügel, Fiſchktonſerven und Fleiſch— 
fonjerven weifen Mehreinfuhren von je 1—2 Mill. Fr. auf, die legteren 
Artikel infolge der auf 1. Januar 1906 erhöhten Zölle. Beim Weizen 
— dor Mill. Fr.) war die eingeführte Quantität um 288,972 q geringer 
und die Yauptproventenz Rußland etwas billiger als im VBorjahre. Der 
Minderwert der Hopfeneinfuhr (— laos Mill. Fr.) beruht auf Preisermäßigung; 
bei der Sakaveinjuhr — Bon; Mill. Ar.) iſt ſowohl Abnahme der Quantität 
als de8 Mittelwertes zu verzeichnen. 

Die Rohſtoffeinſuhr ift für Tertilien geringer ald im Vorjahre 
(Baumwolle — 6:65 Mil. Fr., Seide — 4 Mill. Fr., Flachs, Hanf, x. 
— lors Mill. Fr.), wobei jedoch bemerkt werden muß, daß bei der Baum— 
wolle der Preisfall den Großteil der Minusdifferenz verfchuldet. Rohwolle 
wurde quantitativ ebenfalls weniger eingeführt (— 5388 4 oder — 8,4 %o), 
jedod iſt infolge der höhern Preije der Einfuhrwert um Osı, Mill. Fr. größer 
als im Borjahre. Für alle übrigen Kategorien ergeben jih Mehreinfuhren, 
befonders jür Eijen (| 3543 Mil. Fr.), Kupfer (v„ Iıro Mill. Fr.), Edel: 
metalle (J5 darı Mill. Fr.), mineraliibe Stoffe (-} dos Mill. Fr.), Holz 
(— 105; Mill. Fr.), Abfälle und Düngftoffe (+- loro Mill. Fr), ꝛc. 

Die außerordentlihe Mehreinfuhr von Fabrifaten, die fih auf 
fämtlihe Kategorien eritredt, ift zum größten Teil auf die antizipterten 
Käufe vor Inkrafttreten des neuen Tarifs und zum feinen Teil auf Preis: 
erhöhung und Mehrfonfum zurüdzuführen. Die bedeutendfte Mehreinfuhr ent: 
fällt auf Mafchinen und Fahrzeuge (+ 1253 Mill. Fr.), auf Eiſenwaren 
aller Art (J- 11; Mill. Sr, wovon — 3:10 Mill. Fr. Geſchützröhren), 
auf Baummollfabrifate «+ 124, Mill. Fr., wovon + das: Mill. Fr. engliſche 
rohe und gezwirnte Garne und englische rohe Gewebe für die Stiderei, 
Weberei, Wirferei, etc.) Fabrikate aus Yeinen, etc. (-[- das Mill. Fr., mo: 
von + 20:0 Mill. Fr. feine Peinengemwebe), Fabrifate aus Wolle (-+- 9oss 
Mill. Fr., wovon -|- 62,5 Mill. Fr. ausgerüftete Wollgewebe), Fabrikate aus 
Seide (+ Ars Mill. Fr.), Konfeltion aller Art (+ 1074, Mill. Fr.), ferner 
Drogen, Chemikalien, Farbwaren (+ dor Mill. Fr.), Glas (+ 1005 Mill. Fr.), 
Holzwaren, etc. (-}- 655 Mill. Fr., wovon — 25 Mill. Fr. weichhölzerne 
Bretter und — Oo Mill. Fr. Schreiner: und Dredsierwaren, Möbel und 
Möbelteile), Yeder, Yederwaren, Schuhwaren ( Ira Mill. Fr., wovon 
— 7453 Mill. Yeder aller Art), literariſche, wiſſenſchaftliche, technifche und 
Kunftgegenftände ı-H 2 Mill. Fr., wovon — 1:00 Mill. Fr. Muſikinſtru— 


mente), Tonmwaren (+ lors Mill), Waren aus Edelmetall (+ 222: Mill. Fr., 
Papier (J- loso Mill. Fr.) und verfchiedene Waren wie Kurzwaren, Schmud: 
gegenftände, Schreibmaterialien, Spielzeug, etc. (+ 3osı Mill. Fr.) 

Die Mehrausfuhr (+ 7754 Mill. Fr., movon + 9 Mill. Fr. Lebens— 
mittel, — 9% Mill. Fr. Rohbftoffe, 4-59: Mill. Fr. Fabrikate) entfpridt 
ungefähr dem bißherigen prozentualen Berhältniffe, und der Anteil der Fabri: 
fate an der Gefamtausfuhr beträgt zirfa 75°/, wie im Borjahre. Bei der 
Einfuhr dagegen ift der Anteil der Fabrikate von 31,370 im Jahre 1904 
auf 35,50°/o im Jahre 1905 geftiegen. 

Die Ausfuhr von Lebensmitteln war größer bei Kife (-}- 5os: 
Mill. Fr.), Kafaofabrifaten — 2060 Mill. Fr.), Suppenartiteln (+ Os: 
Mill. Fr), Schladttieren ı + Osso Mill. Fr.), Wermut (+ Osoe Mill. Fr. 
und Kindermehl ı-}- Orzs Mill. Fr.), geringer dagegen bei kondenfierter Milch 
(— Oser Mitt. Fr.) und friſchem Obſt — 0400 Mill. Fr.). 

Die Rohſtoffausfuhr hat am meiſten zugenommen bei Rohſeide 
(+ 4550 Mill. Fr., wovon Organſin und Trame + 4oı3 Mill. Fr.). Nutz— 
vieh (+ Ira Mill. Fri, Edelmetall (+ lisı Mill. Fr.), tieriichen Stoffen 
(+ Os; Mill. Fr.), Rohmolfe (JJ Os Mill. Fr.) und mit fleineren Mehr— 
beträgen bei mineralijchen Stoffen, Eifen, Kupfer, hemifchen Rohitoffen und 
landwirtfchaftlihen Produften. Die Ausfuhr war geringer bei Holz (— Okrı 
Mill. Fr.), Papierftoff (— Orr, Mill. Fr.) und Baummollabfällen (— Orsı 
Mill. Fr.). 

Bei der Ausfuhr von Fabrifaten treten außer den Uhren — 101». 
Mill. Fr), Mafhinen und Fahrzeugen (-I- 855; Mill. Fr.) beſonders die 
Erzeugnifie aus Baummolle (-}- 18504 Mill. Fr.) und aus Seide (+- 1050 
Mill. Fr.) hervor. Ber der Kategorie Baummolle beträgt die Mehrausfuhr 
von Plattſtichſtikereien 150 Mill. Fr. und von Baummollgeweben ohne 
Plattftichgewebe) 374 Mill. Fr.; bei der Seide find es mehr die Bänder 
(+ birro Mill. Fr.) und weniger die Stoffe (-|- 1300 Mill. Fr.) und Stidereten 
(+ Iroe Mill. Fr.), welche die Zunahme bemirfen, und von den übrigen 
Tertilmaren reihen jih an: Yabrıfate aus Wolle (+ Osıo Mill. Fr.), aus 
Flachs, Hanf, etc. (+ O2; Mill. Fr.), aus Stroh A O1; Mill. Fr.), aus 
Kautſchuk (+ Oo Mill. Fr.) nebft Konfektionswaren einſchließlich Wirk: 
waren (+ 105; Mill. Fr.). 

Ferner find zu erwähnen Waren aus Edelmetall («+ Ir Mill. Fr.;, 
aus Kupfer — O0; Mill. Fr.), aug Eifen — Osıs Mill. Fr.), Apotheker— 
waren, Drogen und Ghemilalien — 2s2, Milt. Fr.), Farbwaren — 213 
Mill. Fr.), Yeder, Lederwaren, Schuhwaren (— Os Mill. Fr.), Pitteratur, 
Kunft, Inftrumente und Apparate (+ 1orı Mill. Fr.), Tabakfabritate Orss 
Mill. Fr.), Tonwaren — 0Oiss Mill. Fr.) und verichiedene Waren wie Quin— 
caillerie etc. (+ Os Mill. Fr.). Minderausfuhren von etwelchem Belang 
fommen vor bei Holzwaren (— O14, Mill. Fr.), Uhrenfteinen (— Osss Mill. Fr.) 
und Papier (— O1, Mill. Fr.). 

Bei der Repartition der Einfuhr macht fih vor allem die dur die 
Tarifänderungen bewirkte Mehreinfuhr der Fabrikate (+ 100, Mill. Fr. oder 
72,20 der gefamten Mehreinfuhr von 139; Mill. Fr.) geltend, an welcher 
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Die Grenzländer mit 791/ Mill. Fr., Großbritannien, die Vereinigten Staaten 
und Belgien mit zufammen 205 Mill. Fr. beteiligt find. 

An der Mehreinfuhr von Yebensmittein (+ 29, Mill. Fr. oder 21,4°0 
der gejamten Mehreinfuhr) partizipieren die Örenzländer mit 21, Mill. Fr., 
das übrige Europa mit 46 und der amerikanische Kontinent mit 3: Mill. Fr. 

Robftoffe (+ 9 Mill. Fr. oder 6,4% der Mebreinfuhr) famen mehr 
aus den Örenzländern (+ 15 Mill. Fr.) und weniger aus Afien und Amerika 
(— 7; Mill. Fr.). 

Die Mehrausfuhr von 77; Mil. Fr., wovon 76,2 %,0 Fabrikate, 12,3°/, 
Robftoffe und 11,5°%/0 Lebensmittel, verteilte fih wie folgt: Orenzländer 
37, Mill. Fr., übriges Europa 10%/, Mill. Fr, Amerifa 24; Mill. Fr., 
Alien 4 Mill. Fr., Auftralien und unbeftimmbar 1’ Mill, Fr. 


An der Mehrausfuhr von Fabrikaten — 59: Mill. Fr.) hat der ameri- 
fanıshe Stontinent (+ 222 Mill. Fr.) einen beinahe ebenfo großen Anteil 
wie die vier an die Schweiz angrenzenden Yänder (+- 23; Mill. Fr.). Die 
übrigen europätihen Yänder (4 10 Mill. Fr.), Ajien (+ 3, Mill. Fr.), 
Auftralien und unbejtimmbar — 0, Mill. Fr.) teilen fich in den Reit, während 
Afrika gegenüber dem Vorjahre zurüdbleibt — O6 Mill. Fr.) 


Die Zunahme der Einfuhr aus Deutichland (J- 645 Mill. Fr.) entfällt 
zum weitaus größten Teil auf Fabritate (+ 58: Mill. Fr.). Die Rohſtoffe 
find nur um 8 Mill. Fr. gejtiegen und die Lebensmittel zurüdgegangen 
(— 15 Mill.). Frankreich (35: Mill. dr.) lieferte viel mehr Yebensmittel 
(+ 16 Mill. Fr., wovon Wein 14; Mill. Fr. ), zudem mehr Fabrifate (4-12, 
Mill. Fr.) und Rohſtoffe (4 65 Mill. Fr.) Defterreih:Ungarns Einfuhr ift 
ebenfalls durchwegs größer (+ % Mill. Fr., movon 65 Mill. Fr. Fabritate, 
16 Mill. Fr. Rohftoffe und 13 Mitt. Fr. Yebensmittel). Die Zunahme der 
Einfuhr aus Italien (— 7; Mill. Fr.) betrifft meiftens Yebensmittel (4-6 
Mill. Fr.), diejenige aus Großbritannien (+ 11; Mill. Fr.) und Belgien 
(+ 5 Mill. Fr.) meist Fabrifate. Eine Berjhiebung der Yebensmitteleinfuhr 
tft zu verzeichnen bei Rußland, das weniger (— 35 Mill. Fr.), und Argen- 
tinıen, daS mehr (-H 3: Mill. Fr.) Getreide hereinbrachte. Die Mehreinfuhr 
Spaniens (+6, Mill. Fr.) entfällt hauptfählih auf Yebensmittel (Wein). 
Aus den Vereinigten Staaten fanıen einesteil3 mehr Fabrifate (+4 55 Mill. Fr.) 
und Yebensmittel (+ 1, Mill. Fr.), anderſeits weniger Rohſtoffe (— 44 
Mill. Br.); legteres trifft auch bei China zu (— 3 Milt. Fr.). 


Die Mehrausfuhr nah Deutſchland (+ 21 Mitt. Fr.) betrifft Fabrikate 
(+ 11 Mill. Fr.), Rohitoffe (-} 7: Mill. Fr.) und Vebensmittel (+ 2: 
Mill, dr. , und dasjelbe gilt für Frankreih (+ 12, Mill. Fr., wovon 8; 
Mill. Fr. Fabrikate, 1: Mill. Fr. Rohſtoffe und 2: Mill. Fr. Yebensmittel), 
für die Vereinigten Staaten (-+- 18; Mill. Fr., wovon 17 Mill. Fr. Fabrilate, 
Os Mill. Fr. glei: und 1; Mill. Fr. Vebensmittel), für Belgien (-H 2 
Mill. Fr., wovon 1; Mill. Fr. Fabrifate, O,; Mill. Fr. Rohſtoffe und 0, 
Mill. Fr. —— Oeſterreich-Ungarn (+ 2 Mill. Fr.) und Rußland 
(+ 5; Mill. Fr.) haben mehr Fabrifate bezogen und außerdem etwas mehr 
Yebensmittel, während bei England (+ 3: Mill. Fr.) für die Mehrausfuhr 
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nur Fabrifate in Betracht kommen, Yebensmittel dagegen abgenommen haben 
(— 1, Mill. Fr. ). Die übrigen Mehrausfuhren beſchlagen beinahe ausſchließlich 
Fabrifate (Japan + 4: Mill, Fr., China etc. |- 1: Mill. Fr. Kanada -/- 2: 
Mil. Fr., Argentinien +2: Mil. Fr., Zentralamerita + 11 Mill. Ar., 
Ehile und Bern -4- 0, Mill. Fr., Auftralien + 0: Mill. Fr., Donauländer 
+ 0, Mill. Fr., etc.). Bei den Minderausfuhren nach Spanien (— 0x Mil. 
Fr.), Egypten (— 0, Mill. Fr.) kommen ebenfalls die Fabrikate in Betradt. 
Ber Britiſch-Indien mit einer Minderausfuhr von 1 Mill. Fr. find Fabrıfate 
zurüdgegangen (— 1, Mill, Fr.), dagegen haben Vebensmittel einen fleinen 
Fortjchritt gemadt (+ 0; Mill. Fr.). 

Die prozentuale Zunahme der Gefamteinfuhr ift am größten bei Deurid: 
land + 1,58%, Frankreich — 0,61", Großbritannien und Spanien je 
— 0,35%, Belgien und Argentinien je + 0,2”/o. Dagegen hat der pro: 


zentuale Anteil abgenommen bei Rußland — 0,95 °/0, Italien — O.54° so, 
China etc. — 0,35 "jo, Vereinigte Staaten — 0,210, Britifch- Indien 


— 0,20”, Donauländer — 0,19 °/o, Egypten — 0,14", Zentralamerite 
— 0,13°;0, Columbien — 0,120. 

Prozentuale Zunahme bei der Ausfuhr: Vereinigte Staaten + 0,97 "o, 
Japan -+ 0,570, Rußland + 0,340, Franfreih + 0,28 °/o, Teutib- 
land — 0,22 %/0, Kanada + 0,14%, Belgien J- 0,12"o, Ya WBlara 
— 0,11°/o, China etc. + 0,8°%/0. Abnahmen: England — 1,17", Oeſter— 
reih:Ungarn und Britifche Indien je — 0,26", Italien und Spanien je 
— 0,22°/, Skandinavien und Egypten je — 0,9", Europätfche Türke: 
— 0,8” /o. 
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Wisrellen. 
Zrauen-Bedtsanskunftsftellen in Deutlfchland ' 


Nechtsichußftellen, die vornehmlich Perſonen des weiblichen Gefchlechtes 
in den Fragen des rechtlichen Verkehrs Ausfunft und Rat erteilen, find erft 
in dem legten Jahrzehnt, dann aber in immer größerer Zahl in Deutjchland 
entitanden. Bieliach haben fFrauenvereine, die jich bereit3 auf anderen Gebieten 
des jozialen Wirkens, fo der Kranken-, Waifen: und Hauspflege, der Ber: 
anitaltung von gewerblichen Fachunterricht oder Haushaltungsunterricht betätigten, 
befondere Abterlungen oder Bureaus für die Erteilung von Rechtsauskünften 
errichtet ; in anderen Fällen find beiondere Vereinigungen zur Wahrnehmung 
des Nechtsichuges gebildet. 

Der Zmwed der jo gegründeten Rechtsauskunftsſtellen iſt im allgemeinen 
— mie er ın den Satzungen einer als typiich anzufehenden Vereinigung 
bezeichnet wird — „den verheirateten und unverheirateten Frauen 
aller Stände Gelegenheit zu bieten, ih in Rechtsfällen unent- 
geltlih Ausfunft und Nat zu holen“. Häufig wird damit noch der Zwed 
vereint, „die Kenntnis des beitehenden Nechtes zu vermitteln und das nterefie 
der Frauen aller Stände) dafür zu wecken“, mas beijpieläweife durch Ab— 
haltung von Borträgen und Diskuſſionen gefchieht, mitunter werden aud 
weitere Aufgaben, jo die Aufflärung über Frauenberuje oder Arbeitsnachweis 
mit dem Hauptzwed verbunden, wie denn überhaupt die Entftehung und Aus— 
bildung der Frauen-Rechtsauskunftsſtellen durch die Fortichritte der allgemeinen 
„Frauenbewegung“ weſentlich gefördert it. 

Einen allgemeinen Mittelpunft hat die Bewegung, von propinziellen 
Verbänden abgejehen, in dem „deutſchen und öfterreihiihen Rechts— 
ihugverband für Frauen“ (Sig in Halle a. d. Saale), dem von 56 
Frauen-Rechtsſchutzſtellen, die nach dem erften Jahresberiht des Berbandes 
(für 1904/05, überhaupt ın Deutichland zur Zeit beitehen, im Auguft 
1906: 48 angehörten, Dem Rechtsſchutzverband gehören Vereine und damit 
Ausfunftsjtelen an, in denen von Frauen an Frauen unentgeltlid 
Rechtsrat erteilt wird. Auch dle Anfertigung von Schriftjtüden erfolgt ‚meiftens 
fojtenlos. In den dem Verband angejchloffenen Vereinen wurden nad den 
eingefandten Berichten im Yaufe des legten Jahres 10,986 Fälle bearbeitet 
Deren Verteilung auf die einzelnen Rechtsmaterien ergibt ji aus der 
folgenden Weberiicht, die zugleich das Tätigfeitsgebiet der Vereine er: 
fennen läßt. Es betrafen: 

' Aus einer im Neichs=-Arbeitsblatt (IV, Jahrg. Nr. 10) abgedrudten Abhand— 
fung über Arbeitsiefretariate, Volksbureaus und Rechtsauskunftsſtellen. 


Fälle 

Eheſtreitigkeienn 18310 
Mietſtreitigkeiten WG a 165 
Dienft- und Copufteiigeien De u: 9410 
Alimentationen . . ar an ea Ak 
Geldforderungen . . 183884 
Angelegenheiten von dandel⸗ oder : Öemerbegeilfinnen 159 
Strafredt . - » j 482 
Bormundfhait. > 202 270 
Adoption und Pegimitation . . . Er 41 
Fürforgeerziehung . . a Re u e 128 
Mißbrauch der elterlien Gewalt eg 45 
Steuerreflamationen . . . . ee 78 
Unterftügungsgefuhe . > 200m nn 657 
Milttärreflamation oo 19 
Invalidenverfiherung . : — TR 525 
Verſchiedeneeeee.. — 817 

zujammen . . 9694 
Auskunft iiber Berufswahl . . a 122 
nicht rubrizierte Fälle von 5 Bereinen) . 109080 

zufammen . . 10,896 


Eine andere im Auguft 1906 erftattete „Ueberficht über die von 
den Bereinen des deutihen und öfterreihiihen Rechtsſchutzwerbandes 
für Franen vom 1. April 1905 bis 1. April 1906 bearbeiteten Recht: 
Ihugfälle faßt die Ergebniffe von 45 eingefandten Fahresberichten zujanımen. 
Sie läßt zugleih die Orte erkennen, an denen (dem Berband angebhörige 
Rehtsausfunftsftellen beftehen, zu denen jerner die Orte Altona, Bromberg, 
Kafjel, Coblenz, Duisburg, Karlsruhe, Krefeld, Neumied, Stralfund, Zwei— 
brüden in Deutichland hinzufommen, an denen Ausfunftsftellen teilweiſe erft 
im Laufe des Berihtsjahres gegründet wurden. Nach befonderen dem Kaifer- 
lihen ftatiftifchen Amt gemadten Mitteilungen erledigten im Jahre 1905 
bezw. jeit ihrer Gründung die Rechtsauskunftsſtelleu in Bromberg 46 Fälle, 
Kaſſel 203, Coblenz 60, Karlsruhe 235, Krefeld 190, Straljund 58 Fälle. 
Die Gefamtzahl der von 45 Verbandsvereinen im Berichtsjahre 1905/06 
erledigten Rechtsſchutzfälle beträgt (mit Einſchluß von Wien 1734): 15,305, 15,305, 
jo daß die deutſchen Vereine 13,571 Fälle erledigten. 


Dieje Fälle verteilen fih auf folgende Rechtsmaterien: 





a) Schuldverhältniſſe. 


Darlehens: und se #5 a. x 1881 

Mietreht . . . .. 1037 

Yohn:, Gehaltforderungen Pe fonfig Streitigfeiten aus 
Dienftverträgen i 1210 


Andere Verträge (Kauf, Werk⸗, Veihpertrag uf.) .444 
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b) Sadhenredt. 


Rechte an Grumditüden — ———— 89 
Dppothefen . . . 87 
Pfandredbt an beweglichen Sacın inf. Zmange- 
pollftrefung 173 
ce) Familienrecht. 
Eheftreitigleiten bezw. oo aus dem —— ..2148343 
Eheverträge. . =. = ag 
Vormundſchaftt. 288 
Fürforgeerziehung . . 112 
Alimentationsforderungen für unehelie Kinder und Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche unehelicher Mütter1413 
d) Erbrecht. 
Teſtamenn.. 46089 
Nachlaßſachen 200. ee, 
e) Strafre P t. 
Ehihel > - 5% ea a en Bi 
f) Berjiderung. 
Vebensverfiherung . . ee 
Invaliden- und Aiteroverfiherung oh Er are 
Krankenverfiherung und Sterbefafle .. 1831 
g) Berjdhiedenes. 
Zivilprogegordnung re) ’ 223 
Konfursordnung . 16 
Handel und Generberch j 2220. 108 
Stur . . a 63 
Militärreflamation. 10 
Berufswahl, Siellennachweis 156 
Auskunft über Bohlfahrtseincihtungen u... 22 
Gefuhe und Eingaben . . 20.20. 0.908 
Unterhalteanfprüde an Verwandte Be ee 
Bermischte Fälle 597 


Zu dieſen Fällen ſind noch hinzuzuzählen an nicht rubrigierten Fällen 
1500 aus Dortmund, aus Düren 70 und 190 aus Elberfeld. 

Die Unterfheidung der Ratfuhenden nah dem 
Perjonenftand ergibt: Es waren 


ledig.. 3824 
verheiratte. 4495 
Witwen. 218335 
getrennt lebend . . . 334 
geihieden . . 293 


Erwerbstätig maren von den Ratjuchenden 1753 Berfonen. 
Unter den Ratiuchenden waren 39 Männer. 
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Die Art der Erledigung und damit die Methode der 
Tätigkeit der dem Verband angeichlofienen Vereine ergibt fih aus der fol- 
genden Ueberſicht: 

Die Fälle wurden erledigt: 


1. durch Rül u 4 5 ee MO 
2, durh Auskunft. . 4385 
3, durch jchriftliche oder mündlich Verhandlung 1 mit der 
Gegenpartei . . . 1511 
a) erfolgreiihß.109004 
b) erfolglos. . . 490 
c) Ausgang nicht zur Kenntnis der Rechtsſchutz 
ſtelle gelangt bezw. ſchwebend . . 946 


4. durch den Nat, die Verfolgung der Angelegenheit auf- 
”" da nad) Anhörung der Gegenpartet und nad) 
Feſtſtellung der Sachlage ein Erfolg SEN war 335 
5. Ueberweifung an einen Rechtsanwalt ; 610 
6. Ueberweifung an das Geriht . 2: 2 2 nn. BB4 
Z. Ueberweifung an die Polizei. .. 2 
Die Mehrzahl der dem Berband angeſchloſſenen Vereine iſt, ſoweit das 
dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt vorliegende Material einen Schluß geftattet, 
erft in dem legten drei Jahren gegründet worden. Der Rechtsſchutzverein 
für Frauen in Dresden befteht dagegen ſchon 12 Jahre. Eine der älteften 
bejtehenden Nechtsausfunftitellen ijt wohl auch die des eingetragenen Vereins 
„Rechtſchutzſtelle für Frauen“ in Frankfurt a. M., deflen 
Ueberfichten über feine Tätigkeit fett dem Beginn am L. Oftober 1897 eine 
große Steigerung erkennen lajfen: vom 1. Oftober 1597 bis Ende 1898 
wurden 138 Spredhitunden abgehalten; im Jahre 1899: 152; 1900: 
162; 1901: 152 und ebenfo viel in den folgenden vier Jahren. Die Ge— 
Jamtzahl der erledigten Fälle betrug 1897/98: 89; 1899: 305; 
1900: 409, 1901: 620; 1902: 825; 1903: 942; 1904: 1271; 
1905: 1350. Ueber die Art der Erledigung in den Jahren 1900 bis 1905 
gibt folgende Tabelle Auskunft. 








Es wurden erledigt 1900 1901 |1902 | 1908| 1904 1905 

















Durch Nat bezw. Auskunft . . 105 | 31a { | 443 | 682| 782 
Gittlich durch Vermittlung jhriftlich | | | | 
(ichriftlich oder mündlich . . 22 85| 146 254| 212| 306 
Durch Eingaben, Schriftfäge uſw. 29| 02) 64| 100| 250| 216 
Ueberweifung an einen Rechts— 
anmwalt (zur koſtenloſen Erle: | | | 
digung. . .1—-ı 14 14| 26 22 | 3 
Ueberwerfung an das Gericht . —— — 6 1 9; 3 
Schwebend oder Ausgang nicht | | | 
zur Kenntnis der Nechtsaus: | | | 
funftitelle gelangt . » . .| 208: 145| 224| 118| 86| 35 
| | 





Summe | 409 620 825 | 942 1271, 1350 
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Ganz oder teilmeife erfolgreih waren von den erſten drei Öruppen 
nach der Nachweiſung 1902: 581; 1903: 797, 1904: 1144: 1905: 1304. 





Die Ratjuchenden verteilen fi nah ihrem Stand in den einzelnen 
Jahren wie folgt. 





Bon den Ratfuchenden waren 1900 1901 1902 1903 1904 | 1905 


Angeftellte höherer Art 5 622 
B. ©. ; i 


G. B.. 232 68| 62 
Dienftboten . . 2 2 202. zı ı u9 112) 170| ı85 178 
Ehefrauen . 2. 22 50| 142) 150. 170) 241) 328 
Gewerbegehilfinnen.. 26 40) 50° Al 63) 67 
Handlungsgehilfinnen . . . . 41; 57) 87: 97) 102| 94 
Männliche Ratſuchende. N 2) 10 1, 12) 31 
Nicht erwerbstätige Perfonen.. . 5 ZI 22 8 40 46 
Selbftändig erwerbötätig . . .| 49° Z| 87 137 127, 129 
Sonftige Angeitellte ee = 3,6 2% 1) 3 
Stand unbefanntt . . 2... 8 0 18 1 23 u 
Tagarbeiterinnen . 2.2 22, 68) 118, 184, 237 197 
Berine 2 5 Mn 6 8| 6 
Witwen oder geihieden . . .| 2 38) Au 72, 126) 130 


Summe | 409) 620| 8251| 942) 1271 | 1350 

Einzelne dem Berbande angehörige Frauenrechtsichugvereine, wie im 
Köln und Magdeburg, haben fih an die an den betreffenden Orten beſtehen— 
den kommunalen Rechtsauskunftsſtellen angeichloffen. Auch in anderen Ztädten 
wird das Zufanımenarbeiten der fommunalen und der bejonderen 
Srauenrehtsihugitellen erjtrebt. 

Bon Rechtsauskunftsſtellen, die für Frauen beionders im deutlichen 
Städten beftehen und die dem genannten Berbande nicht angeſchloſſen jind, 
biegen zurzeit folgende Mitteilungen vor: 

In Berlin haben die Berliner Zentrale für Rechtsſchutz, die Rechts— 
Ihugabteilungen des Berliner Frauenvereins, des Berliner Hausfrauenvereins 
und des Vereins Jugendſchutz gleihialls den Zwed, Frauen in Rechtsange— 
legenheiten behilflich zu fein. Der Nechtsihug mird hier jedoch, ſoweit er: 
mittelt, nicht üiberall durch unmittelbare Auskunft in einem Burcau gewährt, 
wie diefes bei den dem Rechtsſchutzverbande angehörigen Bereinen wohl die 
Regel iſt. Die Rechtsſchutzlommiſſion des Berliner Frauenpereins über: 
nimmt vielmehr die unentgeltliche Vermittlung zwiichen den vatjuchenden 
Frauen (aus Berlin und VBororten) und Rechtsanwälten. Die Ratiuchenden 
werden an einen der mit dem Verein in Verbindung ftehenden Anwälte (zur+ 
zeit 27) gewiefen, der ihnen unentgeltlich Rat und Auskunft bei Eingaben, 
Regelung von Mietsverträgen, Yohnverhältnifien, Ehe: und Erbſchaſtsſachen 
u.a. erteilt. Die Zahl der Ratſuchenden war in den Jahren 1900-1904 
etwa 250 bis 230; im Jahre 1905 etwas geringer. 

Die Ortsgruppe Darmjtadt des Allgemeinen Deutichen Frauenvereins 
erledigte in ihrer Austunfts: und Nehtsfchugftelle im Jahre 1905 43 Rechts: 
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fälle. Andere wurden einem Rechtsanwalt übergeben, der mit der Stelle in 
ftändiger Verbindung fteht. Unter den Beſuchern waren ledige Frauen 42, 
verheiratete 34, Witwen 15, gejchieden 2. Die Ortsgruppe des genannten 
Bereind in Hamburg hat gleichfalls eine Rechtsſchutzſtelle. 

In Hamburgs Altona erteilt ferner die Rechtsfchugftelle des Vereins 
„Srauenwohl“ an Frauen und Mädchen aller Stände in allen Rechtsfragen 
unentgeltliche Ausfunft. Als Zwed des Vereins wird bezeichnet: „durch Rat, 
Auskunft und tätigen Beiftand den Frauen zu helfen, ihre Rechte kennen zu 
lernen und diefelben zu wahren, und zwar möglichſt durch Vergleich unter 
Bermeidung ausfihtslofer Prozeffe*. Nach dem zweiten Jahresbericht wurden 
im Jahre 1905 41 Fälle erledigt. Hiervon betrafen Schuldverhältniffe 12, 
Familienrecht 13, Erbrecht 4, Strafredt 6, Verjchiedenes 6 Fälle. Es wurden 
48 Sprechſtunden abgehalten, in denen 57 Perfonen in 16 Wiederholungs- 
fällen Rat und Auskunft fuchten. 12 Fälle wurden dur die Rechtsſchutzſtelle, 
5 durch Beiprehung und Vermittlung mit der Öegenpartei — davon 4 mit 
Erfolg — erledigt. In 11 Fällen wurde Rüdfprahe mit dem Rechtsanwalt 
gehalten. 9 Fälle waren ausfichtslos, 6 blieben unerledigt, weil die Par: 
teien nicht wiederfamen, 7 Fälle ſchweben nod). 

In der Rechtsauskunftsſtelle des Bereins für Fraueninterefien in Lie g— 
nig murden 103 Fälle erledigt und 38 Schriftjtüde, auch dieje unentgeltlich, 
verfertigt. 

Die Rechtsſchutzſtelle des Allgemeinen Deutſchen Frauenverein3 im 
Tilſit erledigte 22 Fälle. 

MWeitered Material, von Einzelberihten über die dem Frauenrechts— 
ihugverband angefchloffenen Bereine abgefehen, Liegt dem Kaiferlihen Stati— 
ſtiſchen Amt zurzeit nicht vor. 

Es mwurde außerdem noch mitgeteilt, dag in Bremen, Bricg, 
Flensburg, ÖOnmbinnen, Kattomwig, Neifje, Nürnberg, Op- 
peln, Pirmaſens Auskunftsftellen bejtehen, die teilweiſe erſt im dieſem 
Jahre gegründet find, teilmeife auch al8 allgemeine Ausfunftsftellen be- 
zeichnet werden. 


IL 


Büdjerbefpredinngen. 


Menichheitsziele. Eine Rundihau für wifjenihaftlid 
begründete Weltanfhgauung und Gefellihaftsreform mit 
Beiträgen hervorragender Schriftfteller, herausgegeben von Dr. 9. Molenaar, 
Münden, Verlag von Otto Wigand m. b. H., Yeipzig, Jahresbetrag 
6 M. Das 1. Heft (64 S. 4° in fünftlerifcher Ausſtattung 1. 80 M.). 
Auf dem Umfchlag eine Zeichnung A. Schindlers, melde die Fortichritt- 
lichen Tendenzen der Zeitfehrift jymbolijiert. Ein mohlgelungenes Bild des 
jüngſt verftorbenen Berliner Schriftjtelers Wolfgang Kirchbach von 
feinem Bruder, dem Hiltorienmaler Prof, Frank Kirchbach ift der Lebens— 
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ffizze aus der Feder feiner Witwe und einem hinterlafjenen Eſſay über 
„Giordano Bruno“ beigegeben. Aus dem Inhalt der Nummer heben wir 
ferner hervor: Dr. Shallmayger: Erbentwidlung bei Völkern als theoretifches 
und praftiihes Problem. Dr. M. Shwann: Ein Nachtgang Gedanken 
über Peben und Tod). Dr. 3. Unold: Religion und Ethif. Dr. R. Stein: 
meg: Negative Kulturgeſchichte. Dr. H. Pudor: Die Tierpſyche in 
der modernen Kunſt. Dr. R. Penzig: Das Evangelium des Kindes 
(Weihnadtsbetrahtung). &. Ruſeler: Welträtfel. 9. Cabanis: Finder 
der Sterne, Gedichte. W. St.: Iſt der heutige Religionsunterricht zwed: 
entiprehend? Dr. 9. Molenaar: Bas lehrt der Monismus? — Ein 
franzöjiicher Bismarkverehrer. Bücherbefprechungen. Zeitichriftenrundichan. 
Sch. 


Dr. Felir Salomon, William Pittder Jüngere. Leipzig, 
B. ©. Teubner, 1906. Erfter Band, zwei Teile. 

In diefem auf zwei Bände berechneten Werke, deſſen erfter Band in 
zwei Teilen uns vorliegt, hat e3 fich der Berfaffer zum Ziele gejegt, eine 
Mufterbiographie eines Mufterftaatsmannes zu jchreiben, und, — dies mag 
bier ſchon gejagt jein, — er hat diefe Aufgabe gelöft. 

Zweierlet muß der Biograph jein: Ein Kenner der Geſchichte, zum 
wenigſten jenes Abjchnittes derjelben, während defien fein Held ein tätiges 
Rädhen in dem großen Getriebe war; und ein Kenner der menfchlichen 
Natur. Somohl das eine, wie das andere wetteifern hinfichtlich der Wichtig: 
feit, und es iſt ſchwer zu entjcheiden, welchem der Borzug gebühre. Weder 
machen die Menſchen allein die Geſchichte, noch auch machen die Zeitverhält- 
nifje allein den Menjchen. Es ift hier vielmehr eine jo vielfahe und ein- 
dringlihe Wechſelwirkung zwiichen beiden Faktoren wahrzunehmen, daß der 
Hiftorifer überhaupt und der Biograph insbejondere feinen von ihnen mit 
Geringihägung behandeln darf; nnd nur von Fall zu Fall muß entjchieden 
werden, welchem von diefen beiden Faktoren eine größere Bedeutung zukomme, 
ob der Perjünlichteit des Individuums und ihrem Einfluße auf die Maffe, 
oder der Einwirfung der Maſſe auf das einzelne Individuum. 

Diefe Entſcheidung wird in dem jpeziellen Falle Pitts befonders er: 
ihmert dur die wildjtürmende Berworrenheit und Rompliziertheit der hifto: 
riſchen BVerhältniffe. Die Zeit Pitts wird im ihrem eriten Teile charafterifiert 
durch jenen gewaltigen wirtſchaftlichen Aufſchwung Englands, durch den diejes 
an die Spise der Kulturftaaten rüdte, in ihrem zweiten Teile durch die 
gewaltige Wellen durch das ganze Europa ausjendende Revolution in Frant: 
reich. Mit Rüdjiht auf dieſe Bewegungen muß fih der Biograph unbedingt 
die Frage vorlegen: Kann es einen Menfchen geben von jolher Kraft 
der Perſönlichkeit, daß er es magen mag, jich ſolch elementaren und tief: 
greifenden Ummälzungen entgegenzuftemmen oder auch nur fie in die von 
ihm gemwünjchten Bahnen zu lenfen? Und war Pitt ein folcher ? 

Die Antwort Salomons nun lautet folgendermaßen: Pitt war im 
Beſitze aller jener Eigenjchaften, die nötig waren, um das Staatsſchiff in 
ſtürmiſcher Zeit mit feiter Hand zu lenfen; er war hochgebildet, er beſaß 
einen ſtarken Willen und die Fähigkeit, jeine Mitbürger von der Richtigkeit 


feiner Maßnahmen zu überzeugen; vor allem aber bejaß er den Mut, jene 
neuen Fragen, die im Yaufe der Zeit auf den Gebiete der Verfaſſung und 
Verwaltung aufgetaucht waren, und denen feine Vorgänger im Amte mit 
Borliebe ausgewichen ſind, kühn ins Auge zu faflen. Aber all dies hätte 
nicht genügt, um fich den herrjchenden Strömungen entgegenzuftemmen. Gerade 
darın ruht Pitts Bedeutung, daß er e3 verftand, diefe herrfchenden Strö- 
mungen zu benügen, um aus dem alten in das neue Fahrwafler hinüber: 
zulenfen und dabei das Fahrzeug vor Schaden zu bewahren. Mit anderen 
Worten: Pitt war der Mann, wie ihn England braudte, um aus der Wirt- 
ſchaftsperiode der Manufaktur in die der modernen Großinduftrie hinüber— 
geführt zu werden, der Mann, um die außerhalb der Grenzen tobenden 
Stürme vom eigenen Yande abzumehren. 

Mit dem Eingreifen Pitt8 in diefen Uebergang aus dem einen in 
das andere Wirtſchaftsſyſtem beichäftigt fich der erfte Band in der Haupt: 
jache, nachdem der Berfaffer das Werden der eingreifenden Perfönlichkeit 
gefhildert hat. Das neue Wirtſchaftsſyſtem war theoretifh fertig ; fein 
Schöpfer war Adam Smith in feinem Werke „Wealth of Nations“ ; Die 
Umgießung der darin miedergelegten Grundfäge in die Praxis bejorgte zum 
Teil Pitt. Wir jagen ausdrüdiih: Zum Teil! Jene Reformen, auf welche 
Adam Smith in jeinem „Wealth of Nations“ zu jprechen kommt, in einem 
Menichenalter durchzuführen, war ein Ding der Unmöglichkeit. Denn es 
handelte fi ja nicht darum, beftchende Geſetze und Vorſchriften abzujchaffen 
und an ihre Stelle „Die Freiheit“ zu jegen, jondern darum, die bejtchenden 
Gejege und BVorichriften derartig abzuändern, daß fie die vorhandenen Ten— 
denzen in ihrer naturgemäßen und vorteilhaftejten Entwidlung nicht beſchränkten, 
ihnen hierzu „die nötige Freiheit“ gewährten. Das war Pitts Vorzug und 
Englands Borteil, daß er Smith nicht mißverſtanden hat. 

Mit vollem Rechte kann daher Salamon behaupten, Pitt jei ein Schüler 
Smiths geweſen. Denn, zeigt fich vieleicht aud ein. Gegenfag zwifchen dem 
„Wealth of Nations” und den Pittſchen Akten in gewiffen Angelegenheiten, 
— mir erinnern bier an die oftindifhe Kompagnie, — jo ftellt ſich dies 
ihlieglih nicht als ein Gegenjag, ſondern als eine Teilreform im Smithjchen 
Sinne dar. Und es Scheint uns, daß es Salomon ganz bejonders gut gelungen 
fei, diefen Gegenjag zwijchen Iheoretifer und praktiſchem Staatsmanne her— 
hervorzuheben, wenn wir davon abjehen, daß der Relativismus Smiths, 
obwohl er keineswegs überjehen iſt, doch mit Hinficht auf die zahlreichen 
Mipverftändniffe mehr herauszuftreichen gewejen wäre. 

Schließlich jei hier noch hervorgehoben, daß der Verfaſſer mit bemerkens— 
werten Fleiße die vorhandenen Quellen ftudierte und außerdem eine Menge 
bisher unbenugter Slorrejpondenzen herangezogen hat. Das freudige Intereſſe, 
mit dem der BVerfaffer fernen Stoff bearbeitet hat, überträgt ſich während 
der Lektüre auf den Yefer, dem es jo leicht wird, den Ausführungen des 
erften, ziemlich umfangreihen Bandes bis zum Schluße mit voller Aufmerk— 
famfeit zu folgen. Hoffentlich folgt der zweite Band, der Pitts Wirken nad 
dem Fahre 1793 darftellen joll, in nicht allzu langer Zeit. 

Dr. Karl Müller, Bern. 
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Bom Standpunkte der Kreditgewährung aus fpeziell fichert ein 
folder organifchher Zufammenhang zwifchen dem Zentrals, dem Ges 
famtorganismuß einer Raiffeifen-Genoffenfchaft und deren eventuellen 
einzelnen Betriebsabteilungen diedauernde Möglichkeit durch— 
aus ungebinderter, konftitutiv gegebener Prüfung, wiemeit 
das einzelne Mitglied für einen Zweig des genof- 
fenfhaftliden Betriebes belaftet ift. Abgeſehen alfo 
von der fo befjfer gegebenen Grundlage der Kredit— 
beurteilung läßt fich zufolge diefer eingehenden, jederzeit leicht 
möglichen Beurteilung der Kredit des Einzelnen jederzeit — 
je nad ben derzeitigen Stande feiner faktifchen Inanſpruch— 
nahme in den einzelnen Betriebszweigen in böherm oder geringerm 
Grade — genau außnußen. 

DieSpolidität der reditgrundlage, die Boll 
ftändigleit und Sicherheit ihrer Beurteilung, 
ebenso wie die faltifhe Nugßbarmadung der Kre— 
ditfähigfeit ift alfo biß zur legten Grenze gewähr— 
leiftet — ganz ander8 wie bei der fonftitutiven 
Trennung von Kreditgenoffenfhaft und Abfjag- 
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Zufäßlich wollen wir nicht ungemwürdigt lafjen, daß die orga— 
nifche Identität von Abſatzgenoſſenſchaft und Kreditgenoffenfchaft auch 
da möglich ift, wo etwa für den Abjag größere Beranftaltungen 
(3. B. Lagerung) erforderlih find und wo ſolche größere Veranftal- 
tungen über den Rahmen des örtlichen Bezirkes der Kreditgenoſſen— 
ſchaft (Raiffeifen-Berein) hinausgehen müſſen. In diefem Falle würden 
nämlich einfach fo viele einzelne Kreditgenoſſenſchaften ihrerſeits die 
betr. größere Vorkehrung (als Träger derjelben) treffen, als eben für den 
Umfang eines derartigen Unternehmens fich erforderlich madht. 

Sedenfalls ift eine Zonftitutive Trennung von Abſatzgenoſſen⸗ 
ſchaft und Kreditgenoſſenſchaft überall da vom Uebel, wo ein Raiff- 
eifenverein beftehen fann (und das ift prinzipiell überall zu bejahen). 

Die voraußgegangenen Erklärungen gelten, wie gejagt, ſchon in 
Hinficht auf die allgemeine Aufgabe der Kreditgemährung durch 
die Genofjenfchaft vom Standpuntte der gehörigen, allfeitigen und ge= 
ficherten Beurteilung der Grundlage diefer Kreditgewährung. Sie 
fommen in Frage von dem mit diefer Kreditgewährung verknüpften 
Geſichtspunkte der vollftändigen Sicherung richtiger Verwendung der 
zu freditierenden Geldmittel der Genoſſenſchaft aus. 

Das Entmwidelte gilt dergeftalt für die Beurteilung bezw. Siche- 
rung der Wirtfchaftsführung, des Produftionslebens der Mitglieder 
allgemein von vorneherein. Es muß dieß logifcherweife der Fall fein, 
da, wie wir ſchon früher jahen, die ganze vernünftige Nutzbarmachung 
des Kredits in dieſem Broduftionsleben bezw. in der durch die Wieder- 
verfilberung der Produkte ermöglichten, zwedmäßigen weiteren Ver— 
fügung über den Produftiongerfolg beſteht. 

Daß es Speziell beim Abſatze jelbit von weſentlichem 
Werte für die beijere Verwertung der Produkte der Mitglieder und 
damit wiederum für die Ausnugung des eventuell ſchon 
vorher gewährten Kredits ij, wenn die Mitglieder er 
neut an der gemeinjamen Sreditlaffe, der „Vereins “Laie einen eventuell 
direkt finanziellen Rüdhalt haben, — wenn fie (mit anderen Worten 
gejagt) bis zum Eingange des auß den verfauften Pro— 
dulten von den Käufern gefchuldeten Erlöfes bereits 
von der Vereinskaſſe weitere Mittel erhalten und damit 
ihren wirtfchaftlichen Nuten ungefäumt und ungefchädigt zur rechten 
Zeit weiter wahrnehmen können, — mag zufäßlich noch angedeutet fein. 

Auch mag noch fpeziell mit Bezug auf den Gefichtspunft des 
Intereſſes der Kreditgemährung feitens der Genoſſenſchaft im Vor—⸗ 
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übergehen ausdrücklich darauf hingewieſen werden, daß im Falle des 
BZurüdhaltens in dem Berlaufe der Mitgliedererzeugs 
niffe (um nicht auf ſchlechte Verkaufsgelegenheiten angemwiejen zu 
fein) ein befonderer Hredit an einzelne oder viele Mitglieder fich nötig 
oder wünjchenswert maden wird. Die Zuläffigkeit und Zmedmäßig- 
feit eines folcden Kredits kann die Kreditgenoſſenſchaft natürlih am 
beiten, wenn nit nur dann beurteilen, wenn fie jelbft (nicht eine 
fonftitutiv-getrennte Abfabgenofjenichaft) fi mit dem Abſatze der 
Mitgliedererzeugniffe befaßt. 

Umgekehrt ift das vernünftige Zurüdhalten im Ber 
faufeder Erzeugniffe oftnurdarum möglid, weil 
die Ausfiht und das Recht auf Kredit der ein- 
zelnen Mitglieder beider Kreditgenoſſenſchaft 
den Boden zu ſolchem Zurüdhalten fhafft. 

Sonad können wir erflären: Die Zurüdhaltung in dem Ber- 
Taufe der Mitgliedererzeugnilie baut ſich auf dem Rechte und der 
Möglichkeit der Kreditgemährung durch die (mit dem Abſatze fich be— 
fafiende) Kreditgenoflenichaft auf. Underfeits liegt in der 
(im Anſchluſſe an die genoffenfchaftliche Obforge für den Abſatz ftatts 
findenden) Zurüdbaltung in dem Berfaufe der Mit 
gliedererzeugniffje ein Grund für die Erhöhung, 
eventuell die Begründung der Kreditfähigkeit der Mit- 
glieder (gegenüber der Kreditgenoſſenſchaft) und dies im Hinblide 
auf dad Recht der (Kredit⸗)Inanſpruchnahme der Vereinskaſſe durch die 
Mitglieder. 

Ein folder Zuftand muß gerade vom Standpunfte der Kredit⸗ 
gemwährung aus die Kreditgenoſſenſchaft intereffieren. Die Erwägung 
dieſes Berhältniffes |pricht alfo wiederum für die Jdentifizierung von 
Kreditgenoffenichaft und Abſatzgenoſſenſchaft rein vom Gefichtspunfte 
der Aufgabe der Kreditgemährung durch die Kreditgenoſſenſchaft. 

Wenn nun die Beurteilung, Verwendung und Ermöglichung 
der von der Sreditgenoffenichaft zu gemährenden oder gewährten 
Kredite entjchieden beffer gemwährleiftet, ja, in (natürlich gebotener) 
Bollftändigkeit, in ganzem Umfange, in wirklich angemefjfenem Orga 
nismus allein denkbar ift in dem Falle, wo Sreditgenoffenfchaft und 
Abſatzgenoſſenſchaft in der bezeichneten Weife eins find, und wenn 
diefe Erjcheinung vom Standpuntte der Kreditgemährung aus 
geboten erjcheint, jo verbindet fich anderfeit8 mit einer folchen 
Behandlung der Aufgabe der Kreditgemährung durch die Genoſſen⸗ 
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Ichaft gegenüber den Mitgliedern in einer Genoffenfchaft der bezeich- 
neten Art von felbft eine gewichtige, hier eben mit der Kredit— 
beurteilung ungertrennlich zufammenhängende Folge: ſowohl bie 
mehr private wie die mehr foziale Wirtfhaftlidhkeit 
ift beſſer gefidert. 

Wir haben dies bereits in verfchiedenen Punkten gezeigt, indem 
wir die Vorzüge der organijchzeinheitlichen Zufammenfaffung von 
Kreditgemährung und Objorge für den Broduftenverfauf bervor= 
hoben und zwar im Sinne privat und fozialmwirtfchaftlich günftiger 
Beeinfluffung der Erzeugung. 

Dieſe Beeinfluffung tft von vorneherein mit der Kreditgewährung 
allgemein gegeben. 

Schon die gewöhnliche Beurteilung der Sreditverhältniffe der 
Mitglieder bedeutet von felbit gleichzeitig die Beurteilung der Pro— 
duktionsverhältniffe der Mitglieder, da, wie wir fahen, in diefen Bro= 
duftionsverhältniffen die Grundlage der Kreditgemährung und das 
Gebiet der Kreditverwendung ſich darftellt. Es ift alfo durchaus 
natürlich, daß die auf das vernünftige Wohl der Mitglieder wahrhaft _ 
bedachte Kreditgenoffenichaft bei der Kreditgewährung die Rüdficht 
auf die gehörige, in der Handhabung der Produktion liegende Geftal- 
tung der Freditverhältniffe fich wefentlich zur Maßgabe dienen läßt. 
Damit ift tatfächlich eine Beeinfluffung der Produktion allgemein bei 
ber Kreditgewährung durch eine Raiffeifengenofjenfchaft gegeben. Denn 
die Kredit juchenden Mitglieder werden ſchon durch den Maßſtab der 
Beurteilung ihrer Kreditverhältniffe veranlaßt, fich auf diefen Maß— 
ftab einzurichten. 

Bollends werden fie dazu angehalten, wenn die Bewilligung 
de8 Kredits erfolgt und wenn die Genofjenjchaft ihn faktifch gewährt, 
wenn te dann fpäter auch feine planrichtige Verwendung im Auge 
behält, diefelbe angemejfen überwadt. 

Aus den eben berührten allgemeinen Maßnahmen entipringt 
logiſch von jelbft die Notwendigkeit befonderer Verkehrungen zu Gunften 
des Abſatzes der Mitgliedererzeugniffe. Dieſe befonderen Vorkehrungen 
ftehen in natürlicher Verbindung mit jenem allgemeinen Verhalten, 
laufen damit parallel, gehen damit theoretifch wie auch in den ver— 
fchiedenen unmittelbar praftifchen Punkten Hand in Hand. 

Aus diefem Zufammenhange ergibt fich unbejtreitbar gemiß, 
wie wir wiederholt wahrnahmen, die notwendige Pflicht für die 
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Genoſſenſchaft, in gehöriger Art mit dem Abſatze der Mitglieders 
erzeugniffe fich zu befaffen. 

Da in dem (privatwirtfchaftli und fozial richtigen) Abſatze 
der Mitgliedererzeugniffe der nächte Produktionserfolg für die Mit- 
glieder liegt und dieſer Erfolg von jeder Raiffeifenfchen Sredit- 
genoſſenſchaft anzuftreben ift, jo darf man behaupten: Die Kredit⸗ 
verwendung, die Produktion findet weſentlich um des Abſatzes, 
des Berfaufs willen ftatt, findet hier eine Art Abſchluß. Indem 
nun die Hreditgewährung mwejentlih in dem Endge- 
danfenan den Abfagerfolgt, ift umgelehrt von dieſem 
Geſichtspunkte aus wiederum formell die Beziehung 
und der Anlaß zur Obforge des Hreditgewährenden, 
der Genoſſenſchaft nämlid, für die gehörige Produk— 
tion gegeben. 

Wenn aljo die Hreditgewährung u. a. mit der Endrüdficht auf 
den Broduftenverlauf ftattfindet und u. a. mefentli darum die 
genoſſenſchaftliche Obforge fich direlt auf den Produktenverkauf er⸗ 
ftredt (don um die Rüdzahlung der gewährten Kredite beffer zu 
ermöglichen — abgefehen von dem Grunde der Rüdfichtnahme auf 
die fonftigen Intereſſen der Mitglieder), jo wird die Kreditgenoſſen— 
ſchaft von felbft und von der Quelleder Broduftion ber, 
alfo glei an erjter Stelle und in fortwährend natürlicher 
Berbindung mit diefer erften Quelle ganz befonderen 
Einflu$ darauf haben, ja, ihn pflichtgemäß wahren müffen, 
daß das wirtfhaftlih rihtige Verhältnis zwiſchen 
freditiertem Anlageflapital und Ausnutzung (Bermen 
dung) desjelben obwaltet. Mit anderen Worten: das wirt— 
ſchaftlich geſunde Berbalten der Mitglieder, ihre produltive, 
beruflide Tüchtigkeit vom privaten und fozialen Standpunfte 
aus wird zu Bunjten der Produktion durch die mit der Ob- 
forge für den Abſatz fich befafjende, zugleich aber die Broduftion durch 
entiprechende Kreditgemährung ermöglichende und fördernde Genoſſen⸗ 
ſchaft geprüft, bedingt, veranlaßt und überwacht ſchon gleich 
bei Beurteilung der Kreditverhältniffe, ferner bei der 
darauf fußenden Gewährung von Kredit und endlich im Gefolge der 
legteren Sreditgewährnng. 

So garantiertalfjo die Beurteilung der re 
dDitgewährung durch die (mit diejer und zugleid 
wegen ihr) mit der Obforge für den Brodulten» 


verfauffich befaffende, facdhverftändige und meiterblidende 
Kreditgenofjenfhaft das wirtjhaftlid gefunde 
Berhaltender Mitglieder ſchon vor und zu Beginn 
der Produktion im privaten Intereffe der Mit- 
glieder ebenso ſehr wie im fozialen Jntereffe. 
Mit der gefunden privaten Wirtſchaftlichkeit der 
Mitglieder und der mit der Kreditgewährung 
durch die Genoffensfhaft von jelbft fi verbin- 
dbenden Erziehung zu wirtfhaftlid rihtiger Pro— 
duktion gebt natürlich einher die gefunde Grund— 
legung und Beeinfluffung des fozialen Wirt- 
ſchaftsprozeſſes. Dieſer ſetzt ih jaausdem Berhalten 
der Einzelwirtfhaften zufammen, und es hängt 
im UWebrigen befanntlih immer die im fozialen 
Wirtfhaftsprozgefje folgende Broduftiongleiftung 
von der vorhergehenden PBroduftionßleiftung, 
namentlih dem ſozialwirtſchaftlich richtigen Ver— 
halten der die Leiſtung Hervorbringendenab. 

Die Wechſelbeziehung zwiſchen Kreditgewährung, Er— 
zeugung, Abſat, die an ſich ſchon in der Natur dieſer Ele- 
mente einesin feinem Wefen zufammenbängenden 
Wirtfhaftsprozeffes gegeben ift, tritt gemäß unferen 
Darlegungen bei der Jdentifizierung von Kredit— 
und Abſatzgenoſſenſchaft auch äußerlich-organiſch 
zu Tage, und dieſe Tatſache wird ihre Wirkungu. a. eben 
darin zeigen, daß Kreditgewährung, Erzeugung, Abſatz im 
richtigen Verhältniſſe zu der wirtſchaftlichen Kraft des betreffenden 
Mitgliedes, daher im richtigen Verhältniſſe zu einander ſtattfinden 
und daß die fo ftatthbabende harmoniſche Berbin- 
dung jener®lementeden bejjeren ErfolgimPro— 
dultionsleben eintreten läßt. 

Für die volle Würdigung diefes Erfolges fommt namentlich 
in Betracht, daß jener Erfolg fih nicht nur in augenblidlichen 
äußeren Folgewirkungen zu Gunjten der Produktion zeigt, ſondern 
daß er vor allem dauernd auf dem Umftande beruht, daß eben 
der Sitz der Broduftion zu einer an ſich gefunden 
Grundlage geſtaltet und in dieſer Eigenſchaft er— 
halten wird. Damit wird die Sicherung einer ſozial— 
wirtfhaftlih richtigen Produktion zu einer von 
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jelbft und dauernd zuverläßigen, mworauß fich eben fozus 
fagen ohne weiteres fortgejegt die äußerlich, materiell, finanziell 
und allgemein volkswirtſchaftlich befriedigende 
Folgewirkung ergibt. Diefe Folgemwirkung entfteht auf Grund 
der Anlage und des Funktionierens des fachlichen VBermwaltungs- 
apparat8 der Raiffeifenvereine und der damit garantierten, ins Wert 
geſetzten und fontrollierten Tüchtigmachung der Träger der Broduftion. 

So jehen wir alſo zur Folge der logiſch-natürlichen, 
gefunden Identifizierung vonffreditgewährung 
und Obforge für ben Abfaß der Produfte in der 
Genofjenfhaftunddurddiejelbeenebarmonifjde 
Ordbnunginder BProdultion und alfo an der erften 
urfprünglidhftenStelledesWirtfhaftslebensauf 
eine ebenfo einfache wie vorzügliche Weife in voller Naturwüchfigkeit 
verwirfliht und geſichert ftatt der heute genugfam 
berrfhenden LUebelimPBrodultionsleben. Als Uebel 
diefer Art nennen wir kurz: die Planlofigkeit, Verwirrung, ungeordnete 
Haft im Produktionsleben, die ertremsegoiftijche, übertriebene Spefu- 
lation, anderfeitS die Unficherheit des Erfolges der wirtfchaftlichen 
Arbeit, endlich alle fonftigen, aus technifchem, mwirtfchaftlidem und 
fozialem Unverftand, aus Mangel an Kenntnis der Berhältniffe, aus 
Nachläſſigkeit, Hoffnungslofigkeit, aus Unterlaffung richtiger Belehrung, 
Aneiferung, Berftändigung ſowie aus Unterbleiben rechtzeitiger Kräf⸗ 
tigung und Stärkung entipringenden Unzuträglichleiten des privaten 
Wirtſchafts- und des Soziallebens. 

Das vernünftige, innige, ununterbrochen geficherte, wirklich 
organifche und ftetige Handinhandgehen der Kreditgewährung mit 
der Obforge für den Abſatz und mit der damit zufammenhängenden 
guten Beeinfluffung der Erzeugung (maß alles im beften mwirtjchaft- 
lichen und fozialen Sinne fich gegenfeitig bedingt, ergänzt, fördert, 
trägt) hält die aus der Jfolierung diefer Faktoren entftehenden Nach— 
teile fern. Der bezeichnete Zuſammenhang wirkt als Sicherheitsvor«- 
richtung, ev. als Korreftiv gegen die Gefahr oder die Tatfache der 
Halt» und Sraftlofigkfeit, der Unzulänglichleit oder der Ausfchreitung 
der ifolierten Wirtſchaftsfaktoren. Jener Zuſammenhang ift ein 
mädtiger, ruhig, aber nahdrüdlih wirfender 
Hebel zu geordmeter und gefiderter Entfaltung 
der Produktionskraft in rihtig geleiteter Arbeit 
und in der Berwertung der Arbeit. 
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Hier darf nahdrüdlich zufammenfafjend nochmals bündig her— 
vorgehoben werden, daß ein etwaiges Unternehmen, die Produktion 
an Hand und in Berbindung mit der Kreditgewährung zu regeln, 
ohne im Zufammenhange damit den Abſatz, die richtige Verwertung 
der Produktion betreiben zu wollen, naturgemäß den gewollten Erfolg 
aufs Spiel ſetzen oder preisgeben hieße. Ebenfo wäre der Verſuch, 
den Abfat nicht im Anfchluffe an die Kreditgenoſſenſchaft zu beforgen 
(einzeln oder in eriftenziell getrennter Abfaßgenoffenichaft) nur halbe 
Urbeit. Beides würde unter Umftänden für Broduftion und Broduzierende 
direft Schädliche Begleiterfcheinungen mit fich bringen, auf alle Fälle 
eine ſehr fühlbare Büdenhaftigkeit aufweifen. Die jolide Grundlegung 
und barmonifche Stetigkeit der Produktion in der Weiſe, wie wir fie 
al8 in den Raiffeifenvereinen möglich, im Uebrigen als volkswirt— 
Ichaftlic notwendig fennzeichneten, wäre ohne den dargeftellten Zuſam— 
menhang von Sreditgewährung, Produktion und Abja (Verwertung) 
nur ungenügend gefichert, zum Teile undenkbar. 


Der natürlich gegebene Zufammenhang des Organismus ift eg, 
welcher den guten und gefunden Erfolg ſichert. Die einzelnen Ele— 
mente find eben nur Teile des natürlichen, d. 5. ganzen Organismus. 


Kreditgemwährung, Produftion und Abſatz 
greifenimganzen®erlaufedesorganifden Wirt— 
ſchafts-, d.h. Produktionsprozeſſes notwendig 
und natürlihineinanderüber. Sie von einander trennen, 
bieße den natürlichen Zufammenhang jenes organifchen Prozeſſes 
und damit die natürlichen Folgen erfchweren oder unterbinden. 


Nur wenn die Raiffeifenvereine programm» 
gemäß und logiſch-natürlich an diefem Zuſammen— 
bange fefthalten, dürfen fiebeanfpruden, wahr- 
hafte (organifche) Sozialgebilde zu fein: denn dann 
erjt vermitteln und beherrſchen fie vernünftigerweife die Beziehungen 
der individuellen, privaten Wirtjchaftsfphäre der Mitglieder mit dem 
fozialen Gejamtleben — weſentlich durch das auf innerlich fräftiger 
und gejunder Grundlage aufgebaute Mittel der gehörigen Verwertung 
(Abſatz) der (im Hinblide auf die richtige Verwertbarkeit mit Hülfe 
gefunden Kredits hergeftellten) Brodufte der Mitglieder. 
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Drittes Kapitel: 


88. Befondere Beleudhtung der Bolalvereine als 
Produktivgenoſſenſchaften. 

Die Baſis der ſozialen Beziehungen, das Produktions— 
leben nämlich, iſt derart in und mit der Genoſſen— 
ſchaft nad der privaten ſowohl wie der ſozialen Seite ruhiger 
und darum fraftvoller, nußbringender, ja, man 
darffjagen: wahrhaft menfhenmwürdiger Geſtal— 
tung und Entfaltung gewidmet. Wie viel die Reform 
überhaupt des jozialen Lebens von einer jolchen praftifch-grumdlegenden 
Organifation zu erwarten bat, ift bei einiger Bertiefung in die 
Gefamtperfpeftive um fo beffer zu erfennen, als ja, wie wir fchon 
andeuteten, Daß ganze ſoziale Beben fih aufder Pro 
duftion aufbaut, fomit von deren rihtigem oder 
unrihtigem Berhbalten nad der pofitiven und 
der negativen Rihtung beftimmt wird. Das richtige 
Berhalten der Produktion aber ift dasjenige Gebiet, auf dem fich 
in ber behandelten praftifchen Beziehung die Raiffeifenvereine in 
ganz befonderer Weiſe betätigen. 

Fakt man ſchließlich noch wiederholt ins Auge, daß natürs 
lichermweife auch die Beichaffung der Bedarfsartikel für den Wirtfchafts- 
betrieb der Mitglieder (movon unter $ 6 gegenmwärtiger Abhandlung 
näher gejprochen wurde) eigentlich nur unter dem Gefichtspunfte Sinn 
bat, daß damit der gehörigen Erzeugung und dem darauf fußenden 
Abſatze gedient fein fol, fo erfennt man leicht, wie die ganze Wirk— 
ſamkeit der Vereine im lebten materiellpraftifchen Grunde fih um 
den in der (wirtfchaftlich, ſozial richtigen) Erzeugung (und ihrer 
weiteren Verwertung) gipfelnden Fortfchritt bemegt. 

In der Tat zeigt fich hier der materiell-praftiiche Kulminations⸗ 
punkt des Syftems eines Raiffeifenfchen „DarlehenskaffenBereins.* 
Abſatzgenoſſenſchaft ift ee im Anfhluffean die 
durch ihn Außerlih vorab auf8PBrogrammgejfette 
Regelung des Kreditwefens im vernünftigen 
Sinne um der (mwirtjchaftlich und fozial richtigen) Erzeugung 
willen. Der HZentralbegriff „Produktion“ zieht fich als materiell- 
praftifches Leitmotiv und Berbindungselement durch die ganze Fette 
der einzelnen Zweige des Betriebes eines Raiffeifenvereins hindurch 
in Uebereinftimmung mit der natürlichegefunden Wirklichkeit der 
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wirtfchaftlihen Borgänge. Indiefernatürlihsgegebenen 
AUuffaffungiftein RaiffeifenvereinBirtfhafts- 
genofjenfhaft im guten und umfafjenden Sinne 
des Worts. 

Iſt fo die gute, geſunde, fozial richtige Produktion der Mitglicher, 
von der praftifhen Seite her betrachtet, das treibende Lebenselement 
eined Raiffeiſenvereins, der Angelpuntt, um melden bie verſchiedenen 
Betriebözweige fig bewegen, das Ziel, auf das fie hinſteuern, fo kann 
man ihn als wahre PBroduftivgenofjenfchaft bezeichnen. 

Als folche vermittelt er den Abſatz der von den Mitgliedern 
in ihrer Wirtfchaft bis zum Berkaufsftadium fertig bergeftellten 
Erzeugniffe. Er unterftüßt die Brivatwirtfhaft; er 
leitet fie und ergänzt fie, fomweit beides angemefjen 
erfheint, ſowohl nad der privaten wie der fozialen 
Seite. 

Bebteres tritt äußerlich noch mehr hervor, wenn ein Raiffeijen= 
verein im eigenen Genofjenfhaftsbetrieb fih mit 
der Verarbeitung der in der Privatwirtfhaftder Mit 
glieder gewonnenen Erzeugniffe befaßt, um eine 
gefunde, rihtige oder rationellere Brodulftion 
durch direkten Genofsfenjfhaftsbetrieb da zu er— 
mögliden, wo unter Umftänden die Privatwirt— 
haft unzulänglich erfdeint. 

Mit diefer Erfcheinung zeigt fich ung das Gebiet derjenigen Genofjen=- 
fchaftsart, die man der landläufigen Begriffsauffaffung nad) als 
„Produktivgenoſſenſchaft“ anzufehen pflegt (Molkerei⸗ oder Käſerei— 
genoffenihaften, Winzervereine uſw. uſw.). Wir fönnen fie ſchließlich 
mit Recht auch als Abſatzgenoſſenſchaft auffaffen, da die gewöhnlichen 
„Produktivgenofienfchaften“ jchwerlich Lediglich der Berarbeis 
tung der Mitgliedererzeugnijje halber arbeiten, jondern mefentlich 
wohl um der weiteren gehörigen Bermertung, d. h. des Ab— 
fages willen. Immerhin laſſen wir dahingeftellt fein, ob die 
Erwähnung de8 Verarbeitungsgenoffenfchaftswefens als. (eventuell in 
bejonderer Abteilung betriebenen) Teiles de8 Programms der Raiff- 
eifenvereine unter gegenwärtigem dritten Kapitel am Platze ift oder 
ob fie eher zum folgenden vierten Kapitel (weitere Betriebszweige 
uſw.) gehört. 

Jedenfalls dürfen wir bier noch erwähnen, daß auch beim 
BetriebedesBerarbeitungsgenoffenfhaftswefens 
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durch die Raiffeifenvereine für dDiefebeirihtigem 
Borgehben jedes finanzielle Rifilo ausgeſchloſſen 
ift. Auch hier müffen die auf dem Streditwege von Seiten bes 
„Darlehenskaſſen-Vereins“ (der Univerfalgenofjenfchaft) zu bemilli- 
genden Beträge genau ebenfo ficher gejtellt werden wie beim übrigen 
Kreditverkehr, der durch die Raiffeilenvereine bejorgt wird (zu vergl. 
85 BI gegenmwärtiger Abhandlung). 

Der Unterfhied gegen die ev. ganz fürfih(vom 
Kreditgenoffenfhaftsmwejenfonftitutivdurdaug 
getrennt) beftehbenden Berarbeitungßgenoffen- 
ſchaften liegt weſentlich inder (troß eventueller Bejorgung 
der Produftenverarbeitung in technijch abgeteilter Betriebsführung) 
gegebenen engen, natürliden, beilfamen Berbin- 
dung und Wechſelwirkung zwifhen Kreditge— 
währung und freditverwertung (Produftion). 
Diefe Beziehungen haben wir für analoge Umftände bei Betrachtung 
der Verhältniſſe des genoffenichaftliden Abſatzes jchon erörtert. Sie 
treten um fo mehr hervor, nehmen um fo mehr an grundjäßlicher 
wie praftifcher Wichtigkeit zu, je mehr die genofjenjchaftliche Ein- 
wirkung und Stonzentration nach der Seite der Produktion voranfchreitet. 


VBiertes Kapitel: 
9 Weitere Betriebszweige und nähere Erörterung 
desprinzipiellen Zwedes der Yofalgenojjenidhaften. 


Wir jahen, daß zur Erfüllung der Aufgabe der Ber 
eine die Pflege de8 Barfreditwejens im Bordergrunde 
jteht — aus leicht erflärlichem Grumde, da ji dad Bargeld heutzu- 
tage immer doch ad der praftiih am meiften erhebliche 
Wirtſchaftsfaktor, ald das praftifch wejentlidfte Be 
triebsmittel darftellt. 

Die Hergabe desjelben aus der Bereinsfajje an die (ſich 
diefer Quelle bedienenden) Mitglieder behujs Mmmerlung des Bargeldcs 
in naturale Wirtſchaftsgüter dur naturale Wirtſchaftsvorgänge geichieht 
jeitens der Genoſſenſchaft zu dem Zwede, umauf dieje 
Wirtihaftsvorgänge fozialhbarmonijch einzumirfen. 
Der Einfluß der Genojjenjchaft auf dieje Wirtichaftsvorgänge bejtcht in der 
gemeinfamen Verjtändigung nad) wahrhaft jozialen Prinzipien, dementiprechen- 
der, ſozialorganiſcher Kraftbindung, Kraftzuſammenfaſſung, Krafteinordnung 
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und Kraftentwitflung. Die Genofjenjchaft will mit der plangerechten Samm- 
fung, Ordnung und Entbindung der im Gelde aufgeipeicherten Kraft die 
naturalen Wirtjhaftsporgänge bis zu der vom Wejen der 
Privatwirtichaft gezogenen Grenze nah wirtihaftlid, ſozial ge— 
junden Gejihtspunften leiten Das Strebennad Er 
zielung eines im Rahmen des Gejelljhaftsganzen 
gehörig geordneten Wirtjhaftsbetriebes, die folder: 
art gehörige WBertung der Wirtijhaftsmittel und damit 
die Obforge für den fozial richtigen, in dieſem Sinne guten Verlauf 
der Wirtſchaftsvorgänge ijt der praftiihe Kern des Programmes 
eines jeden wirklichen Naiffeifenvereine. 

Im Gelde, das jeinerjeits aus den wirtichaftlichen Verkehrsbedürfniſſen 
heraus entjtand, ift befanntlich wirtichaftliche, menjchliche Kraft aufgeipeichert, 
und fein Zweifel kann darüber bejtehen, daß dieje Kraft vernünftigerweije 
wieder zur Entbindung für menjchliche Zwede und zwar für diejenigen des Ver- 
kehrs bejtimmt ift. Es fommt darauf an, dieſen Borgang der Kraftentbindung 
fo fich vollziehen zu laſſen, daß er im Wirflichfeit den vernünftigen Begriffen 
der Menichlichfeit (aus deren Sphären die zu entbindende Kraft jtammt und 
für welche fie bejtimmt ift) entjpricht. 

Leider ijt leteres in weitgehenden Maße faktijch nicht der Fall. Um 
jo notwendiger ijt die Betonung der Wichtigkeit der cben bezeichneten logi— 
ichen Auffaffung, und um jo bedeutungsvoller erjcheint die Verwirklichung 
der aus der menjchlichen Vernunft fich ergebenden Forderung, daß im fozialen 
Verkehr eine Reform in der Benutzung des Geldes ftattzufinden habe — 
eine Reform in der Erjchliegung der im Gelde aufgefpeicherten Kraft. Mit 
einer folchen Reform wird wieder weitere menschliche Kraft erfordert und jo 
des Weiteren mit der Erjchließung des Geldes die Aufwendung neuer menjch- 
licher Kraft in geordnete Bahnen gezogen. 

Jene SKraftentwidlung und Kraftaufwendung, mit anderen Worten: 
die Entbindung und Entwidlung des Geldwertes muß alio jo gejchehen, daß 
eben den Begriffen der Menjchlichkeit, der wahren Sittlichfeit (dev privaten 
jowohl wie der jozialen) entiprochen wird. 

Knüpft jomit ein Raiffeifenverein an die Negelung des Geld- und 
daher des Kreditverkehrs an, nimmt er fie tunlichit an fich, jo geichicht es 
offenjichtlich nicht um des todten Geldes willen, jondern ex professo und 
direkt deshalb, um einen guten Einfluß auf das Wirtjchafts-, das Sozialleben 
zu gewinnen, mit anderen Worten: um die menjchlich-vernünftige Regelung 
der lebendigen, naturalen Wirtichaftsvorgänge nach Möglichkeit in die Hand 
zu nehmen. 


Dies geichicht indirekt dadurch, daß die Genoſſenſchaft die individuelle 
Brivatwirtichaft mit Geldmitteln verfieht, deren gute Verwendung fie ſich des 
Näheren (bei der Angabe des Zweckes des Kredits, des Darlehens) verjprechen 
läßt und die jie überwacht. Des Weiteren äußert ſich das Streben der 
Genoſſenſchaft nach Regelung der naturalen Wirtichaftsvorgänge darin, daß 
fie durch direkt eigenen Gejchäftsbetrieb und andere gemeinnügige Veranital- 
tumgen eine gute Wirtjchaft, eim gutes Sozialleben an ihrem Teile zu fichern, 
zu fördern, anzuregen, vorzubilden, durchzuführen jucht. 

Dreht ſich heutzutage der menschliche Verkehr auf wirtichaftlichem Gebiete 
und in hohem Grade auch auf anderen Gebieten ums Geld, um den Geld- 
verfehr, jo wird inder Tat die reformatoriiche Aufgabe, deren Setzung die Kon— 
ftituierung eines Raiffeifenvereins in der Tiefe ihres Weſens ausmacht, 
praftiich jich auf dem Geldweien aufbauen müſſen. Einerfeits gejchieht 
das, um negativ die Verfehrtheiten, die Schäden, mit 
denen der heutige Geldverfcehr behaftet ift, auszu— 
ihalten und fernzuhalten, ſoweit jie aus der jegigen 
Artdes Geldverkehrs jelbit berrühren Das Mittel jenes 
geſellſchafts-, ſittlichkeitsſchädigenden Geldverkehrs foll diejer Art des Verkehrs 
entzogen werden, um zunächjt auf dieje Weije die antijozialen, antijittlichen 
Beitrebungen möglichjt lahm zu legen. Anderjeits ſoll ſich poſitiv 
erihließgend undausgeitaltend mitder Wahrnehmung 
des Geldverfehrs eine allgemein fittlihe Intention 
und Wirkung verbinden, was wiederum annehmbar ericheint, weil 
die Sittlichfeit (die private jowohl wie die allgemeine joziale) in ihrer Betä- 
tigung an materiellen, in die Erjcheinungswelt tretenden Objekten anjekt. 

Danınder®eldverfehrdaspraftiih Wicdhtigite des 
materiellen Eriheinungslebens der menihlid-jozi- 
alen Sphäre tft, jo wird es endgültig für gewiß gehalten werden, daß alle auf 
fittliche Negeneration des Geſellſchaftslebens gerichteten Bejtrebungen einen 
ehr natürlichen, paifenden Ausgang nehmen bei Anfnüpfung an das gerade 
praktiſch wichtigite Mittel jittlicher Betätigung, an das praftifch bedeutungs- 
vollſte Objekt der jozialen Erjcheinungswelt, an da® Geld und das dasjelbe 
vermittelnde Kreditwejen. Hier finden jene Bejtrebungen eine höchit wejentliche 
Stüge, einen kräftigen Halt und Nachdrud, eine höchit wirfungsvolle Unterlage. 

Das Entwidelte iſt der Sinn der Firmierung 
als „Darlehendlaffen- Vereine.“ Es erhellt, daß von diejem (natürlichen und 
daher aus jich jelbit deutlichen) Gejichtspunfte aus die Aufgabe eines 
NRaiffeijenvereind pflihtgemäß und grundjäglid 
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über die bloße Kreditgewährung von feinerwieimmer 
vernünftig gearteten Maßnahme Halt madt, die ir— 
gend der Betätigung jenes Programmes zu dienen. 
geeignet ift. 

Es erhellt weiter, daß die Verwirklichung diejfes Programms die Vereine 
im Rahmen ihrer Wirkſamkeit jehr weit führt, daß es der hierfür zu treffenden 
Maßnahmen vielfältige und vieljeitige jein müllen, wenn dem großen Zwecke 
vollernftlich nachgejtrebt werden joll. Die jittliche Verpflichtung, welcher nad), 
dem Dafürhalten, nach dem Grumdgedanfen, nad) der Grundforderung der 
Bereine die Verwendung des Geldes untergeordnet fein muß, erheiſcht ftreng, 
daß die Vereine jo viel, als irgend im Rahmen ihrer Kräfte und ihrer 
jozialen Stellung (als Binder, Ergänzungs- und Ausgleichsmittel zwijchen 
Privat und Gemeinwirtſchaft) tunlichſt iſt, fich jelbit von Genojjen- 
Ihaftswegen auf alle Art damit befaifen, einerguten Geld- 
verwendung die Wege zu bahnen, jie zu fördern. Haben 
fie die Geldmittel in der Hand, jo liegt es im übrigen nahe, iſt es mit 
dem durch den Vereinszweck gegebenen Gebote guter 
Berwendung der Geldmittel zwingend ihnen (dem. 
Bereinen) direft auferlegt, alle Unternehmungen, 
VBorfehrungen, die vernünftiger Weife auf direft 
genojjenihaftlidem Wegedurdhführbar find, jelbit 
zu betreiben, um jo aus erjter Hand für die gute Anlage des von ihnen 
aufgenommenen Geldes zu jorgen. Sie erfüllen damit die Pflicht, auf die 
bejte Einrichtung, den zwedentjprechenden Verlauf ‚wirtichaftlicher Unter: 
nehmungen in gejundem, ſittlich-ſozialem Sinne bedacht zu jein. Durch ev. 
direkten Betrieb verförpern fie das Prinzip derguten Ber- 
wendung des Kapitals, des Baargeldes unmittelbar 
ſelbſt umd geben dergejtalt ein direft praftijches Beispiel 
für die Befolgung des erwähnten Prinzips. 

Wenn wirflih die Raiffeiſenvereine (was wir tatjächlich 
als ihre Aufgabe erfannten) eine im Zujammenhange mitdem 
fozialen Ganzen rihtige Produftion anftreben und 
anihrem Teile gewährleisten wollen, jo fünnen, dürfen fie jich 
nachgewiejenermaßen nicht auf die Pflege des rein fapitaliftiichen Elements, 
des reinen Geldverfehrs, des gewöhnlichen Baarkredits bejchränfen. Yndem 
fie vielmehr den ganzen Prozeß der Produktion des 
von ihnen vertretenen Produftionszweiges (zur Zeit 
ipeziell die Landwirtichaft) in organiihem Zuſammenhang, in 
organiiher Vollftändigfeit unterihre Obhut nehmen 
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und zwar jo, daß ſich die periönlicdhe, dieprivate Pro- 
duftions-, d.h. Berufsarbeitgejund hbarmonijcd ver- 
hält zur jozialen Geſamtheit, zur Geſellſchaftſchlecht— 
weg, ihaffen sie die wirklid ſoziale Produltiv⸗, Die jolchergeitalt 
im eigentlichen und wahren Sinne des Worts eritchende Berufsorganiſation. 

Die legtere müſſen die Vereine wollen, da fie eine privatwirtichaftlich 
und zugleich jozial geiunde, natürlich harmoniſche Ordnung erjtreben. 

Eine jolhe Ordnung ift in gehöriger, geficherter Weije, dauernd und 
durchgreifend nur mit der ordnungsgemäß vor ſich gehenden, zugleich privaten 
wie geiellichaftlichen Funktion des Berufes gegeben. Soll aber wirklich 
dieſe Funktion ordnungsgemäß vor fich gehen, jo erjcheint die Negelung, die 
Ordnung, die Organijation diefer Funktion, des Berufes nämlich, als das 
von jelbit nmatürli Geboten. Das (eben gekennzeichnete) Weien 
des Berufs erfordert in Berbindung mit dem Be- 
griffe wirflidher (ganzer) Organifation notwendig, daß 
feine Berzettelung und fein Zichverlaufen der aufdie Pro 
duftionzu verwendenden Kraft in fonjtitutiv ver 
ihiedenen genoſſenſchaftlichen oder ſonſt beruflichen Einzel— 
veranftaltungenitattfindet. Bielmehr müſſen behufs Verwirklichuug 
wahrer Berufsorganiiation die Berufs-, die Produftiong- 
leiftungen in einheitlih zuiammenhängender Geſchloſſen— 
heit, mac einheitlich, organisch verlaufendem Plane in einer eine 
heitlich, plang erecht nad) innen und außen auftretenden, zufammenfajjenden, 
die Gemeiniamfeit md Geſchloſſenheit des Berufs 
auch äußerlidh daritellenden Inſtitution erfolgen. Dabei 
muß dieſe Organijatiom jo beanlagt jein, daß fie mit ihrer plan- 
mäßigen Geichlojjenheit zugleih ihre jozial-organijde 
Bedeutung zum Ausdrude bringt. 

Durch fonititutiv getrennte Ginzelveranftaltungen würde der ſoeben 
als notwendig bezeichnete Zuftand nicht geichaifen. Bon der Einzelaufzählung 
aller mit einer jolchen Trennung ev. gegebenen theoretiichen wie praftijchen Nach— 
teile müjfen wir bier ahichen. Zicher dürfte man im günſtigſten alle er- 
warten, daß der in der fonjtitutiven Trennung ſolcher Einzelveranitaltungen 
liegende Schaden durch etwaige Verjtändigung der Yeiter jener Einzelveran- 
ftaltungen nicht auszuſchließen oder auszugleichen wäre. Zudem wäre eine 
ſolche Verjtändigung weder in den Einzelfällen noch dauernd allgemein ge- 
fichert, jedenfalls oft ſehr erichwert, wenn nicht unmöglich. 

Kann mandas Berufsprinzip als das Kardinal- 
prinzip des Geſellſchaftslebens anjchen (und das Zu— 
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treffende diefer Vorausjegung zu erkennen ift nicht jchwer, da eine unbefangene 
Auffaffung des Gejellichaftslebens ohne weiteres dieje Erkenntnis an Hand 
gibt), jo ift unmittelbar deutlih, daß das gehörige, 
das jozial ridtige Funktionieren diejes Prinzips, 
jeine organijhe Ausprägung und Wirkſamkeit (in 
plangeredhter, fittlih-fjozialerBerufsorganijation) 
für die faktiſche Regelung, Ordnung des jozialen 
Lebens grundlegend, durdhgreifend ift. Bei dem Streben 
nach voller und wahrer Verwirflihung des Berufsprinzips 
fönnen aljo tatlählih die NRaiffeijenvereine in allem Ernite 
als Träger des Strebens nad Berwirflihung einer wahrhaft 
jozialen, wahrhaftorganijhen Wirtſchaftsordnung 
betrachtet werden — betrachtet werden als Träger des Strebens nad) 
Verwirklichung einer durchgreifenden, auch äußerlich ſyſtematiſchen, menjchen- 
würdigen Sozialordnung. 


Yiegt jonah indem Syſtem Raiffeifen ein fozial 
allgemein bedeutungspvolles Programm, ein foziales 
Programm allgemeinften und erfien Ranges vor, jo ift doc klar, 
daß jeine Inbetriebſetzung von beuteaufmorgennidt 
nurüberhbaupt unmöglid, ſondern auch in der unver— 
mittelt plößlihen Anwendung (aufeinen Schlag) praf- 
tif überfjtürzt, wäre daher jelbitveritändlid in 
folder Ausführung unordentlidh, javerhängnispoll 
wirfen müßte. 


Wie alle jozialen Einrichtungen (mögen fie nod) vorzüglich vorgedacht 
und jachlich noch jo richtig beanlagt fein), hängen auch die Raiffeijenvereine 
von lebendigen, nicht nur zweckſetzenden, jondern auch zwecbetätigenden Perjonen, 
deren lebendigem Berjtändniffe, ihrer Schulung, ihrer jozialgenofjenjchaftlichen 
Uebung ab. Ebenjo wenig wie die jozialen Uebeljtände mit einem SZaubermittel 
ohne Mühe — jozujagen mechanisch — zum Verſchwinden gebracht werden können, 
ebenjo wenig können die Raiffeijenvereine hoffen, ſelbſt ein übernatürliches 
Altgeilmittel im der Art zu fein oder zu bieten, daß damit gleich von vorneherein 
die Soziale Vollfommenheit in die Welt geſetzt wäre. Es bedarf nüchterner, 
vor- und umfichtiger, andauernder, langmwährender, nie aufhörender Arbeit 
und Erziehung der zur Yeitung berufenen Perjonen jowohl wie der als 
einfache Mitglieder zu beteiligenden. 

Aufdasinnere Verſtändnis der einzelnen betei. 
ligten Berjonen fommt alles an, jowie darauf, daß 
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die äußeren Maknahmen naturgemäß aus jenem inneren Berftändnifie 
herauswachſen, auf ihm fußen. 

An der Natürlichkeit diejer Forderung ift bei nüchterner Betrachtung 
gewiß nicht zu mäfeln. 

Alles Soziale Erfheinungsleben nimmt feinen 
tatjählihenlrjprungindereinzelmen BPerfönlidkeit. 
Sie iſt in Verbindung mit den übrigen konjozialen Einzelperjönlichkeiten für 
das Soziale Leben zwecjegend. Die joziale Zwedjesung wird fich folglich 
nach der Einficht, der Tiüchtigfeit, dem Willen diejes Iebendigen Urſprungs 
der Zweckſetzung richten, gar nicht zu reden davon, daß die Ausführung der 
geſetzten ſittlich-ſozialen Zwecke wiederum von dem Grade der ſittlich-ſozialen 
Tüchtigkeit der jene Zwecke handhabenden Einzelperſönlichkeiten weſentlich ab— 
hängt. Endlich wird kaum ein vernünftiger Zweifel darüber obwalten, daß 
das letzte Ziel der jittlid-jozialen Zweckſetzung wie— 
derum die Einzelperſönlichkeit, ihr vernünftiges, wohlverſtan— 
denes ethiiches und materielles Intereſſe tft. 

Das joziale Yeben ift fittlihe Betätigung. Der 
jittlihkeitsichaffende, fittlihfeitsverbürgende, fitt- 
lihfeitswollende und jittlihfeitsgenießende Faktor 
ift unjtreitig der Menſch. 

Wenn alfo Raiffeifen vor allem betonte, daß bei den Darlehenstaifen- 
Vereinen und der damit eingeleiteten jozialen Bewegung es am letten Ende 
auf die fittlihe Betätigung und Hebung der Einzelnen anfomme, fo 
ericheint dies ſehr begreiflich. 

Erflärten wir vorhin, das joziale Yeben jei fittliche Betätigung, fo 
verjtehen wir dies aus der Auffaſſung der Notwendigkeit vernumftgemäßer Yebens- 
führung des Menjchen heraus, die allerdings de facto keineswegs immer angetroffen 
wird. Um jo notwendiger ijt die Betonung diejer allgemein verpflichtenden 
Auffaffung. edenfalls hat für das Wirtjhaftsleben das fitt- 
lihe Prinzip den Vorrang einzunehmen in Beziehung oder Gegen- 
überjtellung zu den materiellen Intereſſen, da das 
Streben nah Sittlidhfeit unter den Menfchen mit Recht als 
die wejentlidhjte Aufgabe des menjhlihen Daſeins 
angejehen wird. 

Kein Nationalöfonom oder Soziologe wird jomit vernünftigerweife den 
Gebrauch der Gegenstände der Außenwelt, der äußeren 
Güter anders betrachtet und behandelt wilfen wollen als in Beziehung 


zur Sittlichkeit. Durch die gehörige äußere Verwirklichung diejer von 
46 
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Haus aus bejtehenden inneren Beziehung ſoll dem inneren Wejen des na- 
türlichen Verhältniſſes nad) der menjchliche Gebrauch der Sinnenwelt, der 
materiellen Güter vernünftig geregelt werden. 

Fügen wir noch hinzu, daß bei logiſchem Durchdenfen diefe Auffaifung 
die mechanijchematerialiftiiche und rein Hiftorisch-relative Lebensanſchauung 
ausjchaltet zu Gunſten der Anerkennung der Tatſache, dag beim Menſchen 
jeiner wahren Beanlagung nach die geiftig-fittliche Seite jeiner Natur das 
eigentlich Prinzipielle, Maßgebende, Ausjchlagverleihende faktiſch zu jein hat, 
io jehen wir, daß ein joziales Syitem, weldhes (wie das 
Naiffeijenihe) in fonjequenter Durdhführung cine 
abjolut geiftige Seiteim Menſchen anerfennt und die 
Auffajjung von der Priorität diejesabjoluten Prim 
zips zutreffend inden Bordergrumd ftellt, in feinem 
natürlihen Werte, in der natürlichen jozialen Schäbßung 
ambhödjten dajtcht und daftehen muß. 

Dies gilt für die prinzipielle Würdigung. Der höhere Wert eines 
jolchen Syſtems zeigt ſich faktiich aber aud) darin, daß ein derartiges Syitem, 
wofern es ſonſt in feinem Organismus richtig beanlagt ift und arbeitet, 
aufdie Dauer den bejten, zuverläjjigften Erfolg ver 
ſpricht — mit Gewißheit nach dem gegebenen Berhält 
nijjeder Wirfung zuradäguat faujalen Urjade. 

Allerdings wird man ſich bei der Freiheit und Unzuverläjjigkeit der 
menjchlichen Willensbetätigung auf Abweichungen, Brogrammmidrigfeiten immer 
wieder gefaßt machen müſſen. Um jo wichtiger ijt das grundjägliche Feſt— 
halten an einer vermmftgemäßen, in diefem Sinne objektiven, natürlich ge- 
gebenen, inneren Sittlichfeitenorm. Das wirtichaftliche, joziale Yeben würde 
jonjt erjt recht der Haltlofigkeit und Verwirrung anheimfallen, den mit Sicher: 
heit leitenden Ordnungsfaktor vermiſſen laſſen. 

Der Ordnung — guter, zuverläſſiger, aus der natürlich-geiſtigen Be— 
anlagung des Menſchen entſpringenden Ordnung kann das wirtſchaftliche, 
ſoziale Leben am wenigſten entbehren, wenn es überhaupt noch „wirtjchaftlich, 
ſozial“ genannt werden, wenn von einem „wirtſchaftlichen, ſozialen“ Leben im 
wahren Sinne des Wortes die Rede ſein ſoll. 

Einerſeits iſt nun im faktiſchen Erſcheinungsleben der Menſch der na— 
türlich berufene Ausgangspunkt der zu ſetzenden Sozialordnung. Anderſeits 
unterſteht ſeine ſoziale Sittlichkeitsbetätigung objektiv-inneren, natürlich-geiſtigen 
Normen (dem natürlichen Verhältniſſe nach). Dieſes natürliche Verhältnis 
muß ſich faktiſch im äußeren Sozialleben zeigen, muß durch den (die fal— 
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tiiche Ordnung jegenden und betätigeuden) Menſchen zum fichtbaren Aus- 
drucke gebracht werden. 

Es geichieht, wen im Handlungsleben des Menichen die Priorität und 
Verbindlichkeit jener matürlichen inneren Normen faktiſch (durch richtige 
Betätigung) anerfannt wird. 

In diefem Falle wird der Erfolg beſtimmt dem leitenden Plane ent- 
jprechen. Mit anderen Worten: Die Wirkung, welche beim Ausgang zum 
Ziele geſetzt wurde, tritt gewiß ein, weil Urjprung, Mittel und Zweck logiſch 
genau einander gemäß find umd weil notwendig die adäquate Wirkung immer 
der mit adäquaten Mitteln wirkenden adäquaten Urjache folgt. 

Dies darf erit recht für das materielle Wirtichaftsleben betont werden. 
Je mehr man es mit materiellen Dingen zu tun hat, um jo mehr ift die 
icharfe Erfaifung und ımausgejegte Beibehaltung der geiitig-fittlichen Norm 
(als natürlich gegebener, allein klarer und jicherer Yeitfaftor) nötig. Gerade 
hier wird der richtig verjtandene Erfolg die Zuverläjiigfeit der von Natur 
gegebenen (vom Menſchen bewußt zu erfaifenden und zum Zwede zu jetenden) 
inneren Moralgeiege erweiien. Die geiunde Wahrnehmung der 
materiellen Zeite des Soziallebens wird einridtig 
beanlagtes und fuuftionierendes Sozialjyitem gerade 
mit der eben erwähnten geiſtig-höheren Führung ſichern. 

Die ideal vorgebildete Harmonie und Yogif der vom Einzelnen zu bes 
folgenden innermoraliichen Naturgeiege wird fich dergeitalt auch äußerlich 
erweiien; ſozuſagen wird das Exempel auf die Nichtigkeit der idealen Er- 
fenntnis und Plauſetzung geliefert. Damit zeigt ſich in praxi die Richtigkeit 
und Zuverläffigfeit jener iunermoraliſchen Geſetze. Es tritt äußerlich fichtbar 
hervor, daß auf die Erfaſſung und Befolgung jener Gejege durch den Ein- 
zelnen alles aukommt. 

Sind fie im Einzelnen deutlich und wahrhaft lebendig, jo wird fich die 
äußere Betätigung als Folge des natürlich wirkenden Grundes jozufagen von 
jelbjt ergeben. Iſt jonach dieſer Grund vom Einzelnen bewußt erfaßt 
und für die Sphäre des menjchlichen Handlungslebens zum Zwedege 
ſetzt, jo wird bei foniequentem Verhalten des Einzelnen die jenem inneren 
Grunde entiprechende äußere ‚Folge korrekt jich einftellen. 

Kaiffeien, dem die Bedeutung eines erſtklaſſigen Sozialreformers bezw. 
Spitemgebers heute verjtändigerweiie kaum mehr abzujprechen ist, verfuhr 
aljo der menjchlichen Natur und dem Wejen ihres vernünftigen, inneren Ver— 
hältniffes zur Ericheinungswelt gemäß logiih, wenn er jen Syitem auf 
den durhaus ausgeiprochenen wel basjicerte, der Sitt— 
lichkeit zu dienen Diejen Zweck wollte er erreicht wiſſen durch 


— 1734 — 


Hebung, Förderung der Sittlichkeit des Einzelnen und 
zwar derim Zufammenleben mit andern auftretenden 
einzelnen Perſönlichkeit, von deren Blanfekung und 
Wirken der foziale Berband inder Erjheinungsmwelt 
ausgeht, aufdemerinder Erjheinungswelt beruht, 
für welde Einzelperjönlihfeit aud feine (des fjozialen 
Berbandes) Folgewirkungen ſonach beftimmt find. 

Die äußern genofjenjchaftlihen Maßnahmen, Erfolge, Vorteile jollten 
ausgefprochenermaßen nur „Mittel zum Zwede der jittlichen Beſſerung, 
Hebung“ fein. | 

Naiffeifens praftijcher Blick erkannte treffend, daß der auf die Einzel- 
perjönlichfeit zu gewinmende, auszuübende Einfluß an dasjelbe Mittel an- 
fnüpfen müſſe, welches in der Hand des Menjchen deſſen fittliche Natur 
jo tief entwürdigt, ihr den Stoff und Anlaß zu den bedauerlichiten (privaten 
und) jozialen Ausichreitungen gegeben hatte, nämlich das Geld, das Kapital. 
Der Verſuch, nach Möglichkeit im Geldwejen Ordnung zu jchaffen, war in 
feinen Augen gleichbedeutend mit dem Bemühen, eine beſſere Herrichaft über 
die Einflüffe des Geldes, des Kapitals zu erzielen. An die Stelle der 
Willkür, des ausihweifenden Eigennußes, der Ge— 
nußjuht, welchen Zriebfedern die Verwendung des 
Geldes, des Kapitals in jo hohem Grade gehordt 
hatte, jollte die pflihtgemäße, fittlihe Norm wahrer 
gejellihaftliher Erfenntnis treten. Hatte man bisher dem 
Banne des Geldes, des Kapitals jo reichlich im jenem perverfen Sinne 
ſich überlaffen, fo mußte die Wirkung umgekehrt ausichlagen, jobald eine beifer 
als jene geldmißbrauchenden Kreiſe infpirierte Juftitution dem (am ſich neu— 
tralen) Gelde in feiner bezichentlichen Verwendung grundfätlich einen anderen 
Sinn gab. 

Das war nicht nur prinzipiell allgemein fozial, jondern bejonders für 
das praktiſch organijatorische Vorgehen höchſt weientlih. An Hand des 
nadten Geldverfehrs follte in Kreditimjtituten das 
Volk, der Berfehr, der einzelne Menih wieder den 
höheren Wert des Geldes, des Kapitals jchen,anihn 
glauben lernen und jo, namentlih aberinder jitt- 
lichen Verwendung des Kredits,des Geldes,des Kapitals 
eine andere, bejjere Ordnung verftehen, ſodann an— 
bahnen, unterjtüßen, einführen helfen. Hat man von diejer 
Seite her begriffen und ſich einigermaßen gewöhnt, das wirtichaftliche, das 
joziale Yeben unter der Auffafjung und den Gejegen einer höheren Ordnung 
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zu betreiben, ſich tatjächlich dafür einzufegen, jo fanın damit und dar- 
nah von Seiten einer ſolchen innen und außen gefeitig- 
ten, fapitalbedeutenden Reformgejsellihaftaud den 
anderen materiellpraftiijden (wirtihaftlidhen) Be- 
ziehungen des Soziallebens Zug um Zug näher ge- 
treten, und fann im diejer Weife Schritt um Schritt die friedliche Wucht 
der erneuenden Bewegung in eier jegensreichen Umgeſtaltung der fozialen 
Berhältniffe, in einem geflärten, geficherten, dauernden, erlöfenden, harmoni- 
ſchen Fortſchritte ſich geltend machen. 

Inwieweit dieſes umfaſſende Wirtſchafts-, Sozialprogramm faktiſch zur 
Verwirklichung gelangt, iſt alſo jeweils Sache der Entwicklung. Jedenſallso 
fommen bier u. a. die örtlichen, bejonderen Umſtände 
in Betradht, wenn allerdings dDiesbezüglid wie über- 
baupt für die Gründung und die Arbeit eines Raiff- 
eijenvereins nicht gejagt jein joll, daß die Bermirf- 
lihung des gedahten Programms oder.von vorneherein 
die Einführung eines joldhe Ziele verfolgenden®er- 
einsdurhirgendweldhebejonderenlimftändegänzlid 
ausgeſchloſſen fein darf. Es kann ſich nur um die Frage nad 
Art und Tempo des Vorgehens jowie der Dringlichkeit der Inangriffnahme 
der einen oder anderen Aufgabe in vernünftiger Nüdficht auf die 
augenblicliche Möglichkeit der Durchführung handeln, je nachdem das eine oder 
das andere Bedürfnis im Augenblide ſchärfer hervortritt. Zeitli wird 
immer der Geld, Kreditverlehr von Anfang an ind Beben zu treten haben. 

Die Zeitumftände werden jodann Aufgaben zu löſen geben, die fich im 
Beionderen und Einzelnen gleich bei Beginn der Vereinswirkſamkeit nicht 
vorausjehen laſſen. Zweifellos ift es von höchſtem Werte, 
ineinemXaiffeifenvereinein füralleMale eineall:- 
gemeine Inſtitution zu befigen, vermöge deren man 
fünftigen,nohunbefannten, unvorhergejchenen wirtjcdhaft- 
lihen, fozialen Aufgaben, welde eine gemeinjame 
Verftändigung, gegenfeitige Unterftüßung, gemein: 
james Borgehen, gemeinjame Abwehr und gemein- 
jamen Widerjtand erfordern, nicht, wenn joldhe Aufgaben 
und Bedürfniffe eintreten, unvorbereitet gegenüberjteht. Es 
hängt außerordentlich viel davon ab, daß man vielmehr bei folden 
Lagen in gejiherter Poſition ſich befindet, zur He- 
bung derjelben ein bei rihtigem Gebraud nicht ver- 
Jagendes Werfzeug ijhon zur Hand hat. 
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Man weiß, was e8 gerade in ſolchen Situationen erfordert, für eine 
paffende Organifation nur den Blan zu entwerfen, überhaupt die Klarheit, 
den Sinn und die Kraft zu geeigneter Jnitratipe zu bejigen, erft recht 
aber zu der dann vor allem nötigen Sammlung der Kräfte und zu der ge— 
meinfam zu vereinbarenden Verjtändigung die erforderliche Bereitwilligfeit und 
Unterftügung anzutreffen bezw. zu erzeugen. Um dann weiter eim gemein- 
james Vorgehen und verabredetes jonjtiges Verhalten ins Werf zu ſetzen, 
würde ev. nicht nur viel aufgewendete Kraft vergebens, d. h. ohne praktischen 
Erfolg verjchwendet werden; es würde auch vielfacdy größter Mühen und 
Agitationen bedürfen, bis erit em Anfang zuftande käme, überhaupt eine 
Organijationg for m, erjt eine Grundlage ge ichaffen würde. Dabei würde 
man noch des ganzen Reihtums genoſſenſchaftlicher Erfah 
rung und Schulung entbehren, den eine ſchoön vorhandene, 
in analogen Fällen jih erprobt habende und wegenihres 
allgemeinen, umfajjenden Prinzipsaud für die Rat— 
ihaffungundtätigeArbeitinanalogen Fällen beftimmte 
DOrganijation (wie cin Naiffeifenverein es it) in ihrem Schoße 
gejchlofjen zur Berfügung jtellen famı. 

Nicht erit braucht eine Organifation eingerichtet und viel wertvolle 
Zeit und der vielleicht davon abhängende, entjcheidende erſte Erfolg aufs 
Spiel gejeßt, verloren zır werden nrangels geordneter, regelrecht einjegender 
Kraftentfaltung, mangels berufener, aktiver Organe: ein gehörig funf- 
tionierenderKaiffeifenverein jihertdie Möglichkeit, 
alle jene wejentlihen wirtihaftlidhen, jfozialen Bor- 
teile gleih von Anfang anzu befigen, auszunützen. Eine 
fertige, geübte, fejte und fräftige Arbeits- und eventuell Rampforganijation 
gewährleijtet befanntlich der Erfolg jchon zur Hälfte. 

Es läßt fich, um nun doch auf einiges praftijche Detail einzugehen, 
für die gegenwärtigen Zeitverhältniffe der beobachteten Praris gemäß reden 
von der gemeinjamen Beichaffung landw. Maſchinen und Geräte auf Rech— 
mmg des Vereins, von gemeinjamen Kulturen (3. B. Obitbaupflanzungen, 
Baumjchulen, jonjtigen Miufteranlagen), von gemeinjamer Weide, gemeinjamer 
Waldung, von Zuchtgenoijenichafts-, von Verſicherungszwecken, von geijtiger, 
moralijcher und fachtechniicher Belehrung in den gewöhnlichen Vereinsver- 
fammlungen oder im regelrechten Kurjen, endlich von einer Anzahl weiterer 
bei Gelegenheit ſich bietender Veranftaltungen, jo von Krankenpflege, Hüte— 
und Erziehungsgelegenheiten, von vorbeugenden und janierenden Maßnahmen 
gegen Tier- und Pflanzenkrankheiten, gegen ungejunde Belajtung, Zerjtücelung, 
Veräußerung des Grumdbefiges, von Vereinbarungen über deijen rationelle 
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Bewirtichaftung, von der Objorge für Einrichtung und Pflege der ländlichen 
Dausinduftrie, von vorbeugenden oder ſonſtigen allgemeinen und bejonderen 
Borfehrungen gegen wucheriiche oder jonjt das Gemeinwohl jchädigende Vor— 
gänge, von der Verhütung und Schlichtung von Streitigkeiten bezw. Prozeiien, 
von der Rechtspflege überhaupt, von allgemeinen Veranftaltungen zur Pflege 
des Gemeingeiftes [Heine Fach- und Dorfmujeen, Bibliothefen, Vereinslokal, 
Ausstellungen, Heimatpflege, Gejellichaftsabende, Verbreitung guter Yiteratur, 
Yugendipiele], von Kocd und Haushaltungskurjen ujw., ujw., — Beran- 
jtaltungen, die man je nad) Umständen mehr als wirtjchaftlich-geichäftliche 
oder mehr als wirtichaftlich-gemeinnütige benennen mag. 

Zwijchen beiden legteren Arten wird ſich manchmal die Grenze jchwer 
ziehen laffen, da beide Kategorien allgemeiner Fürſorgeunternehmungen für 
das Wohl der (in der Gejamtheit inbegriffenen) Einzelnen in ihrem Weſen, 
in ihrer Beitimmung aufs innigite verwandt find, wenn beides im gefunden 
Sinne aufgefaßt wird, aljo in dem Sinne, wie ein Raiffeifenverein e8 tum 
joll. Er hat das Wohl der Gejamtheit um der Einzelnen willen und das 
Wohl der Einzelnen in moraliich naturgejeglichem Zuſammenhange mit der 
Sejamtheit, beides aljo in den natürlich) wechjeljeitigen Beziehungen zwiſchen 
dem Einzelnen und der Gejamtheit (als natürlichen Altruismus) im Auge. 

Der Begriff „geichäftlich“, der im modern kaufmännischer Bedeutung 
gleichwertig mit gewinnjuchend gejegt werden kann, wird von einem Raiff- 
eifenverein doc) immer wirklich jozial verjtanden. Das Gewinnintereſſe des 
Einzelnen joll fi nit weiter betätigen, als es mit der Rücſicht auf 
den Mitmenſchen wohl vereinbar if, fo daß die ſchrankenlos kapita⸗ 
liſtiſche Selbft: und Gewinnſucht, die cupiditas habendi, befampft und 
ferngehalten werden ſoll. Umgekehrt ſoll nicht eine alles in ih aufs 
faugende „Bejamtheit“ den Einzelnen auöbenten, fi auf Soften der 
Einzelnen bereichern, den Einzelnen wirtſchaftlich, ſozial entrechten. 

Derart kann die ganze Arbeit der Raiffeiſenvereine als „Wohlfahrts— 
pflege* im beiten Sinne angejehen werden. Auch der nach gewöhnlichen 
Begriffen reine Geſchäfts- oder Privaterwerb ift jo in und mit der Genoſſen— 
ichaft private und zugleich allgemeine Wohlfahrtspflege — natürlich nur 
dann, wenn er nad) den Anforderungen und im Geiſte der Vereinsziele 
betrieben wird. 

In diefem Yichte einer ausgeglichenen jozialen Auffaifung wird der 
Bereinstätigfeit unbeanjtandet alles zugewiejen 
werden dürfen, was unter den Begriff der allgemeinen 
Wohlfahrtszwecke Fällt MNatürlih muß die Beziehung dieſer 
Zwede zu der Yebensiphäre der Mitglieder gegeben fein. Eine uferlofe, aus— 
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Schweifende, in die Ferne ſich verlierende Philantropie würde fich mit der 
nüchternen, dauerhaften, - bodenftändigen Wirklichkeit und Gejchäftsumficht, 
auf welchen unzertrenmlich ein guter Erfolg der Vereinswirkſamkeit gegründet 
jein muß, fchlecht vertragen. Allevernünftigen „Wohlfahrts-“ 
beftrebungen der Bereine werden aufdiejem Grunde 
den YebensinterejjenderMitglieder fühlbar dienen, 
und umgelehrt wird die Förderung der perfönliden 
Intereſſen der Mitglieder mit der Förderung der 
erreihbaren Gejfamtwohlfahrtidentijcd jein. 

Um die Berbindung eines ſolch umfaifenden Wohlfahrts-, Sozial-, 
Wirtichaftsprogramms mit dem Kreditwejen, die möglichite Durchführung des 
erjteren im Rahmen eines nad) außen jo genannten Kreditvereing (Darlehens- 
kafjen-Vereins) recht zu verjtehen, muß man ſich immer wieder, wie wir es 
im Folgenden zuſammenfaſſend bezw. erweiternd tum, das tiefere 
Motiv, die Grundauffaijung vor Augen halten, von wo aus die 
Eriftenz; der Vereine, ihre Wirkſamkeit, ipeziell die Gewährung von 
Kredit ihren Ausgang nimmt. 

Der Kredit ijt nur der Ausdrud für die Vermittlung des zur Zeit 
faktijch wichtigften wirtjchaftlichen Machtmittels, des Geldes. Indem dieſes 
auf dem Kreditwege bejchafft wird, erhalten die Mitglieder nicht eigentlich das 
Geld um des Geldes willen. Es wird mit der Gelddarleihe wejentlic befumdet, 
daß im allgememen Sinne wirtichaftliches Vermögen verliehen wird zu dem 
ausgejprochenem Zwecke eines guten, wirtjchaftlichen, jozial richtigen, ethiichen 
Gebrauchs im Verkehr unter Kontrolle und Mitwirfung des Vereins. 

Die Erjtrebung eines jozial, ethiſch ridhtigen 
Gütervertehrs, einer gefunden Regelung des Aus- 
taujhes der Yeiftungen, der Broduftion, der Arbeit, 
im legten Grunde die Unterordnung des Wirtſchafts— 
lebens untergejund ethbifheBezicehungenderMenjdhen 
zu einander ijt das Ziel. Die ethiſch, wahrhaft vollswirtſchaftlich 
des Volkswohlfahrt dienende Regelung des Produftionde, des Wirt- 
ſchafts-⸗, des Soziallebens gilt als eigentlide Arbeit eines Raiffeiſen⸗ 
vereins; Die Kreditgewährung bildet wegen ihrer praktiſch hervorſtechen⸗ 
den Bedeutung dad Anluüpfungsmoment für jene Genoflenfhaftswirt- 
ſamkeit. 

Auch hier dürfen wir, wie wir es in den vorausgegangenen Kapiteln 
2 und 3 taten, es für ſinnrichtig halten, wenn die Vereine dem Begriffe 
der Kreditgewährung den weiteſten Spielraum in der Anwendung laſſen. 
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Die formale Trennung zwiichen Geld an fich und Verwendung des 
Geldes, zwijchen dem reinen Baarfredit und der Ummertung der durch den- 
jelben erlangten Baarmittel dem Prinzipe nach verjchmähend, glauben die 
Raiffeifenvereine, ihre Mitwirkung überall da zur Geltung kommen 
laifen zu jollen, wo es für den richtigen Gebraud der Kredit- 
mittel von vernünftigem Nugen fein fann. Dies ſoll im wei— 
teften Sinne von der feiten, jiheren Bajis des Kredits, 
des Geldverkehrs aus mit Hülfe des damitgegebenen, 
daran jih fnüpfenden Einflufjes jo geichehen, daß die 
Vereine als jegensreicher Machtfaftor direft reformateriih auf 
das Bolfsleben einwirfen, indem, wie fchon angedeutet wurde, 
der Kredit, das Geld als Mittel zum Zwecke betrachtet wird. So 
ift e8 aljo, wie immer wieder nachdrüdlic betont werden muß, im letzten 
Grunde nicht die Berwendung des Geldes an fich, jondern die 
jittlihe Betätigung, melde damit zu Tage tritt, — jind es die 
ſittlichen Wirfungen, welche ſich mit jener Betätigung verknüpfen, 
von ihr im weiteren Umfange gewollt und herbeigeführt werden, — ijt es 
am legten Ende die fittlicde Regeneration des Privat: und Geſellſchafts⸗ 
lebens, was der tiefften Zwedinee nad den Anhalt des Programms ber 
Naiffeiſenſchen „Darlehendlafien-Bereine“ ausmacht. 

Nach allem ift es durchaus natürlich, wein, wie wir jahen, die Vereine 
aller direkten wie indirekten Veranitaltungen fich bedienen, welche die Durch— 
führung dieſer fittlichen Ordnung vernünftigermweife zu ermöglichen oder zu 
fördern verjprechen. Zu dem Zwecke werden jie von Genoffenfchafts wegen 
im Rahmen der Genoſſenſchaft ſich mit allem beichäftigen, was in 
der bezeichneten Richtung der imdividuellen Arbeit 
der Mitglieder parallel geht, fie ſozial gu ergänzen, 
ihr Wegleitung, Muſter, Anregung und Ermunterung 
zu bieten vermag. 

Damit bekundet ſich die den Vereinen in ihrer Anlage eingeborene 
grumdjäglihe Gegnerihaft gegen die abjolute Geld- und 
Kapitalwirtihaft, deren Auftreten hauptſächlich die 
Sprengung der natürlihen jozialen Beziehungen 
verdanft wird. Das an die Stelle der letteren getretene, unmatürliche, 
abjolute Geld- und Napitalprinzip, welches ſtatt ſittlich-perſönlicher Arbeits- 
leiftungen, ftatt jittlich-perfönlicher Verbindungen von Menſch zu Menſch den 
unperjönlichen Wertbegriff und den freien, ungeordneten, von dem Kapitalbeſitz 
beherrichten Markt einführte, ihnen zur ausichlaggebenden Bedeutung verhalf, 
— jenes Unperjönlihfeits-, Wert-, Reihtumsprinzip 


wird begreiflicherweife von jelbit verworfen von Beitrebungen, welchen 
es (wie dies bei den Bejtrebungen der Raiffeiſenvereine der Fall ijt) darum 
geht, dem Gelde, dem „Kapital” wieder diejenige Bedeutung zu geben, 
die e8 feinem Wefen nad) ala todte8 Zeichen von Haus hat: wir 
meinen die Bedeutung de8 Geldesalsanjsidh neutralen, 
jedodh in [feiner Benugung jittlich gebundenen Faktors 
des Wertaustaujhes (nicht als jelbftändigen Wert- 
erzengers). Bei der Verwirklichung diejes Strebens wird das Wejen 
des Geldes in feiner natürlichen Beſtimmung refonjtituiert al® das Wejen 
eines Wirtjchaftselements, welches jeine wahre Erijtenz lediglich von der 
Beziehung zu wirklichen, naturalen Yeiftungen oder Gütern herleitet und 
nur in diefem Zujammenhange Berechtigung und Sinn hat, das vernünftiger: 
weije aljo nur aus diefen Beziehungen heraus in jeiner wirtichaftlich-jozialen 
Bedeutung begriffen werden fan. 

Eriftiert die wahre Bedeutung des Geldes aber 
nur in feinen Beziehungen zu perjönlide-naturalen 
Teiftungen und naturalen Gütern, um dieje zu ver- 
treten, ſo iſt es für die ſoziale Erſcheinungswelt nur 
eine logiſche und moraliſcheForderung, daßder Geld— 
verkehr derjenigen natürlichen Bindung zu unterſtehen hat, 
welche ſich als der richtige und greifbar deutliche Ausdruck 
jener Beziehungen darftellt. Andernfalld kann es nicht aus— 
bleiben, daß jene wahren Beziehungen ſich quafi verlieren, daß die gehörige 
Beziehung des Geldes zu jeinem Wert-Urjprung und VBerwendungszwede 
geftört, unfontrollierbar wird, wie es denn auch bei dem heutigen marftmäßigen 
Geld» und Kapitalverfehr eingetreten ift. Die mangelnde Regelung 
der Produftionsleiftungen und die Willfürim Aus: 
tauihe der Güter ift die Signatur, aber aud eine 
wejentlide Shadenquelle des heutigen Wirtjdhafts, 
Sozialleben®. 

Der Güterverkehr, der Austaufh, die gegenfeitigen Dar- 
bietungen von Feiftungen, von Arbeit, demgemäß die Pro- 
duftion dürfen (jolange man an der zur bewußten, wohlgeordneten, ver- 
nünftigen, beftimmungsgemäß regelnden Herrichaft über die Güter der Außenwelt 
berufenen Menſchenwürde feſthalten will) nicht beliebig, unlontrol- 
lierbar beherrſcht und jonjt beeinflußt werden von 
der unperfönlih wirkenden Madt, von der widerna. 
türlihen Bedeutung des zum fapitaliftiihden Selbſt— 
werte erhobenen Geldes. Wohin ein folder Zuftand führt, be- 
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weiſen zur beklagenswerten Genüge die heutigen zerklüfteten, ja ſtellenweiſe 
diret erſchreckhenden ſozialen Verhältniſſe, die unter 
der Herrſchaft des unperſönlichen Kapitals, des unper- 
fönlich als Eigenwejen auftretenden Geldes entjtchen konnten. Ein jold 
blindesSpiel unperfönliderfräfte, unperfönlider 
Geldmähteinder Sphäre des menſchlichen Verkehrs 
ift fraglos der menſchlichen Perſönlichkeit unwürdig, 
und zwar ijt diefe Erjcheinung um jo mehr bedauernswert, als jie eben vom 
menschlichen Verkehr jelbjt in der Sphäre perjönlicher Beziehungen geichaffen 
wurde, 

Der Menſch als Ausgangs- und Zielpunft der Soziologie, der Volks— 
wirtichaft hat diejer feiner natürlichen Beitimmung gemäß das wichtigite 
Spntereiie daran, daß das BPerjönlihleitsmoment das Mafgebende 
erst recht im menjchlichen DBerfehre jei. E&& muß die Beziehungen 
des Berfehrs beftimmen, nicht der unperjönliche Geld» oder Rapital- 
begriff. Was die Bedeutung der menichlichen Perjönlichfeit ausmacht, iſt die 
Sittlichfeit, durc welche eben das Verhältnis des Menſchen zur Außenwelt, 
zum Grjcheinungsieben, zum Gütergebrauche und »verfehre vernünftig, eigent- 
fich geordnet wird. Ihr Hat ſich der ganze Verkehrs- (Güter, Yeiftungs-, 
Produktions⸗, Arbeits- austauſch anzupaifen. 

Derdiejen Austaujh vermittelnde, ihn verjin" 
bildende Geldverfehr untersteht aljo der natürlid- 
menihlihen Ordnung nah dem Oberbegriffe menjd- 
lih-jittliher Beziehungen im der Weife, daß jener Verkehr, 
jener Austauih von einer fahflundigen, vernünftig- 
fittlih urteilenden, faltı[h maßgebenden Inſtanz 
daraufhin fontrolliert werden kann und kontrolliert wird, ob 
die ausgewedhjelten Yeiftungen wahrhaft angemessen 
find. Es iſt namentlich darauf zu achten, daß nicht ein ausbeutender Drud 
oder eine unverhältnismäßige Gewinnanhäufung bezw. Wertantizipation feitens 
des Geldmarftes, jeitens des mit Geld Kaufenden dabei jtattfindet. Das 
aber fann mur dann verhütet werden, wenn diejenigen, welde 
(die im weitern Sinne) naturalen Arbeitsleiftungen 
hbervorbringen, bei deren Austauſch, bei ihrer Wertz;, 
Preisfejtiegung mitjprehen. So wird die natürlide, objeftine 
Unterlage zum (vernünftigerweife einzig möglichen) Makftabe genommen 
dur die zur Bejtimmung diejes Mafftabes berufene, 
arbeitende, wertichaffende und auch werterfennende, dabei im jozialen Ganzen 
harmonisch lebende umd wirkende Perfonlickeit. 
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Die Loslöſung des Geldverlehrs aus dieſer natürlichen Verbindung 
ift leicht erfennbar an fich unrichtig und muß die bedenflichiten, volfswirt- 
ſchaftlich, fittlich jchwerwiegendften Gefahren nad) ſich ziehen. 

Aus alledem folgt, daß das Mittel, wodurch das Geld, das Kapital 
perſönlich⸗ natürlichen, fittlicden Bezichungen unterftellt werden Tann, liegt 
in feiner organiſchen Bindung an die gefiherte Regelung yerfonlid- 
fittlicden Berlehrd. Zu dem Zwede müſſen aber zunächſt die 
perfönlich-fittlihen Beziehungen ber Menſchen unter 
einander förmlidh gebunden, ed muß vorab wieder ein 
natürlid-organifher Berband unter den bie Güter, 
die Leiftungen, die Produktion, die Arbeit mit Hülfe 
des Geldes austaufhenden Menſchen gefhaffen werden. 

Zur Herſtellung eines derartigen fozinlen Verbandes dient an 
feinem Teile ein Raiffelfen-Berein. 

Die Beziehungen der Mitglieder zueinander beruhen auf natürlich 
fittlicher Ordnung und die Beziehungen dieſer Mitgliederverbindung zu der 
weitern fozialen Welt desgleichen. 

Die Mitglieder treten dem Begriffe der Genojjenichaft nad) als 
produzierende Perſönlichkeiten, nicht als eigentliche Kapitalwerte 
zur Genofjenfhaft zujammen, in welcher der Perjönlichleitsbegriff 
jeine volle Darftellung erfährt, zu vollem äußerem Leben gelangt. So ver- 
mögen die einzelnen Mitglieder als Perjönlichleiten in und 
mit der Gefamtperjönlidhleit der Genojjenihaft am ſo— 
zialen Leben derart teilzunehmen, daß in diefem (dem ſo— 
zialen Leben) das Berfönlihleitsmoment ftatt des unper- 
fönlihen Geld», Rapitalprinzips herrſchend, maßgebend wird. 

Es können, wenn die Zujammenjegung der Genoſſenſchaft nad 
Mitgliedern, die Mitgliederbeteiligung, derart vor ſich geht, daß die Mit- 
gliedergejamtheit (die Genojjenichaft) die ebenſo vernünftig-fittlich urteilende 
wie fachkundige Inſtanz zur Bejtimmung des objektiven Maßjtabes des Aus- 
tauſches der Leiftungen, der Wert-, Preisfeftjegung wird (und wenn im ganzen 
Sozialleben fich derartige Genoffenichaften zu gegenjeitigem Leiftungs-, Güter- 
austausch gegenüberftehen), die natürlichen Xeiftungen, es fann jo 
die in Rückſicht auf das wahre foziale Bedürfnis erfolgende 
Güterproduktion durch die die Güter Produzierenden mit 
maßgebendem Urteile als Wertmaßſtab zur Unterlage der 
Wert-, der Preisfeſtſetzung genommen werden. Die Ange— 
meſſenheit der Gegenleiſtung (beim Güteraustauſch) wird 
ſich dann von ſelbſt ergeben. 


— 143 — 


Der kapitaliſtiſchen Spekulation, der mit dem jegigen kapitaliſtiſchen 
Wirtichaftsleben zufammenhängenden Unmwirtichaftlichkeit, überhaupt den aus 
dem unperjönlichen, jelbftherrlichen Kapitalismus entipringenden Mängeln und 
Schäden ift durch derartige Genoſſenſchaften nach innen und außen vorgebeugt. 

Die Prodnzeuten-Organifation im vorftehend erörterten Siune ift 
Berufs-Organifation. 

Der Begriff Beruf bedeutet befanntlich die in regelmäßiger, beftändiger 
Wiederkehr geordnete Hervorbringung beſtimmter, gleichartiger Yeiftungen. 

Soll nun für den Austausch diejer Leiftungen im wirt 
ihaftlihen, fozialen Verkehr eine objektive, angemejjene, 
in vernünftig-sittlihem Urteil jahverftändig gefundene 
Grundlage ihres Wertes feftgeftellt werden, foll fo bie 
gehörige, geordnete Preisfeftjegung nah Maßgabe des har- 
moniſchen Nutzens ftattfinden, ift ferner dies (was wir im 
den vorigen Abſätzen und vorher erfannten) allgemein logifch und 
moraliich notwendig, ift es im bejondern Sade der — von 
Naiffeifen als „Darlehnsekaſſen-Vereine“ betitelten — 
Produzenten-Genojienihaften, jo haben (da Produktion 
und Beruf und jomitaudh Produzgentengenojjenjhaften und 
Berufsgenojienihaften ideal begrifflih jind) allgemein 
logiih und moralijch im Mebereinftimmung mit Raiffeifen faktiſch 
die Raiffeifenfhen Darichusfafien-Bereine (Broduzenten-Genofjenfhaften) 
Berufsgenoſſenſchaften zu fein. 

Es bilden derartige Genofjenihaften in ihrer Gejamtheit die bernfs- 
geuoſſeuſchaftliche Organifation. Diefe ift als ſolche Träger jemes fittlid- 
harmonisch geordneten Leiſtnugsaustanſches, auf welchem der geordnete 
foziale Berfehr, das wohlgefügte joziale Gebäude (die zu organificrende 
Geſellſchaft ſchlechtweg) volfswirtihaftlih, ſozial logiſch beruht. 

Die vernünftig arbeitende, damit zur geordneten 
Herrſchaft über die BProduftion ſowie ihre Ergebniſſe 
berufene, zu letzterer Herrſchaft geeignete Perſönlichkeit 
ift fo tatſächlich für die Beziehungen zu den konſozialen 
Perſönlichkeiten, der menihlihen Beitimmung und Würde 
entijprehend, nad vernünftigem Ermejjen faltijh norm- 
jegend, maßgebend. 

Nachdem im vorigen, anjchliegend an die Erörterung der Aufgaben 
der Raiffeiien-Bereine als Sozialgenoffenichaften von allgemeiner Bedeutung, 
ihr Weſen als dasjenige von Berufsgenojienichaften erfanmt wurde, folgt, daß 
die Gründung der genannten Bereine an beftimmte (Haupt-) 
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Berufe fihanlehnen, daß die Refrutierungihrer Mitglieder 
jedesmalausdem Kreije der Angehörigen beftimmter (Haupt-) 
Berufe vor fih gehen muß. 

Daß Raiffeifen in feiner unmittelbar praftiichen Tätigkeit mit der Yand- 
wirtjchaft den Anfang machte, entjpricht ihrer grundjätlichen Bedeutung für 
die Gejellichaft als „Urkultur“. Im weiteren Sinne handelt es ſich (der 
Theorie uud der von Raiffeifen bewußt erfaßten praktiſchen Konſequenz 
des Syſtemes gemäß) um die Organifation der Produftivftände über- 
haupt, wenn auch Raiffeifen (der nicht nur ſozialer Syſtemgeber, fondern her» 
vorragend praftiicher Organifator und Pionier war) nicht Zeit und Kraft 
zur Verfügung ftand, um ſich ſelbſt mit der Organijation mehrerer Stände 
unmittelbar zu befajjen. 

In der Schweiz ging man praftifch, wie eingangs jchon angedeutet 
wurde, denjelben Weg. 

Die Raiffeifenfhe Genofjjenfhafts-Bewegung in der 
Schweiz läuft infofern parallel den übrigen auf Organi- 
fierung des landwirtihaftlihen Berufsftandes gerichteten 
Beftrebungen in der Eidgenojjenichaft. Sie dürfte geeignet fein, das 
Hauptrücdgrat und fpäter in der Hauptjache das Sammelbeden aller diejer 
Beftrebungen, ſoweit fie gejund find, zu werden. Tatſächlich verſpricht 
fie gemäß ihrer hervorragenden allgemein grundſätzlichen 
Bedeutung undim befondern wegenihrer Beanlagung als 
immer mehr auszubildende Kapitalmadht des landwirt- 
ſchaftlichen Berufsftandes mit der Zeit im Namen ber 
Landwirtſchaft das wichtigſte Gewicht in die Wagſchale des 
jozialen Intereſſenausgleichs zu legen, jich nad) diejer Richtung 
immer mehr Anjehen und Einfluß zu verichaffen. 

In dieſer Hinficht kommt taktiſch wejentlic in Betracht, daß die Raiff- 
eifen-Vereine eben zunächſt das Sozialleben jo nehmen, wie es zunächit 
genommen werden muß, nämlich wie es ijt, d. h. als dem Einfluffe und dem 
Anjehen der Geldfraft zugänglich oder gar unterliegend. In Berückſichtigung 
dieſes Umſtandes wollen die Vereine das moderne Kapital mit dem jozial 
organifierten Kapital unſchädlich machen. Sie wollen pajjender Weije mit 
dem wirffamften, dem eigenften Werkzeuge der modernen Kapitalyerrichaft 
dieje jelbft aus dem Sattel heben. Sie wollen als Vertreter der urjprüng- 
lichjten Arbeitsklaffe der Menſchheit den heutigen Kapitalbegriff durd) einen 
böhern Wertmeifer, den Arbeitsbegriff, erjegen mit Hülfe der Macht, die 
das durch die Raiffeiſenſchen Sozialgenoffenichaften anzuziehende und ihren 
Zweden bdienjtbar zu machende Kapital gewährt. Sie wollen aljo das 
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moderne Kapital in jeiner modernen Bedeutung quafi durch fich jelbit aus- 
ſchalten laffen an der gewichtigjten Stelle des gejamten PBroduftionslebens. 
Sie wollen damit zugleich) dem gejamten jozialen Verkehr, dem gejamten 
Austauſche der Produktions-, Arbeitslerjtungen an der urjprünglichiten, legi- 
timjten Stelle die natürliche Bajis wiedergeben, nämlich) die natürlicye 
MWertichäkung der im Nahmen des jozialen Ganzen geordneten und 
ihrerſeits faltiſch das ganze foziale Yeben gehörig ordnenden Berufsarbeit. 

Ein Gebiet des Soziallebens allerdings, von welchem die Raiffeijen- 
genojjenichaften mit bewußter Abficht fich fernhalten, ift das politijche. Die- 
jenige Berücdjichtigung aljo, deren hier die Yandwirtichaft (und jeder der 
übrigen Berufsftände) bedarf, muß nad) wie vor durch andere Vereinigungen 
erjtrebt werden — jolange wenigjtens, als die Geltendmadjung der politijchen 
Intereſſen durch politische Parteien in der Art der heutigen ftattfindet. Ob 
etwa fie mit der Zeit durch eine nad) Berufsftänden fich zuſammenſetzende 
Vertretung des mwählenden Volkes zweckmäßig zu erfegen fein: würden, bleibe 
ar dieſer Stelle umerörtert. Yedenfalls erheijcht e8 die in den Genojjenjchaften 
im Intereſſe der Einigfeit und Kraft ftreng zu mwahrende politische Neutra- 
lität, daß die Raiffeifen-Vereine als ſolche — entiprechend der Intention des 
Stifters — während der Dauer des heutigen politijchen PBar- 
teimejens von irgendwelder Stellungnahme zu politiſchen 
Fragen ſich fernhalten. 

Die gleiche Fernhaltung ſoll beobachtet werden in konfeſſionellen An- 
gelegenheiten. Zwar ftelite ſich Raiffeifen in Hinficht auf die prinzipielle 
Grundlage jeiner Beitrebungen ausgeſprochenermaßen auf den Boden 
des Chriſtentums. Das gleiche ift von den Führern der ſchweizeriſchen 
Raiffeiſen-Bewegung proflamiert worden. Dabei aber wurde wiederholt feier- 
lich erflärt, daß innerhalb diefer Bewegung fonfejfionellen Sonderbe- 
jtrebungen fein Raum zu gewähren jei. Faktiich gehören übrigens 
dem jchweizerifchen NRaiffeifen-VBerbande (von dem unten des fernern bie 
Rede fein wird) Vereine mit Mitgliedern beider großen chriftlichen Kon: 
fejlionen an.! 

Wir werden übrigens nicht fehlgehen, wenn wir unferer Beobachtung 
gemäß an der Auffaffung fejthalten, daß niemandem, der aufridhtigen 
Willens das Bolfsmwohl im Auge hat, die Beteiligung an 
der Raiffeiſen-Sache verwehrt jein foll, wenn freilich Raiffeiſen 
betonte, daß die Grundauffaifung der nad) ihm benannten Bewegung diejenige 


ı Wir pverweifen auf die entiprechenden Bemerkungen der hiſtoriſchen Eins 
führung auf ©. 655. 
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des praftiichen Chriftentums jein und bleiben müſſe, wenn diefe Bewegung 
nicht Gefahr laufen folle, in platten Utilitarismus und Opportunismus aus- 
zuarten, jolchen minderen Intereſſenrichtungen zum Opfer zu fallen, in den- 
jelben aufzugehen oder davon unverhältnismäßig durchjegt, durch fie arge- 
fränkelt zu werden. 

Es ift -in der Tat eim hervorragendes Maß tiefgründiger, wahrhaft 
prinzipienfeft gemeinnügiger Geſinnung, welche von wenigjtens den leitenden 
Kräften der Raiffeifen-Genofjenichaften verlangt werden muß. 

Wurzelt eine folche Geſinnung nicht im Boden religiös gebumdener 
(d. 5. in ebenſowohl Licht wie ausdauernde ZTriebkraft zum Handeln und 
Unterlaffen gewährender) Ueberzeugung, wie fie ein tiefes und lebendiges 
Ehriftentum bietet, fo kann es ernftlich in Trage gezogen werden, ob 
wirklich) die Bewegung auf die Dauer den nötigen tragfähigen Halt und Nach— 
druck hat, deſſen die anzuftrebenden, die gewollten (im VBorausgegangenen 
bezeichneten, öfonomifchen und fittlichen) Wirkungen, Erfolge unabweisbar be- 
dürfen. Jedenfalls geht die Intention der Yeiter der fchmeizeriichen Be— 
wegung auf diefen Grundton hinaus, wie es auch Raiffeifen wollte, — vor- 
behaltlich der Mitwirkung aller redlichen Elemente, die zwar perjönlich nicht 
auf dem Boden der eben ausgeſprochenen Weltanſchauung jtehen, doch aber 
objektiv in der durch Raiffeiſen bezeichneten Richtung mitzuarbeiten bereit 
jein möchten. 

Gewiß wird e8 an Mitarbeitern letterer Art nicht fehlen. Denn vom 
rein logijchen Standpunkte aus ift einzufehen, daß eine Sozialpädagogif, 
wie jie im „Syitem Raiffeifen“ vorgebildet und gewollt ift, auf derart gejund 
nüchterner, realer Grundlage in Hinficht auf die pfychologiiche Seite der 
Natur der Menjchen beruht, daß jener ſyſtemgewollten Sozialpädagogik dom 
reinen Vernunftjtandpunfte aus jehr wohl beigepflichtet werden fann. 

Abgejehen von der an ſich mit der bloßen Vernunft erkennbaren Richtigkeit 
der Grundlagen diejer ethiich-pädagogifchen Beitrebungen, erweijt ihre wahr- 
nehmbare Konfequenz die Zuverläjfigfeit ihrer VBorausjegungen. In jenen 
Beitrebungen kann ſich wirklich die menjchliche Natur jo entfalten, wie es 
der letteren natürlicher Anlage, der in fie gelegten Beitimmung  entipricht. 

Die Betätigung des natürlih gegebenen Grund 
fates der Solidarität der Menſchen untereinander wird 
in geordneter Weije jo durchgeführt, daß jene Betätigung 
jih regelmäßig (nicht jpontan oder jporadijch, etwa bei außergewöhnlichen 
Anläffen, fondern) in den gewöhnliden, ftetigen Beziehungen 
des täglihen Lebens zeigt. So erhält diejes feine höhere Weihe, 
und umgefehrt bleibt die Ethik nicht in der Theorie, der Weltabgewandtheit, 


jozufagen im bdeforativen Sonntagsftaat ſtecken. Nicht tritt dergeftalt die Ethik 
al® gelegentliche Aeußerung eines guten Entſchluſſes, als glänzende, über dem 
täglichen Yeben erhabene Salbung auf, jondern im nüchternen, einfachen, aber 
dafür um jo mehr nötigen, um jo mehr gebrauchten Gewande ber täglichen 
BVerrichtumgen. Sie zeigt fid) jo als das, was fie jein joll, nämlic als die 
eigentlich lebensbejtimmende Kraft. 

Die ftäudige, georbuete Wiederkehr der Fuuktionen ift die mot- 
wendige linterlage der ethiſchen Erziehung. Sie erzielt beim Einzelnen, 
werm fie im vernünftig geordneten, wahrhaft gemeinnügig-fittlichen Zufammen- 
bange, im Zuſammenleben mit den Mitmenjchen, den fonjozialen Individuen 
geichieht (mie ed das Syitem Naiffeifen will), eine ebenfo individuell 
bejtimmte, ausprägende, daher bildende Wirkung im Sinne 
der Schaffung und Förderung perjönlider Eigenart (des 
Charakters in der gewöhnlichen Auffaſſung des Worts), wie gleichzeitig die 
erforderlihe Rüdfjihtnahme auf die Anſprüche, die Bedürf- 
niſſe, die Rechte der Mitmenichen. 

So joll ımd kann ſich in den Raiffeiſen-Genoſſenſchaften die entjchie- 
denſte, unzweideutige, fortgeiette, ausgeprägte Verfolgung der perjönlichen 
Eigenintereifen bewußt richtig verbinden mit dem Zujfammenhange, in dem 
die Eigenintereffen im menichlichen Kreije von felbft auftreten kraft des ge- 
gebenen menjchlichen Verkehrs, im Zuſammenhange aljo mit dem Intereſſen 
anderer. Jene Verbindung erfolgt im harmoniſchen Berhältniiie 
der beiderjeitigen Intereſſen zueinander, was diejen eine 
vernünftige Sicherheit gewährt und wahrhaft müslidhe 
Dauerhaftigleit verleiht, jo daß aljo eine wahrhaft ſtaats⸗ umd 
geiellichaftsbelebende Wirkung erzielt wird. 

In diefer Weife bleibt, wie gejagt, die Ethik nicht bei abjtraften 
Theorien und Deduftionen jtehen. Sie äußert fi), wird fruftifiziert, fichtbar, 
lebendig, natürlich und ftändig in der Gegenjeitigleit der menſch— 
lihen Beziehungen durd die vernunftgemäße Ordnung der regelmäßigen 
Funktionen, in denen fich jene Beziehungen verkörpern. 

Diefe regelmäßigen Funktionen jind die georduete Bernfsarbeit. 
Die Ordnung der Berufsarbeit aber gejchieht mitteljt gehöriger 
Organifation. Ordnung und Organijation find ja fozujagen identijche 
Begriffe. 

Die organifierte Berufsarbeit wird aljogefordertdurd 
das Brinzip der Ordnung der fozialen Beziehungen ſowohl 
wie durch das wohlverjtandene Intereſſe des Einzelnen. Die 
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vernünftige Ordnung diejer beiderjeitigen Intereſſen, ihr gehöriges Verhältnis 
zu einander verlangt die Organijation der Berufsarbeit. 

Im gehörig ansgeübten Berufe (dev Arbeitsleiftung, der Produftion) 
verbinden fich von jelbft beide Intereſſen, und es kommt für den benfenden, 
mit Bewußtjein erfaffenden und handelnden, ziel- und zwedjegenden Menjchen 
nur darauf an, die Berufsfunktionen jo auszuüben, wie es ebenjowohl das 
wohlverftanden individuelle wie das fozial berechtigte Intereſſe will. 

Dazu bedarf es einer ethiich-praftiichen, vernunftgemäß zu jegenden 
Drganifation, wie wir fie im VBorausgegangenen als Berufsorganijation (umd 
zwar als berufsgenojjenjchaftliche Organijation) fennzeichneten. In 
diefer Organifation wird der Einzelne im organijhen Zus 
jammenhange mit dem Ganzen, der Gejamtheit, erzogen und 
fortgebildet. In ihr übt er in geordneter Weife die regelmäßigen 
Funktionen aus, die als Erziehungsgrundlage und Erziehung 
mittel eben der (für das ganze Meenichenleben nötigen) Erzichung 
halber unentbehrlich jind. 

Er übt fie im Dienſte der Gejamtheit — doch jo, daß ſich jeine 
mdividualität entfalten und demzufolge die möglichit höchfte Yeijtung erzielt 
werden fann. Der techniiche, materielle und joziale Fortichritt finden ſämt— 
lich den höchſtmöglichen Gewinn, gelangen zur denkbar höchjten Blüte. 

Die fogeordnete, organijierte und regelmäßig wieder- 
fehrende Berufsleiftuug des Einzelnen ijt das vom Standpunfte 
der Erzielung höchſter Ergiebigkeit und ſozial-ethiſch ge 
ordbneter Zuftände einzige Mittel, dem Naturgejeke geredht 
zu werden, welches geregelte Beziehungen unter den Men 
ihen verlangt, weldhes gegenjeitigen Leiſtungsaustauſch, 
gegenjeitige Dienftbarfeit, praftiiche Nädjftenliebe gebietet. 
Wir erbliden in einer ſolchen Organifation und der Arbeit ihrer Angehörigen 
die gegenjeitige Dienjtbarmadjung der Kräfte, der Anlagen, der Fähigkeiten 
der Einzelnen nad) dem ethiſch allgemein verbindlichen Sage: Du jolljt deinen 
Nächſten lieben wie dich jelbit. Ein foldher Sat wäre Phraſe, wenn er fi 
nicht in dem täglichen, vorzüglich in den „Öfonomijchen“ Beziehungen fund- 
gäbe. Bei feiner praftifchen Verwirklichung wird die Nationalöfonomie, was 
fie fein joll: nichts anderes als angewandte Ethif, 

Daß damit in die Seele der Nationalöfonomie, wie fie die überfommene 
Auffalfung der „Neichtumslehre“ noch heute zu verjtehen ſich nicht entwöhnt 
hat, in die Geld», die Finanzwirtfchaft nämlich, eine befjere Ordnung gebradjt, 
daß ihr jozujagen ein neuer Odem eingehaudht wird, iſt im Anſchluſſe an 
das Borentwidelte und an dasjenige, was wir weiter vorne ſchon in materiell« 
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praftifcher Hinficht wahrnahmen, deutlih. Statt des diſſoziierenden, egoi- 
ſtiſchen Oberbegriffes „Reichtumsſtreben“ einer gewiflen Richtnug der 
Nationalölonomie lautet der Gruudton der harmoniſchen, bernfögenofjen- 
ſchaftlichen Sozialorganifation: fittli foziales Glüdsftreben. | 

Fügt man nun noch Hinzu, daß eine joldhe Fach-, Berufs- 
organijation unſtreitig ebenjo im Rechtsleben andere und 
beſſere Zuſtände anzubahnen und herbeizuführen, wie auf 
dem Gebiete des Wiſſens, der Berftandes- und Gemüts- 
bildung gründlichere und nadhhaltigere Erfolge zu erreichen 
imftande ift, jo haben wir eine allgemeine Vorftellung von der aus- 
gedehnten Kulturmiffion, welche der durch Raiffeiien inaugurierten Art des 
Genoijenichaftsweiens zufällt. 

Die eben bezeichneten Kulturgebiete werden, im engſten Anſchluſſe an 
das Fach-, das Berufsleben unter dem Einfluffe gehöriger Organifation 
richtig betrieben, eine weit höhere Ausbeute veriprechen, als fie bei der mo- 
dernen Atomifierung, Zerriifenheit und Berzettelung des Bildungsmaterials 
und der Bildungsmittel, wie überhaupt bei der modern oberflächlichen und 
zerfahrenen Yebensführung zu gewärtigen find. 

Perfönlichleiten geichlofjener, klarer und gefeitigter Art entftehen auf 
ficherer, verftandener, beichränfter, überjichtlicher und daher tiefer, eingehender 
Bearbeitung zugänglicher (gerade deshalb auch von Haus aus jtarre Schab- 
(onenhaftigkeit umd Verknöcherung fernhaltender) Tätigleitsgrundlage, nicht 
auf Grund moderner „Bieljeitigkeit“. 

Dies gilt zumächit für das Wilfen und durch das Willen, in innigem, 
angepaßtem, harmoniichem Zujammenhange mit demjelben für das Können. 

Aufder zu beherrſchenden, tief gewurzelten, das Weſen 
des Menihen am gründlidhften erfajjenden Grundlage des 
Berufs läßt jih ein wirflih innerlich (im inneren Weſen des 
Menichen) verjtandenes, tiefgehendes, duchgreifendes, klaſ— 
ſiſches Wiſſen und Können aufbauen. Statt der modernen, 
oberflädhlichen, vielfältigen, am Allerlei haftenden Kräfte, 
Gemüts- und Willensverzettelung bietet die berufsgenoifenichaft- 
lihe Organiſation die Möglichkeit, die Geiftes-, Gemüt und 
Willenskraft einem großen und notwendigen Zwede, für den die 
Arbeit des Einzelnen nad) unjern vorausgegangenen ethijchen und 
materiellen Erörterungen ohnehin pflihtgemäß bejtimmt it, zuzu— 
wenden, jie hier jich „ausleben“, jich entfalten zu laſſen, wirflid 
eriprießlich und mit höchitem Erfolge — nad) innen und außen — zu gebrauchen, 
auszubilden. 
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Für das Medtöleben ergibt ſich an Hand der erftrebten 
Durhbildung des Einzelnen im Zufammenhange mit der 
darauf fußenden natürliden Charafterifierung, d.h. Glie— 
derung der Gejellichaft unſchwer die Konſequenz fahverftändiger, 
an die Natur der Dinge anfnüpfender, tief eindringender, dem leben: 
bigen Leben eingehend Rechnung tragender Auffaflung und Beurteilung 
an Stelle des vom zünftigen Yurijtentum reichlich gepflegten Formalismus 
und Buchitabenglaubens, — an Stelle der Unficherheit, welche im Volksleben 
heute das Juriſtenrecht und feine jpigfindige, rabuliftiiche Interpretation 
hervorbradhte und nährte. 

Wir ftellen uns hier vor, daß naturgemäß von felbft die Organifation 
der wichtigjten Lebensfunftion, de8 Berufes nämlich, auf die Geftaltung 
und Handhabung des Rechts Einfluß gewinnen wird. Wir glauben fogar, 
die ſich nach und nach anschließende Schaffung und Wirkſamkeit direlt 
beruflicher Rechtslammern und Berufsgerichte werde im Zujammenhange mit 
der gehörigen berufsgenojfenjchaftlichen Organifation (eventuell als Abteilung 
derjelben) dem wahren Recht die beften Dienfte leiſten. Im Rahmen und 
mit Hülfe einer folchen Inſtitution können die für das Recht in Betracht 
fommenden Verhältnijfe wirklich fachverftändig, gründlich, mit feinfter Klar- 
beit und Gewißheit erfaßt werden, was in der heutigen Rechtspflege un— 
möglich in ſolch vollkommener (umd doc) eigentlich nötiger) Weije zu erzielen 
ift. Der Nurjurift kann in die Erkenntnis der verfchiedenften fachlichen Ver— 
hältniffe gar nicht fo eindringen, kann die verjchiedeniten Gebiete gar nicht 
fo beherrichen, wie es zur wahrhaft ausreichenden, richtigen Beurteilung 
(auch zur „rechtlichen“ Beurteilung) eigentlich erforderlich ift. 

Sadverjtändigfeit, Bopularität, Sicherheit in betreff 
beifen, was „Rechtens“ ift, müſſen die gegebene Folge fein, wenn das 
Gejellihaftsleben felbit, die fichtbare Quelle des Rechts, im bie 
natürliche, berufsgenoffenichaftlihe Organifation gefaßt, demgemäß vom 
einzelnen Volksgenoſſen gehörig erfannt und gemütt wird. Auch das Recht 
gewinnt jo wieder mehr die Natur der (jozialen) Berjön- 
lichkeit und ihres natürlichen (beruflichen) Wirkens, während 
andererjeits die Perſönlichkeit, der Berufs- und Gejellichaftsan- 
gehörige, natürlich mit dem Recht verwachſen ift. 

Die Rechts „gemeinjchaft“ jegt jo vorab da ein, wo die Grundbegriffe 
der Perjönlichkeit, die Grundbegriffe des in natürlicher Nücdjicht auf das 
Ganze, auf die Gejellichaft entjtehenden „Mein und Dein“, wo die Arbeits- 
„leiftung“, der gegenjeitige „Leitungs“ austauic ihren Sig, ihren Urfprung 
haben, ihren erjten Ausgang nehmen — an bderjelben Stelle aljo, wo ber 
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natürliche Weg des Rechts jeinen Anfang, feine Wiege hat. Die prinzip- 
rihtige Schaffung und Ausgeftaltung des „Rechts“ — nicht 
nur des legteren Anwendung im menſchlichen Verkehr — fann aljogenau 
adäquat in derWeije vor ji gehen, wie fie ſich vollziehen 
foll, nämlih aus dem Wejen der menihlihen Natur und 
ihrer jittliden Betätigung, aus der natürlihen Wurzel 
des Verkehrs heraus, dem eben das Nedt dienen, von dem 
e8 einen formgeredten Zeil ausmaden joll. 


Fünftes Kapitel: 
$10. Der Rejervefonds und die Wichtigkeit der jonitigen 
formellen Maßnahmen zur Erfüllung des Zwedes 
der Lokalgenoſſenſchaften. 


Geiftiger, fittlicher und materieller Fortſchritt find ums bei der Dar- 
ftellung der Betriebsaufgaben der „Raiffeifen-Bereine“ in der näher bezeich— 
neten Verknüpfung im Bilde entgegengetreten. Wir haben bereits vorher den 
Organismus gezeichnet, welcher den Apparat zum Funktionieren bringt. 

Eine ganz befondere Art von prinzipverförpernder Sicherheits- 
vorrichtung ſowohl für das wirtichaftlich finanzielle Gleichgewicht der Genoffen- 
ichaft, wie für die Stetigkeit in der Befolgung der fittlich fozialen Grumdfäge 
derjelben, eine unperjönliche, objektiv-ideale Gemwährleiftung, ein inforporiertes 
Mufter diefer Grundiäge im plaſtiſch-klaſſiſcher Form, gewiffermaßen ein 
autonom zwingendes Organ zur tatjäcdhlichen Verwirflihung derſelben im 
praftiichen Betriebe der Genoijenichaft, ein Antrieb umd quafi jelbfttätiges 
Element zum Leben, zur Wirkiamteit der Genoifenichaft überhaupt, eine 
prinzipfichere Zeitung dieſes Yebens, diejer Wirkjamkeit im Sinne der für alle 
Zeit grundlegenden Intention der genoſſenſchaftlichen Einrichtung, eine gleich 
zeitige Verſtärlung der Betriebökraft, der Dauerhaftigfeit und Haltbarkeit der 
Einrihtung — alles das ift gegeben in einem einheitlichen Meiſterſtück des 
ganzen Syitems, nämlich in umd mit dem Reſervefonds. Er fpielt bei ben 
Raiffeifen-Genofjenichaften eine erjtllajfige Nolle derart, daß man ihn das 
alter ego eine® „Raiffeiſen-Bereins“ nennen kann, 

Sein Weſen ımd die Wirkungen jeines Beſtehens laifen fich ohne 
genauere Sonderdarjtellung nicht annähernd hinlänglich würdigen. Wir behalten 
uns daher vor, in einer jpäter folgenden, bejonderen Abhandlung zu verjuchen, die 
Notwendigkeit und Zwecdmäßigfeit des den Raiffeiiengenofjenichaften eigentüm⸗ 
lichen NReiervefonds zu erweiſen umd damit die eigenartige Größe diejer Ein- 
richtung, deren Formrichtigleit umd allgemein jozialen Wert zu charakterifieren. 
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Für den Augenblid müſſen wir es und verjagen, dem eben bezeichneten 
Verſuch zu machen... Der zur Verfügung jtehende Raum gebietet eine Be: 
ichränfung in der Behandlung des Gejamtftoffes. Wir werden aljo mır die 
notwendigiten Angaben hierumter einjegen. 

Ueber den Reſervefonds jagen die vom jchmeizerifchen „Naiffeijen- 
Berbande“ herausgegebenen Satungen für die Yolalgenojjenichaften in $ 31: 
„DO’/ des Neingewinnd werden zum voraus dem Wejervefonds über- 
wiejen. Bon den übrigen 50“6 jegt die Generalverjammlung den Zins für 
die einbezahlten Geichäftsanteile feit, welcher 5°/o nicht überjteigen darf. 
Einzahlungen des cben abgelaufenen Jahres an die Gejchäftsanteile find nicht 
zinsberechtigt. 

Hat der Reſervefonds die Höhe des Betriebskapitals 
erreicht, jo wird der jährliche Reingewinn nad) Abzug von höchſtens 50,0 
Zins für die Gefchäftsanteile nad) Beichluß der Generalverjammlung zu 
landwirtichaftlihen (umd gewerblichen) Zweden im Intereſſe der Geſamtheit 
der Mitglieder verwendet. 

Der Rejervefond bleibt unter allen Umjtänden Eigen 
tum des Vereins. Die Mitglieder haben perſönlich feinen An- 
teil an demjelben und können nie Teilung verlangen. 

Der Reſervefond dient in erjter Yinie zur Dedung eines allfälligen, 
aus der Bilanz ſich ergebenden Berluftes. Reicht der Reſervefond nicht aus, 
jo wird der Fehlbetrag nad) Kopfzahl verteilt, von den Geichäftsguthaben 
abgejchrieben und es werden eventuelle Fehlbeträge von den Mitgliedern erhoben.“ 

$ 37, Abf. 2 bejtimmt weiter: „Im Falle der Auflöiung it das 
Bereinsvermögen dem Schweizeriichen Raiffeifenverband oder einem andern 
mündeljicheren Geldinjtitut zu überweifen, wo dasjelbe auf Zinſeszinſen an- 
gelegt bleibt, bis jich ein neuer Verein mit den gleichen Grundiägen, deiien 
Statuten den Bedingungen der Aufnahme in den Schweizeriichen Raifferjen- 
verband ($ + der Verbandsitatuten) entiprechen, mit Domizil im gleichen 
Vereinsbezirk gebildet hat. An diefen neuen Verein geht alsdann das 
Vereinsvermögen als Eigentum über. Sollten mehrere jolcher Wereine mit 
Domizil im alten Bereinsbezirke zu gleicher Zeit entjtehen, jo iit das Vereins 
vermögen gleichmäßig unter dieje zu verteilen. Verteilung unter die 
Mitglieder bleibt ausgeſchloſſen.“ 

Die angeführten Beſtimmungen zeigen, daß die Gewinnverwenduna 
bei den Kaiffeifenvereinen ganz parallel ihrem ſittlich-gemeinnützigen Zwecke 
geht, wie er im vorausgegangenen Kapitel als wohlveritandenes, in Darmonic 
zur Allgemeinheit gepflegtes, ausgeglichenes und im diejer Art im Ganzen 
getragenes, erzieheriſch-kulturelles Intereſſe des Einzelnen gekennzeichnet wurde. 


Wie gefagt, fünnen wir diesmal nicht darauf eingehen, dies umd die 
weittragenden Wirkungen des Nejervefonds näher darzuftellen. Desgleichen 
müſſen wir es uns für den Angenbli verjagen, dem Yejer in weiteren 
Einzelmahmeiienanihaulicherzuentwideln, wie die jonjtigen 
(im erjten Kapitel furz ſtizzierten) Organijations: und VBermwaltungsein- 
richtungen in vorbildlich vorzüglicher Art als Zwecmittel bei den Raiffeijen- 
genojjenichaften fungieren. Eine ſolche Studie wäre überaus anziehend und 
praftiich bedeutungsvoll. 

Daß wirklich die Betätigug der Zwecdidee, der oberitem 
der jittlihen Prinzipien der Genoſſenſchaft ganz 
beitimmt gearteter Mittel bedarf, unterliegt feinem Zweifel: 
die ſchönſten Prinzipien fünnen wenig helfen, wenn ihnen nicht paifende Mittel 
zur Verwirflihung dienen. Wie ſehr die paſſende, naturgetreue Art diejer 
Zwedmittel für die Grreihung des Zweckes in der Wirklichkeit von 
Bedeutung, ift erfennt man bei jcharfer Beobachtung ganz beionders an den 
Beſtimmungen über den Reſervefonds. Die entiprechende Wahrnehmung kann 
man auch bei Durchprüfung der übrigen Zweckmittel und der bejtimmungs- 
gemäßen Art ihres Gebrauches machen. 

Hier kann man (im ſinngemäßer Webereinftummung mit umjerer zu 
Beginn des eriten Kapiteld des gegenwärtigen zweiten Teiles unjerer Aus: 
einanderjetungen ſchon vorausgeſchickten bezüglichen Behauptung) mit 
vollem Grunde betonen, daß beiden Naiffciienvereinendie 
einzelnen Zwedmitteldem Kernder Sade, der Zwed- 
ideenämlidh, in klaſſiſcher Fgormentipreden. Die Be 
rücjichtigung des berechtigten Selbjtinterejfes des Jndividuums in Verbindung 
mit der Wahrung des Allgemeinwohles jpiegelt jich in den verjchiedenjten 
Einrichtumgen ebenjo wie in der Geſamtorganiſation eines Naiffeijenvereins. 
Die Einrichtungen, die praftiijden Maßnahmen ihrerjeits 
jind jo geitaltet und getroffen, dan fie bei normalen Berhalten 
der beteiligten BPerjonen und jogar in weitgehendem Maße 
bei Anormalitäten der Verwaltung, der Gejchäftsführung 
die Ereihung des geſetzten Zweckes in weitgehenditem Maße 
verbürgen. Das mag man in eigener, jelbjtändiger Denfarbeit an Hand 
der einzelnen Vorfehrungen und der Betrachtung ihres Zujammenhanges 
würdigen. Wir können uns wiederholt ſummariſch auf den gegebenen Fingerzeig 
bejchränten, hinzufügend, daß bei geiftiger Durddringung 
der mit den Naiffeiienvereinen gegebenen Sozial: 
eriheinung ein ſeltenes Borbild für dienüdterne 
Einfleidung und Betätigung der grundlegenden Ideal— 
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prinzipien des allgemein fozialen Yebeng in mwirt- 
ihaftlih erafter, im realen Erſcheinungsleben braud) 
barer und dabei jtreng jinnrihtiger Form deutlid 
vors Auge tritt. 


Zweiter Abſchnitt: 
Die Berbinduug der Lofalvereine untereinander. 
Erjtes Kapitel: 
g11. Allgemeine Erörterung des Grunmdprinzipes und 
des dementjiprehenden Zwedes des Schweiz. Raiffeijen- 
verbandes. 

Begreiflicherweije liegt es bei den Raiffeiſenvereinen in der Konjequenz 
des genoffenjchaftlihen Gedankens, ſich in deffen Betätigung auf einen fo 
weiten Sozialen Kreis zu erjtreden, als es jubjektiv und objektiv überhaupt 
denkbar ift. 

Vorab ijt zur Verwirklichung der großen fozialen ‘dee der genannten 
Art des Genoffenjchaftsweiens bei der praftiichen Ausführung von Wichtigkeit 
für die Kräftebetätigung der Beteiligten eine vernünftige 
Begrenzung des Gebiets (fleiner Vereinsbezirf), damit faktiſch und 
praftifch der Einzelne und die engere Bereinigung der Einzelnen ihre Aufgabe 
fennen und erfajfen, ich in der gegebenen Beichränfung vertiefen und voll 
ausleben, d. h. in bejtimmten, wiederkehrenden ‘Formen fich ausbilden fünne. 
Erft auf diefer Grundlage und mit derjelben ilt die Erfüllung 
derjenigen KRulturaufgabe, welche dem einzelnen Menſchen und feinem engeren 
Lebenskreife in Bezug auf den Zuſammenhang mit der gefamten menjchlichen 
Geſellſchaft geietst ift, möglich, will man ein vernünftiges, gejundes, 
der Natur des Menſchen entſprechendes Arbeiten, eine verjtändige, 
natürliche Sozialität zur gebotenen Geltung fommen lajfen. 

Die fleinen Demofratieen, wie fie in den Raiffeiſen— 
vereimen gegeben find, erheifchen aljo einerſeis vermöge der all: 
gemeinen jozialen Bedeutung, von welher Sinn und 
Ordnung ihres Weſens ſich ableitet, das ausdrüdliche äußere 
Juslebentreten diejer weiteren Beziehungen ; anderjeitS vermögen fie tatfächlich 
jolden Beziehungen nachzufommen -und zu leben ſozuſagen in Erweiterung 
ihrer einmal feitgewurzelten und ſich geordneten Kraft. 

Die einzelnen Genojjenjchaften bilden aljo (wie wir jchon im Eingange 
des erjten Kapitels des eriten Abjchnittes unſerer vorliegenden Auseinander- 
jetungen furz einjchalteten) die faktiiche Grundlage der ganzen von Raiffeiien 
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angeſtrebten Sozialorganiſation. Folglich iſt ie Aufgabe des Schweiz. 
Raiffeiſenverbandes (der Verbindung der Lokalgenoſſenſchaften 
untereinander) von jelbit die faktiſche Erweiterung der Ein- 
rihtung und derrealen Virfungen der Yofalgenojjen 
ihaftennadhderallgemein fozialen Seitehin. 


Zweites Kapitel: 


$ 12. Syfjtematifder unmittelbaren Betriebsaufgaben 
des Schweiz NRaiffeijenverbandes. 

Aus dem joeben unter $ 11 Gejagten ergibt ſich: 

1. Der Verband vermittelt im Großen die allgemein geijtige 
und verwaltungsmänniihe Vertretung der Einzel 
genoſſenſchaften und ihres Sozialprogramms gegenüber den Behörden, 
der Geſetzgebung umd die ſonſtige allgemeine Intereſſenwahrnehmung, jo 
3. B. auch durch allgemeine Austunftserteilung, Propaganda in der Deffent- 
lichkeit, Abwehr allgemeiner Schädigungen von gegneriicher Seite, ſtatiſtiſche 
Erhebungen u. dgl. | 


2. a) Der Berband verſtärkt die beichränfte Kraft der Yofalgenoijen- 
ichaften nicht mur durd das mit dem Verbande erzielte größere Anſehen der 
Genoſſenſchaftsſache, ſondern auch durch die Ermöglihung von Veran— 
jtaltungen, die eben größere Mittel und darum die Schaffung 
größerer geihäftliher Unternehmungen durch den Zu— 
jammentritt der Einzelgenofjenichaften erfordern. 

Hier iſt zu berüdfichtigen, daß zu jolchen größeren Beranjtaltungen 
nicht nur jachverjtändig tiefer eimdringende und allgemeiner orientierende 
Bor kenntniſſe und auch jonjtige Vorbereitungen nötig find, zu weld) letteren 
Vorbereitungen jchon von vorneherein der Blid und der Wirkungsbereich 
der in lofalen Grenzen fich bewegenden Einzelgenoifenichaften nicht genügen; 
es laſſen fich des ferneren im der Ausführung ſolche Veranitaltungen vielfach 
jodann nur für einen größeren Kreis mit größeren Einrichtungen nutzbar 
begründen. Dies hat zu gejchehen, um eben zumächit eine Rentabilität an 
fich erzielen und im Zuſammenhange damit die (in Unterjcheidung von der 
gewöhnlichen Verwaltung der Einzelgenofjenichaften) itändigen Kräfte bezahlen 
zu können, deren solche größere Unternehmungen unumgänglich bedürfen, 
wenn jie gehörig betrieben werden jollen mit der ganzen umftändlichen und 
zeitraubenden Inanſpruchnahme der die Ausführung, die Geichäftsführung 
Betreibenden. 
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b) Weiter erfordert — abgeiehen von den unter a erwähnten Betriebs- 
unternehmungen — die Wahrnehmung des Intereſſes der Yofalgenojjenichaften 
anderweite geijhäftlihe Abmahungen mit der äußern Ber- 
fehbrswelt, auf weldhe die Einzelvereine wiederum nur 
unzulänglih gerichtet find jomwohl hinfichtlich der aufzunendenden 
Geſchäfts- und Fachkenntniſſe wie hinjichtlich der Meachtfülle, des ökonomischen 
md jozialen Gewichts, das in die Wagjchale zu legen iſt. 

e) Endlich erheijcht die Verwirklichung des Programms fozialer Berufs- 
organijation, die volle und geſunde Durchführung der Berufspflichten, der 
fozialen Funktion des Berufs jchon rein in geihäftlih-wirtichaft- 
liher Hinſicht die Erteilung von Direftiven an die 
Einzelgenojijenihaften die ausder Kenntnisder Ge- 
jamtlage geſchöpft jind umd die zu ihrer fortgefegten Erteilung 
die innige, geichäftsfundige umd gejchäftstüchtige, gejchulte, jozial weitblidende 
Berührung mit dem Sozialganzen, jeine bejtändige Beobachtung in größerem 
Stil, die tet genaue Erfindung und Durchforſchung jeiner Berhältmife 
nötig machen. 

3. Schon aus leßterer Aufgabe und jicherer folgerichtigen Wahrnehmung 
leitet fich das Gebot der einheitlichen Disziplinierung der im Verbande zu— 
jammengeordneten Genojfenichaften ab — bereits lediglich aus dem Gefichts- 
punfte der unter « berührten geichäftlich-wirtichaftlichen Zwecke materieller 
Natur heraus. 

Aber auch wegen der Wahrung derallgemeinen, durdh- 
aus nötigen Grundjäglichfeit und wegen der fortgeiett ſich ſtei— 
gernden Möglichkeit der Berwertbarfeitdergemadtenver 
waltungstehniihen Erfahrungen (der allgemeinen wie der 
Einzelerfahrungen) iſt das einheitliche Zufammengehören der Yokalgenoijen- 
ichaften im Verbande und die damit fich verfnüpfende einheitliche 
Disziplinierung nötig. 

Die folchergejtalt erflärliche Forderung einheitlicher Disziplinierung 
hat zu gelten für die einheitliche Inſtruktion jeitens des Verbandes in Ver— 
waltung und Geichäftsführung der Yofalgenoifenjchaften, für die Reviſion 
der Lokalgenoſſenſchaften. Es jchließen ſich paſſend an Beratung und Anregung 
gegenüber den Yofalgenojjenjchaften, ferner Mahnung und Berichtigung 
bei unrichtigem bezw. nachläſſigem, rücjtändigem Verhalten der Yofalgenoifen- 
ihaften, endlich möglichit unbejchadet Lokaler Selbitverwaltung der Yofal- 
genoifenjchaften die Befugnis zur Durchführung von Maßnahmen, welche 
etwaigen Verſtößen gegen die notwendige oder wünſchenswerte Ordnung 
vorbeugen, ſolche Verſtöße unjchädlich machen. 


— 17 — 


Hinzu kommen jonjtige Maßnahmen, welche nad) der pofitiven Seite 
die Durchführung und immer höhere Fruchtbarmachung des genoffenichaftlichen 
Programms zu jichern im Stande find. 

Lokalorganiſation und Gejamtorgamijation ergänzen sich alio gegen- 
jeitig, bedingen, beleben und befruchten einander. 

Unjeren vorigen allgemeinen Forderungen entiprechen die ausdrüclichen 
Beitimmungen der „Statuten des Schweiz. Raiffeiſenverbandes.“ 


Etwa in den Verbandsjagungen nicht ausdrücdlich erwähnte Aufgaben 
der Gejamtheit, die ſich aus den natürlichen Bedürfniffen ergeben joliten, 
werden in das Tätigkeitsgebiet des Verbandes einzubezichen jein als Kon— 
jequenz des allgemeinen Zweckes des Verbandes, oder jie werden vielmehr 
von vorneherein als in den Rahmen der Verbandstätigfeit einbezogen zu 
gelten haben — eventuell förmlich legitimiert gemäß naheliegender Analogie: 
fchlüffe nad) dem Sinne des allgemeinen Inhalts der VBerbandsjatungen und 
nad) dem natürlichen Wejen des größeren Zuſammenſchluſſes überhaupt. 


Drittes Kapitel. 

Organijation des Schweiz; NRaiffeifenverbanden. 
$13. Die wejentlidften Statutenbeftimmungen über die 
äußere Organijation und die Mitgliederbeteilig ung. 

A. Dertlihes Berwaltungsgebiet und eventuelle 
Einteilung desjelben. 

„Die Schweiz. Darlehenskaſſen (»Bereine) nah dem Syſtem NRaiff- 
eifen bilden auf unbegrenzte Zeit eine Vereinigung“ (81 der Verbandsjatungen). 

Innerhalb des jchweiz. Raiffeifenverbandes können Unterverbände ges 
gründet werden, welche einen oder mehrere Kantone umfaſſen“, unter Bedingungen, 
welche die Einheitlichkeit de8 Zujammenhanges mit dem Gefamtverbande zu 
gewährleijten juchen. (F 50 der Verbandsſatzungen) 

B. Mitgliedſchaftsverhältniſſe: 
a. ‚Fähigkeit zur Mitgliedichaft : 

Darüber jagen die Verbandsitatuten in $ 4: 

In den Verband können nur aufgenommen werden: 

1. Kreditgenojjenichaften für Geldverfehr, deren Sta- 
tuten von den durch den Berband aufgeftellten Normaljtatuten nicht 
wejentlich abweichen, insbeſondere: 
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a. nur ſolche Mitglieder aufnehmen, welche in ihrem Vereinsbezirk 
wohnen und keiner andern Kreditgenoſſenſchaft für Geldverkehr (Darlehens— 
genoſſenſchaft) mit unbeſchränkter Haftpflicht angehören, 

b. ſämtliche Mitglieder zu ſolidariſcher Haftbarkeit verpflichten, 

e. für die Verwaltung feine Beſoldung bezahlen mit Ausnahme 
des Kaſſiers, 

d. nur an Mitglieder und nur gegen Sicherheit Geld ausleihen, 

e, feine Dividenden verteilen, jondern aus dem Gejchäftsgewinn nach 
Abzug der Zinſe für die Gejchäftsanteile ein unteilbares Bereinsvermögen 
anfammeln bis zur Höhe des Betriebskapitals, 

2. auch Erwerbs: und Wirtichaftsgenoffenichaften, welche gemäß ihren 
Satungen bejtrebt jtnd, ihre Mitglieder wirtjihaftlid und jittlid 
zu heben, alle wirtjchaftlich jelbjtändigen Eriftenzen zu jchügen und wirt- 
Schaftlih Schwache zu jtärfen und welche die It. Art. 689 O.R. geforderte 
Haftpflicht nicht durch ihre Statuten ausgejchloffen haben und ins Handels— 
regijter eingetragen ſind.“ 

Entiprechend den vorangeführten Aufnahmebedingungen bejtimmt $ 7 
der Satungen: 

Der Ausschluß, welder dem Vorjtande zufteht, muß jtattfinden : 

1. wenn beteiligte Genojjenjhaften gegen die in $ 2a er- 
wähnten Grundjäße dauernd handeln, 

2. wenn Kreditgenoſſenſchaften oder angejchlojfene Vereine eine grund: 
fägliche Aenderung ihrer Statuten ($ 4,1. a-e, $ 4,2) vornehmen, 

3. wenn irgend eine beteiligte Genoſſenſchaft das Intereſſe der Ger 
meinjchaft jchädigt“. 


b. Mitgliederrechte: 

$ 11 der Berbandsjtatuten jet darüber feſt: 

„Die Berbandsvereine find berechtigt: 

1. die Verbandskaſſe zur Anlage überjchüffiger Gelder und zum 
Bezuge von Darlehen innert den Grenzen des Kaffenreglenentes nach Maß— 
gabe von $ 46*) zu benugen und ſich am Warenverlehr zu beteiligen, 

2. vom Verbandsvorjtand oder einer vom VBerband bezeichneten Stelle 
unentgeltlih in allen genoffenichaftlichen Angelegenheiten Rat und Aus- 
funft zu verlangen, 





*, Zu vergleichen nachftehend Punkt G. 
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3. die Verbandstage auf je 100 eigene Mitglieder und einen 
Bruchteil von 100, d. h. auf jeden Geichäftsanteil mit je cimem jchriftlich 
bevollmächtigten Vertreter zu beichieten, von denen jeder eine Stimme ausübt.“ 


Die nicht ausdrücklich erwähnten Mitgliederrechte (ipeziell in Bezug 
auf die Teilnahme an den allgemeinen Vorteilen des Verbandes) ergeben 
jich aus der Tatjache der Mitgliedichaft. 

c. Mitgliederpflichten : 

“Die Mitglieder haben die Pflicht, die Berbandsjtatuten und Neglemente 
und die Beſchlüſſe des Verbandstages zu beobachten und die Intereſſen des 
Verbandes alljeitig zu wahren, insbejondere: 


1. auf je 100 Mitglieder und einen Bruchteil von 100 einen 
Geſchäftsanteil von Fr. 1000 (eintaujend) im jährlichen, im Januar 
fälligen Raten à Fr. 200 in die Verbandsfaije einzuzahlen und bis auf 
den vollen Betrag ihrer Gejchäftsanteile für die VBerbindlichkeiten des Ver- 
bandes zu haften, 

2. die vom Verband für den Kaffenverfehr angenommene Buch umd 
Rechnungsführung anzunehmen, 

3. fih der Geſchäfts- und Rechnungsreviſion durd den 
Berband zu unterziehen, die zu einer geordneten Statiftif nötigen Angaben 
zu machen, 

4. die Verbandskaſſe ausichlieglih zum Geldausgleich zu benugen, 
ein anderes Geldintitut nur mit Genehmigung des Vorſtandes ımd Auf- 
jichtörates, 

5. die periodiichen Mitteilungen des Verbandes, eventuell ein regel« 
mäßig ericheinendes Berbandsorgan, über deifen Erjcheinen und Umfang 
der Verbandstag bejchließt, in der vom Verbandstag zu bejtimmenden Anzahl 
von Exemplaren zu abonnieren“. (S 12 der Verbandsjagungen) 


C. Aeußere Rechtsform und Sicherheit nad außen: 
a) Rechtsform: 

Die Bereinigung ift „nad; Maßgabe der Art. 678 ff unter der Firma 
Schweiz. Naiffeifenverband als Genojjenihaft mit beichränfter 
Haft ins Handelsregiiter eingetragen.“ ($ 1 d. Stat. des Verb.) 

b) Nähere Umgrenzung des Grades der Haftbarkeit: 

„Das Grundkapital des Verbandes beſteht aus den Geichäftsanteilen 
der angejchloifenen Genoffenichaften. Jede perjönliche Haftbarfeit der an- 
geichloifenen Genoſſenſchaften für Verbindlichfeiten des Verbandes oder der 
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angeichlojjenen Genoifenichaften untereinander it ausgejchlojjen. Dagegen 
haftet die einzelne angejchloffene Genoſſenſchaft für die von ihr felbjt gegenüber 
dem Verband eingegangenen Berbindlichkeiten“ ($ 3 der VBerbandsjagungen). 
$ 14. Die Verwaltung des Schweiz. Raiffeijenverbandes. 


A. Zujammenjegung im Allgemeinen: 

„Der jchweizeriiche Raiffeiſenverband verwaltet feine Angelegenheiten 
durch folgende Bereinsorgane : 

1. den Vorſtand, bejtehend aus dem Verbandsdireftor, feinem Stell- 
vertreter und dem VBerbandsjefretär nebit zwei Erjagmännern, 2. den Auf- 
fichtsrat, beitchend aus dem Präfidenten und vier Mitgliedern, 3. den Kaſſier, 
4. die Reviforen, 5. den Berbaudstag. 

Vorſtand und Aufjichtsrat werden vom Verbandstag in geheimer Ab- 
jtimmung, Kaſſier und Revijoren vom Borftand auf drei Jahre gewählt.“ 
($ 13 der Verbandsjtatuten) 


B. Vorſtand: 

„Der Borjtand ift dafür verantwortlich, daß die Statuten, 
Geſchäftsordnung und Neglemente, die Beichlüffe des Aufjichts- 
rates und des BVerbandstages beobachtet und die jtatutarijchen Revi— 
jionen bei den VBerbandsvereinen vorgenommen werden. 

Er hat ferner die Kreditfähigfeit der Verbandsvereine zu 
prüfen, denjelben auf alle einichlägigen Fragen Auskunft und Nat 
zu erteilen und für die Ausbreitung des Genoſſenſchafts— 
wejens uach den Naiffeifenichen Grundjägen eifrig zu wirfen.“ ($ 15 
der Verbandsſatzungen) 


C. Aufſichtsrat: 
„Der Aufjichtsrat hat die Aufgabe, die gejamte Tätigkeit des Vorſtandes 
und Kajjiers zu überwachen, insbejondere: 
ſämtliche Reglemente und die Befoldungsifala beireffend Ver— 
waltung des Verbandes, der Verbandskaſſe und der Reviſion aufzujtellen, 
2. jährlich zweimal eine vollitändige Revijion der Verbandskaſſe vorzunehmen, 
3. dem Verbandstag einen Jahresbericht über die Wirffamfeit des Verbandes 
und über die Tätigfeit des Vorſtandes zu erjtatten ufw., 6. bei unregelmäßiger 
Geichäftsführung den Vorjtand oder einzelne Mitglieder im Amte zu fijtieren 
und in diefem Falle in tiumlichiter Bälde den Verbandstag zu berufen, 
T. in Prozeffen gegen den Vorjtand den Verband zu vertreten.“ ($ 20 der 
Verbandsjtatuten) 
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D. Verbandstag: 
„Der Verbandstag hat die oberſte Entſcheidung in allen den 
Verband berührenden Fragen“ ($ 26 d. Verb.“St., wo eine Reihe von 
Einzelobliegenheiten des Verbandstags aufgezählt jind). 


E. Bergütung an die gunftionäre: 

seite Befoldungen beziehen einzig die Angejtellten des 
Berbandes, eventuell noch der Berbandsiekretär. 

Ale andern Chargen, ald: Borjtand, Aufjichtsrat und Ab- 
geordnete, haben nur Erjagß ihrer Auslagen in Form von Reiſeſpeſen 
und Taggeldern zu beziehen, welche in der Bejoldungsifala normiert werden.“ 
($ 35 der Verbandsjakungen) 


F. Gemwinnverwendung: 

„Dividenden werden feine verteilt, jondern nur die Gejchäftsanteile 
nach jeweiligem Beichluß des Verbandstages und unter Berücjichtigung des 
Rechnungsergebniſſes im Maximum zu 5°%o verzinit. 

Der nad) Bewirfung der erforderlichen Abichreibungen verbleibende 
Reingemwinn wird alljährlid in den Reſervefond gelegt, bis derjelbe 
das zehnfache der Sejchäftsanteile erreicht hat. Hernad,) wird das Erträgnie 
nad) Beichluß des Verbandstages im Intereſſe des Verbandes und der Ver— 
bundsvereine verwendet.“ (N 48 der Berbandsjatungen) 

Bei Auflöjung des Verbandes wird das Verbandsver— 
mögen von der beitehenden Verbandsverwaltung nach von derjelben durch- 
geführter Yiquidation zinsjicher angelegt, und werden die Immobilien 
verfauft oder verpachtet, bis jich ein neuer Verband mit dem gleichen 
Grundjäßen des S4 gebildet hat, worüber die Entjcheidung bei der 
Mehrheit der bei der Auflöjung bejtchenden Berbandsgenoifenichaften reſpektive 
deren Roechtsnachfolger steht. Das Berbandsvermögen geht alsdann in das 
Eigentum des neuen Verbandes über. 

Bildet jich immert 3 Jahren jeit der Auflöjung fein ſolcher Verband, 
jo verfügen die bei der Auflöſung noch zugehörigen Vereine, reip. Rechts: 
nachfolger, duch Michrheitsbeichlug über das Berbandsvermögen. Jedoch ift 
Berteilung desielben unter die VBerbandsgenojjenichaften 
ausgeſchloſſen.“ ($ 54 der Verbandsitatuten) 


G. Befondere Sicherheitsvorjchriften wegen der Art 
der Geſchäfte: 
„Darlehen werden nur an VBerbandsvercine gewährt im 
Berhältnis ihrer Kreditfähigfeit, welche der Borjtand zu prüfen hat.“ (N 46 
der Berbandsjtatuten) 


„Ueberſchüſſige Gelder werdenbeifoliden Geldiniti- 
tuten oderin joliden Wertpapieren angelegt, eventuell zur 
Ermwerbung von Immobilien verwendet. 

Gewagte Gejihäfte und Spekulationen jind der 
Berwaltung ſtrengſtens unterfagt.“ ($ 47 der Verbandsjagungen) 


Dritter Teil: 


Biffernmäßige Gegenmwartsftatiftik. 

So prinzipiell weittragend, wie das begonnene Werf nad) dem bisher 
Ausgeführten erjcheint, jo ift doch die tatjächliche Entwicklung noch nicht bis 
auf den äußeren Stand gediehen, welcher zu der inneren Bedeutung ein 
vollwichtiges Gegenbild darbieten würde. Wie es bei der deutjchen Raiffeiſen— 
bewegung der Fall war, kann man aber auch bei der ſchweizeriſchen ſich 
daran halten: Kleines ift die Wiege des Großen. Tatjächlich fönnen immerhin die 
bisher erzielten Erfolge als jehr beachtenswert jchon für den Augenblick gelten, 
erjt recht jedoch für die bevorjtehende Entwidlung. 

Was den Bejtand der bisher in der Schweiz ins Leben getretenen 
Vereine (der Verband nennt fie kurzweg „Raiffeifenkaffen“) betrifft, fo 
wird er für Ende September 1906 auf rund 60 angegeben. Diefe 
Bereine gehören zum Verbande. Außerdem jollen noch drei außerhalb des 
Berbandes jtehen. 


Erites Kapitel. 
$ 14: Ziffernftatiftif betreffs der Lokalgenoſſenſchaften. 

Der dritte „Jahresbericht über den Schweiz. Raiffeifenverband“ be- 
handelt für 1905 die Geſchäftsoperationen von 49 Iofalen Kafjenvereinen, 
die Ende 1905 rund 3300 Mitglieder zählten mit einem ſteuerbaren 
Vermögensbeſitz von über 16 Millionen Franken laut amtlichen 
VBermögensausweis. Folgende Gejchäftsergebniffe werden für jene Kaſſen— 
vereine vom Jahresbericht verzeichnet, wobei das Ende bed Bilanzjahres 
auf 31. Dezember 1905 angegeben ift: 

Der Gefammtumjag (Einnahmen und Ausgaben zuſammen— 
genommen) beläuft fi) auf rund 13,700,000 Franken. Attiva und 
Paſſiva ftellen fich je auf rund 5,300,000 Franken. 

Das Anleihefapital bezifferte fich auf rumd. Fr. 5,109,000, 
worin die Summe von rund Fr. 145,000 für Einzahlungen auf die Ge— 
ihäftsanteile der Mitglieder nicht inbegriffen. jind. Auf den Titel 
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Spareinlagen entfallen von der eben genannten Geſamtſumme des Anleihe- 
fapitals rund Fr. 2,247,000, auf Einzahlungen in laufender Rechnung rund 
Fr. 1,566,000. Der Reit de8 Anleihefapital® mit Fr. 1,296,000 entfällt 
auf anderweite Anleihen, „Obligationen“ genannt." 

Die Darlehensjumme, weldhe insgejamt dem Anleihekapital 
gegenüber fteht, beträgt rund Fr. 5,152,000, wovon auf Vorſchüſſe 
inlaufender Rechnung jr. 1,506,000 kommen, jo daß die gewöhnlichen 
Darlehen einen Gejamtbetrag von rumd Fr. 3,646,000 ausmachen. 

Der Gewinn der Vereine pro 1905 erreichte die Höhe von rumd 
Fr. 20,000 und bradte die Reſervefonds auf zuiammen rund 
Fr. 41,000. 


Die Gefhäftsbewegung und das Verhältnis ihrer einzelnen Elemente 
zu einander find erfichtlicd aus der „Sefamtrehnung“ (Einnahmen und 
Ausgaben). Daraus führen wir an: 

An gewöhnlihen Darlehen wurden im Rechnungs— 
jahre (1905) gewährt rund Fr. 1,995,000, un Borjhüjjen in 
laufender Rechnung rund Fr. 3,994,000, zujammen rund Fr. 5,989,000. 

‚Die Rüdzahlungen auf Darlehen erfolgten im Betrage 
von rund Fr. 517,000, diejenigen in laufender Rechnung mit 
rund Fr. 4,053,000, zuſammen mit rund Fr. 4,570,000. Ein Viertel des 
Darlehensialdos vom Borjahre wurde m 1905 zurüdbezahlt. In laufender 
Rechnung wurden die den Mitgliedern gewährten Beträge zwei bis dreimal 
umgeichlagen. An Kontoforrentinhabern waren in 1905 905 vorhanden. 

Eingezahlt wurden ald Sparfajiengelder rund Fr. 1,429,000, 
zurüdgezahlt rund Fr. 532,000. Die Zahl der Spareinleger wird 
mit 5633 angegeben. Als Obligationenanleihen gurgen ein rund Fr. 572,000; 
von dem gejamten Obligationen-Anleihefapital wurden zurücdgezogen rund 
Fr. 103,000. 

An Einnahmen und Ausgaben von 9 Bereinen für Bezüge landwirtichaftlicher 
Dedarfsartifel figurieren die Summen von je rund Fr. 25,000 Fr. 26,000. 


Zweites Kapitel: 


Der Jahresbericht für 1905 gibt in Betreff des Verbandes jelbit, 
betreffs jeines Geſchüftsverkehrs mit den angeſchloſſenen Lokalgenoſſenſchaften 
folgende hier in Betracht zu ziehende Daten: 


) Der Verband nimmt auch direkt von Privatperſonen Obligationenkapital an. 
48 
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Bon den 49 Kaſſen hatten 45 mit der Verbands— 
kaſſe Kontoforrent-Berfehr. Die übrigen vier traten erjt gegen 
Ende des Jahres in den Verband ein. | 

Die Verbandskaſſe wurde von den Vereinen eher als Geldquelle, denn 
als Ausgleichitelle benutt. E8 betrugen zwar die Auszahlungenan 
die Kafjenvereine in 1905 rund Fr. 1,419,000, während die 
Einzahlungen der Kajjenpereine auf rund Fr. 1,277,000 
famen, jo daß man lediglich hieraus auf ein einigermaßen annäherndes Gleich 
gewicht im Verhältniffe von Ein- und Ausgang im gejamten Kontoforrente 
überhaupt jchließen würde. Die Bilanz pro 31. Dezember 1905 zeigt aber, 
daß zu diefem Zeitpunkte rund Fr. 54,3000 als Guthaben der Ber 
bandsfasjje beiden Yofalvereinen jtanden, während umgefehrt 
nur rımd Fr. 129,000 von den Bereinen beider Zentral 
(BerbandsJKaſſe deponiert waren, ein Verhältnis welches den 
Berbandsvorjtand veranlaßte, mit allem Nacdrude die Vereine darauf hin- 
zumeijen, daß es ihre Aufgabe jein müfje, ihr Betriebsfapital ſich im 
Wejentlihen aus dem eigenen Vereinsbezirfe zu bejchaffen. Praktiſch wird 
hierauf von Seiten des Verbandes noch dadurch hingearbeitet, daß der 
Zinsfuß für Vorſchüſſe an die Vereine auf 4'/s/o von 
vorher 4°/0 erhöht und das für Depojitender Vereine bei 
der Zentralkaſſe 3°/4%o jtatt vorher 3"/.%/o zu zahlen beſtimmt 
wurde. Daneben ijt eine einmalige Brovijion von A %/ vom hödjiten 
Paſſivſaldo eingeführt. 

Um dem von den angejchloifenen Genofjenichaften gegenüber der Zen- 
tralfaffe geltend gemachten Geldbedürfniſſe zu genügen, verjchaffte fich die 
Berbandstafje entiprehende Kredite bei (zum Zeil öffentlich 
garantierten) Banken. So weiſt denn die Bilanz zu Gunſten von Gläu- 
bigerbanfen einen Betrag von rund Fr. 278,000 auf. Die Zahlungen im 
Verkehre mit den freditierenden Bankinftituten bewegten jih im Einnahme 
fonto der Verbandskaſſe mit rund Fr. 498,000 insgejamt, in den Aus- 
gabe buchungen mit zuſammen rund Fr. 422,000. 

E83 wurden aus Obligationen vonder Zentralkaſſe 
am 31. Dezember 1905 an Brivatgläubiger diret geſchuldet 
Fr. 181,000 rund. Gegen rumd Fr. 79,000 in 1905 cingezahltes 
DObligationenfapital zeigt die Rechnung für 1905 rund 
Fr. 28,000 Rüdzahlungen auf Obligationenjfhulden 
der Verbandskaſſe. 
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Vierter Teil: 
—chlußkritik. 
8 16. Referierende Ueberſicht. 

Einen Begriff von dem kräftigen, Wachstum der Ent 
widlung der ganzen Bewegung vermittelt ſchon rein in geichäftlicher Dinficht 
der Vergleich mit den entiprechenden jtatiftiichen Ziffern des erjten Rechnungs— 
und Bilanzjahres. Wenn c8 möglich war, die enormen Schwicrigfeiten der 
eriten Eimführung der Vereine und ihrer Weiterverbreitung jowie der Ein- 
richtung und der eriten Arbeiten des Verbandes in verhältnismäßig fo 
glänzender Weile zu überwinden (Danf namentlich der aufergewöhnlichen 
Zähigkeit des eriten Yeıters, Pfarrers Traber, unterjtügt von dem Eifer, der 
Umficht, der Nachhaltigkeit, Treue und Opferwilligfeit der übrigen Mit- 
wirfenden im Voritand, Auffichtsrat und ſonſt im Berbandsleben), jo fan 
man, erſt recht nachdem man die nüchterne Gediegenheit, Einficht und Sorg— 
falt in der Geichäftsführung der leitenden Kreiſe des Verbandes beobachtet 
hat, ohne Prophetengabe behaupten, daR, wo nunmehr das Eis gebrochen 
ift, der Fluß der Entwidlung zwar ruhig und jtetig, aber unaufhaltjam 
und im jteigender Progreiiion weiter vordringen wird. 

Die Bewegung gestaltet jich mehr und mehr zu einer 
grunmdfeiten, wohlgegliederten, umfajienden Volks— 
inftitution, mit welcher nicht nur die zumächit, unmittelbar Beteiligten 
und beliebige Bolfsfreunde zu rechnen haben, sondern im großem Stile 
Wiſſenſchaft, Verwaltung und Gejetgebung. Mögen im übrigen Bervoll- 
fommmungen im Zinne einer noch innigeren Identifizierung mit den Grund— 
jäten des Altmeilters der Sache, des großen Volksmannes und Sozial- 
reformers Raiffeiſen, hie und da objeftiv angebracht ericheinen, — jubjeftiv 
haben die maßgebenden Kreiſe des Schweizerischen Raiffeiienverbandes diejer 
Richtung ſich durchaus verpflichtet, wie wiederholte feierliche Erklärungen 
und ſonſtiges energiiches Verhalten beweijen. 

$ 17. Kritifhe Wertung. 

Man stelle ſich recht Icbhaft vor, was es heißt, wenn der Bauern- 
jtand unter dem Drude eines unrationellen Schuld- und Kreditinitens 
jeine Tätigkeit mehr oder minder als ‚Frohnarbeit für den fapitaliftiichen 
Gläubiger ausübt, — menu der Ztand, den man immer doch als die 
Grundlage, als die erhaltende Hauptfraft, als Berjüngungsgquell 
des geſamten Volfes anzujchen hat, der Stand der Yandwirte, im 
jeinem vwoirtichaftlichen und moralischen Kern angefreifen oder gar erijtentielf 
bedroht it. Tatſächlich tragen die fapitaliftiichen Machthaber einzeln oder in 
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Gejellichaften bei dem zur Zeit noch vielfach herrichenden Syſtem die Kraft, 
das Yebensmarf de8 Bauern in mobilen, transportablen Werten davon 
und in ihren Schagbereich hinein — cin höchſt unwürdiger Zuſtand, deſſen 
man recht inne wird, wenn man fich deutlich vergegenwärtigt, daß die arbei- 
tende, auf ihre Tätigkeit und jomit deren Ergebniffe direkten Anjpruch habende 
Perfönlichkeit fich die Abhängigkeit und Bevormundung von Yeuten gefallen 
laſſen muß, denen weder die berufliche Sachfenntnis, noch ſonſt die berufliche 
Arbeitsfähigkeit und »-Tüchtigfeit, ja denen jogar in weitgehendem Maße der 
Wille zum eigentlichen Schaffen überhaupt abgeht. 


Yeuten, welche der jozialen, beruflichen Arbeitspflicht, dem inneren Rechts— 
titel auf einen eigentlichen Beruf denkbar fern jtehen, ift e8 gegeben, ſich 
diefe Arbeit, den Beruf, das von Haus aus beftimmende, ſittlich-ſoziale 
Lebenselement dienjtbar zu machen, zu unterjochen, in den Rahmen ihres 
Genuſſes einzufpannen, regelrecht eine ujurpatoriiche Herrichaft darum jich 
zuzueignen und diefelbe zu behaupten, weil fie das tote, unperjönliche Kapital 
in Händen haben ımd weil fie mit Hülfe desfelben, mit Hülfe des entarteten, 
abjoluten Geldbegriffs fich jene Herrichaft anzueignen, jich wahrhaft zu ge- 
bietenden Herren der Arbeit, zu Inhabern des (durch eigenes Wirken weder 
erworbenen noch verdienten) äußeren NRechtstitels auf den Verlauf und den 
Erfolg der Arbeit zu machen vermochten. 


Wie faum eine andere nititution fett hier der von Raiffeiſen inten- 
dierte und propagierte Sozialplan und dejjen Einfleidung in das von ung 
dargeitellte Syſtem den Hebel an. In der Tat fünnen die Arbeit, 
die Soziale Pfliht, dernatürlich legitimierte Beruf 
und mitihm wegenihm der Berufsftand ihrer jelbit, 
ihres Wejens und ihres gebotenen, notwendigen An- 
ſpruches auf ihre Yeiftungen, auf ihre joziale Funktion und 
auf deren Einfluß nicht froh werden, wenn fie diejen ihren 
Anſpruch und ferner die zu feiner Öeltendmadung 
unentbehrlihe Eigenfraft, deren jie eben zu ihrer 
Behauptung und Entfaltung bedürfen, nad außer 
halb abgeben follen, — abgeben jollen noh dazu aneinen 
Faktor, demcesüberhauptan einer eigentlid, wahrhaft 
jozialen Zegitimation gebricht. Der als joziales Grundelement 
anzujchende (Arbeits) Beruf wird jolchergejtalt zu einem Schatten, zu einer 
Knechtgejtalt im Banne antifozialer Tendenzen herabgedrüdt, während er doch 
von Natur aus, nah Sinn und Weſen des jozialen Zuſammenhanges jeiner- 
jeits das bejtimmende Moment des fozialen Yebens in ſich jchlieft. 
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Iſt mm eine von Grund aus ftörende joziale Schief— 
heit mit dem Kapitalismus und jeiner Herrſchaft 
vorhanden, jo tt leicht zu veritehen, was es auf fich hat, wenn 
mitdem Syfjtem Naiffeijen dieje Örundftörung vorab 
im natürlih grundlegenden Bereihe der Sozialmirt 
haft, nämlid im Bauermjtande bejeitigt und damit die 
natürlich gegebene Grundlage wieder in die richtige Verfaffung gebracht wird. 
Die für das gejellichaftliche Yeben beftimmte Ktraftquelle, welche vorher, von 
fremden Intereſſen belaftet oder zu Boden gedrüdt, ausgebeutet, ſich jtellen- 
weije faum zu erhalten vermochte, deren Gejumdheit und natürliche Ent— 
wicklung jedenfalls jchwer geichädigt und beeinträchtigt war, wird jich jelbft, 
ihrer eigenen Friſche und Stärke, ihrer natürlichen Beitimmung und damit 
dem für die Gejellichaft puljierenden Yeben zurücdgegebenen, während fie 
vordem, im diejer ihrer Beſtimmung zurüdgejett, kaum ihre eigene Eriftenz 
zu friften, geſchweige denn für eine höhere fittlich-joziale Pflicht (Beruf) 
ſich zu entwideln, ſich auszuleben vermochte, dafür aber als Arbeits und 
Yieferungsmajchine in der Hand jelbjtjüchtiger Triebe unfozialer Störenfriede, 
Ausbeuter und Ujurpatoren eine jElavifch-widernatürliche Holle jich gefallen 
laſſen mußte. 


Man mag jich voritellen, wie von demjelben Punfte her, der nad) 
der fapitalijtiichen „Ordnung“ als eine Quelle des Unjegens gelten mußte, 
nunmehr mit der Umkehrung in der Handhabung des Srundelements dieſer „Ord— 
nung“, d.h. mit der Bindung des zum fozialen Yeben um 
entbehrlihen Kapitalsan jeinen höheren, natürliden, 
wahrhaften Sozialzwed ganz von ſelbſt naturnot- 
wendig eine Quelle des Segens zu ungehbemmtem 
Fließen gebracht wird. 


Zunächſt beſteht bereits die gute Wirkung jener anderen Richtung des 
wirtſchaftlichen Strebens darin, daß das an ſich in der Volkswirtſchaft, im 
ſozialen Leben durchaus zuläſſige und in ſeiner Verwendung, ſeinen dies— 
bezüglichen Wirkungen weittragende Mittel des Verkehrs, der Produktion, 
das Kapital nämlich, negativ der (vom landläufig jo genannten Kapitalismus 
ausgehenden) antijozialen Verwendung, der Arbeits-, der Berufsausbentung 
entzogen wird. Poſitiv wird jodann durch Einjtellung des Kapitals in jeine 
natürliche Beitimmung, in den gehörigen Dienjt der Arbeit, mit anderen 
Worten: wird durch Unterordnung des Kapitals unter die als joziale Pflicht 
ausgeübte Arbeit, d. h. unter den richtig (im Anſchluſſe an die ordnende 
Berufsgenofienichaft) betriebenen (das joziale Prinzip darjtellenden) Beruf 
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diejer jelbit und damit das joziale Yeben in der faktiſchen Betätigung jeinem 
natürlichen echte wiedergegeben. 

Es wird wieder ein gejunder Grundzug iu das joziale 
Lebengebradt. Bejtimmend für das legtere (das joziale Yeben) 
ift jo derwahrhaft joziale Faktor, welder aus der wahren 
inneren Natur des menschlichen Zujammenlebens von jelbjt entipringt: der 
gehörig organifierte Arbeitsberuf, in dem jich (an jich 
der menjchlichen Vernunft deutliche Wahrheit) fund gibt, daß die Zujammen: 
gehörigfeit der menjchlichen Gejellichaft geordnete Beziehungen und demgemäß 
perfönliche Arbeit, perjönliche Leiſtungen in gegenjeitiger Dienjtbarfeit verlangt. 

Die Arbeit, der Beruf behält nicht nur jeine Kraft, fein notwendiges 
Kapital, jondern kann jie ferner zu jeinem und damit der Menjchheit wahren 
Wohl verwenden, wird es auch in der bezeichneten Weije tun, da ja jein 
ganzes Wejen und Yeben, feine ganze Bedeutung auf diefem Verhalten beruht, 
ohne dasselbe zerfallen muß, von jelbit aufhört. Arbeitsfrohes Yeben 
und bewußt jfittlihes Menjchentum trittan die Stelle 
der krankhaften Krüppelhaftigfeit, die uns mit dem modernen, die Menjchen 
zu automatischen Zerrbildern macenden Kapitalismug geworden ift. 


$ 18. Schlußfolgerunmg. 

Führt man ſich das Gejagte lebhaft vor Augen, fo muß man geftehen, 
daß alle Nückjichten, welche etwa aus vorhandenen Verhältniſſen her fich der 
alljeitigen Einführung der Raiffeijengenofjenjchaften entgegenjtellen möchten, 
fallen gelafjfen werden müſſen. Neinedervorhbandenen Wredit- 
oder jonit Genojjenfhaftsinftitutionen iftim Stande, 
den dargejtellten Sozialplan derart ins Yeben zu 
jeßen, wie die NRaiffeijengenojjenichaften und das 
prinzipridhtige Wirfenihrergrößeren Organifation 
esvermödgen. 

Das joziale Problem liegt im Volke und mus vom Bolfe her erfaßt 
werden. Seine Löſung bejteht in der Wiederichaffung, Befeitigung und all- 
feitigen Geltung der förmlich im jittlich-jozialem Zufammenhange mit der 
Geſamtheit, der Gejellichaft lebenden Einzelperjönlichkeit. Darauf zielen Zweck 
und Einrichtung der Naiffeijenvereine nebjt ihrer planrichtigen Organijation 
hin, wie feine andere fozial-wirtichaftliche Vorfehrung es beifer vermöchte. 

Mit richtiger, jachgemäßer Entichuldung und einer dem gejunden Berufs- 
harafter angepaßten, in ihm gebundenen Streditwirtichaft iſt der angejtrebte 
Zuftand einzuleiten und auf einen feiten Grund zu bringen. Die Konje- 
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quenzen werden nad der wirtichaftlich und jozial eriprießlichen Seite 
hin unausbleiblih jein und einen Zweig jozialer Berufs- 
ordnungnahdemandernimihren Bereich ziehen. 

Hier ergibt ſich für die Schweiz genau die gleiche Notwendigkeit jozialer 
Ordnung und jozialen Fortichritts wie für die Gejellichaft überhaupt. Ya, 
die ganze Entwidlung jowohl wie der Uriprung der 
Eidgenojjenihaft weijen darauf bin, daß das bier 
beiprohene Raiffeiſenſche Genoijenihaftsweien 
gerade für das Bolfstumder Schweiz ein vorzüglidhes 
Mittel der Negenerierung, Stärlung und Hebung 
jein wird. 

Alle ehrlich geiinnten Elemente ohne Unterjchied der Konfeſſion oder 
Partei finden hier ein ausgezeichnetes Feld wahrhaft patriotiicher, natio- 
ualer Arbeit. 


Soziale Chronik, 


Erziefungs- und Ziſdungsweſen. 


Holland. Ueber das Niederländiihde Schulmufeum bat: 
Dr. 5. Land in Arnheim in Nr. 11 der Zeitfhrift für Schulgefundheits: 
pflege einen intereffanten Bericht veröffentlicht, dem wir folgendes entnehmen: 

Das Niederländifhe Schulmufeum, das feit 1877 in Amfterdam beftebt, 
bat fi vom feinen Sproß zum fräftigen Baume entwidelt, ftarf durch fein 
Alter, ftark durch feine innere Kraft, eine Verkörperung defien, was Holland 
auf pädagogiichem Gebiete zu leiften vermag. Es finden fich hier faft alle 
holländischen Shulhygienifchen Bücher vor und es find, fo weit es der leider 
beſchränkte Raum zuläßt, manche Gegenftände von jhulhygienifcher Bedeutung 
ausgeftelt. Man darf wohl jagen, daß damit der Anfang gemacht ift zu einem 
Mufeum für Schulgefundheitspflege. 

Gemäß dem Gedanten Peſtalozzis, daß fich aller Unterricht auf 
Anſchauung ftügen muß, und in Anbetracht des Beftrebens, der Schule fort- 
während neuere und beſſere Hilfs- und Lehrgegenftände zu befchaffen und 
ihre Pehrmittel zu vereinfachen, ift dag Muſeum bemüht. alle folche Wünſche 
in fich gleichfam zu verförpern. Daß dieſes Biel erreicht ift, dafür fpricht 
die jegige Blüte de8 Mufeums und die Anerkennung, welche ihm von feiten 
Sachverſtändiger gezollt wird. 

Wie diefes Inſtitut auf die jegige Stufe feiner Entwidlung gelangt 
ift, zeigen elf Berichte, die feit deffen Gründung erſchienen find. 

Die geringen Einkünfte der erften Zeit wurden geradezu die Urſache 
dafür, dag man fih Mühe gab, das Mufeum in möglichft weiten Kreifen 
befannt zu machen. 

Die Niederländifche Lehrergenofjenfchaft, fräftig unterftügt von dem 
Berein der Mitteljchullehrer, die urjprünglich zufammen den Borfag zur 
Gründung des Mufeums gefaßt hatten, machte ſich zur Aufgabe, einen Ein- 
blit zu geben in die Entwidlung und jegige Yage des Schulweſens, das 
Studium von PFehrern und Schülern zu unterftügen, und durch die 
Erteilung von Ausfünften an alle, die es wünſchen, die Schule zu fördern. 

Die immermährend ſich ausdehnende und ergänzende Ausftellung, die 
Zufendung von Lehrgegenftänden, Büchern uſw. feitend der Yabrikbefiger,. 
Berleger und Schriftfteller, find alles Mittel, die zum ſchönen Ziele führen. 

Die im Mufeum über pädagogishe Fragen gehaltenen Borträge, das 
Ausleihen von Büchern oder Gegenftänden, das zunehmende Befanntwerden 
des Mufeums und feiner Zwedbeftimmung in weiteren Kreiſen, alles das 
hatte zur Folge, daß die Zuwendungen von feiten der Yabrifen, Verlags: 
buchhandlungen ufm. immer zunahmen, und daß im Jahre 1896 ein größereß- 
Gebäude zur Notwendigkeit wurde, 
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Wie ſehr die Zahl der Beſucher des Muſeums im Wachſen begriffen 
iſt, zeigen die nachfolgenden Zahlen: 

Im Jahre 1880 waren es 450, im Jahre 1895 1054 Beſucher, 
während jhon in den drei erjten Bierteln des Jahres 1904 die Zahl 3154 
erreicht wurde. 

Auch aus dem Auslande wird das Muſeum öfters beſucht von Leuten, 
die ihr perſönliches Intereſſe — oder die von ihren Regierungen ab— 
geſandt werden. 

Durch gegenſeitige Zuſendung von Schriften und Informationen wurde 
ein Tauſchverkehr mit den Schulmuſeen anderer Länder und Städte eingeleitet, 
der nicht ohne Bedeutung iſt. So kommt es denn, daß der Leſetiſch des 
Mufeums, außer holländischen Fahblättern und periodifchen Schriften auf 
pädagogiihem und ſchulhygieniſchem Gebiete, die meiften ausländischen Zeit: 
ſchriften aufzuweiſen hat. 

Das Verzeichnis des Muſeums beſteht gegenwärtig aus den nach— 
folgenden Abteilungen: 

1. Pläne, Abbildungen und Modelle von Schulgebäuden, einſchließlich 
der die Schulhygiene betreffenden Vorrichtungen: 300. 

2. Modelle und Zeichnungen von Schulmobiliar: 150. 

3. Lehrbücher für alle Unterrichtszweige: 170. 

4. Lehrmittel für: a) Leſen: 550, Schreiben: 116, b) Singen: 330, 
e) Rechnen: 400, d) Spradunterriht: Holländ. 550, Franz. 375, Engl. 
240, Deutih 170, alte und fremde Sprachen 116, e) Geographie: 750, 
Geſchichte: 570, f) Naturwifienihaften: 900, g) Zeichnen: 350, h) Hand: 
arbeit: 40, i) Weiblihe Handarbeiten: 80, j) Yandmwirtihaft: 120, 
k) Turnen: 40. 

5. Schulutenfilien: 70. 

6. Proben von Schülerarbeiten: 90, 

Ueber die finanzielle Yage des Muſeums ift zu erwähnen, daß die 
Einkünfte jährlih 6900 Gulden betragen, teil8 Zulagen feıtens des Reiches 
und verjchiedener Vereine, teils Mitgliederbeiträge und Eintrittägelder. Es 
ift der Wunsch des Vorſtandes, dieſe legteren Einkünfte entbehren und den 
Eintritt vollftändig frei geben zu fünnen. 

Es iſt von großem Intereſſe für Schriftfteller, Verleger und Induftrielle, 
auch außerhalb Hollands, das Bekanntwerden ihrer Werke und Erzeugniſſe 
durh Ausstellung in dem niederländiichen Schulmufeum zu fördern. 


_—PIILIcH 


Miscellen, 


Das Problem der Zahlungsbilan; im Lichte der 
Handelswiſſenſchaft. 


(Mitgeteilt). So lautete das Thema des letzten Vortrags- und 
Disfujftonsabend8 der Ortsgruppe Berlin des Deutſchen Volkswirte 
Ichaftlihen Berbandes, der injofern von bejonderem ntereffe war, al3 der 
Nedner des Abends, der befannte Bertreter der Handelswiſſenſchaft, Brof. 
Dr. Shär von der Berliner Handelshochſchule, zum erftenmale hier ſeit 
jeiner Berufung aus Zürich öffentlich über ein Problem aus feinem Forſchungs— 
gebiete ſprach. Nachdem er zunächft die Stellung der Handelswiſſenſchaft zu 
den übrigen Disziplinen, ihre Qualififation zur hochſchulmäßigen Pflege be- 
rührt und als ihre Pofung aufgeftellt hatte: „Aus der Praxis — durd die 
Wiſſenſchaft — für die Praxis“ — dharakterifierte er das Problem der Zah: 
lung3bilanz im allgemeinen. Diejes Gebiet ſei beſonders geeignet, um Auf: 
gabe und Methode der neuen Wiſſenſchaft zu veranjhaulichen, denn es 
handle ſich dabei tatjählih um ein Problem der Buchhaltung, der kauf— 
männiſchen Arithmetif und der Handelsbetriebslehre, — ein Standpunkt, 
von dem das Problem jedoch jeitens der zahlreichen nationalöfonomijchen 
Bearbeiter niemals angefaßt worden tft. Die Zahlungsbilanz fteht im Gegen- 
ja zur Handelsbilanz und zur Wirtſchaftsbilanz. Die Handelsbilanz als 
Gradmefjer für die Zu: und Abnahme des Nationalreihtums zu betrachten, 
wie es faſt zweihundert Jahre lang gejchehen tft, haben wir endgültig über- 
wunden. Die Erfegung des Begriffs „Zahlungsbilanz“ durch „äußere Wirt: 
ſchaftsbilanz“, wie Grunzel e8 getan hat, verwirft Schär, denn die nationale 
Wirtfchaftsbilang würde ihrer Form nach übereinftimmen mit der Schluf- 
bilanz einer Einzelwirtichaft, in ihrer doppelten Geftalt als Betriebsrehnung 
und Kapitalrehnung, mit dem wefentlichen Unterjhiede, daß in der Wirt- 
ſchaftsbilanz die inneren Kreditverhältniffe, Schuld und Forderung zwijchen 
den Gliedern derjelben Nation nicht in Betracht fommen. Die Zahlungs 
bilanz dagegen umfaßt neben dem direften Güteraustauſch den internationalen 
Sreditverfehr und die internationale Kapitalmanderung. Während aljo die 
Wirtihaftsbilang den Zweck hat, die einzelnen Poften, aus denen fich 
Produftion und Konfumtion einer Nationalwirtfchaft zufammenfegen, nach— 
zumweifen, konzentriert die Zahlungsbilanz ihren Hauptzwed auf die Erfaffung 
des Saldo3 zwifchen Soll und Haben eine Yandes gegenüber dem ge— 
ſamten Ausland, ähnlich wie die Handel3bilanz es in unvollfommener Weife 
getan hat. Die Darftellung des gejamten Zahlungsverfehrs des Inlandes 
mit dem gefamten Auslande in Form eines Kontos mit Soll und Haben 
begegnet natürlich großen Schwierigkeiten, weil jomohl das Inland, wie da$- 
Ausland aus Millionen von Perjonen beftehen, welche ihren Zahlungsverkehr 
durch eine große Reihe der verſchiedenſten Stellen leiten, denn der interna= 
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ttonale Anweiſungsverkehr der Poſt beijpielsweife umfaßt nur den kleinſten 
Brucdteil des Zahlungsverkehrs und zu dem internationalen Giroverkehr 
durch die nationale Notenbanf haben wir (abgejehen von der rühmlichen 
Ausnahme Deutſche Bank Oeſterreichiſche Poſtchedkaſſe) nicht einmal einen 
nennenswerten Anfang. Doch hätte eine Berehnung, melden Betrag eine 
Nation täglich oder periodiih vom Ausland zu fordern hat oder an das— 
ſelbe ſchuldig iſt, auch nur theoretifchen Wert. Für die Praxis find andere 
Momente der Zahlungsbilanz von Bedeutung. Prof. Schär erläuterte zu: 
nähft die Elemente der Zahlungsbilang an der Hand einer injtruftiven 
Tabelle und zwar im einzelnen den Warenverlehr, den internationalen Tranfit: 
und Zmwifchenhandel, die Erträgniffe der internationalen Juduſtrie- und Trans- 
port:Uinternehmungen, Kapitalanlagen in internationalen Unternehmungen, 
Banderung, ausländiihe Erbichaften ꝛc. Hierbei berührte er auch kurz den 
Einfluß der Wirtſchaftsbilanz auf die Zahlungsbilang. Ye mehr die innere 
Wirtihaft durch jteigende Produftion, Ausdehnung von Handel, Induſtrie 
und Berfehr die in der Nation erfparten Kapitalgüter abforbiert, defto ener- 
gticher wird die Zahlungsbilang nah pajliver Richtung gedrängt. Umgefchrt 
wird ein Yand mit wenig erpanfiver wirtichaftlicher Unternehmungsluft, deſſen 
Bevölkerung fich lieber auf die fichere Anlage ihrer Erſparniſſe wirft, feinen 
Ueberflug an nationalen erfparten Gütern dem internationalen Kapitalmarfte 
zur Berfügung ftellen. it es auch nicht möglıdh, die Zahlungsbilanz eines 
Yandes bezw. des Saldos desjelben ziffermäßig feftzufegen, jo muß doc 
unterfucht werden, durch welche Mittel die Zahlungsbilang nad) ihrer Aktivität 
oder Baffivität gemeflen werden kann. Als eines dieſer Mittel ift zumächft 
der Yandesdisfont zu erwähnen und zwar in dem Sinne, daß die Pafjivität 
um jo größer ift, jemehr der Yandesdisfont den Durhichnitt des Diskonts 
der umgebenden Yänder überjteigt. Allen der Disfont iſt von fo vielen an— 
deren Faktoren abhängig und fo ftarf von den inneren Wirtichaftsverhält- 
niſſen beeinflußt, daß wir in ihm allein feinen richtigen Maßſtab für die 
BZahlungsbilanz erhalten fünnen. Er liegt vielmehr unftreitig in den Wechſel— 
furjen, denn zumächit vollzieht fich tatfächlih die überwiegende Mehrzahl 
der internationalen Zahlungen durch das Mittel der Wechſel, allein auch die 
anderen Zahlungsmittel, wie Ched, Auszahlung, Voſtanweiſung, Bankgiro— 
Kabeltransfer u. dgl. unterliegen in ihrer Preisbildung dem Wechielfurs. 
Um nun das Steigen und Fallen über und unter die normale Höhe, melde 
fi) im jedem Yande durch die eigene Baluta ergibt, bejtimmen zu fünnen, 
muß zunächſt das Niveau feitgelegt werden. Diefe gleiche internationale Wert» 
bafis für die Wechſelkurſe findet fich für jämtliche Yänder, die ihr Geldſyſtem 
auf der Goldbajis aufgebaut haben, durch die gejeglichen Beitimmungen eines 
jeden Yandes, wieviel Münzeınheiten aus einem Kilogramm Feingold ge: 
prägt werden und durch entiprechende Reduzierung jämtlicher ausländischen 
Goldmünzeinheiten auf Goldmarf. Da Steigen und Fallen des Disfontos 
an und für fih fchon ein Gradmeſſer für die Zahlungsbilanz ift und da im 
weiteren dieſer Disfontiag einen mefentlihen Einfluß auf die Wechſelkurſe 
ausübt, ſo folgt mit zwingender Notwendigfert, dag der Wechfelfurs der 
empfindlichite Maßſtab der Zahlungsbilanz bleibt. Die Hauptſchwierigkeit 
liegt nicht in der Feititellung diefer Tatlache, fondern in der Methode, 
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die Wechſelkurſe und den Diskont des Inlandes zu dem geſamten Ausland 
richtig ins Verhältnis zu ſetzen. Dieſe Aufgabe fällt unzweifelhaft der Han— 
delswiſſenſchaft zu, die durch das Mittel der Arbitrage und der Münzrech— 
nung hierüber Klarheit geben kann. Prof. Schär hat zum erſtenmale dieſe 
Methode in Anwendung gebracht. Als Maßſtab zur Vergleichung der inter— 
nationalen Münzeinheiten dient ihm eine Gewichtseinheit Feingold, z. B. 
ein Goldgramm. Um einen empfindlichen Maßſtab zu erhalten, wählt er 
10,000 Einheiten als Baſis und berechnet die Abweichungen der effeltiven 
Wechſelkurſe in 10,000ftel. Die gleichmäßige Fortpflanzung der Spannung 
in der Zahlungsbilang bezw. in den Wechſelkurſen zwijchen zwei Yändern 
auf alle Weltbantpläge gehört zu den intereffanteften Erfcheinuugen und be— 
weift, welche feinfühlige Ausbildung die internationale Arbitrage erhalten 
bat. Um die direften Erhebungen auf Grund der Berliner Börfenfurfe zu 
kontrollieren und auf ihre Zuverläffigfeit Hin zu prüfen, hat Schär in dem 
Jahre 1905 und 1906 in Züri auf Grund des fchweizerifhen Wechjel- 
furjes jede Woche in den beiden Jahren die BVerhältniszahl ausgerechnet 
und den Durchſchnitt der beiden Fahre dem Ergebnis der gleihartigen Rech— 
nung in Deutſchland gegenübergeitellt. Das Ergebnis diejer Bergleihung 
ift geradezu ein lberrafchendes. SKonftrutert man nämlich aus den ſchweiz. 
Wechſelkurſen nad) dem angegebenen Geſetz über das Gleichgewicht der 
Wechjelkurfe diejenigen Kurſe, die in Deutſchland rechnungsmäßig fein follten, 
und ftellt diefe Rechnungsergebniffe den direkten Erhebungen in Deutſchland 
gegenüber, fo ergibt fich für vier Yänder eine vollftändige Uebereinitimmung, 
für Amfterdam und Italien je 1 und für Belgien 2zehntaufendftel Unterjchied. 
Nah dem Gejege des Gleichgewichts laſſen ſich die BVerhältniszahlen der 
anderen Yänder theoretijch berechnen und jo ergibt fi die intereflante Tat- 
fache, daß Deutichland, Holland, Belgien, Dejterreih im Jahre 1906 eine 
paſſive Zahlungsbilanz hatten, während die übrigen Länder, Ftalien, Frank: 
reich und die Schweiz (New-York) aktiv waren. Zieht man zur Ergänzung 
das Diskontverhältnis heran, jo ergibt fih: 1. Altivität im Wechſelkurs und 
Aktivität im Disfont erhöhen die Aktivität der Zahlungsbilanz; 2. find ſo— 
wohl die Wechjelfurfe als der Disfonto paſſiv, fo rejultiert daraus eine 
Erhöhung der Pajfivität der Zahlungsbilanz ; 3, Aktivität im Disfont ver: 
mindert die Pajjivität in den Wechfelfurfen; 4. Paſſivität im Disfont ver- 
mindert die Aktivität iu den Wechjellurfen. Die Bedeutung der Zahlungs— 
bilanz liegt auf der Hand. Schon der hohe Disfontfag, der zur Korrektur 
der paffiven Zahlungsbilang aufgewendet wird, wirft ſehr nachteilig auf alle 
Wirtihaftskreife und naturgemäß aud auf die Konfurrenzfähigfeit des In— 
landes mit dem Ausland. Im Fahre 1906 mußte z.B. der deutfche Unter: 
nehmer jeine Schuldfapitalien mit hundert Zeilen verzinjen, während der 
engliiche Konkurrent dafür nur 83, der franzöſiſche fogar nur 58 Teile zu 
bezahlen hatte. Aber auch die PBafjivität der Wechſelkurſe drüdt die Konkur— 
renzfähigfeit eines Landes. So bezahlte z. B. der franzöfifche Importeur 
1906 für je 10,000 Einheiten feiner Warenfchuld an das Ausland in Paris 
24 Punkte unter der Parität (9976 Einheiten), er erſparte aljo 2.4 pro 
Mille. Der deutfche Konkurrent dagegen mußte feine Warenfhuld an das 
Ausland mit 28 Punkten Agio bezahlen (10,028 Einheiten), das ergibt 
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für Deutjchlands Import eine Benadteiligung von 52 Punkten gegenüber 
dem franzöfifhen Import, das ift 5,2 pro Mille, mehr als "se Prozent, 
was auf 7 Milliarden deutfcher Importwerte eine Summe von 36 Millionen 
Marf ausmaht. Während alfo die paffiven Wechſelkurſe den Jmport belaften, 
begünftigen fie befanntlich den Erport. Allein diefe Kompenjation hilft nicht 
darüber hinweg, daß eine Paifivität der Zahlungsbilanz ein anormaler krank— 
bafter Zuftand ıft und daß es zu den Hauptaufgaben einer gejunden Wirt: 
Ichaftspolitif gehört, das Gleichgewicht der Zahlungsbilanz möglichſt aufrecht 
zu erhalten, denn die Pafjivität mweift darauf hin, daß das Gleichgemicht 
zwifchen Stapitalnachfrage und Kapitalangebot geftört ift. Freilich braudt die 
Pajfivität der Zahlungsbilany nicht al3 ein Symptom eines franfhaften Zu— 
ftande3 der inneren Wirtfchaft angefehen zu werden. Indes ift die Steige- 
rung des Disfonts, um der Paſſivität in der Zahlungsbilanz bezw. in den 
ſchlechten Wechjelturfen zu begegnen, der Gefahr des Geldabfluffes nach dem 
Auslande entgegenzuarbeiten, zweifellos eine wirtichaftlihe Kalamität. Das 
eine Mittel dagegen liegt in der Vermehrung der Zahlungsmittel uud des 
verfügbaren inländifchen Kapitalftods, das andere in der befferen Ausnugung 
der Zahlungsfähigkeit jener Mittel, in der Erhöhung ihrer Zahlungskraft. 
In der erften Richtung fann es fih nur darum handeln, den Goldvorrat 
in Münzen um mindeftens eine Milliarde zu erhöhen und das internationale 
Kapital auf dem Wege des langfriftigen Kredits bezw. durch dauernde An— 
leihen in Anſpruch zu nehmen. Zur befleren Einrihtung des internen Zah— 
lungsverkehrs gehören die Einführung eines Chedgefeges, Organiſation des 
Poftchedvertehrs, Ausdehnung des Girodienſtes auf die weiteften Kreiſe der 
Gejchäftswelt und der Staatskafjen. Wenn die nun fhon mehrere Jahre 
dauernde Paffivität der deutihen Zahlungsbilanz und die Erforſchung ihrer 
Gründe dahın führt, dieſe zwei wirlſamen Wege zu begehen, dann find die 
gemachten Erfahrungen nicht zu teuer bezahlt. 


Bücherbeſprechungen. 


Dr. Georg von Mayr, Profeſſor der Statiſtik, Finanzwiſſenſchaft 
und Nationalökonomie an der Univerſität München, Kaiſerl. Unterſtaats— 
ſekretär z. DP. Begriff und Gliederung der Staatswiſſenſchaften. 
Zur Einführung in deren Studien. Zweite umgearbeitete und vermehrte 
Auflage. Tübingen, 1906, H. Lauppſche Buchhandlung. 

Wie ein Sonntagsgang, ſagt der Berfaſſer im Vorwort, mutet es ihn 
an, wenn er ſich anſchickte von ſeiner Zinne in weiter Ueberſchau die Lagerung 
der einzelnen Wiſſensgebiete zu erkennen, in denen ſeine Sonderarbeit ein— 
ſetzt oder die doch dem Standort ſeines Arbeitens nahe liegen. Man wird 
dieſen Worten ohne weiteres zuſtimmen können, auch wenn man ſich deſſen 
bewußt iſt, daß der Blick von „ſeiner Zinne“ manchen in der ferne liegenden 
Gipfel undeutlich erſcheinen läßt und in der Niederung häufig Nebel und 
Dunſt den freien Ausblick verwehren. Und eben dieſe letzteren Tatſachen 
werden es nicht ganz gerechtfertigt erſcheinen laſſen, wenn von Mayr 
dieſen Sonntagsgang den Anfänger unternehmen läßt, den die ungewohnte 
Höhenperſpektive leicht verwirren kann. Als eine Einführung in das Studium 
der Staatswiſſenſchaften wird man das Mayhrſche Buch nicht bezeichnen 
fönnen, wohl aber wird es dem FFortgefchrittenen weſentliche Dienfle leijten 
und dem Fachmann mwirflich den Genuß einer fonntäglichen Hochtour gewähren. 
Dazu kommt, daß die Zeit nad einem foldhen — wenn es gejtattet ift, im 
Bilde zu bleiben — Baedeker im Reiche der Staatswiſſenſchaften förmlich 
ſchreit. Alle Grenzen haben ſich hier zwifchen den einzelnen Disziplinen ver: 
wiſcht und Örenzftreitigfeiten find an der Tagesordnung. So wenig tft man 
fih über den Geltungsbereih der Staatsmwiffenfchaften im flaren, daß das 
„Handwörterbuch der Staatswiffenichaften“ über diefen Begriff gar nichts 
enthält, vieleiht — und dann mit Unredt, weil der Herausgeber ihn für 
eine jelbjtverftändlihe an und für fich jchon Mare und eindeutige Boraus- 
fegung hielten. Erwähnt doh Mayr auch die interefjante Tatſache (p. 2), 
dag Schmollers Grundriß mit den Worten anhebt, die Volkswirtſchaft 
jet ein „ſtaatswiſſenſchaftlicher Rollektivbegriff,“ eine Erklärung, die ohne zu— 
reichende Definition des Begriffes Staatswiſſenſchaft ſchlechthin unver— 
ſtändlich bleibt. 

Um jo dankenswerter, daß von Mayr es verſucht hat, in dieſem 
Chaos Ordnung zu ſchaffen. Der Verfaſſer unterſcheidet (p. 17) in erſter 
Linie zwei große Wiſſensgebiete: Wiſſenſchaft vom Staat und Wiſſen— 
ſchaft vom Recht. Dort wo beide Gebiete ineinandergreifen, erhalten wir: 
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Staatsreht und Bölferreht. Je nah dem man nun die Wiſſenſchaft vom 
Staat unter foziologifchen oder jurijtifchem Geſichtspunkt betrachtet, erhält 
man zwei verjchiedene Willensgebiete (p. 53): Staatswiſſenſchaften 
im wörtlihen Sinne (Allgem. Staatsrechtslehre einſchließlich Völkerrecht, 
allgem. Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht) und Staatswiſſenſchaften 
im übertragenen Sinne (Wirtfchaftswiffenfhaften, Soziallehre und 
Statifti). Beim Fneinandergreifen beider Gebiete entiteht: Wirtjchafts- 
und Sozialpolitik, Finanzwiſſenſchaft und politifhe Statiftif. 

Bon Mayr bezeichnet als „Staat3lehre* ausdrüdlih nur die 
ſozialpolitiſche Betrachtungsweiſe des Staates, während er der juriftijchen 
Betrahtung den Namen „Staatsrechtslehre“ vorbehält (p. 24). Damit 
find von Anfang an eine ganze Reihe von Mifverftändniffen ausgejchaltet. 
Die Entwidlung der Staatswiffenihaften aus der älteren science de police 
erwähnt der Verfaffer zwar (p. 50), doch hätte die Hiftorifche Entjtehung 
wohl etwas weiter ausgeführt fein können. Wie denn überhaupt das Fehlen 
jeglicher hHiftorifcher Ableitung der einzelnen Diszipline als ein Mangel 
empfunden wird. 

Diefe — cum grano salis — unhiſtoriſche Betrachtungsweiſe fällt 
befonders auf bei dem Abjchmitt, der über die Nationalöfonpmte handelt 
(p. 64 ff), wo der Dogmengeſchichte diefer Wiffenfchaft nur ein anhangsweifer 
Plag angemwiefen wird (p. 70). Das ift um jo merfwürdiger als von Mayr 
die Wichtigkeit der dogmengeſchichtlichen Entwicklung wohl zu würdigen weiß, 
denn er verlangt bei der Wertlehre ausdrüdlih die Berüdjichtigung der 
prinzipiengefchichtlichen Geneſis (p. 68), Was aber der Lehre vom Wert 
recht, ift jeder andern Lehre billig. Die dogmengefhichtliche Entwidlung muß 
ihren Plag bei der Beſprechung der einzelnen nationalötonomifchen Yehren 
finden. Unter feinen Umſtänden darf fie weiterhin ihr Aſchenbrödeldaſein im 
Anhang eines Yehrbuhes führen. Der Berfafler wird dem auch ſchließlich 
zuſtimmen, da er ja die Theorie wohl zu jchägen weiß, warnt er doch felbft 
davor, die reine Tatſachenforſchung etwa mirtfchaftsgefchichtlicher Art für 
Nationalölonomie zu halten (p. 84), wie ſolches gelegentlich vorgefommen ift. 

Bei der Beiprehung der Soziologie vermißt man in der Literatur- 
angabe Ludwig Steins verdienjtvolle8 Werk: die foziale Frage im Lichte 
der Philojophie, Stuttgart 1903, 2. Auflage. Insbejondere hätte das darin 
enthaltene zweite Kapitel: „Der gegenwärtige Stand der Soziologie . . etc.*, 
in dem Stein den Begriff der Soziologie beftimmt, herangezogen werden 
follen, um jo mehr als fih von Mayr felbft mit diefer Begriffsbeftimmung 
befchäftigt. 

In dem Kapitel „Finanzwiſſenſchaft“ (p. 78) vermift man die Yehre 
vom Staatsbanferott, deren fyftematischer Ausbau eine dringende 
Notwendigkeit ift. Ein außerordentlicher Verdienft hat fich der Verfaſſer er— 
worben, indem er für die Berjelbjtändigung der allgemeinen Haus: 
haltslehre (p. 76), d. h. der Yehre von der Hausmwirtichaft eintritt. Ohne 
Firterung diefes Zweiges der Wirtichaftswiffenfchaft wird die für die Steuer: 
(ehre jo michtige Lehre vom Eriftenzminimum immer in der Luft ſchweben. 
Mit zwingender Logik legt der Berfafjer die Notwendigkeit des Aufbaues 
einer Lehre vom Privathbaushalt dar. | 
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Weniger überzeugend wirkt die Darſtellung der Statiſtik als 
Wiſſenſchaft (p. 96). Der Streit, ob Methode oder Wiſſenſchaft, iſt noch 
immer nicht erledigt, keineswegs dadurch daß von Mayr als Statiſtik 
einfach die Lehre von den ſozialen Maſſen bezeichnet (p. 58), 
höchſtens könnte man in dieſem Falle von Sozialſtatiſtik ſprechen, denn eine 
Rindviehſtatiſtik iſt ebenfalls Statiſtik und hat doch nur mit den Maſſen 
aber nicht den ſozialen Maſſen zu tun. Dieſes Problem harrt alſo 
nach wie vor der begrifflichen Klärung. 

Im letzten Kapitel beſpricht der Verfaſſer „die Eingliederung der 
Staatswiſſenſchaften in das akademiſche Studium“ und ſtellt hierbei die 
Forderung einer ſtaatswirtſchafthichen Fakultät auf. Wer 
die Zuftände an Univerfitäten fennt, an denen eine folche nicht ertjtiert, 
wo aljo der Nationalöfonomie Studierende, wenn er nicht Juriſt ift, ge— 
zwungen ift, fich feine Nebenfächer in der philofophifhen Fakultät zu fuchen, 
der wird dem Berfaffer unbedingt beiftimmen müſſen. 

Dr. Felir Pinkus, Bern. 
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Rösler, P. Auguſtin, C.8S. R., Die Franenfrage — 


der Natur, der Geſchichte und der Offenbarung beantwortet. N umge 
arbeitete Auflage. ar. BP (XX u. 580) M8. —; geb, In Selnwand 


P. NRöster unterſucht die lebten Ucfaten, ber Geſchlechtadifferenz und leitet daraus die prab 
tiſchen Folgerungen ab; Insbeionbere find die Unterſchlede auf geiftigem a ſeeliſchem —— 
eingebend dargele Der Berfaffer läßt feine Meinung binter den Tatfaden der Natur, 

Se Ste — Inter der Stimme der Offenbarung snrüdtreten. Im Bergielg rn erften "But 
—— re neues Bud, das nicht Bios dem fan 
— fondern auch Gegenftand in leicht — ——— allfeltig 


\ 1 





Im Verlage von scheitlin Spriug & Cie, Thunstrasse8, Bern, ist erschienen, 20 
 — — \ 


Lehrhuch der Verbrecher Main 5 


oder 


das anfhropometrische Signalement 


von A. Bertillon 
Chef des Bureaus für Identitätsnachweis in Paris, 27, 





— 
‚Ins Deutsche übersetzt von Dr. v. Sury, gewesener Professor der Universität Basel 








e bisherigen Versuche zur Identifizierung von Verbreshern haben ihren 
ES * nicht ‚genügt. Erst die Bertillonage hat uns die nötige Sicherheit 
geschaffen, um in unzweifelhafter Weise Identifikationen vorzunehmen und fest- 
zustellen. Dieses neue Verfahren zu kennen, ist daher für alle Regierungen, für 
sämtliche Beschlitzer und Vertreter der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ine 
absolute Pflicht. 
Das Verlagsrecht für Bertillon In deutscher Ausgabe (Edition de Berne) hat 
einzig die Verlagsbuchhandlung Scheitlin Spring & Öie., Bern. . 


Preis der 2 Bände mit Tabellenwork inkl. mehrere hundert Illustrationen Fr. 26. - — 
Bei Abnahme von 5 Exemplaren Fr. 100, — 


BEE” Sämtliche zur Durchführung der Bertillonage RENTEN Mess- 
BEE instrumente sind ebenfalls durch unsere Buchhandlung zu beziehen. 


Das Signalement 
von Adolf Jost, Polizei-Inspektor des Kantons Bern, ist die Bertillonage in auszugs- 
weisem verkleinertem Massstabe. 
Einzelpreis 1.50. 10 Expl. 12.— 100 Expl. 100. —. 


Behörden und Polizeiorgane aller Kantone werden im Interesse eines 
verbesserten Sicherheitsdienstes auf vorstehende Werke aufmerksam gemacht. 
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